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Achtes Kapitel. 

B. Besondere Anstalten. 

^ Die Staatswirtschaft darf sich nicht darauf beschranken, 
allgemeine Anstalten zu gründen und Einrichtiingen zu treffen,. 
welche unmittelbar der ganzen Nation und dem gemeinen 
offentlichen Verkehre dienen. Sie bat auch die Pflicht, teils 
besonderen Zwecken, welche in einzelnen Fâllen ihre Hilfe 
erfordern, teils bestimmten Berufs- und Lebensverhaltnissen 
ihre wirtschaftliche Sorge zuzuwenden. Dahin gehoren: 

1. Die wirtschaftlichen Vorkehrungen, um der 
Teuerungsnot entgegenzuwirken und der Arbeitsnot ein- 
zelner Volksklassen zu begegnen. Wir kônnen das Unter- 
stützungspflege heissen, welche von der eigentlichen 
Armenpflege wohl und in^derselben Weise zu unterscheiden 
ist, wie die Unterstützungspolizei von der Armenpolizei.^ 
Wirtschaftliche Massregeln gegen die Teuerungsnot sind z. B 
die Anlegung von Getreidemagazinen des Staates'^ und die 
Ermunterung der Gemeinden zu âhnlicher Sanohnlung von 
Vorrâten, in dem âlteren Staate mit Natmalwirtschaft not- 
wendig, in dem neueren Staate mit Geldwirtschaft und rei- 
cheren Verkehrsmitteln nicht mehr zu empfehlen, Begünsti- 
gung des Getreidehandels und Transportes von Lebensmitteln, 
im Notfalle auch Staatsankâufe. Ebenso lasst sich ^’fter plôtz- 
licher Arbeitsnot von Seite der Staatswirtschaft begegnen 
durch Unternehmungen oder Ausdehnung ôfîentlicher Werke, 
welche grosse Massen von Arbeitern beschâftigen und, indem 
sie denselben Brot verschaffen und dem ins Stocken geratenen 


1 Vgl. oben Buch IV, Kap. 5, S. 299 ff. 

2 Friedrich der Grosse: Essai sur les form. du gouvern. : „Tout 
souverain attaché au bien public est obligé de se pourvoir de magasins 
abandonnement fournis pour supléer à la mauvaise récolte et pour pré- 
venir la famine. “ 
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Es ist eines der charakteristischen Kennzeichen der mo- 
dernen Rechtsbildung, dass sie wieder jenen ünterschied 
erkannt hat, und infolgedessen die beiden Gebiete sondert. 
Wir sind vorzüglich seit dem achtzelinten Jahrhundert in 
einem unaufhaltsam fortschreitenden Scheidungspro- 
zesse begriffen des offentlichen R.echts von der früheren 
Mischung mit dem Privatrecht Dieser Scheidungsprozess, 
der sich in allen europàischen Staaten zeigt, ist noch nicht 
vôllig, aber grôsstenteils zum Abschluss gekommen. Da»5 
ôffentliche und das Privatrecht gewinnen dabei. Jenes wird 
energischer und grossartiger, indem es sich nicht mehr von 
der Selbstsucht der Individuen und Familien behiiidern und 
verderben, sondern durchaus von dem offentlichen Geist des 
Ganzen erftillen lasst und demselben dient, und das Privat- 
recht wird freier, indem es von der staatlichen Gebundenheit 
sich losmacht. 

Das Staatsrecht geht grundsâtzlich vom Staate, das 
Privatrecht von den einzelnen Individuen, den Privat- 
personen aus. Jenes behandelt die rechtlichen Verhàltnissc 
des Staates, dieses die Rechtc der Privaten. 

Allerdings gibt es auch Uebergange aus dem einen Ge- 
biete in das andere. So gehoren die Rechte des,Fiskus *dem 
Privatrecht» an, weil der Staat, insofern er ein ausschliess- 
liches Vermôgen hat, einer Privatperson gleich und als Fiskus 
selber eine Privatperson ist. So haben die politischen Rechte 
der einzelnen Menschen (z. B. das PeJtitionsrecht. die Press- 
freiheit) ihren Platz nicht im Privât-, sondern im Staatsrecht^ 
weil dieselben auf dem Verhàltnisse der Individuen zum Staate 
beruhen,* somit der ôffentliche, staatliche Gesichtspujikt in 
ihnen vorherrscht. 

Das Staatsrecht wird daher auch seinem Inhalte nach von 
dem Staate bestimmt, und ist der Willkür der Privatpersonen 
entrückt. Das Privatrecht dagegen erhalt seinen Inhalt grôss- 
tenteils im allgemeinen von* der Na tu r und den ZiK^tàndeit 
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(1er Privatpersonen und im besondern von ihrem Willen. 
In dem Staatsrecht herrscht der Geist des Ganzen, iin Privat- 
recht waltet der Geist der Einzelnen. Den Individuen steht 
es deinnacli nicht zu, durch Vertrage offentliclics Recht ab- 
znandern oder aufzuheben, wâhrend sie in der Regel das 
Privatrecht nwier sicli <lurc:h Vertrage beliebig gestalten 
künnen; nnd je mehr bei einzelnen Regeln des Privatrechts 
offentliche Staatsinteressen beteiligt sind, desto weniger dürfen 
Privatvertrâge willkürlich auch von jenen abweichen.'^ 

Für das Staatsrecht gilt es ferner als Regel: Oeffent- 
liches Redit ist zugleich offentliche Pflicht. Der 
Berechtigte ist veriifiichtcît, sein Redit auszuüben. Der Regent 
ist nicht bloss ben^clitigt er ist gleichinâssig auch verpfîichtet, 
zu regieren, ebenso der Richter, zu richten. Im Privatrecht 
hingegen gilt die entgegengesetzte Regel. Es steht in der 
Willkür des Berechtigten,' ob er sein Redit ausüben wolle 
oder nicht. Der Grund dieses IJnterschiedes ist wieder darin 
zu finden, dass das Privatrecht dem Einzelnen zugchort und 
meistens nur für dicsen besteht, das offentliche Redit aber 
dem Ganzen zukommt und im Interesse der Gesamtheit be- 
steht. Der Staat selbst kaiin daher wohl sein Redit aufgebeii 
oder auf die Ausübung desselben verzichten, nicht aber dürfen 
das die einzelnen Organe und Glieder des Staates.’ 

Bcide Regeln haben übrigens zahlreiche Ausnahmen, die 
sich ans dem Princip jener von selbst ergeben. Einige Bei- 
spiele mëgen (lies klar machen: 

1. Der einzelne Staatsbürger kann beliebig von seinein 
Rechte zu Petitionen, oder von seinem Rechte an politischep 

i Vgl. L. 38. 1). de Paciis {Papinianus): ,,Jus publicum privatoruni 
paetis iniiiari non potest.“ Code Civil Art. 6: .,Cln no pont déroger, par 
des conventions particnliores, aux loix qui intéressent l’ordre public et 
les bonnes ma*urs.“ 

3 c. nn. C. ni neino invitas (Imj». Diocletianus): ,, Invitas agere vel 
aceasare nemo cogitar.“ Privatrecht liehes Spricliwort: „.Jare sao ati 
nemo cogitar.“ 
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uiid tiberlàsst die Darstellung der Verhàltnisse mehrerer Staateii 
zii einander der besonderen Wissenschaft des Volkerrcchts. 

2. Eine aiidere Ausscheidung des Stoffes bezielit sich auf 
das Kirclienreclit. 

lu dem ganzeii Altertuin war der Oegensatz von Staat 
und Kirche zwar wolil schon iin Keiiiie vorhanden und sicht- 
bar, aber nicht zu klarer Sonderang aiisgebildet. Den llomern 
iiocli galt das jus sacrum als ein Bestandteil des jus publicum. 

Erst seitdem das Cliristeiitum in die Welt gekonime;îi, 
ist die Kirche als die religiosc Gerneinschaft der Menschen 
dem Staate als der politischen Gerneinschaft ebenbürtig zur 
Seite getreten. ünd wie die Kirche eine eigene Idee und 
einen nicht auf staatlichem Boden gepflanztcn, nicht irn Staats- 
gebiet gross gewachsenen Leib und ein besonderes Dasein bat, 
so erfordert auch das (christliche) Kirclienreclit eine von dem 
neueren Staatsrechte getrennte Behandlung. Es beruht wesent- 
lich auf der Eigenart der Kirche, nicht auf Staatsgebotcn. 
Sein Inhalt liât einen anderen Grundcharaktcr als ailes andere 
llecht. Es steht den hoheren religiosen und sittlichen Grund- 
siitzen nàher, mit denen es verbuiidcn und gemischt erscheint, 
und es entbehrt mehr des ausseren Zwangs als das weltliche 
Kecht, dessen Schutz es in manchen Fallen anzurufen geiîôtigt 
ist, wenn^ die eigenen Notigungsmittcl nicht ausreichen. 
Wird aber nicht das Recht der Kirche von dem ihr zuge- 
horigen eigenen Standpunkte aus, sondern wird nur das Ver- 
haltnis des Staates zur Kirclic und den kirchlicheh 
Institutioiien von dem Standpunkte des Staates aus 
betrachtet, so gehôrt diese Betrachtung allerdings vollstandig 
iif das jGiebiet des Staatsrechts. 

3. Der Civilprozess ferner grossenteils und das ganze 
Strafrecht, den Strafprozess inbegriffen, werden mit 
Grund auch zum oifentlichen Rechte gerechnet. In dem Pro- 
zess gewâhrt der Staat als solcher den Privatpersonen seinen 
Rechtsschutz gegen Verletzung und Beeintrâchtigung ihrei* 
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liechtssphàre, und in dem Strafrechte in seiner neueren Ent- 
wickelung âussert sich wieder die Gerechtigkeit des Staates, 
welche nicht bloss den Verletzten schützt und die Verlel^uiig 
aufhebt, sondern überdem den verbrecherisclien Angriff auf 
die gemeinsame Reclitsordnung bestraft. 

Dessenungeachtet aber werden der Civilprozess und das 
Strafrecht aus dem eigentlithen Staatsrechte hinwieder aus- 
geschieden und besser als besondere Disciplinen behandelt, 
teils um ihrer engen Beziehuiig willen auch zu dem Privat- 
rechte, mit welchem sie innerlich verwoben sind und desseii 
Sicherheit der Civilprozess ganz, das Strafrecht zu grossem 
Teile dient, teils weil sie an sich umfangreich und wichtig 
genug sind, um oine besondere Behandlung zu erlangen. 

4. In âhnlicher Weise, wie wir von der Politik, d. h. 
der Staatspraxis im grossen, die Vcrwaltung, d. h. die Be- 
sorgung der offentlichen Geschâfte im einzelnen und kleinen 
unterscheiden , pflegen wir auch das Staats redit und das 
Yerwaltungsrecht (Polizeirecht inbegriffen) zu unterschei- 
den. Der Gegensatz ist ein fliessender und erklârt sich 
w^eniger aus principiellen, als aus methodischeii und techni- 
schen Gründen. Man findet sich eher zurecht, wenn man 
einerseits den Staat in seinem geordneten Bestande und 
andererseits die Staatsgeschâfte in der besondereu engen Be- 
grenzung der einzelnen Falle nàher in ihrer rechtlichen Natur 
prüft und darstellt. 


Drittes Kapitel. 

Bie Quelleu des Staatsreclits. 

A. Das desetz. 

Die hôchste und staatlichste Form, in wclcher das Recht 
erkennbar und klar zu Tage tritt, ist das Gesetz. In dem 
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Gesetze linclet das Recht seinen bewusstesten und reinsten 
Ausdruck. In dem Gesetze spricht sich der Staat selbst in 
seiner Gesamtheit aus. In dem Gesetze offenbart sich das 
Rechtsbewusstsein des Staats und der Rechtswille des Staats 
in dauerliaften Institutionen, welche der Staat schafft, oder in 
allgemeinen Rechtsregeln oder Rechtsvorschriften, welche der 
Staat erlâsst. Das Gesetz ist das voile Wort des autoritativ 
verktindeten Rechts. 

Dem modernen Staatsbewusstsein erscheint daher die Foiv- 
derung als unabweisbar, dass das Gesetz der Ausdruck nicht 
ausschliesslich der obrigkeitlichen Gewalt, sondern des 
ganzen Staates (die Regierten inbegriffen) sei. Daher wird 
die Zustimmung der Volksvertretung in den freien Staaten 
als eine Grundbedingung der Verbindlichkeit der Gesetze 
bctrachtet. 

Die Gesetzgebung liât in dem modernen Staate eine weit 
grossere Bedeutung erlangt als in früheren Zeiten. Die 
heutigen Menschen betrachten die gesetzliche Ordnung auch 
des offentlichen Rechts als eine der starksten Garanticn für 
die Sicherheit und Güte der Rechtsordnung und für die Frei- 
heitsrechte des Volks und der Gesellschaft. Aber wenn man 
auch von dem Vorurteil der Romantiker frei ist,^ welche das 
ungeschriebpne Recht dem Gesetzesrecht vorziehen, weil sie 
lieber im Dunkeln schwarmen, so darf doch die Gefahr nicht 
gering geschâtzt werden, dass zuweilen übereilte Meinungen 
und willkürliche Satzungen dii3 autori;,ative Gesîalt von 
Gesetzen annehmen. Der harte formelle Ausdruck des Ge- 
setzes deckt ofter die natürliche Rechtsvorschrift nicht vollig, 
uml die. gesetzliche Rcchtsbildung leidet einpfindlich an einer 
starren Unverànderlichkeit wàhrend làngerer Zeit und dann 
wieder an einer ruckweisen, plotzliche Aenderungen bewirken- 
den Neuerung. 

Dem Umfange ihrer Gattung nach unterscheiden wir 
Reichsgesetze, Landesgesetze, Provinzial- und sogar. 
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Lokalgesetze: je nachdem das Gesetz auf das weite Gebiet 
eines grossen, aus Lândern zusammengesetzten Reiches, oder 
auf ein einzelnes Landesgebiet, oder nur auf Bestandteile 
eines solchen sich bezieht. 

In analoger Weise, wie der Staat durch seine Gesetze 
Rechtseinrichtungen schafft und Rechtsregeln festsetzt, konnen 
auch, freilich nur in einem oeschrànkten Kreise der Anvven- 
(iung und mit guringerer Autoritat, selbstandige Gemeinden, 
Korperschaften, Genossenschaften, Familien kraft ihrer Auto- 
nomie Reclitssatzungen aussprechen und dafür eine be- 
schrankte Autoritat in Anspruch nehmen. Das Mittelalter 
war solclier Autonomie viel günstiger als der moderne Staat, 
welcher die Einbeit, Gleichhcit und Volkstümlichkeit des 
Redits gegen aiitonomisclie Aenderungen zu schützen sucht. 
Die autonomische Festsetzung von besonderen Statuten und 
Ordnungen, im Interesse der freien Bewegung besonderer 
Lebenskreise unentbehrlidi, wird daher nur unter Beachtung 
(1er gesetzlichen Schranken erlaubt, und die Staatsgewalt be- 
hillt sich auch im Interesse des allgemeinen Rechts eine Kon- 
trolle vor. Wichtige Anwendung der Autonomie im offentlicheu 
Redite sind die Hausgesetzc der Dynastieii, die Statuten 
der Stadte, die offentliche Ordiiuiig der Kir ch en, die 
Satzungen von Orden u. dgl. 

Das Verhaltnis der Gesetzgebung zum Staatsrecht ist 
übrigens dem Verhaltnis derselbeii zum Privatrecht nicht 
vollig gleich. Der Staat aïs Gesetzgeber bat mit Bezug auf 
jenes viel freiere Hand als mit Rücksicht auf dieses; demi 
indem er staatsreditliche Einrichtungeii und Rechtsvcrhàltnisse 
festsetzt, haiidelt er in seiner eigenen Sache, wenn er 
dagegen privatrechtliche Gesetze erlàsst, so ordnet er nicht 
seine eigenen, sonderii die Verhaltnisse der Privatpersonen, 
die weder sein Werk, noch vollig von ihni abhangig sind. 
So wenig die Individuen erst durch den Staat zu Individuen 
werden, so wenig wird das Redit; der Individuen erst durch 
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deii Staat zum Recht. Dasselbe kann zwar seine liochste 
Ausbildung und seinen kràftigsten Schutz erst in dem Staate 
iin^ durch den Staat enipfangen, aber es wurzelt nicht in 
diesem, und die Aufgabe des Staates ist hier vornehinlich, 
dein Privatreclite, wie es ans den natürlichen Zustànden und 
der geschichtlichen Entwickelung der Einzelnen hervorgegangen 
ist, zur Anerkennung zu verhelfen, nicht aber dasselbe will- 
kürlich zu bestimmen. 

Die wichtigen praktischcn Folgen dieses Gegensatzes wer- 
den spâter nàher dargelegt werden. 


Viertes Kapitel. 

B. Staatlicher Vertrag. 

Auch durch Vertrag wird ofter bestehendes Staatsrecht an- 
erkannt, naher normiert oder abgeandert. Sowohl die eigent- 
lichen Staatsvertrage, welche zwischen verschiedenen 
Staaten abgeschlossen werden und insofern eine vôlkerrecht- 
liche Begründung haben, als die Vcrtrage zwischen ver- 
schiedenen politischen Korperschaftcn oder Glieaern 
eines Staates, wie die alten Richtungen der romischen 
Patricier und der Plebes, oder im Mittelalter die Vertrage 
zwischen den verschiedenen Stânden des Landes mit den 
Fürsten, kommen hier in Betraclit. 

Verwandt sind die Staatsvertrage mit den Gesetzen in- 
sofern, als sie wie diese den Rechtsgedanken in bestimmten 
Worten.und zugleich mit ôffentlicher Autoritat aussprechen. 
Aber dadurch unterscheidet sich die Vertragsform von der 
Gesetzesform, dass in dieser die Einheit des Staates sich 
iiussert, in jener eine Mehrheit von zunachst selbstandigen 
politischen Kôrpern durch Uebereinkunft den gemeinsamen 
Willen feststellt. Innerhall^ eines Staates ist daher die Form 
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des Gesetzes jedenfalls die hohere, eben weil in ihr der Staat 
als ein in sich harmonisches und einheitliches Wesen seine 
Gesinnung kundgibt. Wo aber mehrere Staaten zugleiclj be- 
teiligt sind, da ist die Form des Vertrages unvermeidlich, 
weil es fur diese Mchrheit von unabhangigen Staaten an 
einem gemeinsainen Organe der Gesetzgebung fehlt. 

Audi da, wo innerhallf eines Staates die Gesetzgebung 
nicht etwa einem Fürsten oder einem Rate ausschliesslich 
/iisteht, sondern auf einem Zusarnmenwirken verschiedener 
Glieder eines zusammengesetzten gesetzgebenden Kôrpers be- 
ruht, wie z. B. in England auf der Uebereinstimmung des 
Konigs, des Ober- und des Unterhauses, und im Deutscheii 
Reidie auf der Uebereinstimmung des Bundesrats und des 
Reidistags, tritt dodi die Idee des Vertrages ganz zurück, 
und würde maii dieses Zusammenwirkcii nur sehr uncigentlicli 
als Uebereinkunft bezeidipen. Das von dem Parlamente oder 
von dem Reiehe besclilossene Gesetz ist nicht ein Vertrag 
verschiedener politischer Machte, die jede in sich selbstândig 
und berechtigt wàre, für sich einen rechtsverbindlichen Willen 
zu aussern. Die einzelnen Bestandteile des Parlamentes 
oder der Reichsvcrsammlung haben, getrennt von den anderen 
Gliedern derselben, keine rechtbildende Autoritat noch Ge- 
walt. Nur in ihrer Verbindung zur Einheit, nur ,als ein un- 
trennbarer, einheitlicher Staatskorper haben sie das Rccht 
der Gesetzgebung, und das Gesetz ist auch hier der reine 
und eintache Ausdiuck dieser Einheit. 

Das Unvollkommene der Vertragsform für die Erzeugung 
des Staatsrechts in einem Staate liegt darin, dass nach ihr die 
Einheit des Staats aufgehoben, und der Staat selbst gewissèr- 
massen aufgelôst wird in seine Bestandteile, dass der Form 
nach das Recht des Staats gebunden wird an den Willen der 
einzelnen losgerissenen Teile, mit einem Wort, dass im 
Princip das Ganze den Teilen untergeordnet wird. 
Die Geschichte aller germanischen Staaten gibt uns zahlreiche 
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Belege an die Hand, welche diese Unvollkommenlieit — die 
Unbehilflichkeit und Schwerfâlligkeit in der Bewegung sowohl 
als (lie mangelhafte Berûcksichtigung der ôffentlichen Inter- 
essen und der gemeinsamen Staatswohlfahrt — , die mit der 
Vertragsform unvermeidlich verbunden ist, ins rechte Licht 
stellt; zugleich zeigt sie uns, wie die hohere Ëntwickelung des 
Staates überall die frühere Vertragsform durch die Gesetzes- 
form teils verdrangt, teils in engere Schrankèn verwiesen bat. 

Aiimerkuiig. Die Ewigkcit der Staat s vert r lige ist uiclU 
minder ini VViderspruchmit der Verànderlichkeit aller mensclilichen Dirige, 
und so auch des Staates, als dieEwigkeit der Gesctze. Soweit das 
Redit die obersteii und festen Priiidpicn der gottlichen Weltordniing in 
einiacher uiid reiner Form ansspridit, soweit kanu sein Inlialt als ewig 
gelten. gleidi jener. Aber sowie das Redit die wechselnden und der 
Unigeslaltung ausgesetzlen niensehlidien Vcrhaltnisse ordnet, so ist es 
genbtigt, diesen Wedisel und diese Uinwandlung zu beriieksiditigcu und 
unterliegt so selber den Naturgeselzeu der Veranderiing. Die Form der 
Ansspraehe diirdi Gesetz odcr Vertrag kanu das nidit lindeni. 


Fünftes Kapitel. 

C. Obrigkeitlicke Rechtsbildung. 

Wir unterscheiden von der gesetzlichen Aussprachc des 
Rechts, welche auf der gemeinsamen Autoritat des ganzen 
Volkes ruht, die obrigkeitliche Rechtsbildung, welche nur 
auf der Autoritat der obrigkeitlichen Aeinter und Behorden 
beruht. 

Dieselbe kommt in zwei Hauptformen vor: erstens in 
Form der Verordnung und zweitens in Form des richter- 
lichen Rechtsspruchs. 

1. Die Verordnung ist insofern mit dem Gesetze nahe 
verwandt, als sie ebenfalls in autoritativer Form und in be- 
stimmten Sâtzen, also mit staatlichem Bewusstsein unH Willei> 
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sowohl Rechtseiïirichtungen schafft, als Rechtsregeln ausspricht. 
Aber sie unterscheidet sich dadurch von dem Gesetze, dass 
in diesem der allgemeine Wille des ganzen Staats, in jrnem 
nur der Wille einer ob/îgkeitlichen Beh(>rde offenbar wird. 
Dort ist der Volkswille (populi jussus), hier die Anordnung 
der Regierung oder ül^erhaupt eines Amts (edictum inagi- 
stratus) die bestimmende Autoritàt. Daher ist die Verordnung 
dem Gesetze untergeordnet und ihre Anwendung in dem 
niodernen Verfassungsstaat eine eng begrenzte. Immerhin 
gibt es auch da Landesverordnungen, welclie von der 
Landesregierung (dem Konig) für das ganzc Land erlassen 
werden, provinzielle und Bezirks- und Kreis-Verord- 
nungen für die einzelnen Teile des Staatsgebietes und 
lokale Verordiiungen für einzelne Orte. 

2. Die richterlichen Urteile (res jiidicata) haben 
zwar zunachst nur die Aufgabe, das vorhandene Recht im 
einzelnen Fall vor Verdunkelung klar zu stellen und gegen 
Storungen und Verletzungen zu schützen. Aber indem sie 
diese Aufgabe erfüllen, wirken sie doch an der feineren Aus- 
bildung und Durchbildung des Redits mit, und es werden so 
die grundsiitzlidien Erkenntnisse zu einer allgemeinen Redits- 
autoritàt. 

Für das Privatreclit ist diese Autoritàt der Geridits- 
praxis làngst anerkannt. Sie ist aber ebenso notig und 
ebenso wirksam auf dem Gebiete des offentlichen Redits. Je 
mehr die neue Zeit das Veiiangen nach einem geordiieten 
gerichtlicheii Reditsschutze für das offentliche Recht zu er- 
füllen vermag, um so bedeutsamer wird auch diese Rechts- 
quelle werden. 
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Sechstes Kapitel. 

D. Herkommen nnd Bewohnheit. 

In den politischen Akten iind Uebungen sowohl der 
Staatsgewalt als des Volkes àiissert sicli das vorhandene 
Rechtsbewusstsein vielfaltig, auch obne dass es in der Form 
des Gesetzes ausgesprochen wird. Hat der darin kiind- 
gegebene Geist eine bestimmte feste Konsistenz erlangt, ist 
er diirch das Herkommen gewissermassen geheiligt, diirch 
offene Uebung bekrâftigt, so ist ihm so das Gepriige der 
Rechtmàssigkeit aufgedrückt, es bat sicli als nationales 
Recht manifestiert. 

In dem Staatsrechtc der Rômer bervihtcn die wichtigsten 
Institutionen und Rechtsgrundsâtze nicbt auf einem go- 
schriebenen Gesetze noch auf Vertiag, sondern auf solcher 
dem Rechtsgefühle und den Rechtsanscbauungen des Volkes 
entsprechender guter Gcwohnheit. Das Staatsrecbt des Mittel- 
alters ist vorzugsweise auf Herkommen und Uebung gegründct. 
Auch das englische Staatsrecbt ist zum Teil auf diesem Boden 
erwaclisen, und àbnliche Bestandteile des offentlicben Rccbtes 
finden wir allerwârts. 

Das Gcfwohnheitsrecht aber stelit, obwohl es eine reich- 
haltige und lebendige Rechtsquelle ist, dem urkundlichen 
Gesetzesrecht an Klarheit und Scharfe des Ausdi’ucks regel- 
mâssig nach. Das unbcwusste Gefühl des Notwendigen gibt 
sich in der Gewohnheit kund, der bewusste Wille des Rich- 
tigen aber vorzugsweise in dem Gesetz. Auf der anderen 
Seite ist das Gewohnheitsrecht aber weniger starr a^s das 
Gesetz und lehnt sich leichter an die bestehenden Verhalt- 
nisse und deren stille ümgestaltung an. 

Die sogenannte Natur der Sache, insofern sie als recht- 
bildend angegeben wird, ist nichts anderes als die Macht der 
vorhandenen realen Verhâltnisse (physischer und psycbi- 
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scher), verbunden mit dem Gefühle des Volks, dass dieselben 
als notwendige Bedingiingen des Gemeinlebens erkannt und 
notigenfalls erzwungen werden müssen, somit rechtlichen 
Einfluss, rechtliche Geltung haben. Die Natur der Sache 
wirkt von Anfang an, die Gewohnheit dagegen wirkt erst 
in behaniicher Folge, 

Das Recht kommt niclit von aussen her als ein Fremdes 
an die Dirige heran, es wird auch nicht von den Dingen ab- 
gdost und gleichsam ausgestossen. In Wahrheit ist das Recht 
eine bestimmtc Form und Richtung der Existenz selbst. Der 
Staat, wic er ist, ist das Staatsrecht. 

A ninerkungeii. 1. Bas G e wolin heitsrecht wurde von jeher 
überall anerkannt. Cicero de Tiiveiit. IL 22: „Consnetudiiiis aiitem jus 
esse pntatiir id, quod voluntale omnium sine Icge vetustas c()mprobavit.“ 
— Praefaiio legis Baimmriorum : „I.onga consiietudo pvo lege habetur. 
Lex est coiistilntio scripta, mos est vetustate probata consueludo, sive 
lox non scripla.“ Sehwabenspiegel 40: „S\va giiot gewanheit ist, 
din is relit. Gnotiu gcwanlieit unde relitiu gcwanbeit daz ist diu, diu 
vvider geistlich relit niht en ist unde wider gotes hulde nocli wider 
manliehcn ôren, nocli wider mensebliches gewizen nocli wider mcnsch- 
lichon friuwen nocli wider die selikcit der selen. Giiot gewanheit ist als 
guot als gesehriben relit. “ Puchta, Gewohnheitsrecht II. 8; „Aiich für 
das Volk, ans dossen Rechtsansichten sie hervorgeht, dient die Uebung 
gleiehsam als der Spiegel, in welcliem es sein eigenes Selbst erkenrit.“ 

2. Nacli MonUaquicu Esprit de.s Lois 1. L 2 ist das Recht im weitesteii 
8inri nichis anderes als die voii der Natur der Dirige abgeleiteteii 
notwendigen Verbal tni s se. «Les lois soni les rapports m^cessaires 
qui dérivent de la nature des choses, et dans ce sens tous les êtres ont 
leur lois.^^ Bas Recht se^zt allerdings die iirsprüngliche Schopfung, d. h. 
das Basein verschiedener Existenzen voraus, deren naturgeniasse Ver- 
hrlltnisse es erkeiint und aufrecht erhàlt, deren Ordnung es ist. 
Wenii Schmidthenn er XII Bûcher vom Staate L S. 241 sagt: Montes- 
quieu batte wohl bosser geschrieben „qui constituent" la nature des 
choses, so kehrt er den Avirklichen Gedanken des franzosischen Recht s- 
gelehrten urn. T hiers (de la propriété Ch. 2) drückt die Meiriung 
Montesquieus nur in eiuer audereii Fassung ans, indem er «leuselben ver- 
bessern will. wenn er sagt: „Les lois sont la permanence des choses." 
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Siebentes Kapitel. 

E. DieWissenschaft. 

Die Bestimmung der Rechtswissenschaft ist zunâclist 
keineswegs die, neues Recht liervorznbilden, sonderii vielmehr 
die, das bereits vorliandene Recht zu erkennen. Iii- 
sofern gehort dieselbe ihrer wesentliclien Thâtigkeit nach 
iiicht zu den Rechtsqiielleii, soiidern sie begiitigt sicli, aus 
den bisher genannten Rechtsquellen zu scliopfen. 

Ausserdem hat aber die Wissenschaft aucli eine pro- 
duktive Bedeutung, um derentwillen sie allerdiiigs selber 
auch zu oiner Reclitsquelle wird, und ::vvar in zwiefacher 
Bezîehung. 

Ftirs erste verlullt sich die Wissenschaft mit Bezug auf 
die übrigen Rechtsquellen nicht bloss rezeptiv. Sie sammclt 
nicht bloss den Rechtsstoff, sie verarbeitet denselben, und 
eben durch diese Verarbeitung erweitert sie zuweilen das 
vorliandene Recht. Sie zieht z. B. aus den Gesetzen Folge- 
rungen, an welche der Gesetzgeber selber vielleicht nicht ge- 
dacht hat, und die dennoch nicht bloss logisch konsequent 
sind, sondern zugleich zu dem ganzen Rechtssystem passen, 
und sowohl innerlich begründet sind, als zu der ausseren 
Rechtsordnung gehoren. Oder sie bringt nicht bloss einzelne 
Rechtsvorschriften des Gewohnheitsrechts zu bdherer Klar- 
heit, sondern wirkt auch hier erganzencl ein, indein sie die 
Uebergange von diesem zu dem geschriebenen Redite ver- 
mittelt. 

W'ichtiger noch ist eine zweite schôpferische Thâtigkeit 
der Wissenschaft, welche sich aus der Natur der Rechts- 
ideen erklart. Die Reclitsideen als solche nâmlich sind 
keineswegs wirkliches Recht; ihre Erkenntnis an und 
für sich ist daher zunâchst iiur eine freie Thâtigkeit der 
Wissenschaft, ohne uimiittelbaren Einfluss auf die Rechtg- 
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ordnung. Zu Redit aber werden die Rechtsideen, weiin sic 
gewissermassen Leib gewinnen, d. h. wenn sie in dem 
Staate als feste Regeln anerkannt werden und pposi- 
tive Geltung erlangen. Ans blossen philosophischen Ge- 
danken oder moralischen Vorscbriften werden sie dadurch in 
Reditssâtze umgewandelt, dass sie von dem Volksbewusstsein 
als bestimmend und verbindend aufgenommen und iin Staate 
gohandhabt werden. Diese Erweiterung des bestehcnden Redites 
wird sehr oft statt durch die Gesetzgebung durch die Wisseii- 
scliaft vermittelt, und insoferii reiht sicli diese den übri- 
gen Reditsquellen an. 

Die Wisseiisdiaft ist hier nur iiiclit mit der Gelehrsam- 
keit zu verwediceln, nodi darf man die wissensdiaftlidie 
Tliàtigkeit auf schriftstellerisdic Abhandlungen besdiranken. 
Der Staatsmanii, weldier in eiiier offentlichen Débatte diirdi 
seine Rede das Princip zur Klarheit bringt, und das allge- 
meine Urteil für desseii Anerkennung bestimmt; der Feld- 
heiT, weldier in einem l’agesbefehl die Grundsàtze kundgibt, 
für weldie er mit seiner Armee cinzustelien sich für ver- 
pfliditet hait, und dadurch die Zweifel lost und die Gemüter 
zur Iluldigung leiikt; der Richter, weldier durch die Ent- 
sdieidungsgi’ünde seines Urteils den Streit über das Princip 
in einer Weise hebt, weldie allgemeine Billigung findet; der 
Journalist, der durch seinen leiteiidcn Artikel der offentlichen 
Meinung die Richtung gibt, und den Staat bestimmt, einen 
Satz als Recht gelten zu lassen, der bisher noch nicht zur 
Klarheit erhoben, noch nicht in die Rechtspraxis eingetreten 
war, sie aile vergrossern auf wissenschaftlidiem Wege das 
vorhandene Kapital des bestehcnden Rechts. Ganz /orzugs- 
weise aber geziemt diese wissensdiaftlidie Thàtigkeit den 
Staatsmànnern, und von jeher haben sich auch wahre Staats- 
manner dadurch ausgezeichnet, dass sie — nicht immer in 
der Form der Gesetzgebung und nicht immer unter dem Siegel 
der obrigkeitlichen Autoritat, sondern oft in der freien Form 

Bluntschli, allgemeines Staatsrecht. 2 
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wissenschaftlicher Aeusserung das Recht ihres Volkes be- 
reicliert haben. 

Das wissenschaftliche Recht ist mit dem Gewohii- 
heitsrechte verwandt Wie dieses unterscheidet es sich von 
dem Gesetzes-, dem Vertrags- und dem obrigkeitlichen Recht 
durch den Mangel einer âusseren Form, welche als solche 
schon mit der staatlichen Autoritat ausgerüstet ist. Wie dieses 
hat es nicht einen offiziellen Charakter, sondern beruht aiif 
freien Aeusserungen des Volkslebens. Es ist daher audi 
wie dieses beweglichcr, verânderlicher, dem Zweifel ausge- 
setzter, aber auch wie dieses lebensfrisch. Es unterscheidet 
sich aber von dem Gewohnheitsrecht hinwieder darin, dass 
dieses vornehmlich auf dem Rechtsgefüule des Volks be- 
ruht, welches sich in Sitten und üebungen, in einzelnen 
Handlungen und Symbolen kundgibt, jenes aber in dem 
durch geistige Erleuchtung erweckten Rechtsbe- 
wusstsein des Volkes seinen Grund hat. Insofern verhâlt 
sich das Gewohnheitsrecht zu dem wissenschaftlichen Rechte 
wieder ahnlich wie zu dem Gesetzesrechte. 

Der Streit über die Gültigkeit des sogenannten Natur- 
oder Vernunftrechtes lasst sich von da aus leicht ent- 
scheiden. Solange dasselbe nur das Erzeugnis individuel- 
1er Spekûlation ist, wie z. B. die platonische Republik 
mit ihren Wàchtern, so lange hat dasselbe sicherlich keinerlei 
Aiispruch auf wirkliche Geltung. Auch der Nachweis, dass 
einzelne abstrakte Meinungcn, die als naturrechtliche begrün- 
det werden, zweckmassig seien, ist noch nicht genügend, 
ujp deren Rechtmassigkeit herzustellen. Die Théorie 
für siclî allein schafft überall noch kein Recht. Wenn aber 
die Empfànglichkeit des Volkes für Anerkennung natur- 
rechtlicher Satze zugleich vorhanden ist, und wenn der Rechts- 
gedanke zugleich von dem Bewusstsein des Volkes aufgenom- 
men und durch dieses mit verbindlicher Kraft ausgerüstet 
wird, dann ist derselbe ^\x Recht geworden, und es ist 
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nicht zu leugneii, dass das Recht erzeugende Moment aller- 
dings in der Wissenschaft lag, welche durch die Rezeption 
des Volksbewusstseins fruchtbar wurde. 

Selbst in dem rômischen Privatrechte ist ein bedeutender 
Teil auf solcbem wissenscîiaftlichen Wege entstanden, eiii- 
zelne wichtige Lehren sogar, geradezii ans naturrechtlichen 
Gedanken, welche zur Geltung gelangten. Die ganze Lehre 
von der Fahrlâssigkeit (culpa) z. B. verdankt ihre Entstehung 
dïeser Thâtigkeit der Wissenschaft, welche aus der Beobach- 
tung der gemeinsamen menschlichen Natur ihre Sâtze schopfte, 
vind deren Anerkennung durchsetzte. Im Staatsrecht ist diese 
Form der Rcchtsbildung uni so beachtenswerter, je leichter 
der Natur des Staàtes gemâss das Bewusstsein von der Not- 
wendigkeit und von der Angemessenheit im Staate in das Be- 
wusstsein, dass das auch Recht sei, überzugehen pflegt, und 
je mehr es in der Bestiminimg des Staatcs liegt, der erkann- 
ten Rechtsidee âussere Geltung zu verschaffen. Grosse Staats- 
mânner lassen sich daher, soweit ihnen die Verhâltnisse 
freien Spielraum gestatten, regclmâssig durch ihren Glauben 
oder ihr Wissen von dem natürlichen Rechte bestimmen. 

Anmerkii 1. Von dem natürlichen Rechte sagt Pa ul us in 

(lein Rümerbriele 11, 13 — 15: „l)es Gesetzes Werk sei in üen Herzen 
der lleiden gesclirieben, und werde von ihrem Gcwissen bezougt.“ Uiid 
Melunchthon (Philos, inor.) nennt das posi tive Hecht die niiherc Be- 
stiinmung (delerminatio) des natürlichen Redits. Diese Bestiininung 
(les natürlichen Staatsreciits kann geschehen durch Uesetze und Verord- 
niingen, durch Staalsvertrage, durch die Gewohnheit durch die Wisseu- 
schaD. 

2. Dell Moment der Rechtserzeugung zu erkennen und die mancherhd 
zusammenwirkenden Ursacheri derselben zu beurteilen, ist freilich in 
einzelnen Fâllcri sehr schwierig. Es ist damit almlich wie mit der 
natürlichen Erzengung. Aber wenn cininal das Recht als positive Frucht 
des staaüichen l^beiis zu Tage gefôrdert ist, so lasst es sich doch jeder- 
zeit erkennen, insofeni inan mir mit klaren Augen sieht und mit unbe» 
fangenem Siiine ervvagl. 
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Achtes Kapitel. 

Uebergan^ (1er tliatsachlicheii Ordiniiig îii die Ueehtsorduuiig. 

Aehnlich, wie wir im Privatrecht Eigentum und Besitz 
zu untersclieideii gewohnt sind, lâsst sich auch von staatlicbcm 
Besitz redcn im Gegensatz zum staatliclien Ileclit und komnit 
der allgemeinere Unterschied der tliatsiic h lichen und der 
redit lichen Ordnung in Betracht. Der Gegensatz einer 
Regierung de facto und de jure ist d(u- wichtigste, aber 
nicht der einzige Fall dieses Unterschieds, in welchem zu- 
gleich die Analogie des privatrechtlichen Besitzes und Eigen- 
tums besonders deutlich bervortritt, aber inehr nicht als die 
Analogie, demi immer niuss inan sich bewusst bleiben, dass 
die Regierung kein Eigentum einer Person und kein Besitz 
von Sacben ist. 

In zwei Riebtungen bndet der staatlichc Besitz auch eine 
staatsrechtliclie Beachtung. Fûrs erste, indem der tbatsach- 
licheBestand (status, quo res sunt), abgesehen von seiner 
recbtlichen Begründung, einen Ansprucb gewabrt auf provi- 
soriseben Rechtsscliutz gegen unbefugte und gewaltsame 
Storung oder indem ein früliercr Besitzstand (status, quo 
res fuerurit), wie z. B. der Normalzustand vom 1. Januar 1024 
in dem westfaliscben Frieden von 1648 für die konfessio- 
nellen Verhâltnisse der Dcutschen, als Grundlage für die her- 
zustellende Rechtsordnung vorausgesetzt wird. Auch hier 
darf man im Grundgedanken an die Analogie des Interdikten- 
^chutzes zu Gunsten des Sachenbesitzes erinnern, aber muss 
man sich vor der unzulassigcn Anwendung der privatrecbt- 
lichcn Doktrin liüten. 

Zweitens nehmen wir die sehr beachtenswertc Erschei- 
nung wahr, dass der thatsachliche Zustand infolge der Zeit 
in den entsprechenden Rechtszustand übergeht. Inso^ern 
wird der Besitzstand zunf Ausgang einer neuen Rechtsbilduhg. 
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Der Besitz hat für das dffentliche Redit eine grossere 
Bedeutuiig nodi als für das Privatredit. Er geht weit leichter 
in jenem als in diesem in wirkliches Recht über, iind wrkt 
dort in hülicrem Masse Recht bildend als hier. Dieser 
Unterschied beruht keineswegs bloss auf dem âusserlichen 
Notstande, dass es im Staate haufig an ciner holieren Gcwalt 
fehlt, welchc die unberechtigte auf ôfFentlichc Verhiiltnisse 
sidi erstreckende Besitzergreifung verhindert oder aufîiebt, 
\\ahreiid der in seincni Privatrechte beeintrachtigte und aus 
seiiiem Besitze ohne Recht verdrângte Inhaber regelniiissig bei 
den Gerichten Schutz fiiidet gegen die ihm angethaiie Ver- 
Ictzung, sondern es findet derselbe seine innere Begründung 
in der verschiedenen Natiir des Staats- und des Privatrechts. 

/war gcnügt die blosse hiktische Ausübung eines Redites 
für sidi allein dort so weiiig als hier dazu, um dem Ausüben- 
den das ausgeübte RedP zuzuerkennen. Der blosse fak- 
tische Zustand ist auch im Staatsrcchte nicht ohne weiteres 
als Recht aufzufasscn. Das Staatsrecht darf so wenig als 
das Privatrecht Gewalt und Recht (vis und jus) verwechseln. 
Ivs muss auch für das Staatsrecht, damit es aus dem Besitze 
hervorgehe, ein geistig-sittliches Rechtselement liiii- 
zutrcteii. Ahei' wahrend im Privatrechte, abgesehen von der 
Besitzergreifung hcrrenloser Sachen, die dann auch sofortiges 
Eigentiim bewirkt, das Iiidividuum, welches an einer ihm 
bisher fremden Sache cigeiimachtig Besitz ergreift, jederzeit 
einem anderen bcrechtigten Individuum gegenübertritt, und 
so in don besonderen Kreis von Rechten dieses anderen über- 
greift, der als Privatperson neben ihm auf gleicher Linie 
stelit, so aussert sich dagegen in der verschiedenen olfenen 
Besitzergreifung otfentlicher Redite sehr haufig die Ma dit 
der — wenn auch neuen — nattiiiichen Verhaltnisse 
ira Staate, und in dem Mangel eines Widerspruchs zugleich 
eine Gewahrung und Anerkennung von seiteii des 
Staates, in dessen eigenem Korper die Veranderung vor sidi 
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gegangen ist. In dcr gesicherten Foitdauer der thatsàchlichen 
Zustânde offenbart sich die fortwirkeiide Notweiidigkcit 
der ôfferitliclien Verhàltnisse, und dicse ist offent- 
lich CS Rccht. 

Man kann diese allmâhlich mit der Fortdaiier eiiicr that- 
siichlichen Ordnung sich vollziehende rechtliche Ordnung 
staatsrechtliche Vcrjahrung benennen. Die deutsche 
Rechtssprache versteht unter Verjâhrung nicht bloss eine ge- 
setzlich gcnau bestimmte Wandlung des Bcsitzcs in Rocht, 
sondern überliaupt das allmâhliche Waclistum eines Reclits- 
zustandes ans der Fortdauer der tliatsachlichen Zustânde 
heraus, welche von der Zcit gebeiligt und befestigt werdon. 
Aber man muss sich dabei bcwusst bleiben, daî:s dieBedingungeii 
und dass die Wirkungen dieser staatsrcchtlichen Verjâhrung 
vollig andere sind, als die der privatrcchtlichen Verjâhrung.* 

Da der Naine Verjâhrung abcr leicht zu Missverstànd- 
nissen und falschen Analogien verleitct, so emphehlt sich die 
Vermeidung desselbcn. Die Hauptschwierigkeit liegt jedeii- 
falls in der tieferen Erkenntnis und Begründung der Wand- 
lung. Bevor wir diese Frage prüfen, wird es zweckmâssig 
sein, den Widerspruch zweicr extremen Meinungcn zu be- 
achten, welche jener Ansicht von entgegengeseAztcn Seiten 
lier entgegentreten, nâinlich 1) der Vertcidiger dos soge- 
nannten fait accompli, 2) derAnhânger der Legit imitât. 

1 Weiin S. Brie in scinei" trcft’litüieii Scliril’l \ I)i(^ eiiic. 

nsiirpierteiiSlaalsgewalt,den Au.sdruck Verjàhning lur diese .staatsrechtliche 
Waiidluiij^ nicht billigt, so deiikt cr zn sehr an die privatrechtliche Ver- 
jahruiig. Wird für diese bona fides gefordert bei dem Ilesitzerwerb, so 
])a«st dieses Erfordernis, insolern es Niclitwissoii des Eigentiinis eiiies 
aiideren bedeiitet, sclion deshalb nicht ins Staatsreclit, wcil es SiCh hier 
nicht um Rechte einzelner Individuen handelt, sondern um bffentliclie 
Rechtszustànde. Eine bona fides in ganz anderem Sinn, nainlich dcr Glauln^ 
an das Redürfiiis oder die Notwendigkeit der Aendernng wird aber 
nieistens bei denen vorhanden sein, welche die Tlmgestaltaiig durchsetzen. 
Aber selbst w enii dieser Glaube anlanglich nichi da wàre, so kann er si)att*i- 
sich bilden und das ist für die ofTentlich-rechtliche Verjâhrung aiisreicluMid. 
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1. Die Théorie der faits accomplis schmiegt sich bequem 
an jede faktische Verànderung an. Sie erklàrt jede àusser- 
lich erscheinende Macht als Redit. Sie weiss von keinein 
anderen Recht, als dem des momentanen Sieges, von keinem 
Unrecht als dem der Niederlage. Jede Emporung ist in 
iliren Augen strafbar, wenn sie inissglückt, und vollbereclitigt, 
wenn sie gelingt. Jede Usurpation wird von ilir verdammt, 
wenn sie im Versuch erstirbt, und sofort anerkannt, wenn sie 
Erfolg hat. Die ausserc wechselnde Erscheinung ist 
ihr einziger Massstab auch für das Recht. Sie folgt allen 
Wogen des Geschickes mit niedertrachtiger Gefügsamkeit, und 
wechselt ihre Farbe und ihre Meinung mit jeder neuen Be- 
wegung, die sie wspürt. Sie gibt vor, den bestehenden Zu- 
stand zu schützcn, und untergrabt ihn; sie rühmt sich, die 
lebendige Fortbildung der Dinge zu berücksichtigen, und 
huldigt doch iinmer nur der jeweiligen Gegenwart. Sie hat 
keinen Glaubeii an den sittlichen Gehalt und keine Kinsicht 
in die geistige Natur des Rechts. 

Zum Unglück für die allgemeine Rechtssicherheit ist soit 
der franzosischen Révolution diese charakterlosc Doktrin der 
faits accomplis auf dem europàischen Konti lient haufig prak- 
tisch geworden, und sic hat oft bei den entgegengesetzten 
Parteien Beifall gefunden. 

Wohl verdient die thatsachliche Umwandlung der Dinge 
auch die Beachtung des Rechts, aber der Grundfchler jener 
Lehre liegt in der Einseitigkeit, womit sie auf die âussere 
Erscheinung allen Nachdruck legt, und das ganzc sittliche 
und geistige Elément des Rechts übersieht und miss- 
achtet. Nur wo das Rechtsbewusstsein des Volkes die 
Veninderung gutheisst, wo jenes sich in den neuen Lebens- 
erscheinungen ofïenbart, nur da kann sich auf solchem Wege 
neues wirkliches Recht entwickeln. Die Erkenntniss, ob 
dieses Rechtsbewusstsein da sei oder nicht, ist freilich in 
inanchen Fâllen schwierig, aber diese Schwierigkeit hebt die 
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hohe Bedeutung des zu erkennenden Momentes selber nicht 
auf. Als Anhaltspunkte für diese Erkenntniss und demnach 
als Bediiîgungen der Wandlung des fortdauernden thatsiich- 
lichen Zustandes in den entsprechenden Rechtszustand dienen 
folgende Rticksichten: 

a) Solange in dem Staate noch offener Kampf ge- 
ftihrt wird um die Aenderung, so lange ist jedenfalls das 
Bewusstsein von der Reclitmàssigkeit des neuen Zustandes 
noch nicht durchgedrungen, wenn schon die Partei, welche für 
denselben streitet, die inâchtigere ist. Beispiele: die napo- 
leonische Herrschaft in Spanien 1809 bis 1814, die republi- 
kanische Verfassung von Ungarn 1848. 

b) Ist innerhalb des Staates zwar die ienderung für den 
Augenblick siegrcich durchgefochten , aber sind die Verhalt- 
nisse und Stimmungen von der Art, dass die Erneuerung 
des Kampf es noch in drohender >ussicht steht, so ist auch 
in diesem Falle der Besitz noch nicht zu festem Redit ge- 
worden. Beispiele: das napoleonische Kaisertum der hundert 
Tage 1815, die Republik Rom 1848—1849. 

c) Von besonderer Bedeutung ist entweder die still- 
schweigende Zulassung oder gar die ausdrückliche 
Anerkennung des veranderten Zustandes von seiten der 
Organe des. Staates, welche das Recht und die Pflicht haben^ 
über diese Zustànde und deren Ordnung zu wachen, besonders 
aber von seiten der obersten Staatsgewalten, oder von seiten 
des Volks, welches durch die Aenderung betroffen wird. Bei- 
spiele: die Anerkennung des Kônigs Wilhelm III. 1689 in 
England, Louis Philipps 1830 und Napoléons III. 1852 in 
FAnkreich, die preussischen Annexionen 1866 in Deutschland. 

d) Endlich ist entscheidend die vôlkerrechtliche An- 
erkennung der Mâchte, welche berufen sind, den allge- 
meinen Frieden und die gemeinsame Weltordnung zu schützen. 
Beispiele: Anerkennung der belgischen Révolution 1831 durch 
den Londoner Kongress, des Konigs Georg von Griechenland 
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1863 durch die Schutzmâchte, des Konigreichs Italien durch 
Oesterreich 1866. 

Wenn diese Voraussetzungen aile vorhanden sind, so ist, die 
neue Rechtsbilduiig vollzogen und die anfângliche Usurpation 
ist von der Zeit geheiligt zu wirklichem Recht geworden. 

2. Die legitimisti§che Théorie stellt sich an, als ver- 
trete sie vorzüglich das geistig-sittliclie Elément im Recht, 
iin Gegensatze zù den thatsâchlichen Erschcinungen, das teste 
Recht im Gegensatze zu den unstâten Schwankungen der 
âusseren Ereignisse. Und in der That hat sie der Lehre von 
den faits accomplis gegenüber ein gewisses Verdienst. Aber 
in ihrer nur entgegcngesetzten Einseitigkeit gérât sie niclit 
minder als diese in Widerspruch mit dem Wesen des Redits. 

Versteht maii untcr Legitimitât, wie das Wort es zii- 
lâsst, lcdiglich die Gesetzmâssigkeit oder allgemeiner noch 
die Rechtmâssigkeit der Staatsordnung, so ist zwar 
dieser Sinn des Wortcs unanfechtbar, aber wir gewinncn auf 
unsere Fragc, ob und unter welchen Bedingungcn ailes that- 
sâchlich gestorte Recht im Laufe der Zeit untergehe und eine 
neue anfangs nur thatsâchlich geübte Staatsgcwalt mit der 
Zeit rechtinâssig werde, keinc Antwort. 

’Unter Legitimitât wird aber seit der curopâischen Restau- 
ration von 1814 — 1815 etwas ganz anderes verstanden. Da- 
mais wurde, in P>innerung an die frühere durch die Révo- 
lution beseitigte oder erschtitterte fürstliche Herrschaft, die 
man restaurieren wOllte, unter Legitimitât das moglichst be- 
festigte Recht der fürstlichen Dynastien und ihrer Hâupter auf 
die Landesregierung verstanden, im Gegensatze zu der Ab- 
leitung^ der Staatsgcwalt von dem Volkswillen und zu der Be- 
schrânkung durch die Volksrechte, die als revolutionâr und 
illegitim verdâchtig waren. In diesem Dégriffé waren eigeii- 
tümlich gemischt: 

a) die Verehrung des dynastischen Geblüts und Erb- 
rechts als eines vorzugsweise zu .sichernden Rechts; 
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b) (lie Nachwirkung der patrimonialen Idee, welche den 
Staat als Eigentum des Fürsten darstellte; 

c) ein religios-mystisclies Elément von gottlicher 
Weihe. In diesem Geiste wurde der Begriff von dem Wiener 
Kongresse in Umlauf gesetzt, und an den europàisclien Hofen 
willig aufgenommen. Es batte zu Anfang der zwanziger Jalire 
den Anschein, dass für die europàisclie Staatenwelt damit cin 
lestes Rechtsprincip gewonnen sei, welches unter dem Schutze 
der Grossmâchte die restaurierten Staaten vor neuen Er- 
schütterungen sicherstelle. 

Man bemerkte nicht, dass der Begriff selber ans Ele- 
menten zusammengesetzt war, wclclie der modernen Staateii- 
bilduiig geradezu widerspreclien. 

a) I]inen inneren Grand gab es nicht, die dynastische 
Erbfolge für einen besseren, legitimeren Rechtstitcl zu er- 
klâren, als die verfassungsmàssige Wahl eines Wahlfürsten. 
W^aren doch im Mittclalter der gcwâhlte Kaiser und der 
gevvahlte Papst nicht weniger rechtmiissige Monarchen als 
die dynastischen Landesherren, welche ihre Landeshoheit von 
dera Kaiser, oder ihre bischofliche Würde von dem Papst ab- 
leiteten. Audi in der Kepublik zeigtc sich der Gegensatz 
zwisclien eincr revolutionàren Regierung und, einer ‘ver- 
fassungsmatfsig entstandenen Regierung; demi auch die Repu- 
bliken waren revolutionàren Umwàlzungen ausgesetzt. 

b) Die patrimoniale Vorstellung galt dem mo(lernen Volks- 
und Staatsbewusstsein als unwalir, veralt(ft und widerrcchtlich. 
Darauf Hess sich keine wirkliche Lcgitimitàt bcgründen. 

c) Auch jene mystiscbe Vorstellung war den Volkcrn un- 
v(ü\stândlich und unannehmbar geworden. Auch wcr in der 
Weltgeschichte die gôttliche Leitung verehrte, konnte doch 
die Umgestaltung der Staatsverfassung, die Beseitigung einer 
alten Dynastie und die Erhebung eines neuen Fürsten ebenso 
dem gottlichen Walten zuschreiben, wie die Fortdauer einer 
àlteren Dynastie. 
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Del* ganze Begriff dieser Legitimitàt erwies sich über- 
(1cm als nicht ausfûhrbar und unpraktisch. Nicht einmal in 
der ersten restaurativen Zeit des Wiener Kongresses wav es 
moglich, aile mittelalterlichen Dynastien wieder herzustellen. 
Dass das Legitimitàtsprincip nicht, wie es anfangs die Absicht 
war, aiif die amerikanischen Kolonien anwendbar sei, wurde 
soit dem Widerspruch Englauds und der Vereinigten Staaten 
von Amerika (Moiiroe-Doktrin) auch den europàischen 
Koiitinentalmachten deutlich. Dann folgte die griecliische 
Révolution wider den legitimen Sultan 1822, die franzosische 
Révolution wider die alteren Bourbonen 1830, die belgische 
Révolution wider das Haus Oranien 1830. Die Ereignisse 
endlicli des Jahres 1848, die Neugestaltung des Kônigreichs 
Italien 1859, 1866, 1870 und Deutsclilands 1866, 1871 zer- 
storten allen Glauben an das unbrauchbare Princip. 

Die legitimistische Théorie, welche sich als Verfechter 
eines sittlichen und idealcn Rechtsprincips gebârdet, ver- 
leugnet den lebendigen Geist des Redits. Sic will die tote 
Form erhalten und hindert das Leben. Indem sie eine Mumie 
aufbewahrt, missachtet sie das Bedürfnis und den Fortschritt 
(les Staatslebens. Die Entwickelung der Geschichte bleibt ihr 
iinverstandlich. Den Blick ausschliesslich (1er Vergangenheit 
zuweiidend, sieht sie nicht das Walten der ailes wandelnden 
Zeit. Sie darf sich nicht beklagen, dass die Weltgcschichte, 
unbektimmert um ihre fruchtlosen Proteste, über sie weg- 
s(direitet. Yon ihr gilt das Wort Christi: „Lasset die Toten 
ihre Toten begraben.“ 

Es gibt keinen einzigen Staat, der mit dieser Icgitimisti- 
schen Ansicht bestehen konnte. Die ganze Weltordnupg zeugt 
wider sie und das Gericht der Weltgeschichte hat sie langst 
verworfen. Und trotzdem hat man in unserem Jahrhundert die 
Verwegenheit gehabt, das Gespenst dieser leblosen Legitimitàt 
neuerdings zu beschworen, damit die Geister zu verwirren und 
(lie Praxis zu eiteln und schadlichen Handlungen zu verführen. 
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Die Schwierigkeit, die Wandlung der Herrschaft und der 
Staatsordining überhaupt zu erklâren, ist aber mit dieser Eiii- 
sicht noch nicht überwunden. Die orientalischcn Volker 
halfen sich, wenn sie seiche Umwalzungeii erlebtcn, mit dem 
religiôsen Glaiiben, dass Gott oder die Gottcr dicselbe 
gewollt habeii. „Gott erhebt und stürzt Fürsten und Staaten, 
wie er will.“ Uns, die wir das Staatsreclit menschlich erklâren, 
hilft diese Berufung aiif den unerforschlichen Willen Gottes 
nicht inehr. 

Die alten Renier halfen sich mit der Berufung auf den 
Velks willen, den sie für die wahre Quelle ailes ëflfent- 
lichen Rechts erklârten. Die Rëmcr betrachtetcii die Empë- 
rung eines Statthalters einer Previnz als ein strafbares Staats- 
verbrechen. Wenn aber der aufstândische Statthalter sieg- 
reich in Rem einzog und vem Sénat und Velk als neuer 
Kaiser anerkannt wurde, se war e:; von diesem Moment an 
kraft des rechtschaffenden Volkswillcns der légitimé Herr- 
scher, und der besiegte Vorgânger batte aufgehërt es zu sein. 

Ileute ne ch entspricht diese Auffassung dem Staatsreclit 
der moderiien Republiken. Sie ist in der Uiiabhângig- 
keitserklârung der Vereinigteii Staaten von Amerika vem 
4. Juli 1776 der Welt verkündet werden. Audi viele andere 
Vëlker, seibst nienarchisch regierte, haben sich darauf be- 
rufen und jene Wandlung durch den verânderten Velkswillen 
gerechtfertigt. 

Aber für die inonarchische Staatsverfassung stehen ihr 
doch erhebliche Bedeiiken entgegen. Zwar wird aucli in der 
Monarchie die Zustiinmung, beziehungsweise die Anerken- 
nung des Velks als ein sehr wichtiges Moment für neue Rechts- 
bildung wehl zu beachten sein. Aber der Wille des Velks 
(d. h. hier die Mehrheit der Regierten) kann dort nicht für 
sich allein das bisherige Recht des Monarchen zerstëren und 
ein neues Fürstentum bcgründen; denn die monarchische 
Verfassung gesteht nur deii Einigung des Monarchen mit der 
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Volksvertretung, nidit aber einem der beiden Teile für sich 
allein das Redit zu, die Verfassung zu àiidern. 

Mil* sdieint die Losuiig des Probleiiis in dem iiatürlichen 
Rechte der Entwickeluiig zu finden. Aus dem Redit des 
Staats auf seine Existenz folgt das Redit des Staats auf Eut- 
wickelung. Indem der Staat eineLebensgeschidite bat, komiiit 
audi das Staatsredit in die Stroiiiung der Geschidite. Weiiii 
Cl* sich thatsadilidi andert, und mit der Zeit die gesdiidit- 
liche Wandliing sich als notweiidig und dauerhaft er- 
weist, dann ist das alte unausführbar und unbrauchbar ge- 
wordene Redit abgestorben und begraben und wird die neue 
Ordnung als lebendige Rechtsordnung erwiesen und bewahrt. 

Der vertriebene Erbfürst verliert sein Redit, nicht sdion 
durcli eine momentané lïemmung seiner Regierung, wohl 
aber weiin er in nachhaltiger Weise die Moglidikeit verloren 
hat, die Regierung des SUiates auszuüben. Der Staat lebt fort, 
auch ohne ihn, und gegeii den Staatskorper, der ihn ausgestossen 
hat, kann er kein Staatsrecht geltend madien. Der neue Mon- 
arch, der vielleicht durch einen Gewaltakt sich der Staats- 
gewalt beniilchtigt hat, wird nicht sofort rechtmassiger Fürst, 
nicht schon infolge der Besitzergreifung. Wohl aber wenn 
die neue S^^aatsordnung in dem Reditsbewusstsein des Volks 
als eine dauerhafte und notwendige allgemein geachtet wird. 

Anm erk ungcn, 1. Niebiilir, Gesehiclite (1er Kovolulion J, S. ‘21*2: 
„llnleugl)ar gilt lür das SlaatsrechI eine Verjahning der Usurpation, wie 
iin Privai redit Verjahrung des Besitzes." 

‘2. Ein wichtiges und vollbewusstcs Zeugnis gegen die tVilsdie Legi- 
timilal liaben der Papst Zacharias und die l’rânkische Nation uni 
(lie Mitte des aehteii Jahrlmnderts vor der Welt abgelegt, jener indem 
er es lui* Redit erklart bat, dass der den Nainen des Kbnigs erhalte, 
vveldier die Plliditen und die l’estbcgriindete Madit des Kbiiigs selbstandig 
übe, (liese indem sie diesem Ausspriidi gemass die herzoglidie Dynastie 
der Karolinger zur koniglidien erlioben und den Merowingern, die seit 
langer Zeit nur noch den Sdieiii, nidit mehr die Walirlieit des Konig- 
liims besassen, den koniglidien Titel entzogen hat. 

3. Kaiser Joseph II. von Oesterreich vindiziert in seinem berühinlen 
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iiaiven Briele an Koiii^r Friedrich IL von Preiissen die legitimistischc 
Ansicht lur die Konige in einem Sinne, welcher sich dem System der 
laits accomplis sehr iiâhert: ,,Euer Majeslât ist Monarch^ und in dieser 
Eigenschaft sind Ihr die Redite des Konigtnms nicht nnbekannt. Mein 
ünternehmen gegen die Osmanen ist nichts anderes als ein légitimer 
Versiich, Provinzen wicder in Besitz zn nchmen, welche im Laule der 
Zeiten nnd inlblge unglncklicher Ereigiiisse von meiner Krone losgerissen 
worden sind. Hie Türken, und ich denke sic sind nidit die Einzigen^ 
haben die Staatsmaxime zn g e 1 e g e ii e r Z e i t vv i e d e r z u n e h m e n’ w a s 
sie in unglück lichen verloren.“ 

4. Brocklians, das Legitimitdtsprincip, Leipzig 186«S, gibt zwaV 
deii Legitimitàtsbegritî als Redit sbegriff auf, will ilin aber als sittlidien 
(politischen') Begriff retten. Dcrselbe ist aber von Anfang an als Redits- 
begriiï proklamiert worden, und weiin er in dieser Eigenschaft nicht zn 
balten ist, so verdient er auch nicht als sittlidier (?) Begriff fortzuleben. 
Wenn aber Brockhaiis den Besitztitel der StaatsgewoH fur einen geiiügen- 
deu Rechtstitel erklart, so wird dadurch das hbdiste Redit im Staate, 
welches ailes andere Redit zn schiitzen berufen ist, geradezu seines 
Rechtscharakters entkleidet und mit der thatsiichlidien Gewalt, d. h. 
auch mit dem gewaltigen Unredit identifn iert. 
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Erstes Kapitel. 

Die Eîitwickelungsgeschiclite <ler llepraseiitativverfassung. 

I. Die frânkischen Reichstage. II. Das englische Parlament. 

Der menschliche Geist arbeitete mehr als zweitausend 
Jahre daraii, bis es ihm gelang, von deii iioch rohen Formcn 
der antiken Volksversammlungen zu der vollkoinmeneren Ge- 
staltung des reprâsentativen Korpers durchzudringen, und nocli 
jetzt ist die Volleiidung dieser Arbeit im einzelnen nicht erreicht. 

I. Die alten Reichstage der frânkischen Monarchie 
stehen in manchen wichtigen Beziehungcn wicder zurück hiiiter 
tien romischén Cen^uriatkomitien. Weder die Ordnung der 
verschiedenen Klassen und Stânde, welche daran teilhaben. 
ist so fest gesichert, noch die Beratung und Abstimmung so 
ausgebildet, als bei den Roniern. Und in der Hauptsache 
war es doch nur die Aristokratie der geistlichen und welt- 
lichen Herren, auf deren Mitwirkung es wirklich ankain. Das 
übrige Volk wurde nur selten um seine Zustimmung befragt. 
In der Regel wurde ihm das Gesetz nur verkündet. ^ 

1 Vgl. oben Ibl. Biicli VI. O. 11 flie Slrlleii. 
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Aber in einer und zwar in einer sehr erlieblichen Rück- 
sicht lag in der frânkischen Einrichtung ein grosser Fortschritt. 
Die antiken Volksversammlungen bestanden aus den Bürgern 
einer Stadt, die aïs Centrum des Staates betraclitet wurde. 
Diese Reichstage aber ruhten auf einem über ein weites Land 
verbreiteten herrschenden Volke, und es wurden auf ihnen 
vornehmlich die Hauptlingc dieses Volkes, welche liinwieder 
einen Anliang unter demselben und Madit über einzelne Qe- 
genden besassen, zusammenberufen, Auf den grossen Reichîi;- 
tagen des Frühjahrs verstârkten die Gefolge, welche mit den 
Herren hergezogen waren, und die anwesende Menge der ein- 
faclicn freien Kriegsmanner das Anselien und die Autoritât 
der Grossen. In der Aristokratie erblickte das Volk auch 
seine Führer und Vertreter. 

Uin den Konig her und mit seinen Raten zur Beratung 
und Verhandlung trat so das Oberhaus der Herren (seniores) 
zusammen; in einem weiteren Kreise wurde zuweilen auch die 
niedere Aristokratie der Mindern (minores) über ihre Zu- 
stimmung vernommen, meistens aber musste sich diese noch 
begnügen anzuhoren, was der Konig mit den Herren be- 
schlossen. p]rst im dritten Kreise veriialim das Volk der an- 
wesenden Freien die Beschlüsse seiner Haupter. 

Ob a^f die Form dieser Reichstage und das Vortreten 
der Aristokratie auf denselben die alten gallischen Land- 
tage‘^ und die frühere hohe Stellung der keltiachen Druide\ 

Die alljalirliehen Versaminliingeii zn Arles, welche in der ersten 
Hall’te des V. Jahrlmnderts dem südlichen Gallien von der romiscli«n 
Regierung wieder verstattet wurden, und aul‘ welclien die liohen welt- 
Itchen und geistliclicn Reaintcn und Würdetrager (die lionorati) 
und die grossen (iutslierren (possessores) sich einfanden, sind um so 
merkwürdiger, als sich aul denselben bereits die Richter aus entlegeneu 
Gegenden, die verhindert waren, personlich zu erscheinen, durch Ab- 
geordnetc (legati) vertreten lasseii durften. Const. Honorii et Theodosii 
a. 418. „lllustris inagnilicentia tua id per septem provincias in perpetunm 
faciet custodiri, ut ab Idibus Augusti in Idus Sej)terabris in Arelateîisi 
iirbi noverint honorati, possessons vel judiccs singularum provinciarum annis 
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uîid Ritter auf dicsen eiiien Einfluss geliabt liabe, ist schwer 
zu bestimmen. In der Ilauptsache ist wohl die Einrichtung 
germaiiiscli. Allenthalben in den deutschen Lànderii seben 
wir in dicsen iind den folgenden Jahrhunderten das Ansehen 
der Aristokratie — die sclion in der ursprünglidien gerina- 
nischen Vcrfassung, wic Tadtus uns bcrichtet, eine sehr lier- 
vorragende Stellung inné geliabt — im Waclistume begriffeii. 

IL Frühzeitig gelangte das Reprasentativsystem aber zu 
iduer vollkoinmeneren Gestaltung in Engl and. Es lasst sicli 
daller schicklichdie Darstellung der hoheren Entwickelungsstufen 
an die Geschiclite des englisclien Parlainents anlchncn.'^ 

Das angelsachsisclie Witenagemot war unter den nor- 
111 a nui s cil en Koiygcn — welche in der Normandie ebenfalls 
ilire aristokratisclien Hoftage zu luilten gewobnt und oft dazu 
genotigt gewosen >varen — bis zu Anfang des XIII. Jahr- 
liundcrts in die lioliere Form eines mit grossen politisclien 
Ilechten ausgeslatteten «Grossen liats“ der Nation nm- 
gebildct wordcn. Dieser Grosse Rat berulite aber damais 
iiocli ganz auf dem Leheiissystem. Die Heerschau der Vasallen 
und Iloffestc waren damit verbunden. Nach der Magna Gliarta 
Jolianns von 1215 waren zu dcmselben berechtigt und ver- 
pfliclitct aile u n mi ttel baron Vasallen des Kbnigs. 
Die Grossen: Erzbiscliofe, Bischofe, Acbte, Grafen und die 
grossen Barone sollte der Konig durcli personliclie Briefe 
einzcln einladen, die übrigeii konigliclien Vasallen dagegen 
insgc saint durcli seine Vizgrafen und Vogte. * 

singulis concilium esst* servaiHluiii.‘’ Der PralVkt leitet die ViM-sainmliing-, 
weldie iibor die Intcressen der Proviiizen iind ►SOidie beralsclilagt. 

3 Vgl. die Werke von Haï la lu, Blackstone, Cox. Ma y, (1 iieis 
F i s c h e. ! , T o d d. | Vg], insbesondere G n e i s t, Englische Vertassiingsgesch. 
(1882), II. Stiibbs,Ooiistitntional llistory ol’l^ngland,3 Bde. (1874 — 1878.)J 

* Magna Charta Joli.: „Et ad habendiim commune comüium regni 
de auxilio assidendo — siibinoiieri laciemiis Archiepiscoiios , Episeopos, 
Abbates, Comités et majores barones singiUatim per litteras nostras. Et 
preterea laeiemns submoneri in generali per viceeomiles et liallivos 
iiostros omries illos, (ini de iiobis tenent Jn eapile.'” 

IHuntschli. allgemcines Staatsrecht. 
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Wahrend des XIII. Jahrhunderls wurde das Parlameiit 
infolge der Kampfe des Adels mit Kônig Heinrich IIL 
bedeutend erweitert, auch von dem engen Zusammenhang 
mit der Lehensverfassung abgelost, und so zu einer wahrhaft 
national en Institution erhoben. Die Ilauptmomente für 
die Ausbildung des englischen Parlamcnts sind: 

1. Ausser den geistlichen * Fürsten wurde auch — ins- 
besondere wenn kirchliche Verhâltnisse auf dem Paiiament 
zur Verhandlung kainen — dem niederen Klerus eine Ve^- 
tretung gestattet, und zwar so, dass [die Dekane und Archi- 
diakone in Person zu erscheinen hatten, jedes Kapitel durcli 
je einen, der Pfarrklerus jcder Diôcese durch je zwei Ab- 
geordnete vertreten wurde» j.^ Die Geistlicbkeit war somit alfç 
Stand vertreten, und kam anfangs auch ofter als ein für sich 
bestehender Teil des Parlaments getrennt von den anderen 
ziisammen. Spater aber wurde es feste Sittc, dass nur die 
geistlichen Pralaten (Bischofe, Reichsâbte) mit den welt- 
lichen Herren zusainmen in eineniHaus der Lords ver- 
einigt wurden. Es kam auch die Abzahliing der Stimmeii 
zuerst in diesem Hanse ohne Rücksicht auf die Vcrschieden- 
heit des Standes und der Personen auf.^' 

2. Anfanglich waren die Grafen und grossen Baronè mit 
den übrigen Reichsrittern in einer Versammluug. Indessen 
mochten schon in altérer Zeit die person lie h geladenen 
Herren (die majores barones, primae dignitatis) als die miieh 
tigeren und vornehineren Barone in derselben eine hohere 
Autoritàt besessen haben, und auch wohl oft allein befragt 
worden sein. Das Privy Cou n cil bildet den Kern dieser 
lîohereei Aristokratie , in welchem die Trager der obersten 
Reichsamter am Hofe und in der Kirche, Heer, Gericht und 

5 [Stubbs, Constit. History II, lOOr.; Gneist,VcrfassiiiiK8gc8chiclito 
K. 3118.] 

•’ Vgl. (larüber B I ack stone I, 2, ti. [Vgl. Jetât namcntlicli Stii b bs 
II, 8. 40 ff.] 
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Finanz zusammengefasst wurden.^ Wâhrend des XIIL Jahr- 
hunderts tritt die Unterscheidung der hohen Aristokratie und 
(1er Rittcrschaft iiiimer bestimmter hervor. 

3. Dainit stand die Erweiteriuig der Ritterschaft in 
Verbindung. In den Grafschaften gab es neben den iininittel- 
baren Vasallen des Kënigs nocli viele andere, oft nocli reicherc 
Vasallen der Fürsten, Grafen und Herren, welche mit den 
Reichsrittern an dem Rate und der V(n’\valtung der Graf- 
sciiaft T(îil liatten. Man fing nun an, uicht mehr wie früher 
die unmittelbaren minderen Vasallen in Masse ziiin Parlament 
zu rufen, soiidern, da ohnebin nicht aile kamen, noch die 
Anwesenheit einer so grossen Zabi wtinschenswert schien, 
(‘ine geordnete A bord nun g der Ritterschaft zu veran- 
stalten. Aus jedcn* Grafscliaft sollten zwei Ritter für sich und 
für die übrigen ersch(‘inen. Von da an war es nun natürlich, 
dass an den Grafschaftswcdilen auch die anderen bei den 
Steuern und übrigen Landesinteressen nicht niinder bcteiligtén 
freieii Lehenstrager Teil nahinen und erliielten. Durch 
diese Verânderung, welche seit der Mitte des XIIl. Jahr- 
hunderts aufkain, wurde einc auf Wahl beruhende Reprii- 
sentation der angesehenen freien Grundbesitzer zu 
einem eigentümlichcn Bcstandteile des Parlainents erhoben.^ 
Der Charakter einer Vertretuiig des freien Grund- 
besitzes erhielt sich in der Folge nicht bloss, sondern wurde 
(â irch die Zulassung aller Freisassen zum Stiinmrecht, welcln^ 
von Freigütern ein regelinassiges jàhrliches Einkoinmen haben, 
anfangs von 40 Schillingen, seit der Reformakte von 1832 
selbst der Besitzer von Frei- oder Meiergütern mit einem 
Phnkommen von 10 Pfund und der grossercn Zeitpachter be- 
(1 eu tend erweitert. ^ 

^ [Gneist, Engl. V^erlassungsgesch. 8. 326 fl’., und vStubbs II, 255.] 

^ Aiisschreiben Heinrichs III. von 1254. Die Sheriffs sollen er- 
wahlen lassen in jeder Gralsebafl : ,,duos legaliores et discretiores milites, 
vice omnium et singnlorum." 

9 Blackstone I, 2, 5. K. Pauli, Bildèr aus Altenglaud. 1861. 8. 70. 
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4. Ein ganz iicues Elément kaiii iiun durcli die A'ertre- 
tung der Stàdte und der Burgcii hiiizii. Zuerst berief der 
Graf Simon von Mont fort im Namcn des gefangenon Konigs 
Ileinridis III. im Jalir 1264 Abgcordnetc eincr Anzahl von 
Stâdten und Burgen zum rarlainent, in ilinen einc Verstar- 
kung suchend seincr Macht. Erülicr war wolil etwa von 
den Konigen mit einzelnen Stâdten unterhandelt worden, wcnn 
von denselben Beisteuern verlangt wurden. Für London war 
dies in der Magna Cliarta von 1215 airsdrücklicli vorgeseben. 
Aber liuii zuerst wurde eine Versa ni ml nng der Abgcord- 
neten des Bürgerstandes veranstaltet. Unter Eduard I. 
(1272 — 1307) befestigte sicli die Einriclitung. 

In den ersten Zeiten wurden die Abgeordncten der fünf 
Seehâfen — anfangs Barone, nicht Bürger — , sodann der 
Stàdte (cives), cndlich der Burgen (burgenses) iinter- 
sebioden. Den untersten Rang rabmen die Burglcute ein, 
der Reiebtum und das Anseben der Stàdte gab den Stàdtern 
einen boberen WertA^ Spàter vereinigten sie sicb zu eine ni 
— dem dritten oder Bürgerstande, dessen Bedeuturig 
fortwàbrend zunabm und der ganzen Haltung des Parlainents 
einen neuen Cbarakter gab. Der alten màcbtigen Erbaristo- 
kratie waren so zwei neue dureb demokratisçbe Wabl be- 
zeiebnete* Bestandteilc — ein ritterscbaftlicbes und ein re- 
pràsentativ-btirgerlicbcs — zur Seite getreten. 

5. Diese neue Pbase der Entwickelung erlangte dureb d’ j 
Bildung des Unterbauses eine" festc Grestalt. Eine Zeitlang 
scbwankte die Stellung der Rittersebaft zwiseben dem An- 
scbluss an die Barone, besonderen Versanmilungen und der 
VereiKigung mit den Bürgern. Wàbrend der Regierung 
Eduards III. (1327—1377) wurde die letztere zu bleibender 

10 Aiisschreibeii voii 12G4: „iniod iiiitlant duos de discret iorilius 
legalioribus et [)robioril)us tam civihus quant hurqemihus suts.^' 

11 [Ueber die Vertretung der Stàdte iii dem Uiiterhaus mut <lf«s 
Wahlreelit der Stàdte siehe Gneist, Vertassiingsgescliichte S. GHS fV. ; 

siiibbs 11, 230 ir., 111, 410 nvj 
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Regel, und dem Hanse der Herrn (Lords) reilite sich nun die 
Versammlung der Gcmeinen (Conimoners) als ünterhaus 
an: „les commmialtes des ditz Countetz, Cites, Burghs et autres 
lieux du roiaume,“ wie es in einem Statut von 1335 heisst. Es 
scheint, dass die Vertretung der niederen Geistlichkeit spâter 
ausser Uebung kam. Dagegen wurden seit 1301 auch Abgeord- 
nete der Universitâten Oxford und Cambridge herbeigezogen. 

Diese Teilung des Parlainents, an dessen Spitze der Konig 
stand, in zwei Hauser, wclclie in gewissem Sinne die hoch- 
aristokratisclien und die allgemeinen niederaristokratisclien und 
demokratischen interessen vertraten, und insbesondere die Ver- 
bindung der Ritterschaft und der Bürger, von Land und Stadt 
— beidciiei Abgeordnete hatten ihre Vollmacht den Volks- 
wahlon zu verdanken — zeichnet die englische Einrichtung 
ans, und wurde das Vorbild des spateren Zweikaminersystems. 

6. Es dauerte eine Weile, bis das Princip der Staats- 
einheit, im Gegeiisatze zu der Sonderstellung und den 
S 011 der in ter CS s en der einzelnen Stande, das ganze Parla- 
inent durchdrang. Indessen auch diesev grosse Fortscliritt 
wurde in England schon zu Ende des XIIT. Jahrhunderts gc- 
macht. 'Schon der modus tenendi parliainentum spricht den 
Gedanken bestiinmt aus, und obwohl damais noch sechs Stufen 
des Parlamcnts (Konig, geistliche Herren und Abgeordnete 
des niederen Klerus, weltliche Herren, Ritter, Stadter und 
Burgleute) unterschieden wurden, berichtet derselbe doch von 
einer eigentümlicheii Manier, zur Einheit zu gelangen. In 
schwierigen Fallen nainlich, wo die Meinungen auseinander- 
gehen, kônnen mit Bewilligung des Parlaments die drei Hof- 
beamten eiiieu Ausschuss von XXV erwahlen aus allen Standeii, 
namlich a) 2 Bischofe und 3 Abgeordnete des Klerus, b) 2 Gra- 
fen und 3 Barone, c) 5 Grafschaftsritter, d) 5 Stadtebtirger, 
e) 5 Burgmanner. Diese XXV konnen sich selbst durch Wahl 
auf XII, diese hinwieder aufVI, und die auf III vermindern, 
mit des Künigs Erlaubnis kônner^ sogar die III auf einen 
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abstellen, und was so in dem Falle der Ausscliuss verordnet, 
das gilt, wie wenn das ganze Parlanicnt es verordnet batte. 

7. Das Haiis der Lords erhielt noch mehr den Cha- 
rakter einer personlichen hohen Aristokratie, seitdem die 
Stellen der Lords abgelôst wurdcn von dein Zusaininonhang 
mit bestimmteii Herrschaften, und lcdiglich nach der Familien- 
erbfolge übergingen, wahrend aaf dem Kontinent die Wtirde 
eines parlainentarischen Standcslierrn durcli den cngen Yerband 
mit eigcner Herrschaft desselben alteriert wurde. Durcli (pe 
Reformation und Aufliebung der Klostcr im XVL Jabrhundert 
verminderte sich die Zabi der geistlicben Herreii bedeutend. 
Die weltlicben dagegen wurden von Zeit zu Zeit durcli konig- 
licbe Ernennungen erfriscbt und ftir Recbtssacben regclmassig 
durcb den Zuzug der XII Oberricbter vermebrt. 

Nacbdem Scbottland (1707) und Irland (1800) mit England 
vereinigt wurden, kamen IG von ,dcm scbottiscbcn Adel 
erwablte Pairs und 28 weltlicbe und dgeistlicbe iriscbe binzu. 

Die grosse Mebrheit des Hanses (über vier Fünftcilc) 
bestelit somit aus Erbadel, aber er wird crgànzt durcb geist- 
licben und weltlicben Amtsadel und durcb gewablte Pairs. 
Dieser Adel ist nicht mebr wie vordem ein Pralaten- und 
kriegeriscber Herrenstand, sondern die erblicbe vornebmste 
Klasse dei; Gentry. 

8. Das Anseben und die Macbt des Un ter b au s es stieg 
seit der Reformation und besonders seit den grosscn Revo- 
lutionsstürmeii des XVIL Jabrbuirderts und den Kàmpfen mit 
den Konigen aus dem Hanse Stuart uni bürgerlicbe Freibeit. 
Allmâblicb ging der Scbwerpunkt von dem Obor- auf das 
U^terbaus über. Die beftigen k o n f ess i o n el 1 e n Streitigkeiten 
des* XVI. und XVIL Jabrbunderts aber batten eine Bescbràn- 
kung der Teilnabme an dem Parlament auf die Anbanger der 

[Diese dem Modns tencndi parliainentum — einer dem 14. Jalirh. 
angehôrigen Parteischrift ~ entiiommenen Angaben steheii in Wider- 
spruch mit den ziiverlassigeii Quellenzengnissen.] 
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l)rotestantischeii Koiifession zur Folge. Erst im Jahre 1829 
wurden auch die romisch-katholischen üntertlianen — die 
Priester ausgenommeii — wieder für berechtigt erklàrt, als Pairs 
Ddcr als Gemeine in das Parlament aufgenommeii zu werden. 

Von hoher Bedeutung aber für die Zusammensetzung des 
Unterbauses war die von dem Ministerium Hussel-Grey 
durchgeführte Keformakte «von 1832 Seitdem die Stadte 
niid Burgen zuerst bezeiclinet worden waren, welcbe Vertreter 
in das Parlament zu senden hâtten, hatten sicli die Verhalt- 
iiisse sehr verandert. Eine grosse Zabi insbesondere von 
Burgfleckeii war gesunken und in vollige Abliàngigkeit von 
der holien Aristokratie geraten, die olinehin in dem Ober- 
hause liirireichend bedacht war. Einzelne Stadte hatten um> 
gekehrt gegen frülier an Bevolkerung und Reiclitum sclir 
zugenommen, andere waren neu entstanden und zu grossem 
Ansehen gclangt, oline eine Vertretung im Parlament zu haben. 
Einige Grafschaften waren im Verhaltnis zu anderen viel be- 
ileutendcr geworden. Die Reformbill entzog 56 ^verrottetcn 
Elecken“ das Wahlrecht gànzlich, beschninkte das Wahlreclit 
anderer Walilkreise, erweiterte dasselbe zu Gunsten grosserer 
Stadte und suchte überliaupt die Rcprasentation melir der 
Bedeutung der verschiedenen Kreise anzupassen. Der Einfluss 
der hohen Aristokratie auf die Walilen zum Unterliaus wurde 
dadurcli vermindert, die Teilnahme der bürgerlichen und 
vorzüglich der industriellen Klassen verstarkt. 

Die Akte ist im Original und in dentselier Uebersetzung abgedniekt 
bei iS clin b cri, Verrassnngsnrkunden I. Hd., 8 . 193. 

11 Ebenda 8 . 224. 

15 Folgender Ueberblick über die Dildung des englisclien Parlaments 
iiach der Retbrmbill von 1832 mag hier beigei'iigt werden: 

II. Unterliaus: 

A. En gland: 

1. Von den 40 Grafscliarten 143 

2. VoihStadten u. nurglleckeii 324 

3. Von Universitiiten ... 4 

"471 


1 . Oberliaus: 

Prinzen vomkoniglichen 

Geblüte 3 

Herzoge 20 

Marquesses 31 (33) 
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Noch entscliiedener ging in derselben Richtung die neue 
Reforinbill Disraeli s vom Jahr 1867 vor, welche die Zabi 
der Wàhler sehr erheblich vermehrte und sich dem System 
des allgemeinen Stimmrechts annâherte. Die Gesamtzalil der 
Wâhler betrug iin Jahr 1868 2 543000 Personen gegenüber 
etwas mehr als einer Million Wâhler nach dem früheren Ge- 
setz. Trotz dieser demokratischen Ausbreitung des Stiinni- 
rechts verlor dasUnterhaiis den aristokratischen Grundcharakter 
nicht. Von den 658 Mitgliedern, die im Jahr 1868 gewâhît 
wiirden, waren ein starker Dritteil Sohne oder Vettern von 
Lords, überdem etwa 100 grosse Grundbesitzer und 57 Baro- 
nets und 117 grosse Industrielle, kein einziger Kandidat der 
niederen arbeitenden Klassen wurde anfangs gewâhlt. 


Zweites Kapîtel. 

III. Stândische Entwickelnng in anderen Staaten. 

Auf dem europâischen Kontinent zeigen sich ganz àhn- 
liche Bestrebungen und Versuche zur Ausbildung eines stândisch- 


I. Oberhaus: 


Uebej’trag 60 

Oral en 147 (168) * 

Viscounls 26 (32) ^ 

Barone 132 (147) * 

Erzbiselible ) der engl. 3 
Bischofe J Kirclie 27 
Scèott. gewahlte Pairs 16 
Irlandisclie reprasentir. 

Pairs 28 

Mitglieder 439 


JI. Unterhans: 

ücbcrtrag 47 J 

B. Wales: 


1. Von 12 Grafscliaften . . 

15 

2. Von Biirgen ..... 

14 


21' 

C. Scliottland; 


1. Von 30 Graiseliartcn . . 

30 

2. Von Sladten iind Burgen 

23 


53. 

D. Irland: 


1. Von 32 Grafscliaften . . 

64 

2. Von Stadten und Flecken 

39 

3. Üniversitat Dublin . . 

2 


105 


Die schottischen und irischen sind hier mitgezahlt. 


658 
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reprasentativen Systems wic in England. Aber überall wurde 
vornehmlich seit der Einfühnmg steherider Heere und irifolge 
der grossen und zahlreichen Kriege, welche Eiiropa zerfleischten^ 
der Ziisammenhang der Entwickelung unterbrochen , bevor 
dieselbe zii einer nationalen Gestalt durchgedrungen war. 

1. Am frühcsten und zugleich in grosser Ausdehnung 
tinden wir eine Erweiterung’ der standischen Teilnalime in 
der pyrenaischen Halbinsel. Das Kônigreicli Aragon i en war 
in der That eine llepubîik mit einem Kônig an der Spitze. 
Niclît bloss derAdel, der, meistens von germaniscliem Geblüte, 
das Land den Sarazenen mit dem Schwerte wieder entrissen 
batte, und die Geistlichkeit, deren Einfluss durch die 
Kampfe der Christen mit den Muselmannern an Bedeutung 
steigen musste, sondcrn schon zu Anfang des XIL Jahr- 
liunderts scheincn auch die Stiidte, in denen die romanisch- 
cliristliche Bevôlkerung das Uebergewicht batte, in der Ver- 
sammlung der Cortès vertrcten zu sein. Die Macht der 
Cortès gilt boher als die des Konigs. Berühmt ist die ait- 
bergebrachte Huldigungsformel der Stande von Aragon, welche 
das bezeugt: „Wir, die wir soviel gelten als Ihr und die wir 
mehr vermogen als Ihr, wir erheben Eucb zu unserem Konig, 
Herr, unter der Bedingung, dass Ihr unsere Rechte wabret, 
wo nicht, nicbt.“i Ein einziges Mitglied der Stande, welcbes 
die Einstimmigkeit verhinderte, war schon miichtig genug, 
'Me Durchsetzung der kôniglichen Vorschlage zu hemmen. 
Zwischen den P'ürsteii und den Cortès richtete, wenn es zum 
Streite kam, der von dem Kônige unabbangige und nur den 
vereinigten übrigen Staatsgewalten hinwieder verantwortliche 
Grossrichter, Justitia. Die Staatseinbeit aber war durch 
liese inneren Gegensâtze zerspalten. 

In Kastilien erschienen schon 1169 stadtische Ab- 
^eordnete auf den Cortès von Burgos, im Jahre 1188 tinden 

• Nos que vàlemos tantôt como vos, y que podeinos mas ([ue vos, os 
zemos miestro U(*\% senor, con taJ que guardeis miestros fiieros, si no, no. 
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wir 47 Stàdte, 1315 90 Stàdte reprâsentiert. Das XY. Jahr- 
hundert war aucli in Kastilien das Zeitalter der stàiidischen 
Macht. Die stâdtischen Procuradores hatteii sogar das Ueber- 
gewicht erlaiigt über Klerus und Adel. Dann aber braclite die 
Eifersuclit der angesehensten Stàdte, Burgos und Toledo, und 
die Kàinpfe der Gcschlechter unter sicli und mit der geineinen 
Bürgerschaft die Gesaintmacht der Stàdte ins Schwanken und 
an dem inneren Zwiespalt sclieiterte die Erliebung der Stiidte 
gegen Karl V. 1520. 

Gegen Ende des XVI. Jahrhunderts unternahin es Pbi- 
lipp II. von Spanien, die Macht der Cortès zu breclien, und 
obw'ohl auch er noch die Formcn schonte, verfiel doch die 
mittelalterliche Selbstiindigkeit der Stande, und die absolute 
Monarchie errichtete auf den Ruinen der büigerlichen Frei- 
hcit und des bürgerlichen Wohlstandes ihren Thron, dessen 
Uinsturz miser Jahrhundert gesehgn hat.^ 

In Portugal nahmen an dem lieichstage, welchen der auf 
dem Schlachtfelde zum Konig von Portugal erhobene und von 
dem Papste bcstàtigte Alfonso 1. im Jahr 1143 zu Lamego 
versammelt hatte und welcher für das neue Konigreich Grund- 
gesetze gab, neben Erzbischofcn und Bischofen und anderen 
Edeln auch „Pr oku rator en^^ für eine Reihe von portu- 
giesischeiè Stadten Anteil.^ Der Konig Hess sich nochmals 
von dem Reichstage als Konig bestàtigen. Als das geschehen 
war, sprach er, das blosse Schwert in der Hand; ^Mit diesem 
Schwerte habe ich euch befreit und eure Feinde geschlagen, 
und ihr habt mich zu eurem Konige und Genossen gemacht. 
Da ihr aber mich dazu gemacht habt, so lasst uns nun Ge- 
setze^eben, durch welche unser Land in Frieden sei.“ Sic 
aile sagten: „Wir wollen es, Herr Kônig.“ Da rief der Konig 

^ Vgl. Ranke, Fiirsteii und Volker von Siideuropa I, 8. 252 AT. 

3 Leges Lamecenses , abgediMickt bei Schubert, Vert*. II, 8. 127: 
„procurantcs bonam prolein per suas civilales, per Coliinbriain, per Vira- 
manes, per Lanjecuni“ u. s. 
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alsbald die Bischofe, die Mânner von Adel und die Prokura- 
toren (die Vertreter der Stàdte) auf, und sie sprachen unter- 
cinander: „Lasst uns vorerst Gesetze machen ûber die Erbfoigo 
im Koriigreich,“ und sie machten die nachfolgenden. Mehrere 
Jahrliunderte lang orhielt sich in Portugal eine freie Ver- 
fassung, bis auch ihr erst die erhohte kriegerische Macht und 
der Reichtum der Konige gefaüirlich und sodann ihre Herrsch- 
suclit verderblich wurde. Docli wurde sie gleichzeitig mit der 
Krhebung des Hauses Braganza auf den Thron (1G40) iin 
wescntliclien crneuert, und es nohmcn „die drei Stânde, 
das lieisst der Klerus, der Adel und das Volk des Kônig- 
rciclis“ das Recht in Ansprucb, „einem tyrannisclien Kônig den 
Gcliorsam zu verweigern, einen neuen Kônig anzuerkennen 
und mit dicsem die rechtmâssige Thronfolge zu bestimmen". 
Das XVIII. Jahrhundert liess aber auch hier das stàndische 
System untergeheii. Schon 1643 war ein „Ausschuss der 
drei Stande“ (Junta dos très Estados) errichtet worden, mit 
welchem die Regierung lieber verkehrte als mit den Stànden 
sclbst. Die Cortès wurden in der zweiten Hâlfte des XVII. Jahr- 
hunderts nur selten, im XVIII. Jahrhunderte gar nicht rnchr 
berufen. Erst unsere Zeit hat die Wiederbelebung dieses Insti- 
tuts in neuer Form und mit mancherlei Schwankungen erfahren. ^ 
2. In dem mittleren Europa kommt, wie in Enghind, eine 
Vertretu ng der S t a d t e , beziehungsweise des B ü r g e r s t a n d e s 
^Tst wahrend des XIII. Jahrhunderts in Aufnahme. Zwar be- 
richtet uns eine alto normannische Chronik, dass Wilhelm der 
Eroberer, als er für seine Ansprüche auf England sich zum 
Kriege vorbereitete, auch die „Notabeln der normannischen 
Stâdte^ (gens notables des bonnes villes de Northmandiej 
neben den ^Baronen^ zu einem Reichstage berufen und mit 
demselben Gesetze und Verordnungen gernacht habc.^ Allein 

4 Vgl. Schubert, Vcrlassungen II, S. 136 ff. 

^ ô Abgcdruckt bei Bouquet, Scriptores rer. Gall. XIII, S. 221. Vgl. 
Unger, Gesch. der Landstande I, S. 226, 277. 
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(lieser Bericht ist offenbar durch die Anschauungsweise eiiier 
spâteren Zeit entstellt worden und die âlteren Erzahlungen 
rcden luir von dem Adel. 

Vor dem XIII. Jahrhundert sind die Bürger der Stâdte 
noch unter der Menge des „ümstandes“ verborgen, noch 
ein nicht ausgeschiedener Teil der ungeordneten Volksmenge, 
oder wenn etwa aucli die Stiidte berücksichtigt wurdcn, so 
wurden dieselben noch durch ihre Stadtherren und Vôgtc, 
wie andere Herrschaften vertretcn.® 

Dagegen wurden von den franzüsischen Konigen in 
den Jahren 1227, 1240, 1245, 125G u. s. f. Bürger der „guten 
Stadte“ zur Beratung wichtiger Dinge und in der Absicht, die 
Unterstützung der Stiidte zu gewinnen, zugezogen. Unter 
Philipp dem Schonen wurden zuerst 1302^ die drei Stande 
(Geistlichkeit, Adel, Bürger) zu einem allgemeinen 
Reichstage zusammcnberufen, da der Kônig in seinen Streitig- 
keiten mit dem Papste Bonifacius VIII. der Zustimmung und 
Hilfe der Nation sich versichern wollte; und unter Lud.wig X. 
(1314 — 1316) galt es bereits aïs ein tester Rechtssatz, dass 
ohne die Zustimmung der drei Stande keine Steucrn erhoben 
werdeii dürfen. Ja in der Mitte des XIV. Jahrhuiiderts hatteii 
die Stande sogar die Regierung in ihre Gewalt gebracht 
und unter den Stânden der dritte das Uebêrge-wicht erlangt, 
bis die demokratische Bewegung zuin Aeussersten fortschreitend 
die Gewalt in die Arme des Pobels verlegte und dann in dem 
eigenen Uebermass untcrging. Die Reaktion erhohte die kcinig- 
liche Macht, und eine Zeitlang (1383 — 1412) vermied man, die 


Es gilt (las auch von den Hoftagen der inaclitigeren deutsclu'ii 
Fürstcn, welche ans den früheren Landtagen der Staminé, den pJacita 
provincialia diireh Einvrirkung des Lelienswesens entstanden waren, aiil 
welclien naeh dem 8(;hwabenspiegel (Wackernagel c. 118) die 
F ü r s t e n , G r a f e n , F r e i e n (Herren) nnd D i e n s 1 1 e u t e erscheinen 
miissen, „die bürge und stete (Biirgen und Stâdte) in ir lande ln1nl.“ 
7 Auch in der Bretagne erscheint der dritte Stand zuerst im .lalir 
1309 aiif dem Landlage zu Pkierincl. Sehâffner II, S, 171. 
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lieichsstande zu berufen. Doch kamen dieselben seit der Ile- 
forrn von 1413 wieder ôfter zusammen und auch im XVI. Jalir- 
liinidert noch. Obwolil seit Ludwig XL das System der aliso- 
luteii Monarchie in Frankreich wucliernd um sich grifF, finden 
sicli einzelne Versammlungen der Generalstandc (états 
généraux), z. B. LOGO, 1576, 1588, 1593. Seit Ludwig XIV. 
(1643 — 1715) scheinen dieselben in volliger Vergessenheit 
begraben, bis zii Ende des XVIII. Jabrhunderts der Sturm 
der Révolution sie wieder an das Tagesliclit braclite.^ 

Diese Stande galten zunachst als Vertreter ihrer be- 
80 n der en korporativen Interessen. Jcder Stand stimmte 
für sich, und die einzelnen Abgeordneten der Stadte er- 
hielten sogar Instruktionen von ihren Auftraggebern. Zii 
voiler nationaler Ausbildung gelangte das Institut nicht, so 
wenig als zu einem dauerndcn und wohlgeregeltcn Leben. 

3. Ebenso geht die Ausbildung der landstàndischen 
Verfassung in den deutschen Territorien wahrend des XIII. 
und vorzüglich iin XIV. Jahrhunderte vor sich.'* Die A^cr- 
tretung der Stadte auf den deutschen Reichstagen 
filiigt seit dem Konige Rudolph von Ilabsburg (1272—1291) 
an, regelmâssig zu werden. Aber so wenig das Kollegium der 
Kurfürsten oder das der Fûrsten und Ilerrcn zu einem Ober- 
haus wurde, so wenig wurden die Bànke der Stiidto zu einem 
Unterhaus. Der Gesichtspunkt, dass dort und hier in d(?r 
Jlauptsache selbstandige Fürstentümer und Republiken 
durch ihrc Hàupter, nicht aber die verschiedenen Bestand- 
teile des Volkes vertreteu seien, und dass die Landes- und 
Stadtherren auf den Reichstagen voraus ihre Selbstandigkeit 
gegen den Kaiser und ihre Herrschaft über die Territoricii 


^ Scliüri’i) cr, iVaiiz. Jleclilsgesch. JI, 8. II. liathery, Iiisluiro 
lies l'tiils gi'iiéraiix. Taris 1845. 

Vgl. den Artikel Landstaiide von K. ]\lanrei- im Doutsclicn 
8üuils\vdrterbiiclï fuiid Oicrke, dciiischcs Genossensclial’tsreclil 1, 
534 <V.|. 
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zu wahren berufen seien, war vorherrscliend und biiiderte 
eine nationale parlamentarische Entwickcliing. 

Innerhalb der einzelnen deutschen Lânder aber kam es 
fast überall zu einer landstandischen Verfassung. An diesen 
Landstânden hatten wieder die drei Stânde Teil, die an- 
fangs als gesonderte Stande berufen wurden, im Verfolg aber 
zu einer gemeinsamen Landschaft, zu déni eigentliclien 
Landtag verbunden wurden: 

a) Die Pràlaten im Lande, Bischofe und Aebte, welcLe 
früher wohl versucht hatten, sich von den Hoftagen der Landes- 
fürsten zurückzuzielien und ihre Iininunitâtsrechte zu eigener 
voiler Herrscliaft auszudehnen, fanden es seit der Mitte des 
XIV. Jahrhunderts gcwôhiilich in ihrem Interesse, âls erster 
Stand an den Versaminlungen der Landstande teilziinehmen.’*^ 

b) Der Adel. In inanclien grosseren Làndern, vorzüg- 
lich in Oester reich, Bohmeii, Kursaclisen, wurde der 
llerrenstand der Fürsten, Grafen und Herreii unterschieden 
von der inittelfreien Ititterschaft, in Sachsen sogar ahulich 
wie in England die meisten reichsunmittelbaren weltlicheii 
Herren mit den Pralaten und die Ritter mit den Abgeoidneten 
der Stadte verbunden. In vieleii anderen Làndern aber wurden 
die gewohnlich weriig zalilreichcn Glieder des liolien Adels 
mit der übrigeii im Lande begüterten Ritterschaft oder 
Mannsctiaft, unter welcher aucli die Di eus tien te, inso- 
fern sie Lehensgüter besassen, Uegriffen wurden, zu einein 
Stande verbunden. So in Bayern, Schlesieii, Braun- 
scliweig, Brandenburg, Thûringen, Pommern u. s. f. 
Diese Ritterschaft war übrigens ein sehr zahlreicher Korper, 
indem .dieselbe gewohnlich nicht bloss Ausschüsse dei\Ritter, 
sondern aile mit Rittergütern versehenen Vasallen des Landes 
und die begüterten Ministerialien uinfasste. In Tirol hatten 
sogar aile Mitglieder des Adels im weiteren Sinne ein Recht 

10 U Tiger, Geschichte der Landsl. L S. ‘210. 11, S. 34 11. 

H Unger II, 8. 44 und 60. 
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aiif persôiîliche Landstandscliaft, auch wenn sie keine Grund- 
heiTschaft besassen. 

c) Die Stadte erwarben gewôhnlich wahreiid des XiV, 
Jalirhunderts landstàndische Rechte. Nur in wenigen deutscben 
Lândern reichen die Anfànge dieser Ersclieinung noch in das 
XIII. Jahrhundert hinauf. Dabin gehort voraus Bohmen, 
dessen Kultur überhaupt eine Zeitlang der im eigentlichen 
Deutscliland vorhergeht, wo schon im Jahre 1281 die Stâdtc 
aiï dem Landtage teilnehmen, obwohl sie auch spâter noch 
über die Anerkennung dieses Ilechtes Streit mit dem Adel 
führen. In Bayern kommen die Vertreter der Stadte im 
Jahr 1307 mit deii Pralaten und den Rittern zusammen, um 
der Münzverschlechteriing zu steiiern und für die erforder- 
liche Geldhilfe zu sorgen, und werden die Stadte und Markte 
in den Zeiten Konig Ludwigs 1315 den „Landsherren und 
Dienstleuten^^ zur Seite g^stellt;^^ sie erscheinen als eine 
kraftige Stütze der Fürsten auch dem Adel gegentiber. In 
Brandenburg sehen wir die Stadte seit 1308 als eine poli- 
tische Macht im Staate geeinigt und mit den Fürsten ver- 
handeln.^^ In dem Fürstentum Lüneburg wird schon 1356 
ein herzoglicher Rat ans Pralaten, Ritterschaft und Stadten 
bestellt, dessen Daseiii die Existenz gemeinsamer Landstande 
voraussetzt Die Vertretung der Stadte auf den Landtagcn 
wird so zur Regel. Aber gewôhnlich werden ihre Abgeordneten 
vj'cht von der Bürgerschaft gewàhlt, sondcrn noch von den 
Rilten der Stadte bezeichnet und ermachtigt, oder es nehmen 
von Amts wegen die Bürgermeister an dem Landtage teil. 

Auch für Deutscliland war dieses Elément von grosser 
Wichtigkeit. Die Einheit des Staates und die Interessen der 
offentliclien Kultur fanden in ihm einen vorzüglichen Anhalts- 

1'^ Riidhart, Geschiclitc der Landstande in Bayern I, 8. 55. 

13 Kudhart, ebend. 8. 73, 79. 

Il ITnger IL 8. 87 tL 

15 Kieliliorn. dentselie Reclilsgesehi»h(c 4‘23 Aum. 
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punkt; sie warcii iin gaiizeii sowohl der Entwickelung der 
fürstlichen Regieruiigsgewalt als der bürgerliclien Freiheit 
günstig. Die Ausschliessung der Stadte von den polnischeii 
Rcichstagen, die ganz untergeordnete Stelluiig derselben auf 
den ungarisclien ist eine nauptursache des aiiarcliischen 
Wesens und der geringen Wirksfiinkeit beider für die Zwecke 
lioherer Gesittung. 

d) Nur selten erscbeint aucli cin vierter, der Bail ern- 
stand auf den deutscben Landtagcn vertreten. Als Regel 
erhielt sicli vielmebr, dass, was die Pralaten und die Ritter- 
schaft für ihre Baiiern gutlieissen, auch die übrigen dein Landes- 
licrrn ausscliliesslich unterthanigeii Bauern im Lande sicb ge- 
fallcn lassen müssen. Eine Ausnahme machrn die friesisclien 
Landtage, auf welchen auch die von den Bauern erwalilten 
Richter und Vorsteher der Gemeinden mit den Hauptlingen 
und Adeligen zusammentrcten und die Wolilfabrt des Landes 
beraten. Im Er/l)istum B renie n hatten die cingesessenen 
Bauern der freien Marscbgemeinden cbenfalls Ansprücbe auf 
einen Anteil an den Landesversammlungen. In Württem- 
berg sind Stadte und Bauerscbaften verbunden. In Tirol 
kommen seit 1415 ausser den Rittern und Stadtcn auch Ver- 
treter der „Thaler und Gerichtc" vor, ^velche die Gesinnung 
und Intevessen der Bauern reprasentieren. 

Die landstandische Macht hatte im XV. Jaluhundert ihren 
Hôhepunkt erreicht, aber zuglcich eine den Bedürfnissen des 
Staates und der Einheit der obri^^eitlichen Gewalt grossenteils 
widersprechendeRichtung eingeschlagen, und dieseFehler gaben 
den absolutistischen Gelüstcn der letzten Jahrhunderte Vor- 
%ande genug an die Hand, uni das Institut zu untergraben 
und zu beseitigen. Die Theorien der Romanisten, die in 
den Râten der Fürsten zu praktischem Anseheii gelangt waren, 
und die neuen, von den Fürsten ausscliliesslich abhangigen, 

Unger II, 8.104. |Vgl. Jàger, Gcscliichte der landstaiidiscben 
Verfassiing Tirols II, 310 IV.] . 
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stehenden Heere fdrclerteri ihre Abschwachuiig und ihren Uiiter- 
gang. Die Ileichsgesetzgebung verhinderte neue Bündnisse, 
Einigungen und den bewaffneten AViderstand der Stânde, );>e- 
schrànkte ihr Redit der Steuerverweigorung und stârkte die 
Landeshoheit. DerDreissigjahrigc Krieg vollendete den Verfall 
der landstandischen Institution. In inandien deutsdien Lândern 
wurden die Landtage von den Fürsten, welche audi darin den 
Absolutismus Ludwigs XIV. nacbalimten, nidit mehr berufen ; 
in andcren wurdc ihre Thatigkeit zu einer blossen Forinalitât 
herabgedrüdvt. Das Sdicinlebeii solcher Landstànde iin X VIIL 
Jahrliundert liât Karl v. M oser mit bitterer Laune vortrefflich 
gezeidinet. Nur ausnaliinsweise, wie besonders in W ürttem- 
berg, bewahrten sie noch einige Bedeutung. Mit der Aiif- 
lôsung des Deutsdien Reiches gingen sie in der alteii Gestalt 
unter, uin bald nadihcr in inoderner Forni neii zu erstelien. 


Drittes Kapitel. 

Der Uiitersdiied der standisdieii und der repraseiitativeii 
Verfassung. 

Die mittelaltcrlich-stàndische Verfassung ist in den 
letzten absolutistischen Zeiten des Mittelalters seit der Mitte 
des XVI. Jahrhunderts mit den übrigen mittelalterlichen In- 
stitutionen unaufhaltsam abgestorbeii und zuletztuntergegangen. 
Der Aufsdiwung eines neueii Weltalters hat nun das Re pl a- 
cent a tivp ri n ci p an ihre Stelle gesetzt. Beide Système sind 
darin ahnlidi und iiahe verwandt, dass sie dem Absolutismus 
der obrigkeitlichen Gewalt widerstreben und die politischeii 
Redite der Unterthaiien gewahrleisten. Das standische System 
ist überdem eine Vorstufe des reprasentativen ; es verhàlt sidi 

U IleiT und Didier, S. 101. Vgl. Eichhorn, deutselie Ueclitsgesch. 
IV, §. 545 ir. Zacliariae, deiitsches Staatsrecht I, 50() lï. 

Bluntschli, allgemeines St.i.itsrecht. 4 
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zu diesem wie der politische Geist des Mittelalters zu dem 
der neuen Zeit. Da aber jene Verwandtschaft und dieser Zii- 
sairimenhang leicht zu einer hôclist gefahrlichen Verwechslung 
beider Gedanken verleiten, so wird es um so notiger, die 
principiellen Gegensâtze um so schârfer ins Auge zu fassen. 
Wir wollen dieselben durch Gegenûberstellung veranschaulichen. 


Standisclies Princip. 

1. Ging von derBesonder- 
heit der S tan de ans. (Es 
wurden daher im Mittelalter 
nur die mâchtigeren Stande 
und anfânglich bald diese, bald 
jene allein zugezogen, die 
übrigen nicht berücksichtigt.) 

2. Sogar Individuen, wie 
mâchtige Familienliâupter oder 
Würdetrager (Fürsten und 
Herren) konnten für si ch 
Stande sein, ebenso Genos- 
senschaften undEinungeii 
(universitates), 

3. Die Abgeordneten der 
Stiidtc un^l Korporationen be- 
kamen von ihren Wahl cru 
Instruktionen und Auf- 
trâge mit auf den Weg, 
durch welche sie angewiesen 
wareii, in bestimmter Richtung 
;ai stimmen und zu handeln. 
(Als die Deputierten zur fran- 
zosischen Nationalversamm- 
lung die widerspruchsvollen 
Hefte [cahiers] ihrer Instruk- 
tionen wegwarfen , war der 


Reprasentatives Princip. 

1. Geht von der Einheit 
des ganzen Volkes aus. (Das 
Streben der Zeit geht daher 
dahin, aile Volksklassen in 
einer Gesamtvertretung zu- 
sammenzufassen.) 

2. Auch wer als Familien- 
hapt oder Würdetrager per- 
s () n 1 i c h zur Reprasentation 
berufen ist, bat doch dièses 

4 

Redit nicht für sich, sondern 
nur als cin Glied des Ge- 
samtkorpers. 

3. Die Beratung und Ab- 
stimmung in dem repriisen- 
tativen Korper darf nicht 
durch Vorschriften der Wahler 
beschrankt werden. In diesem 
soll sich erst die Meinung 
und der Wille des Volks 
mit innerer Freiheit aus- 
bilden; und sowohl die person- 
lich - freie Meinungsâusserung 
der Abgeordneten als die Be- 
rechtigung und Pfiicht jedes 
einzelnen, sich durch die Be- 
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Stanclisclies Princip. 
Briich mit dem stiindischen 
System vollzogen. 1789.) 

4. Jeder Stand stiinmte in- 
dividiiell und konntc seine 
Stimrne auchwohl einem per- 
sünlichen Stcllvcrtreter 
übertragen. (Das „liberum 
veto“, das iin XVII. Jahr- 
hiindert den einzelnen Mit- 
gliedern des polnischen Keichs- 
tages zugestandcii wurde, ist 
die ausscrste Konscquenz die- 
ser Richtung.) 

5. Die Abgeordneten der 
Stande waren ihren Auftvag- 
gebern verantwortlich 
und wiirden aucli von ihnen 
mit Diaten bezalilt. 

6. Die Stande hatten in 
(îrster Linie ihre standischeii 
Sonderinteressen, erst in 
zweiter die gemeinsaine Wobl- 
fahrt vor Augen. 

7. Die Stande bewilligten 
die neûen Steuern, deren 
Bedürfnis sie anerkannten, 
für sich, und nureinzelne 
Steuern; sie verbanden da- 
mit’ auch haufig Bedingun- 


Reprasentatives Princip. 
ratung aufklaren und bestim- 
men zii lassen, werden als 
Garantien betrachtet einer 
walirhaften Abstiminung. 

4. Die Abstimmung in den 
Kammern wird durch die 
Mchrheit der Versamm- 
lung vollzogen, und eine 
Stellvertretung ist niir 
insofern zulitssig, als sie voni 
Ganzen aus angeordnet ist. 


5. Die Abgeordneten des 
Volkes sind nur dem Staate 
verantwortlich und empfangen 
die erforderlichen Diaten aus 
der Staatskasse. 

G. Die reprasentativen Kani- 
inern sind verpflichtet, voraus 
die Volks- und Staatswolil- 
falirt zu bedenkeii und dürfeii 
erst unter der Yoraussetzung 
dieser die besondereWohlfahrt 
einzelner Klassen beachten. 

7. Die modernen Kammern’ 
betrachten den einen Staats- 
haushalt in seinem Zusam- 
menhang in sâmtlichen Ein- 
nahmen und Ausgaben, helfen 
den Voranschlag feststellen 
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Staiidisclies Princip. 
gen von politischem Inhalt, 
Z. ,B. dass das Land weder 
verpfiindet, iiocli veràussert, 
noch verteilt, dass ihre Zu- 
stimmiing zii Kriegen und 
Friedensvertrâgen eingeliolt 
werde und dergleiclien , be- 
zogen die Steuern oft selber 
von ihren Angehorigeii und 
verwalteten sogar zuweilen 
die ans den erliobenen Steuern 
gefüllte L a n d e s k a s s e selber. ' 
S. Die Stande hielten an 
dem A' e r t r a g s p r i n c i p mit 
den Fürsten fest. Die Hul- 
digung, wclclie sie den Lan- 
desherren leistcten, war einc 
bedingte.'^ Ilire besonderen 


lieprasentatives Princip. 
und nehmen teil an der 
Steuergesetzgcbung, aber 
dürfen ihre Bewilligung nicht 
einseitig an Bedingungen knüp- 
fen, noch besorgen sie den 
Bezug und die Verwendung 
der Steuern selber. 


8. Im neuoren Staateherrscht 
das Princip der einheit- 
lichen Gesetzgcbung, an 
welcher die Kainmern cineii 
Anteil haben, und die all- 
gemcine offen tliche Frei- 


1 Aiif dem Riltertagc zu Sclinailpach im Jahre 1302 crklareii die 
Herzoge voii Oberbayerii dem Adel und der Ritterschaft, dass weiin 
sie wider dereii Willeii eine gemeine Steiier idrdcrn solleii, sie wider 
ihre Treue an denselbeii liandeln iind die KStande hereditigt seien, die 
tSleiier zu ^eigern. — Im Jahre 1303 versprach der Herzog, das I.aiid 
Oberbayerii sollte uiigeteilt uiid luizerbrocheii beisammeii bleil)eii. Im 
Jahr 1393 vers]>racheii die Herzoge von Ni ederbayern, keinen Krieg 
ohne Rat der Stande anznrangen. 

Die Markgrafeii von Brandenburg sicherlen ihren Sliuiden 1282 
zu, dass vvenn sie, die Fürsten, ihre Verspreelien nicht eilüilen sollten, 
die Vasallen sich von ihnen abw'endcn durlen, bis jene erfüllt seien. 
ibid die pommerscheri Herzoge gestattelen unter einer ahnlichen Vorans- 
setziin^ ihren Standen 1348, einen aiideren Fürsten zu wahlen. ,welclier 
sie in ihren Rechten und Freiheiten regieren wolle/*. Unger II, S. 254 If. 
In dem Herzogtum Braunscli weig- Lüne b urg wurde im Jahr 1392 ein 
Oericht, die „Sate“, ans 8 Rittern und 8 Ratmannern geordmü, an welclies 
Beschwerden der Stande gegeii die Fürsten gebracht werdeii konnten, 
und welches befugt war, die landeslicrrliclien Einkünl’te so lange einzu- 
ziehen, bis gegründeten Beschvycrden abgehollen ward. Unger IR S. 2(54. 
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Stiindisches Princip. Reprâsentatives Princip. 
Rcchte und Freibeiten-^ heit, wie die besonderen 
liessen sie sich vertrags- Rechte einzelner Klassen Wer- 
massig zusichern und er- den nur durch das gemeinsame 
neuern. Staatsgesetz gewahrleistet. 

9. Wic unabhangige Mâchte 9. Der moderne Staat làsst 
vcrhandelten und stritten eine solche Zweiung und Spal- 
die Stande mit den Fürsten, tung des Organismus nicht zu, 
und es kam zuweilen zu Krie- sondern bcwahrt die Einheit 
gen^unter ihnen,wie zwischen des Staates und der Staats- 
selbstandigen Staaten. Jeder regierung unter allen Umstàn- 
Teilwarb, besoldeteu. verfügte den, und will nur ein Kriegs- 
selbstaiidigüber seine Tnippen. haupt und ein Heer. 

10. Die mittelaltciiidien 10. Der moderne Staat ver- 
Stande beschaftigten sich nur legt die ganzc Regierungs- 
in untcrgeordneter Weise »nit thâtigkeit ausser die 
der Gesctzgebung, ervveiterten Kammern und gestattet die- 
abcr iliren Einduss zuweilen sen wohl eine kontrollierende 
zur Mitregicrung des Staa- Mcinungsâusserung, abcr nicht 
tes, indem sie dem Fürsten Mitregicrung. Dagegen weist 
Rate^ beiordneten, an deren er dem reprasentativen Korper 
Zustiinmung j3r gebunden war, die Gesetzgebung als seine 

3 Zahlreidie Ucispiele siolie in tien altbayerisclien landstaiidischeri 
Freilieitsbrielen, herans<rcgeben von Gnstav Freiben* von Lerchenrold, 
Münclien 1853. V'oransgcschickt isl eino ans ürkmiden ^'•esvhdpftt; wissen- 
scbartlicbe Kinlcitinig von Dr. Rockinger. 

4 In Oi'sleiTcicb, liaycrii, Brandenburg, Würltemberg. überall karnc n 
solclic vor, bis der ewige J.andfrieden von 1495 und die veranderte. I.elive 
der rbmiscben Recbtsgelelirten diese Feliden heminten. Vgl. Kndhart, 
Gescli. (1er Landstiinde in Bayerii 1, S. (i‘2, 82 etc. 

3 ifaliin gehbren der liai der XIT. und der der XXV., welclie den 
ni ed e rbay cri sclien llerzogen 1324 und 1341 Ixngegeben wiirdtni, die 
XTl Rate, vvelche 1355 déni Herzog Ludwig von Braunschweig zur 
Seite traten, die Rate von Tirol ira Jalir 1363, die w ü r ttemb ergi - 
schen Rate von 1419, 1457, 1498 u. s. 1*. Ira Jalire 1535 iibernalinien 
die Stilnde von B ra n n s c li w e i g- L n n e b ii r g sogar die Regierung selbst. 
Unger II, 8. 280 iX. 
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S t an fl i selles Priiicip. Reprasentatives Priiicip. 
und in wichtigen Fallen sich wichtigste Thâtigkeit zu. 
solber deii Mitentsclieid vor- (Die englischc Parlaments- 
beliielten. rcgicrung, obwolil erst in spa- 

terer Zeit ausgebildet, bat in 
dieser Hinsicht doch einen 
mittelaltcrlichen Zug.) 

1 1 . Aus den Standeii giiigcn 1 1 . Der moderne Staat weiss 
oft bleibende Ausscliüsse in der Hegel nur von der 
liervor, anfanglich zur Kon- Versaminlung des repra- 
trolle^’ der Regierung; sie sentativen Korpers selbst 
wurden aber nicht selten von und will die Regierung durcli 
den fürstlichen Râten benutzt, Ausscliüsse dessclben weder 
um die unbequeme Versamni- heminen nocli bedienen lassen. 
lung der Stânde selbst ent- 

behrlicli zu machen und den 
Untergang des Institutes her- 
beizuführen. 

1 2. Die Rechte und Pflielîten 12. Die Redite und Pflidi- 

der mittelalteiiidien Stande ten des repriisentativen Kor- 
warenlialb privatreclitlich, pers und seinerMitglieder sind 
lialb staatsrechtlich. rein staatsrechtlicb. 

Die s.taatsrechtlichc Reprasentation istvon derprivat- 
rechtlichen Stellvertretung vollig versdiieden. Daher dürfen 
die Grundsâtze, die von dieser gelten, nidit auf jene ange- 
wendet werden. 

Die privatrcchtlidie Stellvertretung setzt entweder die 
Ilandlungsunfâhigkeit des Vertretenen (z. B. Kinder, Wabn- 
Sinnigp) oder dodi das Bedûrfnis dessclben voraus, sich durdi 
ein anderes handlungsfahiges Individuum vertreten zu lassen 
(z. B. Abwesenheit, Handclsintcressen). Der privatreditliche 
Vertreter ist entweder durdi die Reditsnotwendigkcit be- 

So die ob erbay erischeii Ausscliüsse der Ritterscliart uiid der 
♦Stadte im Jalire 1430. 
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zeiclmet und ermâchtigt, wie insbesondere der geborene oder 
gesetzte Vormund, oder er bat dazu den besonderen Auftrag 
des Vertretenen erhalten (Mandat). Als Hauptperson gilt immer 
der Vertretene, nur seine Stelle vertritt und statt seiner für 
ihn handelt der Vertreter. Der Mandatar ist daher abhângig 
von dem Mandanten, gcbunden an dessen Vollmaclit und In- 
struktion, ihm zur Reclienschaft verpflichtet. Soweit die Voll- 
macht reich t, wird nicht der Vertreter, sonder ii der Vertretene 
dtirch die Handlungen jeiies verbunden. 

In allen diesen Hauptbeziehungen bat die staatsrechtlicbe 
Itepràsentation einen ganz anderen Charakter. Hier wird keine 
Handlungsunfàhigkeit der Wàhler vorausgesetzt und die lie- 
pnisentation beruht weder auf dem personlichen Bedürfnis 
noch auf der Willkür der Vertretenen, sondern ist von Staats 
wegen aiigeordnet. Die lieprasentierten sind nicht die Haupt- 
personen und der lleprasuitant nicht ihr personlicher Stell- 
vertreter, nicht ihr Beauftragter, sondern er verwaltet ein 
Volksamt und übt eine Staatspflicht aus. Seine Ver- 
tretung ist Landes- und Volksvertretung, nicht indivi- 
duelle Vertretung. Es besteht zwischen ihm und den Wàhlern 
wohl -ein Vertrauens- aber keineswegs das Rechtsver- 
hâltnis des Mandats, Die Wahl ist nur ein Mittel, um 
die richtige Volksvertretung zu erzielen. Wahl ist nicht 
Vollmaclit und nicht Auftrag. Der Gewahlte ist daher 
nicht an die Instruktion der Wahler gebunden und 
denselben nicht zur Reclienschaft verpflichtet. Er kann 
nicht beliebig von denselben abberufen, ihm nicht willkürlich 
der Auftrag gekündigt werden. Seine Abstimmungen binden 
w^eder ihn selber personlich, noch seine Wàhler. Sic 
wirken verbindlich nur, inwiefern das Gesetz durch die- 
selben zustande kommt; und dieses verpflichtet aile ganz 
gleichmàssig, die, welche daftir, und die, welche dagegen ge- 
stimmt haben, die Reprâsentanten, ihre W^àhler und aile 
übrigen Staatsgenossen. 
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Viertes Kapitel. 

Die Ziisainmensetziiii^ç des gesetzgebeiiden Korpers. 

Das Princip der modernen Staatsordnuiig ist: Der gesetz- 
gebende Kôrper stellt das ganze geordnete Volk dar. 
Er ist der verhaltnismâssige Auszug des gesamten Volks- 
organismus. Von diesem Princip ans lassen sich eine Reihe 
wichtiger Fragen leicht beantworten. 

1. Die Frage, ob dem Regenten ein Anteil an der ge- 
setzgebenden Gewalt zukomme, welche erst in der neuesten 
Zeit ein praktisches Intéressé gewonnen bat — im Altertiim 
und im Mittelalter verstand sich die Bejahung von selbst — , 
erscheint von dem Standjmnkte des organischen Staates ans 
kaum moglich. Die Zweifel sind erst entstanden, seitdem man 
angefangen bat, ohne Rücksicht atif den inneren, lebendigen 
Zusammenbang des Staatskorpers die gesetzgebende und die 
vollziehende Gewalt als zwei gleiclie und getrennte Gewalten 
einander gegenüber zu stellen, und jene von unten heraulV 
diese von oben herab zu konstruieren. 

Soll der gesetzgebende Korper das ganze geordnete Volk 
darstellen, so muss in ihm das Oberhaupt des Staates, der 
Regent, die niimliche Stellung liaben, welche dem Haupte 
in dem Kôrper, dem Regenten in dem Volk gebührt, 
d. h. die oberste und e nts c4iei d e n d e. Das englische 
Staatsrecht ist sich dieses Satzes wohl bewusst. Schon der alte 
Modus tenendi parliamentum enthàlt das alte Rechtssprichwort : 
„Rex est caput, principium et finis parliamenti.“ ^ Audi die 
meiston neueren Verfassungen, welche auf dem System der 
konstitutionellen Monarchie beruhen, schreiben die gesetz- 
gebende Gewalt dem Kônige und den Kammern zu.‘^ 

• Mod. ten. pari. cap. 12. Blackstone I, 2, 2. 

8o die franzosische von 1814, Art. 15, und 1830, Art. H: 

Die gesetzgebende Gewalt wird gemeinschaftlich von dem Kbnige, der 
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In (len neueren republikanischen Staaten dagogen ist 
die gesetzgebcnde Gewalt gewôhnlich ausscbliesslich den grossen 
repriisentativen Versammlungen zugewiesen, und ist der Re- 
gieriing wenigstens der Form nach kein Anteil daran einge- 
niumt. Ausscr jenor falsclien Vorstellung von der Teilung 
der Gewalten bat auf dièse Eigentümlichkeit wohl teils die 
demokratische Vorliebe für grosse Versammlungen, teils die 
Besorgnis eingewirkt, dass die Macht der Regierung zai gross 
werden moclite, Faktisch aber ist den Regierungen doch auch 
hier oft ein bedeutender Einfiuss auf die Gesetzgebung er- 
halten worden, in der Schweiz mehr in der Form der Initia- 
tive, in Nordamerika mehr in der des Veto. ^ 

2. Die Vertretung des Volks soll einc vollstiindige 
sein, und aile Bestandteile der Nation, auch die unteren 
Schichten der Bevolkerung umfassen. Auch in ihnen wird 
das Staatsbürgertum gcehrt. Das ist der Wahrheitskern, 
welcher dem modernen Verlangen des allgemeinen Stimm- 

Kammei* der Pairs und der Kammer der Depiitierten ansgeübt.“ V. 1852, 
Art. 10. Die ni edcrla ndisclie von 1848. Art. 104; die bayerisclie 
von 1818. Tit. II, §. 1; die portiigiesiscbe von 182(). Art. 13, 58. 74: 
die bel^Msche von 1831, Art, 20; [die spanische von 1876, Art. 18. 51; 
«lie italienisehe von 1848, Art. 3;J die prenssische von 1850, Art. 62:, 
die deut.sche Ilei élis vers. v. 1871. Art. 5, 

3 Hnndesverrassnng iTir Nordamerika von 1787, Art. 1, 1; ..Die 
gesarnte gesetzgebende Gewalt soll eineni Kongress der Vereinigten 
Staaten anvertraiit sein, der ans einein iSenate und ans einem Haus der 
Kl'prasentanten bestelien soll.“ Art. I, 7: ,,Jede Dill soll dem Prasidenten 
der Vereinigten Staaten vorgelegt werden, ehe sie Gesetzeskraft erlangt.‘‘ 
Ebenso in den Verlassungen der Einzelstaaten Nordainerikas. In der 
Sehweiz üben die Grossen Rlite gewidinlich die gesetzgebende Gewalt 
ansscliliesslieh ans. aber die Regierungen entwerten nnd begutacliten in 
der Reg^l die Gesetze. Schweizerisehe Bnndesverlassung von 1874, 
Art, 85 und 102, 4. Fraiizosische- Verlassung vou 1848, Art. 20 
nnd 58. [Franzbsisehes Gesetz vom 25. Febr. 1875. Art. 1, 3; Gesetz* 
vom 16. Juli 1875, Art. 7.] In «lem Konigreiclie Norwegen ist die 
demokratische Ansicht in die Verlassung aufgenommen. Art. 49, aber 
der Regierung doch die Initiative nnd das Veto zngestanden. Art. 78. 
[Siehe Jedoch unten 8. 108. Note 9. ) 
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rechts zu Grunde liegt.^ Das allgemeine Stimmrecht selbst 
aber kanii hochstens eiiie arithmetische Vollstàndigkeit, 
nkht eiiie orgaiiische zustande briiigen, und selbst die Voll- 
staiidigkeit der Zabi ist unsicher und tàuschend. Die Min- 
derheiten werden durch dasselbe oft gar niclit, oft nicht in 
richtigem Verhaltnisse berücksichtigt. In Zeiten der Partei- 
kàmpfe, in welchen es mehr aiif die Stimmung als auf die 
Interessen der Wahler ankommt, kann die scliwâchere Partei 
vielleicht einen Dritteil des gesaniten Volkes betragen, iflid 
in dem repràsentativen, von lauter Majoritaten der Wahlkreise 
crwàhlten Kôrper fiist gar nicht oder doch nur zu eineni Zehn- 
teil vertreten sein. 

Ueberdem nimmt diese Wahlform keine Rücksiclit auf die 
organischen Verhaltnisse des Volks. Sie gewâhrt keinerlei 
Bürgschaft, dass die verscliiedenen Bestandteile und Interessen 
oine ihrer Bedeutung für die Nati’onalwohlfahrt gemasse Ver- 
tretung erlangen; demi weder jene noch diese werden durch 
die blosse, aile Bürger gleich rechnende Zahl der Wahler 
bestimmt. Weder die politische Einsicht noch die Tüchtigkeit 
der Gesinnung werden durch dieselbe hinreichend beachtet. 
Vielmehr gibt das allgemeine Stiinnirecht, wenn es zuglcich 
als ein gleiches Stimmrecht Aller verstancLsn wird und 
schrankenlos waltet, der rohen und unerfahrenen, aber zahl- 
reicheren Menge die Macht über die gebildeten Klassen der 
Gesellschaft und bedroht so durch-seine Quantitat die bessere 
Qualitàt. Die blosse Zahl setzt die Sohne über den Yater, 

4 Lamartine sagt von den Franzosen, sie haben im Jalir 1848 das 
allgemeine Stimmrecht „wic einen unter den Trümmern des Tlirons ge- 
^ïindenen Adelsbrief des Volks" mit Liebe iind Stolz ergriffen. Dies 
Oefillif ist bcgreiflich, wenn man der vorangegangeiien pliitokratischen 
Ansschliessiiiig gedenkt. Sie haben aber in dem Siegesrausche die natür- 
lichen Unterschiede unter den Eiiiwohnern und Bürgern übersehen und 
das allgemeine Stimmrecht als ein gleiches verstanden. Socialisten und 
Kommunisten haben darauf die ausschweitenden Ansprüche „der roten 
Republik", aber auch Louis Napoléon auf das allgemeine Stimmrecht ëler 
ordnungsbediirftigen Massen das moderne Kaisertum gegriindet. 
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die Gescllen über den Meister, die Diener über den Herrn, 
die Jungen über die Alten, die Vermogenslosen über die 
Wohlhabenden, die Unwissenden über die Weisen, und indan 
sie den Massen sclimeichelt, betrügt sie dieselben zugleich.^ 
Es ist dasPrincip der absoluten Demokratie, die „ungerechte 
Ycrtretung dev Mehrheit allein, statt der gcrechten Ver- 
trctung Aller". 

Trotz alledem bat das allgemcine und gleiche Stimm- 
rcfht in dera gcgenwartigen Zeitalter die grossten Fortschritte 
gemaclit. Es ist in Frankreich, der Schweiz, in Italien, im 
Deutsclicn lleiche, allinahlich auch in den Vercinigten Staateii 
von Nordamerika eingeführt worden. Das englische Wahl- 
systein nâhert sich*demselben inehr und mehr an. Offenbar 
entspricht es den demokratisclien Neiguugen des Zeitgeistes, 
dem Princip der Rechtsgleichheit und der môglichst all- 
gcmeinen Bcteiligung adler Mânner an dem ôffentlichen 
Leben. Es wirkt erbebend auf die grossen Volksklassen, er- 
füllt sie mit politiscbem Selbstgefübl und bringt sie dem Staate 
lüibcr. Offenbar gebt es parallel mit der allgemeinen Volks- 
bildung und der allgemeinen Wehrpflicbt. 

Das der Zukunft gestellte Problem ist, diese Yorzügc zu 
bewabreii und jene Mangel zu verbessern. 

^ G nie Heinerlningen über das allgenieine Slimmrecht bei Sismondi, 
études sur les consliliilions des peuples libres 1, S. 48 flP. iind S. 141: 
„lii dem lieiitzutage beliebten System iiberlüsst nian dem Zulall die Ver- 
(efdignng aller dieser liiteresscn (der Religion, der Wissenschaft, des 
Ackerbaues, des llandels, der Fabrikation, des Handwerks); man nimnii 
an, es werde sieli un ter den Abgeordneten der Provinzen (dwa einer 
tinden, welcher die Vertretung je eines dieser nielit berücksichtigteii In- 
teressen iibernelime. Aber diese Aiinahme ist vorerst iinbegründet, uim^ 
îuelirere*Interessen werdeii nie vertreten sein. Und selbst wenn sie es 
sind, so gescliieht das hanlig dnrcli Manncr, die iiicht im Ilinblick auf 
ihre Einsiclit in solehe Fragen gewiihlt wurden, die keine griindliche 
Kenntnia davon haben, die nicht von den Interesscn ilirer Berulsklassen 
dnrchdrnngen, die niclit geübt sind, dieselben zu verteidigen.“ 

B Ansdrnek von J. St. Mi 11, Betrachtungen über die Reprasentativ 
verfassung (iibersctzt von Wille) S. 85. 
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3. Die Vertretung soll in richtigen Proportionen be- 
stellt sein. Mirabeau bat dieses Princip noch am 30. Januar 
1789 sehr scharf ausgesprochen, ungeachtet die franzosische 
Nationalversammlung mit dem Beispiel der volligenMissachtiing 
desselben vorangegangen ist: „Die Stande sind für die Nation, 
was einc Karte für die àussere Erscheinuiig des Landes. In 
ihren Teilen und im ganzen soll das Bild jederzeit die nam- 
lichen Verhaltnisse zeigen wie das Original.^ In der That, 
wie die Karte Berge und Thàler, Seen und Flüsse, Willder 
und Fluren, Stâdte und Dorfer darstellt, so soll aucli der 
gesetzgebende Kôrper aile Bestandteile des Volks und dieso 
als Ganzes gleiclisam im Auszuge und je nacb den wirk- 
lichen Verhàltnissen wieder bild en. Die edleren Teile 
dürfen nicht von den massenliafteren crdrückt, aber auch 
diese nicht ausgeschlossen werden. Der Wcrt eines jeden 
Bestandteils wird bestimint durch seine Bedeutung in dem 
Ganzen und für das Gaiize. Die Verhaltnisse sind orga- 
nische, der Massstab ist ein nationaler. 

4. Von jenem Grundprincip aus ist auch die Frage, ob 
eine oder zwei Kammern? zu losen. Mehrere Kammern, 
wie bis vor kurzem in Schweden, wie früher auch in Frank- 
reich und auf dem alten deutschen Keichstage., spalten den 
Korper der Bcprâsentation zu sehr und machen seine Be- 
wegung schwerfàllig. In neuerer Zeit kommt daher gewohu- 
lich nur in Frage: eine oder zwei Kammern? 

Die meisten romanischen und gcrmanischen Staaten, und 
fast aile, welche dem System der konstitutionellen Monarchie 
huldigen, haben sich für das Zweikammersystem als die 
Regel entschieden. Nur ausnahmsweise, in Zeiten der revolu- 
tionaren Entzündung, als es galt, die ganze Gewalt der Révo- 
lution in einem Centrum zu sammeln und von da aus mit 
ungestümer Energie zu ergiessen, haben die demokratisch er- 
regten Volker die Vereinigung der Gesamtreprâsentation in 
einem Hause vorgezogen;»so in England selbst, nach der Hin- 
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richtung des Konigs Karl I., 1649, in Frankreich von 1789 
bis 1795 und wieder 1848 bis 1851 und 1871, in Spanien 
1812, in Deutschland 1848. Das System einer einzigen reprà- 
sentativen Kammcr bat fast nur in den schweizerischen Kan- 
tonen und in einer Anzahl kleiner deutschen Staaten, unter 
kleinen Volkcrschaften, in denen die socialen Gegensàtze 
nicht inassenhaft ersclieinen," Anerkennung gefiinden. 

Eine Kammer sclieint einfacher und dcr Einheit des 
V 0 1 k e s eiitsprechender. Zwar stellt auch sie für sich allein 
nicht das ganze Volk dar, demi zu diesein gehôrt notwendig 
auch das Haupt, der Rcgent. Aber sie stellt doch das übrigc 
Volk aiissor dem Haupte, gleichsam den Leib des Korpers 
dar, und auch der ^erscheint als Einheit. 

Jene grosse historische Erfahrung gebietet indessen Vor- 
sicht, zunial wenu man erwàgt, dass schon in den Zeiten der 
ursprünglichen naturwüchsigen Gestaltung des gennanischen 
Staatenlebens die Teilung der Volksgemeinde in die Fürsten 
und das übrige Volk nicht ininder sichtbar wird, als spiiter 
in den Zeiten der principiell bewussten Staatsordnung, vor- 
erst der Engliinder, dann der Nordamerikaner, das Zwei- 
kammersystein éntschieden herrschend gewordeii ist. 

Die Vorzügc des letzteren sind einleuchtend: 

a) Es ist klar, dass vier Augen inehr und besscr sehen 
als zwei, besonders wenn sie den nàmlichen Gegenstand von 
einem verschiedenen Standpunkte ans betrachten. Eine wieder- 
holte Beratung und Prüfung der Gesetzesentwürfe durch zwei 


Man liai bereclinel, dass das System der zwei Kammeni in Europa 
eine lievëlkcrnng von iingetalir 173 Millioueiu das einer Kammer nur, 
eine soUhe von naliezu 9 Millionen umlasst. Dabci ist indessen die 
8ehweiz als Gesaintstaat in die erste Klasse gerechnet. [Das Ein- 
kammersystem besteht in Europa ausser in den Schweizer Kanloiien und 
.den kleinercn dentschen Staaten nur in Grieclienland iiacli der Ver- 
Jassung von 1864 und in Serbien naeli der Verfassung von 1869. Die 
Verfassiing des Deutschen Reichs kann mit der der anderen Staaten 
nicht verglichen werden.] 
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Kammern, die auf verschiedenem Boden stehen, kaiin den> 
iiach nur wohlthâtig wirken. 

b) Da der gesetzgebende Korper die dauerhaften Verhalt- 
iiisse der Nation zu ordnen, nicht momentané Bedürfnisse zu 
besorgen bat — letzteres ist die Aufgabe der Regierung — , 
so sind ftir ihn rasche Entschlüsse weder notig noch wünschens- 
wert, und wieder bcwahrt das Zweikammcrsystem vor Ucber- 
eilungen und Missgriffen der einen Kammer, gewahrt Schutz 
gegen die leidenschaftliclien Stimmungen, welche dieselbe leicht 
momentan erfülleii und fortreissen, und hemmt die in grossen 
Versammlungen so gefàhrliclie Neigung, ihre Macht ungebtihr- 
lich auszudehiien und despotisch zu gebrauchen.^ 

c) Insbesondere ist die Existenz eines Senates oder einer 
Pairskammer neben der eigentlichen Volkskammer eiiie wichtige 
Schranke gegen die demokratiscbcBeweglichkcit dieser, bewabrt 
dieselbe vor dem Missbrauche ihrçr Macht und vor Entartung^ 
und ist eine starke Stütze der Freiheit und des Rechtes aiicli 
der Minderlieit, wenn beide von der Mehrlieit bedroht .siiuL 

d) Fur die konstitutionelle Monarchie kommt überdem 
vorzüglich noch in Betracht, dass der Monarch der einen 
Volkskammer gegenüber leicht in den Kampf der Parteiea 
und mit der Kammer verwickelt und zum Hamnier oder zum 
Amboss zu werden genotigt wird, dagegen bei zwei Kammern 
dem unmittelbaren Parteikampfe entzogen und gleich der Zunge 
in der Wage zum Regulator zwischen beiden wird. Die Ein- 

s Mit Redit Iiabcn aiiierikanisclie Politiker (vjrl. Storys Conimeiit. 
on Üie constit. of the United States B. III, St. VIII, §. 82, bei Buss I, 
S. 222 ft'.) darauf aurmerksam gcnuicht, dass audi in der Demokratitî 
gewbhnlidi iiiir cinzelne wenige Individuel! die Versaininlunj^ leiten, und 
dass diese nur zn geneigt seien, oft in ihrem individuellen Interesse oder 
nadi ilirer Leidenscliatt mit Ililfe der von ihnen abhaiigigen Mehrlieit 
die Minderheit und ihre Gegner zu bedrücken, zu verfolgeii und bis 
zur Verzweif lung* zu bedriingen. Audi dagegen sdiützt nur ein niode- 
rierender und auf seine Selbstandigkeit eifersüditiger Sénat oder Ober- 
haus. Eine vortretTliche Verteidigung des Zweikammersystems lindet 
sich Viei E. Laboulaye, États-Unis t. III, c. 12. 



Viertes Kapitel. Die Zusammensetzung des gesetzgebenden Kôrpers. (j3 


heit des Staates, die Sicherheit und Würde der Monarchie 
und die ruhige Haltung und Ordnung des gesetzgebenden 
Korpers sind dabei gleichmàssig interessiert. 

Fur den Staatsinann sind diese Vorzüge entscheidend. 
Die Théorie verlangt noch eine tiefere principielleBegründung. 
In allen Volkcrn von hoherer Art ist ein innercr Gegensatz 
zwischen dein Demos und der Aristokratie vorhanden, 
welcher mit dem Gegensatze der Quanti ta t und Qiia litât 
hi der Natur zusammenhângt. Im Mittelalter war das reprii- 
sentative Gewicht bei der Aristokratie, in der neueren Zeit ist 
es vornehnilich bei der sogenannten Volkskammer, welche zwar 
nicht die Menge selber, aber ans ilir hervorgegangen ist und 
auf ihr beriiht. Wâre sie allein in der Keprilsentation be- 
dacht, so wiire diese offenbar iinvollstandig. Es waren in ihr 
nur die Eigenschaften und Interessen der Massen, wenn auch 
in einem hdheren Ausdrucl^, vertreten. Die ausgezeichnete 
Qualitat dagegen, welche ihrer Natur nach nicht der Menge 
angehdrt, sondern jederzeit nur in einer Minderheit sich findet, 
die aber fur die Gesundheit und Wohlfahrt des Staates und 
der Nation von grosster Bedeutung ist und eine naturgeraasse 
Erganzung und Schranke der Massen bildet, ware nicht be- 
rücksichtigt, und batte keine ihrem wirkliclien Verhaltnisse 
ziini Ganzen ângemessene Yertretung. Diese kann sie ge- 
nügend nur in einer besonderen Kammer finden. Und nur so 
werden wirklich die grossen politisch wichtigen Seiten und 
Griippen in dem Volksorganismus gehorig beachtet und aner- 
kannt, wenn dem llaupte des Staates eine Ileprasentation des 
Volks (al s Demos) und der ausgezeichneten Minderheit 
(als Aristokratie) zur Seite treten, wenn die Volkskammer 
von dem dritten und vierten Stande, der Sénat oder das 
Oberhaus von dem zweiten Stande besetzt werden. 

5. In den meisten Verfassungen des Kontinents ist die eng- 
lischeEinrichtung, wonach jede der beiden Kammern nicht bloss 
für^iclî beratet und abstimmt, sondern auch diircli ihrenWider- 
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spruch die Beschlüsse je der anderen Kammerii uiiwirksam 
macht, nacligebildet worden. Die erste Bestimmung sichert die 
Vielscitigkeit und Freiheit der Beratung, aber die zweite ge- 
fahrdet augenscheinlich die Handlungsfâhigkeit des Parlaments 
und steht im Widersprucli mit der Einheit des Staates, der 
iiicht durch das Widerstreben der Teile gelahmt werden darf. 

In England wird der organische Fehler der Verfassung 
durch den politischen Geist des Parlaments verbessert. Es ist 
dort wohl formell moglich, aber thatsâclilich unerhort, d^ss 
der Zwiespalt der beiden Hauser auf die Dauer notige Re- 
formen verhindere. Das Oberhaus setzt wohl gelegentlich 
oinen Aufschub und einzelne Modifikationen gegenüber déni 
Unterhause durch, aber es hütet sich wohl, den wiederholten 
und von der Nation gebilligten Anforderungen des Unterhauses 
ein beharrliches Veto entgegenzusetzen. In vielen Staaten 
des Kontinents aber ist der polijUsche Gegensatz der ersten 
und der zweiten Kammer viel schroffer und hartnackiger, und 
da kann aus dem Mangel der Verfassung, welche kcin Mittel 
kcnnt, iim die unerlàssliche Einheit in dem Staatskôrper her- 
zustellen, für das Staatsleben die grosste Gefahr entspringen. 
Die beiden Kammern, deren eine vorwàrts und die andere rûck- 
wàrts strebt, gleichen dann cher zwei Pferden an einem Wagen, 
deren eines vorn und das andere hinten angespannt ist, als 
einem organischen Kôrper. 

Das aber widerspricht geradezu dem Wesen des modernen 
Staates, der auf die Einheit und Entschlussfâhigkeit des Staais- 
willens den grossten Wert legt und keine Zerreissung des 
Granzen in die Teile verstattet. 

Nur sehr wenige Verfassungen crmassigen und vermeiden 
diesen Fehler, indem sie dafür sorgen, dass eine Einigung 
unter den beiden Kammern schliesslich hergestellt weide.^ 


y Verf. des Kdnigreielis Sachseii v. 1831, §. 131: „Kdiineii sich beide 
Kammern inlblge der ersten Beratung über den betretrenden Gegenstand 
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Fünftes Kapitel. 

Von (1er Bildung der Volkskammer. 

Die Volkskammer soll aus dem allgemeinen Volke her- 
vorgehen uiid dessen Meinung und Interessen vertreten. Dem 
Princip der Reprasentation gemàss ist sie ein mit Rticksicht 
auf Taugliclikeit und Fâhigkeit ihrer Mitglieder gemacliter 
Auszug und erhôhter Ausdruck des Volkes als Demos. Sie ist 
gewisserinassen die staatliche Qualitiit der volks- 
massigeii Quant i ta t. Es ist daher naturgemàss, dass sie 
aus der gesamten Menge der Staatsbürger in der Regel durch 
WahP bezeichnet wird. In gewissem Sinne ist sie eine An- 


nicht vcreinigen, so habeii sie — eine gemeinsame Députation zu er- 
neiinen, welclie unter deii bcideii Vorstaiiden der Kammern iiber die 
Vcreiniguiig der geteilten Meiimngen zu beratschlagen hat.“ §. 92: 
„Bleiben aucli dann noch die Kuriatstiinmen bcider Kammern geteilt, 
so ist zu der Verwerfung des GeselzcsvorscliJages eribrdcriich, dass in 
einer der beiden Kammern wenigstens zwei Dritteile der Anwesenden 
fiir die Verwerfung gestimmt haben.“ Schweizer. Buiidcsverf. Art. 92: 
„Jeder Rat verhandelt abgesondert. Bei Walilen, bei Ausübiing des Be- 
gnadigungsreclites und fur Entschcidung von Konipetenzstreitigkeiten 
vereinigen sieli jedocli bcide Rate unter der Leitung des Prasidenten des 
Nationalratcs zu einer gemeinschaftlichen Verhandlung, so dass die ab- 
solute Mehrheit <ier stinimenden Mitglieder beider Rate entsclieidet.“ 

1 Allerdings ist die Wahl kein absolûtes Erfordernis. Edm. Burke 
1792: „Wo zwischcn deiien, in deren Nameii gcliandell wird, und denen, 
wftlclie in derselben Kamen handeln, eine Geineinschaft der Interessen, 
eine Verwandtscliaft der Ansiehten und Wünschc stattlîndet, da ist 
wirklicbc, obgleich nicht fbrmliche Stellvertretung. In manchen 
Fallen ist dièse wirkliclie Stellvertretung besser als die formliche, in 
welcher die Vertreter von denen, an deren Statt sie zu handeln haben, er- 
wiihlt sihd. Das Volk kann sich in seiner Wahl tauschen, selten fâuscht 
die Gemeinschaft der Gesinnungen und der Interessen. Allein jene 
wirkliclie Stellvertretung hat keine lange noch sicherc Dauer, wo sie 
nicht, wenigstens zum Teil, auf die formliche gestützt ist.“ Zwei be- 
achtenswerte italienische Werke über die Wahlen sind: Luigi Pal ma, 
del Potere Elettorale negli Stati liberi. Milano 1869, und Padeletti, 
teorie délia Elezione politica. Napoli 1870. 

Bluntschli, allgemeines Staatsrecht. 


5 
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wendung des politischen Princips der reprâsentativen De- 
mokratie, und in neuerer Zeit hat sie auch mehr und mehr 
in den meisten Staaten diesen Charakter angenommen.* 

1. Gewohnlich werden die stimmberechtigten Staatsbürger 
in eine Anzahl von Wahlkreisen verteilt, ohne Eücksicht 
auf ihre besonderen Eigenschaften, und jedem Wahlkreise 

2 Vgl. oben Bd. I, Buch VI, Kap. 2.2, S. 537 ff. Edm. Burke spricht 
sich „über die Ursaclien der gegenwârtigen Unzufriedenheit“ in einer 
Stelle, von der Brougham gesagt hat, sie sollte mit feurigen Biich- 
staben in das Portai des Hauses der Gemeinen eingegraben werden, so 
aus : „Ein volksmâssiger Ursprung kann nicht die charakteristische Ans- 
zeichniing einer volksmassigen Repràsentation sein. Diese Eigenschaft 
kommt gleichmassig allen Gliedern des Staatskorpers zu und in allen 
Formen. Sie aile sind bevollmâchtigt für das Volk; demi keine Macht 
ist lediglich zu Gunsten ihres Inhabers gegeben, flnd obwohl die Obrig- 
keit sicherlich eine Institution von gottlicher Autorifât ist, so sind doch 
die Formen und die Personen, welche sie verwalten, aile iirsprünglich 
aus dem Volkc hervorgegangen. Die Tugend, der Geist, das Wcsen des 
Hauses der Gemeinen besteht darin, dass es das ausdrucksvolle Bild des 
■Nationalgefühles ist. Es wurde nicht eingerichtet, um eine Aulsicht 
zu sein übcr das Volk. Es wurde bezeichnet als eine Aufsicht für das 
Volk. Andere Einrichtiingen sind entstanden zu dem Zwecke, die Aus- 
schweifungen des Volkes zu hemmen. Das Hans der Gemeinen, wie es 
niemals bestimmt war, ura den Frieden und die üussere Ordnung auf- 
recht zii halten, ist für diesen Dienst vollig ungeeignet, da es keine 
starkere Waffe hat als seinen Stab, und keine besseren Offiziere als seine 
unbewaffncten Pedelle, welchen es aus eigener MachtvollKommenheit be- 
fehlcn kann. Ein wachsames und eifersüchtiges Auge über die voll- 
ziehende und die richterliche Beamtung, eine angstliche Sorge für das 
offentliche Geld, ein offcner Sinn, der an Geialligkcit grenzt, für olTent- 
liche Beschwerden, das scheinen die wahren Eigenschaften eines Hauses 
der Gemeinen zu sein. Abcr ein Hans der Gemeinen, welches Beifalls- 
adressen erlasst, und ein Volk, das Bittsclrriften macht; ein lîaus der 
Gemeinen, welches voll Vertrauen ist, wenn die Nation in Verzweiflung 
çestürzt ist; in der vollkommensten Harmonie mit den Ministern, welche 
das Volk mit ausserstem Abscheu betrachtet; welches in allen «Streitig- 
keiten zwischen Volk und Regierung zum voraus gegen das Volk ein> 
genommen ist, welches dessen Unordnungen bestraft, aber sich weigert, 
die Anreizungen zu denselben zu untersuchen, das ist ein unnatürlicher 
und monstrôser Zustand der Dinge in unsercr Verfassung. Eine solche 
Versammlung mag ein grosser, weiser, ehrfurchtwürdigcr Sénat sein, 
aber sie ist in keiner Weise ein volksmâssiges Haus der Gemeinen. “ 
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nach der Kopfzahl seiner Glieder oder der Bevôlkerung, 
die er umschliesst, eine Anzahl Reprâsentanten zugeteilt. Die 
Mehrhcit wâhlt und die Minderheit wird daim nicht weiter 
berücksichtigt. 

Diese Einrichtung empfiehlt sich meistens durch die All- 
gemeinverstândlichkeit einfacher arithmetischer Verhaltnisse 
und durch die demokratische Betonung der Gleichheit Aller. 
Vor einer organischen Erkenntnis des Staates erscheint sie 
als roh und ungenügend. Weder die Vollstândigkeit noch die 
Wahrheit der Volksreprâsentation finden in ihr ausreichende 
Garantien. Es ist nur zufallig, wenn die verschiedenen 
Gruppen der Gesellschaft, welche die Gesamtheit der Re- 
gierten naturgemàss umschliesst, in der Volksvertretung sicht- 
bar erscheinen, und nur zufallig, wenn die verschieden- 
artigen Interessen des Handels, der Fabrikation, der ITand- 
werke, der Landwirtschaft, wenn ferner die Interessen der 
Bildung und Wissenschaft, wenn die Kenntnis des Rechts 
hinreichende Vertretung erhalten; die Wahlart selber weiss 
von alledem nichts. 

Diese Wahlmethode lost das Volk in lauter vereinzelte 
Bürger und Wâhler auf. Sie lâsst die Vertretung unmittelbar 
— ohne Zwischenstufen und ohne Mittelbildungen — aus der 
Menge der Individuen hervorgehen und gleicht so den niedersten 
Formen geschopflicher Naturbildung, welche Zelle an Zclle 
anreiht, nicht den hôheren Geschôpfen, in denen das Ganze, 
dér eine Gesamtkôrper nach mannigfaltigen Gliedern, mit 
besonderen Funktionen, wohl geordnet ist. Sie beachtet die 
Minderheiten in den verschiedenen Wahlkreisen gar nicht, 
und sogar dann nicht, wenn die vereinigten Minderheiten die 
Mehrheit des ganzen Volks darstellen. 

Sie hat auch nur eine geringe Gewâhr dafür in sich, 
dass wirklich die tauglichsten und die fâhigsten Mânner ge- 
wahlt werden. Nur allzu oft waren und sind diese Wahlen 
ein Spiel der Parteien und ihrer Leidenschaften. Anstatt 
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einer Vertretung des gegliederten Volkes und der verschie- 
denen Volksinteressen giiigen und gehen aus ilinen zuweilen 
V-rsammlungen hervor, in welchen die politischen Leiden- 
schaften und Vorurteile vornehmlich rcprâsentiert sind, und 
die wirklichen und dauernden Intcressen des Volks den 
wechselnden Stimraungen der Parteien unbedenklich hinge- 
opfert werden.3 

Die gerechte Forderung, dass die Wahlen zur. Volks- 
vertretung verhàltnismâssig seien und die Minder- 
heiten auch zur Teilnahme berufen werden sollen, bat bis 
jetzt in zwei Staaten eine gesetzliche teilweise Deachtung 
gefunden: 1) in Danemark, wo schon 1855 durch die Be- 
mühung des Matliematikers und Ministeiçs Andrac für die 
erste Kammer und sodann durch Gesetz von 1867 allge- 
meiner die beschrânkte Wahlform so ciiigeführt wurdc, dass 
wenn in einem Wahlkreise mindestens drei Stellen durch 
Wahl zu besetzen waren, jeder Wühler nur eine Stimme we- 
niger abgeben sollte, so dass die Minderheit dann die Stelle 
besetzen konnte, welche die Mehrheit leer Hess; 2) in Gross- 
britannien durch das Reformgesetz voin 15. August 1867 
(Amendement des Lords Cairn), wonach in den stadtischen 
Wahlbezirken mit drei Wahlen die Wahler nur je für zwei 
Stellen stimmen dürfen. Diese Form ist nicht frei von Will- 
kür; aber sie dient einigermassen dazu, die Herrschaft der 
^lehrheit in solchen Bezirken durch die Rücksicht auf die 
Stimmen der Minderheit zu ermâssigen. 

Besser als blosse mathematisch bestimmte Wahlkreise 
sind immerhin solche, die si ch an organische Teile des 
Landes, insbesondere an die Gemeinden anschliessen. In 
ihnen wird doch eine gewisse Uebereinstimmung der Lebens- 
art und Gleichartigkeit der Interesscn offenbar. Es liisst sich 
dann auch wie in England und in vielen deutschen Staaten 

3 Einige neuere Reformvorschlâge werden iin III. Bande, Buch X, 
Gesetzgebungspolitik, besprochen werden. 
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der Gegensatz derStâdte und der 1 and lie h en Kreise be- 
rücksichtigen. Aber es gentigt nicht, diesen Einen Unter- 
schied zu beachten. 

2. Der Gegensatz der unmittelbaren und der mittel- 
baren Wahlen (par degré), jene durch die Urwâhler, diese 
durch gewilhlte Wahlmânner vollzogen, ist ferner zu be- 
rücksichtigen. Vorzüge der direkten Wahlform sind: 

a) Wahler und Gewâhlte stehen in eincm direkten Rapport 
des Vertrauens, wahrend bei der indirekten Wahlart es leicht 
vorkommt, dass der Gewâhlte zwar das Vertrauen der Wahl- 
mânner, nicht aber das der Urwâhler besitzt. 

b) Die Aufmerksamkeit und das Interesse der Wàhler bei 
der Wahl ist crhdht und grdsser, als wenn beide durch eine 
Zwischenstufe gebrochen werden. 

Auf der anderen Seite aber sprechen für die mittel- 
baren Wahlen unter Umstânden folgende Gründe: 

a) Wenn die Wahikreise sehr ausgedehnt sind, so gelingt 
es nicht leicht, die Urwâhler an eincm Ort zu versammeln. 
Blcibt aber die Masse geteilt und zerstreut, so ist es sehr 
schwierig, ein Wahlresultat zu erhâlten. In solchen Fàllen 
dient die Wahl durch Wahlmânner als ein Auskunftsmittel. 

b) Wenn ferner das Stimmrecht sehr tief niedersteigt 
und grosse Massen umfasst, so liegt in der Bezeichnung von 
Wahlmânnern eine Sichtung der Massen und die Herstellung 
eines fâhigeren und besseren Wahlkôrpers. Wird nicht auf 
solche organische Weise dafür gesorgt, so geschieht es leicht, 
dass sich die Klubs der Vermittelung und Leitung der Menge 
bemâchtigen, sich selber zu einem Wahlausschuss konstituieren 
und so auf unorganischem Wege die Aufgabe der Wahlmânnei' 
übernehmen. Nach der Erfahrung wirken die unmittelbaren 
Wahlen cher den hervorragenden Kandidaten (Aristokratie), 
die mittelbaren cher den bürgerlichen Mittelklassen und 
Durchschnittsmânnern günstig. 

Am nâchsten steht übrigens dqr direkten Wahl die Wahl 
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durch eine sehr grosse Anzahl von Wahlmânnern, z. B. so, dass 
je auf zehn Urwàhler ein Wahlmann ernannt wird. 

In England, in Nordamerika, nun aucli in Frank- 
reich [und Spanien], im Deutschen Eeich, inBelgien, 
in Italien und in den meisten Schw eizerkantonen ist 
das System der direkten, inPreussen,Bayern und in den 
meisten deutschen Staaten das der indirekten Wahlen ein- 
geführt. 

3. Besondere Eigenschaften derWahler. Stimm- 
recht. 

1) Das aktive Staatsbürgerr echt (vgl. obcn Bd. I, 
Buch II, Kap. 22) âussert sich vornehmlich in dem Stimm- 
recht der Staatsbürger. Die Repràsentatiyverfassung eroffnet 
gerade dadurch den grossen Volksklassen eine Mitwirkung 
bei der Gesetzgebung und der Kontrolle der Verwaltung, 
dass dieselben die Mànner ihres Vertraueiis bezeichnen, 
welche an der Volksvertretung teilnehmen. Nichtstaatsbürger 
haben das Stimmrecht nicht; Staatsbürger haben es in der 
Regel. 

Das Stimmrecht ist keineswegs ein natürliches Recht der 
Individuen, sondern beruht lediglich auf der Einrichtung des 
Staats, welcher auf die (moralischc) Tauglichkeit und die 
(geistige) Fàhigkeit der Vertreter die Wahler Rücksicht zu 
nehmen veranlasst und die erforderlichen Garantien für 
zweckmàssige Wahlen zu ordnen berechtigt ist. Daher kommen 
hier in den verschiedenen Verfassungen noch folgende be- 
sondere Unterscheiduiigen und Erfordernisse in Betracht: 

a) Der Unterschied des Alters. Die alt-rômische Servia- 
ftische Verfassung gewâhrte den alteren Wahlern (den Se- 
niores) ein verstàrktes Stimmrecht gegenüber den jüngereii 
(Juniores), indem die Centurien der Alten viel weniger zahl- 
reich waren als die Centurien der Jungen, und doch ebenso- 
viele Stimmen abgaben. Sie werteten die Erfahrung des Alters 
hoher als den Eifer der Jugend. Die modernen Verfassungen 



Fünftes Kapitel. Yon der Bildiuig der Yolkskammer. 


71 


— mit Ausnahme einiger Bestimmungen Napoléons 1. — be- 
achten diesen Vorzug des Alters nicht. Die Folge daYon ist, 
dass der Einfluss der jungen Mânner auf den Staat erheblich 
gewachsen ist. 

b) Das Vermôgeii wird heute noch in Yielen Ver- 
fassungen beachtet, freilich in Yerschiedener Weise. Wir 
unterscheiden folgende Hauptsysteme : 

a) Das alt-englische System, das früher auch in den 
tiordamerikanischen Staaten anerkannt war, heute aber all- 
mahlich von den letzteren aufgegeben wird, schliesst sich an die 
mittelalterliche Grundlage des Grundbesitzes an. Burke^ 
bat der demokratischenGesinnung der Englânder einen scharfen 
Ausdruck verliehen: „Eine gehorige Reprasentation eines 
Staates erfordert, dass sowohl dessen Fâhigkeit als dessen 
Eigentum rcpràsentiert sei. Aber da die Fâhigkeit ein lebens- 
krâftiges und thâtiges Priiicip und das Eigentum trâge, schwer- 
fâllig und furchtsam ist, so kann es nie vor einer Invasion 
der Fâhigkeit sicher sein, wenn es nicht in der Reprâsen- 
tation sehr bedeutend vorherrscht.“ 

Vom Mittelalter her waren in den englischen Grafschaften 
stimmberechtigt zu den Wahlen in das Unterhaus nur die 
sogenannteii „Vierzig-Schilling-Freisassen“, d. h. nur die freien 
Grundbesitzer (freeholders) mit einem Jahresertrage des Grund- 
stücks von mindestens 40 Schillingen. Durch die Reformakte 
von 1832 erhielten überdem die Pàchter und andere Besitzer 
auf lange Zeit (60 Jahre), welche einen Reinertrag von min- 
destens 10 Pfund von dem Besitze ziehen (auch von Copyhold), 
das Stimmrecht. Pâchtcr auf kurze Zeit wurden nur stimm- 
berechtigt, wenn das Pachtgut einen Ertrag von 50 Pfund 
abwarf. In den Stâdten, wo früher die Erfordernisse sehr 
mannigfaltig waren, gewàhrte die Reformakte von 1832 das 
Stimmrecht allen, welche ein Haus, ein Magazin oder einen 


^ Burke, reflections on the French reyolution. 
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Laden besitzen von einem Jahreswerte von 10 Pfund. Die 
Wâhler mussten überdem die Armensteuer bezahlt haben.^ 
Nach der Reformbill betrug die Zabi der Wâhler in Eng- 
land, bei einer Bevôlkerung von ungefâhr 14 Millionen nahezu 
800000; in Irland bei einer Bevôlkerung von über 8 Millionen 
nur ungefâhr 150 000. In ganz Grossbritannien mit 26 Mil- 
lionen betrug die Wâhlerzahl etwas über eine Million, un- 
gefàhr doppelt so viel als vor der Reform. 

Die neue Reformakte von 1867 erweiterte das Stimmrecht 
wieder sehr erheblich, indem sie in den Grafschaften den 
dauernden Grundbesitzern (Eigentümern oder Pâchtern) bei 
einem Zinswerte von 5 Pfund (statt 10 Pfund) und den 

kürzeren Besitzern eines Grundstücks von 12 Pfund Wert 

« 

statt 50 Pfund, in den Stâdten und Burgflecken allen „Haus- 
haltern“ ûberhaupt, ohne ein bestimmtes Mas, der eigenen 
oder gemieteten Wohnung das Stimmrecht gibt, wenn sie 
nur die Armentaxe bezahlt haben. Die Zabi der Wâhler im 
Jahre 1868 war auf 2235256, also das Doppelte gestiegen.^^ 
/ 9 ) Heftigere Schwankungen erlitt das franzosische 
Wahlsystem. Wàhrend die Verfassung von 1791 (Chap. I, 
Sect. 2, Art. 2) nur eine Steuerzahlung im Wert von drei 
Arbeitstagen gefordert und die Verfassung von 1793 (Art. 4) 
auch davon abgesehen und das allgemeine Stimmrecht ein- 
geführt batte, wurde zur Zeit der Restaurationsverfassung von 
1814 geradezu Reichtum, nicht bloss gesichertes Vermôgen 
von den Wàhlern verlangt. Nur wer 300 Franken direkter 
Steuern bezahlte, wurde als Wâhler zugelassen. ® Das Gesetz 

5 H. Cox, Staatseinrichtungen Englands, iibersetzt von Kühne. 
Berlin ,1867. S. 90 ff., 30 und 31. Victoria ch. 102. 

5» [Die Zahl der Wâhler betrug in Englaiid und Wales im Jahre 1881 : 
2618453. Nach der neuesten Reformbill soll das Haushaltswahlrecht 
auch auf die Grafschaften ausgedehnt werden. Die Zahl der Wâhler 
soll dadurch um ca. 1200000 vermehrt werden.J 

6 Gesetz vom 5. Febr. 1817. Die Verfassung hatte an mittelbare 
Wahlmânner gedacht, das Gesetz machte daraus unmittelbare Urwâhicr. 
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von 1831 hat diese Forderung auf 200 Franken vermindert 
und die Zabi der Wâhler von 80000 auf 174000 vermehrt. 
Der plutokratische Charakter dieser Wahlen wurde dadurcjb 
aber nur gemildert, nicht beseitigt. Die enorine Mehrheit 
der Franzosen blieb von jeder Teilnahme an der Reprâsen- 
tation des franzôsischen Volkes ausgeschlossen. Die Révo- 
lution von 1848 machte sodann den gefâhrlichen Sprung aus 
der Plutokratie in die Demokratie, indem die neue Verfassung 
der Republik vom 4. November 1848 (Art. 25) „alle Franzosen, 
ohiie die Bedingung eines Census, die im Genuss der bürger- 
lichen und politischen Rechte sind“, zu Wàhlern beruft. Auf 
der breiten Basis dieses allgemeinen Stimmrechts wurde dann 
wenige Jahre darauf das Kaisertum Napoléons III. aufgcrichtet. 
Jenes Stimmrecht *dauert aber aucli unter der Republik seit 
1870 fort. 

In àhnlicber Weise forderten einen hohen Census die 
Wahlgesetze von Holland (1850) eine Steuer von 20 fl. bis 
160 fl. (Amsterdam), von Belgien (1848) von 40 Franken, von 
Spanien (1846) von 400 Reali = 100 Franken,®*' von Italien 
(1860) von 40 Lire (Franken).®*' Die Neigung zu weiterer Aus- 
dehnung des Stimmrechts machte sich aber auch da geltend. 

/) In manchen europaischen Làndern wurde das Stimm- 
recht, anstatt auf Grundbesitz und Haushalt, auf eine màssige 
Steuerleistung basiert, wobei denn freilich nur die direkten, 
nicht die indirekten Steuern berücksichtigt werden konnen. 
Für dieses System werden als Hauptgründe angeführt: die 


Ihre Zahl wurde auf 90000 berechnet. G er vin us, Gescli. des XIX. Jalirh. 
II. Bd., S. 257. 

fi» [Nach dem gegertwartig geltenden Wahlgesetz v. 28. De?. 1878 
sind Wàliler, ausser denjenigen,, welche den wissenschaftlich gebildeten 
Klassen angehbren, diejenigen Staatsbürger, welche Grundsieuer im 
Betrag von 25 Pesetas (ca. 21 M.) oder Gewerbesteuer im Betrag von 
50 Pesetas zahlen.] 

fifi [Durcli das Wahlgesetz vom 22. Januar 1882 ist der Census von 
40 'Lire auf 19 Lire 80 Cent, herabgesetzt worden.] 
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Steuerzahlung bringt das ôffentliche Recht mit ôffentlicher 
Pflicht in Verbindung, bezeugt eine einigermassen selbstàndige 
T<ebensstellung und wirtschaftliche Kraft und gibt dafür Ge- 
wàhr, dass bei der Bewilligung von Steuern auch die Steuer- 
zahler mitzusprechcn haben und die Steuern nicht etwa von 
den Vertretern derer auferlegt werden, die keiue Steuern 
zahlen. 

In Bayern^ und in vielen anderen deutschen Staaten 
ist das Stimmrecht nur den Steuerzahlern, aber auch in der 
Regel allen staatsbûrgerlichen Steuerzahlern gewahrt. 

ô) Die osterreichische Verfassung von 1849 (§. 44) 
batte eine direkte Steuer von mindestens 5 Gulden auf dein 
Lande und in kleineren Stadten, und von 10 fl. bis 20 fl. in 
grôsseren Stadten gefordert. 

Nach der Verfassung vom 26. Febr. 1861 wurden die 
Abgeordneten des Reichstags voç den Landtagen der Kron- 
lânder gewâhlt. Die Vertretung in den einzelnen Lândern 
aber ist meistens nach Klassen geordnet, so dass a) die hohen 
kirchlichen Würdentrager (Bischofe), b) die Grossgrundbesitzer, 
c) die Stàdte und Industrialorte und die Handels- und Ge- 
werbekamrnern , d) die übrigen Landgemeinden vertreten 
werden. Die Wahlcn der Grossgrundbesitzer und der Stadte 
sind direkt, die Wahlen in den Landgemeinden indirekt; aber 
die unteren Klassen, die keine oder eine ganz geringe Steuer 
bezahlen, sind von dem Wahlrecht ausgeschlossen. Die neueste 
Verfassungsreform von 1873 hat^nun den Reichstag von den 
Landtagen unabhangig gemacht und dadurch die Einheit des 
Reichs zu stârken gesucht. Die Unterscheidung der ver- 
«ichiedenen Klassen der Wahlen aber ist geblieben. 

é) Eine eigentümliche Wertschàtzung der verschiedenen 
Vermôgensklassen hat das preussische Klassensystem 
eingeführt; indem es die ürwahlen je nach der Gesamtsteuer- 

7 Wahlgesetz vom 4. Jiiiii 1848. Art. 5. v. Pozl, bayer. Verfas- 
suiigsreclit. 1870. S. 532. 
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leistung in drei Klassen teilt. Die Hôchstbesteuerten, welche 
ein Dritteil der Gesamtsteuer bezahlen, ernennen ebenso- 
vielc Wahlmânner als die mittleren Steuerzahler, welche de^* 
zweiten Dritteil leisten, und die grosse Masse der geringeren 
Steuerzahler, denen der dritte Dritteil zur Last fàllt, und 
derjenigen, die gar keine direkte Staatssteuer zahlen. Die 
Einrichtung erinnert an die alte servianische Censusver- 
fassung, ist aber weniger plutokratisch als diese. Sie sichert 
éinigermassen die reicheren und wohlhabenderen Bürger vor 
der Masscnherrschaft und schützt auch die grossen Volks- 
klassen vor der Ausbeutung durch die Minderheit der Reichen. 

c) Durchaus gerechtfertigt ist die Rücksicht auf Bildung, 
weil der Maiigel an Bildung zugleich einen Mangel der ürteils- 
fahigkeit bedeutet. 

Diese Rücksicht wird in einigen neueren Wahlgesetzen 
in zwiefacher Richtung bearhtet: 

à) indem das Stiinmrecht nur denen zugestanden wird, 
welche lesen und schreiben koiinen. Wo die Wahl schrift- 
lich geschieht, versteht sich das eigentlich von selber. Aus- 
drûcklich werden die sogenannten Analphabeten (die nicht 
lesen und schreiben konncn) ausgeschlossen, in Italien (seit 
1860) [und in Portugal (Ges. v. 8. Mai 1878)]; eine Be- 
stimmung, die in Lândern, in denen ohne allgemeine Schul- 
pflicht und mit zurückgebliebener Schulbildung eine grosse, 
in Deutschland fast keine Bedeutung hat; 

Z^) indem den wissenschaftlichen Klassen (Akade- 
mikern, Professoren, Doktoren, Advokaten, Beamten, Ordens- 
rittern, Sensalen u. s. f.) auch dann ein Stimmrecht gegeben 
wird, wenn sie das geforderte Mass der Steuerleistung oder 
des Census überhaupt nicht erreichen: [Spanien,] Italien. 

d) Der demokratische Zug unserer Zeit hat in vielen 
Landern, insbesondere in Frankreich (1848), in der Schweiz 
(seit 1830), in manchen nordamerikanischen Staaten in 
deiï letzten Jahrzehnten und in dem Deutschen Reich 
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(1867 und 1871, auf Anregung des Ftirsten Bismarck) die 
âlteren Schranken durchbrochen und dasallgemeineStimm- 
^’echt aller Staatsbürger, d. h. der grossen Masse der voll- 
jahrigen Mânner eines Staates eingeführt. (Vgl. darüber oben 
Bd. I, Buch II, Kap. 22.) 

4. Die Frage, ob die Wahlen geheim oder offen, ob 
sie schriftlich oder mündlich oder durch Handauf- 
heben vor sich gehen sollen, war bekanntlich schon bei den 
Alten sehr bestritten. Die Erorterung der rômisclien Staats- 
manner bei Cicero (de Legibus III, 15—17) über dieselbe 
hat auch für unsere Zcit grosses Interesse. 

Gewohnlich ist mit der geheimen auch die schriftliche, 
mit der offenen die mündliche Abstimn\ung oder die durch 
Handmehr verbundcn, aber nicht immer. Mânnlich freier ist 
die offene und mündliche, sorgfâltiger und vorsichtiger die 
geheime und schriftliche. Bei jener Wahlform erlangen leicht 
die angesehensten Manner der Gemeinde, zuweilen auch die 
Demagogen grosseren Einfluss, bei dieser getrauen sich die 
kleinen Leute eher ihre eigene, zuweilen aber auch die von 
den Klubs ihnen vorgeschriebene Meinung zu befolgcn. Wo 
das übrige politische Leben sich in üflfentlichen Formen be- 
wegt, ist auch für die Wahlen die offentliche Form empfehlens- 
wert. Sie werden dadurch zu Volksfesten wie in England 
und es entscheidet hier auch ohne Abstiinmung die allgemeine 
Acclamation. 

In England^ und grossen^ils noch in Nordamerika 
geschehen die Wahlen ôffentlich und mündlich. In Frankreich 
ist die geheime Abstimmung sogar in der Verfassung von 1848 
(Art. 24) erhalten worden. In einzelnen deutschen Staaten ist 
ein gemischtes System der Schriftlichkeit verbunden mit 
Eroffnung der Abstimmung vor dem Wahlbureau, aber Ge- 

8 [In England besteht seit 1872 die geheime Wahl. Auch in Nord- 
amerika ist dieselbe in den meisten Staaten eingeführt worden. Siehe 
Küttimann, nordainerikanisches Biindesstaatsrecht I, 128.] 
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heimnis vor dem tibrigen Publikum angenommen wordeii, 
so inBayern.^® Im Deutschen Reich ist die Wahl ge- 
heim und schriftlich. In der Schweiz kommeii ofFene und 
geheime Wahleii oft nebeneinander vor, jene eher bei vor- 
übergeheiiden Ernennungen, diese bei den wichtigeren und 
dauernden.® 

5. Für die Wahlbarkeit oder das sogenannte passive 
Wahlrecht (freilich kein glücklicher Ausdruck) kommen 
folgende Erfordernisse in Betracht: 

a) Die Bcschrànkung auf den cngeren Kreis des Wahl- 
bezirks oder des Wahlkôrpers, so dass die Wâhler nicht 
ausserhalb jenes Bezirks und nicht ausserlialb ihrer Mitte 
wahlen dürfen. Derartige Bestimmungen fanden sich zuweilen 
in den Verfassungen der ersten Jahrzehnte unseres Jahr- 
hunderts. Sie sind aber durchweg der Einsicht gewichen, 
dass die heutigen Abgeordneten Vertreter des ganzen Volkes 
ünd nicht eines besonderen Bezirks noch ihrer Wahlerschaft 
sind, und dass, wenn die Wâhler ihr Vertrauen einem Manne 
zuwenden, der nicht unter ihnen wohnt, sie von der Wahl 
desselben nicht abzuhalten sind. 

b) Ein hôheres Alter. So forderte die franzosische 
Charte von 1814 (Art. 38) für die Deputierten ein Alter von 
40 Jahren, welches 1830 (Art. 32) auf 30 Jahre ermâssigt 
wurde. In Preussen (1850), Bayer n (1848) und vielen 
anderen deutschen Staaten wird ein Alter von 30 Jahren 
enordert, ebenso inOesterreich (1873), in Italien (1848)u.a. 
Die deutsche Reichsverfassung (1867, 1871) fordert nur 
ein Alter von 25 Jahren, wie für die Wâhler; ebenso die nord- 

[Nacli deiTi Gesetz voni 21. Mârz 1881, Art. 3, ist aucli in Bayer n 
die Wahl eine geheime und wird diirch verdeckte Stimmzettel olme 
Unterschrift aiisgeiibt.] 

9 Ueber die Mittcl, die Aufrichtigkeit und Wahrlieit der Wahlen zu 
sichern, enthalt die Schrift von Rolin-Jacquemyn, de la réforme 
électorale (Bruxelles 1865), beachtenswerte Vorschlage. Vgl. namentlich 
aucfi das belgische Gesetz v. 9. Juli 187^. 
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amerikanische Unionsverfassung (1787), Belgien (1831). 
Die Englànder liessen noch jûngere Mânner zu. Die be- 
rühmtesten englischen Staatsmânner Pitt, Fox, Biirke, Grey, 
Canning waren schon als angehende Zwanziger im Parla- 
ment, auch der ungarische Staatsmann Franz Déak. Nur 
ungewôhnlich begabten jungen Mânnern wird es glûcken, so 
früh das Vertrauen der Wâhler zu erwerben, welches ge- 
wôhnlich nur reiferen Mânnern sich zuwendet. Daher wirkt 
eine beengende Vorschrift, welche ein hôheres Alter als für 
das Stimmrecht verlangt, nur schâdlich. 

c) Die âlteren Verfassungen forderten oft aucli einen 
erhôhten Census. Bis 1858 wurde in England (Gesetz 
von 1437) für die Mitglieder des Unterhauses, wenn sie als 
Ritter in den Grafschaften erwàhlt wurden, ein reines Ein- 
kommen von 600 Pfund St, für die Reprâsentanten der Stâdte 
und Wahlflecken ein solches voib 300 Pfund gefordert. Das 
Gesetz von 1858 schaffte aile diese Vermôgenserfordernisse 
ab. Die franzosische Charte von 1814 (Art 38) forderte 
von den Deputierten eine jàhrliche direkte Steuerzahlung von 
mindestens lOOOFranken. Auch dieses Erfordernis wurde 1848 
beseitigt und nicht wieder hergestellt Die bayerische 
Verfassung (1818) forderte ein so grosses Vermogen, dass 
ein unabhângiger Lebensunterhalt des Deputierten gesichert 
sei; seit 1848 ist diese Beschrànkung weggefallen. 

Die neueren Verfassungen haben durchweg dieses Erforder- 
nis beseitigt; so die Schweiz (seit 1830), Belgien (1831) 
Preussen (1850) das Deutsche Reich (1867, 1871) u. s. f. 
Die Hauptgewâhr für die ausgezeichneten Eigenscliaften des 
Gewâhlten liegt ofFenbar in dem Vertrauen der Wâhler, in 
dem Wahlakt selber. Durch einen hohen Census wird die 
Volksvertretung gefâlscht, und je nach Umstânden werden 
hervorragende Mânner ausgeschlossen und doch nicht Dema- 
gogen und Schwâtzer fern gehalten. 

d) Aehnlich einem Census wirkt die Verweigerung 
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von Entschâdigungen an die Deputierten für ihre Reisen 
und Lebensunterhalt; denn dann sind zunâchst aile die that- 
sâchlich von der Volksvertretung ausgeschlossen, welche keir.^ 
hinreichendes Vermôgen besitzen, um jene Kosten zu be- 
streiten, und keine Aussicht haben, inzwischen in der Haupt- 
stadt ihren Unterhalt zu verdienen. 

Zuweilen bestehen bei denselben Vôlkern verschiedene 
Grundsâtze. Die Abgeordneten zu den Volksvertretungen der 
deutschen Einzelstaaten erhalten regelmassig Taggelder 
(Diâten) und Vergütung der Reisekosten, den Mitgliedern des 
deutschen Reichstags dagegen wird jede Entschàdigung 
verweigert. In der Schweiz erhalten umgekehrt die Mit- 
glieder der kantonalen Grossen Rate oft keine Taggelder, da- 
gegen erhalten die Mitglieder der Bundesversammlung Diâten 
und Vergütung der Reisekosten. Die Mitglieder des eng- 
lischen Parlaments erhalten keine Taggelder, die des nord- 
amerikanischen Kongresses dagegen erhalten reichliche 
Jahrgelder. Die Napoleonische Verfassung von 1852 hatte 
anfangs den Mitgliedern des gesetzgebenden Korpers jede 
Entschàdigung verweigert, aber noch vor Ablauf des Jahres 
dieselbe bewilligt. 

Wenngleich das Staatsinteresse dafür spricht, dass das 
Amt eines Volksvertreters als Ehrenamt und nicht als Sold- 
aint betrachtet werde, so ist doch eine raâssige Entschâdi- 
gung der Abgeordneten, welche genotigt sind, wochen- und 
monatelang in der Hauptstadt zu leben, unerlàsslich , damit 
die Krâfte auch der politischen Mânner benutzt werden, welche 
nicht reich sind. Wird dieselbe verweigert, so ist darin we- 
niger eine Korrektur des demokratischen allgemeinen Stimm- 
rechts als ein Widerspruch mit demselben zu erkennen. Bei 
einer aristokratischen Nation, wié die Englàiider, welche auf 
ihre Kosten das Land regieren, hat die Diâtenlosigkeit einen 
Sinn. In neueren Staatswesen, wie das Deutsche Reich und 
das Konigreich Italien, inag sie anfangs noch zweckmâssig 
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erscheinen. Auf die Dauer aber wird nur das System der 
Entschàdigung, das in weit den meisten Staaten bereits gilt, 
\îie Wahrheit der Volksvertretung und die Teilnahme der 
gebildeten Mittelklassen sichern. 

e) Sehr verschieden wird ferner die Frage beantwortet, 
ob die Staatsbeamten wàhlbar oder von der Wahl in die 
Volksvertretung auszuschliessen seien. 

In Engl and werden die Minister der Sitte gemàss aus 
den Mitgliedern des Parlaments von der Krone ernannt und 
künnen niclit mehr Minister bleiben, wenn sie den Sitz im 
Parlament einbüssen. Dagegen sind aile Steuerbeamten, die 
besoldeten Richter und die Clerks der Regierungsamter , die 
Geistlichen nicht wàhlbar.^® 

Nach der Verfassung der Vereinigten Staaten von 
Amerika sind aile Bundesbeamten, auch die Minister, von dem 
Kongress ausgeschlossen, die Beamten der Einzelstaaten aber 
wàhlbar; ebenso sind in der schweizerischen Bundesver- 
sammlungdie eidgenossischenBeamten und die Geistlichen nicht 
wàhlbar, die Kantonalbeamten wàhlbar. Die deutsche Reichs- 
vcrfassung schliesst nur die Mitglieder des Bundesrates aus. 

Die preussische Verfassung von 1850 schliesst die 
Beamten nicht aus und verstattet den Ministern den Zutritt 
mit beratender Stimrae auch dann, wenn sie liicht gewàhlt 
sind. Ebenso mehrere andere deutsche Verfassungen. 

Die franzôsische Verfassung von 1791 erklàrte die 
Funktionen eines Verwaltungs- oder Gerichtsbeamten für un- 
vereinbar mit der Stelle eines Volksrepràsentanten. Zur Zeit 
der Restauration (1814 — 1848) wurden die beiden Funktionen 
für yereinbar gehalten. Auch zu dem Corps législatif (1852 
bis 1870) waren die kaiserlichen Beamten wàhlbar, nur die 
Minister und Staatsrâte waren anfangs ausgeschlossen, wurden 
aber 1869 zugelassen. 

10 Naheres bei Cox, Staatseinriclitungen Englands, libers, v. Küline, 
S. 109. 
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Die Italie nische Verfassung (Ges. von 1860 ) schliesst 
die besoldeten Staatsbeamten ans, jedoch mit Ausnahme der 
Minister, der Staatsrâte, der Mitglieder des KassationshofS; 
der General- Sekretâre des Ministeriums, der hoheren Offiziere 
der Armee und Marine, *der Mitglieder der obersten Schul- 
und Sanitâtsbehôrden, der Universitàtsprofessoren. Aiisge- 
schlossen sind ferner die Geistlichen mit Seelsorge oder kirch- 
licher Jurisdiktion. 

Die niederlândische und die belgische Verfassung 
schliessen die Staatsbeamten nicht aus. 

Die Ausschliéssung der Staatsbeamten aus derVolkskammer 
entzieht dieser die geschàftskundigsten Mitglieder und schwâcht 
infolgedessen die Finsicht und die Autoritât der Kammer; 
wenn aber der Beamtenstand ûberwiegt, so wird die Kontrolle 
der Kammer gegenüber der Regierung leicht zu einem blossen 
Scheine verflüchtigt und die Kammer verliert das Vertrauen 
der ôlïentlichen Meinung. Das rechte Mass zu trelFen, ist 
voraus eine Aufgabe der Wahler. 

Uebrigens sind nicht aile Klassen der Beamten in diesen 
Beziehungen glcich zu achten. Die, welche nur einPflege- 
amt verwalten, wie z. B. Staatsarzte, Professoren, stehen den 
Privaten wesentlicli gleich, die Ri ch ter sind durch ihre un- 
abhangige Stellung gesichert; am schwierigsten ist die Stel- 
lung untergeordncter Regierungsbeamter. Würde die 
Opposition vornehmlich von ihnen geleitet, so würde die Ein- 
heît und Autoritât des Regierungskôrpers geschâdigt, wollte 
sich die Regierung vornehmlich auf ihren Einfluss in der 
Kammer stützen, so wâre die Selbstàndigkeit der Kammer 
gefahrdet. In Zeiten des heftigen Kampfes thun die Wahler 


Il [In Frank reich sind im allgemeinen die Staatsbeamten nicht 
wàhlbar. Hiervon ausgenommen und wahJbar sind jedoch die Minister, 
die Gesandten, hochsten Gerichtsbeamten u. s. w. Gesetz vom 30. Novbr. 
1875, Art. 8. In den Niederlanden sind nicht wahlbar die hochsten 
Gerichtsbeamten, die Geistlichen u. s. w. •Verfassung Art. 91.] 
Bluntschli, allgenioines Staatsrecht. 6 
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daher wohl, in der Regel ausser den verantwortlichen Mi- 
nistern keine Regierungsbeamten zu wâhlen. 

Die Wâhlbarkeit der Geistlichen ist nur daim unbe- 
denklich, wenii die Kirche im Frieden mit dem Staate ist 
und die Geistlichen rücklialtlos dem Staate gehorchen, wird 
aber unter der cntgegengesetzten Voraussetzung für die Ein- 
heit und die Freiheit der Volksvertretung gefâhrlich, be- 
sonders da, wo der Klerus sich von der fremden Autoritât des 
roniischen Papstes oder der Bischôfe in ihren Abstimmungen 
beheiTschen làsst. 

6. Die Wahl von Ersatzmânnern, nur in wenig Lan- 
dern üblich, seitdem die franzosisclie Nationalversamm- 
lung von 1789 diese Institution ins Leben gerufen hat, ist 
in keiner Beziehung zu empfehlen. Da die Ersatzmanner in 
der Regel doch nicht berufen werden, so widmen die Wahler 
ihrer Wahl nur geringe Sorgfalt, <and nehmen oft, nur um ihr 
Geschâft schneller zu endigen, den nâchsten besten. Ueber- 
dem wird dem Gewiihlten der Rücktritt bequemer gemacht, 
und für diesen Fall die allein Vertrauen geniessende Neu- 
wahl verhindert. 

7. Beachtenswert ist die englische, auf dem Kontinent 
hie und da, z. B. [in den Niederlanden (Verfass. Art. 91), 
in Frankreich (Gesetz vom 30. Nov. 1875, Art. 10)], in 
Bayern (Gesetz vom 4. Juni 1848, Art. 35), in Preussen 
(Art. 78), im Deutschen Reich (Art. 21) nachgebildete Sitte, 
dass der Deputierte, der ein StaatSamt erhâlt, sich einer neuen 
Wahl unterwerfe, und so den Wâhlern Gelegenheit gebe, ihr 
Zutrauen entweder klar zu erneuern oder auf einen anderen 
hin^wenden. 

8. Hàufig finden wir bestimmte Perioden festgesetzt, 
nach deren Ablauf das Volkshaus einer neuen Wahl unter- 
worfen wird, sei es, dass diese eine Gesamt- oder nur eine 
partielle Erneuerung ist. Das englische Unterhaus hat 
seit Georg I. eine siebenjâhrige, früher nur eine dreijàhrige, 
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Amtsdauer, das nordamerikanische (I. 2.) Haus der Re- 
prâsentanten eine zweijâhrige, in den Einzelstaaten meisteiis 
nur eine einjâhrige, die preussische zweite Kammer (Art 73^ 
und das Deutsche Reich (Art 24) eine dreijàhrige, die bel- 
gische Kammer der Reprâsentanten (Art 51) [und die fran- 
zosische Kammer der Abgeordneten (Gesetz vom 30. Nov. 
1875, Art 15)] eine vierjâhrige, die bayerische zweite 
Kammer eine sechsjàhrige (Tit VII, §. 13). 

Die Gesamterneuerung ist zur Regel geworden. Wo nur 
eine Kammer, ist dieselbc aber gefâhrlich, weil sie die Tra- 
dition der Staatspraxis plôtzlich unterbricht, und oft ganz 
schroffe Sprünge macht aus einem politischen System in ein 
anderes. 

9. In der konstitutionellen Monarchie ist überdem 
die Auflôsung der Volkskammer zum Behuf neuer Volks- 
wahlen ein wichtiges Redit des Monarchen, und ein geeig- 
netes Mittel, die Volksstimmung zu prüfen, zuweilen auch die 
Harmonie der verschiedenen Teile des Gesetzgebungskôrpers 
untereinander und mit der Regierung herziistelleii.^^'*’ 

In den reprasentativen Demokratien dagegen (Nord- 
amerika, Schweiz) wird ein solches Redit der Regierung 
nicht verstattçt, nicht weil dasselbe als eine Beschrankung 
der Volksrechte angesehen wird, diese werden im Gegenteil 
durch die Auflôsung cher erweitert, sondern um der Eifer- 
sucht willen auf die Macht der Regierung, und aus angst- 
licher Sorge für das hôhere Ansehen der Reprâsentation. 

10. Die Abberufuiig einzelner Deputierter durch ihre 
Wahler aus dem Grunde des verwirkten Vertrauens ist durch- 

11« Für îingland BLackst. I, 2, 7. Belgicii, Verfassung Ai^t. 71. 
Bayern, Tit. VII, §. 23. Preussen, Art. 51. Frankreich, Verf. von 
1852, Art. 46. [Im Dcntsclien Reich erfolgt die Anflôsiing des Reichs- 
tags durch den Bundesrat mit Zustimmung des Kaisers. Art. 24.] 

12 [In Frankreich kann der Prasident der Republik die Abgeord- 
netenkammer mit Zustimmung des Sénats auflbsen. Gesetz v. 25. Febr. 
1875, Art. 5.] 
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aus unorgaiiiscli und für die wahre Stellung eines Volks- 
reprâsentanten gefâhrlich, indem derselbe berufen ist, nach 
Treier Ueberzeugung, wie sich dieselbe in der Kammer bildet, 
zu stimmen, und sich als Reprâsentanten des ganzen Volkes, 
nicht als Mandatai* seiner Wahler zu benchmen. 


Sechstes Kapitel. 

Von (1er Bilduug des Sénats oder des Oberhauses. 

Der Sénat oder das Oberhaus darf nicht einc Wicdor- 
holung des Volkshauses sein, noch auf dcgn nâmlichen Princip 
wie dieses beruhen. Der Staatsorganismus darf nicht zwei 
Organe haben, welche beidc dasselbe thun. Die erste Kammer 
muss vielmehr, wenn sie eine Wahrheit sein soll, ein eigen- 
tümliches politisches Princip für sich und eine besondere 
Aufgabe zu erfüllen haben. 

1. Ihre natürliche Bestimmung ist in dem Einheits- 
staat, die aristokratischcn Elemente im Staate zu ver- 
treten, wie die der Volkskammern, den Demos zu repriisen- 
tieren. Sie ist eine Mittelmacht zwischen dem Staatsoberhaupt 
und der Volksmehrheit, welche ihre Starke nicht von dieser 
ableitet, sondern in sich selber und in den ausgezeichneten 
Eigenschaften hat, auf welchen sic beruht. Ihr liegt die 
Qualitât ganz und gar, nicht dte Quantitat zu Gruride. 
Die Auszeichnung, die an und für sich schon eine poli- 
tische Macht ist, ist ihre Unterlage. Es gehôrt in dieselbe 
daller nur die wirkliche Aristokratie, welche im Lande 
ist, aber au ch aile wahre Aristokratie, die sich darin findet. 

2. Die Einrichtung in Norwegen, nach welcher das 
Gross-Ding der Volksreprâsentantcn aus seiner Mitte einen 
Yierteil der Mitglieder erwâhlt und diese zum Lag-Ding, 
den Ueberrest als Odels-Ding konstituiert (Vcrf. Art. 73‘ ff.), 
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zeigt das Bedtirfnis zweier Kammern, aber gewâhrt demselben 
keine Befriedigung. Wie soll ein Vierteil einer gleichartigen 
Versammlung den drei Vierteilen als besondere Kamme* 
gegenüber und nôtigenfalls auch entgegentreten kônnen? 
Konnen aber die beiden Abteilungen sich nicht verstàndigen, 
so treten sie zusammen und dann entscheidet die Mehrheit 
von zwei Dritteilen. 

Auch der belgische Sénat, welcher von den nâmlichen 
Wâhlern bestellt wird, wie die Kammer der Volksreprasen- 
tanten, bat mit dieser die Unterlage gemein, unterscheidet 
sich aber insofern von dieser, als seine Mitglieder ein hôheres 
Alter, 40 Jahre, und ein grosses Vermôgen mit einem Steuer- 
betrag von 1000 fl haben müssen, und nicht bloss auf 4, 
sondern auf 8 Jahre gewâhlt werden (Art. 55, 56). Aehnliche 
Einrichtungen , meistens mit noch weiter gehcnder Abschwâ- 
chung der Unterschiede zv ischen Reprâsentanten und Sena- 
toren kommen in den Einzelstaaten Nordamerikas vor. 
Sie bleiben aile hinter dem obigen Princip zurtick, dem sie 
sich von demokratischem Boden lier nur schüchtern und auf 
Umwegen annâhcrn. 

3. Die Qualitâten, welche bei der Bildung des Ober- 
hauses in Betracht kommen, sind verschieden, je nach der 
Art der Nation und den Zeiten. Wie immer sie aber be- 
stimmt werden, die Repriisentanten derselben müssen vorzugs- 
weise politisch gebildet und durchdrungen sein von dem 
Pflichtgefühl gegen den Staat und das Volk. ^ Die wich- 
tigsten Momente scheinen folgende zu sein: 

a) Wo es, wie in England, eine machtige und gesicherte 
Erbaristokratie gibt, vcrdient dieselbe voraus Berücksich- 
tigung. Sie bildet den Kern des englischen Oberhauses und 
verleiht demselben vorzüglich ein historisches Ansehen und 
eine feste Haltung in dem Wechsel der Lebensstrômungen. 

1 Vgl. darüber besonders die Ausführung von Gneist, [Engl. Ver- 
fassungsgeschiclite, S. 675 ff.'J 
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Ohne Vermôgen und ohiie Erfrischung aus dem Volke, 
dem sie nicht als geschlossene Kaste entgegensteht, sondern 
:nit dem sie verbuiiden und verwachsen sein muss, wie die 
Berge mit den Ebenen, kann dieselbe am wenigsten in unsereii 
Tagen besteben. In Deutschland sind zwar noch brauch- 
bare Elemente einer solchen Aristokratie vorhanden, aber nur 
eine gründliche Adelsreform'^ batte dieselbe in ibrer Reinbeit 
und Starke herstellen und für den Staat gewinnen konnen. 
Diese Reform ist aber zur recbten Zeit nicbt vollzogen wordcn. 

b) Die Erbaristokratie ist gewôhnüch auch Grundaristo- 
kratie. In neuerer Zeit wird zuweilen von jener abgesehen 
und der Nacbdruck auf diese gelegt, zuweilen letztcre zu 
eiiier blossen Vermogensaristükratie erwebert.^ Vieles biingt 
hier von der Natiir des Landes und des Lebens ab. In 
Handelsstaaten geniesst das bewegliche Vermôgen nicbt ge- 
ringeres Ansebeii als der Grund>>esitz. In Ackerbaustaaten 
bat dicser den entschiedenen Vorzug. Für die konservativc 
Bedeutung des Sénats ist jedenfalls grosses Grundeigen- 
tum und vorzüglich er b lie h es eine der sichersten Grund- 

Vgl. dariiber Stahls Rede zii Berlin vom 22 . Novbr. 1849 und 
meine Rede zii München voni 5. Juli 1850, vorzüglicli aber den Artikel 
Ad cl im deutschen Staatsworterbuch. 

3 Der Entwurf der belgischeii Verfassnng halte liir die Senatoren 
eine Grundsteuer von 1000 11. gefordert, die Verfassnng selbst begnügt 
sich aber mit einer Verinbgensstener von diesem Betrag (Art. 5G). 
In Portugal (Verf. von 1838) ward ein Einkommen aus Grundbesitz 
von 2600 Milreis und aus Geschâfteii von 4000 Milreis gefordert. [Nach 
dem Gesetz vom 3. Mai 1878 besteht -die Pairskammer in Portugal aus 
erblichen Mitgliedern und aus solchen, die von dem Konig auf Lebens- 
zeit ernannt werden. Erstere konnen jedoch ihr Redit nur ausüben, 
wenn sie ein hoheres fStaatsamt bekleiden oder wenn sie im Besitz 
eines •bestimmten Einkommens sind (Art. 5). Auf Lebenszeit kann der 
Konig nur berufen: 1. liohere Staatsbeamte, 2. Grundeigentümer oder 
Kapitalisten, die ein jalirliches Einkommen von 8 Mill. Reis (35584 M.) 
aus Grundrente oder Staatsrente haben, 3. Fabrikanten und Kauf lente, 
welche jahrlich eine Gewerbesteuer von 14000(X)Reis (6100 M.) zahlen, 
4. Personen, welche dem Lande ausserordentliche Dienste geleistet haben 
(Art. 4).J 



Sechstes Kapitol. Von der bildung des Sénats oder des Oberhauses. 87 

lagen. ^ Ein Erbrecht, welches einen Güterkoraplex der Familie 
bewahrt und stets in einer Hand konzentriert, wie das eng- 
lische Recht der Erstgeburt oder das deutsche Institut dev, 
Familienstiftungen, begründet und erhâlt eine erbliche 
Pairie, stârkt ihre Macht und befestigt ihre Würde. 

Der grosse Grundbesitz wirkt aber au ch ohne diese erb- 
rcchtliche Geschlossenheit als freies Eigentum, welches der 
heutigen Wirtschaft besser zusagt, in derselben Weise. Daher 
begründen manche neuere Verfassungen die Vertretung im 
Oberhause einfach auf den grossen Grundbesitz überhaupt. 
Die Unterscheidung zwischen adligen und bürgerlichen Ritter- 
gutsbesitzern hat heutzutage keinen Sinn mehr und ist daher 
mit Recht auch in den ôsterreichischen Landesverfassungen 
seit 1861 aufgegeben worden. 

Grossere Bedenken hat 

c) die Vertretung des Reichtums überhaupt, auch des 
beweglichen Vermôgens. Der Reichtum für sich allein, 
wenn er nicht durch Verdienste um die Nationalinteressen 
geadelt wird, ist keine aristokratische Eigenschaft. Er ist 
dann nur durch die Quantitat hervorragend, nicht durch die 


4 E. Burke, Belrachtungen übcr die franzosische Révolution : „Das 
eharakteristischo Wesen des Eigentiims, welches auf der Verhindung der 
Principien seines Erwerbs und seiner Erhaltung beriilit, ist die Ungleich- 
heit. Die grossen Vcrmogensmasscn, welclie den Neid crregen und die 
Raubsuclit reizen, inüssen daher ausserhalb der Moglichkeit der Gefahr 
gesetzt werden. Dann bilden sic einen nattirlichen Wall um die kleincren 
Vermogen in allen Stiifen. Die namliche Vermogensmasse, welche durch 
Ren Lauf der Dirige unter die Menge vertcilt wird, hat nicht dieselbe 
Wirkung. Ihre Widerstandskraft wird geschwàclit, indcin sie ausgebreitet 
wird. Die Macht, unser Vermogen in iinseren Familien fortzusetzen, ist 
eines der gewichtigsten und bedeutcndsten Verbal tnisse für die Familie, 
«nd tràgt in vorzüglicher Weise zu der Fortpllanzung des Staates selbst 
bei. Die Besitzer des Familien reichtums und die Inhaber der ausgezeich- 
neten Lebcnsstellung, welches crblichcs Gut gewahrt, sind die natürlichen 
Wiichter für jene Fortpflanzung. Unser Oberhaus berulit auf diesem 
Princip. Es ist ganz auf erbliches Vermogen und erbliche Auszeichnung 
gegründet.“ 
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Qualitât ausgezeichnet, und es kann sich auf ihn geradezu 
die wucherliche Aussaugung der nationalen Krâfte grtinden oder 
doch ein spiessbürgerliches Protzentum sich damit spreizen* 
Aber die Geschichte Venedigs und der deutschen Hanse- 
stadte beweist, dass es auch eine auf grosse Kaufraannschaft 
gegründete Aristokratie gibt: und in den modernen Verhàlt- 
nissen finden wir oft grosse Kaufleute, Fabrikanten und 
Banquiers, welche sich auszeichnen nicht bloss durch die 
Vermôgensmacht, die ihnen zur Verfügung ist, sondern ebenso 
durch einen weitsichtigen politischen Blick und eine opfer- 
bereite Volks- und Vaterlandsliebe. Die Berticksichtigung 
dieses Eléments neben dem grossen Grundbesitz dient daher 
in unserer Zeitzu einer zeitgemàssen ErgâijzungundKorrektur. 

d) Die Aristokratie der staatlichen Würden und 
Aemter war vorzugsweise in dem Senate der rômischen 
Republik vertreten, der in mai\chen Beziehungen auch die 
Bedeutung eines Oberhauses batte. In Engl and waren ah- 
fànglich die meisten Lords zugleich ôffentliche Beamte und 
ist die Zuziehung [der Richter der Reichsgerichte] in das 
Oberhaus mit beratender Stimme von der Art. Die ober« 
sten Richter verdienen vorzugsweise, um ihrer Rechtskunde 
und der bewâhrten Uebung in dem Schutze der Rechtsord- 
nung willen, bei der Bildung des Oberhauses berücksichtigt 
zu werden. In Spanien wurden durch die Verfassungs- 
anderung von 1845 vorzugsweise die Prâsidenten und Mit- 
glieder der Cortès mit unabhângiger Vermogensstellung, und 
ebenso die hohen Beamten und Wûrdetrâger des Reichs, 
Minister, Staatsrâte, Gesandte, Prâsidenten und Beisitzer der 
obersten Gerichtshôfe neben den Granden und reichen Adli- 
gen für fâhig erklart, in den Sénat ernannt zu werden.'*” Die 

4» [In Spanien besteht nach der Verfassung von 1876 und dem 
Gesetz vom 8. Febr. 1877 der Sénat ans 360 Mitgliedern, von denen 
180 gewâhlt werden. 30 Mitglieder werden von der Geistlichkeit , den 
Akademien, Universitaten ii. s. w. gewâhlt; 150 von Wahlkollegien, die 
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napoleonische Verfassung von 1852 (Art. 20) erklârte die 
Marschâlle und Admirale des Reichs neben den Kardinàlen 
zii Senatoreii. 

e) Oefter wird in den ersten Kainmern der liohen Geist- 
lichkeit, insbesondere den Bischofeii einc Stellung ange- 
wiesen, weil die liohen Würdentràger der Kirche eine grosse 
psychische Macht im Staate vertreteii und gewolinlich mit 
grosser Autoritàt auch vor dem Volke ausgerüstet sind. Das 
englische Oberhaus ist auch der Sitz der englischen Bischofe, 
freilich nur einseitig der anglikanischen, nicht auch der katho- 
lischen Kirche. Ebenso gibt die osterreichische Verfas- 
sung von 1861 den Erzbischôfen und den Bischôfen, welchen 
fürstlicher Rang zukoinmt, Sitz und Stimme im Herrenhause, 
mehrere andere deutsche Verfassungen neben den katho- 
lischen Bischôfen auch einem Reprâsentanten der protestanti- 
schen Kirchenleitung. Eine selbstverstândliche Grundbedingung 
dieser Reprasentation aber ist es, dass die Pralatcn das Recht 
und die Ehre des Staates, in dem sie eine hohe Stellung ein- 
nehmen, heilig achteii. 

f) Auch die Wissenschaft ist eine geistig ausgezeich- 
nete Macht und hat, insofcrn sie eine staatliche Bedeutung 
innehat, wie in den Akademien und auf den Universitàten, 
ein natürliches Recht auf einen Sitz inmitten der Aristokratie 
der Nation. 

g) Endlich ist die Erhebung in das Oberhaus ein wür- 
diger Preis ftir Manner, die sich um den Staat und die Nation 
grosse Verdienste erworben haben, und zugleich gewinnt das- 
selbe durch die Aufnahme einer individuellen Verdienst- 


aus don Provinzialràten, Abgeordneten der Gemeinden und den Hôclist- 
besteuerten bestelien. Die andere Halftc der Senatoren sind teils infolge 
ihrer Geburt (die Prinzen und Grandeii Spanieiis), teils infolge ihrea 
Amtes Mitglieder, teils werden sie von dem Konig aus bestimmten 
Kategorien ernannt. Audi die gewalilten Senatoren müssen diesen 
Kategorien angehoren.] 
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aristokratie an geistigen und moralischen Kraften sowohl, 
als an Autoritât vor der Nation. 

4. Weniger wichtig, als dass die rechten Qualitàten er- 
kannt und berücksichtigt werden, sind die Formen, wie die 
Mitglieder des Plauses bezeichnet werden: 

a) Die Wahl, für das Unterhaus Kegel, ist hier minder 
anwendbar, indem die aristokratische Qualitât nicht aus der 
Quantitât hervorgeht, sondern in sich selber ihre Stârke hat. 
Auch darin entspricht die belgische Verfassung, welche deii 
Sénat nur durch Wahl bestellt, der Idee nicht. 

Nur wo die Wàhler selbst schon durch aristokratische 
Eigenschaften ausgezeichnet sind, wie z. B. die grossen 
Grundbesitzer, die Grossindustriellen ode« die Korporationen 
der Universitaten, ist die Wahl einer Vertretung im Ober- 
hause begründet. 

b) Das Erbrecht setzt das Dasein einer erblichen Ari- 
stokratie in der Nation voraus, wie in England die Lords, in 
Deutschland mindestens die Prinzen und die Standesherren. 

c) Die konigliche Ernennung ist in England zur 
Erganzung der erblichen Pairie,^ und in dem franzôsi- 
schen System von 1830 und von 1852 als allgemeine Regel ^ 
der Begrûndung und Erhaltung einer Icbenslanglichen Pairie 
anerkannt. Die preussische Verordnung vom 12. Oktbr. 1854 
beschrilnkt das konigliche Ernennungsrecht durch Prasenta- 
tionen der aristokratischen Verbànde und der grôsseren Stadte. 
Das osterreichische Grundg43setz von 1861 weist aut die 
Verdienste um Staat oder Kirche, Wissenschaft oder Kunst 
hin, welche der Kaiser durch Ernennung ehrt. Der Kônig 
ist vorzugsweise berufen, die national ausgezeichneten Eigen- 
schaften zu erkennen und zu ehren. Insofern ist er ganz 

5 Dieselbe wird übrigens oft geübt. Man rechnet 667 Pairien, die 
von 1700 bis 1820 kreiert worden sind. Th. Ersk. May, Verfassungs- 
gesch. Englaiids, iibersetzt von Oppenheim I, S. 194. 

6 [Ebenso in PoriugaLseit 1878.] 
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geeignet, eiiizelne Individuen unter die Volksaristokratie, sei 
es als Erbpairs, sei es als lebenslângliche Pairs, aufzunehmen. 
Aber es darf nicht dasganzeOberhaus von der kôniglicherf 
Macht und Gnade abhàngig sein, soll dasselbe seine ver- 
inittelnde Bedeutung fur den Kônig und das Volk erfûllen. 

d) Die Kooptation des Hanses selbst wurde in den 
aristokratischen Senaten der mittelalterliclien Reichsstàdte 
vielfach geübt und auch in den napoleonischen Verfassungen 
von 1799 und 1802 zugelassen. 

e) Verbindung mit gewissen Würden oder Folgen 
der Bekleidung bestimmter Aemter. Das altromische System 
vornehmlich hielt sich an diese Form. In Preussen berech- 
tigten die vior grossen Landesàmter zum Sitz im Herrciihause. 

Passend kônnen auch verschiedene Formen miteinander 
verbunden und nebeneinander gebraucht werden, um das Ober- 
haus würdig zu erfûllen. 

5. Dem Charakter der Institution entspricht die grôssere 
Dauerhaftigkeit der Senatoren- oder Pairswürden. 

Auch wo die Senatoren in der Regel gewàhlt werden, 
wie in den nordamerikanischen Einzelstaaten und in Belgien, 
werden dieselben doch, verglichen mit den Abgeordneten der 
Volkskammer, gewôhnlich auf eine doppelte oder dreifache Amts- 
dauer gewiihlt; dort z. B. auf 2 oder 3 Jahre, hier auf 8 Jahre. 


[Nacli der Verfassnng von 1799, Art. 16, batte der Sénat seine Mit- 
gliedcr zn ernennen ans drei Kandidaten, von denen je einer von déni 
gesetzgebenden Korper, dein Tribunal und dem crsten Konsiil vorge- 
scblagen ward. Nacb dem Senatus-Koiisult v. 1802, Art. 61, wurden 
aile drei Kandidaten von dem ersteii Konsiil vorgescblagen. Gegen- 
wartig bestebt der fraiizosische Sénat ans 300 Mitgliedern, von denen 225 
von Wablkollegien gewablt werden. Mitgliedcr der Wablkollegieif sind 
in jedem Departement die Abgeordneten, die Mitgliedcr der General- 
nnd der Arrondissementsrate und je ein Abgeordneter eines jedeii 
Gemeinderats. 75 Mitglicder batte die Iriibcre Nationalveivsamrnlung im 
Jahre 1875 auf Lebenszeit erwàblt. Im Falle einer Vakanz in diesen 
75 Stellen erwablt der Sénat ein neues Mitglied auf Lebenszeit. Gesetz 
vora 24. Febr. 1875.] 
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Das Grundprincip der Institution erheischt strenge ge- 
nommen so lange Dauer, als die Qualitàt vorhanden ist, 
worauf die Stelle sich grûndet Um neben der Regel der 
Dauerhaftigkeit auf Lebenszeit auch die Môglichkeit ausnalims- 
weiser Entartung zu berücksichtigen, bat bei deii Romeni 
das Censoramt vortrefflich gedient. Die Erneuerung der 
Senatslisten war zugleich Reinigung derselben. Sie diente 
dazu, die Institution vor Altersschwâche zu bewahren und die 
Harmonie mit der Volksvertretung herzustellen. 

6. Einen vôllig anderen Grundcharakter haben die Senate 
oder Bundesrâte in den zusammengesetzten Staaten. 
Sie stellen nicht die Aristokratie in der Nation dar, gegen- 
über der Vertretung der grossen Yolkskiassen, sondern sie 
gewàhren den verbtindeten Lânderstaaten oder den Re- 
gierungen der verbündeten Lânder eine Vertretung in dem 
Gesamtstaat und erganzen auf (Kese Weise die gemeinsame 
Volksvertretung durch einen zweiten reprasentativen Kôrper. 
Von der Art sind der Sénat der nordamerikanischen 
Union und der schweizerische Stànderat. In beiden Kôr- 
pern sind die einzelnen verbündeten Staaten je durch zwei 
Mitglieder reprasentiert, welchevon den gesetzgebendenKorpern 
der Lânderstaaten gcwâhlt werden. Von der Art ist auch der 
Bundesrat des Deutschen Reiches, der aber eher den 
Charakter einer Zusammenfassung der verbündeten Landes- 
regierungen, beziehungsweise ihrer Gesandten (Kollektiv- 
regierung), als den eines wirklichen reprasentativen Staaten- 
hausGS hat, aber doch auch die Funktion eines solchen in 
der Gesetzgebung besorgt. 
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Siebentes Kapitel. 

Befugnisse. 

A. Des gesamten Gesetzgebungskorpers. 

Der Gesetzgebungskorpcr stellt das ganze Volk in Haupt 
und Gliedern gleichsam in verkürztem Massstabe und im Aus- 
zuge dar. Seine Macht ist daher eine innerlich vollkom- 
mene, nationale, deshalb aber nicbt eine „absolute“ noch 
5,despotische“. Blackstone freilich schreibt dem englischen 
Parlament auch eine solche zu und spricht von politischer 
„Allmacht“ (omnipotence) desselben; und manche neuere 
Publizisten stimmen ihm hierin bei, indem sie eine absolute 
Staatsmacht für unentbehrlich oder für unvermeidlicli und 
immerhin für ein geringeres üebel halten, wenn sie dem ge- 
nannten gesetzgebenden Korper, als wenn sie nur einem In- 
dividuum zugeschrieben wird. 

Aber der moderne Staat kennt keine absolute Macht, 
wcil er menschlich ist und dem Menschen in seiner Beziehung 
zum Menschen eine solche wcder vergonnt ist noch zusagt. 
Auch die hochste Staatsmacht des Parlaments hat in dem na- 
türlichen Verhaltnisse, in welchem es zu dem englischen Volke 
steht, und in der Existeiiz anderer Gewalten im Staate, ferner 
in der politischen Bestimmung, der es dient, endlich in den 
verfassungsmassigen Formen seiner Verhandlungen und Be- 
schlussfassung vielerlei sittliclie und rechtliche Schraiiken, 
welche sie vor Willkür und Missbrauch bewahren. Die letz- 
teren formellen Beschrànkungen werden gewôhnlich anerkannt, 
aber mindestens für die Gesetzgebung selbst wird Allmacht 
des Parlaments verlangt. In der Regel gibt es in dem Staats- 
organismus keinen Korper und kein Organ, welche demselben 
übergeordnet oder auch nur, soweit seine Bestimmung reicht, 
gleichgeordnet waren, und die Regel muss das Staatsrecht an- 
erkennen, dass seine gesetzgeberische Autoritâtdie hochste 
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und dass sie für aile anderen Glieder und Angehorigen des 
Staates eine verpflichtende ist, der sie sich auf ordent- 
lichem Wege nicht entziehen konnen. Aber wenn das Parla- 
ment sein Verliâltnis zu dem Yolke grob missachten und 
wirklich eine offenbar despotisclie Gewalt wider das walire 
Recht ausüben sollte, so würde das Uebermass des Missbrauchs 
seiner Macht den ausserordentliclien Widerstand ciner freien 
Nation hervorrufen und es bald klar werden, dass jene ,,A11- 
macht" eine Fiktion sei, die nicht standhalt. Man denke 
sich, dass ein korrumpiertes Ober- und Unterliaus von einem 
despotisch gesinnten Kônige bestiinmt würde, die Parlaments- 
verfassung in England aufzuheben und dem Konig allein aile 
gesetzgebende Gewalt zu übertragen. Solange das englische 
Volk noch nicht vôllig entartet und verdorben ist, würde es 
sich eine solche Parlamentsakte sicher nicht gefallen lassen. * 

In folgenden Richtungen âusiert sich die Thâtigkeit des 
gesetzgehenden Korpers hauptsàchlich: 

1. Ihm steht es zu, die dauernde Ordnung des 
Staates selbst festzustellen, die Staatsverfassung 
auszubilden, zu verbessern, umzuândern, bleibende Institu- 
tion en zu begründen oder aufzuheben, mit einem Wortc 
ihm gebührt voraus die organische Geset^gebung. 

Diese Befugnis ist in den meisten neueren Verfassungen 
anerkannt. In Nordamerika aber konkurriert mit dem Kon- 
gress, wenn es sich um Zusâtze zu der Bundesverfassung oder 

^ Mit dieser letzteren Aiiffassung stimirH^n aiich die englisclien Kom- 
mentatoren Blackstones zu I, 2, 3 iibereiu. Sie verweisen einmal auf 
das „angeborene Volksrecht“ und andererseits darauf, dass die Macht 
des Parlaments ilirem Wesen iiacli eine „anvertrante“, nicht eine ur- 
sprüifgliche sei. Eine ganz eiitgegengesctzte und auch in unseren 
Tagen noch wahrnehmbare Gefahr ist die der Ohnmacht «des Gesetzes, 
die der skythische Fürst Anacharsis schon in einem Gesprache mit 
Solon (Plutarch, Solon 5) scharf genug bezeichnet hat: „Die geschrie- 
benen Gesetze gleichen Spinngeweben, welche die Schwachen und Kleinen, 
die hineingeraten, festhalten, aber von den Reichen und Màchtigen zer- 
rissen werden. “ 
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Abànderung derselben handelt, ein ausserordentlich gewâhlter 
Konvent. In einzelnen schweizerischen Republiken ist die 
Abànderung der Verfassunggeradezu dem gewohnlichen Grosseii 
Rate, der sonst die gesetzgebende Gewalt ausübt, entzogen 
und einem eigens für diesen Zweck zu ernennenden Ver- 
fassungsrate vorbehalten. Erhôhte Vorsicht und strengere 
Erfordernisse für diese wichtigste Funktion der Gesetzgebung 
haben guten Grund, aber die Begrûndung besonderer Organe 
für dieselbe neben dem gesetzgebenden Korper macht einen 
unorganisclien Eindruck und bringt leicht Storung und Ver- 
wirrung in die bestehende Staatsordnung. 

2. Er tibt auch in allen übrigen Beziehungen das Redit 
der Gesetzgebupg in vollem Umfange aus und ordnet 
sowohl das offentliche als das Privatrecht. 

Er ail ein spridit das Gesetz (loi) aus. Die Regierung 
dagegen, unter Umstânden audi andere Verwaltungsbehôrden 
erlassen die Verordnung (ordonnance, décret). Auf diesem 
organisclien Gegensatz der Autoritâten beruht zunàchst der 
Unterscliied zwischen Gesetz und Verordnung. Jenes ist der 
Willensausdruck des Gesetzgebers, diese der Verwal- 
tung. In der Regel kann daher das Gesetz nur durch die 
Uebereinstimmung aller Faktoren der gesetzgebenden Ge- 
walt (Kônig und Kammern, Kongress u. s. f.) zustande 
kommen.2 ^Kein Gesetz ohne Zustimmung derVolks- 
vertretung." In der Verordnung dagegen spricht sich die 
Autoritât der Regierung oder einer anderen obrigkeit- 
lichen Behorde aus. 

Offenbar ist die Autoritât des Gesetzes die hohere, weil 
sich in ihm der Wille der Gesamtreprâsentation des 

2 In mehreren deutschen Staaten steht dem Konig auch das Redit 
zu, in dringlichen Fallen sogenannte provisorische Gesetze zu er- 
lassen, die aber nur insofern ihre Rechtsgültigkeit behaiipten kônnen, 
als die beiden Kammern in nachster Versammlung zustimmen und hin- 
tallig werden, wenn eine derselben die Zustimmung verweigert. [Vgl. 
Schulze, Lelirb. des deutschen fcitaatsrechis 1, 531 11.] 
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ganzen Staats ausspricht, die der Verordnung die mindere, 
weil sie nur auf der Autoritât eines einzelnen Gliedes der 
Staatsgewalt, wenn auch vielleicht der obrigkeitlichen Gewalt 
beruht. Daher muss die Verordnung sich innerhalb der ge- 
setzlichen Schranken halten und gesetzmassig sein. Aus 
demselben Grunde wird das Gebiet der Verordnung durch den 
Fortschritt der Gesetzgebung naher begrenzt und eingeengt. 

Dem Inhalte nach trefFen die beiden Gebiete keines- 
^egs zusammen. Vielmehr dürfen eine Reihe der wichtigsten 
Verhàltnisse nach den meisten Verfassungen nur durch die 
Gesetzgebung, nicht durch die Verordnung geregelt werdeii. 
Dahin gehôren zuineist; 

a) die wichtigeren staatlichen Tnstitutionen uiid 
4ie Grundrechte, 

b) das gesamte Privatrccht und die Civilpro zess- 
ordnuiig, 

c) das Strafrecht und die Ordnung des Strafver- 
fahrens, 

d) aile Auflagen von Steuern und die Feststellung des 
Staatshaushalts, 

e) die Grundbestimmungen über die Militàrpflicht. 

Ueberdem muss, soweit die Gesetzgebung die Verhàltnisse 

ordnet, die Verordnung das beachten und wird demgemass der 
Bereich der Verordnung eingeschrânkt. 

Die Gesctze selber machen unter Umstanden weitere Ver- 
ordnungen notig, teils zum Behuf des Vollzugs (Vollzugs- 
verordnungeii), teils zur Ergânzung der Lücken der Ge- 
setze, besonders in den Verhaltnissen, die einem ôfteren 
Wechsel unterworfen sind. 

Daneben beziclit sich eine dritte und die zahlreichste 
Klasse der Verordnungen auf einzeliie staatliche Rich- 
tungen — z. B. die Finanzverwaltung , polizeiliche Be- 
ziehungen, Vorschriften für die Heeresordnung — und nicht 
-auf die Verhàltnisse dej: gesamteu Nation, welche vorzugs- 
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weise durch das Gesetz geordnet werden.^ Wenn vorüber- 
gehende Bedürfnisse vorliegen und wenn zweifelhafte Expéri- 
mente gemacht sind, so verdient die Form der beweglicheren 
Verordnung den Vorzug vor dem stetigen Gesetz. 

Nicht unpassend werden die allgemeinen Verordnungen, 
welclie in nâherer Beziehung zu der Gesetzgebung stehen, 
nacli manchen Verfassungen der regelmâssigen Kontrolle des 
gesetzgebenden Kôrpers unterworfen. 

Die Ausbildung dieses Gegensatzes geliort erst der neueren 
Zeit an : und auch nun sind die einen Vôlker eifriger als die 
anderen, den Bereicli der Gesetzgebung auszudehnen und den 
der Verordnungcn einzuschranken. Die Besorgnis vor der 
Willkür der Begierungsgewalt ist die eine, das Intéressé der 
offentliclien Wohlfahrt, dass die Wirksamkeit der Regierung 
nicht gelàhmt und der gesetzgebende Korper nicht zu einem 
regierenden und verwaltendui verdorben werde, die entgegen- 
gesetzte Rücksicht, welche bei der Bestimmung der Grenzen 
zwischen beiden vorzügiich in Betracht kommen. In England 
wird die Gesetzgebung durch cin üebermass von Einzelheiten 
beladen und verwirrt; in Frankreich pflegt das Gesetz nur die 
allgemeinen Grundsiitze festzustellen und ailes Detail den 
Ordonnanzen und Dekreten zu überlassen; die dcutsche Praxis 
hait sich in der Mitte und ordnet aile wichtigeren und 
dauernden Verhaltnisse durch das Gesetz, die wechselnden 
Detailbestimmungen durch Verordnung. 

In den früheren Jalirhunderten des Mittelaltcrs wurde der 
Nachdruck cher auf den Gegensatz zwischen hergebrachtem 
Redit und Neuerungen gelegt. Nur die letzteren bedurften 
in der Regel der Zustimmung der Stiinde.^ 

3 Vgl. die Ausl'ührimg bei Stein, VerwaUungslehre, Stuttgart 186.5, 
Bd. I, S. 62 f. [2. Anll. 1869, Bd. T, 1, S. 301 ff.J, welcher übrigeiis den 
Gegensatz meincs Erachtens zu formell fasst und daher das Gebiet der 
Verordnung zu weit ausdehnt. 

4 Einige Hauptstellen inôgen die Verbreitung dieser AiilTassung be- 
urkunden. a) Für die fraiikische Monarchie Capit. CaroH M. a. 803, 

Bluntschli, allgenieines Staatsrecht. 



98 Zweites Buch. Die Organe der Gesetzgebung und das Gesetz. 

3. Dem Gesetzgeber kommt in den meisten neueren Staaten 
auch das ausschliessliche Recht zu, Steuern und Abgaben 
zu bewilligen, oft auch der Entscheid über die Verwend- 
barkcit der ôffentlichen Einnahinen zu bestimmten 
Staatswerken, und die Erlaubnis zur Benutzung des 
Lan desk redits, sei es durcli Aufnahme von Darlehen, sei 
es in anderer Form. 

Diese praktisch wichtige Seite der Thâtigkeit des gesetz- 
gebenden Kôrpers war den romischen Komitien fremd ge- 
blieben und vornehmlich den Magistraten und der AiUoritat 
des Senatcs überlassen worden. Die germanischen Volker aber 
haben von jeher auf die Rechte der Reprâsentation in dieser 
Beziehung den grossten Wert gelegt. Anfanglich war die Zu- 
stimmung der Stânde auch hier nur für die Auflage neuer 
Steuern und Lasten^ gefordert worden. Spâter erst ent- 

c. 19: „Ut populus inteiTOgetur de capitulis, quae in lege noviter addita 
siint: et postqiiam omnes consenserint, subscriptiones — raciant.“ Ed. 
Caroli Caîvi a. 864, c. 6: „Lex consensii populi lit et constitutionc Regis. “ 
b) Für die dents ch en Lèinder Rcichsgesetz von 1231: „ Super qna re 
reqnisito consensu principum fuit taliter diffmitum, ut neque principes 
neqiic alii quilibet constitutiones vcl nova jura faccre possint, nisi nieliorum 
et inajoriim terre consensus primitus habeatur.“ Vgl. Uiiger, Geschichte 
der Landstande II, S. 188 ff, c) Für En gland Fleta über das sachsische 
Witenageraot, das berufen sei, „novis injuriis emersis nova constituere 
remédia.’’^ d) Für Frankrcich Alte Coutume von Anjou, citirt voii 
Schaffner, franz. Reclitsgesch. U, J70: „Ne le Roy sans assentement è 
Barons ne peut mettre coustume en leurs terres — ne ils la pevent auxr 
mettre en la leur sans l’asscntement de leurs Valvasscurs ne de la greignour 
partie du peuple. “ 

5 Englische Magna Charta von 1215: „Nullum scutagium (lehens- 
reclitliche Kriegssteuer) vel auxilium ponatur in regno nostro, nisi per 
commune consiliuin regiii nostri, nisi ad corpus nostrum redimendum et 
primogenitum filium nostrum militem faciendum, et ad liliam nostram 
primogenitam semcl mariiandam.“ Freilieitsbrief Konig Ediiards I. 
von England von 1297: „Avoms dites graunte pur nos heyrs que mes 
teles aydes mises ne prises ne trerroms a coustume par mile chose que 
soit faytc“ (die zuletzt bezogenen ausserordcntlichen Steuern sollen nicht 
in Gewohnheitsabgaben umgewandelt werden dürfen); wenn Redürfnisse 
zu solchen wiederkehren, so verspricht der Konig nur „par commun 
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wickelte sich das Steiierbewilligungsrecht der Landesvertretung 
zu einem Anteil an der Normierung des gesamten Staats- 
haushalts in dem Budget (Voranschlag), welches in Form 
eines Finanzgesetzes die Finanzverwaltung teils anweist, 
teils ermâchtigt. ^ 

4. Die Abschliessung von Staatsvertragen mit fremden 
Staaten ist in manchen neiieren Verfassungen der Kompe- 
tenz des gesetzgebenden Korpers entzogen und der der Ré- 
gi er un g zugeteilt. Obwohl durch dieselben allerdings oft 
dauernde Verhâltnisse der ganzen Nation geregelt werden, 
so bat doch hier vorzüglicli die Rücksiclit ttberwogen, dass 

assenti de tout le Roiannie“ Steuern zu erheben „da commun profist de 
meismes le Roiaume, sauve les ancienes aydes e prises dues e acoustumees^^. 
Die altc Chroiiik der Normandie iiber die Zeit Wilholms des Eroberers : 
„Eii ce lait avez besoing de l’aydc et du conseil de vos amis; si le faites 
tous assembler et leur remonslr z vostre fait, et les requérez de ce qui 
vous est nécessaire, et besoigniez par leur conseil; car raison est, que 
qui paie Vescot (Sclioss), quHl soit à V asseoir, Sachseuspi egcl lll, 
91, §. 3: „He ne mut ok nen gebot, nocli licrberge, no ch bede, noch 
d en est, noch nen redit iippc’t land setten, is ne willckorc dat 
land.“ Das Sprichsvort der doutschen Stande: 

„Wo wir iiicht mitraten, 

Wir auch nicht mitthaten,“ 
liât einen ahnlichen Sinn. 

fi Nordamerikanischc Bnndcsverfassiing von 1787 I, 8: „DerKon- 
gress hat das Jiccht, Taxen, Abgaben, Auflagen und Accisen aufzulegen 
und zu erheben, Geld zu borgen auf den Kredit der Vereinigten Staaten^ 
Geld zu münzeii“ 11 . s. w. Bayerische Verfassung von 1818 VU, 
§. 3: „Der Künig erholt die Zustimmnng der Stande zur hlrhebnng aller 
direkten Steiieim, sowie zur Erhebiing ncuer indirekten Auflagen oder zu 
der Erhühung oder Veraiiderung der bcstehenden.“ §. 4: „Den Stânden 
wird daher nacli ihrer Erüffniing die gemme üebersicht des Staatsbe- 
dürfnisses, sowie der gesamten Staatseinnahme (Budget) vorgelegt werden. “ 
Preussische Verfassung von 1850, Art. 99: „Alle Einnahnicii und Aus- 
gaben des Staats müssen lür jedes Jahr ziim voraus veranschlagt und auf 
den Staatshaushalt-Etat gcbracht werden. Letzterer wird jahrlich durch 
ein Gesetz festgestellt.“ Deutsche Reichsverfassung, Art., 69: „Alle 
Einnahmen und Ausgaben des Reichs müssen fur jedes Jahr veranschlagt 
und auf den Reichshaiishalt-Etat gebracht werden. Letzterer wird durch 
ein Gesetz festgestellt." Vgl. auch Kap. 11. 
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die Staatsinteressen im Verhàltnis zu fremden Staaten besser 
durch eine konzentrierte und im stillen ihre Beschltisse fassende 
und ihre Massregeln trefFcnde Macht geordnet werden, dass 
dagegen die üffentliche Verhandlung in dem gesetzgebenden 
Korper leicht die Schwierigkeiten der Regelung vergrossern 
und dem so liandelnden Staate neue Verlegenlieiten, Gefahren 
und Nacliteile bereiten konnte.' 

Im Altertum dagegen war die entgegengesetzte Ansicht, 
dass die Staatsvertrâge zu ihrer unbczweifelten Gültigkeit 
auch der Zustimmung des Volks bedürfcn, vorherrscliend/ 
und im Mittelalter Avurde auch oft dcr Rat odcr die Ein- 
willigung der Stânde notig crfundcn. 

In den neueren Verfassungen zeigt=sich wiedcr die Ten- 
denz, wenigstens diejenigen Staatenvertragc, welche entAveder 
eine Last für don Staat und Verpfiichtungen für die Bürgcr 

< Für Englaiid lilackst. I, 7, 2. Bclbst in der nordanicrikM- 
niscJicii l{uiidesveria.ssung ist das lleclit, Staaisverlragc zii schliosseii, 
dem Prâsideiiten vorbchalten und dersclbe mir an dio ,/Zustimmiing 
des Senates“, niclit auch der Reprasentanten gcbundcn. II, 2. Washing- 
ton in seincr Botschal't vom 30. Mârz 1796: „Die Vcrhandlungen mit 
auswartigeii Maclileii erfordern Diskretion, ihr Erfolg liangl; fast iinnier 
von dem Geheininis ab. Belbst wcun dicselben zu eineni Endresultatc 
gebracht sind, ware die solortige Enthüllung der Massregeln, Begeliren 
und Zugestandnisse, welche vorgeschlagen oder erwarlet werden, un- 
politisch und koniite cineii verderbliclien Einlluss auf die künftigen Ver- 
handlungcn haben oder eine unverzügliche ümstimiming bei den Machten 
hervorrufeii.“ 

y lu Athen wurden sogar die Ircniden Gesandten von der Volks- 
versaniinlung angehort. In Rom kani das Princip, dass die Komitien 
zustimmen iniisseii, erst seit den Kriegen mit den Sainnitern auf. Halte 
da^ Volk nicht zugestimmt, so konnte es sich durch Ueberlicferung der 
abschliessenden Magistrale an den Fcind von seinen Verpüichtungen be- 
freien. Vgl. die ausführlichc Untersuchung Rubin os (rom, Verf. und 
Gesch.) I, S. 274 ff., 286. 

y Unger, Gesch. der Landst. I, 95 ff.; Il, 332 11. So lür Bayern 
die PrimogenitHrordimng v. 1506: „Wir — als regierende Fiirsten sollen 
und mogen kriegen, wie wir uns und eine gemeine Landschaft dessen 
miteinander vertragen. “ 
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begründen , oder welche sich auf Gegenstànde beziehen, 
welche gesetzlich zu ordnen sind, wenn auch nicht wàhrend 
der Unterhandlung, doch nach der vorlaufigen Formulierung 
der 5 ,Traktate“ im ganzen der Genehmigung der reprà- 
sentativen Korper zu unterwerfenJ* In einzelnen Ver- 
fassungen werden die Staatenvertrage überliaupt in die Kom- 
petenz der gcsetzgebenden Korper gesetztJ^ 


Achtes Kapitel, 

B. Befugnisse aller einzelnen Bestandteile. 

1. Das Recht, einen in die Kompetenz des Gesetzgebungs- 
korpers gehôrigen Gcgenstand in Anregiing zu bringcn, 

Bclgischc Vcrf., Art. 68: „Die Handelsvertnigc, sowie diejcnigeii 
Vertrilge, welche den 8taat belasten oder einzelne Belgier verpflichtcn, 
haben nur Kraft, wenn sic die Zustiminung der Kaîiimern erhalten.“ 
Gri ech i s ch c Vci’f., Art. 32: „Immerhin sind llandclsvertràgc oder aile 
andei’cn Vertrilge, welche Bestimmungen cnthalten, die der Sanktion eines 
Gesetzes bednrfen oder die Grieclien personlieh verptlichlen , nur aiis- 
führbar, insoft;rn sic die Zustimniung der Depiiliertenkammer erlaiigen.“ 
[Aehnlich Frankrcich, Gesetz vom 16. Juli 1875, Art. 8: „Die Friodens- 
imd Handelsvertrage, die Vertrâge, welche die Staatsfinanzeii berühren 
oder sicli auf Personen oder auf das Vermogen der Franzoseii im Aiis- 
Jande beziehen, erhalten nur durch Zustimriiiing der beideri Kamrneni 
Gültigkeit.“] 

11 Deutsche Reichsverf., Art. 11: „ Der Kaiser hat das Recht, Biind- 
nisse uud andere Vertrilge mit freinden Staateii einzngeheii. — Insoweit 
die Vertrâge. mit frennlen Staaten sich auf solclie Gegenstànde beziehen, 
welche nach Art. 4 in den Bereich der Bundesgesetzgcbnng gehoren, ist 
zu ihrem Abschluss die Ziistimmung des Biindesrates iind zu ihrer 
Gültigkeit die Genehmigung des Reiclistagcs erforderlicli.“ Fine gründ- 
liche Erorterung über die reclitlichen Bedirignngen und Wirkiingen der 
Staats vertrâge enthalt die Schrift von E. Meier, über den Abschlnss von 
Staatsvertragen. Leipzig 1874. [Siehe auch La b and, Staatsrecbt des 
Dcutschen Reichs II, 152 tf.; Unger in der Zeitschrift für Privât- und 
otfentliches Recht (lierausgegeben von Grünhut) VI, 349 ff.J 

l'-i F r a n Z b s i s c h c V erfassung von 1848, Art. 53. S c h w e i z e r i s c h e 
Blindes verfassung von 1848, Art. 73, 5; von 1874, Art. 85. Befugnisse der 
Bundesversammlung : 5) „Brnidnisse und V^.rtragc mit dem Auslande.“ 
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steht regelmâssig allen Teilen des Korpers zu. Sie kaiin eine 
Bitte sein (Pétition) zur Vorbcreitung eincs Gesetzes- 
antrages, wie nur diese gewôhnlicli den deutschen Kammern 
vor 1848 dem Staatsoberliaupte gegenübcr zukain, ^ oder eine 
Empfehlung, wie sie in England durch die Botschaft des 
Kônigs an die beiden Hauser und in Amcrika durch die Bot- 
schaft des Pràsidenten an den Kongress gcschieht, einen 
Gegenstand in Beratuiig zu ziehcn, oder ein Auftrag, bc- 
ziehungsweise Befehl zur Bcrichterstattung und Antragstcllung, 
wie die Hauser Nordamerikas den Kommissionen und die 
Grossen Rate der Schweiz den Regierungen zu erteilen pflegen. 
Endlich kann die Anregung mit 

2. der Einbringung eines Gesetzcsantrages selbst, 
mit der Proposition oder der Ausübung der sogenannten 
Initiative iin engeren Sinne zusammenhillen. 

Naturgemâss und nach der Au^fassung der meistcn Staaten 
ist es vorzugsweise die Aufgabe des Staatshauptes und seiner 
Regierung, die nôtigen Gesetzesantrage dem Gesetzgebungs- 
kôrper vorzulegen. In Rom war dics Sache der Magistrate, 
spiitcr der Kaiser, im Mittelalter übeiall der Konige und Fürstcn. 
Audi in unseren Tagen ist es die Regel geblieben, dass die 
Entwürfe von der Regierung ausgehcn; sogar in den schweize- 
rischen Republiken, dcren iieucre Staatstheorie (seit 1830) die- 
selbe nicht mehr als einen Bestandteil des Gesctzgebungskorpers 
anerkennt. Die napoleonische Verfassung von 1852 (Art. 8) 
sprach dem Kaiser allein die Initiative der Gesctze zu. 

Eine sonderbare Ausnahme macht das englischc Staats- 
recht, welches dem Kônig allein unter den drei Teilen des Par- 
laments die Initiative versagt, angcblich zur Ehre des Kônigs, 
damit nicht sein Vorschlag der Bekampfung ausgesetzt werde.'-^ 
In Wirklichkeit indessen werden auch in England fast aile 
Gesetzesentwürfe vorerst von den Ministern bearbeitct und nur, 

1 Vgl. sclion die franzosische Verfassung von 1814, Art. 19—21. 

2 [Nocli iin 14. JahrliiuKÎfert wurden die Entwürfe zu fast allen Ge- 
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wenn sie der Unterstützung der Regierung sicher sind, auf dem 
Wege der Motion durch ein Parlamentsmitglied eingebracht. ^ 
lii der fteueren konstitutionellen Monarchie kann der Ge- 
setzesantrag nun gewôhnlich auch in jeder Kammer seinen 
Anfaiig nehmen.^ Da die Kammer in ihrer Gesamtheit erst 
durch die Beratung einen gemeinsamen Beschluss hervorbringt, 
so wird der Weg, auf welchem sie von diesem Rechte Ge- 

sçtzen von dem Koiiig vorgelegt. Sielie Stubbs, Constit. Ilistory 11 , 
589.] Die spiitcre AulTassung schloss sich formell daraii an, dass die 
Hills anlanglicli in Forni von Pétition en an den Konig verfasst und 
-erst seit Heinrich VI. (1313—142.2) in Fonn von Par lainentsakten 
aufgezeiclinet wurden. 

3 Die englische Praxis entspriclit dein riclitigen Princii), welches die 
englische Théorie vcrleugnet hat, viel genaiicr als die Praxis inanchcr 
konstitiitioiiellon Staaien des Kontinents, wclche die richtige Théorie saiik- 
■tiouiert habei^. \ g\. Sismondi, études I, S. 164: „Ohnc Zweii’ei haben in 
England aile Mitglieder der beiden Hauser die Initiative und betrachten 
dieselbe als cin wertvolles Vorrecht; aber sie ist in ihren Handcn nnr 
ein Mittel, die Einsicht des Parlaments auf ailes auszudchnen und die 
Mitglieder der Regierung zu notigen, das Ihrigc zu thun. In Wahrheit 
werden aile Qesetze von einem Mitglied der Regierung vorbereitet und 
vorgelegt und von der Autoritat des Ministcriiims gehalten. Wenn es 
zulallig begegnen würde, dass cin von der Opposition vorgeschlagencs 
Gesetz durchginge, so würde das Ministerium sich zurückziehen 5 aber 
die Opposition ist ihrerseits zu weise, iim sich mit dem Detail ciner 
Massregel zu befassen, die sie nicht zu vollziehen hatte. Wenn sie ihre 
Macht fühlt und der Majoritat in ciner Frage vcrsichert ist, so begnügi 
sie sich, cine , Résolution^ durchzusetzen. Diese ist nur ein Princip, 
welches sie annimmt oder ausspricht; die Sorge, dasselbe in ein Gesetz 
iimzuwandeln, überlasst sie dem gegenwartigen oder künftigen Mini- 
sterium. “ Die Vorlagcn der Staatsregierung werden sogar an bcstiinmteii 
Tagen vorzngsweise eingebracht. E. May, engl. Pari., S. 222. In Schwe- 
den hatten die Stande schon nach der Verfassung von 1722 (§. 72) das 
Redit, durch eine gemeinsame Botschaft dem Konig einen neuen in 
ihrer Mitte entstandenen Gesetzesentwurf zur Genchmigiing vorzulegen. 
Vgl. Verf. von 1809, Art. 81, 87 [Art. 89 nach dem Verfassungsgesetz 
vom 22. J uni 1866]. 

4 Franzosische Verfassung von 1830, Art. 15: „La proposition 
des lois appartient au roi à la chambre des pairs et à la chambre des 
députés. “ Belgische Verfassung, Art. 27. Griechische Verf. von 
1864, Art. 23. Baye ri s ch es Gesetz vom 41 J uni 1848. Preussische 
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brauch machen kann, gewôhnlich durch ein einzelnes Mit- 
glied erüffnet werden müssen, welches erst einen indivi- 
duellen Anzug (Motion) stellt. Das Kecht der Initiative 
der Kammer schliesst daher das Redit ihrer Mitglieder zu 
Motionen in sich. Damit aber dieses nidit in einer für die 
Kammer selbst oder das Land schadlichen Weise ausgèübt 
werde, ist eine wirksame Kontrolle der Kammer selbst unent- 
behrlidi und iim so eher zu rechtfcrtigen , als die Antrag- 
stellung von Gesetzen ihrem Wesen nadi keine bloss persôn- 
lidie, sondern eine staatliche Funktion ist und nicht den 
Mitgliedern der Kammer als Individuen, sondern der Kammer 
als einem politischen Korper zukommt. Die Mittel, deren sich 
die Kammer zu diesem Zwecke bedient, «ind: 

a) Die Erlaubnis oder Verweigerung der Einbrin- 
gung selbst; in der Regel wird jene, wenn nicht klare und ge- 
wichtige Gründe, z. B. die Besorgnis vor schadlichem SkandaL 
dagegen sprechen, erteilt werden. In England erste Lesung. 

b) Die Erklarung über die Erheblichkeit des Gegen- 
standes nach angehortcm Vortrag des Motionsstellers. In Eng- 
land in Form der Zulassung zu zweiter Lesung. 

c) Die Vorberatung und Prüfung durch Kommis- 
sionen der Kammer oder die Ueberweisung, dazu an die 
Regierung, bevor naher in den Vorschlag eingetreten wird. 

3. Das Recht, Prüfungen (Enquêtes^ anzuordnen, um 
die allgemeinen Zustande und Bedürfnisse naher zu erkunden 
und daraufhin gesetzgeberische oder andere in die Kompetenz 
des Gesctzgebungskôrpers gehorige Massregeln einzuleiten. 

Die Karamern auf dem Kontinent benutzen vornehmlich 
die ^mtlichen Aufschlüsse und Berichte der Verwaltung, uni 
zu dieser Einsicht zu gelangeii; in England dagegen wird 
schon seit langem diese Prüfung mit Erfolg von den Parla- 
nientshausern so geûbt, dass ihre Kommissionen vorzüglich 

Vertassung, Art. 64. Oesterrei chisclies [Griindgesetz vom 21. Dez. 
1867, §. 13J. Deutsche Reiclisverfassung, Art. 23. 
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auch von kundigen Privatpersonen (Sachverstândigen und 
Zeugen) teils mündliche, teils schriftliche Aufschlüsse begehren 
imd auch freiwillig angebotene empfangen. 

4. Das Keclit, Petitionen, Beschwerden, Anspraclien 
(Adressen), welche auf ihre Funktionen Bezug haben, in Em- 
pfang zu nehmen und zu der Ausübung ilirer Kompetenz zii 
benutzen, notigenfalls auch darûber Beschlüsse zu fassen. 

5. Das Becht, ihre Meinung, Gesinnurig, Wünsche, 
Hoffnungen und Besorgnisse für das Land in unverbind- 
licher Weise auszusprechen. 

Das Staatshaupt pflegt dasselbe regelmâssig bei Gelegen- 
heit der Eroffnung der Kammern in der Form der sogenannten 
Thronrede auszuüben. Diese ist von Rechts wegen der Aus- 
druck der Meinung des Konigs in der konstitutionellen Mon- 
archie und iiicht etwa der Kônig das blosse Sprachrohr sciner 
Minister. ^ Aber die Ministcr sind verpflichet, dieselbe zu ver- 
treten wie jeden anderen Staatsakt des Konigs, und es wird die 
üebereinstinimung der Minister mit dem Inhalt und der Form 
der koniglichen Rede vorausgesetzt. Daher wird die Thron- 
rede auch von dem Konig mit den Ministern vorberatcn. 

Die Antwortsadressen der Kammern an den Konig sind 
ebenso der jy^einungsausdruck der ersteren, und im Interesse 
der Monarchie nicht minder als der Kammern liegt es, dass 
dieser Ausdruck ein vüllig freier der einzelnen Kammern sei. 
Die üebercinstimraung beider Kammern darf hier nicht ge- 
fordert werden, da es sich nicht uni eine verpflichtende Willens- 
ausserung handelt. Dieselbe verstârkt natürlich das Gewicht 
ihrer moralischen Autoritat, aber ist keineswegs aïs der Aus- 
druck des gesamten Volks zu betrachten, denn von diesem 
lasst sich das Haupt nicht trennen, und das Volk hat seine 
Meinung nicht vôllig den Kammern übertragen. 

Dagegen steht es den einzelnen oder beiden Kammern 
nicht zu, Proklamationen an das Volk zu erlassen. 

5 Vgl. obeii Bd. I, Biich VI, Kap. 6, a 495. 
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Diese enthalten nicht bloss eine freie Meinungsâusserung, 
sondern sie sind mit staatlicher Autoritàt ausgerüstet, und eine 
solclie steht nur dem ganzen gesetzgebenden Kôrper oder den 
Organen der Regierung zu. 


Neuntes Kapitel. 

G. Besondere Befagnisse. 

L Des Konîgs. 

Dem Kônig als dem Haupt des gesetzgebenden Kôrpers 
kommen regelmâssig folgende Befugnisse ^sschliesslich ' zu; 

1. Die Einberufung der Kammern und dieVersamm- 
lung des gesetzgebenden Kôrpers. 

Er allein ist fortwàhrend wacji und tliâtig; ihm als dem 
Haupt gebührt es überdem, die zerstreuten Glieder, wenn das 
Bedürfnis es erfordert, um sich zu versammeln. Audi in 
republikanischen Staaten ist diese Einwirkung auf den gesetz- 
gebenden Kôrper in der Regel der Regierung belassen worden, 
obwolil im Widersprudi mit der sonst haufig gebildeten Théorie 
von der „vollziehenden Gewalt“ und mit der Ausdiliessung 
der Regierung von dem Anteil an der ^gesetzgebenden Gewalt“. ^ 

Eine regelmassige und inkurzenZeitràumenwieder- 
kehrende Versammlung des reprâsentativen Kôrpers, im Gegen- 
satze zu willkürlicher Berufung oder Niditberufung durdi die 
Regierung, ist indessen ein notwendiges Erfordernis seines 

1 Das englisclie Staatsrcclit nennt diejenigen Redite, welclie dem 
Konig allein, nidit ausser ihm aiidi nodi anderen Beliorden oder 
rrivateii ziikommcn, des Kônigs „Prarogative“. Die Adoj^tion dieser 
Bezeidinung ist indessen nidit zu empfehlen, indem das konigliche 

e c h t d urcli d ieselbe den S c h e i n des V o r r e c h t e s erhal t. 

2 In Nordarnerika übt der Président dieses Redit wciiigstens in 
insserordentlichen Fallcn (Verf. II, 3), [ebenso in Frankreidi, Gesetz voni 
L6. Juli 1875, Art. 2] ; in der Sdiweiz üben es die Regieriingen gewôhn- 
idi ans, obwolil nadi nàliereiT gesetzlidien Vorsdiriften. 
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Lebens und seiner Gesundheit Der Mangel einer solchen Ein- 
richtung bat auf dem Kontinent sehr vieles zu dem Untergang 
der stâiidischen Verfassung, der Ueberwucherung des Absolu- 
tismus und den Erschütterungen der Révolution beigetragen. 
In England wurde schon unter Eduard III. [1330] diejàhr- 
liclie Versammlung des Parlaments gesetzlich vorgcscbrieben:^ 
und obwohl auch in der englischen Geschichte einzelne Unter- 
brechungen vorkommen und durch ein spàteres Gesetz sogar 
nur zu drei Jahren eine Sitzung gefordert wird, so ist doch 
die jahrliche Versammlung Regel geblieben. In neuerer 
Zeit ebenso sind jahrliche Versammlungen in den meisten 
Verfassungen zur Vorschrift gemacht.^ Sic stehen mit der 
Einrichtung des Redinungswesens (Jahresbudget und Jahres- 
rechnung) in engem Zusammcnhang und dienen dazu, den 
gcgenscitigen Verkehr und eine harmonische Wechselwirkung 
zwischen Regierung und Volksvertretung lebendig zu erhalten. 

2. Die Schlicssung (Prorogation) und die Auflôsung 
(Dissolution) der Kammern. Die Vcrtagung im engeren 
Sinn (Ajournement)^ d. h. die Verschiebung einer Versamm- 
lung innerhalb der nâmlichen Sitzungsperiode von einem Tag 
auf cinen anderen, steht oft nicht bloss dem Konig, sondern 
auch den einzelnen Kammern selber zu. Die Schliessung be- 

3 In Bayer n bat die bandscliaft schon 1458, dass alJjahrlicli ein 
Landtag gchalten wcrde. Der Herzog bchiclt sich aber vor, „unsere 
Landschaft zu fordern, so oft uns Not sein bedünken wird“. Rudhart, 
Gesch. der Landstànde in Bayern I, S. 220. 

4 Nordamerika (1, 4), Griechenland (Art. 37), Preussen 
(Art. 76), Oesterreich [Grundgesetz voni 21. Dez. 1867, §. lOJ. In 
Fr an kr ci ch war die „Nationalversammliing“ [nach der Verfassung von 
1848] sogar permanent (Art. 32); die jahrliche Versammlung des 
Sénats und des Gcsetzgebungskorpers war auch nach der napoleonischeii 
Verfassung notwendig (Art. 11, 23, 43). [Ebenso nach dem Gesetz vom 
16. Juli 1875, Art. 1.] Deulsches Reich [Art. 13]. In der Schweiz 
ist meistens überdem der Grundsatz anerkannt, dass eine bestimrate An- 
zahl von Mitgliedern des Rcprasentativkorpers die Versammlung fordern 
kbnne. [Ebenso Frankreich, Gesetz vom 16. Juli 1875, Art. 2.] Vielc 
deutsche Verfassungen haben nocli mehrjilhrige Sitzungsperioden. 
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endigt eine Sitzungsperiode, die Auflosung hebt die Kammern 
selbst auf* Mit jener werden gewôhnlich dieBescheide des 
Kônigs über die vorberatenen Gesetzesentwürfe und Wünsche 
der Kammern verbunden. Diese macht neue Wahlen not- 
wendig.5 Mit der Auflosung der zweiten Kammer ist die 
Schliessung auch der ersten Kammer notwendig verbunden/» 

3. Die Sanktion der Gesetze und der letzteEntscheid 
in allen dem gesamten Korper zustehenden Angelegenheiten. 

Man bat sicb in neuerer Zeit gewôbnt, die Sanktion des 
Kônigs das Veto desselben zu nennen. Dieser Spracbgebraucb, 
von dem negativen Recbte der rômiscben Volkstribunen, ent- 
lebnt, ist durcbaus verwerflicb, wie schon die Hinweisung auf 
seinen Ursprung zeigt. Die Sanktion der Gesetze ist ein 
wesentlicb positives Recbt des Kônigs. Sie ist die Erftil- 
lung und Vollendung, der oberste Ausdruck der gesetzgeben- 
den Gewalt und keineswegs ibre Bescbrânkung. Sic ist auch 
nicht Vollzug des Gesctzes,"^ sondern Schaffung desselben. 
Vorher war es kein Gesetz. Erst durch sie wird es dazu. 

Es gilt das auch von dem englischen Staatsrecht unzweifel- 
haft, ungeacbtet die englische Théorie von einem absoluten 
Veto spricht, wie schon die Sanktionsformel: „Le roy le veut" 
und die Verweigerungsformel: „Le roy s’avisera" beweist. 
Auch ist der richtige Ausdruck in manche ncuere Ver- 
fassungen übergegangen.® 

In denrepublikanischen Staaten der neueren Zeit ist 

5 Blackstone I, 2, 7. 

6 Streit darüber zwisclien der ersten und zweiten Kammer in Preiissen. 
Vgl. Gneists Gutachten über die Frage. [Vgl. v. Bonne, Staatsrecht 
der preiiss. Monarchie (4. And.) I, 279 ff.] 

* Von manchen Publizisten wird sie irrigerweise so dargestellt. 

S Blackstone I, 2, 6. Franziisische Verfassung von 1814, Art. 22, 
und 1830, Art. 18: „Lc roi seul sanctionne et promulgue les lois,“ und 
von 1852, Art. 10: „I1 (l’empereur) sanctionne et promulgue les lois et 
les senatus consuUes.“ Belgisclie, Art. 69. Griechische, Art. 36. 
I^iederlandische, Art. 115. P r e u s s i s c h e. Art. 45. 0 e s t e r- 

reichis elles [Grundgeselz vom 21. Dez. 1867, §. 13]. 
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dagegen zuweilen der Regierung nur ein Veto und zwar 
regelmâssig ein beschrânktes (sog. suspensives Veto) 
eingerâumt, durch welches sie die Gültigkeit des Gesetzes be- 
anstanden und einstweilen hemmen darf. So ist es in No rd- 
amerika, wo der Pràsident durch Nichtbilligung eines Ge- 
setzes eine neue Prüfung des Kongresses veranlasst und die 
Wirksamkeit des Gesetzes hindert, wenn diese nicht zum 
zweitenmal und nun mit einer Mehrheit von zwei Dritteilen 
der Stimmen in jedem Hause dasselbc beschliessen. ^ Die 
schweizerischen Verfassungen kennen selbst ein Veto der 
Regierung nicht. 

Die deutsche Reichsverfassung hat ein eigentüinliches 
Veto des Kaisers eingeführt, indem sie ihm das Recht gibt, 
bei Gesetzesvorschlagen über das Militàrwesen, die Kriegs- 
marino und bei Gesetzen über Zolle und Verbrauchsstcuern 
die bestehenden gesetzlichcn Einrichtungen im Gegensatze zii 
den Abanderungsbeschlüssen der Mehrheit festzuhalten (Art. 5). 


Zehntes Kapitel. 

II. Dor beiden Hauser. 

1. Dell beiden Hausern kommt zwar nicht das Recht der 
Mitwirkung bei der Staatsregierung und Verwaltung zu, wohl 
aber ein Recht der umfassenden Kontrollc. Es ist das eine 

y Vgl. oben Kap. 4, S. 57. Unionsverfassiiiig I, 7. [In Frankrei ch 
kann der Pràsident der llepuhlik eine nochmalige Heratung des Gesetzes 
in beiden Kammern verlangeii. Gesetz vom 16. Juli 1875, Art. 7.j Die 
norwe gis elle VerlassLing (Art. 78—82) schwankt zwlsclieii dei* idee 
einer Saiiktion des Kbnigs und dem Hegriff eines blossen besehrânkten 
Vetos desselben. [Vgl. Giitachten der jiiristischen Fakiiltat zii Cliristiania 
über das Sanktionsrecht des Kbnigs, übersetzt von Jonas, 1882. Docli 
ist jetzt der norwegische Staatsgerichtshof von der Ansicht ausgegangen, 
dass auch bei Verfassungsanderungen dem Kbnig nur ein suspensives 
Veto zustehe.] 
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der wichtigstdn Unterscheidungen des konstitutionellen Staats- 
reclits. Die repràsentativen Versammlungen wâreii ungeschickte 
Organe zur eigentlichen Regierung und Verwaltung, welche 
eine konzentrierte und fortgesetzte Thatigkeit erfordert. Aber 
sie sind passende Organe, um eine Meinung darüber zu âussern^ 
ob den Gesetzen gemâss und ob gut regiert und verwaltet 
werde. Die konstitutionelle Monarchie schliesst die Regierung 
der Massen aus, aber sie erkennt an, dass aile Volksklassen 
einen Anspruch darauf haben, gut regiert zu werden, und 
sorgt daher für die erforderlichen Garantien. 

Die Kaminern sind daher nicht berechtigt, Befehle in 
einzelnen Fâllen an Regierungsbeamte , auch nicht an die 
Minister zu erlassen, und thun überhaupt wohl, sich nicht 
übergeschâftig in die Detailfragen der Verwaltung einzumischen. 

Aber es kommt den Kammern allerdings zu: 

a) zu prüfen, ob in der Ve^’waltung des Staatshaushalts 
die gesetzlichen Voranschlâge und Bewilligungen eingehalten 
oder überschritten worden sind, und im letzteren Fall entwcder 
die Verwaltung nachtràglich gutzuheissen und zu entlasten, 
oder aber den betrefFenden Minister zur Verantwortung zu 
ziehen und zum Ersatz anzuhalten; 

b) ein verfassungs- oder gesetzwidriges Verfahren 
überhaupt zu tadeln, auf Verbesserung zu dringen; 

c) auf ôfFentliche Bedürfnisse und Uebelstande die 
Staatsregierung aufmerksam zu machen und die Befriedigung 
jener, die Abstellung dieser zu empfehlen; 

d) auch ûber die hohe und insbesondere die auswàrtige 
Politik eine Meinung zu aussern und Rat zu geben. Die 
Regierung ist freilich an diesen Rat nicht gebunden, aber 
da die Kammern, wenii sie ihre Meinung ernstlich geltend 
machen wollen, den Ministern ihr Vertrauen entziehen und 
dieselben in der Verfügung über die Volkskrafte beschrânken 
konnen, so bleibt den Ministern doch nichts anderes übrig, 
als entweder sich mit den Kammern zu verstândigen oder die- 
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selben aufzulosen und an die Wâhler zu appellieren. In Eng- 
land sind diese Grundsâtze ait hergebracht. Auf dem euro- 
pâischen Kontinent kommen sie nur allmàhlich zur Geltung. 

2. Es ist eine ait englische Einrichtung, dass aile Steuer- 
bewilligungen in dem Unterbause zuerst beliandelt 
werden müssen und das Ilaus der Lords in solchen Fallen 
nur zustimmen oder verwerfen, nicht aber verandern darf. 
Diese Einrichtung erklârt sich historisch daraus, dass die Ab- 
geordneten der Stadte und Grafschaften ursprünglich raeist 
nur deshalb berufen wurden, um von ihnen Steuerbewilli- 
gungen zu erlangen.^ In der Folge konnte dafür angeführt 
werden, dass die Steuern vornehmlich auf der Menge des Volkes 
lasten und von der Aristokratie minder empfunden werden. 
Dann wurde dieselbe auch in anderen Staaten nachgebildet.*^ 

Die Ausdehnung des Rechtes der Steuerbewilligung, 
welches den Kammern zusteht, ist schwierig zu bestimmen. 
In England hat sich das mittelalterliche Princip freier Steuer- 
verweigerung in weitestem Umfang in der Théorie erlialten; 
an eine praktische Ausübung derselben aber ist dort viel 
weniger als irgend anderswo zu denken, indcm die Mitglieder 
der beiden Hauser bei dem ungestorteii Fortgang des Staats- 
lebens voraiis interessiert sind. 

Auf der einen Seitc ist anzuerkennen; 

a) Dass die Vorstellung des Mittelalters, wonach es keine 

1 St. Mill, Rcprascnlativverfassimg, S. 58. Ersk. May, englische 
Vcriassiingsgesch. I, S. 381. 

Lord Chatliam: „Die Bestenerung bildet keineii Teil der Befug- 
nisse der Staatsregierung oder der Gesetzgcbung. Steuern sind eine frei- 
willige Gabe und Zubilligung der Genieincn allein.“ Ersk. May, engl. 
Verfassungsgesch. F, 394. 

3 Nordamerikanische Bundesverfassiing I, 7, aber ohne den 
Sénat îii der Abanderiing zu bescliranken. Vgl. Laboulaye, Hist. des 
Iiltats-Unis II, S. 262. Ebenso die franzosische von 1814, Art. 17, 
[ebenso Geselz vom 24. Febr. 1875, Art. 8. Preussische Verfassung, 
Art. 62]. Bay erisclie, VI, §. 18. Badische, §. 60. Portugi esi sche 
von 1826, Art. 35. Spanische von 187(1 Art. 42. 
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Steuerpfliclit der Unterthanen, sondern nur eine freiwil- 
lige Uebernahme der Steuern durch dieselben oder ihre 
Vertreter gibt, mit dem modernen Staatsprincip unvertrâglich 
ist, nach welchem das Ganze über die Kràfte der Staatsbürger, 
soweit das Bedürfnis desselben es erfordert, verfügen darf. 

b) Dass eine Verweigerung aller Steuern oder auch 
nur eines erhcblichen Teils derselben bei der modernen 
Entwickelung des Staates einer volligen Làhmung des 
Staatskôrpers gleichkommt und, wenn sie auch nur 
eine kurze Frist anliiilt, den Untergang der Staatsordnung 
nach sich zieht. Ein Eecht, den Staat zu lâhmen und zu 
toten, kann aber einem einzelnen Gliede des Staatskôrpers 
nicht im Ernste zugestanden noch als ein Begriff des Staats- 
rechts verteidigt werden. 

c) Dass das Unterhaus, wenn es die Macht, die Steuern 
zu bewilligen und zu versagen, vôllig rücksichtslos und un- 
beschrankt ausüben darf, eben damit auch die Macht besitzt, 
aile aiideren Gewalten im Staat sich unterzuordnen 
und so die ganze Verfassung umzustürzen; denn unter dieser 
Voraussetzung bliebe der anderen Macht und insbesondere 
dem Konig keine andere Wahl, als entweder den Willen des 
Volkshauses zu thun und damit die Fortdauer des Staatshaus- 
halts zu erlangen, oder mit dann ungesetzlicher Gewalt das 
Unterhaus zu bezwingen und dadurch jenes absolute Becht 
der Steuervcrweigerung aufzuhebcn. 

Als die preussische Natiohalvcrsammlung im Jahr 1848 
einen solchcn Versuch wagte, durch die Steuerverweigerung 
ihrer Politik den Sieg zu verschaffen, emporte sich die ôffent- 
lichg Meinung gerade des vornehmlich von den Steuern be- 
troffenen Teiles der Bevôlkerung, geschreckt durch die un- 
ermessliche Staatsgefahr, wider diesen Versuch. 

Auf der anderen Seitc steht es ebenso fest: 

a) dass das verfassungsmâssige Eecht der Steuerbe- 
willigung nur dann einen Sinn hat, wenn damit die Mog- 
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lichkeit des Abschlags, d. h. das Recht der Steuerver- 
weigerung verbunden wird; 

b) dass ohne dieses zweiseitige Recht die Kontrolle, 
welche den Kammern gegenüber der ôfFentlichen Verwaltung 
zukommt, unwirksam würde; 

c) dass auch andere Machtbefugnisse, einseitig und rück- 
sichtslos auf die Spitze getrieben, wie z. B. die Kriegshoheit 
des Ftirsten, das offentliche Recht und die Freiheit ebenso 
gefâhrden würden. 

Man hat in der Absicht, den Widerstreit zu lôsen, in 
neuerer Zeit verschiedene Vorschlâge gemacht, welche das 
Steuerbewilligungs- und das Steuerverweigerungsrecht be- 
schrânken : 

a) indem unterschieden wird zwischen einem unbeweg- 
lichen und einem beweglichen Budget, und nur dieses 
verweigert werden darf; allein auch das letztere beruht auf 
einem Bedûrfnis des Staates, und das erstere ist doch nicht 
unverânderlich, somit ebenfalls der Einwirkung der Kammern 
nicht vôllig entzogen; 

b) indem der Grundsatz angenommen wird: Steuern, 
^welche zur Fûhrung der Regierung nôtig“ seien,^ dûrfen 
nicht verweigert werden; aber die Frage: was nôtig sei, ist 
dem Streit ausgesetzt, und dieser fordert eine Erledigung, 
wie sie in zusammengesetzten Staaten durch ein hôheres Tri- 
bunal zwar gegeben werden kann, in einem einheitlichen 
Staate kaum zu organisieren ist, ohne die Einheit des Staates 
und die Attribute seiner Gewalten zu stôren; 

c) indem die alten Steuern fortdauern, die Verweigerung 
nur die neuen betrifFt.^ 

Die einfachste Lôsung ist wohl die, wenn keine âusser- 

4 [Beschliiss des Deutschen Blindes vom 28. Juni 1832, II; sogen. 
Wiener Schlussprotokoll von 1834, Art. 20.] 

5 Preussisclie Verfassurig, Art. 109. Vgl. auch die bayerischc 
Verfassung VII, §. 5. 

Bluntschli, allgcmeines Staatsrecht. 
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liche Beschrânkung eingefûhrt, wohl aber die der inneren 
Bestimmung des SteuerbewilliguDgsrechtes selbst innewoh- 
nende beachtet wird. Diese Bestimmung aber ist keine andere, 
als für den Staatshaushalt zu sorgen, dem hinwieder die 
Existenz und Wohlfahrt des Staats in seiner verfassungsmâssi- 
gen Gestaltung zu Grunde liegt, nicbt aber die, als ein Hebel 
für die politische Macht der Kammern zu dienen und deren 
TJebergriffe zu unterstützen. Demgemâss bat die Kammer 
Yolle Freiheit, die Steuern zu bewilligen oder zu versagen, 
beides aber nicht aus fremdartigen, sondern vornehmlicli aus 
Motiven der Staatsokonomie; folglich je nachdem sie eine Aus- 
gabe für gerechtfertigt oder überflüssig hait, je nachdem die 
Art der Steuererhebung ihr gerecht und ^weckmassig erscheint 
oder nicht. Eine Verweigerung der Steuern im allgemeinen 
ist daher immer ein Missbrauch und ein Unrecht, denn nie 
lasst sich diese aus Gründen des Staatshaushaltes , der ge- 
sicherter Einnahmen bedarf, rechtfertigen. ^ 

Wohl aber lâsst sich eine Steuerverweigerung im einzelnen 
und ebenso die Versagung der Ermâchtigung zu gewissen Aus- 
gaben dann vollstândig rechtfertigen, wenn die Kammer ernst- 
lich besorgt, dass jene Steuer zu verwerflichen Zwecken miss- 
braucht würde oder diese Verwendung ungeeignet ware. Diese 
Besorgnis wird natürlich eher entstehen und schwerer ins 
Gewicht fallen, wenn sie überhaupt kein Vertrauen hat zu 
der Politik der Minister. Man darf es daher nicht tadeln, 
wenn die Kammern gegenüber éînem unpopulàren Ministerium 
sich eher karg als freigebig erweisen, wenngleich darin unter 
Umstânden eine mittelbare Nôtigung der Minister zum Rück- 
tritt liegen mag. 

3. Mit dem Rechte der Steuerbewilligung ist gewôhnlich 
auch das Recht der Zustimmung zur Aufnahme von Dar- 

Das ist denn auch der wahre Sinn der ôfter vorkommenden Ver- 
iassungsbestimmung : „Die Stande dürfen die Bewilligung der Steuern 
mit keiner Bedingung verhinden." Bayern VII, §. 9. 
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lehen für den Staat und zum Verkauf und zur Verpfândung 
der D Oman en verbunden.* 

4. Ebenso hàngt mit beiden zusammen und ist vorzugs- 
weise die Form des modernen, den ganzen Staat umfassenden 
Haushaltes: die Bewilligung des Voranschlags (Budget) 
aller jàhrlichen Einnahmen und Ausgaben des Staates und die 
Vorlage der Staatsrechnung an die Kammer zur Prüfung 
und Gutheissung.^ 

Auch in den Budgetberatungen nimmt das Volkshaus 
gewôhnlich eine hervorragende Stellung ein, indem dieselben 
nach englischem Vorbild da beginnen müssen und in den 
meisten Monarchien das Oberhaus nur das Recht bat, die 
Gesamtantrage anzunehmen oder zu verwerfen, nicht aber im 
einzelnen Verbesserungen zu machen; in den Republiken tritt 
der ünterschied zwischen den beiden Hâusern weniger stark 
hervor. 

Dieses Uebergewicht des Volksliauses darf jedoch nicht 
dahin überspannt werden, dass die hohere Autoritât des Ge- 
setzes beeintrâchtigt wird. Soweit durch Gesetze oder durch 
zu Recht bestehende Vertràge und dauernde Anord- 
nungen die Einnahmen und Ausgaben festgestellt sind, ist 
diese Feststelluïig auch in dem Budget zu beachten. Es darf 
nicht, was die samtlichen Faktoren der Gesetzgebung ge- 
meinsam geordnet haben, durch eine Verfügung eines ein- 
zelnen Faktors willkürlich geândert werden. Nur innerhalb 
der Rechtsordnung, die bona fide anzuerkennen ist, haben 
die Bewilligungen vorztiglich der Ausgaben einen freien Spiel- 


< Bayerische Verfassung VII, §. 11 — 16. Die Stande sind bei 
der Schiildentilgiingskoinmission sogar durch Kommissârc beieüigt. 
Preussische Verfassung, Art. 103. [Deutsche Reichsverfassung, 
Art. 73.] 

^ Bayerische Verfassung VII, §. 4, 10. Belgische, Art. 115, 
116. Preussische, Art. 99, 104. Oes terreichisches [Grundgesetz 
vorn 21. Dez. 1867, §. 11]. Deutsche Reiclfsverf., Art. 69, 71, 72. 
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raum, Der grôsste Teil des Budgets hat demgemâss einen 
notwendigen und dauernden Rechtscharakter.-’ 

Die Einnahmen, welche in das Budget aufgenommen 
werden, beruhen einfach auf einer mutmasslichen Berech- 
nung der wahrscheinlichen Ertràgnisse der Domanen, der ge- 
setzlichen Steuern, der Ueberschüsse von früheren Jahrrech- 
nimgen, der bewilligten Anleihen u. s. f. Nur insofern in 
dem Budget die durch das Gesetz der wechselnden Anordnung 
vorbehaltene Steuerquotc bestimmt oder die Erinachtigung 
erteilt wird, Staatsgüter zu veràussern und den Erliis zu ver- 
wenden, hat dieser Teil des Budgets einen rcchtsvcrbindlicheii 
Cliarakter; im übrigen ist dcrselbe nur ein finanzieller 
R e c h n U n g s a k t. 

Die Ausgaben, welche durch das Finanzgesetz im Budget 
nàher bestimmt werden, sind ebenso zum grossten Teile nur 
rechnungsmâssig festzustellen. Ler Staat ist verpflichtet, seine 
Schulden zu verzinsen und unter Umstànden zurückzuzahlen, 
verpflichtet, seinen Beamten die gesetzliche Besoldung zu ge- 
wàhren, seine ôfFentlichen Anstalten zu unterhalten u. s. f. 
Insofern darf die Volksvertretung die Ausgaben hicht ver- 
weigern. Ueberhaupt gilt die offentlich-rechtliche Regel: So- 
weit die Ausgaben als gesetzlich notwendig .oder durch das 
üffentliche Bedürfnis gerechtfertigt sind, dürfen sie nicht 
willkürlich verweigert werden. Aber soweit die Ausgaben 
noch nicht gesetzlich feststehen oder noch nicht als rechts- 
notwendig anerkannt sind — zT B. es wird eine Besoldungs- 
erhohung fürBeamte angetragen, oder für einen neuen Festungs- 
bau oder eine neue Eisenbahn Geld verlangt, — soweit ist 
difi Volksvertretung in der rechtlichen Lage, entweder durch 
ihre Bewilligung die Verwaltung zu dieser Ausgabe zu er- 
machtigen oder durch ihre Ablehnung dieselbe zu untersagen. 

y Vgl. R. Gncist, Budget und Gesetz nach dem konstitiitionelleii 
Staatsreclit Englands mit Rücksiclit auf die deutschc Reichsverfassung. 
Berlin 1867. 



Zehntes Kapitel. C. Besondere Befugnisse. II. Der beiden Hauser. 117 


Zweifel über die Freiheit der Entscheidung kônnen da am 
ehesten entsteheii, wo zwar kein ausdrückliches Gesetz zu der 
Ausgabe notigt, aber die Regieruug sich auf das unabweisbare 
Bedürfnis des Staates beruft, wâhrend die Kammer dieses 
Bedürfnis in Zweifel zieht. Z. B. Ausgaben fur Baurepara- 
turen, für erhohte Arbeitslôhne, ftir die Ernâhrung und Aus- 
rüstung der Armeo und in âhnlichen Fâllen. Man wird scliwer- 
lich aus diesen Streitigkeiten einen anderen Ausweg finden 
als durch die unbefangene Prüfung und den Entscheid eines 
Staatsgerichtshofs, welcher die Streitfrage des offentlichen 
Rechts auch sachlich nach der Natur des offentlichen Rechts 
entscheidet. Die Feststellung des Budgets durch ein Finanz- 
gesetz, wie sie heute geûbt wird, scheint mir aber von Wert 
für den Staat und für die Gesellschaft, wenngleich ein grosser 
Teil seines Inhalts cher als Rechnungssache, nicht als Rechts- 
sache zu betrachten ist. Das Ganze ist doch eine Rechts- 
norm, welche für die Finanzverwaltung, für das Volk und 
für die Gesellschaft einen erheblichen Wert hat. Die Ver- 
waltung erhâlt damit Rechtsvollmachten und Normen, welche 
ihre Willkür beschrânken; dem Volk und der Gesellschaft 
werden Rechtspflichten auferlegt; und das Ganze ist eine 
Rechtsgrundlage für die Verantwortlichkeit der Minister. 

5. Als letztes Mittel, um ihrer Kontrolle Nachdruck zu 
geben, ist den Kammern das Recht verliehen, die Minister 

10 Vgl. R. Gneist, Budget und Gesetz nach dem konstitutionélleii 
Staatsreclit Phiglands. Berlin 1867, und La b and, das Budgetrecht nach 
der preussischen Verfassung. Berlin 1871. IL Schulze, daa Finanz- 
recht der Reichs- und Landtage (in der Zeitschrift für das Privât- und 
offentliche Recht der Gegenwart 1874, I), erklart freilich Grossstaaten 
gegenübcr ein gerichtliches Erkenntnis für unausfiihrbar. Das ist aber 
nur dann so, wenn sich die Regierung über Gesetz und Urteil willkür- 
lich hinwegsetzt , eine Annahme, die dem Begriff des Verfassungsstaats 
widerspricht. [Vgl. über diese in neuester Zeit lebhaft erbrterte Frage 
noch Laband, Staatsreclit des Deutschen Reichs III, 2, 350 £f. ; Schulze, 
Lehrbuch des deutschen Staatsreclits, S. 582 ff. ; Loening, Lehrbuch des 
deutschen Verwaltungsrechts, S. 227.] 
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zu personlicher Verantwortung zu ziehen und einen Staats- 
prozess gegen dieselben cinzuleiten. 

In England hat sich dieser Prozess dergestalt entwickelt, 
dass die Anklage der Minister ausschliesslich von dem 
Unterhause ausgehtJ^ Man nimmt an, dass hierin das 
Unterliaus vorzugsweise das durch ein verwerfliches und 
schàdliches Regierungsverfahren beleidigte und verletzte Volk 
reprâsentiere. Dasselbe System ging aucli in die Verfassung 
Nordamerikas (I, 2) über, in der weiteren Ausdehnung 
jedoch, dass dem Hause der Reprâsentanten das Redit der 
Anklage gegen „untreue Staatsbeamte“ überhaupt, den Prâsi- 
denten inbegriffen, zugesprodien wurde; es wurde sodann in 
die Verfassungen des Kontinents viclfadi v.erpflanztJ-^ Einzelne 
deutsche Verfassungen ersebweren die Anklage der Minister 
durch das Erfordernis der Vereinigung beider Kammcrn 
oder gestatten zwar die Klage joder von b ei den Kammcrn, 
aber stumpfen die politische Sdineide der Klage ab, indem sic 
dieselbe in ein Verfahren vor einem ausserhalb der Kammern 
stehenden Staatsgerichtshof verweisenJ^ 

6. Nach englischem Staatsrechte geziemt es demOber- 
hause allein, über die Staatsanklagcn des Unterhauses zu 
richten. Die Klage im Intéressé der ôffentlichen Wohlfahrt 
wird als Volkssaclie, die würdige und gerechte Beurteilung 
als der Beruf der Aristokratie betraclitetJ^ Auch die Nord- 
amerikaner haben die Beurteilung der Staatsanklagen dem 
Senate zugeteilt, obwohl sie sronst mehr als aile anderen 


Il [In England hat das Unterhans seit dem Ende des 14. Jahrhunderts 
das Recht, liohe Staatsbeamte — nicht bloss Minister — wegen ver- 
râterischer Handlungen anzuklagen. Vgl. H. Cox, S. 204 Ü. , 217 ff. ^ 
Gneist, Verwaltungsrccht I, 437 ff.] 

W Franzosische Verf. von 1814, Art. 55. Belgisclie, Art. 90. 

13 Bayerische Verfassung X, §. 6. Bayerisches Gesetz vom 
4. Juni 1848 und vom 30. Marz 1850. Preiissische Verf., Art. 61. 
Vgl. unten Buch VII, Kap. 5. 

14 Blackstone IV, 19, 1. 
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Vôlker auf eine scharfe Ausscheidung der verschiedenen Staats- 
gewalten grossen Wert legen. Der ursprüngliche Verfassungs- 
entwurf batte die Beurteilung dem obersten Gerichtshofe 
zugesprochen. Aber nach gründlicher Erôrterung erliielt das 
englische System den Vorzug, hauptsâchlich aus folgenden 
Gründen der Politik und der Gerechtigkeit: 

a) Die Wichtigkeit und Schwierigkeit solcher Klagen 
haben bewirkt, dass das Volkshaus ausschliesslich für berufen 
erklàrt wurde, dieselben zu erheben. Der grossen und màch- 
tigen Autoritât des Klâgers gegenüber erscheint aber ein ge- 
wôhnlicher Gerichtshof zu schwach, und nur die Unabhângig- 
keit und das Ansehen einer anderen, nicht minder hohen Macht 
kann hier das erforderliche, für die gerichtliche Würde und das 
offentliche Vertrauen unentbehrliche Gleichgewic'ht herstellen. 

b) Diese Klagen beziehen sich auf politische Verhàlt- 
nisse, deren richtige Würdigung eine Menge von Kenntnissen 
und Erwâgungen voraussetzt, wie sie von Staatsmânnern wohl, 
nicht ebenso von blossen Rechtsgelehrten erwartet werden dürfen. 

c) Das politische Missverhalten ist so mannigfaltig, dass 
hier genaue Vorschriften des positiven Rechtes, die sonst den 
Richter binden, nicht moglich sind und das ganze Verfahren 
dem freieren Ermessen des Gerichtes überlassen werden muss. 
Diese Eigentümlichkeit einerseits und die Gefahr anderer- 
seits, dass gerade bei solchen Prozessen die Leidenschaften 
der Parteien in ungewohnlichem Grade aufgeregt werden, 
machen es doppelt wünschenswert, dass eine zahlreiche 
und durch ihre hohe und unabhângige Lebensstellung aus- 
gezeichnete Versammlung den Entscheid habe.^^ 

Darin aber unterscheidet sich das englische von dem 
nordamerikanischen System, dass nach jenem das Ober- 
haus jede Strafe aussprechen darf und kein zweites gewohn- 
liches Prozessverfahren mehr moglich ist, wàhrend nach 

15 Vgl. den Fôderalist und die nàheren Ausfiihrungen in Story’s 
Comm. III, 10 , §. 102 . 
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diesem der Sénat nur die politische Strafe der Entfernung 
vom Amte und der Unfàhigkeitserklârung zu weiterer 
Betrauung mit ôffentlichen Aemtem verhângt und der Ueber- 
fûhrte mit Bezug auf die gewôhnliche Kriminalstrafe wegen 
eines Verbrechens noch der Beurteilung der Geschworenen 
nach dem Gesetz anheimfâllt Das amerikanische Verfahren 
sichert sowohl den Staat als die Person des Beklagten voll- 
standiger und unterscheidet richtiger zwischen Staatsrecht 
und Strafrecht. 

Auch die franzosische Charte von 1814 (Art. 33) erhob 
die Pairskammer zu einem Gericht über die Verbrechen des 
Hochverrats und der Gefahrdung der Staatssicherheit, und 
zwar nicht bloss wenn die Deputiertenkammer Klâger, noch 
wenn die Minister oder andere Beamte Beklagte waren. Diese 
Einrichtung wurde denn auch in manchen romanischen 
Verfassungen wieder nachgeahmt 

In den deutschen Verfassungen sind der ersten Kammer 
auch bei politischen Vergehen gewôhnlich keine richterlichen 
Befugnisse zugestanden , sondern die Beurteilung solcher 
Klagen wird an Gerichtshôfe verwiesen. Nur in B ad en ist 
der Staatsgerichtshof aus Mitgliedern der ersten Kammer und 
der Gerichtsvorstânde gemischt. Wir werden unten bei Be- 
trachtung der Ministerverantwortlichkeit darauf zurückkommen. 

7. Jedes Haus übt bei sich Hausrecht und sorgt 
selbstàndig für die Handhabung der inneren Ordnung. Zu 
diesem Behuf kommt dem Pràside^nten und der Versammlung 
eine Disciplinargewalt zu, welche in England sehr aus- 
gedehnt, auf dem Kontinent gewôhnlich beschrànkt ist. 

8. Gesetze, welche sich auf die Zusammcnsetzung 

Bundesverf. I, 3. 

17 Portugal von 1826, Art. 41. [Italien von 1848, Art. 36, Frank- 
reich Gesetz vom 24. Febr. 1875, Art. 9.] 

18 Bayern X, §. 7. Belgien, Art. 90. Niederlande, Art. 157, 
159. Preussen, Art. 61. 
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und die Rechte des Oberhauses beziehen, müssen in 
England zuerst im Oberhause eingebracht und dürfen im 
Unterhause nur angenommen oder verworfen, nicht aber amen- 
diert werden.^® 

9. Eine eigentümliche Stellung und Aufgabe batte der 
Sénat in der napoleonischen Verfassung von 1851. Er batte 

a) das Recbt, die Promulgation eines Gesetzes durch seine 
Opposition (Veto) aus dem Grunde zu bebindern, dass 
dasselbe der Verfassung oder der Religion oder der Moral, 
oder der Kultusfreibeit oder der individuellen Freibeit, oder 
der Gleicbbeit der Bürger vor dem Gesetz oder der Unver- 
letzlicbkeit des Eigentums und dem Grundsatz der Unent- 
fernbarkeit des Ricbterstandes widersprecbe, oder die Ver- 
teidigung des Landes beeintrâcbtige (Art. 26); 

b) die Befugnis, durcb Senatusk ensuite die Lücken 
der Verfassung zu ergànzea (Art. 27); 

c) die Kassation aller verfassungswidrigen Akten (Art. 29); 

d) die Anregung zu neuen Gesetzen und Verfassungs- 
ânderungen. 


Elftes Kapitel. 

Von den Gesetzen. 

1. Arten der Gesetze.^ 

Die Rômer verstanden anfanglicb unterLex jede Recbts- 
verbindlicbkeit, welche auferlegt worden. Publica lex 
war dann die dem Volke selbst auferlegte und von ibm gut- 
gebeissene Recbtsverbindlicbkeit. Das Volk nimmt das Gesetz 

W Blackstone I, 2, 4. Vgl. Mühry in Mittermaiers Zeitschrift 
XXIV, S. 369. 

1 [Ueber neuere üntersuchungen über den Begrifî des Gesetzes siehe 
Laband, Staatsrecht des Deutschen Reichs II, Iff.; Loening, Verwal- 
tnngsrccht, S. 223 ff. und die dort angegebene Litteratur.] 
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auf sich und wird durch dasselbe gebunden. Der Magistrat 
fordert das Volk zur Uebernahme der Verbindlichkeit auf.^ 
Das rômische Gesetz war daher ursprûnglich weniger eine 
Vorschrift, welche das Volk erliess, als eine Verpflichtung, 
welcher sich das Volk unterzog. Spâter aber nannten auch 
die Kômer vorzugsweise die allgemeinen von der Volksver- 
sammlung festgesetzten Rechtsregeln und Ordnungen Gesetze. ^ 

In der neueren Rechtssprache wird der Ausdruck Gesetz 
in verschiedenem Sinne gebraucht: 

a) Um überhaupt jede allgemeine Rechtsbestim- 
niung, Rechtsregel, oder jede dauernde Rechtsord- 
nung, Institution, zu bezeichnen, somit auch die des Ge- 
wohnheits- oder des wissenschaftlichen Redits und selbst die 
Statuten von Privatvereinen. 

b) In etwas besckrankterem Sinne jede von einer ôffent- 
lichen Autoritât im Staate ausgcsprochene Rechtsregel oder 
Rechtsordnung, nach welchem Sprachgebrauche auch die Edikte 
der rômischen Magistrate, die Dekrete und Reskripte der Kaiser, 
die Statuten der Rate in den Stàdten und die Weistümer und 
Offnungen des Mittelalters und in neuerer Zeit die Regierungs- 
verordnungen Gesetze heissen. 

c) Im eigentlichcn Sinne versteht man unter Gesetz nur 
die von der obersten gesetzgebenden Gewalt, dem Gesetz- 
gebungskôrper, mit hôchster staatlicher Autoritât ausge- 
rüstete dauernde Rechtsregel und Rechtsinstitution, 
im Gegensatze zu allen anderen Rechtsaussprüchen und An- 
ordnungen, sowohl durch andere Organe des Staates als zu 
den Beschlüssen des Gesetzgebers selbst, in einzelnen 
Fâllen eines momentanen Bedürfnisses. 


2 Populus legem accipit, tenetur lege, magistratus fert legem. Vgl. 
Kubino, Untersuchungen 1, S. 352 flF. 

3 Àtejus Capito bei Gellius, Noctes Atticae X, 20: „Lex est generale 
jussum populi aut plebis rogante magistratu." Gajus, Inst. I, §. 3: „Lex 
est, qiiod populus jubet atque constituit.“ 
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Mit Rücksicht auf ihren Inhalt werden unterschieden: 

a) Verfassungs- und Grund^esetze, durch welclie 
die Grundeinrichtungen des Staates, ?uweilen auch die Grund- 
rechte seiner Bürger und Einwohner normiert werden. 

b) Organische Gesetze, welche innerhalb der Grund- 
gesetze die Verfassung im einzelnen weiter ausbauen und 
ausbilden. 

Insofern beide auf der organisierenden Thàtigkeit des 
Gesetzgebers beruhen (das gilt von den Grundrechten nicht), 
begründen dieselben notwendiges, bindendes Recht, und 
sie haben durcliweg einen eminent politisclien Charakter, 
gehoren daher vorzugsweise dem Jus publicum an. Neue Ver- 
fassungs- und Grundgesetze aber bedürfen um ihrer Wichtigkeit 
willen in manchen Staaten einer strengeren Forni und erliôliter 
Erfordernisse als die gcwobnlichen organischen Gesetze.'* 

c) Regierungs-(Verw'iltungs-)Gesetze und politische 
Gesetze im engeren Sinne, sowohl zur Normierung der Re- 
gierungsweisc als der politisclien Redite der Bürger im einzelnen. 
Dieselben sind nicht immer von bindender Natur, wohl aber 
meistens von bestimmendem und naher begreiizendem Inhalt, 
sowohl für die Thàtigkeit der offentlichen Gewalten als fûr 
die Ausübung der Freihcitsrechte. 

d) Fi n an z -Gesetze zur Normierung des Staatshaushalts. 
Sie enthalten ebenfalls ofFentliches Recht (Jus publicum), sind 
aber oft nicht von bindendem Charakter, sondern enthalten 
nur eine Ermachtigung der Regierung, z. B. den Kredit 
des Staates zu benutzen und Steuern zu erhebcn. 

e) Straf- und Polizei-Gesetze, in der Regel Ver- 
bote und Strafandrohung enthaltend und daher wieder 
von zwingendem Charakter, gewôhnlich aber dem richterlichen 

4 Scliweiz. Bundesverfassung von 1848, Art. 114; „Die revidierte 
Bundesverfassnng tritt in Kraft, wenn sie von der Mchrheit der stim- 
menden Schweizer Bürger und von der Melirlieit der Kantone angenommen 
Word en ist.“ Aehnlich Verf. von 1874, Ar^. 121. 
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Ermessen einen freien Spielraum zur Entscheidung offen las- 
send, je nach den besonderen Verhâltnissen einzelner Ueber- 
tretungen jener Verbote. 

f) Privatrechtliche Gesetze zur Regulierung und 
Sicherstellung der privatrechtlichen Verhâltnisse. Nur aus- 
iiahmsweise, und zwar wenn ôffentliche Interessen bestimmend 
einwirken, sind dieselben bindend. In der Regel haben sie 
nur einen erklârenden Charakter, mit Vorbehalt der indi- 
viduellen Willensbestimmung der einzelnen Privatpersonen, 
welche im Privatvertrag ihr eigenes Gesetz machen, und be- 
stimmen nur, was als regelmâssige Rechtsmeinung 
der Parteien betrachtet und gehalten werden soll, wenn diese 
nichts Abweichendes festsetzen.^ 

Eine besondere Berûcksichtigung erfordern noch die- 
jenigen Ausnahmsgesetze, welche wir Privilegien zu nennen 
pflegen. Man hat diesem Ausdrucke zuweilen eine ganz un- 
gebührliche Ausdehnung gegeben und dadurch die Abneigung, 
welche unser nach Gleichheit des Rechtes strebendes Zeitalter 
gegen die Privilegien nahrt, auch auf Institutionen hingelenkt, 
welche durchaus nicht den Charakter von Privilegien an sich 
tragen. Man hat z. B. aile kôniglichen Rechte Privilegien 
genannt, weil sie der einzigen Person des Kônigs zustehen. 
Nach diesem falschen Sprachgebrauch würde und müsste fast 
das ganze Verfassungsrecht des Staates als eine Anhâufung 
von Privilegien betrachtet werden, denn jedem einzelnen Or- 
gane kommen besondere und ausschliessliche Rechte zu, wâh- 
rend dasselbe gerade vorzugsweise von dem Geiste des Ganzen 
erfüllt und seinem Wesen nach also von normaler Natur ist. 

Die Privilegien sind immer Ausnahmsgesetze und 
zwar: 

a) entweder individuelle Ausnahmen von der regel- 
màssigen Rechtsordnung und dem gemeinen Rechte. Als staats- 


5 Vgl. SavigTiy, Systerr des rom. Rechts I, 8. 58. 
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rechtliche Privilegien von dieser Art sind z. B. der Ostracis- 
inus der Athener und die Verbannuiig der Bourbonen ans 
Frankreich zu envâhnen,^ aïs privatrechtliche die Gewerbs- 
monopole; 

b) oder Ausnahmsregeln, welche eine gewohnlich 
durch âussere Motive des Nutzens und der Zweckmàssigkeit 
gerechtfertigte oder entschuldigte Abweichung von dem 
unter gleichen Verhàltnissen sonst gleichartigen gemeinen 
Rechte und somit anomales Redit (Jus singulare, im 
Gegensatze zum Jus commune) enthalten.' Die Majestâtsrechte 
des Kônigs, die Pairschaft der englischen Lords, die Unab- 
setzbarkeit der Richter sind normale Rechte, die Immunitaten 
der Geistlichkeit, der besondere Gericlitsstand der Adeligen, 
die Ausschliessung der Juden von ôffentlichen Stcllen und 
Aemtern, die ausgedehntere Testierbefugnis der Soldaten da- 
gegen sind Privilegien in diesem Sinne. Oft begegnet es, 
dass was ursprtinglich normales Recht war, im Verfolg der 
Zeit unter veranderten ümstânden zu grundlosem Privilegium 
wird, und gerade diese Privilegien sind es, die den meisten 
Ilass auf sich gezogen haben. In früheren Zeiten z. B. konnte 
die Steuerfreiheit der Ritter, die mit Leib und Leben dem 
Staate dienten, als durchaus normales Recht betrachtet werden, 
im XVII. und XVIII. Jahrhundert aber war die Steuerfreiheit 
des Adels ein blosses Privilegium gewordeii. 


Zwôlftes Kapitel. 

IL Porm der Erzengung der Gesetze. 

Es lassen sich vier Momente unterscheiden: 1) die Bil- 
dung des Gesetzesvorschlags, 2) die Beratung über 

Romische Zwolf-Tafelgesetze IX: „Privilegia ne inroganto.“ 

7 Paulus in L. 16 D. de Legibus (I, 3): „Jus singulare est, quod contra 
tenorem rationis propter quandam utilitaten^ introductum est." Juîianus 
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(lenselben, 3) die Annahme und 4) die Verkündigung des 
Gesetzes. i 

1. Der Gesetzes vorschlag bildet die Grundlage der 
weiteren Beratung und enthâlt das ganze künftige Gesetz in 
sich. Eine sorgfaltige und gute Fassung des Vorschlags ist 
daher in der Regel entscheidend für ailes übrige. Ein in 
der Anlage oder ersten Ausarbeitung missratener Vorschlag 
wird durch die Beratung schwerlich gut gemacht, so wenig 
als ein schlechtes Gedicht durch die Kritik. Ein gutes Gesetz 
ist ein Kunstwerk, und wer den Vorschlag zu machen hat, 
soll ein Meister sein. 

Im Altertum wurde der Vorschlag gewohnlich indivi- 
duel! behandelt; zu Athen konnte je der Bürger, zu Rom 
nur ein Magistrat ihn stellen. Immer aber war die Vor- 
beratung und Begutachtung dort des Rates, hier des Senates 
nôtig. In unserer Zeit werden die Vorschlage meistens von 
der Regierung, seltener von Mitgliedern der gesetzgebenden 
Versammlung eingebracht, setzen aber auch im ersteren Falle 
die individuelle Arbeit eines Redaktors voraus, wenn sie in 
Form und Inhalt wohlgeraten ausfallen sollen. 

2. Ist der Vorschlag (Entwurf) erôfFnet, so unterliegt cr 
nun der Beratung, und diese ist entweder Vorberatüng 
oder eigentliche Beratung. 

Die Vorberatüng hinwieder kann in formloser Weise 
vor sich gehen. Bei den Romern dienten die Konzionen 
dazu, welche den Komitien vorhergingen und darauf vor- 
bereiteten. In neuerer Zeit geschieht dieselbe hauptsâchlich 
durch die ôffentliche Diskussion in der Presse, kann aber 

in L. 15 eod.: „Quod vero contra rationem juris est, non est prodii- 
cendum ad conseqiientias." Vgl. Savigny, System I, 61. 

1 Vgl. für Engl and: Ersk. May, das engl. Parlament und seine 
Verfassiing, übers. von Oppenheim. Leipzig 1860, und für die Ver- 
einigten Staaten von Amerika: L. S. Cushing, lex parliamentaria 
Americana. Eléments of the law and practice of legislative assemblies 
in the United States of America. Boston 1856. 
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gar wohl auch durch Privatarbeiten und Eingaben anderer 
Art gefôrdert werden. Soll diese Vorberatung benutzt werden 
— und gewiss ist es jederzeit wichtig, dass die ôfFentliche 
Meinung Gelegenheit erhalte, sich in freier Weise zu âussern — , 
so ist [erforderlich, dass der Entwurf des Gesetzes vor der 
Hauptberatung in den Kammern ôffentlich bekannt gemacht 
werde. 

Wichtiger noch ist die geordnete Vorberatung durch 
die Kammern selbst. Zu diesem Behuf bedarf es der Aus- 
schüsse, Kommissionen. 

Sehr ausgebildet ist das englische System der Kom- 
missionen, ihrer Prüfungen und Berichte. In wichtigen 
Fâllen verwandelt sich das ganze Haus in eine Kommission 
und der Sprecher verlâsst seinen Sitz, in anderen Fâllen werden 
je im einzelnen Fall besondere Ausschüsse gewâhlt und dabei 
die lobliche Sitte beachtet, die verschiedenen Parteien in den 
Ausschûssen vertreten zu lassen. Berülimt — und mit Recht — 
sind die englischen Prüfungen um ihrer Gründlichkeit, 
ihres Reichtums und ihrer lebcndigen Anschauung willen. 
Es werden nicht allein amtliche, sondern auch Privatberichte 
von kundigen Mânnern eingezogen und mehr noch mündlich 
durch personliche Einvernahmen und Gesprâche als schriftlich 
verkehrt. Dann erst wird dieser umfassende Stoff in dem 
Berichte verarbeitet und die Antrâge der Kommission darauf 
gestützt. 

Die Kammern auf dem Kontinent begnügen sich gewôhn- 
lich, von der Regierung die erforderliche Auskunft zu begehren. 
Diese Méthode der Prüfung ist bequemer, wirkt rascher und 
kostet weniger als die englische; aber der Einfluss der Ver- 
waltungsâmter, welche die Berichte verfassen, ist viel grosser 
und die Ausschüsse erhalten weniger Gelegenheit, mit den 
Regierten in unmittelbaren Verkehr zu treten und deren 
Meinungen, Wünsche, Beschwerden kennen zu lernen. In 
vielen Fâllen mag die kontinentale Méthode, welche der 
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Sachkunde der Verwaltung vertraut, nützlich sein; aber es ist 
wichtig, dass fûr andere Fâlle die Ausschüsse sich die freie, 
unmittelbare Selbstuntersuchung vorbehalten. 

Verschieden ist sowohl die franzôsische und preus- 
sische Méthode, das ganze Haus in eine Anzahl Bureaus 
durch das Los zu verteilen und von den Bureaus die Aus- 
schtisse bestellen zu lassen, alsdiebayerische, stândigc 
Ausschüsse durch die Kammer zu erwâhlen, oder auch die 
vielfaltig geübte Méthode, die Ausschüsse je für besondere 
Arbeiten in der Kammer frei zu wahlen.'-^ 

Der Wechsel der verschiedenen Formen je nach der 
verschiedenen Art der Fâlle ist wohl das beste nun auch von 
dem deutschen Keichstag geübte System. — tinter allen üm- 
stânden aber ist darauf der grôsste Wert zu legen, einerseits 
dass in die Ausschüsse je die sachkundigsten und urteil- 
fàhigsten Mitglieder von versV^hiedenen Parteien und 
liichtungen bezeichnet werden, andererseits, dass die Aus- 
schüsse ihre Untersuchung und Nachfragen nicht auf bureau- 
kratische Wege beschrânken müssen, sondern in der Einver- 
nahme sachkundiger Personen frei verfahren dürfen. 

3. Für die Hauptberatung innerhalb der Kammern 
selbst sind folgende Momente zu beachten: 

a) Die Kedefreiheit der einzelnen Mitglieder. Die- 
selbe darf nicht beschrânkt werden: 

a) Durch Instruktionen der Wâhler, denn wie B u r k e 
zu seinen Wàhlern sprach: „Das Parlament ist nicht ein 
Gesandtenkongress für unter sich abweichende und feind- 
liche Interessen, welche jeder als ein Agent und Anwalt 

[Audi nach (1er Geschaftsordnung des deutschen Reichstags (§. 2, 
24) zerfâllt der Reichstag in sieben Abteilungen, die durch das Los ge- 
bildet werden. Von den Abteilungen werden die Kommissionen gewâhlt. 
Diesem Vorbild bat sich auch Bayern angeschlossen. Gesetz, betr. den 
Oeschâftsgang des Landtags vom 19. Januar 1872. In Wirklichkeit wird 
freilich fast überall die Wahl der Mitglieder der Kommissionen von den 
Vorstehern der Parteien verÊinbart.] 
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gegen andere Agenten und Anwâlte aufrecht erhalten 
muss, sondern das Parlament ist eine beratschlagende 
Versammlung eines Volkes mit einem Interesse, dem 
der Gesamtheit, wo weder ôrtliche Absichten noch Vor- 
urteile, sondern das von der allgemeinen Vernunft der 
Gesamtheit anerkannte Gemeinwohl leiten soll.“^ 

Die Zulassung der Abstimmung durch bevollmachtigte 
Stellvertreter von seiten der Lords im englischen Ober- 
haus (yote by proxy) ist ein zu dem modernen Reprâsen- 
tativsystem nicht passender Rest des frûheren stândisclien 
Wesens.4 

/9) Ebensowenig darf sie durclivorherigeAbstim- 
mungen in den Parteiklubs der Kammermit- 
glieder gebundcn werden. Diese môgen zu. besserer Vor- 
bercitung auf die Beratungen sich verbinden, aber über 
dem Parteiinteresse steht die allgemeine Wohlfahrt und 
diese versagt jeden Versuch eines dcrartigen Zwanges.^ 

Kurkc, Rode von 1774. Vgl. Washingtoiis Brief voni 15. Nov. 
1786: ,,Iii naiionalcn Angelegcnheiten mag man wohl die GefüliJe des 
Bezirks, aber nicht den Willcn des Bezirks aussprechcn, iind niaii muss 
den Abgeordnetcii die Belugniss lassen, je nach den Umstâiideii iiiid je 
iiacli vorgelegteii Aufklàriingen zu iirteileii.“ Franzos. Vorlassung von 
1848, Art. 34: „Lgs membres de l’Assemblée nationale senties représen- 
tants, non du département qui les nomme, mais de la France entière. “ 
Art, 35: „lls ne peuvent recevoir de mandat impératif. “ Bayerische 
Verf. Vil, §. 25, Eideslbrmel : „Icli scliwore — in der Standeversamm- 
lung nur des ganzen Landes allgemeiiies Wohl und Beste, ohne 
Riicksicht auf besonderc Stande oder Klassen, nach meiner inneren 
Ueberzeugung zu beraten.“ Preussisclie Verf., Art. 83: „Die Mitglieder 
beider Kammern sind Vertreter des ganzen Volkes. Sie stimmen nach 
ilirer freien Ueberzeugung und sind an Auftrage und Instruktionen nicht 
gebunden.“ [Reiclisverfassung, Art. 21).] 

4 Blackstone 1, 2, 4. Bayerische Verf. Vil, §. 17: „Kein Mit- 
glied der ersten und zweiten Kammer darf sich in der Sitzuiig durch 
einen Bevollmachtigten vertreten lassen.“ 

5 Ansprache des Münchener konstitutionell - moiiarchischen Vereins 
vom 17. Mai 1849: „Nimniermehr darf die blosse Partei, heisse sie Redite 
oder Linke, die Stimme eines Vol ksabgeordyeten zum voraus für sich 
gefangen nehmen, ilin zum blossen Parteiabgeordneten crniedrigeii, seine 

Bluntschli, allj?eineines Staatsrecht. 
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Sie darf auch nicht bedroht werden durch die G e- 
fahr von Verfolgungen. Es ist ein allgemein an- 
erkannter Satz des modernen Staatsrechtes, hervorgebracht 
durch das hohe Nationalinteresse der parlamentarischen 
Redefreiheit, dass keinMitglieddes gesetzgebendeiiKôrpers 
für seine in demselbengeâusserten individuellen Meinungen 
oder für seine Abstimmung gerichtlich verfolgt noch über- 
haupt ausserhalb des gesetzgebenden Korpers selbst ziir 
Rechenschaft gezogen werden dürfe.^ 

ô) Auch das Privilegium, welches in viclen neueren 
Verfassungen den Abgeordneten zugesichert ist, dass sie 
wâhrend der Vcrsammlung des repràsentativeii Korpers 
nicht, ohne Erlaubnis des Hauses, in Untersuchungs- 
verhaft genommen werden dürfen, es wâre denn, dass 
einer auf handhafter That ergriffen würde, hat hauptsâch- 
lich den Sinn, die freie Mitwirkung bei der Beratung 
vor Hemmnissen und Verfolgungen sicher zu stellen, nicht 
aber den Sinn, die Wirksamkeit eines gerichtlichen Straf- 
urteils zu hemmen.‘ 

Dagegen ist es die Sorge des P ras i dent en und der 
Kammer selbst, die Debatten in gemessenen Schranken der 
Ordnung und des Anstands zu halten, Ungebühr zu rügen 
(Ordnungsruf, Entziehung des Worts) und grobe Verletzungen 
ernster, nütigenfalls wie in England mit Verhaftung oder in 


Ohren den Gründen seiner Gegner verscklicsscn, iiber seine freie Stimme 
nach ilirem Belieben verfügcn, die freie Beratung in der Karamer, die aile 
Parteieii in sicli vereinigt, storen, die Wirkiing der allseitigen Erorterung 
der Volksinteressen hemmen, die Frciheit der gemeinsamen Verhandluiig 
und Abstimmung fesseln und die Thaiigkeit des Ganzen untcrbrechen.“ 

6 E n g 1 i s c h e Bill of rigths von 1689. Blackstone I, 2, 3. Story^ 
Comm. III, St. 12, §. 124 und St. 10, §. 109. Bayerisclie Verf. VII, 
§. 27. Belgiscbe, Art. 44. Griechische, Art. 62. Preussische, 
Art. 84 [Rcichsverfassnng, Art. 30]. Das Princip ist auch in die 
s c h \v e i Z e r i s c h e n V erfassungen übergegangen. 

7 Vgl. darüber die Verhandlungen im deutschen Reichstag im Dezember 
1874 und im Jahr 1875. [Vgl. insbes. Laband I, 572 ff.] 
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Dcutschland mit Ausstossung aus der Kammer zu bestrafen. 
Die Würdc und die Aiitoritât sowolil als die Art und die Grosse 
ihrer Aufgabeerfordern eineunnachsichtigeHandhabung solcher 
Ordnuiig und einen entschiedenen Nachdruck auf Bewahrung 
des guten Tones und des parlamentarischen Anstandes.^ 
b) Das Recht, Vcrbesserungsantrâge (Amendements) 
zur Sprache zu bringen, wird nun gewohnlich nach dem Vor- 
gang der Englânder den Mitgliedern der Versammlung zu- 
gestanden, auf dem Koiitinent aber weit unmâssiger geübt als 
in England. Unbedenklich mag es von don Ausschüssen und 

^ Sismondi, Études sur les const. des peuples libres I, 145: „Jeder 
Tumult, jede Gewaltsanikeit der Sprache, jede Reizung zum Zorne uud 
zu den I.eideiischaften des liasses sind niclit bloss Beleidigungen der 
nationaleu Würde, sic sind aiicli Angrilïe auf die Freiheit, auf jene 
Souveriinitat der nationalen Vernunft, wclclie das schbnste Vorzugsreclit 
der freien Volker ist. In Frankrûcli liaben die Stürme der Volksleiden- 
schaften den Geist der Représentation getôtet und kaum dessen Form 
stelien lassen. Wie kann die bffentliclie Achtung vor einer Kammer be- 
stehen, die immor ungeduldig, iinmer leidenschaftlicli aufgeregt erscheint, 
wenn sie uicht aufmerksam ist? Kann die Nation sich vorstellen, dass 
diese Versammlung ihre Einsichten wiederstrahlt und ihren Geist zu- 
saramenfasst? — Das Schicksal der Freiheit, der endliche Sieg der Sache 
der Menscliheit ist gefahrdet durch diese verderbliche Manier, welche in 
neuerer Zeit sich liber aile repràsentativen Riite verbreitet, durch diese 
Beifallsbezeigungen, welche denen zu teil werdeii, die sich in dem Aus- 
driicke der Leidenschaft oder in dem Talente beisseiiden Spottes aus- 
zcichnen, durch diese Sucht zu glânzen, welche den Ton der Wahrheit 
und die Gedanken der Weisheit fur einen Triumph der Tribüne hergibt. 
Und doch ist es nur der Triumph eines Tages, dem bald die Missbilligung 
folgt, welche der ganze Kërper auf sich zieht, und der Misskredit sclbst 
der Institutionen der Freiheit. Es ist Zeit aiich für England, auf seine 
altcn parlamentarischen Gewohnheiten und auf sein altes Gefühl für 
Schicklichkeit zurückzugehen, und es ist Zeit für aile anderen frpien 
Staaten, von England zu lernen, dass die reprasentativen Formen ihren 
Nutzen verlieren und in Verachlung fallen, wenn sie nicht durch die 
Würde, durch die Urbanitat und die Leidenschaftslosigkeit der Verhand- 
lung gehoben werden.“ Feine Bemerkungen „über dieTaktik der ge- 
setzgebenden Versammlungen“ liât Bentham unter diesem Titel heraus- 
gegeben und neuestens R. v. Mohl über den deutschen Reichstag [in 
der Zeitschrift f. Staatswissenschaft 1875, S.’ 39 — 113]. 
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in den Ausschüssen in weitem Umfange geübt werdcn. Für 
die Hauptberatung der Versammlung aber gibt es der Gründe 
genug, um àhnlich wie die Motionen so auch die Verbesserungs- 
antràge der Mitglieder innerhalb gewisser Schranken zu weisen, 
welche die Versammlung vor üeberraschung schützen und vor 
Missgriffen bewahren sollen, und dafûr sorgen, dass nicht die 
Harmonie und die Absicht des Gesetzes Schaden leiden. 

c) Die Notwendigkeit wicder boiter Beratung, bevor 
es zur endlichen Abstimmung kommt, sichert die Keife der 
Meinungs- und Willcnserzeugung. In Engl and wird drei- 
malige Lesung des Gesetzesentwurfs erfordert, je nach 
Zwisclienràumcn. Die erste Lesung bedeutet nur, das Ilaus 
bekannt machen mit der Vorlage und es auffordern, dieselbe 
in Beratung zu nehmen. Sie wird nur versagt, wenn das 
Haus von Anfang an entschlosscn ist, die Frage nicht zu 
erôrtern oder das Trincip de^ Vorsclilags zu vcrwerfeii. 
Wiclitiger ist die zweite Lesung. Dièse wird schon üfters 
verweigert. Wird sie bewilligt, so ist das rcgclmassig die 
Einleitung zu einer allgemeinen Komitee-Beratung, welche das 
Detail feststellt. Erst wenn die ganze Arbeit reif ist, kommt 
es zu der dritten entscheidenden Lesung, bei welcher nur 
noch Bedaktionsverbesserungen zulassig sind.'-^ 

Auf dem Kontinente ist die einmalige Lesung meistens 
als Regel anerkannt. Da indessen gewohnlich auch da Aus- 
schussberatungen der Hauptverhandlung vorangehen und der 
Entwurf schon früher eingebracht war, so ersetzt dièse ein- 
malige Lesung die englischen zweite und dritte. Nur aus- 
nahmsweise, z. B. für Verfassungsgesetze, schreiben einzelne 
Veïfassungen, z. B. die preussische, eine wiederholte 
Abstimmung vor, seltener, wie z. B. in Zürich, für aile Ge- 
setze. Die Geschàftsordnung des deutschen Reichstags hat 

^ Opi>eiiheim, Artikel Parlam. Geschât’tsordiuing im deutschen 
Staatswôrterbuch , VII, 700 ff. „Parlaraentarische Studien“ in den 
Pre ussischeii JahrbücliTîrn 1859, S. 153 tï. 
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(lie mehrmalige Beratung als Regel eingeführt. Die erste 
Lesung bedeutet Kenntnisnahme und Beleuchtung der Vor- 
schlage, die zweite bedeutet die Hauptberatung, die dritte 
die revidierte Schlussberatung. 

d) Eigentümlich war die Méthode der Athener, zur Ver- 
fechtung des ait en Gesetzes gegenüber von neuen Entwürfcii 
besondere Anwâlte von Staats wegen zu bestellen. In einem 
Zeitalter der Neuerung wie das unserige wâre solche Vorsicht 
kaum überflüssig und wtirde zu gründlichcr Betrachtung und 
Vergleiclîung der hergebrachten Ordnung mit der neuen 
manclierlei oft übersehenen Stoff herbeischaffen. 

3. Ueber die Annahme des Gesetzes wird durch die 
Abstimmung entscliiedcn. Auch sie soll cine freie sein. 
Was (lie Mehrheit nacli gepflogener Beratung beschliesst, das 
gilt als Meinung und Wille der ganzen Kammer. Die Ab- 
stimmung kann üffentlich geschehen durch Handaufheben oder 
Aufstehen oder durch Sécession. Jenes macht weniger Ge- 
râusch und befordert die Freiheit, indem es ihr nicht, wie die 
Notigung zum Aufstehen, die Bequemlichkeit des Sitzenbleibens 
als Schwergewicht anhangt. Selteiier und nur aus besonderen 
Gründen ist eine geheime Abstimmung durch Kugeln oder 
Stimmtafelchen anw’'endbar. Die Stellvertreter des Volkes dürfen 
das Licht nicht scheuen und sollen vor seinem Angesichte ihre 
üeberzeugung kundgeben. Eine Abstimmung aber mit Namens- 
aufruf rechtfertigt sich nur in besonders wichtigen Fallen. 
Haufig angewendet dient sie der Verschleppung, der Intrigue 
und dem Parteispiele. 

Was die Abstimmung durch die Kammern, ist die Sanktioii 
(les Ilauptes. Sie erst erteilt dem zur Bill gewordenen V/)r- 
schlag Gesetzeskraft. 

4. Durch die Sanktion des Gesetzes ist der eigentliche 
Akt der Gesetzgebung vollendet. Die Verkündigung, Pro- 
mulgation, Publikation der Gesetze aber wird regelmàssig 
als ein Akt der Regierung behandelt, indem durch dieselbe 
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das Volk mit dem Inhalte des Gcsetzes in offizieller Form 
bekannt gemacht und dessen Beachtung gesichert wird. Die 
Gültigkeit des Gesetzes tritt mit der Sanktion ein und die 
Verkündigung ist eine notwendige Folgc, nicht der Grund 
jener. Die Rechtsverbindlichkeit des Gesetzes aber fur 
die Staatsangehôrigen wird in manchen Staaten erst von der 
ôffentliclien [amtlichen] Verkündigung an gerechnet,^^ die nun 
meistens durch [besondere Gesetzesblatter] vollzogen wird. 


Dreizehntes Kapitel. 

Grenzen der Gültigkeit der Gesetze. 

Die Macht des Gesetzgebers ist die hôchste im Staate, 
wenn auch nicht eine absolute;* ihn in der Ausübung derselben 
durch staatliche Anordnungen zu beschranken, ist daher schwer. 
Die Hauptgewâhr dafür, dass der Gesetzgeber kcin ünrecht 
begehe, liegt in der Organisation der gesetzgebenden Gewalt. 
Wenn trotzdem der Gesetzgeber die moralischen Bestimmungen 
und Schranken, welche die grossen Zwecke des Staatcs, Ge- 
rechtigkeit und allgemeine Wohlfahrt, ihm setzen, nicht be- 
achtet, so wird es nicht leicht gelingen, ihn durch ausserlichc 
Bechtsmittel auf der richtigen Bahn zu erhalten. 

10 Es gilt das aucli in den scliweizerischen Republikeri, wo 
der Regicrung niclit einmal ein Veto, noch weniger die Sanktion ziistelit. 
In Frankreicli: „Le président de la République promulgue les lois au 
nom du peuple français. “ Verf. von 1848, Art. 56—59. [Gesetz vom 
25. Febr. 1875, Art. 3.] 

G Code Civil Napoléon, Art. 1. Oesterrcich. Bürgerl. Gesetzbucb, 
§. 2. [Preussen Verfassung, Art. 45, 106. Reiclis vcrfassung, 
Art. 2.J Die Englânder nelimen an, durch die Erklarung der koniglichen 
Sanktion im Parlament werde das Gesetz für jedermann verbindlich, 
denn was im Parlament offentlicli gescliehe, sei jedermann bekannt. 
Blackstone I, 2, 6. Ebenso die Nordamerikaner. R. v. Mohl, Staats- 
recht, Volker und Politik II, S. 602. 

1 Siehe oben Kap. 7. 
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Einige Rücksichten der Rechtsordnung dienen indessen 
auch als Schranken der gesetzgeberischen Willkür. 

1. Die formelle Prüfung, ob wirklich ein auf ver- 
fassungsmâssigem Wege entstandenes Gesetz vorhanden sei, 
steht auch den übrigen Staatsgewalten, wenn sie das Ge- 
setz anwenden oder beachten sollen, unbedenklich zu. Würden 
in der konstitutionellen Monarchie die beiden Kammern ein 
Gesetz verkünden lassen, das der Kônig nicht sanktioniert hat, 
so würden die Regierung und die Gerichte mit Redit dessen 
Anerkennung verweigern, und würde der Kônig ein Gesetz 
proklamieren, das nicht die Zustimmung der Kammern erlangt 
hat, wo diese unentbehrlich ist, so würde auch einem solchen 
angeblichen Gesetze der Gehorsam versagt werden dürfen.'^ 

Die Prüfung der übrigen Staatsgewalten erstreckt sich aber 

Puchia, Pandckten, §. 15. Beseler, deutsclies Privatrecht I, 
§. 19. Die Frage ist neuerdings in Deutschland strcitig geworden. Vgl. 
Seuffert, Archiv für Entscheidungen der obersten Gericlitshôfe IV, 
Nr. 250, und Vol lcr t in Zeitschrift für Staatswissenschaft X, S. 586 ff. 
Bei Erortcriiiig der Frage stellt man sich oft einseitig auf den Stand- 
punkt des G e ri dit s, vor dem über die formelle Gültigkeit und An- 
wendbarkcit cines Gesetzes auf eine bestimmtc Prozesssache gestritteii 
wird. Das Gericht prüft hier die Frage, ob eine Gesetzesautoritat da 
sei, wie es prüft, ob die Autoritât des Gewohnheitsrechtcs oder der 
Jurisprudenz zur Anwcndung komine. Die Frage ist aber für die Ver- 
waltung auch zu erwagen, demi auch sie hat in ihrcm Bereich jene 
Autoritaieii zu beachten und darüber vorerst zu erkcnnen. Ueberdem darf 
man nicht übersehen, dass im letzten Grunde die Frage eine staats- 
rechtliche und dahcr die hôchste staatsrechtliche Autoritât des gesetz- 
gebenden Kbrpers für die zukünftige Anerkennung oder Nichtanerkennung 
früherer zweifelhafter Gesetze massgebend ist. [Die Litteratur über diese 
Frage ist eine ausserordentlich umfangreiche. Dieselbe ist, wenn auch 
nicht vollstâiidig, angegeben bei G. Meyer, Lehrbuch des deutschen 
Staatsrechts, S. 441, imdSchulze, Lehrbuch des deutschen Staatsrechts, 
8. 562. Wâhrend die in der Litteratur und in der Praxis der Gerichte 
herrschende Ansicht sich für das Prüfungsrecht der Gerichte ausspricht, 
wird dasselbe neuerdings wieder von Laband, Staatsreclit II, 43 ff., 
bestritten. In Preussen sind nach der Verfassung, Art. 106, Gesetze 
verbindlich, wenn aie in der vom Gesetze vorgeschriebenen Form be- 
kannt worden sind.] 
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nicht auf die Art der Zusammensetzung einer Kammer, noch 
auf ihre Beschlussfâhigkeit im einzelnen Fall. Der Entscheicl 
Z. B. über die Gûltigkeit einzelner Walilen von Abgeordneten, 
über Erfordernis einer bestimmten Zabi von anwesenden Mit- 
gliedern u. s. f. ist ganz der Kammer sclbst anvertraut und 
ihr Verfahren unterliegt nicht der Kontrolle der Verwaltungs- 
oder Gerichtsbehorden. 

2. Grossere Bedenken bat die Nichtanerkennung cines 
Gesetzes, weil der Inhalt desselben verfassungswidrig sei. 

Es versteht sich, dass der gesetzgebende Korper 
selbst, auch wenn er einc Verletzung der Verfassiiiig oder 
sonst ein Unrecht begangen bat, nicht innerhalb des Staates^ 
dessen Gesamtheit er reprasentiert, zur Vcrantwortung und 
Strafe gezogen noch überhaupt verklagt werden kann. Selbst 
in denjenigeu Staaten, in welcben das Staatsoberhaupt verant- 
wortlich ist für seine Hegierung^ bat man doch nie an die 
Moglichkcit gedacht, auch den gesetzgebenden Korper für 
verantwortlicb zu erklaren. Aile anderen Bchorden und Be- 
amtungcn im Staate sind nur einzelnc Organe in dem Staats- 
korper. Er allein stellt als Gesetzgeber den ganzen Korper 
selbst dar. Wie konnte daher der Teil zu Gericht sitzen über 
das Ganze, das Glied über den Korper?*^ 

In den meisten neueren Staaten wird aber auch kein Rcchts- 
mittel verstattct gegen die Gûltigkeit und Anwendbarkeit 
eines Gesetzes aus dem Grunde, dass sein Inhalt im 
Widerspruch mit der Verfass^ung stehe. Die Autoritât 


3 Es gilt das auch in den republikanischen Staaten nicht minder als 
in den monarchisclicn. Story, Comm. III, St. 38. Die Lnzerner Ge- 
richte des Jahres 1850 haben diesem Princip entgegen die Verurteilimg 
der Mitglieder eines gewaltsam aulgelosteii Grossen Kates wegen eines 
von diesem gutgeheissenen Staatsvertrags ausgesprochen, ungeachtet sie 
vorher durcli die Rcchtsgutachten der Jnristenfakultâteii von München 
und Zürich über die Redits widrigkeit eines solchen Verfahrens unter- 
richtet worden waren, und obwohl gerade die Luzerner Gesetzgebung 
mit vorzüglicher Klarheit die ünzuliissigkeit desselben ausspricht. 
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(les gesetzgebenden Korpers gilt, so weit seine Funktionen 
reichen, als die hücliste und als eine unbestreitbare. Die 
Gerichte sind daher nicht ermâchtigt, den Inhalt eines Ge- 
setzes anzugreifen und durch ihre Autoritàt für ungültig zu 
erklaren. Ungeachtet sie sich niir über die Anwendung im 
einzelnen Falle aussprecben, nicht über das Princip in seiner 
Allgemeinheit, so sind sie doch auch in den ihnen zur Be- 
iirteilung vorgelegten einzelnen Fallen gehalten, sich der 
hôheren Autoritàt des Gesetzgebers untcrzuordnen.^ 

Diesen letzteren Grundsàtzen, welche sowohl in England 
als auf dem europâischen Kontinente allgemein gelten und 
in der Harmonie und Einheit des Staatsorganismus und seiner 
Thâtigkeit ihre tiefere Begründung suchen, liât das nord- 
amerikaiiisclie Staatsecht ein anderes System entgegen- 
gesetzt. Nach demselben nâmlich sind die Gerichte befugt 
und verpfiichtet, einem Gesetze, welches nach ihrer Ueber- 
zeugung der Verfassung widerspricht, als einem ungültigen 
die Anerkcnnung zu versagen und die Vollziehung desselben 
zu hemmen.5 Die amerikanischen Staatsmànner schen darin 
,,den Kuhm ihrer Verfassung, dass es sogar für die Versehen 
(1er Legislatur selbst ein Heilmittel gcbe“.‘’ Der ^Federalist^^ 
führt dafür folgende Hauptgründe an: „Die Gcwalt des Volkes 
steht über der gesetzgebenden und der richterlichen Gcwalt, 
und die Konstitution muss dem Statute, die Absicht des Volkes 
der Absicht seines Agenten vorgezogen werden. Wo daher 
der Wille der Legislatur, den sie in ihren Statuten erklârt, 
dem von dem Volk in der Konstitution erklàrten entgegen- 
steht, da müssen die Richter sich mebr durch den letzteren 
als durch den ersteren leiten lassen. Sie müssen ihre Ent- 

4 Vgl. oben Bd. I, S. 592. 

5 Bundesverfassnng III, 2: „Die richterliche Gewalt erstreckt sich 
über aile Falle des Gesetzes und der Billigkeit (in law and equity), die 
sich gegen diese Verfassung, die Gesetze der Vereinigten Staaten 
und gegen Staatsvertrâge ereignen." 

fi Worte des Prasidenten Boudinot. 
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scheidungen cher nach den Grundgesetzen als nach jenen 
regeln, welche nicht fundamental sind. Wie die Gerichte bei 
der Bestimmung zwischen zwei sich widersprechenden Gesetzen 
dem spater erlasseneii den Vorzug geben, so geben sie hier 
bei der Bestimmung zwischen zwei sich widersprechenden 
Akten einer hoheren und einer untergeordneten Behorde, einer 
ursprünglichen und einer abgeleiteten Gewalt dem Ausspruche 
der hoheren Behorde den Vorzug. Man kann nicht erwidern, 
dass die Gerichtshôfe unter dem Vorwand eines Widerstreits 
ihre Willkür den konstitutionellen Absichten der Legislatur 
unterstellen mochten. Die Gerichte müssen den Sinn des Ge- 
setzes erklàren, und wenn sie geneigt sein würden, ihren 
Willen statt ihres Urteils geltend zu machen, so würde 
die Folge überhaupt auch in allen anderen Fallen der richter- 
lichen Thâtigkeit die Setzung ihrer Willkür an die Stelle des 
Willens des Gesetzgebers sein.^ Der oberste Gerichtshof selbst 
sprach sich darûber unter anderem so aus: „Jene, welche den 
Grundsatz bestreiten, dass die Konstitution in den Gerichts- 
hôfen als oberstes Gesetz betrachtet werden müsse, werden 
zu der Notwendigkeit geführt, zu behaupten, dass die Gerichts- 
hôfe ihre Augen über die Verfassung schliessen und bloss das 
Gesetz ansehen dürfen. Diese Lehre würde erklàren, dass 
ein Akt, welcher nach den Grundsâtzen und der Théorie 
unserer Begierungsweise vôllig ungültig ist, dennoch in der 
Praxis vollkommen verbindlich sei. Sie würde erklàren, dass 
wenn die Legislatur thun wird, w^s ausdrücklich verboten 
ist, ein solcher Akt, ungeachtet des ausdrücklichen Verbots, 
in der Wirklichkeit gûltig sei. Sie würde der Legislatur eine 
praktische und reelle Allmacht in dem nàmlichen Atemzug 
geben, welcher erklârt, sie in enge Grenzen einzuschrânken. 
Sie zieht Schranken und erklàrt zugleich, dass diese Schranken 
nach Willkür übertreten werden dürfen.“ 

Es làsst sich nicht verkennen, dass in diesem Raisonne- 
ment eine gewisse Wahrheit liegt, und dieser Versuch, die 
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moralischen und ideellen Schrankeii der Legislatur durch 
âusserliche Stützen zu befestigen, verdient immerhin die Be- 
achtung der Staatsmànner. Auch ist die Gefahr, dass die 
richteiiiche Gewalt ihrerseits die gesetzgeberische usurpieren 
môchte, in der That gering; denn sicher erfordert es jeder- 
zeit grossen und seltenen Mut der Richter, um im einzelnen 
Falle dem ausgesprochenen Willen der obersten Staatsmacht 
entgegenzutreten und das Recht der Verfassung gegen jene 
und gegen die Regierung zu schirmen. Würde es sich auch 
nur darum handeln, ein „Vers€hen“ des Gesetzgebers zu ver- 
bessern, würde die gerichtliche Erklârung der Verfassungs- 
widrigkeit eines Gesetzes keine andere Folge haben, als die, 
den Gesetzgeber zu nochmaliger Prüfung zu veranlassen, so 
kônnte man ohne grosse Bedenken jener amerikanischen Auf- 
fassung zustimmen. 

Wenn man aber in Ervsagung zieht, dass der Gesetzgeber 
in der Regel von der Verfassungsnlâssigkeit des Gesetzes über- 
zeugt ist und dieselbe will, und dass dennoch sehr leicht sich 
verschiedene Meinungen darüber bilden, so dass, wenn sein 
Ausspruch Gegenstand des Streites werden kann, das Gericht 
vielleicht eine andere Ansicht darüber hat, als der Gesetz- 
geber; wenn man bedenkt, dass in diesem Falle doch die 
hôhere Autoritât des Gesetzgebers zwar nicht im Princip, aber 
im Erfolg der niedriger gestellten der Gerichte weichen und 
derReprâsentant des gesammten Volkes im Konflikte mit einem 
einzelnen Organe des Staatskôrpers hinterdasselbe zurückstehen 
müsste; wenn man die Stôrung und den Zwiespalt, welche 
auf solche Weise in den einheitlichen Gang des Staatslebens 
gebracht wird, überlegt und sich erinnert, dass die Gerichte 
ihrer jetzigen BeschafFenheit nach vorzugsweise zur Erkennt- 
nis privatrechtlicher Normen und Rechtsverhâltnisse berufen 
und vorzugsweise geneigt sind, auf formell logische Momente 
den Nachdruck zu legen, wâhrend es sich hier gerade hàufig 
um die wichtigsten staatsrechtlichen Interessen und die ail- 
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gemeine Wolilfahrt handelt, die zu erkennen und zu fôrdern 
Aufgabe des Gesetzgebers ist: so wird man dennoch dem 
europiiischen System den Vorzug geben, obwohl dasselbe nicht 
vor allen Uebeln schützt und an der Unvollkommenheit der 
ménschlichen Zustànde auch seinen Anteil hat. Auch gegen 
ungerechte Urteile der obersten Gerichtc gibt es in der Regel 
keine àusseren Hilfsmittel. Der gesetzgebende Korper aber 
trâgt in seiner Bildung die wichtigsten Garantien, dass er 
nicht seine Befugnisse in verfassungswidrigem Geiste ausübe. 

‘ Die iiordarnerikanische Ansiclit hat auch in Europa zwei bedeii- 
tende Vertreter gefunden, in dem Belgier Verhaegen, des lois consti- 
tutionelles, Bruxelles 1850, und in unserem Robert v. Mohl, Staats- 
recht, Volkerrecht und Politik I, S. 66 ff., und in dem deutschcn Staats- 
worterbuch, Art. Gesetz. Auch er unterscheidet Verfassung, Gesetz und 
Verordnung, so dass den Gerichten zustehe, die Verfassungsmâssigkeit 
der Gesetze sowohl in Form als in Inhalt, wie die Gesetzmassigkeit der 
Verordnung zu priUen. Das praktisch wichtigsie Motiv, welclies mieh 
einstweilen noch bestimmt, die eurojjâische Praxis vorzuzielien, hat übri- 
gens Mohl missverstanden. Nicht weil ich ein blindes Vertraueii habe, 
dass die Kaminerri allezeit von einem lebendigen Gel’ühl ihrer Ptlichten 
gegen die Verfassung gekdtct werdeii und deshalb keine materielle 
Vertassungswidrigkeit begelien werden, habe ich diese Meiniing vertei- 
digt5 sondern weil ich unseren last nur civilistiscli und kriminalistisch 
gebildeteii und an blosse formell logische. Operationen gewohnten 
Gerichten weniger ein richtiges Urteil über die Verfassungsmâssigkeit 
eines Gesetzes zutraue als den grossen reprasentativen Kbrpern, d. h. weil 
die politise h en Garantien für den verfassungs- und rechtmassigen 
Inhalt der Gesetze grosser sind in dem Parlament als in einem gewohn- 
liehen Gerichtshof. Die Falle, w^o das Staatshaupt mit Znstimmung der 
Kammern eine offenbar verfassungswidrige Bestimmung in ein Gesetz 
aufnimmt, sind gewiss àiisserst selten. Aber die Falle, in deneii gesetz- 
liche Bestimmuiigen einen allgerneinen Grundaalz der Verfassung im 
einzelnen beschrânkcn und in der Anwendung modifizieren , sind sehr 
haufig, nnd da kann immer und leicht gestritten werden, ob der Inhalt 
des <]lesetzes verfassungsmàssig oder verlassungswidrig sei. Die bloss 
logische Sehlussfolgerung ans einem abstrakteii Verfassungssatz wird da 
Jeiclit zu dem verneinenden Resultate der Verfassungswidrigkcit führen, 
wahrend die politisclie Erwagung aller Verhàltnisse, die neben und 
ausser dem Wortlaute des Verfassungsparagraphen wirkeii, den Gesetz- 
geber von der Rechtmâssigkeit seiner Anordniing überzeugt. Würdc es 
geliiigen, einen staats wissenschaftlich diircligebildeten Staats- 
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InFrankreicli liatte Napoléon III. durch seine Verfassung 
vom 14. Januar 1852 eine neue Form der Garantie gegen 
einen verfassungs- und rechtswidrigen Inhalt der Gesetze ein- 
geführt, indem er dem Senate die Pflicht einschârfte und 
das Recht gab, Einsprache zu machcn gegen Gesetze mit 
solchem Inhalt. Da aber diese Prüfung vor, niclit nach der 
Promulgation der Gesetze geübt ward, so wirkte diese Form 
doch nicht stârker, als die in dem Zweikammersystem eben- 
falls gegebene, der nôtigen Zustimmung beider Hauser. 

3. Aehnlich verlialt es sich mit der Beachtung der 
natürlichen Re chtsordnung ûberhaupt. Sie ist die Pflicht 
des Gesetzgebers, demi das Gesetz ist seinem Wesen nach der 
Ausdruck und die Offenbarung des natürlichen Redites und 
nicht ein willkürliches Produki. Aber wenn er dicser Pflicht 
nicht eingedenk oder über ihre Ausdehnung und Amvendung 
im Irrtum ein Gesetz crlâsSt, welches mit der natürlichen 
Rechtsordnung im Widerspruche steht, so gibt es auch hier 
kein legales Staatsmittel, um diesen Fchler zu verbessern, als 
die Befugnis des Gesetzgebers selbst, durch Révision des Ge- 
setzes die Harmonie herzustellen. Den Gerichten darf wieder 
das Recht nicht zugestanden werden, die hohere Autoritat 
des Gesetzgebers durch ihre eigene unwirksam zu machen. 
Auch das ungerechte Gesetz ist, Solange es in üusserer 
Kraft besteht, von den untergeordneten Organen des Staates 
als ein gültiges zu handhaben. 

4. Ebenso ist es eine Verpflichtung des Gesetzgebers, 

geri chtsliof oder Sénat herzustellen, dem mit politischem Vertraiien 
eine négative Kontrolle auch des Gesetzgebungskorpers anvertraut w'crden 
konnte, so würde mcin Ilauptbedenken beschwichtigt sein, Der Grund- 
gedanke des franzbsischen Sénats entsprach dieser Forderung, aber seine 
Ausführung gewahrte nicht die nbtige Sicherheit lur eine selbstandige 
Kontrolle der verlassungsmàssigen Redite und Freiheiten. Die nord- 
amerikanische Praxis selber bat übrigens bei den Rekonstruktionsgesetzen 
von 1866/67 gezeigt, dass auch in Amerika die Autoritat der Gerichte 
im Kampte mit der des Kongresses wcichcn muss. 
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die wohlerworbenen Rechte dritter (jura quacsita) zu 
achten und nicht zu krânken. 

Der BegrifF der wohlerworbenen Rechte setzt voraus, dass 
dieselben bestimmten Personen, sei es einzelnen Menschen 
Oder Genossenschaften und juristischen Personen, zu eigenem 
und selbstândigem Rechte zustehen. In diese Rechts- 
sphâre des Individuums darf der Gesetzgeber regelmàssig nicht 
eingreifen. Indessen muss hier unterschieden werden: 

a) Erworbene rein politische Rechte. Diese komnien 
zwar auch bestimmten Personen zu, z. B. Hoheitsrechte den 
Fürsten, Thronfolgerechte ihren Agnaten, Gerichtsbarkeit den 
Gutsherren, Pairsrechte den Lords, Amtsrechte den Beamten; 
aber sie kommen denselben nicht für sie allein, sondern 
als staatliche Rechte in Zusammenhang mit dem ganzen Staat 
voraus für diesen zu. Ihre ganze Existenz ist von der Staats- 
existenz abhângig. Ausserhalb des Staates haben sie keinen 
Sinn und keine Geltung, im Widerspruch mit dem Dasein und 
der Gesundheit des Staates keine innere Berechtigung. Es 
ândert nichts an diesem Grundverhàltniss, dass solclie Rechte 
zuweilen àhnlich wie Privatrechte erkauft worden sind. Im 
Mittelalter ist das haufig geschehen; aber im Mittelalter waren 
Privât- und ôffentliches Recht vielfâltig auch sonst vermischt. 
In unserer Zeit müssen wir scharfer trennen und konnen dem 
offentlichen Rechte, auch wo es früher auf Privatwegen er- 
worben worden ist, darum do ch nicht mehr einen privatrecht- 
lichen Charakter zugestehen. Daher^'hat aber hier der gesetz- 
gebende Korper die Macht, auch solche Rechte aus Gründen 
der natürlichen Staatsordnung und in verfassungsmassiger Form, 
sei es aufzuheben, sei es abzuandern: und wenn er auch 
hier Entschâdigungen eintreten lâsst, so môgen ihn dazu 
Gründe der Klugheit und billiger Schonung bestimmen, eine 
Verpflichtung dazu aber lastet nicht auf ihm.^ 

^ Für Deutschland ist in dieser Beziehung der Reichsdepiitations- 
hanptschluss vom 25. Februar 1803 von Intéressé. Robert Peel, Rede 
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b) Nur wo mit offentlichen Rechten derart Vorteile 
und Genüsse verbunden sind, welche wesentlich dem Indi- 
vidium als solchem zu gute kommen, z. B. ein mit der 
Würde verbundener Rang in der bürgerlichen Gesellschaft, 
Ansprûche der Prinzen auf Apanagen, der Bürger einer Stadt 
auf Benutzung von Kunst- und Wohlthâtigkeitsanstalten, das 
Recht einzelner Familien auf die Ausbeutung von* Régalien, 
Z. B. der Posten, wo somit das ôffentliche Recht einen erheb- 
lichen Beisatz von individu ellem und insofern im letzten Grunde 
von Privatrecht in sich hat, das erworbene Recht ein solches 
in engerem Sinne geworden ist, da wird, so weit dieser 
Beisatz reicht, die Befugnis des Gesetzgebers beschrânkt durch 
die Pflicht desselben, diese individuelle Seite unverletzt zu 
erhalten, oder wenn im Konflikte mit der offentlichen Wohl- 
fahrt eine Verânderung und Aufhebung unvermeidlich wird, 
die zu Verlust kommende Person darfür zu entschâdigcn.® 

c) Am wichtigsten ist dieser Begriff auf dem Gebiete des 
Privât recht s. Die Privatrechte gehoren ihrer Natur nacb 

voiii 5. Mai 1829: „Ich gebe die voile Kraft des Einwandes zu, welclier 
gegen den Tcil der vorgesclilagenen Massregcl gelteiid gemacht wird, 
gegen den Teil, durch welchea den Freisassen das bestehende Redit der 
Abstiramung eiitzogen wird. Es ist ohne Zweifel ein rechtsgültig ver- 
liehenes Recht, aber es ist ein Recht, welches seinem Charaktcr nach 
von den Eigentiimsrechteri und von aiidercn Privatrechten verschiedon 
ist. Es ist ein offentliches Recht, das lur ôffentliche Zwecke gegeben 
ist, das man ohne Zweifel mit grosscr Vorsicht und Rückhaltung ver- 
tindern miiss, das wir aber verândern dürfen, wenn das offentliclic Intér- 
essé offenbare Opter vcrlangt." Viel zu enge ist in dieser wie in 
anderen Beziehungen die Auffassiing von Radowitz in den Gesprâchen 
über Kirche und Staat, S. 243: „Das Gesetz hat urspriinglicli nur den 
Beruf, die Lücken des Gewohnheitsrechtes zu erganzen, die Widersprüche 
zu Ibsen, das Ganze übersichtiieh zusammenzufassen. Geht ein Gesetz 
über diese Aufgabe hinaus, àndert und verletzt es wohlerworbene Rechte, 
so ist es ein ungerechtes, gleichviel, von wem es aiisgegangen.“ 

« Vgl. auch Stahl, Staatslehre 11, S. 475 ff. Für das mittelalterliche 
Recht sind die meisten offentlichen Rechte als solche erworbene im engeren 
Sinne zu betrachten. In dem raodernen Staate dagegen ist das Gebiet 
derselben sehr beschrânkt worden. 
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den Privatpersonen an und nicht dem Staate, den Individuen 
und nicht dem Volk. Der Gesetzgeber, welcher das Volk dar- 
stellt, würde demnacli in ein ihm fremdes Gebiet übergreifen 
und fremde Rechte verletzen, wollte er den Privatcn ihre er- 
worbenen Rechte entziehen oder beeintrâchtigen, Rechte, die 
zu schützen gerade eine Hauptaufgabe des Staates ist. Aller- 
dings insoweit der einzelne mit seiner Rechtssphare sich 
der Gesamtheit unterordnen muss, so dass diese bestehen 
und ihre Aufgabe erfüllen kann, so weit ist der Gesetzgeber 
berechtigt, auch die bestehenden Privatrechte zu beschrànken, 
Z. B. durch ein Baugcsetz im Intéressé der offentlichen Sicher- 
heit und des offentlichen Anstandes die Baufreiheit zu be- 
schrânken, durch ein Gesetz die Nachbarverhâltnisse zu regu- 
licren oder Gewcrbebeschrankungen aufzulegen. Aber je mehr 
eine Privatberechtigung den Charakter der Selbstandigkeit 
und Besonderheit an sich trâgt, desto weniger darf der 
Staat in dieselbe eingreifen, und wenn er durch die hoheren 
Interessen der allgemeinen Wohlfahrt dazu genotigt wird, so 
muss sich der Gesetzgeber stets daran erinnern, dass das 
Sonderrecht des Individuums wohl dem Rechte des gesamten 
Staates im Konflikte weichen muss, aber nur gegen voile Ent- 
schàdigung des Individuums durch den Staat, der jenes Opfer 
fordert.^® 

Das Recht der Privatpersonen auf Entschiidigung, in- 
sofern sie genotigt werden, iÿ^re erworbenen Rechte abzu- 
treten oder aus Rücksichten der offentlichen Wohlfahrt auf- 
zugeben, versteht sich zunachst von selbst. Es gründet sich 
nicht erst auf die Bestimmung und Normierung, es ist nicht 
das. Produkt des Gesetzes. Daher kônnen die Privatpersonen 

10 Vgl. preiissisches Laiid recht, Einleitung, §.70: „Privilegia, 
auch solche, die durch eiiien lâstigen Verirag erworhen worden, kann 
der Staat, jedoch nur aus überwiegenden Gründen des gemeinen Wohls 
und nur gegen hinlangliche Entschàdigung des Privilegiertcn , wieder 
aufheben." §. 71: „Die Entschàdigung selbst kann nicht anders als 
durch Vertrag oder rechtliches Erkemitnis festgesetzt werdcn.“ 
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auch in solchen Fâllen den Schutz der Gerichte für dieses 
wie für ihr anderes Privatrecht anrufen. Nur wenn das Ge- 
setz die Entschàdigung ausdrûcklich versagt oder ungenügend 
bestiramt, dann freilich wird der Richter auch in solchen 
Fâllen dem ungerechten Gesetze nicht widerstehen dûrfen.^i 

Die überwiegende Macht des Staates in ausserordentlichen 
Kollisionsfâllen zwischen der ôffentlichen Wohlfahrt und dem 
individuellen Recht durchzugreifen und dieses zu beugen, 
wird die „potestas eminens“, die gesetzgeberische Aus- 
nahmsgewalt des Staates genannt. Fin gewissenhafter Ge- 
brauch derselben in ernster und dringender Gefahr des Staates 
kann zu dessen Rettung unentbehrlich sein, eine leichtsinnige 
und willkürliche Anwendung aber ist ein moralisches Ver- 
derben des Staates selbst. 

5. Wenn sich das bestehende Recht auf einen Staats- 
vertrag mit anderen Staaten gründet, so ist dasselbe 
gegen eine Verletzung von seiten der Landesgesetzgebung 
unter den Schutz des Vôlkerrechtes gestellt und wird 
durch dieses die Macht des Gesetzgebers beschrânkt. Der so 
berechtigte ünterthan darf zwar in einem solchen Falle, ohne 

Il Eine Reihe neuerer Schriftsteller gestatten die Entscliàdigungs- 
klage niir, wenn die Aiifhebung des Privatrechtes durch cinen Regie- 
rungsakt, nicht auch wenn sie durch einen legislativen Akt geschehen 
ist, ausser wenn das Gesetz selbst die Entschàdigung vorschreibe, z. B. 
Stahl, Staatslehre II, S. 469. Zbpfl, Staatsrccht, §. 196. Beseler, 
deutsches Privatrecht I, S. 72. Vcrfassung von Han no ver von 1833, 
§. 37: „Ist die Verletzung (wolilerworbener Redite) durch einen Staats- 
vertrag oder durch ein verfassungsmassig erlassenes Gesetz bewirkt, 
so kann dieselbe nicht zum Gegenstand eines Rechtsanspriiches gegen 
den Staat oder gegen Verwaltungsbehorden geniacht werden.“ V^l. 
Klüber, offentl. Recht d. D. Bundes, §. 551 und 552. Fasst man den 
ganzen Satz, wie es im Texte geschehen ist, so ist nicht abzusehen, wie 
dadurch die natürliche ünterordnung des Richters unter den Gesetzgeber 
verkehrt, noch wie dem Gesetzgeber irgend Gewalt angethan würde. 
Vielmehr ist derselbe nur einfache Anerkennung des Privatrechtes, so* 
weit der Gesetzgeber demselben nicht ausdrûcklich den Staatsschutz 
entzogen hat. 

Bluntschli, allgemeines Staatsrccht. 


10 
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(lie Treue und die Unterthanenpflicht zu verletzen, den fremden 
Staat, der sein Recht garantiert, um vôlkerrechtliche Hilfe 
und Beistand anrufen; denn indem er das thut, beruft er sich 
auf ein Recht und macht von einem Rechtsmittel Gebrauch, 
welches der Staat, dem er angehôrt, selber durch den ein- 
gegangenen Staatsvertrag auf eine für ihn verbindliclie Weise 
anerkannt hat.^^ Aber vom Standpunkte der politischen Selb- 
stândigkeit des Vaterlandes aus bat die Anrufung einer fremden 
Hilfe trotzdem grosse Bedenken. 

Ein Vertrag dagegen zwischen einzelnen Gliedern des 
Staates vermag diesen Schutz nicht zu gewàhren. 

Das nordamerikanische Staatsrecht kennt auch in den 
Fàllen einen gerichtlichen Schutz gegen Rechtsverletzungen 
von seiten des Kongresses, in welchen Staatsvertrage, die von 
den Vereinigten Staaten eingegangen oder garantiert sind, zur 
Anwendung gelangen.^^ 

6. In zusammengesetzten Staaten lâsst sich eher 
daftir sorgen, dass die gesetzgebende Gewalt der Lânder- 
staaten auch durch die âussere Rechtsordnung in Schranken 
gehalten werde, indem die Bundes- oder Reichsverfassung 
hôhere Organe für Aufrechterhaltung des Rechts in dem 
ganzen Umfange des Bundes oder Reiches besitzt, welche 
insofern auch den obersten Gewalten der Landerstaaten über- 
geordnet sind. 

Eine derartigc Bedeutung batte das Reichskammer- 
gerich t in der Verfassung des spateren Deutschen Reiches. 
Der oberste Gerichtshof Nordamerikas hat hier eine aus- 
gedehnte Kompetenz. Aber merkwürdig ist es, dass die Nord- 
amerikaner, welche sonst die richterliche Gewalt selbst sehr 


Beispiele derart bieten die Rechte der Standesherren in 
Deutschland. [Zur Zeit des Deutschen Bundes. Die deutschen Staaten 
hatten sich in der Bundesakte von 1815, Art. 14 vertragsraassig ver- 
pflichtet, den Standesherren bestirnmte Rechte zu gewàhren.] 

13 Bundesverrassung rtl, 1. S tory III, St. 38, §. 229. 
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weit ausdehnen, sie in Fâllen hemmen, wo dieselbe tiberall 
sonst waltet und praktisch vôllig uneiitbehrlich ist, nàmlich 
wo Rechtsansprüche von Privaten, z. B. Glâubigern, gegen die 
Vereinigten Staaten selbst oder gegen Einzelstaaten gestellt, 
somit Staaten eingeklagt werden. Ihre Verfassung von 1787 
scheint freilich das Gegenteil zu bestimmen ; aber die Théorie 
mancher Staatsmânner, welche meinten, dass souverâne Staaten 
keiner Klage unterworfen werden dürfen (schon die Rômer 
haben den Staat, wenn er als Schuldner oder Glàubiger er- 
scheint, der Souverânetât entkleidet und als Fiskus den 
Privatpersonen gleichgestellt), und ein Amendement zu der 
Verfassung von 1795 führten diese durch keine wahren Rechts- 
gründe zu verteidigende Beschrânkung ein, welche die Staats- 
glâubiger lediglich auf den Rechtssinn ihres Schuldners ver- 
weist. In der Schwciz bat die Bundesversammlung 
das Recht, im Interesse der Bundesverfassung und der Bundes- 
gesetze wie zur Garantie der Kantonalverfassungen auch gegen 
gesetzgeberische Uebergriffe der Kantone einzuschreiten oder 
solche staatsrechtliche Fragen dem Bundesgerichte zur Beur- 
teilung zu überweisen. Die deutsche Reichsverfassung 
(Art. 76) bestimmt, dass ôffentlich-rechtliche Streitig- 
keiten unter den verbündeten Staaten von dem B un des- 
rate zu erledigen seien und dass Verfassungsstreitig- 
keiten innerhalb einesLanderstaates dergütlichen Ausgleichung 
des Bun desrates zugewiesen und, wenn diese misslingt, 
durch Reichsgesetz erledigt werden sollen. 

Die Ausbildung des Volkerrechts kônnte in der Zu- 
kunft auch hier Rechtshilfe schaffen und die allerdings fûhl- 
baren Màngel verbessern, welche der schrankenlosen Gewalt 
des gesetzgebenden Korpers auf dem Fusse folgen. 

7. Endlich ist noch der Satz zu erwàhnen, dass die 

W Story a. a. O., §. 235, 237. Schubert, Verfassiingsurkunden I, 
S. 321. 

15 Bundesverfassung, Art. 85, 112, 113 
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Gesetze keine rückwirkende Kraft haben, noch liaben 
dürfen. 

Dass aucb das Gesetz nicbt das Uninoglicbe môglicb und 
das Gescbebene nicbt ungcscbeben macbcn, und dass dasselbe 
somit nicbt in die Vergangenbeit zurückgreifen und diese 
umgestalten konne, bedarf keiner Erorterung. Wenn in der 
Kecbtsspracbe von einer rückwirkenden Kraft der Gesetze die 
Eede ist und diese nicbt zugelassen wird, so bat das den 
Sinn, dass Handlungen oder Kecbtsgcscbiifte , welcbe in eine 
frübere Zcit fallcn, aber spâter zur Beurteilung kommen, in 
der Regel nicbt nacb einem inzwiscben und nacb ibrer Voll- 
endung entstandenen Gesetze zu bemessen seien, und das 
spàtere Gesetz in der Regel aucb die bereits erworbenen 
Recbte nicbt andere. Hat aber das Gesetz einen bloss 
interpretativen, nicbt einen neuernden Cbarakter und 
sprecben keine Gründe fûr eine zeitlicbe Bescbrânkung dieser 
Interprétation auf die Zeit des Gesetzes selbst, so kann es 
unbedenklicb aucb zur Erklârung früberer Recbtsgescbâfte 
benutzt werden. 

Jener Satz entbalt demnacb zunacbst eine Regel der 
Gesetzesauslegung, welcbe allerdings sicb an eine natür- 
licbe Bescbrânkung der Gesetzgebung anscbliesst. Ausnabmen 
kommen vor, wenn entweder das Gesetz selbst aus der ibm 
angewiesenen Bahn beraustritt und bereits begründete Recbts- 
verbâltnisse ausdrücklicb abàndert, oder wenn durcb Anwen- 
dung des Gesetzes auf die Beurteilung früberer Handlungen 

c. 7. C. (Theodosius et Valentinianus) de Legibus: „Leges et con- 
^itutiones futuris certum est dare formam negotiis, non ad facta prae- 
terita revocari, nisi nominatim et de praeterito tempore et adhuc pen- 
dentibiis negotiis cautum sit.“ Code Civil, Art. 2: „La loi ne dispose 
que pour l’avenir; elle n’a point d’effet rétroactif.^ Oesterreich. 
Gesetzbuch, §. 5: „ Gesetze wirken nicht zurück; sie liaben daher auf 
vorangegangene Handlungen und auf vorher erworbene Redite keinen 
Einlluss." Preussisclies Landrecht, Einl., §. 14 ff. Bayerisclies 
Landrecht [Cod. Max. Bav.] I, 1. §. 8. 



Dreizehntes Kapitel. Grenzen der Gültigkeit der Qcsetze. 


149 


oder Rechtsgeschâftc keine wohlerworbenen Rechte gekrânkt, 
vielmehr die Anwendung zu Gunsten des Handelnden oder 
im Interesse des Rechtsgeschâftes aiisfàllt, z. B. bei Straf- 
gesetzen, welchc für einzelne Vcrbrechen mildere Strafen an- 
ordnen, oder bei Gcsetzen, welche einzelne früher für straf- 
bar erklârte Handlungen erlaubcn, oder bei solchen, welche 
geringerc Erfordernisse für die Gültigkeit gewisser Rechts- 
geschafte, z. B. leiclitere Formcn des Testaments, einführen. 
Hier hilft, wie die Romer das nennen, cine wohlwollende Aus- 
legung (benigna interpretatio) über die logische Strenge des 
Princips hinüber. 
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Das Staatshaupt 


Erstes Kapitel. 

Das Staatshau|>t. 

I. Entstehnngsfomen in der MonarcMe. 

Der Untcrschied der monarchisclien und der republikani- 
schen Staatsverfassung zeigt sich vornehmlich in dem Organe 
des Staatshaupts, weiches dort würdevoller, reicher und 
dauerhafter erscheint, als hier. 

Die Bildung des monarchischen Staatshaupts koinmt in 
verschiedenen geschichtlichen Formen vor: 

1. Die Wahl. Sie war die Regel des roinischen 
Staatsrechtes, im Mittelalter für die geistlichen Herrschaften, 
der Aebte, Bischofe und selbst des Papstes, in Ungarn, in 
Polen, in Venedig, dessen Doge ein lebenslànglicher Fürst 
war, im roinischen Kaiserreiche deutscher Nation. 

2. Das Erbrecht. Dieses ist zur regelmàssigen Form 
der neueren Monarchie geworden, wie es sich im spàteren 
Mittelalter in den dynastischen Familien der einzelnen euro- 
paischen Staaten allmàhlich fçster gestaltct hat. 

3. Aus Erbrecht und Kur gemischt war das System 
Karthagos und der àlteren germanischen Vôlker. ^ 


1 Vgl. oben Bd. I, Bimb VI, Kap. 8. 
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4. Die Einsetzung des Nachfolgers durch den Regen- 
ten kam in Rom in der Form einer staatsrechtlichen Adop- 
tion vor* und war aucli eine vorübergehende Institution 
Peters des Grossen in Russland. 

5. Fûr abliangige Staaten auch Bezeichnung und Ver- 
leihung durch den Oberherrn, wie unter den Karolingern 
und in den ersten Jahrhunderten des Deutschen Reiches für 
einzelne Vôlkerstâmmo, in unseren Zeiten noch durch Napo- 
léon und in dem tûrkischen Reiche. 

6. Zuweilen namentlich im Zusammenhang mit der Grün- 
dung und Anerkennung neuer Staaten ist auch durch Staats- 
vertrâge ein Oberhaupt neu bestellt worden. 

7. Eine nicht normale, aber in Zeiten der Révolution, des 
Krieges oder übcrhaupt grosser Krisen und Gefahren keines- 
wegs seltene Form ist die der Selbsterhebung,^ welche, 
wenn sie nicht zugleicli moralisch gerechtfertigt^ erscheint, 
als Usurpation bezeichnet wird, 

8. Einsetzung durch fremde Uebermacht. 

Ueber den Wert dieser verschiedenen Formen und vor- 
züglich über die Vorzügiichkeit der Erblichkeit vor der Wahl 


2 Kaiser Galba, als er den Piso zum Throntblger adoptierte: „Aii- 
gustus in domo successoreni quaesivit, ego in republica. Keque enim 
hic ut in ceteris geiitibus, quae regnantur, certa dominorum domus, et 
ceteri servi: sed imperaturus es hominibus, qui nec totam sendtutem 
pati possunt nec totam libertatem." Taciti Hist. 1, 15, 16. [Durch die 
Adoption ward nicht ein Kachtblger, sondern ein Mitregent des Kaisers 
eingcsctzt. Nach dem Tode des Kaisers bedurfte der Mitregent der Mit- 
wirkuug des Sénats und des Volkes, uin in den legitimen Besitz des 
Principats zu gelangeii. Vgl. Mommsen, romisches Staatsrecht II, 
104‘2 ff., 1062.] MachiavcUi zu Liv. I. bemerkt, die Nachkommen der 
romischen Kaiser seien der Mehrzahl nach schlecht, die Adoptiviiach- 
folger dagegen gut ausgelallen. 

3 Vgl. unten Kap. 7. 

4 Friedrich der Grosse im Antimach. 6: „Es scheint mir im all- 
gemeinen, dass ein Privatmanii nur unter der Voraussetzung ohne Ver- 
brechen zum Kbiiigtura aulsteigen kann, wenn er entweder in einem 
Lande mit Wahllursten geboren ist, oder wenn er sein Vaterland befreit.“ 
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oder umgekehrt dieser vor jener haben die Ansichten der 
Staatsmânner und die Meinungen der Volker vielfach gewechselt. 
Zu Gunsten der Wahl wird voraus geltend gemacht, dass nur 
sie, nicht aiich die Erblichkeit die Gewâhr gebe für die in- 
dividuelle Tüchtigkeit und Fàhigkeit des Regenten; 
und allerdings kann niclit bestritten werden, dass eine freie 
Abvvâgung und Würdigung der personlichen Eigenschaften des 
Regenten das Princip der Wahl, dagegen nicht ebenso von 
Einfluss ist, wcnn das verfassungsmâssige starre Erbrecht die 
Folge bestimmt. Ueberdem ofFenbart sich in der Wahl die 
freie Zuneigung und Unterordnung der Regiertcn im Verhalt- 
nis zu dem Wahlfürsten. Die Alten sprachen sich demi auch 
eher für das Princip der Wahl aus.^ 

Dagegen hat in der neueren Théorie und Praxis das 
Princip des Erbrechts umgekehrt ziemlich allgcmeine Auf- 
nahme und Anerkennung gefunden.® Gegen die Wahlinon- 
archie wird hauptsâchlich angeführt: 

1. Dass es faktisch schr zwcifelhaft sei, ob die Wahl 
wirklich den Würdigsten erhebe, und zwar nicht bloss des 
Irrtums wegen, von welchem die Einsicht der Wahler nicht 
frei ist — dieser Mangel konnte nur wenig in Betracht kommen, 
da wir ohnehin in menschlichen Dingen nicht Vollkommenheit 
erwarten — , sondern weil die Kràfte, Interessen und Leiden- 
schaften der Machtigen und der Parteien im Lande in einem 
Momente, wo die hochste Staatsmacht als Preis winkt, streitend 
auf den Kampfplatz treten und die P'reiheit der Wahl haufig 

5 Cicttro de Rep. II, 12 für die Wahl: „N()vas ille popuhis (Roma- 
nus) vidit id, quod fugit Laccdaemonium Lycurgum, qui regem non dc- 
ligendiim duxit, sed habendum, qualiscimque is foret, qui modo esset Iler- 
culis^stirpe generatus. Nostri illi etiam tum agrestes viderunt, virtutem 
et sapientiam regalem, non progeniem quaeri oportere.“ Auch Aristo- 
teles, Pol. II, 8, gibt dem ans Wahl und erbrech tlicher Rück- 
sicht gemischten System der Karthager den Vorzug vor dem rein erb- 
reclitlichen der Lakedamonier. 

6 Unter den Neueren hat ausnahmsweise Sismondi in seiricn Etudes 
sur les Constit. die Vorzüge der Wahlmonarchie verfochten. 
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hemmen, beschranken oder aiifheben, die Wahl somit nur zum 
Scliein wird und die Macht den Ausschlag gibt. Die romische 
Kaisergeschichte ist reich an Belegen für dieses Bedenken. 

2. Die Gefahr, dass sogar zwiespâltige Wahlen zu- 
stande kommen und die Wohlfahrt des Landes durch den Krieg 
zweier Gegenhâupter zerstort werde. Die Erinnerung an das 
Deutsche Reich führt uns eine Reihe solcher inneren Kâmpfe 
vor Augen. Indessen kann die Ausbildung eines wohlgeord- 
neten Wahlsjstems, wie auch die Erfahrungen im Deutschen 
Reiche gezeigt haben, diese Gefahr mindern und nicht ohne 
Grund macht Sismondi auf die geschichtliche Erfahrung auf- 
merksam, dass zwar in den Wahlreichen die inneren Kriege 
übcr die Thronfolge hâufigeï seien, dass die Erbfolgekriege 
aber in den Erbreichen hartnâckiger geführt werden, langer 
dauern und das Land mehr ruinieren.'^ 

3. Dass wechselnde Wahlen „ein Reich mit Konigshâusern, 
zwietrachtigen und habsûchtigen, erfüllen^.^ Dieser Nachteil 
wird schwer auf dem Frieden und der Ruhe einer lebensreifen 
oder gar einer verdorbenen Nation lasten, wie die Geschichte 
des altromischen Kaiserreichs und von Frankreich beweist. 


< Sismondi a. a. O., S. 114 ff,, vergleicht das Deutsche Reich 
seit 1002 (dem Aiissterhen der stichsischen Ottone) Ins 1520 (der ent- 
schiedeiien Erbherrschaft Oestcrreichs) als Wahlreich mit dem fran- 
zo si s cil en Konigreicli seit 996 (Folge des Sohnes von Hugo Capet) bis 
zu dem iiamlichen Schlussmoment als Erbreicli und berechnet, dass in 
Deutschland von 25 Wahlen 11 bestritten waren und Biirgerkriege zur 
Folge hatten, dass aber diese haufig voii den Papsten erregten Kriege 
ziisammen nur einen Zeitraum von 43 Jahren erfüllten, in welchem Irei- 
lich das lange Zwischenreicli von 1256 — 1273 nicht mitgezahlt wird, weil 
sich die Gegenkonige nicht bekriegten. Wâhrend dieser Période hatte 
Frankreich 23 Künige, und nur selten kam es über die Erbfolgc î-iim 
Streite. Dennoch dauerten die mit den Englandern geliilirteii Erbfolge- 
kriege 93 Jahre, und es kamen noch 26 Kriegsjahre für Frankreich im 
Interesse der Successionsansprüche der koniglichen Dynastie in Neapel 
und Mailand hinzu. 

fi Dahlmanii, Politik I, S. 83. Er beschrankt diese Folge auf in- 
landische Wahlen. Sic passt aber auch auf auslandische. 
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In einem jugendlich aufstrebenden Volke aber âussert sich der 
Widerstreit solcher Fûrstenhàuser eher als belebender Wett- 
eifer in Forderung der nationalen Ehre, Wohlfahrt und Frei- 
heit, wie ebenso die altéré rômische Geschichte in den Zeiten 
des Konigtums und der kôniglichen Magistraturen wahrend 
der ersten Jahrhunderte der Eepublik bezeugt. 

4. Der Schaden eines Zwisclienreicbes, in welchem 
der alte Kônig nicht mehr da ist und ein neuer noch nicht 
gewâhlt ist. Làsst sich auch dafür sorgen, dass dasselbe nur 
kurze Zeit dauert — die katholische Kirche bat in den Ord- 
nungen des pàpstlichen Konklave einen Versuch derart ge- 
macht — oder lassen sich auch bei Erwâhlung des Nachfol- 
gers bei Lebzeiten des Vorgàngers die Fàlle des Zwischen- 
reichs vermindern, so làsst sich das Uebel doch nicht ganz 
vermeiden. Auf der anderen Seite aber kônnen die Gegner 
des Erbrechts auf ein grôssereT, mit diesem verbundenes 
Uebel, das ebensowenig zu vermeiden ist und langer dauert, 
auf die Zeiten der Regentschaft hinweisen, in welchen der 
unmündige Thronfolger nicht zur Herrschaft gelangt und statt 
seiner andere in seinem Namen, aber nicht immer für ihn 
regieren.9 

5. Die stete Furcht, dass der Wahlfürst das Strebeu 
habe, die Herrschaft auch auf seine Familie zu vererben, und 
die bestàndige Gefahr, dass die Verfassung der Wahlmonarchie 
durch den Monarchen selbst in ihrem Wesen bedroht werde. 
Dieselbe ist gewohnlich um so grosser, je fâhiger der Wahl- 
fürst ist, die Regierung zu leiten und je energischer er die 
oberste Macht handhabt.^^ 

9 Die franzôsisehe Geschichte ist sehr reich an derartigen Erlah- 
rungen. Vgl. auch Sismondi a. a. O., S. 218. 

10 Zu weit aber geht Dahlmann, wenn er gegen die Wahl- 
monarchie anführt: „Eiiie Verfassung konne nicht gut sein, deren natür- 
licher Feind jeder Konig als Familienvater sei.“ Der Hang, das Er- 
worbene auch zu behaupten und auf seine Nachkomraen fortziipllanzen 
und so die Errungenschaft ,in ein Erbgut zu verwandeln, wurzelt aller- 
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Zu Gunsten der Erbmonarchie lâsst sich anführen: 

1. Die Dynastie und das Volk, das Haupt und der 
Korper sind beide nicht durch die Dauer eines Menschenlebens 
beschrânkt, sondern setzen ihr Leben in ununterbrochenem 
Zusammenhang durch Jahrhunderte fort. Die Stetigkeit und 
gewissermassen die Unsterblichkeit des Volks ist auch zur 
Eigenschaft seines politischen Hauptes erhoben, und es ge- 
winnt dadurch hinwieder der Staat an Dauerhaftigkeit und 
innerer Harmonie. Der Erbfûrst erscheint eher als eine selb- 
stândige Macht. 

2. Weil so der Erbfûrst als hôchster Ausdruck der Volks- 
maclît samt seiner Familie verwachsen ist mit dem Dasein 
des Volks, so sind die natürlichen Interessen der Dy- 
nastie zugleicli zu Volksinteressen gewordcn, und es 
ist die Sicherhcit und Wohlfahrt der Dynastie unauflôslich 
verbunden mit der dauerndeii Sicherlieit und Wohlfahrt des 
Volks. Der Erbfûrst kann, wcnn er nicht an seinem eigcnen 
Blute sûndigt, nie zu sich sagen: » Après moi le déluge, “ wozu 
sogar ein bedeutendes Individuum, welches den Staat regiert, 
wenn sein Ehrgeiz oder seine Genusssucht gereizt wird, zum 
ünheil des Staates sich eher verleiten lasst. 

3. Zwischen der Dynastie und dem Volke bildet sich so 
ein festes, durch gemeinsame Schicksale und die Macht der 
Geschichte verstârktes Pietàtsverhàltnis. Sie fûhlen sich 
verbunden wie das Haupt und die Glieder eines Korpers. 
Das Volk ist stolz darauf, in der Hoheit und Ehre des Erb- 
fûrsten die Verkorperung seiner politischen Einheit zu er- 
kennen. Die ausdauernde und aufopfernde Kraft seiner Treue 
an das angestaramte Fûrstenhaus entwickelt sich, die persôn- 

dings tief in der meiischlichen Natiir; aber die Pflicliten und Sorgen des 
Vaters lassen sich dcnnoch mit dencn des Kônigs wohl vcreinigen, oline 
dass jener zur Feindscliaft gegen eine Verfassung genotigt wird, welclie 
auch dem Sohne, wenn er würdig erfunden wii*d, und diesem leichter 
als anderen den Weg zur Krone üflhet. Die Begründung Dabi ma uns 
würde auch auf die Erblichkeit der Aeniter poisson, beweist somit zu viel. 
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liche Liebe wird lebendig, und diese moralisclie Erhebung der 
Seele spannt und steigert die Anlagen des Nationalcharakters 
und stâhlt seine Thatkraft. 

4. Der Erbfürst wird eher Mass halten in seinem Be> 
gehren und in der ganzen Regierungsweise. Nicht zu neuem 
Erwerben ist er gereizt, ihm liegt die Erhaltung nàher, 
und solche Rticksicht ermàssigt die Leidenschaften und fordert 
zu ruhiger Serge auf, bei welcher auch der Staat in der Regel 
am besten gedeiht. 

5. Die Existenz des Erbfûrstcn hemmt aber auch den 
Ehrgeiz und die Herrschsucht der an der en. Auch der 
kühnste Aufschwung eines durch Macht oder Verdienst aus- 
gezeichneten ünterthanen findet in der Dynastie eine Schranke, 
die er nicht überschreiten kann. Auch die Leidenschaften 
und der Wettstreit der Parteiführer werden durch den ruhig 
auf dem Gipfel des politischen Lebens thronenden Herrscher 
ver dem Aeussersten zurückgehalten und es gelingt ihnen 
weniger, den Staat ans seinen Fugen zu heben. 

Selten wird indessen die Abwagung der Gründe und 
Gegengründe darüber entscheiden, ob die Erb- oder die Wahl- 
heiTschaft zum Staatsprincip erhoben werde. Don Ausschlag 
geben regelmiissig die vorhandenen historischen und die 
Machtverhàltnisse, und gewiss muss dem bestehenden 
Rechte als solchem ein sehr grosser Wert beigclegt werden, 
welcher für sich schon die Wage zum Sinken bringt.^^ 

Die Geschichte zeigt unsnyenig Beispiele, in weichen die 
Erbherrschaft in eine Wahlherrschaft umgewandelt wurde, es 
wâre dcnn vorübergehend durch Verdrangung der alten und 
Berufung einer ncuen Dynastie, ofter von umgekehrter Rich- 
tung, nach welcher es glücklichen Wahlfürsten gelungen, ihr 
Herrscherrecht auf ihre Nachkommen fortzupflanzen, Ebenso 

Il Anch Sismondi erkennt wiederliolt das an, „denn jede Erschüt- 
terung der Staatsordnung, die nicht ziir Notwendigkeit geworden, ist ein 
furchtbares Uebel“. S. 280 
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weiss die Gcschichte von glücklichen und von unglücklichen 
Wahl- und Erbreichen zu erzâhlen. Die Erfolge, je nachdem 
in einer Nation auf das tüchtige Individuum oder auf die 
edle Ras se 12 der Nachdruck gelegt wurde, waren in ver- 
schiedenen Zeiten sehr verschieden. Wenn der Charakter des 
Volkes entartet ist, so wird auch die Wahl gerade die Schlimm- 
steii zur Herrschaft erhehen — die Geschichte des rômischen 
Kaiserreichs zeugt warnend dafür — ; aber auch Dynastien 
sind dem Gesetze des organischen Lebens unterworfen, und 
wenn sie im Alter ihre Kràfte verlieren wie die Merowinger 
in dem Frankenreich, oder wenn ihr Familiengeist mit dem 
Geiste des Volks in dauernd feindlichen Widerspruch gérât 
wie zwischen den Stuarts und England, oder wenn eine tiefe 
Spaltung zwischen ihnen eingerissen ist wie zwischen den 
alteren Bourbonen und Frankreich, oder wenn die Fürsten 
der Partikularstaaten wie in Italien dem Einheitsdrang der 
ganzen Nation keine Befriedigung gewâhren und sich auf 
fremde Gewalt stützen, so drângen die Ereignisse mit un- 
widerstehliclier Gewalt zur Beseitigung solcher Dynastien und 
zur Herstellung eines harmonischen Verhàltnisses des neuen 
Fürsten mit dem Volke. 

Der Glaube des Volkes an den Wert der Abstammung und an 
die Ueberlielerung auch der Herrscliereigenschaften diirch die Vermitte- 
lung des Blutes und der koniglichen Erziehiing ist jedenfalls ein Fun- 
dament der Sicherheit der Erbmonarchie. Dass derselbe sogar in Frank- 
reich nicht erstorben, beweist die Wahl Ludwig Napoléons. Wo aber 
wie dort niehrere Dynastien in Betracht koramen, scheint, wenn über- 
haupt noch Monarchie, die Wahl monarchie den Vorzug zu verdienen. 
(Ich lasse diese vor dem 2. Dez. 1851 geschriebene Stelle unverândert 
stehen.) 
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Zweîtes Kapitel. 

11. Das Erbrecht insbesondere. 

Das ausgebildete moderne Staatsrecht ist durch seine offent- 
liche Natur darauf hingewiesen, auch die crblich geordnete 
Thronfolge voraus ans dem ôffentlichen Gesichtspunkt zu 
betrachten; und insofern unterscheidet sich die staatsrecht- 
liche Folge durchaus von der privatrechtlichen Succession. 
Auf der anderen Seite aber, da auch jene innerhalb einer 
bestimmten Familie vor sich geht, steht sie in Verbindung mit 
dem Familienerbrechte und erinnert immerhin an privat- 
rechtliche Verhâltnisse und Ordnungen. 

1. Die Notwendigkeit, die Erbfolge zum voraus verfas- 
sungsmâssig zu regeln, tritt hier in dem Lichte des Staats- 
interesses besonders klar hervor.^ Regel ist somit, wie freilich 
im deutschen Privatrechte auch, nicht aber im rômischen 
Rechte, die gesetzliche Familienerbfolge, im Gegensatze 
zu einer auf verânderlicher Willensbestimmung beruhenden. 
Auch darin stimmt die Thronfolge mit dem Charakter der 
deutschen Stammgutssuccession überein, dass der Nachfolger 
sein Recht keineswegs von dem unmittelbaren Vorgànger ab- 
leitet, noch lediglich als Stellvertreter und Fortsetzer der Per- 
sonlichkeit des Erblassers gilt, sondern dass er aus selb- 
standigem Rechte in das Konigtum eintritt und dieses 
fortsetzt. Die ganze Dynastie, innerhalb welcher die Folge 
genauer reguliert ist, erscheint so in unterbrochenem Zu- 
sammenhange als ein Kürper, aus welchem iiach bestimmter 
Ordpung das Staatshaupt immer wieder hervorgeht, so oft der 
Tod den jetzigen Monarchen dahinrafft. Es gibt kein Zwi- 
schenreich. »Der Künig stirbt nicht." Es bedarf so- 

' In dem früheren Mittelalter war das Erbrecht keineswegs so genau 
bestimmt, daher waren auch die Kàmpfe verschiedener Erbpr&tendenten 
hâufiger. 
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mit keiner Antrittserklârung und die Krone geht von 
Kechts wegen sofort über.^ 

2. Der Thronfolger hat demnach ein bestimmtes An- 
recht auf die Folge, welches ihm nicht willkürlich von dem 
herrschenden Kônig entzogen werden kann; einAnrecht, welches 
nicht erst mit dem Tode des letzteren zu einem wirklichen 
Rechte wird, sondern schon vorher als ein testes Recht 
der Anwartschaft (jus devolutionis) einen Wert und eine 
reale Bedeutung und Anspruch auf Schutz und Anerken- 
nung hat. 

In Europa hat zwar das Lehenssystem auf die Ausbildung 
dieser Grundsâtze eingewirkt, aber offenbar folgen dieselben 
ebenso bestimmt aus dem offentlichen Charakter der Thron- 
folge, d. h. aus dem Staatsinteresse. Sie werden daher von 
dem Untergange des Lehenswesens nicht mitbetroffen. 

3. Das Recht der Thronf olge wird in dem modernen 
Staatssystem durch dieStaatsverfassung bestimmt, wovon 
es einen wichtigen Teil bildet. 

Da dasselbe somit nicht auf dem individuellen Willen 
des regierenden Fürsten beruht, so kann auch in der reprâ- 
sentativen Verfassung nicht durch Testament, noch durch 
Erbvertrag, noch selbst durch Hausgesetz der dynasti- 
schen Familie eine mit der Staatsverfassung im Widerspruch 
stehende Aenderung in derselben herbeigeführt werden. 

Wâhrend des Mittelalters, Solange noch die Landeshoheit 
einem Privatverraogen ahnlich behandelt und oifentliches und 
Privatrecht vielfach verraischt wurden, galten darüber andere 
Ansichten, die teilweise noch als Ueberlieferungen der Vor- 


2 Ebenso das franzôsische Sprichwort; „le roi ne meurt jamais," 
und die Kedensart: „le roi est mort, vive le roi.“ Vgl. Loysel, Inst. 
Cont. I, 3. Es ist das ganz das nàmliche Princip, welches im deiitschen 
Privaterbrecht durch das Sprichwort bezeichnet wird: „Der Tote erbt 
den Lebendigen," „le mort saisit le vif," und ebenso den unmittelbaren 
Uebergang der Gewere (saisine) zur Eolge nat. 



160 


Drittes Buch. Bas Staatshaupt. 


zeit in das moderne Staatsrecht hinüberragen , aber offenbar 
nun im Verschwinden begriffen sind.^ 

4. Dagegen folgt ans der staatsrechtlichen Bedeutung des 
Redites zur Thronfolge, dass nach dem entwickelten System 
des Reprasentativstaates Aenderungen in demselben auf dem 
nàmlichen Wege herbeigeführt werden kônnen, wie Aenderun- 
gen in der Verfassung, d. h. durdi einen Akt des gesamten 
Repràsentativkôrpers. Die Zustimmung der tibrigen be- 
teiligten Gliedcr der Dynastie, ausser dem Monarchen, ist 
dabei freilidi wünsdienswert, aber, wenn sie nicht durdi 
die Verfassung selber gefordert wird, nidit mehr notwendig, 
so wenig als die Zustimmung anderer politisch Berechtigter 


3 Ausnahmsweise kam auch im Deutschen Reichc das Redit zii 
testieren vor; so in dem falsclien Statut l’ilr Oester reich von 1156: 
„Dux Austriae donandi et deputandi terras suas cuicuiique voluerit liabere 
debet potestatem Itberam, si quod absit, sine heredihus liheris decederet, 
nec in hoc per imperium debet aeqiialiter impediri.“ Zbpfl, deutsche 
Rechtsgeschichte I, S. 148. [Vgl. namentlich J. Berchtold, die Landes- 
hoheit Oesterreichs nach den echten und uncchten Frciheitsbriefen, 
S. 90 ff.] In ausgedehnterera Masse kamen aber die Er b vert rage, 
besonders die Erbverbr üd erungen vor, durch welche ein vertrags- 
mâssiges Thronfolgerecht auch für eine fremde Dynastie begründet 
wurde. Für die Reich sic h en wurde indessen zu ihrer Gültigkeit 
a) die Zustimmung aller derer gefordert, deren Anwartschaft auf die 
Thronfolge dadurch benachteiligt werden kbnnte 5 b) die Bestiitigung des 
Kaisers und c) auch da schon zuweilen der Landstande, welches letztere 
Erfordernis den offentlichcn Charakter der Thronfolge in der That zu 
wahren geeignet war. Wahlkapitulation Leopolds I. von 1658, 
Art. VI, §. 5: „Wie wir dann auch die vor diesem unter ihnen (den 
Kurfürsten) den Reichsconstitutionibus gemass gemachlen uniones 
gleicher Gestalt, zuvorderst aber die unter Kurfürsten, Fürsten und 
Stânden aufgerichteten Erbverbrüderungen hiermit konfirmicren und 
api)robieren.“ Wahlkapitulation Karls VI. von 1711, Art. I, §. 9. 
Vgl. Zacharia, deutsches Staats- und Bundesrecht, §. 74. Zopfl, 
deutsches Staatsrecht, §. 211 tf. Urkunde für Braunsc h weig- Lüne- 
burg von 1374: „Auer Slote stede Lande vnd Lüde der Herscop tu 
Brunschwig en shall he nich verkopen noch verlaten ane Willen vnd 
Vulbord syner Broderen vnd der Manscop vnd Stade in der Herscop to 
Brunschwig. “ 
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zur Umgestaltung ihrer politischen Rechte durch neue Ge- 
setze. ^ 

Die Aenderung kann sich auf die Thronfolgeordnung 
im allgemeinen beziehen, und ein neues System der Erb- 
folge einftihren.5 Oder es kann ein einzelnes Individuum 
von der Thronfolge ausgeschlossen werden oder eine ganze 
Linie bisher berechtigter Personen.® Oder es kann ein 
Individuum, oder ein Geschlecht neu berufen werden."^ 
5. In dem Rechte zur Erbfolge ist ein Vorzug des mânn- 

4 Für England siiid das langst anerkannte Sàtze. Vgl. Blackstone, 
Comm. I, 3, 3: „Es steht unzweifelhaft in der Macht der gesetzgebenden 
Gewalt dieses Kbnigreichs, des Kônigs und der beiden Hauser des Par- 
laments, von dem erbliclien Redite abzugehen und durch besondere Ord- 
nungen, Beschrankungeii und Vorsorgen den unmittelbaren Thronlblger 
auszuschliesseii und die Folge auf eine andere Person überzutragen." 
Schwedische Verf. von 1809, A't. 1 [in der Fassung von 1866]: „Das 
schwedische Reich soll ein Erbreich mit der Successionsordnung [welche 
durch das organische Thronfolgegesetz festgestellt ist] sein. Spanische 
Verf. von 1876, Art. 64: „Die Personen, welche zu regieren unfâhig sind, 
oder etwas gethan haben, weshalb sic verdienen, ihr Recht an die Krone 
zu verlieren, werden durch ein Gesetz von der Thronfolge ausgeschlossen. “ 
Zopfl, deutsches Staatsrecht, §. 215 und Stahl, Rechtsphilosophie, 
Bd. II, S. 267 vertreten hier noch die altéré privatrechtliche Ansicht, 
dass den Agnaten ein jus quaesitum auf die Thronfolge zustehe. 

5 Von der Art war die pragmatische Sanktion des bsterreichi- 
schen Kaiserhauses von 1713 für manche Kronlilnder, ebenso die Fer- 
dinand s VII, von Spanien von 1830, letztere freilich ein einseitiger Akt 
des Konigs. 

6 So die Stiiarts in England, die Nachkommen Gustavs IV. in Schwe- 
den und die altéré Linie der Bourbonen in Frank reich. Eine sehr al te 
gesetzliche Bestimmung in der lex Bajuvariorum II, 10; „Si qiiis fîlius 
Ducis tam superbus vel stultus fuerit, ut patrem suum dehonestare vo- 
luerit per consilium malignorum vel per fortiam et regnum ejus auferre 
ab eo, dum adhuc pater ejus potest judicio contendere, in exercitu am- 

bulare, populum judicare sciât se ille filius contra legem fecisse 

et de hereditate patris sui se esse dejectum.“ Landfrieden Friedrichs II. 
von 1235 c. 11. 

7 In dieser Weise kann auch in unserer Zeit die Form der Adop- 
tion den Uebergang erleichtem, wie das in Schweden zu Gunsten des 
Marschalls Bernadotte im Jahr 1810 geschehen ist. 

Bluntschli, allgemeines Staatsrecht. 
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lichen Geschlechts vor den Frauen überall anerkannt, jedoch 
in verschiedencn Staaten in verschiedenein Umfang. 

a) Nach dem franzosischen System, welches mit den 
Grundsàtzen des romischen Staatsrechts übereinstimmt 
und noch in Schweden, Belgien und Preussen 
gilt, werden die Frauen absolut von der Thronfolge 
ausgeschlossen.^ 

b) Nach dem in Deutschland vorherrschenden Système 
werden die Frauen zwar durch den ganzen Manns- 
stamm ausgeschlossen. Wenn aber der Mannsstamm 
erlischt, so geht die Thronfolge auch auf die nachstc 
Frau über, in dem Sinne, dass von da an wieder der neue 
Mannsstamm den Vorzug erhalt.*^ Ebenso in Holland.^® 

c) Das englische System, wonach die Frauen nur von 
den mannlichen Gliedern der nachsten Parentel aus- 
geschlossen werden, aber den Mânnern aus ferner stehen- 
den Parentelen vorgehen. Eine Folge dieses Systems 
ist der oftere Wechsel der Regentenhauser.‘^ Dasselbe 
ist nun auch in Spanien und Portugal aiierkannt.^^ 

6. Die Einheit des Staates erfordert die Unteilbarkeit 
des Eeiches. Daher konnen nicht mehrere Personen zugleich 
den Thron erben. Wo das Reich wie eine gewohnliche Erb- 
schaft miter mehrere Erben geteilt wurde, wie das in der 

^ Lex Salica, 59, 6: „De terra vero salica niilla portio liereditatis 
mulieri veniat: sed ad virilem sexum tota terrae haereditas perveniat.“ 
Das ursprünglich für das Privatrecîit aiisgesproclienc Princip wurde auch 
auf das Staatsrecht angewendet. Schwedische Verf. v. 1809, Art. 1 u. 
94. B elgi sche Vert*, v. 1830, Art. 60. Preussisclie v. 1850, Art. 53. 

9 Bayerisclie Verf. von 1818, II, §. 4, 5. Württeinbergische 
vQn 1819, II, §. 7. Oesterreich, pragmaiische Sanktion von 1713, in- 
folge welclier das Hans Lothringen den Habsburgern snccedierte. 

10 Verf. von 1815, Art. 14—19. 

11 Blackstone I, 3, 2. So ging die Thronfolge innerhalb der 
letzten zwei Jahrhunderte auf die Hauser Crânien, Braunscliweig 
und llannover und geht nun auf das Haus Koburg über. 

1'^ Sx)anische Verf. von 1876, Art. 60. Port ugiesis che von 
1826, Art. 87. 
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frânkischcn Monarchie und in manchen Staaten des Mittelalters 
geschah, war das noch ein Aiisfluss privatrechtiicher Vor- 
stellungen von der StaatslierrschaftJ^ 

7. Das Erbrecht auf die Thronfolge setzt die Geburt 
aus einer wahren und echten Ehe voraiis. Uneheliche 
Kinder sind somit ausgeschlossen, ebenso die Kinder aus einer 
morganatischen Ehe, d. h. einer Ehe, bei deren Eingehung 
vertragsmâssig bestimmt wurde, dass die Kinder dem Stande 
des Vaters nicht folgen sollen. ** Nach dem oben (4) eror- 
terten Grundsatz kaim freilich durch ein Staatsgrundgesetz 
auch ein solches Kind ausnahmsweise für erbfahig erklart 
werden, nicht aber durch eine blosse zunachst nur privatrecht- 
lich wirkende Légitimation. 

8. Viele neuere Verfassungen fordern überdem die Ge- 
burt aus einer ebenbürtigen Ehe. Als ebenbürtig gilt dann 
nur die Ehe zwischen Gliedetn souvertiner oder sou ver an 
gewesener îlauser/*^ denen nach deutschem Staatsrecht auch 
die Geschlechter der mediatisierten deutschen Standesherren 
beigeordnet werden. Dagegen wird im Sinne einzelner neuer 
Ilausgesetze, die hier teilweise noch engere Begriflfe haben 
als selbst das Mittelalter, die Ehe mit den Gliedern anderer 
Geschlechter, selbst wenn diese nach der Landesverfassung zu 
dem hohen oder Pairsadcl des Reichs gehoren, nicht für eben- 
bürtig gehalten. 

13 Vgl. oben Bd. I, Buch VI, Kap. 12, S. 432. 

14 1[. Feud. 29. Die Aüssclxliessung der Kinder aus morganatischer 
Ehe kann ireiJicli eine beschrânkte sein, lediglicli zu Gunsten gewisser 
Personen, so dass, wenn diese wegfallen, auch jene wieder siiccessions- 
fâhig werden. Ein Beispiel in B ad en. Vgl. Zbpfl, deutsches Staats- 
recht, §. 228. 

15 Die napoleonische Familie gehort nicht minder zu diesen, als die 
beiden bourbonischen Linien von Frankreicli. 

16 Bayerische Verf. II, §. 3. Hannover v. 1840, §. 12. Haus- 
gesetz V. 1836: „Als ebenbürtig werden diejenigen Ehen betrachtet, welche 
Mitglieder des Hanses entweder unter sich abschliessen oder mit Mit- 
gliedern eines anderen souveranen Hanses oder aber mit ebenbürtigen 
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Diese Beschrànkung der Ehe ist vornehmlich dem deut- 
schen Staatsrechte eigentümlich, welches aus dem Privat- 
rechte den keineswegs glûcklicheii, an die Gegensàtze der 
Kasten erinnernden Begriff der Missheirat entlehnt und in 
engem Sinne auf das System der Thronfolge übergetragen hat. 
Staatsrechtliche Gründe fûr dieselbe, die im Sinne der mo- 
dernen Entwickelung allein massgebend sein konnen, gibt es 
nicht. Sie ist daher eher als ein Best einer veralteten 
Anschauungsweise, nicht als eine notwendige Bestimmung des 
jetzigen Staates zu betrachten. 

9. Dagegen rechtfcrtigt es sicli in der That aus Gründen 
der Staatsehre und Wohlfahrt, wenn fûr eine Ehe, durch welche 
das Successionsrecht auf den Thron fortgepflanzt wird, die 
Genehmigung des Staatshauptes oder des Keprâsen- 
tativkôrpers gefordert wird. Diesen kommt es zu, die 
Würde und die Interessen des Staates in vollem Masse auch 

Mitfrliedern solcher Hauser, welche laiit Art. 14 der Bundesakte den 
Süuveranen ebenbürtig sind.“ [Weder die bayerisclien noch die 
hannbverischen Verfassungeii und Hausgcsetze crweisen den Saiz 
des Textes, zu dem sie als Belege angeführt werden. Nacli der bayeri- 
schen Verf. II, §. 3 ist zur Successionsfâhigkeit rechtmassige Gebiirt 
aus einer ebenbürtigen Ehe erfordert. Nach dem Familiengesetz vom 
18. Jan. 1818, Art. 26, gelten als ebenbürtig solche Ehen, welche vom 
kbniglichen Hause als ebenbürtig anerkannt sind. Die Verfassiing und 
das Hausgesetz Hannovers geben nur die in den meisten Staaten 
geltenden Rechtssàtze wieder. Strengere Bestimmungen gelten in keinem 
deutschen Staate.] 

17 Wahlkapitulation Karls VIL von 1742, Art. 22, §. 4 vom Kaiser: 
„noch auch den aus unstreitig notorischer Missheirat erzeugten 
Kindern eines Standes des Keichs oder aus solchem Hause entsprossenen 
Herren zu Verkleinerung des Hauses die vaterlichen Titel, Ehren und 
Würden beilegen viel wenigcr dieselben zum Nachteil der wahren Erb- 
folger und ohne deren besondere Einwilligung für ebenbürtig 
und successionsfâhig erklâren, auch dergleichen vorhin bereits geschehen, 
solches für null und nichtig ansehen und achten.“ Vgl. Z ac h a ri à, d. 
St. U. B. R., §. 68. Zbpfl, St. R., §. 225—26. Schwedische Thron- 
successionsordnung von 1810. Vgl. Schubert, Verf. II, S. 389. Dem 
englischen Staatsrecht war dieses Erfordernis vor der Thronbesteigung 
des Hauses Hannover unbekaiint. 
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hier zu wahren. Wenn aber das geschehen ist, so ist schwer 
zu begreifen , weshalb dann die Freiheit des fûrstlichen 
Individuums noch durch herkômmliche Vorurteile über die 
ausschliessliche Reinheit des Blutes weiter beschrânkt werden 
sollte. Manche neuere Verfassungen enthalten daher auch 
derartige Vorschriften. 

10. Die Erbfolge-Ordnung ist in neuerer Zeit regel- 
mâssig auf die Grundsâtze der Primogeniturordnung 
gebaut, d. h. es succediert der erstgeborene Sohn des verstor- 
benen Monarchen, oder wenn dieser verstorben wâre, der erst- 
geborene Enkel von demselben, mit Ausschliessiing selbst des 

18 Für En gland Statut von 1772. [Doch kann liiernach, trotzdem 
das Staatsoberhaupt die Genehmigimg versagt., eine Ehe unter Waliniiig 
der Siiccessionsrcclite der tlaraus cntsxu’ingenden Kinder geschlossen 
werden, wenn das Mitglied des koniglichen Hanses das 25. Lebensjahr 
vollendet bat, seine Absicht, eine Ehe ohne Genehmignng zu schlicssen, 
ein Jahr vorher dem Gehcimen Rat anzeigt iind wenn inncrhalb des 
Jahres das Pari amen t nicht erklart, dass es die beabsiebtigte Ehc- 
sclilieasung missbilJige.] Vgi, Dahlmanns Politik I, S. 87. Haycrn, 
Verf. II, §. 3: „Zur 8uccessionsfâhigkeit wird eine rechtrnassige Gebiirt 
ans einer ebenbürtigen, mit lie willi giing des Kbnigs gosclilosscnen 
Ehe errordcrt.“ Spanische Verf. v. 1876, Art. 56: „Iiev()r der Konig 
eine Vermalilung eingeht, wird cr die Cortès davon benachrichtigen imd 
ihrer Genehmignng sind die Stipulationen und Ehekontrakte unter- 
worfen, die deii Gegenstand eines Gesetzes ausniachen. Dasselbe ist in 
Bezug auf die Ehe des iininittelbaren Thronerben zu beobachten. Weder 
der Konig noch sein unmittelbarer Thronfolger dürfen eine Vermalilung 
mit Personen eingehen, vvelche das Gesetz von der Thronfolge ausschliesst. 
Portugiesischc Verf. von 1826, Art. 90: „Die Verinâhlung der Prin- 
zessin, vermutlichen Throrierbiri, wird immer mit Einwilligung des 
Kbnigs und nie mit einem Fremden vor sich gehen. Wenn der Konig 
schon autgehort batte zu leben, so wird sie nicht ohne Einwilligung der 
allgemeinen Cortès ins Werk gesetzt werden kbnnen. Ihr Gemahl wird 
keinen Teil an der Regierung nehmen und den Namen Konig erst dann 
tragen, wenn die Kbnigin ihin einen Sohn oder eine Tochter geboren hat.“ 
Schwedische Verf. von 1809, Art. 44: „Kein Prinz des koniglichen 
Hanses, er sei Kronprinz, Erbfürst oder Fürst, darf sich ohne Wissen 
und Einwilligung des Kbnigs vermâhlen, Geschieht es dennoch, so hat 
er das Erbrecht zum Reiche sowohl fiir sich als fur seine Kinder und 
Nachkommen verwirkt.“ 
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zweitgeboreiien Sohns; uiid in derselbcn Weise geht je die 
erstgeborene Linie (Parentel) allen anderen Linien und in 
jener das erstgeborene Glicd allen anderen Gliedern vor; 
dics nicht bloss in der Nachkoinmenschaft, sondern ebenso 
miter den Seitenverwandten. Die Verwandtschaft wird nach 
doni Verhaltnis zii dem letzten Regenten gemessen, un- 
geachtet das Erbrecht keincswegs von dessen Willen abhàngig 
ist, und niclit nach dem Verhaltnis zu dem ersten Inhaber 
des Thrones, von welchem immerhin das Successionsrecht 
hergeleitet wird. Der ünterschicd dicser bciden Berechnungs- 
weiscn wird da klar, wo der ganze Mannsstamm ausgestorben 
ist und die Succession nun auf die Kognaten übergeht.'^*’ 


W Z. B.: 



Der Eiikel d 
geht (lcr To cil- 
ler a und dem 
Soliiie c vor. 



1)01* (’îrossnefl’e f 
schliesst den Olieim g 
und die Vettern li und 
iQ i ans, g schliesst h 
und i, und h schliesst 
i ans. 


Hekfinnlermassen war die Krage, ob die dem letzten Regenten zu- 
nachststehende Erbt<ichter oder die früher durch den Vorzug des 
Idanns.staninu'S aiisgeschlossene und déni ersten Regenten naher verwaiidte 
Regredie nierbin und deren Kachkomnien den Vorzug haben, bei 
Veranlassung des Aussterbens des hahsburgisclien Hlannsstaniines in 
Oesterreich von grosser prakiischer Bedeutung. Sie wnrde aber zu 
Gunsten der ersteren beantwortet. Ebeiiso bayerische Verf. II, §. 5. 
Audi in der Kognatensuccession yvird übrigens ineislens nicht nach dem 
roinischen Griiudsalz der Gradniihe, sondern nach dem deutsch- 
rech t lichen der naheren P areu tel en und innerhalb dieser des 
nachsten Grades succediert, so dass z. B. 


H f 



die Grossniclite f, als der Parentel A zugehbrig, der Tante g 
in der Parentel B vorgelit. 




Zweites Kapitel. II. Das Erbroclit insbesondere. 
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In Deutscliland wurde das Redit der Erstgeburt zuerst 
in den Kurfürstentümern eingefûhrt. Dann ging es audi auf 
andere deutsdie Lânder über. '^ Vordem orregte das zweifel- 
hafte Erbrecht fast überall oftere und verderbliclie Streitig- 
keiten. 

11. Die staatsrechtliche Verlassenschaft des re- 
giereiiden Fürsten ist imnmehr gcnau zu sondern von seiner 
privatrechtliclien Erbschaft. Zu jeiier gelioren voraus 
aile dem Staatshaupte als solchem ziistelienden offen tliclien 
Rechte, dann aber audi ailes Vermogcn, welclies nadi der 
Verfassung oder durdi Ilausgesetz oder infolge besonderer 
Stiftung oder letztwilliger Verordnung der Staatsverlassensdiaft 
zugcwiesen wordcn Die Privatverlassenscbaft wird aus 

/weil'elhaft ist es aber, ob, wenn Pareille] und Grad gleich sind, die 
altère Frau durch deii jüngeren Mann ausgeselilossen, oder in diesem 
Fall keine liücksicht auf das GeScliIecht genoniinen wird. Die erstere 
Aiitïassiing gilt in England (Rlacksl. I, 3, 2), die letztere in manclien 
deutschen Staalen. Rayer. Vert’. II, 5. Württciiib. Verf. 'î. Vgl. 
ZacJiaria, D. St,-K., §. 73. 

‘-R Goldene Bulle von 1356, VU, 2. „Praesenti lege perpetuis 
temporibus A^alitura deccriiinius, ut po.st(j[uain iideiii Principes Electores 
secnlares, et eorum qniUl>et esse desierit, jus, vox et jnitestas eleclionis 
hujusniüdi ad filinin snuni primogeiiituin, legitimiim, laicum, illo vero 
non extante, ad ejusdein primogenili liliiim siniiliter laiciiin, libéré, et 
sine contradictione cnjuspiain devolvatur. §. 3. Si vero priniogenitus 
lîiijii.smodi, alhsrpie haeredibiis masciilis, legiliinis, laicis ab bac liice 
migraret, virtiite praescnlis Imperialis edicti jus, vox et potestas electionis 
praedictae ad seniorein Iratreni laicum per verain paternalein liiieain 
ilescendentem et deincei)S ad illius primogenitum laicum devolvatur. “ 
In Bayer 11 wurde die Primogeiiitur durcli Herzog- Al breclit den AVeisen 
1507 eingeliilirt, naclidem lange zuvor Kaiser Ludwig vergeblich sicli 
lui* die Unteilbarkeit und Einheit «les Landes bemüht batte. [Endgiiltig 
ward die Unteilbarkeit der Lande und die Primogeiiitur erst eingeiübrt 
durch das Testament Albrechts V. von 1578. S. Schulze, das Redit 
der Erstgeburt in den deiitscben Fürsteubausern, S. 416.] lu den alt- 
iiidiscbcn Fürstenbauserii war das Redit der Erstgeburt ebenfalls be- 
kannt. Rama (Iloltzinann) V, 1814: „In unserem Stamme bat von jeber 
der alteste Sohii das Konigtum ererbt.“ 

Ausführliche Bestimmungen derart ii] der b ay cri s ch en Verf. 
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dem reinen Privatvermôgen des Fürsten gebildet. Die 
erstere fàllt dem Regierungsnachfolger an nach den staats- 
rechtlichen Bestimmungen über die Thronfolge. Die Succession 
in die letztere wird durch die Regeln des Privaterbrechts 
normiert. Der Thronfolger ist somit nicht notwendig Privat- 
erbe, noch weniger dieser auch Thronfolger und die Privat- 
glàubiger des Erblassers haben auf die Staatsverlassenschaft 
keinen Anspruch. 


Drittes Kapitel. 

Personliclie Erfordernisse der Fahigkeit ziir Thronfolge. 

1. Wàhrend des Mittelalters übten diè Grundsàtze des 
Lehenrechts in den meisten Staaten auch auf die Succession 
in die Fürstentümer einen Einfluss aus. In den weltlichen 

III, §. 2: „Zii dem unveràusserlichen Siaatsgute, welches im Falle einer 
Sonderung des Staatsvermdgens von der Privatverlassenschaft in das 
Inventar der letzteren nicht gebracht werden darf, gehôren: 1) Aile 
Archive nnd Registraturen ; 2) aile bffentlichen Anstalten und Gebâude 
mit ihrem Zugehor; 3) ailes Geschütz, Munition, aile Militârmagazine 
und was zur Landeswehr notig istj 4) aile Einrichtungen der Hof- 
kapellen und Hofâmter mit allen Mobilien, welche der Aufsicht der 
Hofstabe und Hofintendanten anvertraut, und zum Behuf oder zum 
Glanze des Hofes bestimmt sind ; 5) ailes was zur Einrichtung oder zur 
Zierde der Residenzen und Lustschlosser dient; 6) der Hausscliatz, und 
was von dem Erblasser mit deœselben bereiis vereinigt worden ist; 
7) aile Sammlungen für Künste und Wissenschaften , als: Bibliotheken, 
physikalische, Naturalien- und Münzkabinette, Anliquitàten, Statuen, 
Sternwarten mit ihren Instrumenten, Gemalde- und Kupterstichsamm- 
lungen und sonstige Gegenstânde, die zum ôffentlichen Gebrauche oder 
zut Betbrderung der Künste und Wissenschaften bestimmt sind ; 8) aile 
vorhandenen VoiTâte an barem Gelde und Kapitalien in den Staatskassen 
oder an Naturalien bei den Aemtern, samt allen Ausstanden an Staats- 
gefâllen; 9) ailes was aus Mitteln des Staats erworben wurde.*‘ Und 
nach §. 1 werden auch die „neuen Erwerbungen aus Privattiteln an 
unbeweglichen Gütern“ zu dem Staatsvermôgen gezogen, „wenn der erste 
Erwerber wàhrend seines Lebens nicht darüber verfügt hat.“ 
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Fürstentûmern waren daher, wie nach dem longobardischen 
Lehensrechte mit Bezug auf die Lehen, ^ Geistliche und 
Monche von der Folge ausgeschlossen. Die Abhângigkeit 
des katholischen Klerus von dem pâpstlichen Stuhle und 
der specifisch weltliche Charakter des Staates begründen auch 
für die moderne Staatsverfassung die Regel, dass zur Thron- 
folge weltlicher Stand erfordert wird, Geistliche somit nur 
dann fàhig zu derselben werden, wenn sie den geistlichen 
Stand in einer von dem Staate anerkannten Form aufgegeben 
haben/^ Es versteht sich, dass die geistlichen Fûrstentümer 
hier eine Ausnahme machen. 

Auf Protestanten findet diese Ausschliessung keine 
Anwendung, da der Gegensatz zwischen Geistlichen und Laien 
hier nicht so ausgebildet ist und üebergânge aus dem kirch- 
lichen Berufe und Amte in die weltlichen kein Hindernis 
erleiden. 

2. In manchen neueren Staaten wird für die Thronfolge- 
fâhigkeit ein bestimmtes religiôses Bekenntnis er- 
fordert, und ein abweichender Glaube als Ausschliessungsgrund 
betrachtet. 

Im Mittelalter, welches auf die Einheit des Glaubens 
und die gegenseitige unauflôsliche Verbindung der weltlichen 
und der religiôsen Ordnung den entschiedensten Nachdruck 
legte, verstand sich das von selbst. Selbst der Kaiser konnte 
in den Kirchenbann gesetzt w'erden und infolge davon das 
Reich verlieren, „wenn er an dem Glauben zweifelte.“® In dem 

1 II. Feud. 26, §. 6: „Qui clericus efficitur, aut votum religionis as- 
sumit, hoc ipso feudum amittit.“ Goldene Bulle in der Kap. 6, Note 21 
mitgeteilten Stelle. 

2 Ob das nach Kirchenrecht zulassig sei, ist eine andere Frage, deren 
Beantwortung indessen auf das Staatsrecht nicht notwendig massgebend 
wirkt. 

3 Sachs ensp. III, 57, §. 1. „Den Kaiser ne mut de paves noch 
neman bannen seder der tiet dat he gewiet is, ane umme dre sake; of 
he an’me geloven tvifelt, oder sin echte wif let, oder gotea hus tostoret,“ 
III, 54, §. 4. 
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modernen Staat, dessen Ordnung von dem kirchlichen Ver- 
bande mehr abgelôst worden, iind in welchem die Ausübung 
politischer Rechte nicht ebenso abhângig ist von dem indi- 
viduellen Glaubensbekenntnis, ist dieses Erfordernis nicht 
mehr als Regel anzusehen, obwohl es immerhin auch fûr den 
Staat ein Uebel ist, wenn das Staatshaupt persônlich einem 
anderen Glauben zugethan ist, als den das Volk bekennt;^ 
demi teils wird die Pietât und das Vcrtrauen des Volks zu dem 
Konige durch den Gegcnsatz des religiosen Glaubens crschwert, 
teils ist Gefahr da, dass ein glaubenseifriger Fürst seine 
Macht missbrauche, um die religiosen Interessen des Volkes 
zu storen und zu hcmmen, statt zu fôrdern. Der jetzigen 
Rechtsentwickelung in den christlichen Staaten erscheint es 
indessen noch immer gemâss, wenn die christliche Religion 
fur das Staatshaupt vorausgesetzt wird.^ 

Das englische Staatsrecht^geht weiter, indem es Eng- 
land für ein „protestantisches Kônigreicli“ erklart, 
„ dessen Wohlfahrt nicht bestehen konne, wenn es von einem 
papstlichen Fürsteii regiert werdc,“ und dahcr aile Personen, 
„wclche die papstliche Religion bekennen oder mit einem 
Papisten verheiratet sind,“ für unfâhig erkennt, die Krone zu 
erhaltcii.*^ Ebenso wird in Schweden‘ das ^Augsburgischc^^ 
Bekeimtnis von dem Konige gefordcrt. Audi die neue grie- 

^ Für die dents eh en Staaten ist es seit dem Weslfâlisclien Frieden 
anerkaiinter Grnndsatz, dass die Verscliiedenlieil der christlichen Kon- 
lession keine Ansscliliessiing voii der Throiiiblge nach sich zieht. 

5 Ansdrücklich Ibrdert die wiirttembergische VeiT. §. 5: „dass 
der Konig sich zu einer der christlichen Kirchen bekennen“ müsse, wo- 
durch sovvohl offenknndige Sektierer als Flichtchristen ausgeschlossen 
weç(len. Vgl. R. Mohl. VVürttemb. Staatsrecht I, S. 148. 

Erklai’img der Redite von 1689 nnd Akte von 1701. Die Akte über 
die Emancipation der Katlioliken von 1829 andertc ilaran nichts. 

^ Grundgesetz von 1772, Art. 1: „Die Einigkeit in der Religion nnd 
in dem rechten Gottesdienst ist die kràftigste Griindmaner zu einem 
Ibblichen, eintràclitigen nnd wahrhaften Regimeiite.“ [Verfassimg von 
1809, Art. 2.] 
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chische Verfassung schreibt vor (Art. 47), dass der Tliron- 
folger die Religion der jjorthodoxen christlichen Kirche des 
Orients^ bekennen müsse, iind in Russland gilt für die 
Glieder des Kaiserhauses das niimliche Erfordernis der grie- 
chischen Konfession. 

3. Damit die Tlironfolge zur Amvendung komme, ist 
ferner vorauszusetzen, dass niclit die Person des Nachfolgers 
an Màngcln leide, welclie dieselbe zur Regierung absolut 
untauglicli machen. Das altéré Staatsrecht legte darauf mit 
Redit eincn Wert, und ein iiinerer Gruiid, weshalb in un- 
serer Zcit derartige Mângel unbcrücksiclitigt bleiben sollen, 
besteht nidit. Vielmelir ist es imlogisdi, wenn das moderne 
Staatsredit das Successionsredit auf hebt, insofern soldie Mângel 
vorhandcn sind, weldie eine gedeihlidie Regierung nur er- 
schweren, aber fortbestehen lâsst, wenn die Regierung diirdi 
das von ihnen behaftcte Iiuyviduum geradezu unmoglich ist. 
Das Auskunftsmittel der Reidisverwcsung hilft nidit ans, da 
diese immerhin für don Staat mandie Uebel und Gefahren 
nach sidi zielit und ihrer Natur nadi nidit für dauernde und 
absolute, soridern für vorübergelieiide und relative Unfâliigkeit 
des Regenten die notige Ergânziiiig gewâlirt. Wohl aber licgt 
es im offentlidicn Interesse, allfâlligen Streitigkeiten darüber 
reditzeitig vorzubeugen und daher im einzelnen Fall zum 
voraus durdi eincn Akt der gesctzgebendeii Gewalt 
soldie offenbar untauglidie Personen von der Tlironfolge 
auszusdiliesseii. 

Als soldie Mângel komraen in Retradit: 

a) Korperliclie. Der Sadisenspiegel sdiliesst Zwitter, 
Zwcrgc und Krüppel audi von dem Erbe zu Landredit ans, 
ebenso den Aussâtzigen,^ nodi viel cher daher von dem 
Fürstentum. Die Krankheit des Aussatzes, als ein lieilbares 

^ Sachs. Landr. I, 4, §. 1: «Uppe allvile luido iippe dvergc ne ir- 
stirl't weder len noch erve iioch iippe kroppelkint. De mcselseke maii 
ne vntveit weder len noch erve."‘ 
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Uebel, kann jedenfalls nicht mehr als Ausschliessungsgrund 
gelten; aber mit der Würde des Staates ist es sicher nicht 
vereinbar, dass die hôchste Ehre und Macht einem Menschen 
zustehe, welcher an einem der übrigen genannten Mângel leidet. 

Strenger noch waren die Bestimmungen des Lehenrechtes, 
welches auch Stumm- oder Taub- oder Blindgeborene von 
der Lehensfolge ausschloss.^ Dass dieselben keine bindende 
Autoritât mehr haben, seitdem der Staat seines feudalen 
Charakters entkleidet ist, kann nicht bestritten werden. Nur 
die Analogie der Verhâltnisse wirkt nocli fort und âhnliche 
Gründe kônnen auch das neuere Verfassungsrecht zu àhn- 
lichen Anordnungen bestimmenJ^* 

b) Geistige Mângel. Blôdsinn und Wahnsinn schliessen 
nach der goldenen Bulle von 1356 aus.^^ Diese Beschrânkung 
war freilich zunàchst fûr die Kurlânder ausgesprochen , aber 
offenbar nicht in der Absicht, txm dieser willen einen be- 
sonderen Rechtsgrundsatz einzuführen, sondern vielmehr ein 
hergebrachtes allgemeines Princip, welches ebenso für andere 
Lânder passte, in seiner Anwendung auf jene zu bekrâftigen. 


y Sachs. Landr. I, 4, §. 1: „Wirt ok ein kiiit geboren, stiim oder 
handelos oder votelos oder blint, dat is wol erve to lantrechte mite nicht 
len erve.“ Nach longobard. Lehenrechte war die Frage bestritten: II. 
Feud. 36: „Mutus et surdus, coecus, claudus vel aliter imperfectus, etiamsi 
sic natus fuerit, totum feiidum paternum retinebit. Obertus et Gerardus 
et multi alii. Quidam tamen dicunt, eura, qui talis natus est, feudum 
retinere non posse.“ Vgl. dariibe^Tabor in der Zeitschr. für deutsches 
Recht von Beseler u. s. f. IX, S. 262, die Stelle der Goldenen Bulle 
unten in Note 11. Kurpfàlzische Verordnung von 1374: „bei einem 
nnserer Erben, der der elteste sy und by gutem Wizen und Sinnen sy, und 
on natürlichcr Gebresten seiner Glieder sy." 

• 10 Das württembergis ch e Hausgesetz von 1808 schloss unheilbar 
Blinde aus. Die Verlassung aber §. 11 — 13 und das erneuerte Hausgesetz 
von 1828 nahmen die Beschrânkung nicht wieder auf. 

11 Goldene Bulle XXV, §. 3. „Primogenitus filiiis succédât, sibique 
soli jus et dominiura competat, nisi forsitan mente captiis, fatuus, seu 
alterius famosi et notabilis defectus existât, propter quem non deberet 
seu posset hominibus princÿiari." 
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Um indessen das Erbrecht vor Erorterung und Streit zu 
sichern, ziehen au ch in diesem Falle einzelne neuere Ver- 
fassungen die Aushilfe durch Reichsverwesung der Aus- 
schliessung von der Thronfolge vor. Ob das aber im Interesse 
der Monarchie und der Nation liege, darf billig bezweifelt 
werden. 

c) Moralische ünwürdigkeit.*^ Damit diese die Aus- 
schliessung bewirke, wird aber im Sinn des neueren Rechts 
ein das Successionsrecht des schuldigen Thronfolgers auf- 
hebender Akt der Gesetzgebung dem Anfall des Erbrechts 
vorhergehen müssen. 


Viertes Kapitel. 

III. Entstehnngsformen in der Republik. 

1. Die Regierung berufen, den tâglich wechselnden Be- 
dürfnissen des Staates ihre Sorge zu widmen und durch die 
That je nach Umstànden lebendig einzugreifen, bedarf teils 
der Einheit des Willens ftir ihre Plane und Anordnungen, 
teils fortgesetzter, nie ermûdender Thâtigkeit. Beides 
ist weder durch Volksversammlungen noch durch reprâsentative 
Kammern irgend genügend zu erreichen. In der neueren Re- 
publik ist daher die Regierungsgewalt gewôhnlich entweder in 
einer nur wenig zahlreichen Behôrde, oder geradezu in einem 
einzigenChef des Staates konzentriert. Das erstere System 

W Der Gelahr von Thronfolgestreitigkeiten kann. leicht durch den 
Entscheid der Gesetzgebung vorgebeugt werden, nicht so der grôsseren 
Gefahr einer ein voiles, vielleicht hohes Menschenalter fortdauernden 
„Verwesung“. Dabi manu, Polilik I, S. 89: „Eine Ausschliessung der- 
art würde jedenfalls vom regierenden Kônige nach gehaltenem Familien- 
rate und mit dessen Zustimmung (?) ausgehen müssen, und nur in dem 
Falle eintreten dürfen, wenn ausser dem Staatsministerium die Stânde- 
versammlung die Richtigkeit der Thatsache anerkannt hat.^ 

« Lex Bajuvar, II 10, oben Kap. 2, Noté 6. 
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ist — wenn auch nicht ûberall — in der Schwciz,i das 
letztere in Amerika herkômmlich.'^ In beiden tritt ein 
monarchisches Elément sichtbar hervor, ausgebildeter und 
entschiedener aber in dem letzteren. Fûr grossere Staaten ist 
dasselbe unentbehrlicb. Als Frankreich 1795 einem Direk- 
torium von 5 Mitgliedern die ^vollziehende Gewalt“ an- 
vertraut batte, wurden die inneren Gebrechen einer derartigen 
Kollegialregierung bald so lebhaft einpfunden, dass die In- 
dividualherrschaft des ersten Konsuls um jener Folie willen 
um so ruhmvoller und heilsamer erschien, und aucb im Jahr 
1848 machte die neu erstandene Republik, nur in kürzerer 
Zeit, die nàmliche Erfahrung wiederurn. Nur das Individuum 
vermag der Aktion die nôtige Energie, dem Eegierungs- 
system die erforderliche Einheit, der Phantasie, der Achtung 
und dem Vertrauen des Volkes einen lebendigen Ausdruck 
und Anhalt und der politisclien Verantwortlichkeit einen 
realen Sinn zu verschaffen. Bas Kollegium lahmt und spaltet 
die Regierungsmacht, schwâcht und mindert sclion durch 
seine âussere Erscheinung den Glauben des Volkes an die 
Obrigkeit und die Verehrung fûr dieselbe — und macht die 
Verantwortlichkeit zu einer geteilten und illusorischcn. In 
kleineren, weniger bewegten Republiken werden diese Mangel 
nicht ebenso fühlbar, und da strâubt sich das republikanische 
Gefühl lebhaftcr gegen die individuelle Auszeichnung eines 
Regierungshauptes. Daher wird da wohl das System der 
Kollegialregierung vorgezogen, Durchaus fehlerhaft aber 


1 In dem Blinde der Bundesrat, in den Kantonen die Regierungs- 
koJlegien. Frülier hatten aber die Landammanner in den Landern, 
die Bürgermeister und Schultheissen in den Stâdten und der 
schwcizerische Landammann nacli der Mediationsverfassung im 
Blinde eine hervorragcnde Stellung als individuelle Standeshaupter. 
Die neuere Genfer Verfassung und die Neigung zu dem Direktorialsystem, 
die sich in unseren Tagen kundgibt, sind Anzeiclien für eine neue indi- 
viduelle Konzentration der Regieriingsgewalt. 

Vgl. darüber Story**, C.omm, III, 36, 202. 
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ist eine Einrichtung desselben, welche die Parteispaltimgen 
und Gegensàtze, die in dem reprâsentativen Korper der ge- 
setzgebenden Gewalt ihre natürliche Berechtigung haben, auch 
in die llegierung versetzt und so die nôtige Harmonie und 
Einheit in dieser zerstort.^ 

2. Als Kegel für die Bestellung der Bcgierung gilt die 
Wahl. Muss das Volk darauf verzichten, selbst zu regieren, 
so will es durch die freie Ernennung des Regenten einen 
mittelbaren Einfluss auf die Richtiing des Régiments aussern 
und zugleich seine Macht und sein Vertrauen offenbaren. 

Es ist schon oft bemerkt worden, die Vôlker seien un- 
fahig selber zu regieren, aber nicht unfâhig einen Regenten 
zu wahlen. Das Volk wird selten einen mittelmassigen, noch 
seltencr einen schlechten Menschen zu seinem obersten Ma- 
gistrale wahlen. Es kann sich undankbar, es kann sich auch 
feindselig erweisen gegen lîervorragende politische Manner, 
seine Gunst ist nicht frei von Launc. Aber es hat einen 
natürlichen Instinkt für personliche Grosse und ein offenes 
Auge für die Eigenschaften, die den Regenten auszeichnen 
sollen. Der kleinliche Neid gegen eine ausgezeichnete Per- 
sonlichkeit ist ihm fremd und die Intrigue stort es nicht. Es 
liebt den Ruhm und den Glanz und fühlt sich selber in seinen 
Ersten geehrt. Es ist hiernach noch cher geeignet, einen guten 
und seiner würdigen Regenten zu wahlen als den gesetz- 
gebenden Korper richtig zu besetzen.^ 


3 Nach dem Wahlsystem, das in der Schweiz herrscht, ist solcher 
Zwiespalt in der Regiernng schwer zu vermeiden. Würde den Prüsidenten 
der Kollegien ein Vorschlagsrecht für die Wahlen der Mitglieder oder 
ein Veto gegen disharmonische Ernennungen zugestanden, so ware für 
eine relative Einheit auch da gesorgt. Ein innerlich zwiespaltiges Re- 
gierungskolleginm in der Republik ist noch weniger zu ertragen, als 
ein ans feindlichen EJementen zusammengesetztes Ministerium in der 
Monarchie; denn dieses findet in dem Monarchen wieder die Einheit, 
welche dort nur in der Behôrde selbst gemacht werden muss. 

4 Sismondi^ Études I, S. 271. 
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Daher ist für die Republik die unmittelbare Volks- 
wahl, wie sie in Rom sich wâhrend Jahrhunderten so vor- 
trefïïich bewâhrt bat und in der Schweiz in den unmittel- 
baren Demokratien ebenfalls zum Vorteil und zur Ehre dieser 
Lânder geübt worden ist, durchaus nicht zu verwerfen und 
der Wahl durch den gesetzgebenden Kôrper, welche 
nun in den schweizerischen Reprâsentativkantonen regelmâssig 
und ebenso in dem Bunde angeordnet ist, eher vorzuziehen. 
Diese Verschiedenheit der Wahlordnung steht übrigens in Be- 
ziehung zu der Frage der Individual- oder Kollegialregierung. 
Eine besondere Geschâftskenntnis in einzelnen Zweigen, im 
Finanzwesen oder in der Verwaltung weiss freilich der re- 
prâsentative Kôrper besser zu würdigen und die tauglichsten 
Personen dafür eher zu finden; wo daher diese einen Be- 
standteil der Kollegialregierung bilden, wie in der Schweiz, 
da lâsst sich die Wahl derselben nicht dem Volke selbst an- 
vertrauen. Aber wo zunàchst das ganze Regierungssystem in 
einem oder zwei Individuen als Staatshâuptern konzentriert 
wird, da ist die unmittelbare Volkswahl vorzüglicher.® 

In Nordamerika gelangte man für die Wahl des Prâ- 
sidenten zu einem gemischten System. Dem Konvente 
wollte man die Wahl nicht überlassen, um den Intriguen in 
demselben hier keine Macht zu geben, den Pràsidenten nicht 
zu sehr von der Majoritàt desselben abhângig zu machen und 
dem Volke einen wirksamen Einfluss auch auf das Regierungs- 
system zu verschaffen. Auf der anderen Seite aber scheute 
man die Gefahr des Tumultes und fieberhafter Aufregung 
unter dem Volke, wenn dieses unmittelbar die Wahl selbst 
vornehme, und erwartete grôssere Einsicht von Ausschüssen 
des Volkes, die als Wahlmànner fungieren. Daher liess man 


5 Vgl. auch oben Bd. I, Buch VI, Kap. 22, S. 547, Die beiderlei 
Rücksichten kônnten so geeinigt werden, dass das Volk die Wahl der 
Standesh&upter, und auf deren Vorschlag die Grossen Rate die der 
übrigen Regieriingsglieder èrhielten. 



Yiertes Kapite). 111. Ëntstehungsformen in der Republik. 


177 


je im einzelnen Falle innerlialb der Einzelstaaten von diesen 
besondere Wahlmânner bezeichnen, welche in geheimer Ab- 
stimmuiig ihre Stimme abgeben sollen, und verstattete dann 
dem Hanse der Reprâsentanten nur den Entscheid, wenn dieser 
nicht schon durch die Hauptwahl gegeben, sondern mehrere 
Personen als würdig iiebeneinander gestellt waren.*'» 

3. Die Staatsinteressen machen eine stetig fortwir- 
kende Regierung wünschenswert, damit die Tradition der 
Politik und der Geschâfte erhalten bleibe, auch weitreichende 
Plane und dauernde Unternehinungen ins Werk gesetzt 
werden koiinen, der Anker der Sicherheit und des Vertrauens 
in den Gemütern festen Hait bekomme. Aber ein auf Lebens- 
zeit gewàhlter Regent ist ein Monarch und der Fortbestand 
der Republik ist unmoglich ohne eine kurze Amtsdauer 
der Staatshaupter. Eine Vereinigung der beiden entgegen- 
gesetzten Anforderungen lâs«t sich so finden, dass das Amt 
zwar auf kurze Zeit verliehen wird, das gewâhlte Individuum 
aber wieder wâhlbar ist.‘ 

Diesem Système huldigen denn auch die meisten neuereii 
Republiken. Nur die franzôsische Verfassung von 1848, Art. 45, 
verbot die Wiederwahl des Pràsidenten der Republik für die 
nâchste Amtsperiode von vicr Jahren. Es war das aber ein 
offenbares Zeichen, dass die Verfasser der neuen republi- 


6 Die ausführlichen Bestimmuiigen in dei* Verfassung von 1787, 11, 
1, §.2 und 3 und die Zusatzartikel von 1804. Vgl. S tory, Comm. 
111, 36, §. 206, 207. 

< Washington, Brief vom 28. April 1788: „lch kann in keiner 
Beziehung ein Intéressé darin sehen, uns der Dienste eines Mannes zu 
berauben, welcher in einer grossen Krise vielleicht ganz allgemein als 
der Fàhigste erkannt wird, dem Staate seine Dienste zu Ieisten.“ Jeffer- 
son dagegen fürchtete, die Wiederwàhlbarkeit werde praktisch dahin 
führen, dass der einraal gewâhlte Pràsident immer wieder gewàhlt 
werde. Die Erfahrung in Nordamerîka selber hat diese Befürchtung 
widerlegt. Vgl. S tory III, 36, §. 204. Niemals ist aber die amerika- 
nische Praxis über eine einmalige Wiederwahl hinausgegaiigen, so dass 
spâtestens nach 8 Jahren eine Personalveranierung stattfand. 

Bluntschli, allgemeines Staatsrecht. 12 
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kanischen Verfassung kein Vertrauen auf die republikanische 
Gesinnung der franzosischen Nation hatten und dieselbe vor 
dem Rückfall in die Monarchie mit àngstlicher Sorge zu be- 
wahren suchten, ohne Erfolg, wie sich in Bàlde gezeigt bat. 

4. Die persônlichen Erfordernisse fûr das Staatshaupt 
oder die Mitglieder der Kegierung machen hier geringere 
Schwierigkeit als in der Erbmonarchie. Die freie Wahl gibt 
die Moglichkeit, die individuelle Fàhigkeit und Tüchtigkeit 
nach den Umstânden zu würdigen und zu berücksichtigen. 

Gewôhnlich wird indessen verlangt: 

a) Voiles Staatsbürgerrecht der zu Wàhlenden, zu- 
weilen sogar angeborenes Bürgerrecht derselben, damit der 
Denkungsweise oder dem Einflusse des Auslandes jede Aus- 
sicht auf Regierung der Republik verschlossen werde.® 

b) Ein gereiftes Alter.^ 


Fünftes Kapitel. 

Uebergang der Yerpfliciitung des Regenten auf den 
Naclifolger. 

Der Nachfolger setzt nicht die Person des Vorgângers, 
wohl aber das Amt, die staatliche Institution der Regierung 
fort. Daraus folgt als leitendes Princip: Bloss persônliche 
Verpflichtungen, die der Vorganger übernommen, gehen nicht 
von Rechts wegen auf den Nachfolger über; wohl aber amt- 
lich begründete Verpflichtungen. Das Leben des Staates 
und des Staatshauptes dauert fort, wenn schon das Individuum 
stfrbt. 1 


s Nordamerik. Verf. II, 1, §. 5. Vgl. S tory 111,36, §. 208. 
y In Nordamerika für den Pràsidenten 35 Jahre, a. a. O.; in der 
Schweiz oft nur das Aller der Volljahrigkeit. 

1 Die frühere Théorie dariiber litt haiiptsâchlich an der Vermengung 
der politischen Principien ^ier Folge mit privatrechtlichen Grundsatzen 
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Im einzelnen folgt daraus: 

a) Die Rechtsgûltigkeit der von dem Regenten erlassenen 
Verordnungen, der von ihm ausgegangenen Anstellungen und 
der von ihm amtlich abgeschlossenen Vertrâge erlischt nicht 
mit seinem Tode, sondern dauert ohne ünterbrechung fort.^ 

b) Ganz dasselbe gilt auch von den Anwartschaften, 
welche der Regent einem dritten, sei es in Bezug auf ein 
Lehen, eine Pfründe oder ein Amt, erteilt hat, vorausgesetzt, 
dass dieselbe bei Lebzeiten des Regenten einen besimmten, 
wenn auch erst in der Zukunft zu realisierenden Rechts- 
anspruch gab. Wenn dagegen der Sinn nur der war, dem 
dritten eine Hoffnung und eine wahrscheinliche Aussi ch t 
auf das Lehen oder das Amt zu eroffnen, so kann eine der- 
artige Verpflichtung auf den Nachfolger nicht übergehen, weil 
der Vorgânger selbst nicht juristisch verpflichtet war. Hoff- 
nungen sind keine Rechte und Aussichten keine Forderungen.^ 
Wohl mag die Rûcksicht auf die Pietât gegen die Wünsche 

des Erbrechts. RichiJg schon Bal du s, Consil. I, cons. 271, III Lib. 
Cons. 159: „Iinperator mori non polest, sed ipsa dignitas, officium 
imperatoris est immortale-, cpiaé laciunt itaque reges, nomine non suo, 
sed regni i. e. gentis suae, ilia obligant gentem et jirincipera ejus suc- 
cessorem, nisi laederent facta ipsum regnum, quia regni tutela est corn- 
missa, non diIapidatio.“ Vgl. Z a ch aria, D. St., §. 76. [Ueber die an- 
geführte Stelle ans Baldus und die naittelalterliche Théorie vgl. jetzt 
Gierke, Deiitsches Genossenschaftsrecht III, 331, 597 ff.] 

2 Schreiben des Kaisers Franz IL an die Kurfürsten von 1795: 
„Man überlâsst hierbei einem jeden, die weitaussehenden Folgen zu be- 
rechnen, welche notwendig in ganz Deutschland entstehen würden, wenn 
je die Meinung herrschend werden sollte, dass der Nachfolger in der 
Regierung an die Handlungen seiner Vorfahren, die sie in ihrer Eigen- 
schaft al s regierende Fürsten vorgenommen haben, der Regel nach nicht 
gebunden sei.“ 

3 So lasst sich der frühere Streit der Piiblizisten leicht losen. Vgl. 
V. Kamptz, Erbrterungen der Verbindlichkeit des weltlichen Reichs- 
fürsten ans den Handlungen seines Vorfahren, 1800. Ganz passend ist 
die Bestimmung der bay erischen Verf. III, §. 5: „Anwartschaften auf 
ktinftig der Krone heimfallende Güter, Renten und Rechte konnen eben- 
sowenig als auf Aeinter und Würden erteilt werden.“ 
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des Vorgângers und auf das moralische Uebel oiner von dem 
Staatshaupte verschuldeten Tàuschung eines anderen den Nach- 
folger bestimmen, auch die so angeregte Erwartung zu er- 
fûllen und ihn davon abhalten, seinen cigenen Wtinschen den 
Vorzug zu geben. Aber das ist nicht ein Gebot des Staats- 
rechts, sondern eine Maxime weiser Politik. 

c) Leidet die Verfügung des Vorgângers aber an einer 
formelleii Nichtigkeit, z. B. weil die für Amtshandlungen 
nôtige Kontrasignatur des Ministers fehlt, oder weil das 
Staatshaupt nach der Verfassung zu solcherlei Handlungen 
überall nicht befugt war,^ so ist der Nachfolger in keiner 
Weise zur Anerkennung derselben verpflichtet. In diesem 
Falle ist schon bei Lebzeiten des Vorfahren kein wirkliches, 
sondern nur ein Scheinrecht vorhanden, welches durch die 
Macht der Person des Regentcn, nicht durch das Amt des- 
selben geschützt wird. 

Dagegen kônnen wir von dem unbefangenen Standpunkte 
des allgemeinen Staatsrechts nicht zugeben, dass auch ma- 
teriellungerechte Handlungen des Vorfahren, oder solche, 
welche die Interessen der Staatswohlfahrt verletzen, somit 
schàdlich sind, ohne weiteres von dem Nachfolger als un- 
verbindlich angesehen werden dürfen. Tragen dieselben ein- 
mal den àusseren Stempel des Rechts an sich und sind sie 
insofern als formelles Recht zu achten, so kann der Tod des 
Regenten ihnen diesen Charakter nicht nehmen, denn jener 
Mangel wird dadurch nicht grosser; als er zuvor war. 

d) Immerhin liegt aber ein wichtiges Korrektiv in dem 
Gedanken, dass aus dem obigen Princip keineswegs die Un- 
aj)ânderlichkeit der Rechtsverhàltnisse folgt, welche der 

4 In der Altenburger Verfassung, §. 14, ist der Satz ausgesprochen : 
„Die Regentenliandluîigen des Vorfahren sind von dem Landesnach- 
folger anzuerkennen und zu vertreten, sofern sie ohne Ueherschreitung 
der verfassungsmàssigeii und hausgesetzlichen Befugnis unternommen 
wurden.“ 
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Vorgânger begründet hat. Der Uebergang der Regierung von 
einem Individuiim auf das andere unterbricht und stôrt die 
bestehende Rechtskraft nicht. Aber zii einer Aenderung ist 
der Naclifolger gerade so befugt, wie der Vorgânger selbst; 
denn der Staat und seine fortschreitende Entwickelung kennen 
keine sich cwig gleich bleibenden Rechtsverhàltnisse. Die 
Aenderung muss aber teils in rechtmâss igcr Form^ voll- 
zogen werden, teils müssen dabei wohlerworbene Rechte® 
geschont und geachtet werden. 

e) Blosse Privatschulden gehen keineswegs auf den 
Regierungsnachfolger als solchen über, sondern nur auf den 
Privaterben nach den Grundsâtzen des Privatrechts. Das gilt 
auch dann, wenn dieselben zwar mit Bezug auf das Stainm- 
gut der Krone, aber nicht in der Eigenschaft des Landesherrn 
voii diesem kontrahiert worden sind. Nur wenn jenes durch 
die Verwendung bereichert worden ist, so bewirkt, wie bei 
Fideikominiss- oder liehengütern, die Billigkeit, welche nicht 
zugcsteht, dass die Bereicherung auf Unkosten der Privatcn 
stattfinde, die Verpfiichtung, die Schuld bis auf den Betrag 
des vorhandenen Mehrwertes des Stammguts zu bezahlen. 


Sechstes Kapitel. 

IV. Begründung der Regentschaft. 

1. Die Minderjâhrigkeit des Thronfolgers hindert in 
der Erbmonarchie den Anfall der Regierungsrechte nicht, aber 
nur der Volljâhrige kann dieselben selbstândig aus- 

5 Wenn soinit der Vorfalir z. B. auf konigliche Redite verfassungs- 
mâssig verzichtet hat, so kann der Nadifolger diese auch daim nicht ein- 
seitig wieder herstellen, wenn solche für die Staatswolilfahrt erspriess- 
lich sind, sondern es bedarf dazu in der Reprasentativverfassung der 
Mitwirkung der Kammern. Vgl. auch Zopfl, D. St., §. 220. 
fi Vgl. oben Buch II. Kap. 13, S. 140. ■* 
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üben. Die Minderjàhrigkeit macht daher eine Stellvertretung, 
d. h. die Regentschaft nôtig. 

Die Uebel, welche mit jeder Regentschaft fûr den Staat 
verbunden sind, haben schon frühzeitig bewirkt, dass dieGrenzen 
der Minderjàhrigkeit, ungeachtet die Regierung nicht zu den 
leicht und bald zu erwerbenden Kûnsten gehôrt, enger gezogen 
worden sind als in dem Privatrecht Die Gefahr, welche aus 
der noch unentwickelten Jugend des Regenten für den Staat 
erwâchst, erschien geringer als die einer fortdauernden , mit 
dem monarchischen Princip schwer zu versohnenden Regent- 
schaft. Die goldene Bulle hat so fûr die deutschen Kurfürsten 
das Alter von 18 Jahren ^ als das Alter der staatsrechtlichen 
Volljâhrigkeit der Fûrsten festgesetzt, wâhrend in dem deut- 
schen Privatrechte dieselbe erst mit 21, oder nach rômischem 
Rechte mit 25 Jahren erlangt wird. Auch in den neueren 
Staaten darf das Alter von 18 Jahren als Regel angesehen 
werden. In den deutschen Staaten ist dieselbe nun mit 
seltenen Ausnahmen anerkannt,^ ebenso in England, den 
Niederlanden, in Belgien u. s. f. Nach der schwedi- 
schen Verfassung von 1809, Art. 93, durfte der Kônig von 
da an nur dem Staatsratc, dem hochstcn Tribunal, den Hof- 
gerichten und Kollegien beiwohnen, aber noch nicht an Be- 
schlüssen teilnehmen. Die Vormundschaft horte erst auf, 
wenn er auch das Alter der privatrechtlichen Volljâhrigkeit 

1 VII, §. 4: „Quam (legitimam aetaitem) in principe elcctore decem 
et octo annos complètes censeri volnmas et statuimns perpetno haberi. 
Qiiam dum attigerit, jus, vocem et potestatem et omnia ab ipsis depen- 
dentia tntor ipse sibi totaliter cum officio teneatur protiiius assignare.“ 
[Da nacli dem deutschen Rechte des Mittelalters die Mündigkeit und 
damit auch die Regierungsfâhigkeit schon mit cinem früheren Termin 
(12 — 16 Jahre) cintrât, so hat die goldene Bulle den Termin der Re- 
gierungsfâhigkeit nicht früher gesetzt, sondern hinausgeschobeii. Die 
Regierungsfâhigkeit des deutschen Kônigs trat mit dem vollendeten 
15. Jahre ein und ward erst in der Wahlkapitulation Josephs I. von 1690 
auf das vollendete 18. Jahr festgesetzt.] 

Zacliariâ, D. St., §.*79. 
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erreicht hatte.^a Im Gegensatze dazu hat die spanische Ver- 
fassung von 1876, Art. 66, die Minderjâhrigkeit auf das Alter 
von 16 Jahren beschrànkt.^ 

2. Das mittelalterliche Staatsrecht batte die Neigung, die 
Stellvertretung des minderjâhrigen Thronfolgers ans dera Ge- 
sichtspunkte der persônlichen Vormundsch aft zu be- 
handeln. Dem modernen Staatsrecht aber ward die Aufgabe, 
schàrfer zu trennen und die i)rivatrechtliche Vormundschaft, 
welche durch die Sorge fûr das Individuum bestimmt wird, 
von der staatsrechtlichen Regentschaft, welche in dem 
Bedürfnis des Staats nach einer Regierung ihren Grund hat, 
vollstandig zu unterscheiden.^ Es ist daher zulâssig, dass 
andere Personen Vormünder des minderjâhrigen Fûrsten und 
andere Reichsverweser für denselben sind; jenen kommt die 
Verwaltung seines Privatvermôgens, diesen die Austibung der 
Regierung zu. 

r j^Es ist demnach nicht zu billigen, wenn auch gegenwârtig 
noch behauptet wird, die Regeln des Privatrechts über die 
Bestellung der Vormundschaft (z. B. durch Testament oder 
Gesetz oder obrigkeitliche Anordnung) kommen da jederzeit 
zur Anwendung, wo nicht das positive Staatsrecht etwas an- 
deres bestimmt habe. Die Uebertragung der privatrechtlichen 
Normen auf das offentliche Gebiet versteht sich nirgends mehr 
von selbst. Vielmchr muss umgekehrt gesagt werden: Die 
Regentschaft kann nur durch einen staatsrechtlichen Akt 

2a [Nach dem Verfasaungsgesetz von 1815 wird der Kônig jetzt mit 
vollendetem 18. Jahr volljahrig. Verf., Art. 41.] 

3 Die Verfassung von 1812, §. 185, forderte noch ein Alter von 
18 Jahren. InFrankreich begründete seitKarlV. (1374) schon der An- 
tritt des 14. Jahres die Volljàhrigkeit des Kdnigs. Schàffner, Franzos. 
Rechtsgesch. II, S. 307. 

4 Erklàning Hannovers in der Bundesversaminlimg von 1829: 
„Die vormundschaftliche Regierung über einen souveranen Staat lasst 
sich nicht mit der vormundsch aftlichen Verwaltung des Vermogens 
eines Privatmanns auf eine Linie stellen.“ Es ist daher auch geraten, 
den Ausdruck „Vorniundschaft“ für jeiie zu •^^ermeiden. 
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begründet werden, wenii nicht ausnahinsweise das positive 
Staatsrecht noch auf die privatrechtlichen Formen der Be- 
gründung verweist. 

Die neueren Grundgesetze enthalten in dieser Beziehung 
oft genauere Bestimmungen. Nach den einen wird die Regent- 
schaft ein für allemal nach bestinimter Ordnung normiert.® 
Nach den anderen wird im einzelnen Falle eine Regentschaft 
ernannt. Dem Staatsrechte der konstitutionellen Erbmonarchie 
entspricht es dann am genauesten, wenn die Ernennung weder 
dem Monarchen für sich allein, noch den Kammern für sich^ 
überlassen, sondern durch ein Gesetz des gesetzgebenden Kor- 
pers vollzogen wirdJ Ist bei Lebzeiten des regierenden Monar- 
chen dieses Gesetz nicht erlassen, so ist, wie das in den Nie- 
derlanden vorgesclirieben ist, den nâchsten Anverwandten 
des minderjahrigen Nachfolgers mindestens ein beratendes 
Votum zu gestattcn. 

3. Die Minderjàhrigkeit ist aber nicht der einzige Grund, 
welcher eine Regentschaft notig inaclit. Wenn auch nach 
dem Regierungsantritt eine persônliche Unfàhigkeit des Monar- 


5 Nacli der bayer. Verf. II, §. 10 „kann der Moiiarch miter den 
volljahrigen Priiizen des Hanses den Rcichsverweser für die Zeit der 
Minderjàhrigkeit seines Nachfolgers wahlen. Hat er das nicht gethan, 
so gebührt die Reichsverwesung dem volljahrigen Agnaten, welcher nach 
der Erbfolgerimg der nâcliste ist.“ Nach der spanischcn Verfassiing 
von 1876, Art. 67, kommt die Regentschaft dem Vater oder der Mntter, 
oder dem Nachstberechtigtcn ziir Throi\folge zu. Die portugicsische 
von 1826, Art. 92, bezeichnet den nâchsten Verwandten des Konigs ziim 
Regenten und fordert für jenen ausdrücklich die Volljahrigkeit von 
25 Jahren. In Preussen, Art. 56 u. 57, gelangt erst der iiachste lahige 
Agnat ziir Regentschaft; subsidiar wahlen die Kammern. 

6 Nach der belgisch en Verfassung, Art. 81, setzen die vereinigten 
Kammern die Regentschaft ein. Aehnlich ernennen in Schweden, Verf. 
von 1809, Art. 93, die Reichstilnde einen [drei oder fünfj „ Vormünder“. 

‘ So in England und in den Niederlanden, Verf., Art. 36. 
Ebenso [früher] in Frankreich. Vgl. die Abhandlung von R. v. Mohl, 
Staatsrecht, Volkcrrecht und Politik I, S. 144, und Pozl, Art. Regent- 
schaft im D. Staatswôrterbfich. 
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chen sich zeigt, die Regierung auszuüben, und dieselbe nicht 
so umfassend imd dauernd ist, um den Uebergang der Thron- 
folge selbst zu rechtfertigen, so bedarf es wieder der Regent- 
schaft. Dahin gehôren : 

a) kôrperliche Gebrechen, z. B. Taubheit, Blindheit, 
Stummheit und schwere Krankheit; 

b) Wahnsinn und âhnliche Geistes- oder Gemüts- 
krankheit, z. B. Blodsinn, ein hoher Grad von Trübsinn; 

c) lange Abwesenheit oder Gefangenschaft; 

d) grobe Verletzung der Regcntenpflicht, z. B. 
Tyrannei, gewaltsame Missachtung der Verfassung, offenbare 
und gemeinverderbliche Missregierung; 

e) Pri vatverbrechen, welche die moralische Ehre des 
Regenten verdiinkeln; 

f) Unwürdigkeit des Benehmens und Lebens, welche 
dem Fürsten die ofFentliche Achtung vôllig raubt und ihn 
nioralisch zur Fortführung der Regierung untauglich macht.^ 

Die Anerkennung besonders der drei zuletzt genannten 
moralischen Gründe für Bestellung einer Regentschaft hat 
freilich, insofern nicht wie in den zusaminengesetzten Staaten 
durch die hôhere Ordnung der Reichs- oder Bundesverfassung 
für Bewahrung der Rechtsordnung in den Einzelstaaten gcsorgt 
ist, sowohl principielle als faktische Schwierigkeiten ; jenes, 
weil die Korperschaft, welche darübcr zu erkennen hat, in ge- 
wissem Sinne über die Person des Monarchen zu Gericht sitzt, 
freilich nur in der negativen Weise, dass sie ihm die Regierung 
des Staats nicht langer zugesteht;® dieses, weil gerade ein 

^ Eine Rcihe von Beispiclen aus deutschcn Staaten werden bei 
Klüber, Deiitsches Bundesrecht, §. 247, Note b, aiigeführt. In dem 
alten Deutschen Reich war indessen iür die Beurteiliing solcher Fâllc 
besser gesorgt, friiher durch die kaiserlichen Reichs- und Hofgerichte, 
spâter durch die Prüfung und das Erkenntnis der Reich s vers amm- 
lung. Zweckmàssiger ist aber die ganzliche Entfernung als die blosse 
Entmündigung der moralisch untauglichen Regenten. 

Bei Beratung des badischen EntwurfS des Regentscliaftsgesetzes 
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schlechter Fürst seine Macht nicht leicht ohne Kampf fahren 
lassen, sondern eher benutzen wird, seine politischen Gegner, 
die sich für eine Regentschaft erklâren würden, zu verfolgen 
und zu unterdrücken. Daher bestreiten manche Publizisten 
für das neuere Staatsrecht die Zulâssigkeit einer Regentschafts- 
ernennung aus diesen Gründen und lassen dieselbe nur in den 
drci erstgenannten Fâllen zu, die immerhin, weil sie sich mehr 
an die thatsâchliche Erscheinung halten, als eine moralische 
Beurteilung nôtig machen, leichter festzustellen sind. Gibt 
es aber kein légitimés Mittel, die letzteren Fâlle zu berûck- 
sichtigen und für Abhilfe zu sorgen, so wird der Staat der 
noch schlimmeren Gefahr einer revolutionâren Losung der Frage 
ausgesetzt. Wir werden im Verfolge, wenn von der Unver- 
antwortlichkeit des Monarchen die Rede sein wird, darauf zu- 
rückkommen. 

4. Inrepublikanischen Sftaaten ist dasBedürfnis einer 
Regentschaft seltener, indem der hâufigste Fall, die Minder- 
jàhrigkeit, überall nicht eintritt. üeberdem ist, wenn sich 
spàter eine Verhinderung des Staatschefs ergibt, regelmâssig 
durch das Amt des Vicepràsident en für die Fortsetzung 
der Regierung gesorgt.^^ Dagegen kann âhnlich, wie in der 
Wahlmonarchie, hier eher, wenn der Prâsident und Vicepràsi- 
dent sterben oder ihre Amtsdauer ausgelaufen und der Nach- 
folger noch nicht gewàhlt ist, dasBedürfnis einer Zwischen- 
regierung (interregnum) eintreten. 

wurde der Antrag gestcllt, dass eine aus den Kammerii gewàhlte Jury 
einen einstimmigeii Wahrspruch bilde, welcher dem Entscheid der Kam- 
mern zu Grunde liege. 

10 Z. B. Za ch aria, D. Staatsrecht, §. 80. 

11 Nordanierikanische Verfassung II, 1, 6. Story III, 36, 
§. 205. 
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Siebentes Kapitel. 

V. Verlust der Herrschaft. 

1. Entsagung, Abdankung. Sie beruht auf dem 
freien Willen des Regenten, auf die Regierungsrechte zu ver- 
zichten und die damit verbundenen Pfiichten von sich abzu- 
wâlzen. Ein Amtszwang, welcher denselben auch wider Willen 
festhielte, wâre unnatürlich, schon um der grossen morali- 
schen Verantwortlichkeit willen, welcher die Krâfte eines In- 
dividuums nicht gewachsen sein kônnen, und verderblich fûr 
den Staat, dem mit erzwungener Regierungsthâtigkeit nicht 
geholfen sein kann.i 

Die Entsagung kann indessen in der Erbmonarchie eine 
unbedingte sein, in dem Sinne, dass die Thronfolge eben 
so eintritt und fortgeht, wie wenn der Monarch gestorben 
wâre, oder eine bedingte, d. h. lediglich zu Gunsten des 
bestimmten Nachfolgers wirkende, so dass, nach dem Ab- 
sterben des letzteren, der abdankende Fürst neuerdings zur 
Thronfolge berufen wird. 

2. Der ausdrücklichen Entsagung steht die stillschw ei- 
gende gleich, welche ausden Verhâltnissen geschlossen werden 
kann, obschon die Herstellung dieses Ereignisses leicht dem 
Zweifel und Streit ausgesetzt ist. Sie darf gefolgert werden, 
wenn der Monarch dauernd das Land verlàsst, das er zu re- 
gieren hat, oder sich dauernd allen Regierungspflichten und 
Geschâften entzieht Dieses Argument wurde in der englischen 
Révolution von 1688 auch von der entschieden dynastisch 
gesinnten Partei in dem englischen Parlamente anerkannt. 
Ebenso kann die Veràusserung des Staatsgebietes von seitcn 
des Monarchen interpretiert werden, ganz abgesehen von der 
Frage, ob dieselbe gtiltig sei oder nicht. 

1 Eine Ausnalime komrat daher auch nur in kleinen Republiken, 
die einer Gemeindeverwaltung ahnlich sind, vor, wie in einzelnen Berg- 
kantonen der Schweiz. 
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3. Der Eintritt einer absoluten Unfàhigkeit, Regent 
zu sein, nach den Bestimmungen der Staatsverfassung, z. B. 
nach der englischen der Uebertritt desselben in die katholische 
Kirche. Manche neuere Verfassungen begnügen sich, auch in 
solchen Fâllen, wie in denen relativer Unfàhigkeit, die Be- 
stellung einer Reichsverwesung anzuordnen. 

4. Die Entsetzung, in der Republik auch gegen- 
wârtig noch anerkannt, nach dem Staatsrechte des Mittelalters 
auch in Monarchien hàufig geübt, wird von dem Staatsrechte 
der modernen Monarchie gewohnlich nicht mehr gestattet.^ 

5. Die Entthronung, sei es a) durch das Macht- 
gebot eines Erobcrers oder eines übermachtigen fremden 
Staates, oder b) infolge einer inneren Révolution, welche 
den Monarchen oder die Monarchie stürzt, oder c) durch 
Usurpation eines Individuums, welches sich der Staatsgewalt 
bemachtigt. Die Gcschichte kerfnt eine grosse Zabi von Bci- 
spielen der Art aus alter und neuer Zeit. 

Zunachst ergibt sich in allen diesen Fallen nur eine fak- 
t isch e Zerstorung der bislierigen Herrschaft, nicht eine recht- 
liche Erledigung des Thrones. Verzichtet der Monarch nicht 
auf sein Recht, so wird der Zwiespalt zwischen seinem Rechte 
und den faktischen Verhaltnissen sichtbar und dem Kônige 
de jure steht ein Konig oder eine Regierung de facto feindlich 
entgegen: eine Spaltung des idealcn Rechts und der rcalen 
Macht, welche jederzeit für den Staat, dessen Existenz die 
Vereinigung beider erfordert, eiir schweres Leiden und auf die 
Dauer unertràglich ist. 

Der illégitime Ilerrscher wird, soweit seine wirk- 
li^he Macht reicht, von den Unterthanen Gehorsam fordern; 
und da die Wohlfahrt und die Rechtsordnung in dem Staate 
ohne eine faktische Regierung nicht bestehen kônnen, so wird 
er denselben auch finden. Der einzelne Unterthan kann den 
Kampf mit der ûberwiegenden Staatsgewalt nicht aufnehmen 

Niiher wird davon Kap. 9 gehandelt. 
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und bestehen, und die übrigen Organe des Staats, die Polizei, 
das Heer, die Gerichte werden jede Auflehnung der Individuen 
Oder einzelner Klasseii der Bevôlkerung unterdrücken und 
bestrafen. Der légitimé Herrscher aber bat die Macht 
nicht, die ihin treuen Bürger zu schützen, und kann daher 
auch nicht fordern, dass sie fûr seine Rechtsansprüche , die 
er selber nicht aufrecht zu halten vermag, sich hinopfern.^ 
Aber ebensowenig kann ihm zugemutet werden, auf dieselbe 
fur die Zukunft zu verzichten; und ihn dazu zu nütigen^ in 
âhnlicher Weise wie die Unterthanen, dazu fehlt der fak- 
tischen Regierung hinwieder die Macht. 

Hier bcgegnen wir dem grossen Einfluss, welchen auf dem 
Gebiete des Staatsrechts der Besitz auf die Rechtsbildung 
âussert. 

Der entthronte Herrscher verliert sein Recht, sobald er 
durch die Verhâltnisse genotigt wird, den Kampf um die 
Herstellung der Herrschaft aufzugeben, d. h. wenn einerseits 
im eigenen Lande jeder faktische Widerstand aufgehôrt hat 
und auch die Aussicht, denselben zu erneuern, verschwunden 
ist, und andererseits die Môglichkeit, von aussen her durch 
volkerrechtliche Einwirkung oder Krieg die Wiedereinsetzung 
zu vollziehen, zerstôrt ist. Ersteres ist geschehen, wenn die 
ganze Nation sich dem neuen Herrscher unterworfen hat; 
letzteres, wenn die auswàrtigen Mâchte diesen ihrerseits an- 
erkannt haben und jenen somit verhindern, sein Recht von 
ihrem Gebiet aus mit Kriegsgewalt zu erneuern.^ 


3 ünter Heinrich VIL wurde im Jahr 1494 eine englische Parla- 
mentsakte erlasseii, durch welche ausdrücklich untersagt wurde, jemand 
gerichtlich wegen Verrats oder eines aiideren Vergehens zu verfolgen 
und zu bestrafen, weil er einem Kdnige de facto seine Dienstpflicht ge- 
leistet habe. Sie findet sich in dem Book of Rights von Edgar Taylor 
S. 136. [Es ist das Statut 11 Heinrichs VIL, c. 1, gemeint. Vgl. darüber 
Stephen, History of the criminal law of England II, 254 IF.] 

4 Vgl. oben Buch I, Kap. 8, S. 24 f. und Zopfl, Staatsrecht II, 
§. 206. Er legt mit Recht auf die Anerkennung der Grossmachte einen 
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6. Die Reichsverwesung, Regentschaft erlischt, 
wenn der Grand, um dessen willen sie bestellt wurde, aufhort, 
somit wenn der minderjâhrige Monarch stirbt und der Thron- 
folger zur Regierung befâhigt ist, oder wenn jener volljâhrig 
wird. Ist es zweifelhaft, ob der Grand aafgehort habe, so wird 
darüber in der nàmlichen Form entschieden werden müssen, 
welche verfassungsmàssig zur Bestellang der Regentschaft er- 
fordert wird.^ 


Achtes Kapitel. 

YL Redite des Staatshaiiptes. 

A. Majestâtsrechte. 

1. Der Monarch als Soaveràn ist zagleich gewissermassen 
die Personifikation der Hoheit andWürde des Staats. 
Demgemàss hat er das Recht der Majestàt, welches aach 
da gilt, wo der Titel ^Majestàt^ dem Fürsten fehlt. 

Der Titel Majestàt gebührt nach der neueren staatlichen 
Courtoisie nur den Kaisern und den Kônigen, nicht aber 
anderen Fürsten, auch wenn dieselben souveràne Landesherren 
sind. Zuerst hat die rômische Staatssprache das Kaisertum 
damit beehrt.^ Von da ging der Sprachgebrauch auf die 


Wert; aber wenn einmal ein neuer Herrscher von denselben anerkannt 
worden und so auch volkerrechtlich legitimiert ist, so lasst sicli das nun 
wirkliche Recht nicht wieder durch spatere Weigerung fernerer Aner- 
kennung illegitim machen, wie Zôpfl mit Hinweisung auf den Fall 
Napoléon I. behauptet. Diese spatere Weigerung kann die Bedeutung 
eîTler vôlkerr ech tlichen Entthronung haben, und ist dann neue 
Rechtsbildung , nicht Rückbildung in frühere Zustande. Man kann die 
Geschichte nicht nachtrâglich ungeschehen machen. Gerade die Napo- 
leonische Geschichte macht das klar. 

5 Zacharia, Deutsches Bundesrecht, §. 83. 

1 Die Kaiser wurden zuweilen so angeredet, brauchten aber auch 
von sich selber den Aiisdruck „nostra majestas". Vgl. c. 17 C. de omni 
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frânkische Monarchie^ über und durch deren Vermittelung 
auch auf die deutsch-rômischen Kaiser.^ Im spâteren 
Mittelalter gaben auch die Kônige dem Kaiser diesen Titel, 
erhielten denselben aber nicht von der kaiserlichen Kanzlei 
zurück.^ Erst seit dem westfàlischen Frieden wurde es 
üblich, auch von Keichs wegen die Kônige als Majestâten 
zu beehren, und auch die Kurfürsten fingen nun an, die 
nàmliche Auszeichnung zu begehren.^ 

agro deserto: „sub canonis solutione, qucm nostrae majesiatis auctoritas 
per annos singulos solvendum esse praescripsit." 

Karl der Grosse bediente sich des Titels schon, bevor er die 
Kaiserkrone auf sein Haupt gesetzt batte, und noch friiher sprach 
Theodoricb der Grosse als Konig von Italien von seiner „regia majestas“. 
Vgl. Pfeffinger: Vitriarius Illust. I, IV, 9 [I, 385 ff. Vgî. auch Waitz, 
Deutsche Verfassungsgeschichte 111, 243]. 

3 Es ist daher ein Irrtiim, wenn Droysen (Befreiungskriege 1, 
S. 23) meint, Karl V. habe sich zuerst Maj estât heissen lassen. Dieser 
Kaiser hielt zwar strenge auf die Etikette, und so mochte auch dieser 
Xitel unter ihm zu regelmâssigerem Gebrauche kommen. Aber fort- 
wâhrend hatten auch die früheren Kaiser den Titel der Maj estât erhalten 
und von sich gebraucht. Eine Reihe von Beispielen sind gesamraelt bei 
Pfeffinger a. a. O., z. B. Friedrich II. im Jahre 1213; „praesens 
privilegium majesiatis nostrae aurea bulla jussimus communiri.“ 

4 îîoch bei den Verhandlungen [auf dem Reichstag zuRegensburg 
im Jahre 1G41 erhob der bsterreichische Gesandte] Einsprache da- 
gegen, dass dem Kônige von Frankreich der Titel Majestât von dem 
Reiche beigelegt werde: „Hielten sie davor, dass das Wort ,Dignita8^ 
oder ,Kbnigliche WUrde*- zu behalten; als weiln es also im rtimischen 
Reich herkommen und solches prâdicat; Dignitas gebraucht würde, wenn 
auch nur ein Fürst des Reichs allcin an einen Konig schriebe, und 
würde derowegen hierdurch eine Einführung und sonderlichen denen 
anwesenden Fürsten ein Prâjudiz .gemachet, so man niemals vorhero 
hâtte thun, ja auch keines Kôniges Gesandten gestatten wollen, seinem 
Konig das Prâdicat Majestât zu geben, weil sonsten niemand anders als 
dem Rbmischen Kayser und dem Régi Romanorum solch Prâdicatum 
Majesiatis gegeben würde. “ Indessen Hess sich damais schon die Mehr- 
heit in dem Fürst en rate bestimmen, den Konigen von Frankreich 
und von Spanien diesen Titel zuzugestehen, die Kurfürsten aber 
bezogen sich auf den Entscheid des Kaisers. 

5 Als der Kurfürst von Brandenburg 1688 in der Vollmacht seiner 
Gesandten die Formel: „mit unserem Churfüretlichen Majestât InsiegeP* 
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Der Titel kann auch für sich allein, ohne die eigentlichen 
Majestàtsrechte, vorkommen. In diesem Sinne gebührt derselbe 
regelmâssig der Gemahlin des Konigs und kann auch von dem 
Kônige, welcher auf die Herrschaft verzichtet, somit aufgehôrt 
hat, Souverân zu sein, als Zeichen der hochsten Elire bei- 
behalten werden. 

Unabhàngig von dem Titel ist das Recht der Maje- 
stàt. Eine Verletzung der hochsten staatlichen Ehre des 
Monarchen wird daher als ein eigentümliches Verbrechen, als 
„Majestàtsbeleidigung“ (crimen laesae majestatis) behandelt 
und mit schwererer Strafe belegt, als wenn die Ehre irgend 
eines anderen Individuums verletzt wird.*^ 

Das republikanische Staatsrecht der neueren Zeit hat für 
seine Regierungshâupter sowohl das Recht der Majestât auf- 
gegeben, als den Titel nie in Anspruch genommen. Das alt- 
rômische dagegen dehnte jenes,» wenn auch nicht diesen, auf 
die Magistrate ausJ 

2. Dem Monarchen wirdUnverletzlichkeit zugeschrie- 
ben und seine Person als geheiligt erklàrt. Auch diese 
Vorstellung ist zuerst in dem romischen Rechte nàher be- 
stimmt worden. Um die Volkstribunen sicherzustellen, 
wurden dieselben für sacrosancti erklart, d. h. wer dieselben 
verletzte, dessen Leib und Gut war den Gottern verfallen.^ 


brauchte, machte das kurraainzisclie Direktorium erst Einwendungen, 
Hess sich dann aber bestimmen, diesel^ anzuerkennen. Vgl. Pfeffinger 
a. a. O. ^ 

6 Die Gesetze und die Jurisprudenz der Romer haben diesen Begriff 
in ausgedehntem Umfang und mit grosser Harte in das Strafrecht ein- 
geführt. 

7 Lex Comelia de majestate: „Praetor qui ex hac lege quaeret, de 
eo quaerito, qui intercessionem sustulerit, aut magistratui, quo minus 
munere suo fungatur, impedimento ftterit.“ 

8 Vgl. Livius III, 55: „Ipsis tribunis, ut sacrosancti viderentur (cur 
jus rei prope jam memoria aboleverat), relatis quibusdam ex magno 
intervallo ceremoniis, renovarunt: et quum religione inviolatos eos, tum 
lege etiam fecerunt, sancfendo: Ut qui tribunis plebis, aedilibus, judi- 
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Mit der tribunizischen Gewalt ging diese Eigenschaft auf die 
rômischen Kaiser über, und als das Christentum eingeführt 
ward, bekam der Begriff der Ileiligung eine kirchliche Fàrbung. 

In den katholischeii Lândern sind die beiden Vorstellungen 
noch lebendig; in protestantischen dagegen wird in neuerer 
Zeit die staatliche ü nverletzlichkeit wohl festgehalten, 
nicht über auch die kirchliche Heiligung.® 

3. Dem Monarchen kommen die Reichsi nsignien zu, 
als sichtbare Symbole seiner Würde und Macht. Dahin ge- 
horen: die Krone, als Sinnbild der Majestât,^® das Schwert, 
als Zeichen der Gewalt, die das Recht schützt und das Unrecht 
straft,^^ der Ring der koniglichen Würde und der Glaubens- 


cibus, (leccmviris iiocuissct, ojiis caput Jovi sacrum cssct: lamilia ad 
aedem Ccrcris, Liberi, Liberaeqne veiium iret.“ [IJeber den BegriÜ’ der 
sacrosancten Gewalt im rdmischcn Staatsrccht s. Mommsen, Rdmisches 
Staatsrecht II, 275 ff.] 

9 Bayerische Verf* von 1818 II, §. 1; „Seine Person ist hcilig iind 
unvcrletzlieh.“ Spanische Verf, von 1876, Art. 48: „Die Person des 
Kdnigs ist lieilig und unverletzbar.“ Ocsterreichisches [Staatsgrund- 
gesetz über die Aiisübung der Regierungsgewalt vora 21. i)ez. 1867, 
Art. 1]; „Dcr Kaiser ist gcbeiligt, imverlctzlich iind unverantwortlich.“ 
Dagegen niederlandiache von 1848, Art. 53: „Der Konig ist iinver- 
letzlicli.“ P reus si s elle von 1850, Art. 43: „Die Person des Konigs 
ist niiverletzlieh.“ 

10 Der deiitsch-roinische Kaiser vereinigte drei Kronen, die deiilsche 
(von Aacheii), die loiigobardisclie und die rornische. Das Kreuz aiii' der 
Krone deutete auf die Eigenschaft desselben als Schirmherr und Glied 
der christ lichen Kirche. Vgl. Pfeffingers Vitriariiis 1, 8, §. 2 f. 
[I, 871 flf.]. 

Die Formel bei der Kronung des deutschen Kaisers: „Accipe gla- 
diiira. Esto memor, de quo Psalmista prophetavit, dicens: Accingere 
gladio tuo super fémur tuiim, Potentissime etc.: ut in hoc vim aeqiiitatis 
exerceas, per eundem niolern iniquitatis potentissime destriias^, sanctara 
Del ecclesiam ejusque tidcles propiignas atqne protegas, ncqiic minus 
sub fidc falsos quain Christiaiii nominis hostes exteras atqne dispergas, 
viduas atqne pnpillos clemcnter adjiives atqne defendas, desolata restan- 
rata conserves, nlciscaris injusta, conserves bene disposita; quatenns hoc 
ageiido virtiitum trinmphator gloriosus, jnstitiae cultor egregins, cum 
mundi salvatore, enjus typum geris, in noînine ejns sine fine regnare 
Bluntschli, allgemeines Staatsrecht. 13 
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treue,!^ das S cep ter als Symbol der Gerechtigkeit, der 
Weisheit und der Gnade.^^ Ueberdem haben die einzelnen 
Reiche auch ihre besonderen Insignien. So wurde dem 
deutschen Kaiser ein goldener Reichsapfel bei der Kronung 
gereicht, zum Zeichen der Hcrrschaft tiber die Erde, und der 
zweikôpfige Adler konnte als Symbol der inneren Gegen- 
sâtze gedeutet werden, welche in dem Deutschen Reiche zu 
einem Korper verbunden waren; so waren die Lilien das 
Symbol der franzôsischen Kônige, die Lôwen das der eng- 
lischen. Zuweilen wâhlten die verschiedenen Kônige auch ver- 
schiedene Insignien. 

4. Der Glanz des Kônigtums wird ferner durch den Hof- 
staat und die Ehrerbietung, die dem Staatsoberhaupte zu- 
kommt, durch ein ausgebildetes Ceremoniell dargestellt. 
Auf die Ordnung des ersteren bat die frânkische Einrichtung 
der vier Hofamter, welche wâhrend des Mittelalters an allen 
Hôfen der Fürsten nachgebildet wurde, grossen Einfluss geübt. 
Das letztere ist teilweise noch durch Formen und Vorstellungen 
bestimmt, welche dem byzantinischen Kaiserreich entlehnt 
sind. Da aber in diesem das Princip der absoluten Monarchie 
herrschte und in manchen Beziehungen auch theokratische 
Anschauungen einwirkten, wie sie dem Orient eigen waren, 
so wird zuweilen hier ein Widerspruch fühlbar mit der mensch- 
lichfreieren Natur des modernen Staates. 

merearis, qui ciim pâtre et spiritu sançto vivit et régnât Deus, in secula 
seciiloriim, amen.“ 

ri Kronungsformel des deutschen Kaisers: „Accipe regiac dignitatis 
annulum et per hune CathoUcae lidei cognosce signaculum et ut hodie 
ordinaris caput et princeps regni et populi, ita perseverabis autor et 
stabilitor Christianitatis et Christianae üdei fieri, ut lelix in opéré cum 
rege regum glorieris per aevum: Cui est honor et gloria, per infinita 
secula seculorum amen.“ 

13 Die Formel: „Accipe virgam virtutis atque veritatis, qiia intelligas 
mulcere pios et terrere reprobos, errantibus viam pandere, lapsisque 
maniim porrigere, disperdasque superbos et releves humiles — diligas 
justitiain et odio habeas infquitatem." 
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5. Die Würde der Monarchie bedingt und erheischt auch 
den Glanz und Reich tum des âusseren Lebens. Beschei- 
dener und anspruchsloser ist der Charakter des republikanischen 
Régiments, aber auch in der Republik ist es weder wûrdig 
noch nützlich, wenn die obersten Magistrate von Nahrungs- 
sorgen gedrückt und ein kiirgliches Leben zu führen genotigt 
sind, so dass dieselben von reichen und selbst von wohl- 
habenden Privatpersonen verdunkelt und überragt werden. Wo 
vollends, wic in der Monarchie, die aussere Ehre der Nation 
in einem Individuum und seiner Farailie dauernd konzentriert 
und in das hellste Licht gestellt wird, da ist Reichtum des 
Monarchen ein notwendiges Erfordernis. 

Dieser Reichtum soll so gross sein, dass der Monarch 
nicht nur den für seine staatliche Mission notwendigen Auf- 
wand betreiben kann, sondern auch imstande ist, in weitem 
Umfange freie Wohlthâtigkeit zu üben und die Blüten der 
Wissenschaft, der Kunst und der Gewerbe in seinem Lande 
durch Unterstützung und Arierkennung des Talentes zu schon- 
ster Entfaltung zu fordern. „Ein Fürst gleicht,^^ wie Friedrich 
der Grosse sagt, „gewissennassen dem Himmel, welcher 
tàglich seinen Tau und seinen Regen ausgiesst und immer 
einen unerschopflichen Schatz hat, die Erde zu befruchtcn.^ 
Auch der Luxus der Fürsten, wenn das rechte Mass gehaltcn 
wird und nicht in Ausschweifung und Geschmacklosigkeit aus- 
artet, oder unedel wird, ist als eine Wohlthat für das Land 
zu betrachten, nicht als ein Uebel. Der Reichtum des Künigs 
ist, wie kein anderer Privatreichtum, wie er selber, voraus 
den üffentlichen Interessen geweiht. Sein Haushalt unter- 
scheidet sich dadurch im Princip von der Oekonomie eiims 
Privaten. Privatspekulationen zu machen, ist unkoniglichJ^ 

14 A ntiin achiaveJ. 

15 Friedrich der Grosse, so sparsam er war, erkannte doch sehr 
wohl das Bedürfnis des koniglichen Luxus für cincn grossen Staat. Er 
eriniiert dabei (ini Antimachiavel) an Phidias', dessen Statue der Athene 
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In dem romischen Reiche wurde das Aerar der Republik 
nach und nach von der Begehrlichkeit des kaiserlichen Fiskus 
verschlungen und das Staatsvermôgen wie ailes Staatsrecht 
dem Kaiser allein zugeschrieben. In den mittelalterlichen 
Staaten des romanischen und germanischen Europas besassen 
die Fürsten weite Domanen und hatten feste Rechte auf offent- 
liche Einkünftc, zugleich aber die Pflicht, die regelmâssigen 
Kosten der Regierung und Rechtspflege aus ihrem Vermogen 
zu bestreiten. In der neueren Zeit kamen sorgfaltigere Unter- 
scheidungen auf: 

a) das eigentliche Staatsvermôgen, nicht mehr dem 
Monarchen allein, sondern dem ganzen Staate zugehôrig, 
nimmt aile ôffentlichen Einkünfte in sich auf und ist 
bestimmt, ebenso aile Ausgaben und Verwendungen des 
Staates zu tragen; 

b) das für den koniglichen Ilaushalt insbesondere 
bestimmte Vermogen, die sogenannte Civil liste, 
deren laufeiide Einnahmen der freien Verwendung des 
Monarchen anheimfallen; 

c) das reine Privatvermôgen des Fürsten. 

Das Institut der Civilliste wurde zuerst in England ein- 
geführt, anfangs durcli einzelne Parlamentsakte, spater als 
bleibende Einrichtung,^® frülier nocli teilweise mit andern 
herkômmlichen ôffentlichen Pannahmen und Belastungen der 
Krone vermischt, in neuerer Zeit vollstândig davon aus- 
geschieden. In unserem Jahrhuirdert wurde dann diese Son^ 


dem Volke nicht gefiel, als sie iioch zu ebener Erde neben einer anderen 
Statue derselben gestellt war, daim aber allgemeiiie Bewundcrung und 
dên entschiedenen Vorzug erwarb, als sie auf ihren liolien Standpunkt 
erhoben wordeii war, und bemerkt ebenso wahr als schon, dass es auch 
für den Staat eine „Oplik der grosseii Verbal tnissc“ gebe, die beachtet 
werden mtissc. 

16 Zuerst nach der glorreichen Révolution von 1689 bei der Thron- 
erhebung Wilhelms' 111. und Jllarias. Vgl. über die Geschichte der engl. 
Civilliste Th. Ersk. May*, Verf.-Gesch. Englands 1, Kap. 4. 
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derung in den meisten Staaten mit konstitutionell-monarchischer 
Verfassung vollzogen. Es ist nicht zu verkennen, dass zwar 
durcli dieselbe das kônigliche Einkommen abhàngiger von der 
Zustimmung der Volksvertretung geworden ist als zuvor, So- 
lange noch Staatsvcrmôgen und Krongut inehr vermischt waren ; 
aber auf der anderen Seitc haben infolge dieser Umwandlung 
auch die Monarchen gewonnen diirch grossere Sicherheit der 
regelinàssigen Zahlungen, durch Befreiung von inancberlei 
wechselnden und nicht selten auch plotzlich steigenden Lasten, 
durch klarere Uebersichtlichkeit und Ordnung des Haushaltes, 
und das Volk durch erhohten Einfluss auf die eigentliche 
Staatsükonomie, Entfernung der Gefahren cines verschwen- 
derischen Ilofes und Erschwerung des Stimmenkaufs, ausser- 
dem beide durch die eiieichterte Moglichkeit, die Grosse der 
Civilliste den veriinderten Bedürfnissen der Zeit anzupassenJ^ 

Unvereinbar ist die Ofvilliste freilich mit dem Patri- 
monialstaat, welcher umgekehrt den Staat selbst wie cin Privat- 
gut der fürstlichen Dynastie betrachtet, aber keineswegs mit 
einem cnergischen und vollmâchtigen Konigtum, wie der 
moderne Staat es kennt. Der Kopf empfangt seine Nahrung 
auch von den Organcn des Leibes; weshalb sollte es daher 
ftir das Staatshaupt, welchcs durch seine Herrschaft dem 
ganzen Kürper dient, anstossig sein, seine Ausstattung und 
seincn Unterhalt von diesem zu bekommen? 

Die Civilliste besteht gewolmlich aus einer fixen jahr- 
lichen Rente und ausserdem in dem Genusse der Palaste, 
Schlosser, Sammlungen, Kleinodien u. s. f., welche für die 
Familie und den Hof des Konigs bestimmt sind. In Eng- 
land^^ wird die Grosse der Rente je bci dem Regierungs- 
antritt des Konigs für dessen Regierungsperiode durch ein 
Parlamentsgesetz bestimmt: ein System, welches zur Zeit der 

17 Sieyès Werke II, 203: „Ein Amtsgelialt von 30 Millionen ist 
der Freiheit sehr zuwider und nach meiner Meiniing sehr antiraonarcliisch.^ 

18 Blackstone, Comm. 1, 8, 9. 
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Restauration in Frankreich^® angenommen wurde und in die 
Verfassungen von Belgien, Art.77, der Niederlande, Art. 27, 
und andere übergangen ist In den deutschen Staaten wird 
dieselbe entweder durch bleibende Verfassungsbestimmungen 
oder Gesetze ein für allemal festgesetzt, oder besteht in den 
Einkünften der besonderen, für diesen Zweck ausgeschiedcnen 
Krondomânen.20 Die spanische Verfassung dagegen, Art. 57, 
und die portugiesische. Art 80, stellen es lediglich dem 
Ermessen der Cortès allein anheim, die Civilliste bei dem 
Regierungsantritte des Konigs zu bestimmen und in Griechen- 
land. Art 42, kann je nach 10 Jahren dieselbe [durch ein 
Gesetz erhoht] werden. In Norwegen (Verf. Art 75) darf 
der Storthing sogar jâhrlich die Civilliste festsetzen/^^ [In 
Oesterreich ist die Hofstaatsdotation durch Gesetz v. 6. Nov. 
1879 auf die Dauer von 10 Jahren festgesetzt worden.] Der 
Würde der Krone ist es jedenfalls nicht zutrâglich, wenn die 
Ausstatturig derselben zum Gegenstand ôfterer Verhandlungen 
der Kammer und so zur Zielscheibc der Parteileidenschaft, 
des Neides und des Unverstandes gemacht wird. 

Wo die Civilliste gehôrig ausgeschieden ist von dem 
übrigen Staatsvermogen, da wird durch einen Ueberschuss der 
jâhrlichen Einnahmen des Staatsvermogens über die Ausgaben 
dieses, nicht aber jene bereichert Der Vorschuss dagegen der 
Einkünfte der Civilliste über die Ausgaben derselben vermehrt 


19 Verfassung von 1814, Art. 23 von 1830, Art. 19. 

20 Bay erische Verfassungsgesetze v. 1834 [u. 1876]. Preiissisches 
Gesetz von 1820, Verf. Art. 59. Die frühcrhin geltende Vorstellung eines 
privatrechtlichen Kammergutes ist für die neuere Staatsentwicltelung 
vôllig iinhaltbar geworden. Beaclitung aber verdient bei der Ausmitteliing 
dw Civilliste, dass die deutschen Fürsten reiclie Kammergüter an den 
Staat übergeben liaben und schon deshalb einen gerechten Anspruch auf 
eine ehrenvolle Dotation haben. Vgl. Za ch aria, deutsches Staatsrecht 
§. 210; [ferner Schulze, Lehrbuch des deutschen Staatsrechts §. 86]. 

21 Dahlmann, Polit. I, S. 95, heisst das nicht mit Unrecht „ einen 
schimpflichen Zustand des ersten Hauswesens im Reiche, den kein Pri- 
vatmann ertragen würde. “ ' 
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das Privatvermôgen des Monarchen, wenn nicht besondere Gründe 
im Wege stehen. lu Preussen fallen die Liegenschaften,^'^ welche 
der Konig hinteiiasst, von Kechts wegen dem Staate zu. 

Die Apanagen der Prinzen und ihrer Familien werden 
besser getrennt von der Civilliste, als in dieselbe eingeschlossen. 
Die Stellung des Monarchen ist einzig im Staate und darf 
daher auch nicht abhàngig gemacht werden von der Zabi und 
den Bedürfnissen der Prinzen, und es haben diese zunâchst 
bloss einen Anspruch auf standesmàssigen Unterhalt, nach 
Massgabe des Stammvermogens der Krone, welcher mehr nach 
den Grundsàtzen des Privatrechts als des Staatsrechts zu 
norinieren ist, wahrend das Recht des Monarchen selbst vor- 
herrschend von staatsrechtlicher Natur ist. Die Ehre der 
Dynastie und die Würde des Staates sind freilich auch in 
diesem Verhàltnisse zu berûcksichtigen, aber sie haben hier 
doch nur eine untergeordnetC Bedeutung. Das System der 
Apanagen ist in Europa aufgekommen, seitdem der staats- 
rechtliche Gesichtspunkt der Einheit der Landesregierung die 
Unteilbarkeit des Staatsgebietes und zugleich mit diesem den 
Anfall des Domânen- und des Krongutes an den einen Nach- 
folger in dem Fürstentum zur Folge batte. Die früheren 
mehr privatrechtlichen Erbansprtiche der übrigen Anver- 
wandten des Monarchen wurden daher zurückgewiesen , und 
diese mussten sich für den Verlust ihres Erbrechtes mit einer 
Abfindung begnügen, wie sie den okonomischen Kràften 
des Kammergutes und den Lebensbedürfnissen der Apana- 
gierten gemâss schien und ziemlich frei von dem regierenden 
Fürsten selbst bestimmt wurde.^^ dem neueren Staats- 

‘-^2 [Nur diejenigen von dem Konig ans eigenen Mitteln erworbenén 
Grundstücke, über welche derselbe wcder unter Lebenden noch von 
Todes wegen verfügt bat, werden bei seinem Tode Teile der Staats- 
domânen. Allg. Landrecht II, 14, §. 15.] 

5^3 GoldeneBulle XXV, §. 5. „Qui (der Erstgeborene) tamen apud 
alios fratres et sorores clementem et pium exhibebit contiimo jiixta datam 
sibi a Dco gratiam et juxta siium beneplacittim et ipsius patrimonii fa- 
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rechte werden die Apanagen regelmâssig durch das Gesetz 
bestimmt. 


Neuntes Kapitel. 

B. Majestâtsrechte. ünverantwortliclikeit nnd Verantwortlichkeit. 

1. Die Frage der Verantwortlichkeit des Staatshauptes 
wurde zu verschiedenen Zeiten und unter verschiedenen 
Vôlkern verschiedon beaiitwortet. Das remis ch e Staatsrecht, 
auch wâhrend der Republik, huldigte dem Princip der Un- 
verantwortlichkeit der obersten Magistrate, so weit ihr 
politischer Amtskreis reichte. Die âlteren germanischen 
Volker im Gegensatze hielten den Grundsatz der Verant- 
wortlichkeit selbst ihrer Kônige für natürlicher. In unsercr 
Zeit bekennen sich die monarchisch regierten Staaten durch- 
weg — mit Ausnahme der napoléon ischen Verfassung — zu 
dem ersteren Princip, suchen aber faktisch die Unvcrantwort- 
lichkeit der Konige durch die Verantwortlichkeit ihrer Minister 
zu beschranken, ohne die sie nicht zu handeln vermogen. 
Die Republiken umgekehrt stehcn zu dem letzteren Grund- 
satze. Betrachten wir die leitenden Gedanken und ihre Ent- 
wickelung nâher. 

2. Die Romer liebten eine energische Gewalt. Vor dem 
Missbrauche derselben suchten sie sich wahrend der Republik 
teils durch kurze Amtsdauer und-^oftere Neuwahl, teils durch 
Teilung der Gewalt unter zwei oder mehrere Inhaber der- 
selben zu schützen; aber sie fürchteten, dass die Kraft des 
Amtes gelahmt und seine Hoheit und Würde verletzt werden 

cultates/* Der Ausdruck apanagium erklart sich ans dem mittelalter- 
lichen Wort apanare, d. h. pancm et cibum porrigere. Verschieden da- 
von war das sog. patagium oder besser partagium (vgl. Du Cange ii. 
d. W.), welches in eiiier Abfindung in Holieitsrechten und Liegcnschaften 
bestand, somit auf einer unvollstandigeri Durchluhrung des Princips der 
cinheitlichen Thronfolge benihte. 
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konnte, wenn der Tràger derselben wâhrend seiner Amts- 
periode verantwortlich gemacht würde, und es schien ihnen 
unnatürlich, dass der hôchste Magistrat der Jiirisdiktion eines 
ihm gleichen oder niedrigeren Magistrales unterworfen werde. 
Es wurde daher als ein Bruch des hergebrachten Redites 
angesehen, als Tiberius Gracchus zuerst auf Absetzung seines 
Kollegen im Tribunal, des M. Octaviiis, antrug und dieselbe 
durchsetzte,^ und nodi Cicero verktindete von den Konsuln 
den Satz: Neinini parento/^ Selbst wegen ihrer Provinzial- 
regierung konnten die Magistrale erst, nachdem ihre Amts- 
dauer vollendet war, belangt werden. Die Unverantwortlidi- 
keit des rornischen Kaisers aber deckte auch seine Diener, 
wenn er sie nidit selber zur Verantwortung zog.^ Der Kaiser 
selbst batte zwar die moralische Verpflichtung, Recht und 
Gesetz zu achten:^ aber wenn er ausnalimsweise über ihre 
Sdiranken hinausging, so gab es kein staatsrechtliches noch 
gerichtliches Mittel, ihn zur Redienschaft zu ziehen; und 
insofern konnte man sagen, 'der Kaiser sei nidit durdi die 
Gesetze gebunden.^ 

3. Eine von Grund aus verschiedene Ansicht findet sich 
dagegen in dem germanischen Mittelalter haufig. Die In- 
teressen der Regierungsmacht und Hoheit schienen den ger- 
manischen Vôlkerri nicht von solcher Bedcutung, um ihnen 

1 Rubinos Untersuch. 1, S. 32. [Vgl. jetzi hierüber namenllich 
Mommsen, Rom. Staatsrcclit I, 607 ff., 672 IF.] 
î De Legih. III, 3. 

3 Oben Bd. I, Biich VT, Kap. 10, Note 9. 

Tacitus^ Annal. III, 26: „Praecipuus Servius Tullius sarictor legura 
fuit quis etiam reges obtemperarent.“ c. 4. C. de Legib. Iinp. Theodosius 
et Valentinianus: „Digna vox est majestate regnantis, legibus alligatum 
se principem proliteri; adeo de auctoritate juris nostra pendet aiictoritas.“ 
5 Ulpianus, L. 31. D. de Legibus: „Princeps legibus solutus est; 
Augusta autem licet legibus soluta non est, Principes tamen eadem illi 
privilégia tribuunt, quae ipsi habent.“ 91, Antoninus phil.: „Nemo nisi 
solus Deus judex principis esse potest.“ [Vgl. Mommsen, Rom. Staats- 
recht II, 711 ff.] 



202 


Drittes Buch. Das Staatshaupt. 


die Rücksichten der Gerechtigkeit aufzuopfern,® und obwohl 
au ch sie in der Regel nur dem hôheren Richter verstatteten, 

6 Gregor von Tours III, 30 von den Goten: „Siimserunt Gothi hanc 
detestabilem consuetudinem (der Bischof ist ein Romane und in den 
Begriffen des romischcn Redits erzogen), ut si quis eis de regibus non 
placuisset, gladio eum adpeterent, et qui libuisset aiiimo, hune sibi sta- 
tuèrent regem.“ [Sowolil iiach dem Redite der Lan go bar den und 
Angels achsen wie nadi frankiscliem Rechte konnte der Kônig 
vor Geridit verklagt werden. S. S ohm, Altdeutsdie Reidis- und Ge- 
riditsverfassung I, 26 ff.-, Loening, Gesdiichte des deutschen Kirdien- 
rechts II, 755 fF.] Dem schwedischen Konig Olof Schosskonig er- 
klarte der Lagmann Thorgny in dem offentlichen Dinge zu Upsala in 
Gegenwart des norwegischeii Gesaiidten : „I)ieser Konig, der jetzt da ist, 
will nicht, dass eincr wage, zu ihm zu reden, als was ilim selbst wohl- 
gefâllig zu hôren ist, und das betreibt er mit aller Hitze. Seine Steuer- 
lander aber lasst er durdi Sorglosigkeit sicli aus den Handen gehen, 
und dennoch will er Norwegen beherrschen, was kein Konig vor ihm 
begehrte, daher mancher in ünruhe leben muss. Deshalb wollcn wir 
Bauern, dass du Konig Olof mit Norwegens Kônige Friede schliessest 
und ihm deine Tochter Ingegard zur Frau gebest. Willst du die Ost- 
lander wieder gewinnen, die deine Verwandten und Voreltcrn gehabt 
haben, so folgen wir dir aile. Willst du aber unser Begehren nicht 
erfüllen, so werden wir dich überfallen und dich tôten und nicht langer 
Unfrieden und Unrecht diilden. Denn so haben es unsere Voreltern 
gemacht: sie stürzten fünf Konige in einen Brunnen bei Mulathing, die 
so von Hochmut erlullt waren, wie du gegen uns.“ Vgl. Wilda, Straf- 
reclit der Germanen, S. 31. Weitere Nachweisungen bei C. Maurer, 
Beitrage zur Rechtsgeschichte des Nordens I, S. 13. Leges Lamecenses 
in Portugal v. J. 1153, Art. 22: „ünd der Prokurator des Kônigs 
Lorenzo Venegas hat gefragt: Wollt ihr, dass der Herr Kônig zu den 
Cortès des Kônigs von Ijeon gehen und--ihm oder irgend einer anderen 
Person ansser dem Herrn Papst, welcher ihn zum Kônig erhoben hat, 
Tribut zahlen soll? Uiid aile haben sich erhoben und mit den blossen 
Schwertern gegen den Ilimmel gerichtet gcsprochen : Wir sind frei, unser 
Kônig ist frei, unsere Hande haben uns befreit, und der Herr Kônig, 
welcher solche Dinge zugestanden haben soll te, soll sterben und, wenn 
er noch Kônig sein sollte, nicht mehr über uns regieren. Und der Herr 
Kônig mit der Krone auf dem Haupt erhob sich abermals und sprach 
auf ahnliche Weise mit entblôsstem Schwerte zu allen: ihr wisst, wie 
viel Schlachten ich für eure Freiheit ausgekampft habe, ihr seid davon 
Zeugen, mein Arm und dieses Schwert sind Zeugen, wenn jemand solche 
Dinge zugestanden haben s*ollte, so soll er sterben und, wenn es mein 
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über die ihm untergeordneten Personen das Gericht zu hegen, 
so liessen sie doch, wenn der hôliere Richter selber das Recht 
und den Frieden brach, ihn vor seinem Stellvertreter zur Ver- 
an twortung ziehen. 

Es war eine Idee des Mittelalters , dass der Kaiser"^ 


Sohn nnd Enkel ware, so soll er nicht regieren. Und aile Standc habeii 
gesprochen: ein giites Wort, sie sollen sterben, und wenn der Koiiig ein 
solcher gewesen ist, dass er zu einer fremden Oberherrschaft seine Ein- 
willigung gibt, so soll cr nicht regieren. Und wiedcrum spracli der Kônig: 
80 soll es geschehen." Schubert, Verf. II, S. 133. Noch im Jahr 1641 
erklarten die drei Stânde von Portugal bei der Erhebung des Hanses 
Braganza auf den Thron: „Es ist auch nach dem natürlichen und mensch- 
lichen Redite, selbst wenn die Stande der Kbnigreiche aile ihre Antorilat 
und Gewalt den Kônigen übertragen und bewilligt hàtten, iini sie zu 
regieren, dass dies nichlsdestoweniger doch nur unter der stillscliwei- 
genden Bedingung geschelien sein würde, sie mit Gerechtigkeit zu Iciten 
und zu beherrschen, nicht aber mit Gewaltthatigkeit. Daraus tblgt, dass 
wenn die Unterthanen von ihreii Souveranen tyrannisch behandelt worden 
sind, es auch in ihrer Gewalt steht, ihnen die Krone zu nehmen.“ 
Schubert, Verf. II, S. 139. Assisen von Jérusalem B. C. 26; 
„Bien sachies quil n'est mie seignor de faire tort: car sc il le faiseit done 
ni avereit il desous lui nul home qui droit deust fair ne dire, puisque 
le sire mayme ce fauce por faire tort.“ [üeber die Ausbildung der 
Lehre, dass das Volk über den pflichtvergesscnen Hcrrscher Gericht zu 
halten und ihn nach ürtel und Recht zu entsetzen befugt sei, in der 
mittelalterlichen Doktrin s. Gierke, Dcutsches Genossenschaftsrecht III, 
578 fr.; über die Lehre vom Recht des aktiven Widerstands gegen gesetz- 
widrige und ungerechte Anordnungen des Herrschers s. ebenda III, 
565 fiF.] 

7 Carta divisionis imperii a. 817, c. 10: ,jSi autem — evenerit, ut 
aliquis illorum propter cupiditatem rerum terrenarum, quae est radix 
omnium malonim, aut divisor aut oppresser Ecclesiarum aut pauperum 
extiterit, aut tyrannidem, in qua omnis crudelitas consistit, exercuerit, 
primo secundum Domini praeceptum per fideles legatos semel bis et te^r 
de sua emendatione commoneatur; ut si his renisus fuerit, arcessitus a 
fratre coram altero fratre patemo et fraterno amore moneatur et casti- 
getur. Et sic hanc salubrem admonitionem penitus spreverit, communi 
omnium sententia quid de illo agendum sit decernatur, ut quem salubris 
ammonitio a nefandis actibus revocare non potuit, imperialis potentia 
communisque omnium sententia coerceat.** Sachsenspiegel III, 55, 
§. 1: „Over der vorsten lif unde ir gesunt ne mut neman richtere sin, 
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berufen sei, auch über die Fürsten Gericht zu halten, eine 
Idee, welche indessen nur innerhalb des deutscb-rômischen 
Reiches praktiscli wurde, indem die übrigen christlichen Konige 
und Fürsten die Weltherrschaft des Kaisers nur im Xitel und 
Rang, nicht in der Wirkliclikeit anerkannten. Wurde auch 
spater die Entsetzung eines Reichsfürsten dem freien Urteile 
des kaiserlichen Gerichtes nicht mehr überlassen, sondcrn von 
der Zustimmung des Reichstages abhangig gemacht, so blieb 
doch die Zulassigkeit derselben bis zur Auflôsung des Deutschcn 
Reiches anerkannt.^ 

Sogar der Kaiser, ungeachtet seine hôchste Macht von 
Gott abgeleitet wurde, war nicht unverantwortlich. In ge- 
wôhnlichen Klagen, die ihm nicht an die Herrschaft gehen, 
wird er vor dem Pfalzgrafen vom Rhein belangt.^ Die Kur- 


waii de K()ning.“ Reiclisabschied Friedrichs IL von 1235, c. 24: 
Wenn die Klage deii Fürsten an iliren Leib, ilire Elire, an ilir Redit, 
an ilir Erbe oder ihr I.ebeii geht, so richtet der Kaiser selbst. Nacli dem 
Schwab ens pi egel, c. 106, kanii cr indessen, wenn er aiisser l.andes 
fahrt, dem Pfalzgraien vom Rhein „dcii gevvalt geben, dass er an siner 
stat riditer si über der l'ürsten lip“. Die Beispiele sind ancli nicht selten 
in der deutsclien Gcschidite, dass die Reichsacht über Fürsten ausge- 
sprochen und vollzogen wurde. 

« Wall Ikapi tulation Karls VL von 1711, Art. XX. „Wir sollen 
und wolleii auch in Acht und Oberachtsachen darauf halten, dass nie- 
mand Chiirfürst, Fürst oder Stand — ohne rechtmâssig und genugsame 
ürsach auch ungehbrt und ohne Vorwissen Rath und Bewilligung des 
Heil. Reidis Chnrfürsten, Fürsten und Stand in die Acht oder Oberacht 
gethan vverde.“ — „VVann es dann (nach der gerichtlichen Verhand- 
lung in Reichshofrat oder Kammergericht) zuni Schluss der Sachen 
kommi, so sollen die ergangene Acta auf olTentlichen Reichstag gebracht, 
durcli gewisse liierzu absonderlich vereidigte Stand ans allen drei Reichs- 
côllegien in gleicher Anzahl der Religionen examinirt und überlegt, 
deren Gutachten an gcsambte Churfürsten, Fürsten und Stânde referirt, 
von denen der endliche Schluss gefasst und das also verglichene Urtheil, 
nachdeme es von Uns und unserem Commissario gleichfalls approbirt, 
in Unserem Nahmcn publicirt werden." 

9 Sachsenspiegel III, 52, §.3: „klaget man over den richtere, 
he sal antwerden vor deniê sciiltheiten, wen die scultlieite is richter siner 
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fürsten aber sind berechtigt, ilin durcli ürteil selbst des 
Reiches zu entsetzen.^® Erst in den letzten Jahrhunderten, 
als die Grundsàtze des romischen Rechts mehr in Aufnahme 
gekommen waren und die moderne Ansicht von der Souverâ- 
nitât verbreitet wurde, bestritten die Juristen ein solches Ent- 
setzungsrecht der Fürsten gegcnüber dem Reichsoberhaupt. 

4. Für das neuerc Recht ist zu unterscheiden die privat- 
rechtliche, die strafr echtliche und die politische 
Verantwortlichkeit oder Unverantwortlichkeit des Monarchen. 

Auf dem Gebiete des Privatrechts bat sogar das 
rômische Recht, welches eine absolute Macht des Kaisers 
proklamierte, dennoch für Verantwortlichkeit desselben ge- 
sorgt. Der Kaiser in Person freilich konnte nicht gerichtlich 
verklagt werden, auch nicht in seiner Eigenschaft als Privat- 
schuldner, aber insofern der Kaiser auch Privatperson war 


sciiltj als is die paicnzgreve over den keyaer, uiide die bnrchgreve over 
den marcgrevcn.“ Vgl. T, 58. 

kJ Sachsenspiegel TIl, 54, §. 4: „De koniiig sol liebben vrenkiscb 
redit avenue lie gckoren is, von svelker bord he ok si, wanne aise die 
vranke siiien lit’ nicht verwerkeii ne inach, lie ne werde in der liarit- 
hafteii dat gevangen, oder ime ne si sin vrenkiscb redit verdelet, also 
ne m a c h d e m e k o n i n g e n e m a n an sin 1 i f s p r e k c n , ime ne si 
dat rike vorc mit ordclen verdelt.“ Schwabenspiegel c. 105 
(Waekernagel): „I)em küiiige mac nieman an den lip gesprechen, im 
werde daz riche e widertcilet mit der fürsten iirteile, über des küniges 
lip iinde über sin ère mac nieman urteil spredien wan die fürsten, iinde 
krieget er mit iemande vmbe giiot oder iimbe anders iht daz des riches 
ist, da sullen über spredien fürsten nnde graven iinde vrîeii iiiide des 
riches dienstmann.“ Pfeffinger I, 9, 4 fülirt eine Aeusseriing des Erz- 
bischofs liiithard von Mainz an, als es sich iim die Fmtsetzung Hein- 
richs IV. liandelte: „Qnousque trepidamns, o socii? Nonne ofticii nostri 
est, regem consecrare? consecratum investireV qiiod ergo princi[)um 
decreto impendere licet, eornndem antoritate tollere non licet? Qiiem 
meritiim investivimus, iinmeritnm quare non divestiamus?“ (Ilelmold, 
Chron. Slav. I, c. 32 (Mon. Germ. hist. XXI, 35). J Die Entsctziing Kbnig 
Wenzels ist bekannt. [Nodi im 16. Jahrliundert gab der Kaiser als 
Verklagter vor dem Reichskammergericht Recht. S. Loening, Lehr- 
buch des Verwaltungsrechts, S. 772.] 
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und in privatrechtlichen Vermôgensbeziehungen stand, wurde 
statt seiner sein Vermogen als eine juristische Person, als 
Fiskus den anderen Privatpersonen gleich behandelt. In dieser 
Form konnten auch die Privatpersonen den Schutz der Ge- 
richte ansprechen und zwar sowohl gegen den Fiskus als 
Staatsvermogen als gegen das Privatvermôgen des Kaisers, 
welches die Rechte und die Pflichten des Fiskus batte. 

Das neuere Staatsrecht bat keinen Grund, die privat- 
recbtlicbc Klage gegen das Staatsbaupt in stàrkerem Masse 
zu bemmen, als das rômiscbe Recbt es getban. Nur daran 
ist festzubalten , dass es unscbicklicb und der Würde des 
Monarcben zuwider wâre, würde derselbe perso nlicb vor 
dera ibm untergeordneten Ricbter als Beklagter belangt. In 
dieser Beziebung ist das Recbt des Mittelalters durcb die 
Ausbildung der Souverànitàt antiquiert. Dagegen kann die 
Civilliste des Fürsten oder sbine Privatkasse als juri- 
stiscbe Person um so unbedenklicber belangt werden, als 
aucb gegen die Staatskasse, den Fiskus ira neueren Sinn, 
die Privatklage nicbt gebindert ist.^^ 


Il L. 6, §. 1 de jure fisci Ulpianvs: „Quodciinque privilegii tisco 
cornpetit, hoc idem et Caesaris ratio et Aiigustae habere solet.“ Aiif der 
einen Seite genoss der Fiskus Ireilich wiclitige Privilegien, auf der anderen 
aber crklart Modestinus L. Il de jure fisci: „Non puto delinquere eum, 
qui in dubiis quaestionibus contra fiscum facile responderit.“ [In der 
ersteii Kaiserzeit konnte jede Forderung gegen den Fiskus im ordent- 
lichen Civilprozess verfolgt werden. Ab^’ schon unter Tiberius ist die 
Unterordnung des Fiskus unter die gewbhnlichen Gerichte wesentlicli 
besclirankt worden und es bildete sich spater ein besonderer Gerichts- 
stand des Fiskus aus. S. Mommsen, Kom. Staatsrecht II, 668, 680 ff.] 
ri [Die Civilliste oder Privatkasse des Fürsten bildet nicht eine 
bèsondere juristische Person, sondern bezeichnet nur den Namen, unter 
welchem die gegen den Fürsten gerichtete Klage anzustellcn ist, oder 
die Behorde, welche das Vermogen des Fürsten zu verwalten hat. 
Subjekt des Vermogens ist irainer der Fürst selbst.] In Bayern wurde 
das richtige Princip schon in den Laiidesfreiheiten von 1507 anerkannt* 
Ru d h art, Gesch. der Landstande II, S. 21. R. Mohl, Staatsrecht von 
Württemberg I, S. 178. Preussisches Landrecht 11, 13, §. 17: 
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In (lieser Beziehung steht das englische Kecht hinter der 
deutschen Rechtsentwickelung zurûck, indem dasselbe zwar auch 
faktisch in Privatstreitigkeiten gegen den Kônig den ünter- 
thanen Schutz gewâhrt, aber in der unpassenden Form der 
Gnade, nicht des Rechts.^^ 

5. In dem Strafrechte verhâlt es sich nnders. Da hilft 
der Ausweg nicht, statt des Konigs den Fiskus oder die Civil- 
liste zur Rechenschaft zu ziehen; denn diese koimen kein 
Verbrechen begehen, und der Verfolgung des Staatshauptes 
wegen eines Verbrechens selbst steht teils der IJmstand im 
Wege, dass die Gerichte dem Konig unter-, nicht übergeordnet 
sind, teils die Ehre der Krone und das Staatsinteresse, welche 
den Skandal eines Kriminalprozesses gegen den Monarchen 
und die damit verbundene Gefahr für die offentliche Ruhe 
nicht ertragen. Es erscheint als ein geringeres Uebel, wenn 
ein einzelnes Verbrechen dcfe Souveràns ungeahndet bleibt, 


„RechtsaTîgclegeriheiten, welche die Personen- und Familienrechte des 
Landeslierrn und seines Hanses betreffen, werden nach den Hausver- 
fassungen und Vertrâgcn bestimmt §. 18. Andere Privathandlungen nnd 
Geschiifte derselben sind nach den Gesctzen des Landes zu beurteilen.“ 
[Reichsges., betreff. Einführung der Civilprozessordnung von 1877, §. 5 : 
„Für vernibgensrechiliche Ansprüclic dritter (gegen den Landeshemi) 
darf die Zulàssigkeit des Rechtswegs nicht von der Einwilligung des 
Landeslierrn abhàngig geniacht werden. “J Oesterreichisches Ge- 
setzbuch, §. 20: „Aucli solche Rechtsgescharte , die das Obcrhaupt des 
Staats betreffen, aber auf dessen Privaieigentum oder aui* die in dem 
bürgerlichen Redite gegründeten Erwerbungsarten sich bcziehen, sind 
von den Gericlitsbehorden nach den Gesetzen zu beurteilen.“ 

Blackstone I, 7, §. 1: „Wenn jeinand in Eigentumssachen ein 
Rechtsbegehren gegen den Konig liât, so muss er bei dem Kanzleiliof 
sein Gesuch anbringeii, wo ihm der Kanzler Redit als Gnade gewahrt, 
nicht als Zwangspüicht.“ Blackstone berul’t sich auf das vermeintliche 
Naturredit, wie es Pufendorf darstellt, wonach der Unterthaii den 
Souverân nicht anhalten kbnne, ihm seine Schuldigkeit zu thun, obwohl 
kein weiser Fürst sich weigern werde, eine eingegangcne Vertragspflicht 
zu erfüllen. Der innere Widerspruch dieses Satzes springt in die Augen. 
[üeber die neuere Praxis in Fiskalklagen s. Gneist, Engl. Verwaltungs- 
recht, 3. Aufl., I, 375.] 
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al S wenn durch das Strafverfahren die Rechtsordnung und 
der Friede des gesaraten Staates erschüttert würde. Das 
neuere monarchische Staatsrecht hait daher hier an dem Grund- 
satze der Unverantwortlichkeit fest.^^ 

6. Die Unverantwortlichkeit des Monarchen in 
Regierungsangelegenheiten ist ebenso zu einein all- 
gemein anerkannten Princip des heutigen Staatsrechts erhoben 
worden,^^ aber immerhin mit anderer Begründung und in 
anderer Form als in dem alten Rômerreiche. 

Vorerst ist der romische Grundsatz, dass der Monarch 
nicht durch die Gesetze gebunden sei, entschieden aufgegeben 
und das entgegengesetzte Princip, dass der Monarch dieVer- 
fassung und die Gesetze zu achten verpflichtet sei, 
in der modcrnen, nicht mehr absoluten Monarchie allgemein 
anerkannt. In dieser Beziehung hat die germanische Vorstel- 
lung, dass das Staatshaupt, als an der Spitze der Rechts- 
ordnung stehend, von derselben gehalten werde und dass seine 
Macht selber auf dem Rechte beruhe, daher auch das Recht 
wahren müsse,*® über die romische der absoluten Hcrrscher- 
gewalt den Sieg erlangt. Dicse Verpflichtung wird von dem 
Monarchen feierlich anerkannt und gewôhnlich in dem Ver- 
fassungs- und Kronungseid vor Gott und den Menschen 
ôffentlich beschworen.^' Je weniger es rechtliche Mittel gibt, 

14 Blackstone, Comm. 1, 7, §. 1. 

15 Siehc (lie obeii Kap. 8, Note 9 aJigeführteii Stellen, in dentin ge- 
wohnlich der Unveranlwortliclikeit des Konigs iiocli ausdrücklich ge- 
daclit ist. 

16 Bracton bei Blackstone a. a. O.: „Rex débet esse sub lege, quia 
lex facit regem,“ und „Nihil enim aliud potest rex, iiisi id solum quod 
de jure potest “ Statut 12 und 13 Will. III. c. 2. Blackstone I, 6. 
Maximilian I. von Bayern, Ermahnungen an seinen Sohri bei Adlz- 
reiter III, S. 616: „Nihil Principi libcat, nisi quod licet. Ipsius est 
perpetuo habere pro oculis non solum, quantum sit coramissiim, sed etiam 
quatenus permissum sit.“ 

1‘ Auch dieser Eid, dem das blosse fürstliche, v^enn auch weniger 
feierliche Versprechen defh Wesen nach gleich zu achten ist, ging ans 
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den Kdnig zur Beachtung des bestehenden Rechts zu zwingen, 
desto Botiger und heilsamer erscheint diese Einrichtung, welche 
in seinem Gewissen das Geftihl der Pflicht durch ernste 
Mahnung belebt und stârkt. 

7. Englische Publizisten haben, um die Unverantwort- 
lichkeit des Konigs neben der Verpflicbtung desselben auf 
Verfassung, Gesetze und Uebungen zu begründen, zu der 

dcm mittelalterlichen Staatsleben in das moderne über. Al ter Kroinings- 
eid Ed nards IV. von Englîind: „Ceo est le serement que le roy jnrre 
a sonn coronement: que il gardera et maintenera lez droitz et lez fran- 
chisez de seynt esglise — et gardera tonfez sez terrez, honoures et 
dignités droiturelx et frahks del coron du roialmc d’Engleterre en tout 

maner dentierte sanz null raaner damemisement, et quil graiin- 

tera a tenure lez leyes et coustumez du roialnie et a soun poiar lez face 
garder et affirmer que lez gentez du peoble avont faitez et estiez, et 
les malveys leyz et eoustuines de tout oustera.“ Neuer Eid bei Black- 
stone: „Wollt Ihr feierlich versp/echen und scliworen, das Volk dieses 
Kbnigreichs England und die dazu geliorigen Herrscliaften gemass den 
in dem Parlainent festgesetzten iStaiuten und nacli den Gesetzen und 
Uebungen dieses Reiches zu regieren? Ich verspreche es feierlich, so zu 
tliun.“ — Die spâtere Eidesformel für die dcutschen Kaiser lautete: „Vis 
sanctam tidein catholicarn et apostolicam tenere et operibus justis ser- 
vare? Vis sanctis ecclesiis ecclesiarninque ministris fidelis esse tutor et 
defensor? Vis regnum tibi a Deo corninissura secundum justitiam prae- 
decessorum tuorura regere et efticaciter defendere? Vis jura regni et 
iniperii, bona ejusdeni injuste dispersa recuperare et conservare et lide- 
liter in usus regni et imperii dispensare? Vis pauperum et divituin, vi- 
diiariim et orplianorum apertus esse judex et pins defensor? Vis sanc- 
tissimo in Cliristo fiatri ac domino, Romano pontifici et sanctae ccclesiae 
debitam fidem reverenter exhibere?“ Der Kaiser beantwortet aile Fragen 
mit Volo und scliwort ani Scliliisse; „Omnia promissa in quantum divino 
fultus fuero adjutorio fldeliter adimplebo, sic me Deus adjuvet et sancta 
Dei Evangelia.“ Bayer. Verf. X, §. 1: Bei dem Regierungsantritt 
scliwort der Kbriig — folgcnden Eid; „lch schwbre nacli der Verfassung 
und den Gesetzen des Reichs zu regieren, so wahr mir Gott helfe und 
sein heiliges Evangelium. “ Ni ederlàndische. Art. 50. Belgische, 
Art. 80. Griechisclie, Art. 40. Preussische, Art. 54: „DerKonig 
leistet in Gegenwart der Kanimerii das eidliclie Gelobnis, die Verfassung 
des Konigreichs fest und unverbrtichiicli zu halten und in üeberein- 
stimmung mit derselben und den Gesetzen zu regieren. “ [Analog os ter- 
reich. Staatsgrundgesetz vom 21. Dezember ^867, Art. 8,J 
Bluntschli, allgemeines Staatsrecht. 
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Fiktion ihre Zuflucht genommen: „Der Kônig kann nicht un- 
recht thun.“ In àhnlicher Weise, wie die katholische Kirche 
dem Papste Unfehlbarkeit zuschreibt, legt die englische Staats- 
theorie dem Kônige „Vollkommenheit“ bei. Die Reinheit 
des kôniglichen Amtes und die Vollkommenheit der monarchi- 
schen Idee wird auf deii leibhaften Kônig übergetragen ; und 
das Parlament bat oft schon Mitglieder, welche die Reden 
oder Handlungen des Kônigs selbst zu tadeln wagten, zur 
Strafe in den Turm gescliicktJ® 

Dieser ganze Gedanke ist indessen weit cher ideokra- 
tisch als monarchisch. Die innere Unwahrheit desselben 
kann durch keine Phrase verdeckt werdcn. Das Zeugnis der 
Geschichte und die Erkenntnis deri menschlichen Natur er- 
klâren sich allzu laut dagegen, als dass derselbe irgend Glauben 
finden kônnte, Das Staatsrecht darf aber dem gesunden 
Menschenverstand keine Zumutùng machen, welche derselbe 
für absurd hait, und nicht über solche Nebelbilder dauernde 
Institutionen aufbauen. Nur wenn der Kônig überall nicht 
handeln darf, kann er auch nicht unrecht thun. Wenn er 
selber willenlos und zum blosscn idealen Symbole wird, dessen 
sich andcre bedienen, um in seinem Namen nach ihrem Willen 
zu thun, wenn er genôtigt wird, die Gefühle seines Herzens 
und die Gedanken seines Geistes zu verschliessen, wenn es 
ihm vcrsagt wird, für die Wohlfahrt seines Volkes zu sorgen, 
wenn er jeder menschlichen Autoritât und Willensbethâtigung 
entkleidet wird, nur danii ist er auch vor Missgriffen und 
Fehltritten gesichert.j Dann aber ist auch die individuelle 
Macht des Kônigtums vernichtet. So wenig ist daher jenes 
Rrincip monarchisch, dass gerade die konsequente Durch- 


18 Blackstone, Comm. I, 7, §. 1 und 2 geht so weit, zu sagen: 
„DerKonig ist nicht bloss unfâhig, unrecht zu thun, sondern sogar un- 
fâlîig, unrecht zu denken.“ Diese Théorie ist übrigens in England erst 
in den ietzten Jahrhunderten aufgekommen. Der alte .|„miiTor of Ju- 
8tices“ noch spricht von „Ünrecht, das der Kônig gethan“. 
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führung desselben das Wesen der monarchischen Staatsform, 
die „Individualregierung“, zerstoren müssteJ® Die Wahr- 
heit ist: ^Der Kônig soll kein Unrecht thun;“ aber eine 
unwahre und sowohl des Kônigs als des Volkes unwtirdige 
und schâdliche Fiktion ist es, zu behaupten: „Der Kônig 
kann nicht unrecht thun.“ 

8. Die wahren Gründe der ünverantwortlichkeit des Kônigs 
kônnen nicht in der Unfehlbarkeit desselben, sondern nur 
einmal darin gesucht werden, dass es in der Ordnung des 
modernen Staates kein Gericht gibt, welches über dem 
Monarchen steht, und fürs zweite darin, dass die Sicherheit 
und die Ruhe des Staates durcli einen Prozess gegen den 
Kônig gefahrlicher erschüttert würde als durch einzclne un- 
rechtmàssige und politisich schâdliche Handlungen desselben. 
Gâbe es ein hohes vôlkerrechtliches Gericht, welches, 
über dem Einzelstaate stehenJ, die Principien der Gerechtig- 
keit auch in den hôchsten Kegionen menschlicher Macht zu 
schützen verinôchte, ohne den Staat in die Anarchie und die 
gewaltsamen Parteikàmpfe zu sttirzen, so kônnte, wie das in 
dem rômisch-deutschen Rciche des Mittelalters vorbildlich ge- 
schehen ist, der Grundsatz der ünverantwortlichkeit ohne Ge- 
fahr und Schaden aufgegeben werden; und es wâre das aller- 
dings ein Fortsctiritt in der menschlichen Rechtscntwickelung, 
welcher zugleich die individuelle Macht der Monarchie stàrken 
wtirde; denn es ist in der Natur jeder Verantwortlichkeit 
zwar den Missbrauch der persônlichen Krâfte zu bedrohen, 
aber zugleich die freie und selbstândige Entfaltung derselben 
anzuregen. Der unverantwortliche Kônig von England lâsst 
sich regelmàssig durch die Mehrheit der Volksvertreter im 
Parlament zu der Wahl seiner Minister bestimmen. Der ver- 
antwortliche Prâsident von Nordamerika wàhlt dieselben ohne 

19 Stahl, Das monarchisclie Princip, S. 9: „Die Erhabenheit, die 
dem Konig hier eiiigcràumt vvird, ist nur die Erhabenheit des Kiiopfes 
am Kircliturme, um den kein Meiisch sich küiftmert.** 
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Rücksicht auf das Repràsentantenhaus nach freiem Ermessen; 
und selbst in Frankreich hat der verantwortliche Pràsident 
manches wagen dürfen und gewagt, wovor der unverantwort- 
liche Koiiig sich gescheut hàtte.^® 

Die Unverantwortlichkeit des Monarchen ist somit nicht 
ein idéales Erfordernis des monarchischen Princips — 
vor Gott und vor der Weltgeschichte gibt es keine 
Uiiverantwortlichkeit‘^1, so wenig des Konigs als der 
Volker und Staaten — sondern nur ein gcringeres Uebel 
als eine Verantwortlichkeit, welche bei unseren, zur Zcit noch 
hüchst mangelhaften volkerrechtlichen Zustânden nicht richtig 
organisiert und praktisch geübt werdon konnte. Sie ist über- 
dem keine absolutc, denn die offenbare Tyrannei be- 
rechtigt zum Widerstand und in der Révolution liegt auch 
ein Gericht der Volksgeschichte. 

9. Dem Grundsatz der Unverantwortlichkeit der Konige 
hat das moderne Staatsrecht ganz im Gegensatz zu dem romi- 
schen Staatsrecht den der Verantwortlichkeit seiner 
Rate und Mini s ter beschrânkend zur Seite gestellt. 

Wirkliche Rcgierungshandlungcn kann der konstitutionelle 

‘iO Sehr besUmmt hat sich auch Louis Napoléon in der Prokla- 
matlon vom 14. Jan. 1852 gegen das Princip der Unverantwortlichkeit 
des Staatshauptes erklart: „Écrire en tôle d’une charte que ce chef est 
irresponsable, c’est mentir au sentiment publique, c’est vouloir établir 
une fiction qui s’est trois ibis évanouie au bruit des révolutions." Aber 
das entgegengesetzte Princip batte di)ch auch in Frankreich [unter 
Napoléon 111.] keine organische (lestait gewonnen. 

îU Sogar dem Zerrbilde der historischen Verantwortlichkeit, der oft 
kurzsichtigen und aumasslichen Censur der Tagesmeinung , die Shake- 
speare so unübertrefflich durch Kbnig Heinrich V. (Akt IV, Sc. 1) 
^childern lâsst, entgehen die Machtigsten der Erde nicht: 

„Nur auf den KonigI Legen wir dem Kbnig 
Leib, Seele, Schulden, bange Weiber, Kinder 
Und Sünden auf, — wir müssen ailes tragen. 

O harter Stand! Der Grosse Zwillingsbruder, 

Dem Odem jedes Narren unterthan. 

Des Sinn niclits weiter fühlt als eigne Pein.“ 
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Regent — in der Regel wenigstens — nur mit Hilfe eines 
Ministers ausüben. Dater wird dieser ftir die Verfassungs- 
und Gesetzinàssigkeit des Regierurigsaktes verantwortlich er> 
klart, und so mittelbar auch der Konig verhindert, unreclit zu 
tliun, weil es ihm schwer fallen wird, einen Minister zu firiden, 
der geneigt ist, die Veraiitwortlichkeit solchen Unrcclites aiif 
seinen eigenen Schultern zu tragen. In der That eine merk- 
würdige Erfindung des ncueren Redites, weldie eben in der 
Zeit Beifall faiid, als das altéré germanisdie Princip der Ver- 
antwortlichkeit der Kouige vor dem aufsteigenden Glanze der 
Souverânitâtsidee erblich. Durch dieselbe wird eine wichtige, 
obwühl nidit für aile Fülle ausreidiende Garantie dafür ge- 
leistet, dass die konigliche Madit nicht schrankenlos über die 
konigliche Pfliclit wegschreite. In gewühnlidicn Fallen und 
Zeitcn wird schon der Gcdanke an diese Verantwortlidikeit 
der Minister auch den Fürsten und die Hofpartei von wider- 
reditlidien Zumutuiigen und Versuchen zurückhalten und die 
Minister zur Vorsicht und zur Schonung der bestehenden 
Verhaltnissc mahnen. Die moralische Kraft dieses Grundsatzes 
hat daller eine weit grossere Anwendung, als die immerhin 
seltenen und schwierigen Veraiitwortungsprozesse vermuten 
lassen. Auf der anderen Seite aber darf nicht übersehen werden, 
tcils dass diese mittelbare Beschrankung des Monarchen nicht 
in allen Fallen, namentlich dann nicht hilft, wenn der Konig 
dennoch ohne die verantwortlichen Minister handelt und seine 
llandlungen Anerkennung finden,'^^ teils dass durch dieselbe 


Sehr intéressant sind die Yerbandlungen des franzüsischen Kon- 
vents über die Verantwortlichkeit oder Unverantwortlichkeit des Konigs, 
nach den Ereignissen vom 10. Aiigust 1792 und nachdem es offenbar ge » 
worden, dass der Konig zu seiner Rettiing mit den der Révolution leind- 
li(;lien Machten sicli verbündel liabe. Den Entscheid gab freilich die rohe 
Gewalt der erregten Volkslcidenschaft, und zugleich mit dem Konig wurde 
das besiegte Konigtum vernichtet. Der Kurtiirst Maximilian 1. von 
Bayern hat in seinen Ermahnungen sehr gut hervorgehoben, wie wenig 
die Verantwortlichkeit der Minister den Fürsten wahrhaft decke: „Ex 
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die Macht und der Einfluss der Minister auch im Verhàltnis 
zum Regenten so sehr gehoben wird, dass leicht — wie das 
in einzelnen Staaten geschehen ist — der Schwerpunkt der 
Regierung von dem Kônigtum weg und auf das Ministerium 
übergeht.'^^ 

10. In den modernen Republiken ist der Grundsatz, 
dass auch die Hàupter und Mitglieder der Regierung 
verantwortlich seien, allgemein anerkannt. 

In Civilsachen kônnen dieselben ohne Bedenken auch 
persônlich von den gewohnten Gerichten belangt werden 
und selbst wegen gemeiner Verbrechen sind sie dem regel- 
mâssigen Prozessverfahren unterworfen. Insofcrn sie als Privat- 
personen Schuldner geworden sind oder ein Vergehen verübt 
haben, werden sie gleich anderen Privatpersonen behandelt; 
die Würde des Amtes deckt sie nicht. Wenn aber die Verant- 
wortlichkeit auf ihre amtlich^e Stellung und amtliche 
Pflicht Bezug hat, dann bedarf es auch in der Republik, 
damit nicht die natürlichen Machtverhàltnisse verschoben 
werden, einer eigentümlichen Behandlung. Würden auch in 
solchen Sachen die ordentlichen Gcrichte einschreiten , so 
würde die Justiz unvermeidlich das praktische Uebergewicht 
über die Regierung erlangen und die ôffentliche Ordnung 
wâre verkehrt. Auch sind die ordentlichen Gerichte wenig 
fâhig, eine Gerichtsbarkeit zu üben, mit welcher politische 
Erwagungen und Rücksichten enge verflochten sind.'^^ 

Aus diesen Gründen werden nach den schweizerischen 
Verfassungen die Regierungen für ihre Amtsführung meistens 
den grossen Ràten^^ verantwortlich erklàrt, die Inhaber der 

ministrorum delictis publiciim dedecus et culpae nomen ad principem 
redit, qui si prohibere possit, ne délinquant, delicla qiiae non arcet pro- 
bare, immo aliquando jiibere creditur." 

*i3 Vgl. oben Bd. I, Buch VI, Kap. 16, und unten Buch IV, Kap. 5 
und 6. 

*4 Vgl. unten Buch IV, Kap. 6. 

‘^5 Z. B. Züricher Verf. von 1831, 41: ,, Wegen Verletzung der 
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Regierungsgewalt soinit der hôchsten Gesetzgebungsmacht, in 
Nordamerika der Prâsident und die übrigen Beamten auf 
Klage der Repràsentantenkammer dem Senate.^^ 


Zehntes Kapitel. 

C. Regiernngsrechte. Stellvertretimg nack anssen. 

1. Nach aussen ist das Haupt des Staates nun regelmâssig 
der Stellvertreter seiner Ehre, seines Rechtes und 
seiner Macht, sogenannte Repràsentativgewalt des 
Staatshaupts. Das monarchische und das republikanische 
Staatsrecht unserer Zeit stimmen hier in der Hauptsache 


Verlassiing, Gesetze oder Amtsptlichten erlasst der grosse Rat an den 
Regierungsrat und das Obergericht Mahnungen für die Ziikunft, oder 
setzt die Mitglicder dieser Behorden vor dcin grossen Rat in Anklage- 
stand.“ Bundesverr. von 1848, ArU 74, 14; voii 1874, Art. 85, 11. 

26 Bundesverf. I, 3: „Der Sénat soll allcin die Macht haben, über 
Staaisanklagcn zu richtcn." II, 4: „Der Président, der Viceprasidcnt und 
aile bürgerlichen Beamten der Vereinigten Staatcn sollen vom Amtc ent- 
fernt werden aul’ eine Anklage und Ueberlührung vor dem Sénat wegen 
liochvcrrats, Bestechung oder anderer liolien Verbrechen und Vergehen.“ 
Vgl. Story III, 10, §. 102 ff. Vgl. franzos. Verf. v. 1848, Art. 68: 
„Der Prasidcnt der Republik, die Minister, die Agenten und Bewahrer 
der ôffentlicheii Autoritat sind, jeder soweit es ihn bctrifft, fur aile 
Handliingen der Regierung und Verwaltung verantwortlich.“ Art. 91: 
„Ein oberster Gerichtshof entscheidet, ohne weitere Appellation und 
Rekurs auf Kassation, über die durcli die Nationalversammlung gegen 
den Prasidenten der Republik oder die Minister geführten AnkJageakte.“ 
Art. 92: „Der oberste Gerichtshof besteht ans 5 Richtern und 36 Ge- 
schwornen.“ [Gesctz vom 25. Febr. 1875, Art. 6: „Der Prâsident der 
Republik ist nur im Falle des Hochverrats verantwortlich.“ Gesctz 
vom 16. Juli 1875, Art. 12: „Der Prâsident der Republik kann nur durch 
die Abgeordnetenkammer in Anklagezustand versetzt und nur von dem 
Sénat gerichtet werden. Die Minister künnen wegen Verbrechen, die 
sie in Ausübung ihres Amtes begehen, von der Abgeordnetenkammer 
in Anklagezustand versetzt werden. In diesem Falle werden sie von 
dem Sénat gerichtet. “] 
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ûberein, nur ist in jenem die Macht des Regenten vollstân- 
diger anerkaiint als in diesem.^ 

Ihm kommt es daher voraus zu, den offiziellen Verkehr 
der Staaten untereinander zu vennitteln, d. h. Gesandte an 
fremde Staaten zu senden und zu beglaubigen, und Gesandte 
solcher bei sich zu empfangen undanzuerkennen. In der ersteren 
Beziehung bedarf zwar der konstitutionelle Kônig sowohl zu 
der Ernennung seiner Gesandten als zu ilirer Instruktion der 
Mitwirkung des Ministers; aber daraus folgt weder, dass für 
dieselben das personliclie Vertrauen des Monarchen entbehr- 
lich sei, wenn sie das der Minister besitzen, noch dass der 
erstere verhindert werde, personlich mit sein en Gesandten zu 
verkehren. Vielrnehr ist auch in der konstitutionellen Monarchie 
an dem Grundsatz festzuhalten, dass der Monarch nicht ge- 
heinmt wcrden darf, von sich aus — und selbst ohne Vor- 
wissen und Mitwirkung der MinicSter — die Zustande frei zu 
prüfen und sich über die Verhaltnisse zu unterrichten, und 
dass er nur zu wirklichen Staa.tsakten der Zustimmung der 
Minister bedarf. Eine Verhandlung mit einem fremden Staat 
kann gültig nicht ohne die Minister geführt, Instruktionen für 
die Vertretung des Staats nur durch die Minister erteilt, Be- 
richte aber über die Verhaltnisse des fremden Hofes konnen 
wohl auch unmittelbar für den Monarchen bestimmt werdeii. 

2. Der Konig hat das Redit, K rie g zu erklàreii und 
Frieden zu schliessen. Beide sind in Form und in Inhalt 
Handlungen der nationalen Politik, deren oberste Leitung in 
dem Regenten konzentriert ist. Eine Partei oder eine Heeres- 
abteilung kann ohne Ermachtigung desselben Feindseligkeiten 


1 Blackstone I, 7, 1. Franzosische Verf. von 1814, Art. 14. 
Spanische von 1876, Art. 50. Portugiesische von 1826, Art. 75, 
6—8. Niederlandische, Art. 55. Belgische, Art. 68. Pre iissi sch e, 
Art. 48. Nordamerikaiiische, II, 2, 2. Scliweizerische Bundes- 
verfassung von 1848, Art. 90, 8; von 1874, Art. 102, 9. Franzosische 
von 1848, Art. 53, 60; von 1852, Art. 6. Deutsche Reiclisverf., Art. 11. 
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verüben, aber nicht einen Krieg beginnen,^ die WafFen nieder- 
legen, aber nicht Frieden schliesseii. Den Kammern einen 
unniittelbaren Anteil an diesen Beschlüsscn verschaffen, wàre 
teilweise Verlegung der Regierung in den gesetzgebenden 
Korper und wûrde, wenigstens in dem altenEuropa, diehochsten 
Interessen des Staates, der das thâte, in schwere Gefahr bringen. 
Die Verhandlung in den Kammern konnte leicht dem Feinde 
nützen und würde nur selten der Heimat frommen. Wo es 
sich um Thatcn des Moments handelt, da ist sowohl stille 
Ueberlegung und ruhige Prûfung der Verhaltnisse und Aus- 
sichten, als Einheit des Willens und rasche Durchführung der 
gefassten Entschlüsse nôtig, und beides ist der schwerfâlligen 
und zugleich von Parteien bewegten Kammerverhandlung nicht 
môglich. 

Freilich ist diese Macht des Monarchen eine grosse, und 
es ist zuzugeben, dass die mHtelbaren Ililfsmittel, welche den 
Kammern zu Gebote stehen, um die drückendcn Folgen eines 
vielleicht ungerechten oder unverstandigen Krieges abzuwenden, 
wenn der Krieg ausgebrochen ist, selten helfen. Die Anklage 
und Verurteilung der Minister kann die Opfer an Menschen- 

2 Pomponius in L. 118 de Verb. Signif.: „Ho8tes hi sunt qui nobis 
ant qiiibiis nos bellurn publiée decreviinns ; caeteri latrones vel praedones 
snnt.“ Hugo Grotius de jure belli ac pacis III, 3. Blackstone I, 
7,3. Franzosisch e Verf. v. 1814, Art. 14; von 1852, Art. 6. Mieder- 
là II dise lie. Art. 56: „Der Konig erklart den Krieg. Er gibt davon 
nnmittelbare Kenntnis den beiden Kammern. “ Belgisclie, Art. 08. 
Spanische von 1876, Art. 54, 4. Preussische, Art. 48. Eigentüin- 
licli ist die Bestimmung der sehwedischen Verfassung, Art. 13: „VVill 
der Konig Krieg anfangen oder Frieden scliliessen, so ruft er [aile Mit- 
glieder des Staatsrats zuj einem ausserordentliehen Staatsrat zusammen, 
stellt ihnen die Ursachen und Umstande, die hierbei zur Ueberlegung 
kommen, vor und fragt sie hierübcr nach ihrer Meinung, die jeder fiir 
sich, mit der Verantwortlichkeit, welche Art. 107 bestimmt, zii Protokoll 
abzugeben hat. Der Konig besitzt hicrauf die Macht, den Beschluss zu 
lassen und auszuführen , welchen er für des Reiches Reste halt.“ 
Deutsche Reichsverf. , Art. 11: „Ziir Erklarung des Krieges namens 
des Reichs ist die Zustimmung des Bnndesrates erforderlich.“ 
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leben, Vermôgen und Ruhe, welche der verderbliche Krieg 
verschlungen, nicht ersetzen; und die Verweigerung von Sub- 
sidien ist, wenn einmal die Ehre und das Wobl des Staates 
bei der Kriegsführung beteiligt ist, eine moralische Un- 
môglichkeit und, würde sie trotzdem beschlossen, dem Heere 
gegenüber faktisch nicht 'durchzusetzen. Wohl aber ist der 
mittelbare Einfluss dieser kontrollierenden Rechte derKammern 
nicht gering, und der Gedanke daran fordert die Regierung zu 
erhohter Vorsicht auf; und die offenbare Stimmung derKammern 
gibt auch den Ministern eine zuweilen erwünschte Gelegenheit, 
durch ihren Rücktritt eine nôtige Wendung der Politik zu 
erleichtern. 

Der Eriede indessen ist nicht bloss Beendigung desKrieges, 
sondern hâufig auch Begründung einer neuen bleibenden Ord- 
nung; daher kommen, soweit der Friedensschluss derartige 
Bestimmungen enthâlt, folglich auch ein Staatsvertrag ist, 
die für solche geltenden Beschrânkungen zur Anwendung. 

Das republikanische Staatsrecht hat eine Scheu davor, 
eine so unbeschrânkte Macht in die Hand der Regierung 
zu geben. Die Bundesverfassung Nordamerikas teilt daher 
das Recht der Kriegserklârung dem Kongresse zu, aber das 
Redit, Friedensvertràge abzuschliessen, dem Prâsidenten mit 
Zustimmung des Senates. Die Gründer dieser Einrichtung 
haben erwogen, dass wohl der Krieg, nicht aber der Frieden 
der republikanischen Verfassung gefâhrlich, und dass es rat- 
sam sei, den Entschluss zum Kiiege zu erschweren, den Ab- 
schluss des Friedens aber zu erleichtern. ^ Nach der schweizeri- 
schen Bundesverfassung (Art. 74, 6; Verf. v. 1874, Art. 85, 6) 
igt nur die Bundesversammlung zu „Kriegserklarungen und 
Friedensschlüssen “ befugt. ^ 

3. Ebenso hat das Staatshaupt das Recht, ausschliessliche 

3 Verfassung I, 8 und II, 2. Story III, 21, §. 164 ff. 

4 Vgl. fraiiz. Verfassung von 1848, Art. 53 und 54. 
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Bündnisse und Staatsvertrâge mit auswârtigen Staaten 
gültig abzuschliessen.® In der Monarchie, wo dieses Recht in 
weitestem Umfange anerkannt und geübt wird, gilt indessen 
teils die allgemeine Beschrànkung, dass Bestimmungen der- 
selben, welche in den Bereich der Landesgesetzgebung gehôren, 
auf eine für die Staatsangehôrigen verbindliche Weise nur auf 
dem Wege der Gesetzgebung eingeführt werden kônnen, teils 
sind in einzelnen Verfassungen noch besondere Modifikationen 
ausdrücklich vorgeschrieben. ® 


5 Vgl. darüber oben Bucli II, Kap. 7, S. 99 u. f. B1 ackstone I, 7, 2. 

6 Oben Buch II, Kap. 7, S. 99. Schwedische Verf., §. 12: „I>er 
Kônig hat das Recht, mit fremden Màchten Vcrtràge und Bündnisse ein- 
zugehen, nachdem er den Staatsminister für die auswartigen Angelegen- 
heiten [und ein hierzu bestimmtes Mitglied des Staatsrats] darüber gehort 
hat.“ Niederlàndische, Art. 57: „Der Kônig schliesst und bestatigt 
Friedens- und aile anderen Vertr^gc mit fremden Macliten. Er teilt den 
Inhalt dieser Vertrage den beiden Kaminern der Generalstaaten mit, so- 
weit er sie für das Intéressé und die Sicherheit des Staates zulassig er- 
achtet. Vertrage, welche mit der Abtretung oder Vertauschung eines 
Teiles des Grunügebietes in Europa oder in anderen Weltteilen verbun- 
den sind, oder einige andere Bestimmungen oder Veranderungen ent- 
halten, welche gesetzliche Redite betreffen, werden von dem Kônige 
nicht cher bestatigt, als bis die Generalstaaten diese Bestimmungen oder 
Veranderungen genehmigt haben.“ Belgische, Art. 68: „Der Kônig 
schliesst Bündnisse, Friedens- und Handelsvertrage. Sobald das Interesse 
und die Sicherheit des Staates es crlauben, setzt er die Kainmcrn davon 
in Kenntnis und fügt die nôtigen Mitteilungen bei. Die Handelsvertrage, 
sowie diejenigen, welche den Staat belasten, oder einzelne Belgier ver- 
pflichten, haben nur Kraft, wenn sie die Zustimmung der Kammern er- 
halten.“ Spanische Verf. von 1876, Art. 55: „Der Kônig muss durch 
ein specielles Gesetz autorisiert werden: 1) um irgend einen Teil des 
spanischen Gebietes zu veraussern, abzutreten oder zu vertauschen; 
[2) um ein fremdes Gebiet mit dem spanischen zu vercinigen ;] 3) um 
fremde Truppen im Reiche zuzulassen; 4) Offensiv-Allianztraktate, be- 
sondere Handelsvertrage und solche, worin Subsidien an eine fremde 
Macht festgesetzt werden, zu ratifizieren.“ Portugiesische von 1826, 
Art. 75: „Befugnisse (des Kônigs) sind: — 8) Allianz-, Oifensiv-, Defen- 
siv-, Subsidien-, Handelsvertrage zu schliessen, sie nach deren Abschlies- 
sung zur Kenntnis der allgemeinen Cortès zu bringen, wenn das Intér- 
essé und das Wohl des Staates es gestatteiî. Im Falle die zu Friedens- 
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Elftes Kapitel. 

D. Regiernngsreclite. Innere Gewalt. 

1. Amts-, 2. Ehrcnhoheit. 3. PoUtisclie Leitung. 

Die Regierungsmacht ist nicht eine blesse Ansammlung 
einzelner Befugnisse, sondern eine centrale Fülle von staat- 
licher Macht, welche dem Lichte vergleichbar, das seine 
Strahlen überallhin entsendet, in verschiedenen Richtungen 
in besonderen Befugnissen ausstromt. In der Monarchie ist 
diese Einheit und Fülle der Macht in cinem Individuum 
konzentriert. Dem Monarchen gebührt voraus ein Antcil an 
der Gesetzgebung, ausser der Initiative auch ausschliesslich 
die Sanktion, durch welche erst dem Gesetze der Stempel der 
staatlichen Geltung verliehen wird. Dazu verkündet er als 
Regent die sanktionierten Gesetze: und es wird so in ihm 
die Harmonie und Einheit des Staatsorganismus sichtbar dar- 
gestellt. Die Sanktion erteilt oder verweigert er als Haupt 
des gesetzgebenden Korpers. Die Verkündung (Promul- 
gation) befiehlt er als Inhaber der Regierungsgewalt, in der 


zeitcn geschlosseneii Vertràgc dne Abtretuiig oder Austauschiing vom 
Gebiete des Konigreichs oder von Besitzungen, worauf das Künigreich 
Aiisprucli batte, veranlassteii, so sollen diesclben nicht ratiliziert werdeii, 
ohïie dass die allgemeineii Cortès sie bestàtigt liatteii.“ O es ter- 
re ic bise lie von 1849, §. 17; [Staatsgmndgesetz v. 2. Dez. 1867, Art. 6: 
„Der Kaiser scbliesst die Staatsvertrage ab. Zur Gültigkeit der Handels- 
vertrage und jener Staatsvertrage, die das Reich oder Teile desselben 
belasten oder einzelne Bürger verpllichten, ist die Ziistimmiing des Reiebs- 
rats erforderlicb. “] Preussisebe, Art. 48: „Letztere (die Vertrage mit 
fremden Regierungen) bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Zustimmuiig der 
Kiïînmern, solerri es H an del s vertrage sind oder wenn dadureb dem Staate 
Lasten oder einzelnen Staatsbürgern Verptlicbtungen aulerlegt werden.“ 
Deutsche Reicbsverfassimg, Art. 11: „Insoweit die Vertrage mit frem- 
den Staaten sich auf solcbe Gegeristande bezichen, welche in den Bereicb 
der Reichsgesetzgebung gelibrcn, ist zu ihrem Abscbluss die Zustimmung 
des Bundesrats und zu ihrer Gültigkeit die Genebmigung des Reiebstags 
erforderlicb. “ 
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Absicht, für die Durchführung und Anerkennung der Ge- 
setze zu sorgen. ^ In der Republik, welche die Sanktion der 
Gesetze, wie in Nordamerika, in ein blesses beschrànktes Veto 
umgewandelt oder der Regierung ganz entzogen und nur die 
Initiative gelassen bat, wird doch regelmâssig, wie in der 
Schweiz, die Promulgation dieser zugewiesen.'^ 

Im übrigen ist die Macht des Regenten im Inneren 
keineswegs eine bloss vollziehende,^ sondern vielmehr 
eine selbstàndig ordnende, befehlende, schützende, sorgende 
und verwaltende. Die Interessen der offentliclien Wohlfahrt 
und die Handhabung des Rcchts sind nach den Bedürfnissen 
des wechselnden Lebens vornehmlich ihm und seiner Leitung 
anvertraut; und das Gesetz zielit nur gewissc Schranken, 
innerhalb welcher sich die tâglich wirksame Regierungsgewalt 
bewegen muss, und bezeichnet aucli wolil die principiellen 
Richtungen, welche bei ihren Entschlüssen und Anordnungen 
einzuhalten sind. Diese selbst aber werden von dem Regenten 
mit freiem Willen und je nach den Umstanden bestimmt. 

Im besondercn ist hervorzuhcben : 

1. Die Amtshoheit. 

Die Monarchie ist die Quelle aller übrigen Amts- 
gewalt im Staate. Aile Staatsümter werden von dem 
Monarchen besetzt und sind ihm untergeordnet. Dieses Prin- 
cip, welches der Einheit des Staatsorganismus zur festen 
Stütze geworden ist, hat erst in der modernen Monarchie 
wieder voile Anerkennung gefuiiden;^ in ihm wird auch der 

1 Vgl. obeii Biich II, Kap. 9, S. 108. 

Siehe obeii a. a. O. S. 109, und schweiz. Biindesverf., Art. 102, 4, 5. 

3 Band I, Biich VII, Kap. 7. 

4 Vgl. oben Bd. I, Bu ch VI, Kap. 16. Montesquieu, Esprit de Lois II, 
4. Blackstone 1, 7, 4. Portugiesische Vcrlassiing von 1826, 
Art. 75, 3. Oesterreichisches [Staatsgrundgcsetz vom 21. Dez. 1867, 
Art. 3: „Der Kaiser ernerint und entlasst die Minister und besetzt über 
Antrag der betreffenden Minister aile Aemter in allen Zweigen des 
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Gedanke bewâhrt, dass aile amtliche Gewalt yon oben stufen- 
weise abgeleitet sei. 

Auch der konstitutionelle Monarch übt hier einen grossen 
persônlichen Einfluss aus auf die ôifentlichen Angelegenheiten. 
Je hôher das Amt und je nàher dem Monarchen, desto ent- 
schiedener wird sich sein eigener Wille Geltung verschaffen. 
Die Minis ter insbesondere, deren er bedarf zu Helfern und 
zu Organen seiner Kegierung, ernennt und entlâsst er vôllig 
frei. Freilich wird ein weiser Monarch nicht seine Laune 
walten und sich nicht durch blosse persônliche Zuneigung 
und Abneigung in seiner Wahl bestimmen lassen, er wird 
dabei das offentliche Interesse voraus erwâgen und so denn 
auch auf die Harmonie mit den Kammern einen sehr hohen 
Wert legen; aber es besteht für den Monarchen keine Rechts- 
pflicht, seine Minister je nach den Wünschen der Kammer- 
mehrheiten zu wahlen oder zu ^ntlassen. Die Politik wird 
ihn wohl bestimmen, nur solche Minister zu wahlen oder zu 
behalten, welche auch das Vertrauen der gegenwàrtigen oder 
der künftigen Kammer zu erwerben wissen, denn das ent- 
schiedene und dauernde Misstrauen der Kammer schwàcht 
die Autoritat der Regierung und lâhmt ihre Macht. Aber die 
Wahl selbst steht dem Monarchen frei. ^ Die Zustimmung eines 
bisherigen Ministers zu der Ernennung des Nachfolgers ist kein 
absolûtes Erfordernis ihrer Gültigkeit; der Monarch kann, wenn 
dieselbe verweigert würde, durch den neu ernannten Minister 
selbst die Ernennung kontrasignieren lassen. Seine Freiheit 
darf hier nicht gehemmt werden und es sorgt das konstitu- 
tionelle Staatsrecht nur dafûr, dass auch für diesen Regie- 
rungsakt eine Person verantwortlich sei. 

Staatsdieiistcs , insofern nicht das Gesetz ein anderes verordnet.“] 
Preiissische, Art. 47: „Der Konig besetzt aile Stelleii im Heere, sowie 
in den übrigen Zweigen des Staatsdienstes, sofcrn nicht das Gesetz ein 
anderes verordnet.“ Die Belgische, Art. 66, beschrànkt den Einfluss 
des Konigs mehr. 

5 Oben Bd. I, Buch VI,* Kap. 16, und unten Buch IV, Kap. 1. 
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Bei der Besetzung der ûbrigen Staatsâmter ist er an die 
Mitwirkung der Minister gebunden; freilich wieder nicht 
so, dass er einfach die Vorschlâge derselben zu erwarten und 
gutzuheissen bat, sondern so, dass ihm unbenommen ist, die 
Initiative zu ergreifen, selber taugliche Mânner in Vorschlag 
zu bringen und die Vorschlâge der Minister zu verwerfen. 
Dieses wichtige Attribut der monarchischen Gewalt mit Ein- 
sicht auszuûben und die rechten Mânner zu den Aemtern zu 
finden und zu berufen, war von jeher eine Eigenschaft aus- 
gezeichneter Fürsten, und kaum gewâhrt eine andere Befugnis 
denselben eine hôhere Befriedigung und nachhaltigeren Einfluss 
auf das oflfentliche Wohl. 

Aehnlich ist das Ernennungsrecht des Prâsidenten der 
Vereinigten Staaten normiert; nur ist derselbe bei der Be- 
setzung einiger besonders wichtiger Aemter an den Rat und 
die Zustimmung des Sénats gebunden, und kann der Kongress 
die Wahl niederer Beamten auch an den Prâsidenten allein 
Oder an Gerichtshôfe oder den Chef eines Departements 
tibertragen. ® Noch beschrânkter ist das Wahlrecht der schwei- 
zerischen Regierungen, indem eine grosse Zahl von Stellen 
entweder von dem reprâsentativen Korper oder durch Volks- 
wahl besetzt werden. Eine bedenkliche Folge des letzteren 
Systems aber ist es, dass die Harmonie der Regierungsorgane 
leicht durch widerstrebende Parteieinfiüsse gestort und nicht 

fi Biindesvcrf. von Nordamerika II, 2 : „Er ernennt iind bestellt mit 
Rat iind Einwilliguiig- des Sénats Gesandte, andere ciffentliche Minister 
und Konsuln, die Riehter des Obergerichts und aile Ubrigen Beamten der 
Vereinigten Staaten, deren Erneniiung nicht in dieser Verlassung oder 
durch ein Gesetz bestimmt wird. Ber Kongress kann aber durch ein 
Gesetz die Erneunung^solcher niederen Beamten, aïs ihm gui dünkt, dem 
Prâsidenten allein oder den Gcrichtshbfen oder den Chefs dei* Departements 
auftragen.“ Franzbs. Verf, von 1848, Art. 64: „Die Minister ernennt und 
entlasst der Prasident frei, hoherc Beamte im Ministerrate, niedere auf 
Vorschlag des betreffenden Ministers." Vgl. auch Art. 65. [Verfassungs- 
gesetz vom 25. Febr. 1875, Art. 2: „Der Prasident besetzt aile burger- 
lichen und militarischen Aemter. “] 
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selten die Kraft der Regierung durch die Opposition der Be- 
amten gelàhmt wird, deren sich jene bedienen sollte, ihre 
Besclilüsse ins Leben zu führen. 

2. Die Ehrenliolieit. 

Staatliche Würden und Ehren wie der Adel, Orden, 
Rang, Titel und àhnliche Auszeichnungen werden wieder 
in der Regel von dem Staatshaupte verliehen. Es ist ein 
schônes Vorzugsrecht der Kôiiige, das persônliche Verdienst 
aufzusuchen, aufzumuntern und vor der Welt zu ehren. Ein 
Eürst, der diese scliwere Kunst zu üben versteht, wird die 
moralischen Krâfte in seinem Volke vielseitig anregen, stàrken 
und auf die oiFentliche Wohlfahrt hinlenken; und er wird 
zugleich die gôttliche Gcrcchtigkeit nachahmen, welche die 
Tugend belohnt. Leider ist aber der Missbrauch, welcher 
zumal in den letzten zwei Jahrliunderten mit diesem Rechte 
getrieben wurde, noch in so frischer Erinnerung, und zum 
Teil sind kindische, zum Teil ârgerliche Gewohnheiten und 
Vorurteile au ch in den hôchsten Krcisen der Gesellschaft 
noch so mâchtig, dass selbst dem vernünftigen Gebrauche 
desselbcn ein weitverbreitctcs Misstrauen im Wege stcht. 
Unserer Zeit thut eine Reinigung und Wiederbelebung, nicht 
eine Zerstbrung dieser Ehrenrechtc not. Wenn die bloss 
hôfischeii Auszeichnungen nicht entbehrt werden konnen, 
so sollten doch die eigentlichen Verdi en s tord en davon 
unterschieden, an ernste Bedingungen geknüpft und mit an- 
sehiilichen Rechten ausgestattet und wirksam gemacht werden.^ 

< Blackstone I, 7,4, Riisscl, Verf. von Engl., Kap. 34. Scliwe- 
dische Vcrf., Art. 37. Hollandische, Art. 63, 64. Portugiesisclie, 
Art. 75, 10. Preussische, Art. 50. 

8 Das liât Napoléon bei der Gründuilg seiner Ehrenlegion wohl 
eiîigeschcn, nnd es ist ein merkvvürdiges Zeiignis fiir den Grundgedaiiken 
derselben, dass die Institution selbst in der repnblikanischen Verfassung 
von 1848, Art. 108, dem ncugereizten liasse gegen den Adel gegen- 
über festgehalten wurde. Frcilich wird auch der personliclien Eitelkeit 
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3. Politische Leitung (gouvernement politique). 

Die franzôsische Staatssprache fasst unter dem Ausdruck 
gouvernement politique aile die Befugnisse und Pflichten zu- 
sammen, welche die oberste politische Leitung des Staats 
auch im Inneren im Gegensatz zu blosser Geschàftsver- 
waltung (Administration) charakterisieren. Die Administration 
bat es mit dem Kleinen und Einzelnen, die politische Re- 
gierung mit dem Grossen und Ganzen zu thun. Diese weist 
die Richtung, in welcher die Staatsverwaltung sich bewegen 
soll. Sie vorzugsweise lasst sich von politischen Ideen be- 
stimmen und wahrt die politischen Interessen. Je nach Um- 
stânden gibt sie durch ihre Initiative die Anregung zu Arbeiten 
aller Art in der Gesetzgcbung oder Verwaltung, oder sie tritt 
hernmend entgegen, wenn sie findet, dass die Verwaltung in 
verderbliche Richtung gerate. In diesem Sinne werden auch 
innerhalb der Ministerien die vorzugsweise politischen Minister 


cin Spielraiim eroUnet und cin Koder geboten; abcr Solange diese nicht 
aus der menschlichen Natur aiisgerottet und der Anteil, den sie aiicli an 
giiten und heilsamcn Thateri hat, nicht ausgeschieden iiocli entbehrt 
werden kann, wird es geratener sein, dersclben ein verdienstliches Ziel 
zu eroffrien, als in rigoristischem Eifer den Glanz der Ehre zu verwcrfen, 
weil sich ein Stück Eitelkeit in ihm spiegeln mag. Napoléon ausserte 
auf St. Helena {Las Cases, Mcnioir. V, S. 39) über die Orden: „Die alt- 
gewordenen und verdorbenen Nationen konnen nicht wie die tugend- 
hai’ten (?) Vôlkcr des Altertums regiert werden. Fur eiiien, der lieut- 
zutage ailes dem offentlichen Wohle opfcrt, gibt es Tausende und JVlillioncn, 
die nur ihre Interessen kennen, ihre Genüsse, ihr eitles Behagen. Jeder 
Arbeiter muss den Stoff zu behandeln verstehen, der ihm zur Hand istj 
das ist das Geheimnis der Wiederbelebung der monarchischen Formen, 
der Riickkehr der Titel, Kreuze, Orden. Auf der Stiife der Civilisation, 
auf welcher wir zur Zeit stehen, sind sie geeignet, bei der Meiige Acli- 
tung zu wecken und zugleich dem Beehrten Selbstachtung zu empfehlen.“ 
Es gibt schwerlich, die Chinesen ausgenommen, ein Volk, das mehr auf 
Titel hait, als das deutsche, und dennoch ist es den Vertretern dessel ben 
zu Frankfurt im Jahr 1848 eingefallen, die Titel ohne Amt abschaflfen 
zu wollen. So grosse Sprünge machen zuweilen die Vblker von einem 
Extrem ins andere entgegengesetzte. 

Bluntschli, allgemeines Staatsrecht. 


15 
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von den Fachministern unterschieden. Bei jenen erscheint die 
politische Bedeutung, bei diesen die technische Geschàftskunde 
als ûberwiegend und entscheidend. Die Politik herrscht, die 
Verwaltung arbeitet. Wie in dem Betrieb einer Fabrik die 
Spekulation des Fabrikherrn bestimmt, was für Rolistoffe 
und zu welcher Ware dieselben verarbeitet und veredelt 
werden sollen, wàhrend die Techniker die Arbeit selber im 
einzelnen anordnen und vollziehen, so bestimmt die poli- 
tische Leitung, was im Staate zu thun und was anzustreben 
sei, wàhrend die Administration für die Ausführung im ein- 
zelnen sorgt. 

Es lâsst sich kein Feld der Verwaltung ganz unabhàngig 
stellen von der politischen Leitung. Wenn das Staatsinteresse 
es erfordert, so muss diese ûberall da eingreifen konnen, wo 
diese Interessen verletzt werden und überall da anregen, wo 
dieselben zu befriedigen sind. Aber auch die Verwaltung hat 
hinwieder ihr besonderes Recht, welches die politische Leitung 
nicht missachten darf, und zwar nicht bloss soweit die tech- 
nische Geschâftsordnung ein willkürliches Eingreifen und eine 
Stôrung der politischen Leitung nicht ertrâgt, sondern auch 
soweit die gesetzliche Ordnung der Verwaltung von dieser 
zu achten ist. Man darf die politische Leitung nicht als eine 
absolute Willkürgewalt verstehen. Auch sie wird durch die 
Verfassung und die Gesetze nâher bestimmt und beschrànkt.^ 


Zwolftes Kapitel. 

4. Militàr-, 5. Polizeiliolieit. 

4. Militârhoheit. 

Der Monarch ist das Haupt der Kriegsverfassung des 
Landes. Sowohl die Land- als die Seemacht steht unter 

9 Vortreffliche Bemerkung darüber bei Vivien, Études administra- 
tives, Paris 1859 (3. Édit.), I, S. 30 ff. 
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seinem obersten Befehl. Er lâsst Truppen ausheben oder 
werben, ernennt die Offiziere, wenigstens die hoheren, verleiht 
das Kommando, lâsst Militârstrassen, Festungen bauen, sorgt 
für das KriegsmateriaL ^ 

Im Mittelalter konnten auch die Stànde Truppen lialten. 
Die Einheit des modernen Staates aber lâsst eine seiche 
Teilung der Heeresmacht, welche zum Bürgerkrieg fühit, 
nicht mehr zu. Die Einheit des Befehls ist für die Kraft 
und somit für den Zweck des Heeres unentbehrlich. 

Ob das Heer nur dem Konige, oder ob es auch der 
Verfassung Gehorsam und Troue zu schworen habe, ist eine 
auch in unseren Tagen lebhaft bestrittene Frage. Praktisch 
wichtig wird sie, wenn der Fürst und die Verfassung in Kon- 
flikt geraten, und jener die Macht des Ileeres zu Massregeln 
verwenden will, welche den Vorschriften der Verfassung wider- 
streiten oder zu widerstreiten scheinen. Ein unbefangenes Ur- 
teil muss anerkennen, dass der Verfassungseid, wenn derselbe 
den Sinn erhâlt, dass das Heer zu keinen verfassungswidrigen 
Handlungen hilfreiche Hand leiste, dem Fürsten eine Ver- 
letzung der verfassungsmâssigen Zustânde erschwert;'^ auf der 
anderen Seite aber nicht minder, dass ein zwiefacher Eid und 


1 Blackstone 1, 7, 2. Schwedisclie Verf., Art. 14. llolltin- 
dische, Art. 58. Belgisclic, Art. 68. Preussischc, Art. 46, 47. 
Deutsche Reichsverf., Art. 64: „Alle deiitsclien Truppen sind verpllichtet, 
den Befehlen des Kaisers unbedingte Folge zu leisten.“ 

2 Dass der Verfassungseid auch echte Sôldatenherzen dazu bestira- 
iiien kann, ihren Gehorsam zu verweigern, hat ein unverwerfJicher Zeiige 
bestatigt. Napoléon erzàhlt von seiner eigenen Jugend (bei Las Cases 
V, 168): „Die Meiniingen des Tages nahmen nach und nach auch sogor 
unter den Offizieren der Armee überhand, besonders seit jenem berühmten 
Eid für die Nation, das Gesetz und den Konig. Wenn ich bis dahin 
den Befehl erhalten hatte, meine Kanonen gegen das Volk zu richten, 
so zweifle ich nicht, dass die Gewohnheit, das Vorurteil, die Erziehung, 
der Name des Konigs mich bestimmt hatten, zu gehorchenj aber nach- 
dem ich den Nationaleid einmal geleistet, ware das vorbei gewesen und 
ich hatte nur auf die Nation gesehen." 
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eine zwiefache Verpflichtung in das Gewissen des Heeres leicht 
Zwiespalt bringt, die Disciplin lockert und die Armee bis zur 
Auflosung oder zum Selbstmord in innerem Parteikampfe reizen 
und treiben kann. Durchaus verderblich, weil der Natur und 
Bestimmung des Heeres widersprechend, ist es jedenfalls, das- 
selbe zu einem beratenden Korper^ zu machen, welcher erst 
die Verfassungsmassigkeit der einzelnen Befehle zu prüfen 
und nur, wenn es sich davon ûberzeugt, zu gehorchen habe, 
doppelt verderblich in einer Zeit, welchc der Kritik und Sophi- 
stik einen so freien Spielraum erôfFnet bat, wie die unsrige. 
Der militàrischc Gehorsam und die pcrsônliche Treue gegen 
das Oberhaupt ist und bleibt die Regel, auch da, wo der 
Verfassungseid vorgeschricben ist; und nur in aussersten und 
wahren Notfâllen eines offenkundigen und tyrannischen Miss- 
brauchs der Militargewalt von seiten des Fûrsten wird sich die 
Verweigerung des Gehorsams von seiten des Heeres rechtfertigen 
lassen. Ist aber der Geist des Heeres gesund und für Recht 
und Freiheit im grossen einpfânglich, so wird ein solcher 
Missbrauch auch da nicht leicht môglich sein, wo dasselbe 
nur dem Konige, nicht auch der Verfassung geschworen hat; 
und ist das Heer von Yerchrung und Liebe zu seincm Kriegs- 
herrn erfüllt, so wird auch der Verfassungseid dasselbe schwer- 
lich bestimmen, gegen seine Befehle Widerspruch zu erhcben, 
auch wenn er einen Bruch der Verfassung für nôtig hait. Der 
Konigseid schützte Jakob IL von England so wenig vor dem 
Abfall seiner Truppen als der franzosische Verfassungseid die 
Direktorialregierung vor dem Sturze durch Napoléon. Der 
Geist ist somit auch hier entscheidend, nicht die Form. 

Aus diesen Betrachtungen folgt: Im Zweifel ist der Ver- 
fassungseid des Heeres nur so zu erklàren, dass dasselbe 

3 Sogar die republikanische Verfassung für Frankreich von 1848, 
Art. 104, erkannte die Sàtze an: „Die blfentliche Macht ist wesentlich 
zum Gehorsam verpllichtet. Kein bewaffnetes Corps darf Beratsclilagun- 
gen halten.“ Vgl. Verf. vbn Portugal, Art. 115. 
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schwôrt, seiner natürlichen Bestimmung gemàss, die Verfassung 
wie die Kechtsordnung und Freiheit ûberhaupt zu schützen 
und nicht seinerseits zu verletzen, nicht aber so, dass der 
Gehorsam gegen den Kriegslierrn, welcher die Gruridlage der 
Militârverfassung ist, durch staatsrechtliche Erorteruiigen und 
Beratungen über die Verfassungsmassigkeit einzelner Befehle 
gelockert und der Zwiespalt in dem Heere legitimiert werde. 
Die Verantwortlichkeit fur die Verfassungsmassigkeit des Be- 
fehls tragt der Minister oder der kommandierende General, 
nicht der gehorchende Offizier und Soldat. Nur wenn eine 
Verfassung jenem Eide eine andere und eingreifendere Bedeu- 
tung ausdrücklich gegeben und so die Gefahr der militârischen 
Unordnung für geringer erklârt hat als die des Missbrauchs 
der Militârgewalt, ist eine andere Auslegung gercchtfcrtigt. ^ 
Gut ist es, wenn der Monarch nicht bloss formell an der 
Spitze des Hceres, sondern in personlicher Beziehung zu 
demselben steht. Freilich koinmt hier auf die Individualitât 
ailes an. Friedrich IL sprach den Satz aus: „Ein grosser 
Fürst muss die Leitung seiner Truppen selber übernehmen. 
Sein Heer ist seine Kesidenz, sein Interesse, seine Pflicht, 
sein Buhm. Ailes bestimmt ihn dazu,“^ und demgemass 

4 Eine eigentümliche Bestimmung enthalt die s ch w edi s c lie Ver- 
lassung, Art. 38: „Alle vom Künige ausgehenden Expeditionen und Be- 
fehle [mit Ausnahme derer, welche das Kriegslcornmando hetrelTen] 
sollen, um gültig zu sein, von dem Vortragenden kontrasigniert werdeii, 
welcher verantwortlich ist, dass sie mit dem darüber geführten Protokoll 
übereinstimmen. Sollte der Vortragende irgend finden, dass der Be- 
schluss des Kônigs gegen die [Verfassung] streite, so hat er darüber im 
Staatsrate Vorstellungen zu machen. Bcsleht der Konig dennoch darauf, 
dass ein solcher Bescliluss ausgefertigt werden soll, so ist es des Vor- 
tragenden Redit und Pdicht, seine Kontrasigiiatur dazu zu verweigern, 
und als Folge hiervon sein Amt niederzulegen, welches er nicht cher ziirück- 
nehmen darf, als bis die Reichsstànde sein Verhalten geprüft und gebilligt 
haben. Inzwischen sollen sein Sold und Einkünfte ihm verbleiben.“ 

5 Im Antiraachiavell 12: Viel zu weit aber ging Machiavell selbst 
im Fürsten 14: „Ein Fürst soll kein anderes Ziel, keine anderen Ge- 
danken haben, er soll nichts anderes zu seinem Handwerk machen als 
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handelte er als Kônig. Elin Fûrst aber, der keine Feldherrn- 
gaben besitzt, handelt sehr verkehrt, wenn er in Person den 
Feldherrn spielt. Er stûrzt sich, die Armee und den Staat 
ins ünglück. 

Misstrauen gegen die Regierungsgewalt ist ein Kenn- 
zeichen der modernen Republik. Sie kann sich der Besorgnis 
nicht erwehren, dass ein Magistrat, welcher über die Armee 
frei verfügt, die Militârmacht benutzen konnte, um sich monar- 
chische Gewalt anzumassen und sich zum Herrscher im Staate 
aufzuschwingen. Es gilt das vorzüglich von den Republiken, 
welchen ein Pràsident vorsteht. In Nordamerika hat sich 
dahcr der Kongress selbst nicht bloss die Milizorganisation, 
sondern auch das Recht vorbehalten, die Miliz zu versammeln 
und Aufstânde zu unterdrücken, und dem Prâsidenten ist nur 
der Oberbefehl über die kleine stàndige Armee und die Flotte 
des Bundesstaates, über die MilL der Einzelstaaten aber bloss 
dann überlassen, wenn dieselbe auf Befehl des Kongresses ver- 
sammelt ist.^ In Frankreich durfte der Pràsident zwar 
über die bewaffnete Macht verfügen, aber nicht das Oberkom- 
mando in Person ausüben.^ Der schweizerisch e Bun des- 
rat darf nur, wenn die Bundesversammlung nicht anwesend 
ist, Truppen aufbieten, und ist gehalten, auch dann, wenn die 
Truppen für lângere Zeit in Anspruch genommen wcrden oder 
die Zahl von 2000 Mann überstcigen, die Bundesversammlung 
einzuberufen und deren Anordnungen zu beachten.^ 

den Krieg und die Kriegskunst." Der Fürst ist in erstcr Linie Regent 
und Staatsmann, erst in zweiter Feldherr. Gewichtiger und wahrer ist, 
wasVellejus Paterculus (Hist. 1) dem Scipio Africanus nachrühmt: 
„Seinper aut belli aut pacis servit artibus, semper inter arma ac studia 
versatiis aut corpus periculis aut animum disciplinis exercuit.“ 

fi Verlassung I, 8, II, 2. 

7 Verfassung von 1848, Art. 50. Anders 1875. [Verfassungsgesetz 
V. 25. Febr. 1875, Art. 3: „Der Pràsident verlugt über die bewaffnete 
Macht. “] 

S Bundesverfassung von 1848, Art. 90, 11, Art. 74, 9; von 1874, 
Art. 102, 11. 
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5. Die Polizeihoheit. 

Nicht nur wird die gesamte Staatspolizei im Namen und 
unter der Obcrleitung des Monarchen geübt, sondern es darf 
imd soll auch auf diesem Felde der politischen Thâtigkeit 
der Monarch unter Umstànden persônlich handeln. Indessen 
wird ein personliches Eingreifen hier doch nur ausnahms- 
weise stattfinden, teils wenn es gilt, die Sicherheit des 
Staates vor grossen und àussersten Gefahren zu retten, teils 
wo ein personliches Einschreiten dazu dient, die gewôhnliche 
Thâtigkeit der Polizeiorgane zu kontrollieren, wach und rege 
zu erhalten und willkürlichen Missbrauch zu schrecken. Als 
Regel bedarf aber das tâgliche Bedürfnis mit seinen unend- 
lichen Ansprüchen einer unausgesetzten Sorge besonderer Be- 
amten und Behorden, weshalb demi das Princip und der 
Organismus der Polizei in dem folgenden Bûche besonders zur 
Sprache kommen wird. 


Dreizehntes Kapitel. 

6. Die Justizhoheit. 

In der alten Welt und iin Mittelalter war der Kônig in 
Person obcrster Richter. Auch der deutsche Konig hegte 
und leitete das Fürstengericht. Wohin in dem Reiche er 
persônlich kam, da konnte er selber zu Gerichte sitzen und 
da erbleichte vor ihm jede andere Gerichtsgewalt. ^ 

1 Sachseiispiegel III, 26, §. 1: „Die koning is gemene richtere 
over al.“ III, 52, §. 2: „Den koning küset inan to richtere over egen, 
unde len unde over jewelkes mannes lif. Die keiscr ne mach aver «in 
allen landen nicht sin, unde al ungerichte nicht richten to aller tiet, 
dar umme liet lie den vorsten grafseap unde den greven sciiltheitdum.“ 
III, 60, §. 2: „In svelke stat des rikes de koning kurnt binnen deme 
rike, dar is ime ledich monte (Münze) unde toln (Zoll) unde dat gerichte." 
Mil* ist es wahrscheinlich, dass dieser Gedanke des Mittelalters in — 
vielleicht spaterer — Zukunft nochmals aufleben wird. Die Kaiseridee 



232 Drittes Buch. Das Staatshaupt. 

Das ist im modernen Staate seit den letzten Jahrhunderten 
anders geworden. Aile eigentliche richterliche Funktion ist 
der personlichen Thàtigkeit und selbst dem Einflusse 
des Konigs entzogen und an Richter übertragen worden, 
welche zwar von ihm ihr Anit ableiten und in seinern Namen 
das Recht handhaben, aber selbstandig, nicht nach seinern 
Ermessen und Auftrag handeln. Der Satz des neueren Staats- 
rechts: „Alle Gerichtsbarkeit geht vom Konig aus“‘^ 
bat somit heute einen ganz anderen, viel beschrânkteren Sinn 
als in früheren Zeiten. Aber sinnlos, wie manche meinen, 
ist er nicht. Dem Dégriffé der Monarchie widerstreitet es, 
dass irgend eine Amtsgcwalt im Staate sei, welche dem 
Monarchen nicht untergeordnet wâre. Die materielle Ab- 
hàngigkeit der Gerichte in Verwaltung der Rechtspflege freilich 
ist aufgegeben, und soll es sein, weil hier die festen Normen 
des Rechts den Richter binden Und leiten; und der Einfluss 
oder die Teilnahme des Monarchen selbst würde cher die 
ünbefangenheit und Unparteilichkeit des Gerichtes trüben als 
aufrecht halten. Seine Macht ist so gross und glânzend, dass 
die Gerechtigkeit von ihr verdunkelt und vcrschoben zu werden 
fürchtcn muss. Aber die Ableitung aller richterlichen 
Amtsgewalt von dem Oberhaupte des Staats und die for- 
melle ünterordnung der Richter un ter dasselbe wird 
auch in der konstitutionellen Monarchie fortwàhrend aner- 
kannt. ^ 


ist ohne ihii imvollstàiidig. Soll der Kaiser den Weltlrieden scliirmen 
und das Unreclit auch der Maclitigen heugen und bessern, so muss er 
selbst zu Gericlit sitzen koiineii. Indessen unsere Zeit ist dafür nicht reif. 

2 Blackstone I, 7, 3. Fraiizosische Verf. 1814, Art. 57, von 
1852, Art. 7. Bay erische, VllI, §. 1. [Denselbeii Iiihalt hat der Art. 86 
der preussisclien Verfassung; „Die richterliche Gewalt wird im Namen 
des Konigs ausgeübt.“ Analog osterreich. Staatsgrundges. über die 
richterliche Gewalt v. 21. Dez. 1867, Art. 1.] 

3 Die schwedische Verfassung von 1809, Art. 17, 21 lasst aiis- 
nahmsweise den Konig in Person an dem hbchsten Tribunal teilnelimen. 
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Im einzelnen âussert sich die Justizhoheit des Monarchen 
noch in folgenden Richtungen wirksam: 

a) In dem Rechte allgemeine r eglementarische Vor- 
schriften zu erlassen innerhalb der Schranken der 
Verfassung und Gesetzgebung, die auch die Gerichte zu 
befolgen haben. 

b) In dem Rechte die Richter zu ernennen und ihnen 
die Amtsgewalt zu verleihen. Verschieden von der 
Stellung der Richter kt die der Urteiler, Schôffen, 
Geschwornen, welche keine Amtsgewalt üben, sondern 
nur das Recht im einzelnen Falle finden und weisen. 
Daher ist es auch nicht notig und überdem aus Grün- 
den einer unbefangenen Rechtspflege auch nicht gut, 
dass dieselben von der Staatsgewalt bestellt werden. 

c) In der Form der gerichtlichen Erkenntnisse, welche „im 
Namen des Kônigs“\erkündet und vollzogen werden, 
worin die Idee, dass die staatliche Gcrechtigkeit von dem 
Küiiige geschirmt werde, veranschaulicht wird.'^ 

d) In dem Rechte zur Visitation tiber die Gerichte, den 
Geschàftsgang, die Handhabung der Ordnung, die Pro- 
tokolle und Akten und deren Verwaltung, welche dem 
Justizministerium und seinen Organen zukommt. Dahin 
gehôrt auch die Befugnis, sich statistische Berichte über 
die Geschàftsthàtigkeit geben zu lassen. 

e) In dem Rechte zu gerichtli cher Verfolgung wegen 
Verbrechen Auftrag zu geben, welche in Fàllen, wo die 
Sicherheit und die Politik des Staates beteiligt ist, ohne 
Schaden dem Einflusse auch der Regierung nicht vcillig 

4 Preussische Vcrf. , Art. 86: „Die ricliterliche Gewalt wird im 
Namen des Kônigs durch unabliangige, keiner anderen Autoritàt als der 
des Gesetzes unterworfene Gerichte aiisgeübt. Die Urteile werden im 
Namen des Kbnigs ausgefertigt und vollstreckt.“ Ben tham schlàgt vor, 
die Formel: „ de par le roi“ umzuwandeln in „de par la jnstice“. Aber 
weshalb sollte nicht die Gcrechtigkeit in dem Konige personifiziert er- 
scheinen dürfen? 
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entzogen werden darf. Ein ûbermâssiger Eifer der Staats- 
anwâlte, in deren Gesichtskreise hôhere Staatsrücksichten 
nicht Platz finden, kann hier ebenso scliâdlich wirken 
als ein zu laxes oder furchtsames Verhalten derselben, 
und das Korrektiv für beide Fehler kann nur in dem 
Einflusse der obersten Staatsgewalt selbst, welche aile 
Verhàltnisse frei ûberblickt, gefunden werden. 

f) In dem Rechte eine strafrichterliche Untersuchung 
niederzuschlagen (jus aboliendi),® welches zu be- 
schrànken immerhin im Interesse der Gerechtigkeit liegt. 

g) In dem Rechte die Strafe zu mildern und in dem Bc- 
gnadigungsrechte.^’ Es ist in der That ein hoher 
Vorzug der Monarchie, dass in ihr auch die Gnade, wie 
sie einer edeln Menschenbrust entquillt, die unvermeid- 
lichen Hârten des kalten Rechts zu mildern und das 
starre Gesetz mit den mannigfaltig wechselnden Be- 
dûrfnissen des Lebens zu versohnen trachtet, ihren Platz 
findet und cinem Menschen anvertraut wird. — Der 


5 Preussisclie Verf., Art. 49: „Der Kônig kann bereits eingeleitete 
ITntersiicliiingen nur auf Grand eines bcsondcren Gesetzes iiiedersch]agen.“ 
Dagegen bayerische VIII, §. 4: „Der Kbnig kann in keinem Falle 
irgend eine anhàngige Streitsaclie oder angefangene Untersuchung heiu- 
men.“ [In Deutschland kann ein Strafprozess, naohdem die Anklage bei 
Gericht erlioben ist, nach der Strafprozessordniing nicht mehr nieder- 
gesclilagen werden.] 

6 Blackstone IV, 31, 2. Schwedische Verf., Art. 25. Holian- 
dische, Art. 66. Bayerische Vltl, §. 4. Belgisclie, Art. 73. 
Spanische, Art. 54, 3. Preussisclie, Art. 49. Franzbsische von 
1852, Art. 9. [Verfassungsgesetz vom 25. Febr. 1875, Art. 3.] 

7 Shakespeare im Kaufmann von Venedig IV, 1: 

„Die Art der Gnade weiss von keinem Zwang. 

Sie tràufelt, wie des Himmels milder Regen, 

Zur Erde unter ihr; zwiefacli gesegnet; 

Sie segnet den, der gibt, und den, der nimmt; 

Am inachtigsten im Maclit’gen zieret sie 

Den Fürsten auf dem Thron mehr als die Krone; 

Das Scepter zeigt die weltlicUe Gewalt, 
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Kônig selbst kann keine Strafe verhângen, das thut in 
seinem Namen der Richter nach dem Gesetz. Aber der 
Kônig kann selbst Verzeihung gewâhren. üebt er die 
Gnade nicht mit weichlicher SchlalFheit, sondern mit 
weisser Grossmut ans, so wird dieselbe auch die Ord- 
nung des Rechts nicht auflôsen, sondern befestigen.® 
Auch der Akt der Gnade ist übrigens ein Akt mit Rechts- 
wirkung und bedarf daher in der konstitutionellen 
Monarchie der Kontrasignatur der Minister. 
h) In dem Bestâtigungsrechte bei Todesur teilen, 
welche ohne die persônliche Gutheissung des Monarchen 

Das Attribut der Würd’ und Maj estât, 

Worin die Fuvcht und Scheu der Kon’ge sitzt. 

Doch Gnad’ ist tiber diese Sceptermacht, 

Sie thronet in dem Herzen des Monarchen, 

Sie ist ein Attribut dei Gottheit selbst, 

Und ird’sclie Macht kommt gôttliclier am nàchsten, 

Wenn Gnade bei dem Redite steht.“ 

8 Martin Luther in den Tischreden : „Gnade und Redit muss ein 
Fürst brauchen. Demi wo eitle Gnade ist und der Fürst nicht zürnt, 
so wird nicht allein der Hof, sondern auch das Land voll beiser Thiben, 
geht aile Zucht und Elire unter. Wiedenim wo eitel oder zu viel Zür- 
nens und Strafens ist, darans wird Tyraiinei, und konnen dieFrommen 
nicht Atem holcn. vor taglicher Furdit und Sorge. Die Ileiden sagen: 
Strengstes Redit ist grosstes Unrecht. Wiederura niag gesagt werden 
von der Gnade: Eitel Gnade ist die grosste üngnade. Gleichwie ein 
Vater keine grossere unvaterlidie Thaï an seinem Kindê begehen kann, 
denn dass er der Rute spart und dem Kindlein seinen Mutwillen lasst, 
denn mit soldier thôrichter Liebe zieht er zuletzt dem Henker einen 
Sohn.“ Aehnlich der Kurfürst Maximilian I. in den Monita ad filiiim 
bei Adlzreitter, Boicae gentis Annal. III, S. 616: „Si benignitate ac 
clementia dominatum temperaveris , tibi erunt candida et laeta omnia. 
Firmissimiim atque facillimum imperium, quo obedientes delectantiTr; 
delectantur autem et non tam timent Principem quam timent pro Prin- 
cipe, quando eum advertunt afflictis parcere, vindictae lenitatem ad- 
miscere, non dominationem et servos, sed Recto rem et cives cogitare, 
habere subjectos in oculis. Tam principi exosa esse debent inulta sup- 
plicia quam medico funera. Ars enim ac laus gubernantis servare po- 
tins quam perdere descendendo ad extrema." 
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nicht vollstreckt werden dûrfen;® eine unverwerfliche 
Garantie fûr das Leben der Bürger. 

i) In der Anordnung und dem Befehle zur Exeku- 
tion der Strafurtcile. 

k) In dem Redite, Beschwerden über verweigerte oder 
verzôgertc Rechtspflegc anzunehmen und Forde- 
rungsbefehle (promotoriales) und sogenannte Mandata 
de administranda jusiitia zu erlassen, und die Hinder- 
nisse, welche der Ilaiidliabung der Rechtspflege entgegen- 
stelien, wegzuraumen. 

l) In dem Redite, Moratorien (indudae morâtoriae) zu 
erteilen. Ein bcdenklicher Eiiigriflf in das Privatrecht, 
aber in selteiien Ausnahmsfâllen bei grosser Landesnot 
dûch unentbehrlidi, sollen die Schuldner nicht ohne 
Nutzcn dem Andrange gewissenloser Glàubiger geopfert 
werden. Das Institut ist aus dem romischen Recht über- 
liefert und wurde unter der früheren deutschen Reichs- 
verfassung als ein kaiserliches Reservatrecht betrachtet, 
dann audi von den Landesherren und nicht ganz selten 
inissbrauchlich geübt. Notwendig ist es aber, dass dieser 
allerdings nicht vollig zu entbehrende teilweise Rechts- 
stillstand (Justitium) nur mit grosser Vorsicht und nur 
in wahrer Not verstattet werde; daher bedarf es sdiützeii- 
der Formen, deren Beachtung auch das Ermessen des 
Staatshauptes oder, selbst wo dieses Recht nur durch 
ein Specialgesetz ausgeübt werden darf, des Gesetzgebers 
beschrankt.^o 

Dagegeii ist jede Kabinettsjustiz als unzulâssig ver- 
wjûrfen. 

9 Dasselbe hangt liistorisch mit der Vorstelhmg des Mittelalters zu- 
sammen, dass das Blutgericht ein specifîscli konigliches Gericht sei. 

10 Vgl. Zacliarià §. 174. [In Deutschland konneii nach dem 
Beichsgesetz , betrelT. Einlulirung der Civilprozessordnung, §. 74, keine 
Moratorien mehr bewilligt werdeu.J 

11 Montesquieu, Esprit des Lois VI, 5. In Deutschland war dieselbe 
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In der neueren Republik ist die Gerichtsbarkeit gewohn- 
lich vollig getrennt von der Regierung und selbst die for- 
melle Unterordnung der Gerichte unter diese aufgehoben. 
Von der früheren Justizhoheit auf Seite des Staatshauptes ist 
dann wenig mehr zurückgeblieben, als zuweilen ein Einfluss 
auf Besetzung der Richterstellen, der dann aber mehr zufâllig 
erscheint, das Recht, die Yerfolgung von Verbrechern einzu- 
leiten, und die Pflicht, die Urteile zu vollstrecken.^^ 

schon in der Reichsverfassung verboien. Wahlkapitul. XVI, §. 7: 
„Wir wollen dem Prozesse dieser Reichsgerichte seinen stracken Lauf, 
aiich kcinem vor dem andcren cingreifen oder Prozesse avozieren, viel 
weniger liber die sententias nnd judicatas camcrae von unserem Rciclis- 
holrate kognoszieren lassen, dem Kammergerichte durch keine abson- 
derliche kaiserliche Reskriptc die Hànde binden — überhaupt dem Reichs- 
hofrat nnd Kammcrgericht keinen Einbalt thun, noch von anderen im 
Reiche direktc oder indirekte zu geschehen, gestatten.“ §.8. „Insonder- 
heit wollen wir an das Reichskb-mmergericht für uns allein keine In- 
strnktion noch Inhibitionen, ebensowenig auch in particulari an linsern 
nnd des Reichs Kammerrichter in Juslizsachen keine Verfiigung noch 
auch Reskripte auf Einsendung der Protocollorum pleni et senaliium er- 
lasseri.“ Wiener Sc h lussakte von 1820, Art. 29 und Bundesbeschluss 
vom 7. Okt. 1830. 

Das Wort von Montesquieu (Esprit des Lois XI, 6): „I1 n’y 
a point encore de liberté si la puissance de juger n’est pas séparée de 
la puissance législative et de l’exécutrice. Si elle était jointe à la 
puissance exécutrice, le juge pourrait| avoir la force d’un oppresseur" 
fand in Nordamerika einen fruchtbaren Boden, und es genügte den Nord- 
amerikanern nicht, die eigentliche Rechtspflege unabliangig von der Re- 
gierung zu stellen, sondern sie wollten die Gerichtsgewalt in jeder Be- 
ziehung von der RegierungsgewaU, trennen und dieser als einer gleichen 
Staatsmacht nebenordnen. Dieser Gedanke wurde denn auch in den 
neueren Schweizcr\’^erfassungen nachgebildet. 

13 Ausnahmsweise hat derPrâsident der Vereinigten Staaten 
(Verf. II, 2) doch das Recht der Strafmilderung und Begnadigung, 
ausser im Fall der Anklage gegen die Staatsverwaltiing -, ebenso der 
franzbsische Prâsident [Verfassungsgesetz vom 25. Febniar 1875, 
Art. 3], nicht aber haben es die schweizerischen Regierungen; vielmehr 
wird es den Grossen Ràten vorbehalten* 
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Vierzehntes Kapitel. 

7, Die Finanzlioheit. 8. Die Oberanfsiclit. 9. Die Serge für die 
Enltnrverliâltiiisse. 

7. Die Finanzhoheit. 

Die Sorge für Bestreitung der Staatsbedürfnisse, und zu 
diesem Behuf die Verwaltung des Staatsvermôgens, der Bezug 
der Staatseinkünfte, die Verwendung derselben für die offent- 
lichen Bedürfnisse, der Voranschlag und die Staatsrechnung 
sind wieder so organisiert, dass der Regent an der Spitze 
dieser gesamten Verwaltung steht. In dieser Beziehung 
unterscheidet sich die Republik wenig von der Monarchie. 
Auch jcne erkennt das Bedürfnis einer einheitlich geregelten 
und ausgebildeten Verwaltung, und ist, wo es sich um diese 
handelt, nicht so eifersûchtig, als,wo die eigentliche Regierung 
ihre Autoritât zu âussern sucht. 

8. Das Oberaufsichtsrecht. 

Das Recht zur Oberaufsicht unterscheidet sich von den 
übrigen Regierungsrechten dadurch, dass in ihni das befehlende, 
ordnende und schirmende, d. h. das eigentliche Regierungs- 
element nur mittelbar in zweiter Linie, in erster dagegen 
nur die rezeptive Eigenschaft der Kenntnisnahme von den 
bestehenden Zustânden oifenbar wird. Die Oberaufsicht er- 
streckt sich daher auch über den Organismus und die Thàtig- 
keit der Staatsbehorden und Beamten hinaus auf Verhàlt- 
nisse und Personen, welche wesentlich selbstàndig und von 
der Anordnung des Staates unabhângig sind. 

Im allgemeinen ist die Staatsgewalt berechtigt, von allen 
Erscheinungen Kenntnis zu nehmen, welche in dem Staats- 
gebiete sichtbar werden, insofern die Interessen oder das Recht 
des Staates durch dieselbeU betroffen werden. Die Regierung 
muss dafür gleichsam ihr Auge offen haben, damit sie recht- 
zeitig veranlasst werde, die angemessenen Massregeln einzu- 
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leiten und anzuordnen, um Schaden von dem Staate abzu- 
wenden und die Wohlfahrt desselbcn zu fôrdern. 

Das Institut der küniglichen Sendboten in der frânki- 
schen Monarchie und die statistisclien Bureaus in unseren 
Tagen sind Einrichtungen, welche zur Ausübung dieses Rechts 
dienen; au ch die erstcre, d. h. Absendung von Regierungs- 
kommissarien in die verschiedenen Provinzen und Kreise, um 
sich ausserhalb der gewôhnlichen bureaukratischen Ordnung 
durch persônliche Anschauung von den Zustànden zu unter- 
richten, darf dem modernen Staat nicht fremd bleiben. ^ 
Freilich soll sich der Staat davor hüten, in die Geheimnisse 
des Privât- und Familienlebens sich einzudràngen und die 
persônliche Freiheit durch eine unwürdige und belâstigende 
Aufpasserei und Spioniererei zu storen und zu beàngstigen ; auch 
darf der Staat nicht unerlaubte Mittel wâhlen, um die Auf- 
schlüsse zu erhalten, deren er bedarf, und das Aufsichtsrecht, 
das ihm zustcht, nicht zu einer Bevormundung steigern, die 
ihm nicht zukommt. 

Im besonderen ist hervorzuhebcn die Oberaufsicht über 
dieGemeinden, Korporationen, Aktiengesellschaften 
und Stiftungen; die Zustimmung zu deren Entstehung ist 
notig, wo ôfFentliche Interessen beteiligt sind, aber entbehr- 
lich, wo die Verbindung der Individuen und die Stiftung 
ein rein privatrechtliches Dasein hat, ohne Bezug auf die 
Staatsordnung oder den ofFentlichen Kredit.^ 

9. Die Sorge für die Kulturverhâltnisse. 

Dahin gehôrt die Beziehung des Staates zur Erziehung, 
die Sorge für die Schule und offentliche Bildungsanstalten, 

1 In Badeii erinnert das neue Institut der Landeskommissare, 
welche dem Ministerium des Innern angehôren und die Verwaltung in 
ihren Kreisen personlich beaufsichtigen, an die alten Sendboten. 

2 Das rômische Recht der Kaiscrzeit beschrànkt in diesen Dingen 
die Freiheit des Privatlebens mehr, als das Interesse des Staats es er- 
fordert. 



240 


Drîttes Buch. Das Staatshaupt. 


zur Wissenschaft und Kunst, deren Wesen zwar nicht vom 
Staate bestimmt wird, deren màchtigen Einfluss auf die ôffent- 
liche Wohlfahrt der Staat aber zu überwachen und in dieser 
Beziehung auf den rechten Bahnen zu erhalten Recht und 
Pflicht der Regierung ist. 

Aber auch das Verhàltnis des Staates zur Kirche gehort 
hierher, der grossten und innerlich selbstàndigen Gemeinschaft 
in und neben dem Staate. 

Das sechste Buch ist diesen Beziehungen gewidmet. 


Fünfzehntes Kapitel. 

10. Pormen der Ansübnng. Verordnnng nnd Befehl. 

Durch die bisher genannten Rechte wird der Inhalt der 
Regierungsgewalt keineswegs erschopft. Jene sind einzelne 
Ausflüsse der Machtfülle, welche in dieser als einer uner- 
schopflichen Quelle je nach dem Bedürfnis des Staates fort- 
sprudelt und, wenn dasselbe es erheischt, auch in neuer Rich- 
tung ausstromt. 

Eormell wird die Regierungsgewalt ausgeûbt: 

a) durch Erlassung von allgemeinen Verordnungen 
Cjm edicendi); 

b) durch Erlassung von Anordnungen, Befehl en und 
Verboten im einzelnen Fall (jus jubendi). 

Von den ersteren war schon oben die Rede. ^ In dem 
letzteren Recht aussert sich auch formell das eigentliche 
Wesen der Regierungsgewalt. Es ist eine krankhafte und 
schwàchliche Vorstellung unserer Zeit, welche in der Regierung 
nur eine Verwaltung sehen will und die entscheidende Kraft 
des staatlichen Befehls in einen vagen und schwankenden 


1 Buch II, Kap. 7. 



Fünfzehntes Kapitel. 10. Formen der Ausübungr. Verordnung etc. 04 ] 

E in fl U SS und Kat der Regierung abscliwàchen mochte. 
Soweit der Staat in seinem Redite ist, darf und soll die 
Regierung nicht bloss wünsdien, ermalineii, einpfelilen, sondern 
das Erforderliche bestimrat anordneii und ihren Anordnungen 
audi den Vollzug sichern.'^ Hierher gehoren Befehle, Auf- 
trâge, Reskripte, Konzessionen, Banne, Verbote u. s. f. 

Besdirânkt ist die Regierung in der Ausübung dieses 
Anordnungsrechtes durdi die bestehende Verfassung, Ge- 
setzgebung und Rechtsordnung überhaupt, innerhalb 
wcldier sie sich bewegeii muss, die sie nicht verletzen darf. 
Vevanlasst wird sie zu ihrer Anordnung durch das Bcdürfiiis 
der offentlichen Wohlfahrt und bestimmt zu dem Inhalt der- 
selben durch die Rücksicht auf die Taiiglichkcit der erlaubten 
Mittel zu desscn Befriedigung. 

Jene Beschrânkung lasst sich mit Bezug auf die Regierungs- 
gewalt leichter, auch ausserlich ehcr festhalten als gegenüber 
der Gesetzgebung. Insbesondere sind die G e ri ch te inner- 
halb ihrer eigencn Kompetenz nicht gebunden, bei Ent- 
scheidung von Prozessen Verordnungen oder Befehle der 
Regierung, welchc sei es formell sei es in ihreni Inhaltc 
widerrechtlich sind, als rechtsgtiltig anzusehen und ihr Urteil 
darauf zu begründen. Vielmehr sollen sie, soweit ihre Kompe- 
tenz reicht, die bestehende Rechtsordnung auch wider den 
Willen der Regierung schützen. Auf der anderen Seite aber 
dürfen sich die Gerichte ebensowenig zu Aufsichts- und 
Kontrollbehôrden tiber die Regierungsbeschlüsse eigenmachtig 
erheben, noch sind gegen jede Verordnung oder jeden Befehl 
der Regierung, deren Form oder Inhalt einem Gesetze zu- 

2 Waslihigton, von Natur jeder willkiirliolien Staatsgewalt abge- 
neigt, hat dcnnoch dieses Bedürfnis wohl gcfühll und scliarf bezeiclinet. 
Brief vom 31. Okt. 1786: „Sie reden davon, wir sollen unseren Einlliiss 
ausübcn, um die gegenwartigeu Unruhcn in Massachnsetls zu beschwicli- 
ligen. Ich weiss nicht, wo dieser Einfluss zu linden ist, und vvenn er 
môglicli ware, ware er demi lur so arge Unordnung ein passendes Heil- 
mittel? Einfluss ist keineswegs Regierung. Vgl, 8t ory HP 37, §. 124. 

Bluntschli, «illgcmeines Staatsrecht. 1 (J 
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widerlâuft, prozessualische Rechtsmittel zulâssig. Eine Bcv 
rufung von den Verfügungen der Regierung an die Gericlite 
ist somit in der Regel nicht gestattet.'^ 

Die unteren Regierungsbehôrden dagegen sind in 
der Regel verpflichtet, die dem Inhalte nach widerreclif^- 
lichen Verfügungen der ihnen vorgesetzten Regierung iniicv- 
halb ihres Amtskreises zu befolgen, demi jene baben keine 
von dieser unabhangige Stellung, sondern sind ihr vollstandig 
untergeordnet. Aus dieseni Grunde baben demi aucb sie nicbt 
die Verantwortlicbkeit für solcbe Bescblüsse zu tragen, sondern 
nur die Regierung selbst, beziebungsweise das Ministeriuni, 
von welchem diesclben ausgebcn.* 

Ausnabmcn von diescn Regeln konnen diircb die Ver- 
fassung oder das Gesetz für einzelne Fallc begründet sein. 


Sechzehntes Kapitel. 

11. Die Ausnabmsgewalt der Regierung. Staatsnotreclit. 

Der Staat ist ein Wesen von so hoher Art, dass die Er- 
baltung seiner Existcnz, für welcbe zu sorgcn die erste P tliclit 
der Regierung ist, im Notfall aucb eine wirkliclie Verletzuiig 
des iudividuellen Redites und der bostebcnden Ordiiuiig zu 
recbtfcrtigen vermag. Wenn es wirklicb gilt, den Staat zu 
retten, und die Rcttung nicbt inüglich ist obne Eingriff in vor- 
handene Recbte der Privatcn oder selbst ganzer Klasseii der 
Bevolkerung, so kann und darf die Regierung nicbt, um diese 
zji scbonen, jenen untcrgeben lassen, sondern soll, den Grund- 
satz vor Augen: j,salus populi suprema lex ailes das 

thun, Avas zur Erbaltung und Rettung des Staates nëtig ist. 

Die genauere Erorteriing dieser Frageii wird nnten Bucli V, 
Kap. 6 folgen. 

4 Vgl. noch Baiid I, Buch VII, Kap. 10. 
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1. Daraiif beruht die sogenannte A usnahmsgewal t, 
das No t redit der Regierung, welches dem Notrecht des 
Volks entspricht. Allerdings ist dieselbe nicht ohne Ge- 
fahr für Recht und Freiheit, uiid würde sie zur Regel er- 
hoben für die Ausübuiig der Regieruiigsgewalt, so ware das 
eine absolu te Gewalt, welche zur Tyraiinei führeii müsste. 
Aber trotzdem ist dieselbe als Au s n ah me in Nottallen 
geradezu unentbehrlich, soll nicht das Ganze dem Teil ge- 
opfert werden. Um das Schiff im Sturme zu retten, wird ein 
tüchtiger Kapitàn ohne Scheu das Eigentum seiner Passagiere 
den emporte!! Wellcn preisgeben; um einer Armee zum Siégé 
in der Schlacht oder zu sicherem Rückzuge zu verhelfeii, wird 
der Feldherr einzelne Bataillone, wenn das das einzige Mittel 
ist, dem sichern Tode aussctzen. Der Staatsmann, der Regent 
kaim nicht anders handeln, wenn die zwingende Not über 
den Staat einbricht. 

Politisch begabte Volker haben das jederzeit anerkannt 
und durch ihre Verfassung selbst zum voraus für eine solche 
Ausnahmsgewalt gesorgt. Das war der Gedanke der roniischen 
Diktatur und jener berühmten Formel: videant consules ne 
quid dctrimenti capiat respublica. In Venedig hatten ebenso 
einige wenige Rate die Macht, in Notfallen dringende Be- 
schlüsse zur Rettung dos Staates zu fasscn. Das ist der Sinn 
der Suspension der Habeas-Corpus-Akte in England 
und der Verhangung des Belagerungszustandes und des 
Stand rechtes auf dem Kontiuent. Die letztere Méthode, 
in einzelnen Fallen unentbehrlich, hat in anderen die schweren 
Nachteilc, dass sie die bürgerliche Amtsgewalt beschrankt, 
anstatt erweitert, und die militarische Gewalt über das Be-* 
dürfnis hinaus überspannt. 

Weder Monarchien noch Republiken^ sind davor sicher, 

1 Machiavell zu Livius I, 34: „Republiken, welche iii driiigemler 
(iefahr nicht zur diktatorischeii oder einer ahnlichen Gewalt ihre Zu- 
llucht nehmen, werden bei Ereignissen von grosser Bedeutung zu Gruiide 
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nie in solche Not zu kommen. Dadurch, dass für die Aus- 
nahmsgewalt in der Verfassung nicht oder ungenügend ge- 
sorgt wird — und in manchen Staaten hat die Furcht vor 
Missbrauch zu der Nichtanerkennung derselben verleitet — 
wird die Not selber dem Staate nicht erspart; die Mittel aber 
ihr zu begegnen, sind erschwert. Energische Staatsmânner, 
welche die Regierung des Staates leiten, werden freilich auch 
unter dieser Voraussetzung das Naturgesetz hôher achten als 
die gevSchriebene Verfassung und trotz ihrer legal en Verant- 
wortlichkeit eher selber untergehen, als den Staat verderben 
lassen. Aber sic werden viel grôssere Schwierigkeiten zu 

gehcn. Die roinische Dikiatiir, Solange sie der Verlassiing geinass ge- 
geben und nicht mit Gewalt geiiommen wurde, war der Stadt immer 
lieilsam.“ Die extrême Politik — iind hierin haben die revol utionare 
und die despotische grosse Aebnlichkeit miteinander — war ini Intéresse 
nicht bloss des Staates, sondern ihrA* Parteiherrschaft von jeher eifrig 
in der Benutznng nnd in iibermâssiger Ansdehnnng dieses Redites; 
wie deuil überhaupt die mensdiliche T.eidenschaft dnrch die Schranken 
des Redites nnr schwer zuriickgehalteri wird. Mirabeau hat die All- 
gewalt der Iraiizosischen Nationalversammhing mit Hinweisung anf jenes 
Notrecht verteidigt (T hiers, Révol. fraiu;. I, 150) in jener inerkwür- 
digeii Enigegnnng an Maury: „Man fragt, seit wanii die Abgeordneteii 
des Volkes zur Nationalversainmlung geworden sind? Idi antworte: 
An dem Tage, als sie den Zutritt zu ihren Sitzungen von Soldaten ver- 
sperrt l'anden, und an dem ersten Orte, wo sie sidi versamineln konnten, 
zusaminen kamen und sdiwuren, eher zu slerben, als die Redite der 
Nation zu verraten und aulziigeben. ünsere Vollmachten, von welcher 
Art sic vorher sein uiochten, haben an dieseni Tage ihre Natur ver- 
àndert. Wie auch die von uns geubteTyTacht beschaffen ist, unsere An- 
strengungen , unsere Arbeiten haben dieselbe legiiimiert, und die Zu- 
stimmung der ganzen Nation hat sie geheiligt. Ihr erinnert eudi aile 
an das Wort jenes grossen Rômers, welcher die legalen Formeii vei’- 
l^etzt batte, iim das Vaterland zu retten. Meine Herren, ich schwore, 
dass ihr Frankreich gerettet habt.“ Mit àhnlichen Gründen wurde IVei- 
lich auch die Einsetzung eines Comité du Salut 'public (Wohlfahrts- 
ausschuss) unseligen Andenkens verteidigt. Und Napoléon I. hat 
ebenso, obschon mit besserem Redite, seine Usurpation vom 18. Brumaire 
begriindet. Insofern der Grund wahr ist, ist er auch redit; wenn er 
blosser Vorwand und Lüge ist, dann ist er uiirecht. Las Cases. JMém. 7 T', 
S. 302. 
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überwinclen haben, da aiich die formelle Legalitât ihrer Be- 
fehle uiid Anordnuiigen angefochten werden kann, als wenn 
sie aiisiiahmsweise mit einer diktatorischen Gewalt aiisgerüstet 
worden siiid. Schwâchere Naturen werden dagegen nicht wagen, 
was die Not fordert, zu thun, und rettungslos wird der Staat 
der àussereii oder inneren Gefahr erliegen. 

2. Damit das Ausnahmsrecht zur Anwendung komme, 
muss eine wirkliche Not oder wenigstens eine dringende 
Gefahr solcher Not des Staates vorhanden sein. Das blosse 
Interesse an der h ô h e r e n W o h 1 f a h r t des Staates rechtfertigt 
dasselbe keineswegs; denn wàre jenes schon genügend, so 
würde die Ausnahme zur Regel erhoben, die allgemeine Rechts- 
ordnung steten Erschtitterungen preisgegeben und die Frei- 
heit jeder Sicherheit beraubt. Für jenes zu sorgen, ist die 
regelmâssige Pflicht der Regierung, aber zugleich soll diese 
Sorge mit Beachtung der bestchenden Redite geübt werden. 

Kiiizelne Yerfassungen haben für amtlidic Konstatierung 
solcher Not nàhere Bestimmungen getroffen, in der Absicht, 
die Ausnahmszustande moglichst zu beschranken. In Rom 
war eiii Senatsbeschluss erforderlich, in En gland hedarf es 
sogar einer Parlairientsakte, durch welchc allein die Habeas- 
Corpus-Akte suspeiidiert werden kann.^ Nach der franzo- 
sischen Verfassung von 1848 Art. 106 kann der Belagerungs- 
zustand nur in den gesetzlich bezeichneten Fàllen erklart 
werden. Die p réussi s ch e (Art. 111) spricht nur von Krieg 
und Aufruhr als von Notfâllen, in deneii einzelne Bestim- 
muiigen der Verfassung ausser Kraft gesetzt werden konnen. 
Die Praxis der Staatsmauner und der Minister hat sich in- 
dessen durch diese Beschrankung nicht von weiteren notwendig 
erscheinenden Massregeln zur Rettung des Staates abhalten 
lassen. 

Wo es an besonderen Vorschriften fehlt, ist anzunehnien, 

' Blackstone 1. 1, 2. 
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dass der Entscheid darüber dem Staatshaupt zustehe, 
freilich in der koustitutionellen Monarchie unter Verantwort- 
lichkeit des kontrasignierenden Ministers, schicklicherweise 
auch nach Vernehmung des Staatsrates. Dem Staatshaupt 
und nicht dem repriisentativen Kôrper, welcher teils in der 
Not vielleicht nicht einmal anwesend ist, teils nicht den Be- 
riif und die Fàhigkeit hat, dringende momentané Bedürfnisse 
zu beurteilen und die geeigneten Mittel für ihre Befriedigung 
zu bestimmen. Den Kammern abcr gebührt auch hier die 
Kontrolle über die Aiisübung dieses immerhin bedenklichen 
Bechtes, welches leichter als irgend ein regelmassiges liecht 
der Regierung zu Gewaltthat und Unterdrückung, die durch 
keine Not erfordert wird, missbraucht werden kann und be- 
sonders in reaktionâren Zeiten oft missbraucht worden ist. 

3. Sü lange die verfassungsniâssigen und gesetzliclien 
Mittel der Staatsgewal t ausreichcn, um der Not zu wider- 
stehen und trotz der Not den Staat und die offentliche Ord- 
nung zu wahrcn, so lange wird keine Ausnahmsgewalt be- 
gründet. In demselben Verhàltnis, in welchem die drohen- 
den Gefahren der Zukunft vorhergesehen und für gesetzlichc 
Hilfe gesorgt wird, verengert sich der Bereich des Notrechts. 
Wo das Redit der Regierung, ausnahmsweise provisorische 
Gesetze zu erlassen, in der Verfassung anerkannt ist, wie 
Z. B. in Preussen, da ist dassclbe keine Anwendung des 
Staatsnotrechts ini engeren Sinne mehr, sondern eine vorher 
bestimmte und durch die übrige'Verfassung und Gesetzgebung 
begrenzte gesetzgeberisdie Kompetenz des Staatshauptes. 

4. Wenn nicht für Notfàllc eine besondere Magistratur 
wie die romische Diktatur geordnet ist, so versteht es sicli, 
dass dieselbe nur von dem Staatshaupte selbst, nicht von 
untergeordneten Staatsbeli orden ausgeübt werden darf. 
Nur wo ein augenblickliches Einschreiten, z. B. bei plotzlicher 
Ueberraschung durch eine feindliche Macht, unvermeidlich ist 
zu vorlâufiger Verteidigung des Staates, konnen auch diese, 
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ja sügar Privatcii, wenii es not thut, im Vertraueii auf die 
Billiguiig der Staatsregierung und unter Mitteilung des Ge- 
schelienen an diese zum Behiif lUiherer Befehle provisorisch 
handelii.-^^ 

Ist aber die Unfaliigkeit des Staatshauptes selbst die 
Ursache der Not, dann bedarf es des ergànzenden ï^insclireiteiis 
der zuiiaclîst berufenen Autoritâten, wie der Minister, der 
Kainmeni, unter Umstânden eines Feldherrn. 

Die Massregeln werden durch den Zweck, d. h. die 
Abwendung des dem Staate drohenden Schadens, sowohl be- 
stimmt als begrenzt. 

In der ersten Bezieliung ist es ein vergebliches Beinülien, 
diesclben zum voraus bezeiclmen zu wollen. Die Not kann 
eine Suspension und sogar eine Aufliebung politischer 
oder eine Verletzung von Pri vatrechten rechtfertigen. 
Die erstcre, z. B. das Yerbot von politischen Versainmlungen 
und Vereinen, die Suspension der Pressfreiheit, die Anord- 
nung ausscrordentlichcr Gerichte, wird, cben wcil die Not zu- 
nachst von politischer Natur ist, noch cher gerechtfertigt 
als die Verletzung des Privaleigentums oder die Beschrànkung 
des Geschaftsverkelirs und der Privatfreilieit. Dem hüclisten 
Tlechte der Existenz des Staates muss aber in der Not jedcs 
aiidere damit nicht vertragliclie llecht weichen. 

Ans (1er zweiten Bc^zhdiung ergebcn sicli die natürliclien 
S c bran ken dieses Redits: 

a) Die zu tn^ffenden Massregeln dürfen nicht bar ter, die 
damit verbundene Verletzung oder Beschrànkung be- 
stehender Rechte insbesondere nicht grosser sein, 
als der zu erreichende Zweck es durchaus erfordert. 

b) Dieselben dürfen auch nicht langer dauern, als die 
Abwendung der Not es erheischt. In manchen Staaten 

5 Z a ch a ri li, D. St.-H., §. 152. Ein grossartiges, von dem Konige 
wohl gewürdigtes Eeispiel liât der preussische General York 1812 ge- 
gebon. 
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ist daher die diktatorische Gewalt durch bestimiute kurze 
Zeitperioden begrenzt worden, um so der Gefahr, dass 
die Ausnahmsgewalt bleibend und deshalb zum Despo- 
tismus werde, zu begegnen. 

c) Wo bloss provisorische Massregeln ausreichen, sind 
keine definitiven zu verfügen, und immer muss der 
regelmâssigeii Gesetzgebung das Recht vorbelialten 
sein, aucli jene zu überwachen und für moglichst baldige 
und vollige Herstellung des gewohnten Rechtszustaiules 
zu sorgeii. Das gilt ganz vorzüglich von provisorischen 
allgcmeinen Verordnungen, welche wahrend des Not- 
standes eingeführt werden. 

d) Niemals darf die Ausnahmsgewalt bis zur Aufhebung 
der Verantwortlichkeit der leitenden Minister auch 
für die Ausnahmsverfügungen ausgedehnt werden, demi 
das wàre keine Massregelt wider die Not, soudern 
die Ausbeutung der Not im Interesse der Willkür. Im 
Gegenteil, je eingreifender das Notrecht geübt wird, 
desto grosser wird auch die Pflicht der handelnden Per- 
soneii, über die Notwendigkeit ihrer Massregeln Rechen- 
schaft zu geben und die Verantwortlichkeit derselben 
zu tragen. 

e) In der Regel darf auf solchem Wcge auch kein ueues 
dauerndes Recht geschaffen, soudern es soll nur die 
Ycrletzung des vorhandenen Recht s ans Not ent- 
schuldigt werden. „Rechte zu verletzen kami wohl 
die Not gebieterisch erheischen, nie aber das Un recht 
formell (und dauernd) an die Stelle des Redits zu 
setzen.“^ Das Ausnahmsrecht ist nur für den Aus- 
nahmsstand da, nicht aber, um neues Regelrecht zu 
schaffen. Daher ist die Begründung neuer Privatrechte 
durch einen Machtspruch, die Verhàngung einer Strafe 

i Zachîiria, I). fclt.-K. II. 8. l‘>5. 
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ühne richterliclie Verhandlung und Beurteiluiig, ganz 
besonders aber die dauernde Umgestaltung der Staats- 
verfassung in der Regel nicht als Ausübung des Not- 
rechts zu reclitfertigen. Indesseii gilt das doch wieder 
iiur als Regel. So weit die wahrhafte Not reiclit, so 
weit miiss auch das Mittel reichen, ihr zu begegnen. 
Wenii der Grund des Notstandes in der Verfassung 
selber liegt und diese keine verfassungsmassige Hilfe 
darbietet — das aber ist in unseren von heftigeii Re- 
volutionen und Reaktionen hin und lier geworfenen 
Verfassungszustânden nicht selten der Fall — so muss, 
^ver den Staat retten will, auch die notigen Aenderungen 
in der Verfassung selbst vorlaufig vornehmen und ins 
Leben führen. Den fortbestehenden Gewalten, be- 
ziehungsweise dem hcrgestellten Volks- und Staatskorper, 
steht es dann zu, aucL diese Verànderung zu kontrol- 
lieren und den vorübergehenden Eingriff in das be- 
stehcnde Rccht als Fortbildung neuen Redites anzuer- 
keniien und gutzuheissen.^ 


à Del* Kunig Friedrich Wilhelm IV. voii Preusscii liât iiii Jahre 1849 
uiul der Prasident l.ouis Napoléon hat am ‘2. Dez. 1851 sich aul diese 
Ansnahme benilen, jener, indem er. die zweile Kammei* aiifhob und eiii 
lieues Wahlgesctz octroyierle, dieser, indem er die National versanimlung 
aul'loste und dem l'ranzdsischen Volk eiue neue Verlassung vorschliig. 
Wie verschieden man auch darüber denken mag, ob das eine richlige 
oder niissbrauchliche Anvvenduiig des Notrechls gewesen sei, das làsst 
sich nicht leugnen, dass sowohl das preiissische als das Iranzdsische 
Volk (liesellie hinlerdrein gebilligt und legitimierl hat. 
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Erstes Kapitel. 

Die Miiiister nnd das Staatsmiiiisteriiim. 

1. Die Institution (1er Miïiister geliort dem inodernen 
Staatsrechte an; aber ilirc Wurzeln i^eichen, wie sclion der 
Xainc zeigt, in das Mittelalter hinauf. 

Das mittelalteiiiche Fürstentuin liiclt sicli von alters 
lier zum Behuf der Verwaltung der Regierungsgeschàfte an 
die hilfreiche Dienstleistung (ininisteria) der herkômmlicheii 
vier Hofaniter. Der Marschall (ursprünglicli mari-scalc, d. li. 
Rosskneclit, in Frankreich Connétable, cornes stabuli genannt) 
batte die Aufsicht tibcr die Pferde und die Reitcrei und kaiii 
an die Spitze der bcwaffneten Maclit. Der Sencscliall oder 
Tr U dis es s, aiifaiigs dein Kücbeiigesiiide vorgesetzt und be- 
l ufen, die Speisen auf die fürstliche Tafel aufzutragen, bekam 
die Aufsicht über den konigliclien Palast und die gesamte 
Dienerscliaft und wurde zuletzt der Richter an des Kônigs 
Statt. Der Kainmerer, welcher anfangs für die fürstliche 
Wohnuiig (die Kammern) zu sorgeii batte, wurde Yerwahrer 
(les Hausscliatzes, dann der samtlichcn Einkünfte, welclie zu 
(k^r Hofkammer gehorten, und so mit der Zeit Schatzmeister 
und Finaiizniinister. Der Scheiike oder Kellner batte die 
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Aufsicht übei* die Domàiien und die Naturalgefalle (Zehnteii, 
Zinse). 

Dicse Hofâmter wurden von den klcineren Dynasten an 
ilire Dienstleute (Ministerialen) vergeben, von den inâchtigen 
Konigen an Edelleiite und selbst an Fürsten verliehen. Die 
Aemter wurden iin Mittelalter zu erblicher Familienwtiide 
und Familiengut verfestet. 

Zu diesen Ministerialamtern kamen spater, je nacli Be- 
dtirfnis , manche andere oberste Aemter mit besonderem 
(jeschaftsbereich und Vollmaclit hinzu. Dahin gehoren vor- 
züglich : 

a) Das Amt des Kanzlers (cancellarius), ursprünglich 
eiii blosses Schrciberamt (Sekretariat) , allmàlilich mit der 
obersten Besorgung der Korrespondenz des Fürsten mit anderen 
Hofcn und Staaten botraut und zu der hoclisten diploniatischen 
und internationalen Staatsleitung des Icitenden politisclien 
Staatsministers erhoben. Im Deutschen Reich übernahmen die 
geistlichen Kurfürsten das Kanzleramt, wie die weltlichen Kur- 
fürsten sicli in die vier Hofâmter teilten. Aiich in Frank- 
reich und England waren oft Erzbischofe und Kardinale im 
Besitz dieses Amtcs, welclies daher vor der Erblichkeit gc- 
wahrt blieb. 

b) Hochstc Militaramter von Generalen und Admi- 
rai en wurden ofter mit Befugnissen und Pflichten der Kriegs- 
verwaltung ausgestattet. 

c) Ebenso wurden oberste Richteramter, z. B. der 
Ilofrichter, wieder nur in persbnlicher, nicht in erblicher 
Weise mit der Leitung der Rechtspflege betraut. 

d) In ahnlicher Weise entstandeii personliche oberste 
F i 11 a n Z m i n i s t e r i e n der General intendant en oder Schatz- 
nieister. Sogar das Amt 

e) des Obersthofmeisters oder Hofmeisters wurde 
gelegentlich nach persoiiliclier Gunst besetzt und neii besetzt. 

Waren früher die Aemter den Lehensvasallen und Dienst- 
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leuteii vorbelialten , so wurden seit dem XV. Jahrliundert 
oft die liechtsgelehrten, doctores juris, um ihrer wisscn- 
schaftlichen Befâhigung willen vorgezogen und angestellt. 
Infolgedesseii fing man an, mehr auf personliclie Fàhig- 
keit als auf erbliclie Sitte und standische Genossensdiaft zu 
achten. 

2. So erweiterte sich das Institut der liate (Ilofrate, 
Geheimeràte), wclche in wichtigen Fallen nach freiem 
Ennessen des Fürsten zugezogen wurden, deren Meinung ge- 
hort ward, dencn gelegentlich aucli besondere Auftrage ge- 
gebeii wurden. Viele derselben wohnten auf dem Lande in 
ihreii Schlossern und Burgen. Erst spâter wurden aile diese 
Minister und Rate in eineni Kollegiuin vereinigt, welches 
seinen standigcn Sitz in der fürstliclien Residenz erhielt und 
im Verfolg au ch ans ordeutliclien Mitgliedern zusainmenge- 
setzt ward. 

Von der Art war der Ilofrat, den Kaiser Maxiinilian 
in Wien gebildet batte, in welchem die Minister des Reiehs 
und der einzeluen Kroiilànder, die ïràgcr der Holamter, an- 
gesehene Magnateu und Doctores juris zusammenwirkten; von 
der Art der Conseil du Roi in Frankreich, das Frivy Council 
in England, der G elieimerat, den der Kurfürst Joachim 
Friedrich für Preussen einsetzte. 

In dc'.r Période der steigenden Konigsmacht erhob sich 
nun zuweilen über die Durchschnittshühe der übrigen Minister 
und Riite oin encrgischer leitender Staatsmann, welcher die 
ganze Regierung thatsachlich leitete uiid die Staatsgewalt uiiter 
Zustimmuiig des Monarchen in Wirklichkeit ausübte. Fine 
solche Stellung batte z. B. der Kardiiial Wolsey unter Konig 
lleinrich VIII. von England, der Graf Leicester unter der 
Konigin Elisabeth, Lord Stafford unter Karl L, freilich aile 
drei schliesslich wieder gestûrzt; ferner mit mehr Glück die 
Kardinàle Richelieu und Mazarin zur Zeit des Konigs 
Ludwig XIII. von Frankreich und wâhrend der Minderjahrig- 
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keit Ludwigs XIV., der Graf Schwarzenberg unter dem 
Kiirfürsten Georg Wilhelm von Preussen und noch der Fürst 
Kaunitz unter der Kaiserin Maria Thoresia von Oester- 
reich. 

Die Wendung und die Anfange der Neugestaltung des 
Instituts zeigt sich zur Zeit Ludwigs XIV. Der Kdnig 
wollte selber regieren und ernannte daher nach dem Tode 
Mazarins keinen an seiner Statt herrschenden Minister mehr. 
Sodann beseitigte er den Einfluss der selbstandigen vorneli- 
men Erbhofâmter und erhob die geschaftskundigeren Staats- 
sekretâre, die nicht ebenso Magnaten der Aristokratie und 
mehr auf die Gunst der Kônige angewiesen waren, zu wirk- 
lichen Ministern für die verschiedenen Geschàftszweige. An 
die Stelle der hohen Aristokratie trat so das moderne 
Beamtentum. 

Audi in England vollzog Kônig Wilhelm III. dieselbe 
Wendung, aber im Anschluss an die paiiamentarische Ver- 
fassung des Ileichs. Die stiindischen Eigenschaften der Mi- 
nister kainen nidit mehr in Betracht; wohl aber entsdiied 
die Ftthrerschaft der Partei, die im Parlament die Mehrheit 
besass. Die englischen Minister waren infolgedessen weniger 
von den Konigen abhângig als die franzôsischen; sic stützten 
sich vornehnilich auf die Macht des Parlaments. 

In den Kontinentalstaaten drang anfangs die franzôsische 
Méthode durch. Die Minister waren vorzugsweise konig- 
liche Dieiier. Spiiter aber niachte sich in der konstitu- 
tionellen Monarchie der Einfluss der Volksvertretung stârker 
geltend, allerdings nicht ebenso wie in England, da vielmehr 
die Minister enger mit dem Beamtenkorper verbunden bliebeii 
und die Kammern nicht regieren noch verwalten wollten, 
wohl aber in dem Sinne, dass die Minister eine wesentlich 
selbstàndige Mittelstellung erwarben zwischen Konig 
und Volksvertretung und aus blossen kôniglichen Dienern 
wahre Staatsdiener wurden. 
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3. Die Minister dieneri dem Staatshaupt, um dasselbe in 
deii verschiedenen Richtungen seiner staatlichen Funktionen 
zu unterstützen. In der konstitutionellen Monarchie ist der 
Konig bei allen eigentlichen Staatshandlungeii an die Mit- 
wirkung des betreffenden für diese Handlung verantwortlichen 
Ministers gebunden. Aber auch in der Republik, an dereii 
Spitze ein Prâsideiit steht, bedarf dieser regelinàssig der Mit- 
wirkung von Ministern oder Staatssekretaren. Nur bat er diesen 
gegenüber. da er die Verantwortlichkcit in Person auf sich 
nimmt, ciiie noch freierc Stellung. 

Die Minister sind aber nicht blosse Diener des Staats- 
haiiptes und keincswegs verpflichtet, aile seine Befehle oder 
Wtinsche auszuführen. Sie habon viclmehr selbsttindig als 
leitende Staatsniânner und Staatsdiener zu prüfen, was dem 
Redite gemiiss und dem Staate nützlich soi, und ihre Ueber- 
zeugung auch gegenüber dem Siaatsliauptc zu vertreten. 

Die Harmonie der Grundansicht zwischen Konig und 
Ministern ist eine Bedingung der Wirksamkeit der Regierung. 
Deshalb hat der Konig die freic Wahl der Minister, und es 
darf ihm keine Person als Minister aufgedrungen werden, zu 
(lcr er kein Vertrauen fassen kann. Deshalb kann aber auch 
nieinand genotigt werden, Minister zu werden oder zu bleiben, 
wenn er seinerseits kein Vertrauen zu dem Staatshaupte hat. 
Das wecliselseitige Vertrauen brandit übrigens keine familiale 
Intimitat, keine personliche Freundschaft zu sein. Es genügt 
das politisdie Vertrauen desH^onigs, dass diese Minister im 
gegenwartigen Moment sich zu der Leitung der Staatsan- 
gelegenheiten eignen,. und der Minister, dass der Konig sie in 
jlirer Handlungsweise gewahren lasse und ihnen seine Unter- 
stûtzung nicht vorenthalte. 

4. Die Einteilung der Geschâfte je nach ihrer Art und 
Richtung kann verschieden bestimmt werden. Gut aber ist 
es, wenn jeder umfassende Geschàftskreis in einem Minister 
seine Vereinigung und Oberleitung findet, denn jeder erfordert 
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die Hingebung und die Geisteskraft eines ganzen Marines. 
Die regelmâssigen Departements sind: 

a) das Aeussere, wohin aile diplomatischen Verhand- 
lungen mit und aile Beziehungen zu fremden Staaten, in 
Bundesstaaten und Staatenbünden überdem auch die organi- 
schen Verlialtnisse zu dem Bundeskorper und zu den ver- 
bündeten Staaten gehoren; 

b) das Innere, den ganzen inneren Organismus und aile 
Regierungsthâtigkeitnach inncn umfassend,soweit nicht einzelne 
besonders wichtige Gcschaftszweige eigene Ministériel! erfordcrn ; 

c) das Kricgsministerium für die militarischen Ein- 
richtungen und Funktionen des Staates; 

d) das Polizeiininisterium für die Handhabung dei* 
Polizeigcwalt des Staates, zuweilen auch mit dem Justizmini- 
steriurn verbiinden, zuweilen als eine blesse Untcrabteiliing 
des Ministeriums des Innern oeliandelt; 

e) das Justizministerium für den Anteil an der 
Reclitspllege, welcher dem Staatshaupte verblieben ist; 

f) das Finanzministerium für die Ausübung der 
Finanzhoheit und die Finanzverwaltung; 

g) das Kultusministcrium für die Beziehungen des 
Staates zur Religion, zu den Kirchcn und Sekten, zur VVissen- 
schaft und Kunst, und für das gesamte Schulwesen^ 

h) die Ministeriel! für offentliche Arbeiten, Land- 
wirtschaft, Handel und Gewcrbe, um der Wichtigkeit 
dieser Zweige willen für das iieuere Staatsieben ofter ans dem 
Ministerium des Innern und der Finanzen ausgeschieden; 

i) ausser den Fachministern kann es auch Minister 
O h ne Portefeuille geben, welche berufen sind, an der 
politischen Regierung teilzunehmen und dieselben vor den 
Kammern zu vertreten. Die blossen Redeminister aber 
waren eine sehr bedenkliche Schôpfung des napoleonischen 
Régiments und geeignet, die Macht der Phrase zu vergrôssern 
und Tâuschung und Vcrwirrung zu veranlassen. 



23(5 


Yiertes Buch. Das eigentliche Régiment. 


In der Kepublik werden diese Gescliâftskreise zuweilen 
durch Kollegien, Rate verwaltet, der demokratischeii 
Neigung gemâss, welche gegen die individuelle Konzentrieriing 
der Autoritat und Macht misstrauisch ist. 

Das prcussische System besteht in einer Verbindiiiig 
der individuellen Leitung der Minister mit der kolle- 
gialen Beratung und Abstimmung durch die Rate des Mini- 
steriums.^ 

5. In dein Staatshaupte finden aile Ministerien wieder ihrc 
hohere Einigung. Daraus folgt, dass der Monarch mit 
jedem Minister in iinmittelbarem Verkehr bleiben muss. 
Aber auch untcr den Ministern seîbst ist Einverstândnis 
in der Hauptrichtung der Politik in hohem Grade wünschens- 
wert. Es besteht eine natürliche Wechselwirkung der ver- 
schiedenen staatlichen Thiltigkeiten aufeinander, und es ist 
unvermeidlich, dass die Massregeln, die ein Minister einleitet, 
auch hinwieder Einfluss haben auf die Anordnungen des an- 
deren. Daher ist die Institution eines Gesamtministe- 
riuins, welches die Minister unter sich verbindet und in 
wichtigen Fallen zu gemeinsamen Beratungen führt, vorzüg- 
licher, als wenn die Einzelminister nur in déni Staats- 
haupte geeinigt werden, einander aber frcmd gegenüber- 
stehen. Die Harmonie des Gesamtministeriums vermehrt seine 
Starke, sowohl in dem Verhàltnis zu dem Konige als in dem 
zu dem Volke und den Kammern. Aber es darf diese Ein- 

• jin ]’ re iisscMi wie in den anderen j^rosseren «leiilschen SlaaU'ii 
sind einzelne üruppen von Ministerialgeschaften nacli sachlicher 7a\- 
sammengehorigkeit in Abteilnngeii vereinigt, zu deren Bearbeitiing 
mehrere Ministerialrate unter eineni Direktor bestimmi werden. Be- 
st immte Bescblüsse sind in Sitznngen der Ministerialrate der Ableilung 
zu beraten und zu tassen. Auch kann der Minister die Abteilungs- 
direktoren und andere Ministerialrate in Plenarsilzuiigen zur Beratung 
bestiinmter Gegenstande unter seinem Vorsitz vereinigcn. Tu allen Fallen 
aber stelit dem Minister, auch gegen den Beschluss einer Abteilung oder 
<ler Plenarversammlung, das Redit der selbstàndigcn Entschei- 
dung zu. Vgl. Loening, Lehrbiich des Verwaltungsrechts, S. 63 ff.J 
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heit desselben nicht so sehr aiigezogeii werden, dass sie die 
liühere Eiiiheit in dem Konige und dessen Macht gewisser- 
massen ersetzt und dadurch aufhebt. Sie darf weder den 
iinmittelbaren Verkehr des Kônigs mit den einzelnen Ministern 
unterbrechen und heminen, noch denselben verhindern, eiren 
einzelnen Minister zu entlassen, ohne deshalb das ganze 
Ministerium umzugestalten. 

An der Spitze des Gesamtministeriums steht der M i n is ter- 
prasident. Der praktische Sinn der Englânder zieht es vor, 
das Trasidium mehr aus forme 11 en Motiven mit einer 
Person zu besetzen, die sich eher durcli ihre sociale Stellung, 
âusseren Rang und Autoritât auszeichnet,^^^ wahrond andere 
Nationen hâiifig den wirklichen Chef der Regierungspolitik 
mit dieser Stellung betrauen. Das erstere System hat den 
doppelten Vorzug, dass es auf der einen Seite die Eifersuclit 
des Monarchen weniger reizt, und dass es auf der anderen 
den leitenden Minister den Pfeilen seiner politischen Gegncr 
weniger blossstellt, ohne die reale Macht desselben zu 
schwachen. ^ Aber das letztere System sichert in hoherem 
Grade die Einheit und Energie innerhalb des Ministeriums 
und entspricht mehr der Wahrheit der Verhaltnisse. 

6. Der Minister bringt seine Vorschlâge an den Konig 


1** [Der l’ràsideiil des Uelieimen Rats, aul’ den das iiii Text Gesagte 
sich bezieht, kanii nicht ais Miiiisterprasideiit bezeichiiet werden. Miriister- 
prasident oder Premier ist in EngJarid vielnielir der erste Lord des 
iSchatzes, der im Kabinelsrat den Vorsitz mit ausscldaggebender Stimme 
lührt und der Chef der gesamten Staatsverwaltung ist. Vgl. Gneisl, 
Pliigl. Verwaltungsrecht I, 218 JL] 

t Friedrich der Grosse sprach sich dariiber im Anlimachiavell 
(K. 22) so aus: „Le Roi qui a assez de santé, des organes en même tems 
assez vigoureux et assez déliés pour soutenir le pénible travail du Cabi- 
net, manque à son devoir s’il se donne un premier ministre; mais je crois 
qu’un Prince, qui n’a pas ces dons de la nature, se manque à lui-même 
et à son peuple, s’il n’emploie pas tout ce qu’il a de raison à choisir 
un homme sage qui porte le fardeau dont le poids seroit trop fort pour 
son maître. “ 

Rluntschli, nllgenieines Slaatsrcchl. J 7 
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zur S a n k t i O II uiid k o n t r a s i g n i e r t die Verfügung, welche 
der Kônig anordnet. Dem Staatshaupt steht das Redit zu, 
den Vorsdilag frei zu prüfen, zu diesem Zwecke auch Rat 
einzuholen, wo er es fûr gut findet, und nadi eigeiiem Er- 
messen entweder zu genehmigeii oder abzulehneii. Die 
Ablehnung in einzelneii Fâllen ist iioch iiicht eiii Grund für 
den Minister, zurtickzutreten. An und für sich liegt dariii 
keiiierlei Misstrauen gegen den Minister und seine Wirksam- 
keit. Nur wenn sich bei solcher Gelegenheit ein so grosscr 
und andaueriider Zwiespalt der Gesinnung offenbart, dass ein 
Einverstandnis in der Hauptrichtung der Regierungspolitik 
nicht inehr vorhanden, noch herzustelleii ist, dann wird dieser 
Konflikt nicht anders zu losen sein als durch die Entlassung 
des Ministers, sei es dass der Kônig von sidi aus dieselbe 
verfügt üder der Minister sie begehrt. Beideii Personeu muss 
dieselbe jederzeit freistehen. 

Der Kônig ist indessen nicht gehalten, abzuwarten, ob der 
Minister einen Vorschlag an ihn bringt. Er kann demselben 
auch den Auftrag geben, ihm einen Antrag auszuarbciten und 
zur Genehmigung vorzulegen, und ihm seine vorlaufige Mei- 
nung und seinen Willen erôffnen. Auf der anderen Seite ist 
es die Pflicht des Ministers, seine eigene üeberzeugung hin- 
wieder dcin Kônig zu offenbaren, vor verkehrten oder unge- 
rechten Massregeln zu warnen und nôtigenfalls seine Mit- 
wirkung bei der Vollziehung zu versagen. 

Wünschenswert ist es, daS§ der Kônig in den taglichen 
kleineren Geschàfteii, die nicht von hôherer politischer Bedeu- 
tung sind, die Minister in der Regel gewâhren lasse und nur 
ausnahinsweise, insbesondere um die Minister vor Schlendrian 
oder Willkür zu bewahren, oder aus anderen Gründen einen 
thâtigeren Anteil iiehine. Dagegen ist es, soll die Monarchie 
eine Wahrheit sein, nôtig, dass er die grosse Politik, den 
inneren Zusammenhang der Regierungsmassregeln und den 
Zweek der allgenieinen Staatswohlfahrt ohne Unterlass sorg- 
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fâltig und selbstândig beachte und auf dieselbe aiich je nach 
seinen individuellen Kraften selbstthàtig einwirke, obwohl in 
steter Verbindung mit seinen Ministern. Es darf nicht der 
eine lieimlich wider den anderen handeln.'^ 

7. Jedei* wirkliche Regierungsakt, den das Staatshaupt 
erlasst, bedarf zu seiner formellen Gültigkeit der Koiitra- 
signatur des betreffenden Ministers. Infolge derselben bat 
er danii die Verantwortlichkeit dafür zu übernehmen, und 
es dicnt ihm in keiner Weise zur Entschuldigung, weiin er 
sicli auf den Willen des Staatshauptes beruft. Er darf sicli 
nicht hinter dieses flüchten, sondern bat die Massregel, so- 
^veit ibre Verantwortliclikeit zur Sprache kommt, als seine 
eigene zu vertreten, sowcit sie aber der formellen Autoritat 
bedarf und wohlthatig wirkt, als Handlung des Staats- 
bauptes darzustellen. 

Die Verantwortliclikeit des Ministers bat versebiedene 
Formen : 

a) Vor der offentlichen Meinung, die, besonders \vo 
die Presse frei ist, den Minister mit tausend Augen scharf 
beobacbtet. Jeder seiner Schritte ist der Kritik, biiufig einer 
bitterii und feindlicben, ausgesetzt. Die Unvcrantwortlichkeit 
des Staatshauptes deckt ibn nicht; und es bilft ihm nicbts, 

i Brk'l' der IviMiigin Viktoria vorn Sonimcj* 1850, bei Gelegenlieit (1er 
griechischeii Fratre deiii rarlamcnl im Februar 1852 milgeleill: „I)ie 
Kbnigin verlangt, daps Lord Palmerston deutlich angelie, was er iii 
eiiiem gegcbeiicn Fa.ll vorsclilâgt, daniil die Konigiii (‘benso deutlich 
wisse, wozu sie ihi’c Ubiiigliche Sanklioii erteilt. /weilens, nachdem sie 
e.iiimal ihre Saiiklion zu einer Massregel gegebeu, darC diese nicht will- 
kiirlich von dem Minister abgeandert oder modilizierl w’erden. Fine 
solche Handlung inüsste sie als einen Mangel an Aurrichligkeit gegen 
die Krone betrachten und solbrt kraft ihres verlassungsmassigen Rechls 
einen solcheii Minister entlasseii. Sie crwartet von dem, was zwischen 
dem ersten Lord der Schatzkanimcr und dem Minister des Auswàrtigen 
vorgeht, ehe man auf diesen Verkehr wichtige Entscheidungen basiert, 
in Kenntnis gesetzt zu vverden, ferner die auswartigen Depeschen und 
die Entwiirfe der Antworten darauf bei guter Zeit vorgelegt zu erhalten.‘* 
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wenn der Fürst erklàrt, der Minister liabe in seinem Geiste 
uiid nach seinen Befehlen gehandelt. 

b) Vor den Kammern, welche den Beschw crdeii 
über die Regierung einen legalen Ausdruck zu geben und 
diese auch an den Monarchen zu bringen berechtigt und be- 
rufen sind. Ihnen steht es zu, den Ministern gegenüber auch 
ihr Misstrauen auszusprechen. 

Da es immerhin ein grosses Uebcl fûr den Staat ist, wenn 
die Minister in der Melirheit der Kammern kein Vertrauen 
haben, indem iim dieses Mangels willen manche vielloicht 
wohlthatige Massregcl unterbleiben muss. weil die Kammern 
ihre Zustimmung dazu einem vorhassten Ministeriuni nicht 
geben wollen, so ist es sehr erklârlich, wenn ein entschiedenes 
Misstrauensvotum die Minister bestimmt. ihr Amt in die Hand 
des Staatshauptes aufzugeben. Aber ein staatsrechtliches 
Gesetz ist das nicht; und für jeden Staat kann es Zeiten und 
Verhaltnisse geben, welche ein YcrliaiTen der Minister in 
ihrem Amte fordern, ungeachtet sic vielleicht für einige Zeit 
nur eine Minderheit der Kammern für sich haben. Sogar in 
England, welches sich dem System der Parlamentsregieruiig 
ans historischen Gründen mehr zuneigt, als das Wesen der 
konstitutionellen Monarchie erfordert oder vielleicht ertragt, 
und wo die Minister übungsgemass bald bereit sind, sobald 
sie im Parlament cinzelne, zuweilen nicht bedeutende 
Schlappen erleiden, auf ihr Amt zu resignieren, bat doch 
schon mehr als ein Minister, zT B. der grosse Pitt, lângerc 
Zeit gegen ein feindlich gesinntes Unterhaus die Zügel der 
Regierung festgehalten.^ In England aber hat diese Uebung 


3 Das Unterhaus richtetc damais [1784] eine Adresse an den Konig : 
„da88 die Fortdauer einer Verwaltnng, welche das Vertrauen der Vertreter 
des Volkes nicht besitze, dem Staatswohle nachteilig sein müsse‘\ Aber 
schliesslich gewann Pitt doch das Vertrauen des Volkes und die neueii 
Wahlen verschafften ihm eine Majorilàt. Ersk. May. Verf.-Gesch. I, 
56 ff. 
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weniger Bedenken als auf dem Kontineiit, teils weil dort der 
Reichtum an Staatsmânnern, welclie das Vertrauen des Konigs 
verdieneii und zugleich das der Parlainentshauser habeii, 
grosser ist, teils weil der Staat auf der festen Grundlage 
einer inachtigen Geistes-, Vermôgens- und Adelsaristokratie 
beruht, die um ihrer Interessen, ihrer Sitten und ihrer über- 
licferten Pnnsicht willen jede masslose Opposition scheut.^ 
In den romanischen und germanischen Staaten des Kontinents 
aber, die noch nicht zu einer festen und sichern Ruhe ge- 
langt sind, avo aucli die demokratischen Elemente eine grossore 
Gewalt habeii, kann es noch ofter Pliiclit der Minister sein, 
einstweilen noch auszuharren , obwohl sich eine Majoritiit 
gegen sie erklart hat. Hâtte Fürst Bismarck nicht wahrend 
Jahren dem Misstrauen und der Abneigiing auch der preussi- 
schen Volksvertretung widerstanden, so hatte er den imeussi- 
schen Staat nicht zu den Erfolgen des Jahres 1866 führen 
und die nationale Neugestaltung Deutschlands nicht gründen 
konnen. Auf die Dauer aber kann keine Regierung der Zu- 
stimmung der Volksmehrheit entbehren. 

Der normale Zustand nâmlich ist der, dass Mànner 
aïs Minister die Geschafte leiten, welche zugleich das Ver- 
traiien der Krone und beider Kammern besitzen. 

c) Auf eine Staatsklage vor dem Staatsgericht. In 
den einen Staaten steht jene jeder Kammer für sich allein, 
in aiideren der einen Volkskammer, in anderen nur beiden 
Kammern vercint zu. ünter der letzten Voraussetzung wird 
die Wirksamkeit der Klagc schr beschrünkt. Ebenso verschie- 
den ist die Frage beaiitwortct, wem das Gericht in solchen 
Klagen gebühre, ob dem Oberhause oder eincm besonderen 
Staatsgerichtshof.® 

8. Die gerichtliche Verantwortlichkeit der Minister wird 


* Vgl. Rob. V. Molli, Gescli. uiid Littéral, d. Staatswiss. H S. 160. 
^ Obcn Bncb II, Kap. 10. 
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entweder strafrechtlicli oder ôffentlich - rechtlich be- 
trachtet uiul gehandhabt. Wenn der Minister cin gemeines 
Verbrecheii begangen bat, so bedarf es übeihaupt der Minister- 
verantwortlichkeit nicht, sondern reicht die gewohnlichc Straf- 
justiz aus. 

Die Ministerverantwortlichkeit bezieht sich immer niir 
auf amtlicbe Haiidlungen und Untcrlassuiigen, welcbe dein 
Minister vorgeworfen werden. Wenn der juristische Stand- 
pimkt vorherrscht, so wird entweder anssdiliesslieh oder vor> 
zugsweise die Verletzung der bestehenden Rechtsord- 
niing als Grund der Klagc betrachtet; und es wird schon die 
Verletzung einer Verfassungs- oder Gesetzesvor- 
sclirift dem Minister zum Vergeben angerechnet, selbst wenn 
dieselbe, von einem anderen Manne begangen, überbaupt nicht 
strafbar wàre. Dabei wird aber übersehen, dass unter Um- 
stànden, wenn es die Rettung des Staates gilt, oder selbst 
obne wirkliche Not in richtiger Erwagung der ofFentliclien 
Interessen, auch ein Artikel der Verfassung oder eine Vor- 
schrift eines Gesetzes mit gutein Grunde von dem Minister 
nicht beachtet und nicht angewendet wird. Wenn sich die 
Kaminern davon überzeugen, so werden sie in solchcn Fallen 
nicht klagen ; und wenn sic klagen sollten, so wird das Gericht 
(loch nicht verurteilen dürfen. Noch bedenklichor ist es, 
dass durch diese strafrechtlichc Behandlung die Verantwort- 
lichkeit des Ministers auf blosse Veiietzungen der Rechts- 
forin besclirankt und nicht auf die Missregierung aiisge- 
dehnt wird. 

Die offentlich-rechtliche Behandlung beachtet auch 
und sogar vorzugsweise die politische Wirksamkeit des 
Ministers. Allcrdings inacht auch sie den Minister nicht ver- 
antwortlich für den Misserfolg; es ware das ungerecht, weil 
der Erfolg gar nicht ausschliesslich von der That des Ministers 
abhangt. Aber sie ist sich bewusst, dass ein Staat dureb eine 
ungeschickte Regierung schweren Schaden erleiden und so- 
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gar zu Grande gerichtet werden kann, ohne dass irgend eiii 
formeller Verfassungs- oder Rechtsbruch geschehen ist; und 
sic geht von der Meinung ans, dass wer die offentlichen An- 
gelegenheiten zu leiten übernimmt, aucb fur die Zweck- 
mâssigkeit seiner Vervvaltung ebenso verantwortlicb sei wie 
der Verwalter eines Privatvermogcns. Sie sorgt dafür, dass 
ein Minister, trotzdem dass er ein ebrlicber und recbtscbaffe- 
11 er Mann ist und keinen Recbtsbrucb verscbiildet, desbalb 
von Recbts wegen aus dem Amte entlassen werden kann, weil 
er sicb unfàbig erwiesen bat, die Staatsgeschâfte gut und er- 
folgreicb zu verwalten. 

In Scbweden ist auf diese zwiefacbe Beziebung der 
Verantwortlicbkeit in dem Organismus selbst Rücksicht ge- 
noinmen. Die Klage wird in beiden Ricbtungen von dem 
Bureau der Stande eingeleitet. Aber wegen Missregierung 
geht die Beschwerdc an die Stande, wegen eines Verfassungs- 
oder Rechtsbruchs durch Vermittelung des Staatsanwaltes an 
den obersten Gerichtsbof. Die Stande, wenn sie die 
Besebwerde gegründet finden, haben das Recht, die Entfernung 
des aiigeklagten kôniglichen Rates oder Staatssckretars dem 
Konige zu cmpfehlen; und da es Staatsgesetz ist, dass die 
Riite des Konigs fabig, erfahren, rechtschaffen und im Besitz 
der offentlichen Achtung sein sollen, so ist es nun klar, dass 
einem wegen Missregierung verurteilten Rate die letztere 
Eigenschaft fehlt, er inithin nicht langer im Amte bleiben 
darf. Der Staatsgerichtshof aber urteilt über die Scbuld nach 
Rechtsgrundsâtzen und bestimmt die gesetzliche Strafe.*’ 

Nach dem englischen System findet eine solche Tren- 
luing der verschiedenen Ricbtungen der Verantwortlicbkeit 
nicht statt, sondern das Oberhaus urteilt auf die Klage des 
Unterhauses über aile Beschwerden gegen die Minister zu- 


♦» Lindblad in der Revue étrangère et française von Foelix III, 
8. 59. Sch wedische Verf. von 1809, Art. 106, 107. 
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gleich, seien diese nun mehr von politischer oder mehr von 
juristischer Natur. Eine genaue Beschrânkung der Fàlle, in 
welchen die Anklage zulâssig sei und eine Bestrafung einzu- 
treten habe, ein Vcrantwortlichkeits- und Strafgesetz habeii 
die Englànder nie fur wûnschenswert gehalten, sondern es 
vorgezogen, in jedem Falle nach dem Staatsbedtirfnisse zu 
verfahren.^ In frûheren Jahrhunderten hart bis zur Grausain- 
keit, ist ihre Praxis milder und humaner geworden. Ich be- 
traclite es als eine Vervollkommnung dieses Systems, wenn 
in Nordamerika der Sénat zwar auch die politische und 
die strafrechtliche Seite der Klage zugleich verhandelt und 
erwàgt, aber sich in dem Urteile darauf beschrànkt, die poli- 
tische Strafe der Entsetzung und der Amtsunfàhigheit 
auszusprechen und, wenn eine weitere Kriminalstrafe notwendig 
erscheint, die fernere Verurteilung dem gewôhnlichen Ge- 
schwornengerichte überlàsst. 

In Frankreich war [nach der Verfassung von 1814, 
Art. 55, 56J die Klage der Deputiertenkammer vor der 
Pairskammer beschrànkt auf Staatsvergehen, diese aber 
durch so dehnbare Begriffsbestimmungen weit genug ausgedehnt, 
dass auch blosse Missregierung darin Platz fand. Als Klage- 
gründc wurden bezeichnet der Verrat (trahison), aile An- 
griffe auf die Sicherheit des Konigs und des Staats, sowie 
der Konstitution umfassend; die Krpressung (concussion), 
wohin unrechtmâssige Erhebung von Steuern und Gebühren. 
Bestechung und Unterschlagung ôfFentlicher Gelder gezogen 
wurde, und die Yeruntreuung (prévarication), worunter jede 

^ Vgl. Lord Russel, Gescli. der engl. Verf., K. 11). Auch in Eng- 
land gab es Juristen, welche die Verantwortlichkeit auf Verbreclien im 
Si nu des gewbhnlichen Strafrechls beschrànken wollten. Sic sind ab(*r 
nicht diirchgedrungeii. O. de Kerchove, De la resiionsabilité des 
Ministres. Gand 1867. A. Samuel y, Das Princip der Ministen^erant- 
wortlichkeit. Berlin 1861). Bluntschli, Artikel Verantwortlichkeit im 
deutscheii Slaatswbrterbuch. 
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andere Gesetzesverletzung, Gewaltmissbrauch und jede Ge- 
fâhrdung der Staatsinteressen verstanden ward.^ 

In Deutschland^ wird der jiiristische Gesichtspunkt 
vorzüglicli hervorgehoben und das politisclie Moment bis jetzt 
noch zu wenig beachtet, weshalb demi auch gewohnlich ein 
blesser Staatsgerichtshof und nicht ein politiseber Korper 
den Prozess zu leiten und das Urteil auszusprechen berufen 
wird. Nur in B ad en wird das Anklagerecht der zweiten 
Kammer auch auf staatsgefâhrliche Missregicrung ausgedehnt 
und die erste Kammer in Verbindung mit einer Anzahl Mit- 
glieder aus den Richterkollegien als Staatsgerichtshof ein- 
gesetzt^^’ 

9. Damit die Verantwortlichkeit der Minister nicht zum 
Scheine nur bestehe, wird regelmâssig in den neueren Ver- 
fassungen das Redit des Monarchen, eine Untersuchung 
niederzuschlagen oder nach der Verurteilung zu begna- 
digen, beschrànkt oder aufgehoben.^* 

^ Vgl, Rautei* in lUittormaiors Zeitschrift für Rechtswissonschuft 
VU, S. 99; VIII, S. 199: IX, S. 210 ff. Verfassung von Portugal, Art. 103. 

y Preussische Verf., Art, 61 : „Die Minister konnen (Inrcli Reschluss 
einer Kammer wegen des Verbrechens der Vcrbissungsverletznng, der 
Besteclmng und des Verrates aiigcklagt werdeii. Ueber solche Anklage 
entscheidet der oberste Gerichtsliof der Monarchie in vereinigten Senaten.” 

10 Gesetz vom Jahre 1868. Vgl. lîJ nntsclilis Tîericht an die erste 
Kammer. 

D [In England war es seit dem XIV. Jahrhundert nnbestritten, dass 
der Kdnig eine Klage des Unterhauses gegen eiiien Staatsbeamteri (im- 
j)cachment) nicht niederschlagen kann. Dies ward in der Act of Sctth‘- 
ment von 1701 bestatigt. Nach der Verurteilung kann abei* der Kdnig 
begnadigon. Vgl. Blackstone IV, c. 30,1.] Belgische Verf., Art. 89: 
„In keinem Falle kann der Kdnig dnrch einen miindliclien oder schrift- 
lichen Befehl einen Minister der Verantwortlichkeit entziehen.“ Art. 91: 
„Der Kdnig kann einen Minister, der durch den Kassationshof verurteilt 
ist, nur auf das Verlangen von einer der beidcii Kammern begnadigen.^” 
Portugiesisclie v, 1826, Art. 105. 
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Zweites Kapitel. 

Vom Staatsrate. 

1. Die Institution eines Staatsrates ist in unseren Tagen 
oft für entbehrlidi erklart worden. Die Kammern, sagt man, 
sind nuii dafür da, die Gesetze zu beraten, und in dem Ge- 
samtministeriiiin konnen auch die wichtigeren Verordnungen 
verbandelt werden. Aile übrigen Geschafte des Staatsrates 
a])er konnen ebensogut an die einzelnen Departements der 
Minister vertcilt werden. 

Wahr ist es, dass diese Institution in der absoluten Mon- 
archie iiocb wichtiger ist als in der konstitutionellen , indem 
sie dort die Funktionen der Kammern grossentcils mit ûber- 
nehmen muss. Sie ist aber auch, wo es Kammern für die 
Gesetzgebung gibt, nichts weniger als überflüssig. Zunaclist 
nicbt für die Gesetzgebung sclbst. Naturgemâss gehen die 
Gesetzesvorschlage, welche an die Kammer gebracht werden, 
zumeist von der Regierung ans und das ganze Gelingen des 
gesetzgeberischen Wcrkes hangt vorzüglich von der Tauglich- 
keit des Regierungs entw urf es ab. Diesen vorzuberaten 
und zu b e gu ta ch t en, ist nun die erste Hauptaufgabe des 
Staatsrates. Die Minister konnen wohl deii Impuls gebcii, 
die Richtung bezeichnen, die Arbeilen leiten, aber es bedarf 
zu ruhiger und gründlicher Erwâgung eines nicht, wie die 
Minister es sind, von den Urangenden und aufregenden An- 
forderungen der Politik und des aktivcn Dienstes getriebenen 
und eingenommencn, sondern eines zu ruhiger Prüfung ge- 
stimmten Geistes, in welcheni die umfassendste Geschâfts- 
kenntnis, freier Ueberblick über die Gesetzgebung und das 
Herkommen, Einsicht in die Bedürfnisse des Staates und eine 
gesicherte, dem Parteigetriebe entrückte Lebensstellung sich 
beisammen tinden. Diese Aufgabe zu erfüllen, sind die Kammern 
weder fâhig noch berufen ; deii Ministern selber fehlt es dazu 
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an (1er Rulu* und einem eigens dazii beriifenen Kollegium 
von Experten, das vorbereitend wohl grosse Dienste leisten 
kann, an der Einsicht in den Zusammenhang mit den übrigen 
Verhaltnissen und Gewolinheiten des Staates. Audi ist es gut, 
wenii die — oft dodi nur vorübergehenden Ministc'r — 
in dem festen Staatsrate eine Sdiranke finden, die ibrem 
Eigenwillen zwar gelegentlich unbequem sein inag, aber für 
die Wohlfahrt des dauernden Staates eine nicht verwerflidie 
G(iwalir gibtJ 

Der Staatsrat ist soinit ein Institut für freies Nacli- 
denken für die weise Ueberlegung uni den Koriig lier, 
wie die Kaininern die Jnteressen und Meinungen des Volkes 
zu vertreten liaben. Napoléon 1. nannte ihii „sa pensée 
en délibération “ wie die Minister „sa pensée en exécution •*. 

2. Dem Staatsrate kommt auch gewohnlich die Beratung 
und Begutachtung der allgemeinen Verordnungen zu, 
weldie von der Regierung erlasson werden, und in dieser 
Beziehung, wo die Kanimern nicht niitwirkcri, ersetzt er ge- 
wisserniasseii auch die Funktioneii, welche bei der Gesotz- 
gebung diesen zustehen. Uni so weniger ist seine Thatigkeit 
hier entbehrlich. Dem Moiiarchen muss auf Vorschlag des 
Ministers der Entscheid bleiben, aber nachdem er den Staats- 
rat vernommen hat, wird er sich mit grosserer Sicherheit nun 
entsclieiden. 

3. Zuweileii wird der Staatsrat auch vernommen, wenn 
sehr eingreifende Entschlüsse, iiamentlich im Intéressé der 
S taat s sicherheit, zu fassen siiid. üebereilung kann in 
solcheii Zeiteii ebenso gefâhrlich sein, als Verzogerung. Nur 
der praktische Takt des Staatsmannes kann den rechten Moment 


1 Rail te J' in AI ittcM-inaicM-s /eitsclirirt (XIV, 8. *209) inaclil daiaiil' 
aurmerksam, dass cliese sorglaltige niid stille PriU'ung durci» erlalireiie 
(îeschâl’ts- und Staatsnianiier besoiidcrs in den alteii Slaaten Enropas, 
dereii Redit und Kullur sn .sdivver in allen Bezieliungeri zu iiberselien 
ist, unentbehrlich sei. 



Yiertes Buch. Das eigentliche Kegiment. 

und die riclitige Form finden; aber es darf wohl als ein all- 
geineiner Gruiidsatz hervorgehoben werdeii, dass Beschlüsse, 
diirch welche die gewohnliche Gesetzgebung und Ordnung 
ausnahiiisweise suspendiert werden und zur Rettung des 
Staates eine ausserordentliche Gewalt in Wirksamkeit treten 
soll, der reifen Vorberatung des Staatsrates bedürfcn. Dass 
das notige Geheiranis gewahrt bleibe und niclit etwa einzelne 
Mitglieder des Staatsrates selbst die vielleicht notwendige 
Massregel vereiteln konnen, dafür lasst sicli gar wohl sorgen. 
Der Monarcli darf auch nicht an die Zustimmung des 
Staatsrates gebunden sein, demi die Kraft der Regierungs- 
gewalt ertràgt solche Fesseln iiiclit, aber liciren soll er den 
Rat der erfahrensten Mànner, bevor er den unwiderruflichen 
Befehl gibt. 

4. Oft ist dcm Staatsrate auch der oberste Entscheid in 
sogeiiannten Yerwaltungsstreitigkeiten'^ zugewiesen, z. B. 
bei Fragen der Expropriation, ob die Abtretung notwendig 
sei, oder in dem Steuerwesen, ob gewisse Klassen oder Objekte 
steuerpflichtig seien; und ebenso die oberste Prüfung und der 
Entscheid in Privatverhaltnissen, über welche eine bc- 
sondere Aufsicht des Staates vorbehalten und für welche 
die Genebmigung des Staates erforderlich ist, z. B. be- 
treffend die Bildung von Aktiengesellschaften, Genebmigung 
oder Aufbebung offentlicber Korporationen, Erteilung von Pri- 
vilegien u. dgl. 

5. Eiidlicb wird dem Staatsrate schicklicherweise eine 
Kontrolle eingeràumt über die Tbàtigkeit der Minister. Es 
ist teils für den Monareben von bober praktiseber Bedeutung, 
teils für die Staatsbürger eine wiebtige Garantie ibrer Redite 
und Interessen, dass eine bobe staatsmânniscbe Beborde da 
sei, vor welcber aucb die Minister über ibre Handlungsweise 
Recbensebaft geben und Rede stchen niüssen über die Be- 


1 Davon iinteii Buch V, Kap. 9. 
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scliwerdeii, die wider sie erhobeii werden. Manche üebelstânde, 
die sonst leicht verheimlicht werden, kommen so zu Tage 
und konnen geheilt werden ohne aile Gefahr für die offent- 
liche Autoritàt; und zu mancher Verbesserung für die Zukunft 
kann von da aus der Impuls gegeben werden.^ 

6. Die Institution des Staatsrates ist in Europa sehr ait, 
wenn auch die Befugnisse und die Zusammensetzung desselben 
in verschiedenen Staaten und Lândern verschieden bestimmt 
wurden.^ In ihm soll die liochste Einsicht des Staates 


3 Audi Giieist (Engl. Kommunalverrassung, 2 . Aiiil., Il, 1395 Jl.) 
liebt mit Nadidrudt die Vorziige einer Regieriing mit Staatsrat vor der 
Kabinetsregierung olnie Staatsrat lien'or. 

i üeber die Aussdieidiing des Iranzosiselien ('oiiseil du Roi, Conseil 
d'Etat aus dem Farlaineiit in Frankreidi vgl. Schafrncr, Reclitsgescli. 
Il, S. 325 IT. [üeljer die üesdiidite <les iVnnzôsisdien Staatsrates vgl. 
jetzt namentlidi L. Aucoc, Le Conseil d’Etat avant et depuis 1789. 
1876.J Napoléon legte einen grosseii Wert auT seine Sdioplung eines 
Staatsrates. Rei Las (’ases (Mémoir. de St. Hélène I, S. 343) iiussert er 
sidi darüber: „Der Staatsrat war ini allgeineiiien ans wohlunterriditeten 
Mannern und tüditigen Arbeitern gebiidet, von gutern Rut*e. Der Kaiser 
verwendcte die Staatsrate audi individuell l‘üi* ailes und mit Vorteil. 
1 fl i h re r V e r b i n d u u g vvaren sie sein wirklicher Rat, sein Gedanke in 
fleni 8tadium der Ueberlegung, wie die Minisler sein Gedanke in der 
Jlandlung. Im 8taatsrate wuvden die Gesetze vorbereitet, weldie der Kaiser 
dem gesetzgebenden Korper vorschlng, wodurdi er zu einem wesentlidieu 
Eleinente audi der Gesetzgebungsmadit wurde. Dort wiirden die kaiser- 
lichen Dekrete redigiert, seine Vex'ordnungen iiber die olï’entliclie Ver- 
waltung; da wurden die Projekte der Minister gepriiTt, erdrtert und 
verbessert. Der Staatsrat nahrn die Herurung an und entschied in 
oberster Instanz in allen Verwaltungsstreitigkeiten und erhob sich hier 
zuweilen über aile anderen Geriehtshôtc , sogar liber den Kassations- 
hoT. Oa. wurden die lleschwerden gegeii die Minister geprül’t, sogar 
die Hernfung von dem Kaiser an den besser unterrichteten Kaiser. 
So wurde der Staatsrat, jederzeit von dem Kaiser selbst prâsidiert und 
oft in oiTenem Widerspruch gegen die Minister oder ihre Handlungen 
oder Unterlassungeii relormierend , zu dem natiirliclien Zuiluchtsort der 
Interessen oder Personen, welche sich durch eine hohe Autoritàt 
verletzt fühlten. ünd wer den Sitzungen desselben beigewohnt liât, 
der weiss, mit welchem Eifer die Sache der Bürger dort verteidigt 
ward.“ 
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vereinigt werdeii. Er ist der prüfende und raten de Ver- 
stand des Staatshauptes. Derselbe darf daher nicht als 
eine blosse Bclohnung für lange Amtsthàtigkeit, nicht als eine 
Sinekure des Dienstaltcrs behandelt werden. In ihm inüssen 
staatsmànnischer Geist und Charakter, iimfassende Reclitskunde 
und praktische Geschâftsreife einen ehrenvollen Platz und eine 
würdige Wirksamkeit finden. Die Minister dürfen auch nicht 
das Uebergewicht in dem Staatsrate haben; ihre aktive Ge- 
schaftsleitung und seine wesentlich kontrollierenden Funktionen 
sind innerlich veischiedcn, und wo das Organ für jenc das 
Organ für diese beherrscht, da wird dieses unbrauchbar. In 
dem Staatsrate sollen die Minister mitreden und mitberaten, 
aber besser ist’s, wenn sic nur eine begutachteiule, nicht eine 
entscheidende Stimme in demselben haben.^ Kndlich kann 
dafür gesorgt werden^ dass der Staatsrat Fühlung mit deii 
Kammern behalte, indem auch parlamentarische Grossen in 
demselben eine würdige Stellung finden. Dadurch ^\ird für 
die leicht gefahrdete Harmonie der gesetzgebenden Organe 
mit der Kegierung eine wichtige Garantie gewonnen. 


Drittes Kapitel. 

Die Militargewalt. Das stehende Heer und die Laudwelir. 

1. Die Militàrgewalt des Staates ist unter allen die 
gewaltigste , wcil ganz und gar auf Offenbarung der âusseren 
Macht des Staates gerichtet und dieser Bestiinmung gemass 

apo 1 fonische Verf. v. 1852, Art. 53: „L(‘S ministres ont ranj,^, 
séance et voix délibérative an conseil d’Ktat.‘* [Nacli dem Gesetz vom 
24. Mai 1872 (Art. 2) haben die Minister in den allgcmeinen Sitziingen 
des Staatsrates beratende Stimme nnd in den Angelegenheiten, die ilir 
Ressort betreffen, auch beschliessende Stimme. Keinen Teil nehmen sie 
aber an der Entscheidung von Verwaltnngsrechtssachen.j 
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organisiert. In dein Heereskôrper sind daher Einheit und 
Energie des Befehls und voiler, imbedingter Gehorsam in 
ganz anderem Sinne notwendig als in irgend einer andereii 
Sphare des Staatslebens. Demi die îiussere Macht berulit 
grôsstenteils auf physischen und mechanischen Gesetzen, 
und 4i<'se verlangen ungehëmmte Bewegung der Mittel der 
Gewalt, bis das Ziel erreiclit ist. Würde hier dein indivi- 
du ellen Willen der Offiziere und Soldaten eine freie Ent- 
wickelung gestattet, so würde mit der Einheit des Heeres 
auch die Kraft desselben zu Griinde gelien und die ganze 
Bestiminung desselben ware verfehlt. Die Kriegsniacht des 
Staates ist seine Starkc und der Beruf des Kriegers ein 
vorzugsweise staatlicher und daher edler und ehren voiler. 
Diese Kriegsinacht muss zuni Angriffe und zur Verteidigung 
gerüstet sein; und es ist eine sonderbare Behauptung inancherj 
dass „nuv der Verteidigungskrieg dem konstitutionellen System 
zusage“. Sogar wenn der Krieg nur als ein grosser Rechts- 
strcit der Staaten angcsehen wird, so ist für den Staat der 
Angriff unter Umstànden so ndtig als für den rechtlichen 
Privatmann in dem bürgerlichen liechtsstreit die Klage. 

Eine besondere Staatsgewalt, die ctwa wie die Rechtspflege 
der Regierungsgewalt selbstàndig gegenübertreten dürfte, ist 
die Militargewalt nicht, wenngleich zugegebcn werden muss, 
dass das Ileer zuweilen cinen ihm eigenen politischen Cha- 
rakter besitzt, der wohl gewürdigt werden muss. Das Heer 
ist vielmehr der Arm des Staates, welcher dem Kopfe dienen 
muss. Seine Machtentfaltung darf nicht von der Politik ab- 
gelost werden, sondern ist immer nur ein Mittel der Politik. 
und diese muss von der Regierungsgewalt bestimmt werden, 
wenn man nicht in die rohe Barbarei der Pràtorianer- und 
Janitscharenherrschaft zurücksinken will. 

2. Die Heeresverfassung hat seit der Auflosung der 

1 Rotteck in der Fortsetzung von A re t in s Staatsreciu der konsl. 
Monarchie II, S. 157. 
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mittelcilteiiiclieii Vasallentruppen und der Beschraiikung des 
spàteien Sôldner- und Landsknechtssystems in den letzten 
Zeiten eine grossartigc Umbildung erfahren. Inzwischen aber 
sind die curopaischen Heere so furchtbar angewachsen, dass 
sie den Wohlstand der Lânder und die friedliche Entwickelung 
der Kultur bedrohen. 

Wir unterscheiden vornehmlich folgende Wehrsysteme: 

a) Die stehenden Berufsheere mit ermâssigtem 
Friedens- und erweitertem Kriegsstand. 

Anfangs in Frankreich entstanden und da vornehmlich 
zu lioherer Aiisbildung gelangt, ist dieses System wâhrend der 
letzten Jahrhunderte in den europaischen Monarchien das 
herrschcnde geworden. Es passt vorzugsweise zur absoluten 
Monarchie, indem es dem Fûrsten eine grosse und diirch- 
greifende Heeresgewalt zu freiester und ausschliesslicher Ver- 
lilgung stellt. Das stehende Heêr wird von dem bürgerlichen 
Leben moglichst geschieden und ganz und gar für den Kricgs- 
beruf durchgebildet. Der Monarch kann es beliebig im Innern 
und nach aussen verwenden. P^s dient einer abenteuerndeii 
Eroberungs- und Phnllusspolitik in fremden Weltleilen und 
Laiidern, ebenso wie zur Verteidigung der nationalen Inter- 
essen. Es ist daher nicht bloss als Schutz der Verfassung 
und der Yolksfreiheit, sondern ebenso als Gefahr für diese 
Güter verwendbar. Wie ungeheuer diese Macht angewachsen 
ist, zeigt die franzosische Geschichte. Zur Zeit Konig Hein- 
richs IV. zâhlte das stehenJe Heer 37 000 Mann, unter 
Richelieu schon 100 000 Mann. Napoléon 1. hatte dasselbe 
ira Jahre 1812 für den Krieg mit Russland bis über COOOOO 
Mann gesteigert. Napoléon IIL bat den normalen P^ffektiv- 
bestand in Friedenszeiten noch vor der neuesten Gesetzgebung 
von 1868, die wieder eine sehr bedeutende Erhohung vor- 
schrieb, auf 400 000 Mann gebracht [und die dritte Republik 
hat ihn, trotz dem Verluste von Elsass-Lothringen , auf fast 
500000 Mann erhoht]. 
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Um den Gefahreii zu begegnen, welche aus grossen 
stehenden Heereii für die Reprâsentativverfassinig entsteheii,^ 
gestattet das englisclie Parlament iiur eine kleine stehende 
Armee und behâlt sich vor, alljàhrlich die daftir nôtigen 
Gelder zu bewilligen oder zu versagen. Aber die Grosse des 
Heeres wird inehr durch das Machtverhiiltnis der anderen 
Staaten als durch die inneren Rechtszustande und die Partei- 
meinungen des eigenen Landes bestimmt.^ Die insulare Lage 
Englands hat einen grosseren Anteil an der gemâssigten Zahl 
des englischen Heeres als die englisclie Verfassung. 

Am besten zu dem Princip des stehenden Heeres, das 
wesentlich aus Berufssoldaten gebildet wird, passt das Werbe- 
systein; denn die Wahl des militârischen Lebensberufs setzt 
ebenso wie die Wahl irgend eines anderen Berufs individuelle 
Begabung und Neigung voraus. Ein Staatszwang, welcher 
die Individuel! ohnc Not aus ihren bürgerlichen Verhâltnissen, 
aus ihrer Wirtschaft, ihrem Gewerbe, ihren Studien heraus- 
reisst und denselben auf viele Jahre hin entfremdet, ist ein 
sehr bedenklicher Eingriff in die personliche Freiheit. Die 
Werbung des stehenden Heeres erkennt diese Freiheit an und 
schafft unter Umstanden eine sehr tüchtige Armee, in welcher 
die Berufspfiicht durch die Berufslust gehoben wird.^ Aller- 


' J.ord John Rnssel niacht sogar für England auf dicsc Gofalir 
nachdriicklich aufmcrksam in seiner Geschiclite der englischen Verfas- 
sung, Kap. 32. 

3 Friedrich der Grosse in seinem Essai sur les formes du gouverne- 
ment: .,Le nombre des troupes qu’un Etat entretient doit être en 
proportion des troupes qu’ont ses ennemis; il faut qu’il se trouve en 
même force ou le plus faible risque de succomber. “ 

4 S ta ht (Staatslehre II. S. 414) sagt: „Der Worbekontrakt habe 
etwas Unsittliches, iiidein er Lebénsaufopferung und Lebensberuf zum 
Gegenstand des Kaufes machc.“ Allein jeder Beruf beruht zunachst 
auf i ndivid U ellcr Anlage und W i 1 1 en sbes ti mmung, und der 
Sold ist doch nur das notwendige. Aequivalent für die Benifsleistung, 
w^elche wie bei den Aeratern von dem Staate bestimmt wdrd. Wer sich 
anwerben lasst, erklart nur, dass er willens sei, als Soldat dem Staate 

Bluntschli, allgenieines SUatsrecht. 18 
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(lings erliüht die Werbung auch die Bedenken gegen das 
ganze Wehrsystem, indem es ebenso leicht auf fremde Sôldner 
anwendbar ist als auf nationale Freiwillige. Eine kauf- 
inânnische und reiche Nation wird dann leicht den WafFen 
entwôhnt und gérât unter Umstânden eher unter fremde 
Herrschaft.5 

England, Holland*^ und die Vereinigten Staaten 
von Amerika haben noch, soweit letztere auch ein kleines 
stehendes Heer unterhalten, die altéré Werbemethode bei- 
behalten. Frankreich/ Oesterreich und Russland sind 
dagegen seit den Erfalirungen der neuesten Kriege zu dem 
System der allgemeinen Wehrpfiicht übergogangen. 

b) Das Milizsystem, wie es am besten in der Schweiz 
eingefûhrt, aber auch in den nordamerikanischen Frei- 


berulsmâssig zti dieneii. Darin liegt nichts Unsittliches. Audi bczeugt 
(lie Gesdiidite, dass geworbene und sogar fremde Truppen, die 
Schweizer voraus, die kriegerisdie Tugeiid bis ziir heldenmâssigsteii 
Anfopferung enifaltet haben, und sdion mandier für friedlidie Arbeit 
unbrauchbare Bursche ist durdi die Strenge und die Mânnlidikeit des 
Kriegerberufes zu einem lüchtigen Mensdicn geworden. In jedem kràf- 
tigen Volke gibt es Elemente, die nur für den Soldalenstand iaugen. 

5 Ueber den Gegensatz von nationalen Truppen, fremden Sold- und 
fvemden Hilfstriippen A'^gl. Machiavel! im Fürsten, K. 12 und 13. 
Friedjrich II. a. a. O.: ,,Die besten Truppen, die ein Staat liaben kann, 
sind die nation al (;n.“ indessen das ist nur bediiigt wahr. 

fi Hollândische Verfassung, Art 177: „Da8 Tragen der Waffen 
zur Handhabiing der Unabhàngigk-eit und zur Verteidigung seines Griind- 
gebietes bleibt eine der ersten Pllichten aller Bewohner.“ Art. 178: 
.,Der Kbnig sorgt dafiir, dass zu allen Zeiten eine hinreichende Land- 
und Seemacht unterhalten werde, angeworben aus Freiwilligen, seien sie 
Eingeborene oder Auslander." 

‘ Schon die franzôsische Verfassung von 1848 (Art. 102) batte be- 
stimmt: „Jeder Franzose ist, mit Ausnahine der durch das Gesetz be- 
stimmten Falle, zum Kriegsdienste und zum Dienste in der Nationalgarde 
verpilichtet. Die Vergünstigiing für jeden Bürger, sich von der persbn- 
lichen Ableistung des Kriegsdienstes zu befreien, wird durch das Re- 
krutierungsgesetz geregelt werden.“ [Aber erst das Gesetz vom 27. Juli 
1872 hat die allgemeine Wehrpfiicht eingefûhrt.] 
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staaten in üebung ist, bildet dazu den schârfsten Gegensatz. 
Mit viel geringeren Kosten schafft es weit grôssere Heere, 
indem'es die ganze mânnliche Bûrgerschaft des Landes in den 
Waffen übt, aber ohne sie ihrem bürgerlichen Beruf zu ent- 
fremden. Das Milizheer ist daher unbrauchbar für kriege- 
rische Abenteuer und nur verwendbar für nationale Kriege. 
An militârischer Bildung und Erfahrung steht es zwar weit 
zurück hinter den stehenden Berufsheeren, aber zur Vertei- 
digung des Landes fàllt es schwer ins Gewicht. Seine Schwàche 
wird besonders in dem Mangel an Berufsoffizieren und Unter- 
offizieren fühlbar, seine Stârke ist der patriotische Geist, der 
es erfüllt. Es kann nicht leicht zu einer Gefahr werden für 
die Volksfreiheit; aber wenn ein ernster Krieg ausbricht, so 
erfordert es zu Anfang desselben ungeheure Opfer an Men- 
schenleben und an Volksvermôgen. Es passt eher für demo- 
kratische Bepubliken als für monarchische Staaten. 

c) In der Mitte steht das preussische, nunmehr 
deutsche Wehrsystem, welches die Vorzüge der stehenden 
Heere mit dem der Volkswehr zu verbinden und ihre Mangel 
zu vermeiden sucht.^ Zum Erstaunen von Europa hat es sich 
in dem deutsch-ôsterreichischen Kriege von 1866 und wieder 
in dem franzôsisch-deutschen Kriege von 1870 und 1871 über 
aile Erwartungen hinaus und glànzender noch bewàhrt als zur 
Zeit der deutschen Befreiungskriege gegen Napoléon 1. 

Dieses dritte System, auf der allgemeinen Wehr- 
pflicht ruhend, besteht a) aus einem stehenden Heere, 
dessen b)Ersatzheer und c) der Landwehr. Sein stehen- 
des Heer ist die militàrische Schule für das Gesamtheer 
und bildet zugleich den aktivsten Bestandteil in diesem. Es ■ 
ist weniger zahlreich als das ausschliesslich stehende Heer 
(1 % der Bevôlkerung im Alter von 20 bis 23 Jahren), indem 
es sich auf die beiden anderen Bestandteile stützen kann, und 

^ In einem Zeitungsartikel sprach sich 1843 Louis Napoléon sehr 
entschieden für dieses preussische und gegen das franzosische System aus. 
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erfordert demnach geringere Kosten. Es hait daher aucli die 
Soldaten nur eine kürzere Zeit unter den Wafifen (3 Jalire, 
thatsâchlich meistens nur 1 V 2 Jahre, für die hoher gebildeten 
„Freiwilligen“ nur 1 Jahr) und macht es ihnen bâlder mog- 
lich, dem bürgerlichen Beruf sich wieder zu widmen. Indem 
es sich ûber den grôssten Teil der mânnlichen Jugend aus- 
breitet, erzieht es das ganze Volk militârisch, stàrkt seine 
Korperkrâfte, entwickelt die mànnliche Tugend in ihm und 
erfüllt es mit staatlichem Geist. Seine Schule ist viel inten- 
siver und wirksamer als die des Milizheeres, und doch schafft 
es wie dieses ein Volksheer. Wie weitere Kinge um den Kern 
des stehenden Heeres schliessen sich an dasselbe die Ersatz- 
mannschaft der folgenden 4 Jahrgange und die Land* 
wehr der letzten 5 Dienstjahre an, die beide zuvor in dem 
stehenden Heere gedient haben, aber nun bloss zu Uebungen 
im Frieden zusammengezogen werden. 

Das preussisch-deutsche System lehnt, dem ur- 
sprtinglichen Zuge der germanischen Heeresverfassung folgend, 
die Organisation der Armeecorps und ihrer Divisionen, Kegi- 
menter, Bataillone an die verschiedenen Provinzen und Lânder 
an, so dass immer die nâheren Stammesgenossen und Lands- 
leute zusammen dienen, wâhrend das neuere franzôsische, im 
übrigen jenem nachgebildete System die nationale Gleich- 
heit der Franzosen auch dadurch |beachtet, dass die Kegi- 
raenter ohne Rûcksicht auf die Departements aus dem ganzen 
Reiche ausgehoben werden, 

Wie das stehende Heer vorzugsweise zur ersten Aktion 
bestimmt ist, so hat die Landwehr hauptsàchlich die Aufgabe, 
‘zur Landesverteidigung und als Reserve zu dienen.^ Indessen 

^ St ein an Gneisenaii (Steins Lebeii von Pertz II, S. 353): „lm 
Frieden ist die Miliz eine Vorbereitungsanstalt zum Heer, indem sie die 
Kenntnis der kriegerischen Fertigkeiten und den kriegerischen Geist 
in der ganzen Nation erhaJt, wozu zugleich Ërziehung durcli Verbreitung 
von Grundsâtzen und durch ünterricht in gymnastischen Uebungen mit- 
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kann nach clem deiitschen Recht nôtigenfalls die ganze Armee 
ins Ausland geführt werden. 

Diese Heeresverfassung erschwert immerhin jede blosse 
Eroberungs- oder Unterdrückungspolitik, ist aber ein gewal- 
tiges Schutz- und Trutzmittel einer nationalen Politik. Sie 
passt am besten zu der reprasentativen Monarchie, 

Durchaus notwendig ist es, dass die Landwehr mit dem 
stehenden Heere in einer organischen Verbindung bleibe,*^ 
so dass die ganze Wehrkraft eines Volkes ein in sich einiger 
Kôrper sei und die Landwehr an der Ehre der Linie wie 
diese an der Volkstümlichkeit der Landwehr einen Anteil 
behalte. Verderblich dagegen wirkt ein schroffer Gegensatz 
der beiden Bestandteile. Wenn dem Sôldner- und Kônigs- 
heer ein Volks- und Parlamentsheer entgegengesetzt wird, so 
wird diirch solcheii Zwiespalt die militàrische Kraft der Staaten 


wirken muas. Iiri Kricg (lient sie dem Heer als Reserve iiiid Depot. 
Hierdurch wird der Neigung der gewerbetreibeiiden und wissenschaft- 
lichen Stande zu unkriegerischen und feigen Gesinnungen und d(;r Tren- 
iiung der verschiedcnen Stande von eiiiander und ilirera Losreissen von 
dem Slaat entgegengewirkt und in allen das Getuhl der Pllicht, fur dessen 
Erhaltung sein Lcbeii aufzuopfern, belebt. Ein(; Folgc einer solchen 
Einrichtung ist die Ailgemeinheit der Verptlichtung zu Kriegsdiensten, 
die sich aiil* jeden Stand der bürgerlichen Geselischalt ausdehnt. Durch 
sie wird es moglich, einen hochherzigen kriegerischen NalionaIcLarakter 
zu bilden, langwierigc entfernte Eroberungskriege zu fiihren und 
einen Nationalkrieg einem übermachtigen leindlichen Anfall entgegenzu- 
setzen.“ 

W [Die norwegisehe Verfassung (Art. 25) bestimint: „Die Land- 
wehr und diejenigen Truppen, welche nicht zu den Linientruppen ge- 
hbren, kbnnen niemals ausserhalb des Landes verwandt werden.“] 
Helgische Verf,, Art. 123: „Die Mobilnuichung der Hürgergarde kann* 
nur kraft eines Gesetzes staltlinden.“ 

tt Preuss. Verf., Art. 35: „Das Heer begreift aile Abteilungen des 
stehenden Heeres und der Landwehr. Im Ealle des Krieges kann der 
Kônig nach Massgabe des Gesetzes den Landstiirai aufbieten.“ [Deutsche 
Reichsverf., Art. 63 : „Dic gesarate Landmacht des Reiches wird ein ein- 
heitliches Heer bilden, welches in Krieg und Frieden unter dem Befehle 
des Kaisers steht.^] 
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geschwâcht, das Volk zu innerer Feindschaft gereizt und bald 
die Autoritât der Staatsgewalt, bald die Freiheit der Bürger 
bedroht. 

3. Der Landsturm endlich ist ein Institut für Notfâlle. 
Er gehôrt nicht zu dem eigentlichen Heere und bat nur ge- 
ringe technische Bildung. Er umfasst die gesamte mânnliche 
Bevôlkerung, welche nicht schon oder nicht mehr in dem 
stehenden Heere und in der Landwehr dient und doch noch 
kràftig genug ist, die Waffen zur Yerteidigung des Staates 
zu führen, nach dem deutschen Reichsgesetz von 1875 von 
17 bis 42 Jahren.^^ Unter kràftigen Bergvôlkern haben auch 
die Weiber schon oft teilgenommen an dem Landsturm und 
den Mânnern mutig zur Seite gestanden. Das aber ist doch 
Ausnahme, und in der Regel wird auch diese Dienstpflicht 
auf die mânnliche Bevôlkerung beschrankt. 

Die Organisation des Landsturms muss wieder den Zu- 
sammenhang mit der gesamten Kriegsmacht des Staates be- 
wahren und ist daher von dem Staatshaupte abhangig. Im 
einzelnen kann sie nach der grôsseren oder geringeren Kriegs- 
tüchtigkeit geordnet sein. Zum Angriff und zu militârischeu 
Manôvern untauglich, kann derselbe zur Yerteidigung einzel- 
ner Passe und zur Beunruhigung und Yerfolgung des bereits 
erschütterten Feindes gute Dienste leisten, ausnahmsweise 
auch die Landwehr ergànzen. 

4. Das Heer darf nicht selbst den Zweck bestimmen, ftir 
welchen es zu den Waffen greift, die Militârgewalt in der 
Regel nicht von sich aus in die bürgerlichen Yerhaltnisse 
eingreifen. Yielmehr wird dasselbe durch den Befehl des 
Staatshauptes in Bewegung versetzt und empfàngt von ihm 
den Impuls und die Richtung für seine; Thaten. In unter- 
geordneten Beziehungen zum Schutze der ôffentlichen Ruhe 

Der deutsche Landsturm besteht daher in seiner Masse grossen- 
teils aus waffengeübten Manncrn und kann daher ausnahmsweise selbst 
zur Ergànznng der Landwehr benützt werden. 
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werden seine Abteilungen von den Civilbehordeii iim Hilfe 

requiriert.^3 


Viertes Kapitel. 

Die Polizei. 

1. Das Wesen der Polizei. 

Erst alhnâhlich gelingt es, den modenien Begriff der 
Polizei ins klare zu bringen. Die staatsrechtlichen Theorien, 
welche gegenwàrtig noch am meisten verbreitet sind, leideii 
an bedenklichen Màngeln imd in vielen Beziehungen noch 
schlimmer stelit es mit der Praxis. Bald wird der Polizei 
ein zii beschrânkter Spielraun* der Thâtigkeit angewiesen, und 
sie verhàlt sich unthàtig und gleichgtiltig, wo sie wohlthâtig 
einzugreifen und für die ôflfentliche Wohlfahrt zu sorgen den 
nattirlichen Beruf liât. Bald hinwieder breitet sie ihre Ge- 
walt unmassig auf Verhaltnisse aus, über welche ihr keinerlei 
Bevormundung gebührt, und hemmt oder belastigt ohne Gruiid 


Ues ter reich. Verf. von 1849, §.114: „lni Iiinerii kaiiii dit* l>e- 
vvalïnete Macht iiur über Auffordeniiig der Civilbeliôrden und in den 
gesetzlicli bcstimmten Falleii und Formen einschreiten.“ [Staatsgrund- 
gesetz über die Ausiibung der Regierungs- und Vollzugsgcvvalt vom 
21. Dez. 1867, Art. 11: „Resondere Gesctze regelii die Befugnisse der 
bewalîneten Macht, die ziir Erhaltung der otFcntlichen Sicherheit, Ruhe 
und Ordnung daucrnd organisiert ist oder in besonderen Fâllen aufge- 
boten wird.“I Preussische, Art. 36: „Dic hewatrnete Macht kann ziir 
Unterdrückung innerer ünruhen und zur Ausluhrung der Gesctze nur in 
den vom Gesetze bestimmten Fâllen und Formen und auf Réquisition 
der Civilbehorde vcrwendet werden. Tn letzterer Beziehung hat das 
Gesetz die Ausiiahmen zu bcstiînmcn.“ Franzosisch e voii 1848, 
Art. 105: „Die ofïeiitliche Macht, welche zur Aufrechthaltung der Ord- 
nuiig im liiiiern verwendet wird, handelt nur auf Aulîorderuiig der ein- 
gesetzten Behbrdeii, iiidem sie den durcli die legislative Gewalt be- 
stimmten Aiiordiiungcn Folge leistet." 
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die Freiheit der Individuen in Lebenskreisen, wo sie nichts 
zu befehlen hat 

Ihr Beriif ist nicht, zu strafen, sondern zu sorgen; und 
dennoch, obwohl die ôffentliche Wohlfahrt das Ziel aller ilirer 
Handlungen ist, wird sie oft von dem Misstrauen, nicht selten 
von dem Hasse derer begleitet, für deren Wohl sie thatig 
sein soll. Sie sollte ihrer Bestimmung nach die populàrste 
der Staatsgewalten sein, und wir erfahren es taglich, dass sie 
die unpopularste unter allen ist. Woher dieser soiiderbare 
Widerspruch? Wir konnen uns aucli nicht mit der Ausflucht 
trôsten, dass es doch vorzüglich die schlechten Lente seien, 
welche vor der Polizei eine gerechte Scheu haben. Es ist 
nicht immer so. Nicht unwahr hat Goethe dem Mcphistopheles 
das Wort in den Mund gelegt: 

Ich weis8 mich trefflich mit der Polizei, 

Doch mit dern Blutbann schlccht mich abzuündeii. 

Audi unter don ruhigen, friedlichen Leuteii findet man hautig 
eine Aengstlichkeit vor der Polizei und eine Abneigung gegen 
jede Berührung mit derselben, die nicht in dem bôsen Ge- 
wissen ihren Grund hat. Die auffallende Erscheinung ver- 
langt eine andere Erklârung. 

In dem altromischen Staate war die Polizei grossartig 

^ « 
und machtig organisiert, und wir tinden dort keine Spur dieses 

Masses. Die edelsten Manner der Republik suchten in der 

Uebung der Polizeigewalt ilTre Ehre. Die Aedilitat war vor- 

zugsweise eine polizeiliche Magistratur und sie war die 

Pforte zu den hôchsten Aemtern der romischen Republik. Die 

Censur war der hochste Preis des Ehrgeizes für den mo- 

ralischen Adel und ihr war die Sittenpolizei anvertraut. Die 

Staatspolizei aber wurde von den Hàuptern der Stadt, von 

den Konsuln verwaltet. Die Polizei war damais nicht als 

eine in sich verbundene Institution organisiert, sie war an 

verschiedene Magistrate verteilt; aber sclion die Teile der 
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Polizeigewalt gaben dem Magistrale liolie Elire und Macht 
zugleich. Die Yergleichuiig dieser Zustânde mit den heutigen 
bat etwas Beschàmendes für den modernen Staat. 

In dem germanischen Mittelalter lag die Polizeigewalt 
fast ganz danieder; und das ist jedenfalls ein Hauptgrund, 
weshalb die neue Zeit sich hier nur sehr schwer und nicht 
ohne heftige Schwankung zurecht findet. Das überaus wich- 
tige moralische Elément, der eigentliclie Kern aller waliren 
Polizei, war im Mittelalter dem Staate entzogen. Die Kirclie 
bemachtigte sich, von dem religiosen Standpunkte aus, der 
ganzen moralischen Seite des ôlFentlichen Lebens. Der Staat 
trat in dieser Hinsicht zurück und überliess ilir voraus aile 
sittliche Zucht. Ueberdem begünstigte der Charakter des 
Mittelalters die Selbstàndigkeit der eiiizelnen Genossenschaften, 
der Familieii und Individuen im Gegensatze zu den Interesseii 
der Gesamtheit mit solcher Vorliebe, dass eine ein- und durch- 
greifende Staatsgewalt, wie sie für die Polizei ein Lebens- 
bedürfnis ist, unmoglich gedeihen konnte. Bei jedem Schritt 
stiess sie auf unübersteigliche Rechtsschranken , und vor der 
Willkür der Individuen und der Abgeschlossenheit der Ge- 
nossen- und Korperschaften musste die Autoritiit der Staats- 
gewalt sich bestàndig zurückziehen. 

Gegen Ende des Mittelalters kam dagegen eine Reaktion 
und man geriet bald in einen entgegengesetzten Fehler. Der 
wieder starker gewordene Staat fing an, in der Absicht, die 
Volker glücklich zu machen, sich in aile auch die ihrer Natur 
nach individuellen Verhaltnisse der Bürger einzumischen. Es 
kam ein System auf der allgemeinen Bevormundung 
und der Vielregiererei, welches die Erwachsenen wie Kinder 
behandelte und die bürgerliche Freiheit auf allen Seiten ein- 
engte. Yon Staats wegen wurde ailes geordnet und befohleii, 
der Glaube, die Sitte, die Nahrung, die Kleidung, die 
Wohnung, die Berufsweise, der Handel und Wandel. Diese 
Bewegung, die ursprünglich wohl gut gemeint, aber schlecht 
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gedacht war, dann aber auch der Immoralitât auf seiteii derer, 
welche solche Gewalt ûbten, Vorschub leistete und zu un- 
zâliligen Missbràuchen führte, rief in der Folge wieder ihren 
Gegensatz hervor, und von neuem suclite man der Polizei 
jede die Wohlfahrt fôrdernde Macht abzusprechen und sie 
auf die Handhabung der offentiichen und Privatsicherheit ein- 
ziischranken. 

Aus diesen Schwankungen in das ruliige organische 
Oleichgewicht zu kommen und die Polizei von neuem mit 
dem Geiste der Moral und der Elire zu belebcn und zu 
veredeln, das ist die staatliche Aufgabe der Zukunft. 

Zu diesem Behuf ist vor allen Dingen die Idee der Po- 
lizei zu erkeniien und dann, was ihr nicht angehôrt, auszu- 
sclieiden, was ihr zukommt, zu gewahren. Wie schon der Name 
Polizei deutlich darauf hiiiweist, ist sie eine ganz specitisclie 
staatliche und obrigkeitliche Gewalt. Die obrigkeit- 
liche Serge für die offentliche Sicherheit und Wohl- 
fahrt in ihren tâglichen Bedûrfnissen, die Sorge, welche das 
Notweiidige und Unentbehrliche anordnet und daher als 
befehlcnde und verbietende Staatsgewalt erscheint, ist die 
Aufgabe und das Wesen der Polizei. 

Diese notwendige Sorge erstreckt sich auf die ganze 
offentliche Ordnung, nicht bloss die Rechtsordnung, auch 
die Otdnurig des Wohlanstandigen, soweit sie nach dem 
Kulturzustand eiiies Landes oder eines Ortes als unerlâsslich 
und daher erzwingbar betracditet wird, sogar auf die iistlie- 
tische Ordnung un ter derselben Voraussetzung (z. B. Fassaden 
an Hauptplâtzen der Stadt). Sie erstreckt sich auf aile 
Sicherheit, nicht bloss die Rechtssicherheit, die grôssten- 
teils schon durch die Justiz gewahrt ist und daher der poli- 
zeilichen Einwirkung weniger bedarf, und bekàmpft aile Ge- 
fahren, welche die Gesellschaft bedrohen, auch von seiten der 
Naturgewalten, Wasser, Feuer, Krankheit, ünglück. Wenn- 
gleich im grossen die Politik, nicht die Polizei, für die ail- 



Viertes Kapite). Die Polizei. 1. Das Wesen der Polizei. 

gemeine Wohlfahrt zii sorgen hat, so wird doch im ein- 
zelnen und kleinen die polizeiliche Sorge nôtig, z. B. für die 
Ausbreitung einer Durchschnittsbildung durch den Schul- 
zwang, für die Herstellung von Notbrücken, für die Erholung 
der arbeitenden Klassen. Endlich wird die Polizei auch für 
die bürgerliche Freiheit thâtig, insbesondere zum Schutz 
der Gewissensfreiheit gegen den Missbrauch der kirchlicheii 
Autoritàt. 

Die Polizei ist mehr als jede andere Staatsfiinktion iiii- 
abliissig thàtig, immer bereit, das Notige anzuordnen. Sie 
darf nie schlafen, nie feiern. Würde sie feiern konnen, so 
wàre das ein Zeichen, dass es am gemeinsamen Leben fehlt. 
Wo ein ôffentliches Bedürfnis sich mit Macht regt, da muss 
sie bei der Hand sein und von sich ans helfen. Sie hat einen 
eigenen Willen und setzt ihn selbstandig ohne Zogerung 
durch. Sie ist in ganz besonderem Sinne Gewalt. 

p]s ist ein vergebliches Bemühen, die einzelnen Rich- 
tungen der polizeilichen Thâtigkeit geiiaii abstecken und die 
Art derselben mit minutiôser Sorgfalt zum voraus bestimmen 
und ordnen zu wollen. Die Polizei geht von dem Centruin 
des Staates aus nach allen Richtungen der Peripherie und 
kann den mannigfaltigen Anregungen des Lebens nur ge- 
nügen, wenn sie mit innerer Freiheit thut, was der Moment 
und die Eigentümlichkeit jedes einzelnen Falles, auch des 
nicht vorhergesehenen , fordert. Ihre Aeusserungeri sind so 
reicbhaltig und verschiedenartig wie die Erscheinungen des 
Lebens, auf welche sie sich beziehen. ' 

1 Stahl, 8taatslehre II, S. 428: „Die PoJizei ist das reichste Gcbitd 
der Staatsverwaltinig; was Ziel und Intéressé des mensclilichen Daseins* 
ist, gehort ihr an und ist vorzugsweise ihr positives Streben. Die Justi/ 
ist nur crhaltend oder wiederherstcllend und tritt nur im Falle der 
Verletzung ein; die Finanz hat ilire Deschrânkung, soll nielit ins Un- 
endlichc gehen, das Militai' soll bloss die Macht, nicht ohne Not ihren 
Gebrauch erhalten. In der Polizei aber besteht die eigeiitliche politische (?) 
TlfiUigkeît.“ F. Ro limer in der Schrifi: Dei- vierle Stand und die 
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Eine gewisse Willkür, d. h. die freie Wahl der in jedem 
Augenblick geeigneten Mittel zu dem gewünschten Zweck, 
ist daher von dem Wesen der Polizei unzertrennlich. Es 
lâsst sich nicht zum voraus in festen Regeln angeben, was 
und wie es zu thun sei. Eine Polizeigesetzgebung, welche 
das ailes für die Zukunft ordnen wollte, wâre ein unmôgliches 
und, soweit sie in Kraft trâte, ein verderbliches Unter- 
nehmen. Freilich darf auch diese Willkür keine absolutc 
sein. Sie muss voraus die bestehende Rechtsordnung an- 
erkennen und darf niemals, oline wirkliche Not, ein vor- 
liandenes Privât- oder offentliches Recbt beiseite schieben oder 
verletzen. Sie soll auch nicht eingreifen, wo die Privaten 
bcsser sich selber helfen. Aber das wechselnde offentliche 
Bedûrfnis ist ihr oberstes Gesetz, die Angemessen- 
heit und Zweckmassigkeit ihrer Massregeln ihre hochste 
Pflicht. 

Eine solche willkürliche Gewalt hat freilich ibre Ge- 
fahren für den Staat selbst und mehr noch für die Privat- 
personen. Sie kann zu widerrechtlicher Bedrückung und 
unertrâglicher Tyrannei missbraucht werden. Das Staatsrecht 
muss daher Bedacht darauf nehmen, dem Missbrauch ernstlich 
zu wehren. In neuerer Zeit kennt man fast nur zwei Mittel, 
welche dafür einigen Schutz gewahren: die Gestattung der 
Beschwerde je an eine obéré Instanz und die Beschrànkung 
der Polizeigewalt selbst durch ein Polizeigesetzbuch. Das 
erstere wird überdem durch die allenthalben sichtbare Scheu 
der oberen Polizeiinstanzen, die Autoritât der unteren zu ge- 
fâhrden, wenn sie den klagenden Privatpersonen recht geben, 
gewôhnlich sehr erschwert, und das letztere kann zwar für 
die gewohnlichen Fâlle, namentlich für gewohnliche Fâlle der 

Monarchie: „Freies I)n rchgreifen im richtigen Augenblick 
isfc das Wesen der Polizei. Ihre Wirksamkeit ist unberechenbar wie 
das Leben selbst. Sie lasst sich nicht in Formeln bringen, nicht in Vor- 
schriften fassen.‘‘ 
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Uaordnung und Polizeiübertetung, die Polizeibeamten an ein 
richtiges Mass gewohnen und vor TJebertreibung ibrer Züch- 
tigungsgewalt verhüten, aber unmoglich ausreichende Hilfe 
gewàhren und leicht in den entgegengesetzten Fehler zu enger 
Beschrànkung der freien Bewegung auch der Polizeigewalt 
verfallen. 

Hier liegt ein auffallender Mangel in der Ausbildung des 
modernen Staatsrechts. Mir scheint, es ist hier der Ort, eine 
romische Institution wieder aufzunehmen und iiachzubilden. 
Der romische Grundsatz der Intercession eines Magistrats 
von gleicher oder hoherer Gewalt, oder der dazu eigens er- 
màchtigt ist — wie die rômischen Volkstribunen es waren — , 
passt für die Organisation der Polizeigewalt vortrefflich. Ebeii 
wo rasches durchgreifendes Handeln notig ist, da muss auch 
für eine ebenso rasche und plotzliche Hemmung verkehrten 
Handelns gesorgt werden: und das geschieht nicht genügend 
durch den Instanzenzug an eine hohere und oft ferne Stelle, 
sondern besser durch das Veto oder Nego einer gleichen 
und daher gewohnlich nahen Beamtung/^ 

Dann aber ist die Zulàssigkeit einer relativeii Willkür 
nur zu rechtfertigen, wenn ihr eine strenge Verantwort- 
lichkeit dessen, der sie übt, als Gegengewicht zur Seite 
steht. Je grosser das Mass der bewilligten Willkür ist, um 
so mehr muss auch der Ernst der Verantwortlichkeit stoigen. 
Das bedarf aber einer ganz anderen Organisation, als wir in 
dem heutigeii Instanzenzug habeii. Es müssen für beide ent- 
gegengesetzte Bedürfnisse und Richtungen zugleich Garantien 
geschaiîen werden: für die notige Freiheit der Polizei, ailes 
zu thun, was die Sicherheit und das unabweisbare Bedürfnis 

K. V. Mohl (Polizei wissenschal’t, 3. Aull. 1866, I, S. 42) hait dieseri 
Gedanken für unausführbar bei der Organisation unserer lieutigen Polizei- 
behorde. Ich gebe das zu, aber eben diese Organisation bedarf einer 
gründlichen Reform und insbesondere wird die Mitwirkung angesehener 
Bürger nôtig. Dann aber sind die Voraussetzungen da, unter denen der 
obige Gedanke praktisch werden kann. 
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des Staates und der Gesellschaft ini Augenblick fordern, und 
für das Recht der Bürger, gegen Missbrauch dieser Gewalt 
geschützt zu werden. Wer jene Gewalt, wenn auch noch so 
einschneidend , übt, muss sicher sein, einen Richter seiner 
That zu finden, der dieselbe nicht mit dem Massstabe des 
Civilrichters , sondern mit der nôtigen Berücksichtigung der 
politischen Natur und Aufgabe zu beurteilen versteht. ünd 
wenn er dieselbe wirklich missbraucht, so muss er auch in 
seiner Person die Uebel des Missbrauchs ernstlich erfahren, 
indem er weder der Entschâdigung an den verletzten Privaten 
noch der Busse entgeht. 

Wichtiger aber noch, und diesen Einrichtungen erst die 
rechte Erfüllung gewâhrend, ist die persônliche Umgestal- 
tung und Hebung der Polizei. Auch hier ist das rômische 
Staatsrecht ein Vorbild für spâtere Zeiten. Soll die Polizei 
wieder eine grosse moralische Macht des Staates werden, 
so ist das Wichtigste dieses, dass die durch ihren moralischen 
Charakter angesehensten Manner vorzugsweise für diese staat- 
liche Funktion berufen und gewonnen werden. Von Friedrich 
Rohmer, der eine verbesserte Organisation der Polizei 
für das dringendste Staatsbedürfnis unserer Zeit erklàrt hat, 
wurde die Idee ausgesprochen, dass die Stiftung grosser, den 
Charakter und die Thatkraft ganzer Manner konzen- 
trierender Or den, deren Mitglieder, ohne bureaukratische Be- 
amte zu sein, ein Ehrenamt üben und deren organisierte 
Verbindung die VerantwortlicSkeit zur Wahrheit mâche, das 
geeignetste Mittel sei, jenes Bedürfnis zu befriedigen. 

In dem Institute der englischen Friedensrichter 
ist bereits für den modernen Staat eine Korperschaft an- 
gesehener unabhàngiger und gebildeter Manner dargestellt, ^ 
welchen ein Teil der ôfFentlichen Polizeigewalt anvertraut ist. 

3 [Aul* depiselben Grundgedanken niht in den dstlichen Provinzen 
Preussens das Institut der Am tsvorsteher, welche auf dem platten 
Land die Polizei auszuüben haben. Kreisordnung von 1872.] 
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Fünftes Kapitel. 

2. Die Gliedernng nnd die Haaptfanktionen der Polizeigewalt. 

In dem BegrifFe der Polizei lassen sich wohl zwei Haupt- 
richtungen derselben unterscheiden : die eine négative, welche 
den drohenden Schaden abwendet und die Hindernisse der 
freien Bewegung entfernt, die andere positive, welche das 
Gremeinwohl fordert. Die erstere konservierende hat inan 
dann Sicherheits-, die zweite produktive Wohlfahrts- 
polizei ^ genannt. Aber im Leben scheiden sich diese beiden 

^ Es ist einc wiinderliclie Grille einzelner Publizisten, welche in dem 
Staate nur die Reclitsordnu ng selieii, die „Wohlfahrlspolizei“ nnd 
darait gerade die praktiscli wiclitigste und wohlthatigste Seite der Polizei 
zn verwcrfen. Are tin z. R. (Konstitutionelles Staatsreoht II, S. 178) 
mcintc wirklich, „die Wohlfahrtgçolizei sei ein offenbarer Eingriff in 
die Freiheit der Staatsbürger“. Fast koniiscli ist aber seine Ausfnhrnng, 
dass Redit und Wohlfahrt (justitia et sains piiblica) sich gegenseitig 
aiifheben und widcrsprcclien, aïs ob die Bowahrung des Redites not- 
wendig zum Untergang der Wohlfahrt, und die Forderuiig der Wohl- 
fahrt zur Zerstbrung des Redites fiihren müsste. Wiire dem so, dann 
ware es dodi schwerlich der Mühe wert, das Redit, wie Arclin es that, 
ziim alleiriigen Sfaatszweck zu erlieben und den Staat so zu einer 
Zwangsanstalt zn machen, deren Bewohner anf gemeinsame Wohlfahrt 
wie die Verdaniinien in Dantes Holle anf jede Seligkeit verzichtcn 
inüsstcn. Er bemerkt darüber: ,,Will maii aber behanplen, die Rechts- 
heri’schaft und die AVohlfahrt seieii der Staatszwedc , so nimn/t uian 
zwei Zwccke an, die nberdas einander geradezu aufhcîben. Die Redits- 
herrschaft vom Slaate verlangen, heisst ihn vcrpflichten, die Redite jedes 
einzelnen zn sdiiitzeii nnd zu achten; die Wohlfahrt von ihm verlangen, 
lieisst ihn auffordern, die Redite der einzelnen zu verletzen (V), weil 
die Mittcl, wodurch die Grosse, die Macht, der Riilim, der Wohlstand 
einer Nation befôrdert werden soll, in der Regel von der Art sind (?), 
dass jene Redite dadurch beeintrâchtigt werden. Wer also beides zu-» 
gleich begclirt, überlasst der Regierung zwisclien zwei Aiiftragen die 
Wahl (?) und muss sich dareiii ergeben, dass sie den glânzeiideren und 
inhaltvolleren vorzieht.“ Nicht dass die Polizei fur das gemeine Wohl 
sorgt, ist für die Freiheit gefShrlich, noch für das Recht bedrohlich, son- 
dem wenn sie diese Sorge iingeschickt und unre chtniassig aus- 
übt. Vgl. das Haiiptwerk von R. Mohl, Die Polizeiwissenschaft, 
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formellen llichtungen nicht, sondern zugleich nacli beiden 
Seiten hin wirkt die echte polizeiliche Thàtigkeit. In sehr 
vielen Fallen reicht schoii die Wegraumung von Hindernissen 
hin. um der Bewegung des Lebens Luft zu verschafîen. In- 
dem die Polizei das Diebsgesindel verfolgt und die Strassen 
reinigt, fôrdert sie zugleich den freien Verkehr. Aber in 
anderen Fallen verbindet sie mit den negativen Massregeln 
auch die positiven. Bei Epidemien sorgt sie nicht bloss für 
Absperrung der Kranken, sondern zugleich für die notigc 
Hilfeleistung, und nôtigt, wenn Brücken weggescliwemmt werden, 
zur Herstellung von Notbrücken. Es ist eine fehlerhafte Be- 
schninkung der modernen Polizei, besonders in moralischen 
Beziehungen, wenn sie nur dem üebel hemmend in den Weg 
tritt und zu wenig für die Fôrderung des Guten thâtig ist. 
Der Organismus der Polizei darf daher nicht nach dieser Unter- 
scheidung gespalten werden, damit nicht, was sich wechselwcisc 
bedingt und unterstützt, durch die Spaltung unwirksam werde, 
Eerner ist es nur eine formelle Unterscheidung, wenn 
die Polizei in eine prâventive, welche dem drohenden 

Tiibingen, 3. Aiill. 1866. Mohl ist iridesseii (1, 8. 10) iin Begrilfe ge- 
neigt, der Polizei imr deii negativen Zwcck „der Beseitigung aller 
Hindernisse“ zuznsclireibeii, „ welche der allscitigen erlaubten Entwicke- 
Inng der Mensclienkraftc im Wege stelicn nnd welche der cinzelne oder 
ein erlaubtcr Vercin von einzeliien nicht wahrzunehmen imstande ist". 
Im ein»diien bespricht er abcr doch eine Reihe von Anstalteii, welche 
das üffentliche Wohl positiv fordern. G n s t a v Z i m m c r m a n ii erkcnnl 
in dern „Schntz der Ordnun g“ jiie Haiiptanfgabe der Polizei (Die 
deutsclie Polizei, Hannover 1845, 3 Bde. Wesen der modernen Polizei, 
Hannover 1852). Er besclirankt die Thàtigkeit der Polizei nicht auf die 
Sicherheit^ aber unter der Form, in der sich die polizeiliche Tliatig- 
keil aussert und die er für ilire Begriffsbestimmiiiig als wesentlich erklart 
(Beobach tiing, Vorbeugung, Repression und Entdeckung), 
felilt die positiv wirkende î^btigung. L. Stein (Verwaltungslelire IV, 
Stuttgart 1867) unterscheidet die allgemeine Verwaltungspolizei von der 
Sicherheitspolizei im engeren Sinn, versteht aber unter Polizei wesentlich 
nur den Schutz vor ofïentlicher Gefahr. [üeber die geschiclitlichen VVand- 
lungen des Begriffes der Polizei und die moderne Auffassung desselben 
siehe Loening, Lehrbueh des Verwaltungsrechts, S. 5 ff.] 
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Schaden der Zukuiift zuvorziikommen iiiid ihn durch ihre Mass- 
regeln abzuhalten siiche, und in eine répressive eingeteilt 
wird, welche die bereits eingetretene Verletzung der oiFent- 
lichen Sicherheit zu beseitigen oder deii vorhandenen Schaden 
zu bessern unternehme. 

. Durch diese Einteilung wird freilich nur die konser- 
vierende Seite der Polizei betroffen, die produktiv fordenide 
aber iiur inittelbar berührt. Insofern ist dieselbe somit un- 
genügeiid. Auch ist es ein zwar verbreiteter, aber grober 
Irrtum, dass das Wesen aller Polizei in der Prâvention liege. 
Wenn die Polizei für die Gesundheit des Volkes sorgt, 
indein sie die Süinpfe trocken legt, in den Stàdten die eiigen 
Gasseii und Winkel beseitigt, grosse freie Plâtze anlegt, die 
Luft reinigt, Bruiinen errichtet, so koinmt sie freilich indirekt 
auch manchen Krankheiten zuvor und bewirkt auch wohl, dass 
solche, wenn sie trotzdem êrscheinen, weniger Verwüstung 
anrichten. Das Wesen liegt aber hier weder in der Praven- 
tioii noch in der Ilepression, sondern in positiver Fbrde- 
rung des norinalen Gesundheitszustandes. Es be- 
darf also auch eiuer notigenden Thatigkeit der Polizei. 

Am besteii wird die Polizei nach den verschiedenen 
Hauptspharen des Lebens, in denen ihre Wirksamkeit 
notig wird, eingeteilt und organisiert.'^ Die verschiedenen 
Bedürfnisse dieser Sphàren erfordern gewohnlich auch beson- 
dere Kenntnisse, Anstalten und eine eigentûinliche Behand- 
lungsweise. Nur darf inan sich diese Kreise nicht als vollig 
abgeschlossen vorstellen und nicht vergessen, dass die Gegeii- 
stânde, auf welche die Polizei sich bezichen inuss, durch 
solche Einteilung nicht vollstàndig umfasst werden konnen. 
wenn nicht ein weitgreifender Vorbehalt geraacht wird, in 
dein sich die variae causarum figurae zur Not unterbringen 
lassen. 

Molli hat sein Werk mit Recht nach diesem Princip geordnet. 
Vgi. auch K. Brater, Blatter lur adniin. Praxis, 1855, Ni*. 2 . 

Bluntschli, allgeoieines Staatsrecht. 10 
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Unserer Auffassung vom Staate entspricht folgende Glie- 
(lerung dieser Hauptsphâren : 

1. Hohe politische Polizei, Staatspolizei im engereii 
Sinne. Ich verstehe dariinter die Sorge ftir die Existenz 
imd Sicherheit des Staates selbst in seinem Innern. In 
ihr tritt der politische Charaktcr der Polizei am bestiipm- 
testen hervor. Was immer den Landesfrieden zu erschüttern 
droht, fordert ihre Thâtigkeit heraus. In den meisten Fàllen 
werden die gewôhnlichen, von dem Gesetze vorausgesehenen 
Oder innerhalb der bestehenden Rechtsordnung sich bewegen- 
den moralischen und physischen Mittel ausreichen. In ausser- 
ordentlichen Notfâllen aber erliebt sich die hohe Polizei zu 
der Ausnahmsgewalt, welche die Rettung des Staates vor allen 
anderen Rûcksichten fest ins Auge fasst und zu diesem 
Zwecke die voile staatliche Macht entfaltet. 

IL Individualpolizei, d. h. die Sorge für die Exi- 
stenz und Sicherheit des Redits der I n d i v i d u e n. Da- 
hin gehort: 

1. Die Sorge für die Ernâhrung der Bevolkerung 
(Nahrungspolizei). Die praktischen Rômer betrachteten 
dieselbe als einc der wichtigsten Thâtigkeiten der hoheren 
Magistrate. Die plebejischen und die kurulischen 
Aedilen wendeten ihre hôchste Aufmerksamkeit darauf, dass 
es in' Rom nie an hinreichenden Getreidevorraten fehle, und 
spaterhin war es diese Sorge, welche die Kaiser mit Ernst be- 
trieben® und durch welche sîe die Volksmassen in Rom für 
sich gewannen. 

Das Privatinteressé und der Privatfleiss werden 
freilich das Meiste und Beste thun; und die eigentliche Staats- 


3 Ta ci tu s, Annal. 1, c. 2 von Au gus tu s: „niilitem donis, populum 
annona, cunctos duleedine otii pellexit.“ Thiers, Révol, franç. Il, 213; 
„1 /ancienne police avait rangé le soin des subsistances au rang de ses 
attributions, comme un des objets qui intéressaient le plus la tranquil- 
lité publique. “ 



Fünftes Kapitel. 2. Hauptfunktionen der Polizeigewalt. 


291 


wirtscliaft hat die Aufgabe, clurch ihre wirtschaftlichen 
Massregeln dem Uebel zuvorzukommen und dasselbe zu lin- 
dern. Aber beides reicht nicht iinnier zu, die Not abzuweii- 
den oder zu bàndigen. 

Die Not kann so gross werden, dass iiur noch die 
durchgr eif ende Polizeigewalt des Staates ihr einigor- 
massen zu begegnen vermag; und da ist es Aufgabe des 
Staates, mit seiner Macht Hilfe zu schaffen. Dafûr muss er 
im Vereine mit der Staatswirtschaft und der rrivatthàtigkeit 
sich vorsorglich rüsten und der steigenden Not mit umsich- 
tiger Sorge begegnen. Einzelnc Mittel sind: Herstellung und 
Begünstigung der freieii Einfuhr, Erleichterung der Trans- 
portmittel und des Handelsverkehrs mit Lebensmitteln, nur 
ganz ausnahmsweise Erschwerung der Aiisfulir von Lebens- 
mitteln, Erwerb und Verwendung von Staatsvorrâten, Be- 
schrankung übermassiger Kons'umtion, soweit sie im Bereiche 
der Staatsgewalt liegt u. s. 

Aber auch dem gewohnliclien tàglichen Verkehr gegen- 
über darf die Polizei nicht mûssig sein. Wenn offenbarer 
Wucher mit der Nahrung des Volkes ein boses Spiel treibt, 
und den Mangel des Volkes benützt, um die gewohnlichen 
Lebeiismittel ktinstlich zu verteuern, so darf sie nicht die 
Ohren vor der gcrechten Klage des Volkes verschliessen, 
sondern soll solchem Unwesen steuern, welches flechtenartig 
sich über den Verkehr verbreitet und die dem Volke unent- 
behrlichen Sâfte an sich saugt. Der Staat muss dafür sorgen, 
dass die Menschen nebeneinander bestehen kônnen und nicht 
die Freiheit und das Recht einzelner zur Unfreiheit und zum 
Unrecht für die Menge verkehrt werde. 

2. Die Sorge für die leibliche Gesundheit des Volkes 
(Gesundheitspolizei). Dahin gehôren: 

a) Die Aufsicht über Aerzte, Wundàrzte, Apotheker, 
Hebammen, welche nur für fàhig erkannte Personen zur 
4 Mohl I, s. 322 ff. 



292 


Tiertes Buch. Dus eigentliohe Régiment. 


Ausübung sülcheii Berufes zulàsst und Pfiisdier iind Quack- 
salber fern hait. In den meisten neiieren Staaten werden 
auch eigene Medizinalbeamte bestellt, teils zur Verwaltung 
der Gesundheitspolizei, teils zur Ausübung der Arziieikunde 
in Fàllen, bei welchen der Staat beteiligt ist. 

b) Die Erhaltung der Gru ndbed ingu ngen des gesunden 
Geineinlebens und Bekàmpfung der allgemeinen Krankheits- 
ursachcn, z. B. Trockenlegung von Sûmpfen, Wegschaffung 
des Unrats, Kloakensystem, Strassenreinigung u. s. f. 

c) Die ôffentlichen Massregeln zur Abwehr oder Ein- 
grenzung von ansteckenden Krankheiten, z. B. Kon- 
tumaz- und Quarantâneanstalten, Vorschriften über Schutz- 
pockenimpfung. 

d) Die Ueberwachung der Màrkte mit Lebensmitteln 
und die Beschrànkuug des Verkehrs mit unreifen und ungesun- 
den Nahrungsmitteln, des Handels mit Giftstolfen u, s. f. 

e) Die ôffentlichen Anstalten für Heilung und Pflege 
kranker Personen, soweit die Familiensorge nicht ausreicht, 
Spitaler, Irrenhâuser, Gebâranstalten, offentliche 
Bâder, Rettungsanstalten für verunglückte Personen. 

f ) An die Serge für die Gesundheit der Menschen reihen 
sich an die Anstalten und Massregeln, um die Gesundheit des 
Viehs vor Seuchen zu bewahren und 

g) die Bekàmpfung von Gefahren, welche diePflanzen 
und die Nahrungsmi tt el der Menschen bedrohen. 

3. Die SicherheitspoHzei. Dahin sind zu rechnen: 

a) Die Sorge für offentliche Wachen. Die Institute 
der Gendarmerie, der Konstabler, der Schutzmânner, der Nacht- 
wàchter u. s. f. dieiien der Polizei freilich nach verschiedenen 
Richtungen, wie denn überhaupt das zu der Eigentümlichkeit 
des Polizeiwesens gehort, dass die einzelnen Zweige ihrer 
Thatigkeit in wechselseitiger Beziehung zu einander stehen. 

b) Die Totenschau und die Aufsicht über das Be- 
grâbnis (Leichenhàuser, Kirchhôfe, Grüfte). 
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c) Die Feuerpolizei, welche diirch Vorschriften für 
Anlage von Feuerstellen und Beaufsichtigung derselben 
die künftige Feuersgefahr zu vermiiidern, durch Losch- 
anstalten die eingetretene zu bewâltigeii, , durch Gründung 
von Assekuranzen den Brandschaden zu ersetzen strebt. 

d) Die Sorge für die Rechtssiclierheit der Privât en 
(Sicherheitspolizei im engeren Sinne). 

In dieser Beziehung kommt vorzüglich das Verhaltnis der 
Polizei zuv Justiz in Betracht. Ihre beiderseitigen Gebiete 
berühren sich hier und die Grenzen sind in einzelnen Fâllen 
nur mit Mühe zu finden. Dennoch sind dieselben ausge- 
schieden und sollen es sein. 

Aufgabe der Polizei ist nicht die Verwaltung und 
Handhabung der Gerechtigkeit, sondern die Sorge für 
die Ruhe und Sicherheit. Die Polizei schützt gegen die 
thatsiichliche Yerletzung derselben, bekâmpft den gewaltsamen 
Bruch (les ofFentlichen Friedens und verfolgt die Feinde der 
Rechtsordnung, welche dieselbe mit ihren Angriffen bedrohen 
und die gemeine Sicherheit storen. Die rechtliche Beurteiliing 
aber der Schuld, der Spruch über das strcitige Recht, die 
Verurteilung der Verbrecher ist nicht ihres Amts, und wohin 
der Arm der Gerechtigkeit zu reichen die Macht hat, da zieht 
sich die Polizei zurück oder verhàlt sich nur hilfreich und unter- 
sttttzend zu jener, nicht aber als konkurrierende Gewalt handelnd. 

Ausserhalb dieses Bereiches aber greift sie, wo es not 
thut, mit Macht ein, jeden Widerstand brechend. Zu diesem 
Behuf wurde in den meisten Staaten der Polizei ein be- 
schrànktcs Züch tig un gs recht zugestanden, ein Züchti- 
gungsrecht eher als ein Strafrecht, demi die Strafe wird vor 
allem um der Gerechtigkeit willen verhangt, die Züchtigung 
aber vornehmlich um der ofFentlichen Sicherheit, der Hand- 
habung des Anstandes, der Disciplin willen. Wird der Polizei- 
gewalt jedes Recht zur Züchtigung abgesprochen oder wird 
die Ausübung derselben an verwickelteProzessformen gebunden, 
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so entsteht die Gefahr, dass ihre Macht unwirksam oder die 
Ausûbung derselben schwerfâllig werde, was beides im Wider- 
spruch ist mit der ganzen Aufgabe der Polizei. In neuerer 
Zeit haben aber manche Staaten nach dem Vorbilde von 
Frank reich angefangen, au ch die Ahndung von Polizei- 
übertretungen den Polizeibehôrden wegzunehmen und an 
die Gerichte zu übergeben. Man erwirbt dadurch eine 
grôssere Garantie gegen Missbrauch der Polizeigewalt ; aber 
soll dieselbe nicht dadurch gelâhmt werden, so ist es doppelt 
nôtig, sowohl die Befugnis der Polizei, innerhalb der gesetz- 
lichen Schranken Polizeistrafen anzudrohen, aufrecht zu halten, 
als die Gerichte zu verpflichten, dass sie die gesetzlich kom- 
petenten Polizeiverordnungen und Befehle nicht aus dem Stand- 
punkte der Zweckmàssigkeit prûfen, sondern danach die Straf- 
barkeit beurteilen. 

Aber auch in den Staaten, wo die Bestrafung der Polizei- 
übertretung überhaupt don Gerichten vorbehalten ist, wird 
doch der Polizei als hîxekutivmittel ein Recht zu geringfügigen 
Ordnungs- und Ungehorsamsstrafeii zugestanden und die Be- 
fugnis eingeràumt, auch wirkliche Strafen von sich aus unter 
der Voraussetzung zu verhàngen, dass der Bestrafte sich 
freiwillig denselben unterwirft und kein gerichtliches Urteil 
verlangt. Thatsâchlich werden auf diese Weise doch die 
meisten Polizeiübertretungen polizeilich abgewaiidelt. 

Auf ihrem eigenen Gebiete ist die Polizei von den 
Gerichten durchaus unabhângtg, wie diese auf dem ihrigen 
von jener. Ein Rekursverfahren von jener an diese ist daher 
unstatthaft, und die gerichtliche Verantwortlichkeit der Poli- 
zeibehorden ist in der Hauptsache nach den nàmlichen Grund- 
satzen zu regulieren, wie die der übrigen Beamten. Da in- 
dessen die Polizei, wenn sie je nach Umstanden rasch und 
energisch für die Sicherheit sorgen soll, einer gewissen Will- 
kür, welche nach freiem Ermessen das Notige beschliesst, un- 
umgânglich bedarf, so sind allerdings die Bedenken gross, 
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(lass sie diese Stellung missbraiiche iind die Freiheit und 
das Recht auch der Individuel! zu leiclit hintansetze und ver- 
letze. Eine verschârfte, wenn auch nicht gerichtlichc Ver- 
antwortlichkeit, welche die Polizeigewalt nicht lâhmt und 
ihre Handhingen auch aus dem polizeilichen Standpunkte 
beurteilt, aber zugleich jeden Missbrauch und jede Inhuinanitat 
streng rügt, wàre daher eine wohlthàtigere und praktischerc 
Einrichtung als ein umfassendes Polizeigesetzbuch , welches 
das Detail des Lebens und seiner Bedürfnisse doch nicht 
zum voraus objektiv zii regeln vermag. 

Soweit aber die Polizei nur die Strafgericlitsbarkeit zii 
unterstützen berufen ist, die sogenannte gerichtliche Po- 
lizei (police judtciatVe) ist durchaus den Oerichten unter-, 
nicht nebengeordnet und hat die Auftrâge einfach zu voll- 
ziehen, welche die Gerichte ihr erteilen. 

III. Die Kulturpolizei. 

Wir unterscheiden sehr bestimmt die Kultur, dercn 
Charakter Pflegc, und die Kulturpol i/ci, deren Charakter 
Gcwalt ist, in derselben Weise, wie wir die Staatswirtschaft 
von der Wirtschaftspolizei unterscheiden. Die Polizei ersheckt 
sich über aile Gebiete des offentlichen Lebens, also auch auf 
die Kultur- und die Wirtschaftsverhàltnisse, aber iniiner nur 
unter der Voraussctzung, dass das offentliche Bcdürfnis die 
Uebung der Gewalt crheischt, und nicht über dieses Bedürf- 
nis hinaus. Wo es aber der befehlenden oder verbietenden 
Gewalt bedarf, da ist ihr auch die Pflege untergeordnet 
und keineswegs die Polizei ein abhângiges Anhangsel der 
l^flege. Wo die Pflege von sich aus den Bedürfnissen Be- 
friedigung verschafft, da bedarf es freilich der Kulturpolizei 
nicht; es ist aber eine Hauptaufgabe dieser, darüber zu 
wachen, dass die Pflege ihre Pflicht nicht vernachlàssige ; und 
wo jene einschreiten muss, wird sic wieder die Beiliilfe der 
Pflege ansprechen. Darauf beruht der organische Zusainmen- 
hang der verschiedenen Organe undFunktionen der Staatsgewalt. 
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Einzelne Unterarteii (1er Kulturpolizei sind: 

a) Die Sorge ftir die sittliche Wohlfalirt des Volkes 
(Sittlichkeitspolizei, Ceiisur im romischeii Simie des 
Wortes). 

In hohereni Grade ist es der Beruf der Kirche, der 
moralischeii Seite des inenschlichen Gesamtlebens ihre Auf- 
inerksamkeit und Sorge zuzuwenden, als es die Pflicht des 
Staates ist, die moralische Gesimdheit des Volkes durch seine 
Polizei zu fôrdern. Die Wirksainkeit der Kirche ist dann 
auch auf diesem Gebiete unmittelbarer und fruchtbarer, als 
die des Staates sein kann. Wenn die Kirche, ihrer Mission 
treii, die Religiositât weckt und lebendig crhâlt, wenn sie 
den Menschen wirklich mit Gott versohnt und einigt, so er- 
giesst sich die unerschôpflichc Quelle der sittlichen Kraft und 
Reinigung über das Volk. Der Staat bat keine Macht über 
das Gewissen, und die unsichtbare Seelenstimmung vermag der 
Staat nicht zu erfassen, noch zu bessern. Sein eigentliches 
Gebiet ist die àussere Erscheinung; er kann daher nur mittel- 
l)ar auf die sittlichen Zustànde des Volkes Einfluss âussern. 
Erst wenn die innere Gesinnung sich in âusseren Handlungen 
«Kler Unterlassungen offenbart, wird sie ftir den Staat fassbar 
und gelangt in den Bereich seiner Macht. Die Kiixhe inag mit 
religiosen Mitteln wider die bosen Gedanken streiteii und 
gute F^,ntschlüsse hervorrufen, der Staat bat nur mit den bosen 
Thaten zu schaffen und die âusseren Hindernisse und Gefahren 
zu beseitigen oder zu minder», welche die Reinheit der guten 
Sitten bedrohen. Auch hier ist Vielregiererei und unwtirdige Be- 
vormundungdie eine, gleichgtiltige Vernachlâssigung die andere 
Klippe, zwischen deiien der Staatsmann hindurchsteuern muss. 

Die rom i s ch e C en sur beruhte auf einer edeln und 
uinfassenden Auffassung der staatlichen Sittenpolizei. Die Cen- 
soren waren berechtigt, jede offenbare, das offentliche Sitt- 
lichkeitsgeftihl verletzende Handlung zu rtigen. Sie handelten 
aber nicht pràventiv, sondern grifîen im Interesse der guten 
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Sitten und meistens mit sicherem Takte — die Wahl der Cen- 
soren aus den geachtetsten und verdientesten Staatsmânnern 
gewâhrte dafür feste Bürgschaft — orst ein, wenn die Un- 
sitte sicli durch Thaten geàussert batte, aber der gericbt- 
lichen Verfolgung, weil keine eigentlicbe Recbtsverletzung 
vorlag, entzogen war. Auch die hochgestellten Mànner waren 
iiicht zu hoch, um vor den Ehrenstrafen der Censoren sich 
sicher zu ftiblen, wenn sie die guten Sitten ofFen verletzt hatten. 

Wàbrend des Mittelalters war fur diese Dinge durch die 
Censur der Kirche ebenfalls in uinfassender Weise gesorgt. 
In unserer Zeit aber, in welcher die Macht der Kirche tiber 
die Geniüter geringer und beschrànkter geworden, einpfindet 
der Staat hier eine Lücke in den ôffentlichen Einrichtungen, 
welche er auch durch die gewohnlichen Polizeibeaniten durch- 
aus nicht zu crgânzen vermag. Es gibt gewisse Seiten der 
polizeilichen Thâtigkeit, welche eine Hoheit der Gesinnung 
und ein seiches Mass offentlicher Hochachtung und freier 
Autoritat in der Person des Handelnden voraussetzen, wie 
dieselben von den regelmàssigen Reamten weder gefordert 
noch erwartet werden dürfen. Das ist gerade das Grosse der 
romischen Organisation der Polizei, dass diese Aufgaben den 
angesehensten und edelsten Mânnern übertragen wurden. In 
dcrn niodcrnen Staate aber, dessen schwachste Seite die Polizei 
ist, finden sich keine derartigen Institutionen ; vielmehi’ reizt 
die kleinliche und hàufig verletzende Betreihung der polizei- 
lichen Geschafte zur Missachtung und zur Abneigung gegen 
die Polizei, und beide wenden sich dann gegen die gesamte 
Regierung und den Staat, welcher grossen Klassen nur in der 
Gestalt dieser lastigen und drtickenden Polizeigewalt erscheint. 

Dieseii Uebelstanden làsst sich nicht anders als durch 
eine bessere Organisation der Polizei begegnen, und dafür 
würden sich auch in dem modernen Staate die Eleinente wohl 
finden, würde inan hier tiber den pedantischen Gesichtskreis 
der blossen Bureaukratie hinwegzusehen wagen und die freie 
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Thâtigkeit geacliteter Privatmànner in Anspruch iiehmen. 
Gerade den ausgezeichneten Klassen und Individuen, dem 
Adel in der Nation im eigentlichen psychologischen Verstande, 
kônnte hier ein Feld fruchtbarer und ehrenvoller Wirksamkeit 
erôifnet werden, und selbst dem jetzigen Spiele der Erwachsenen, 
den Orden, konnte hier ein ernstes Ziel gesetzt und manche 
auch für Mànner passende Aufgabe damit verbunden werden. 

Verhâltnismàssig dürftig erscheint, was, abgesehen von 
der staatlichen Aufsicht ûber die Kirche selbst und 
über die religiosen Verbindungen oder über die Erziehungs- 
anstalten — von denen im VL Bûche nàher die Rede sein 
wird — , die moderne Sittenpolizei an Einrichtungen hervor- 
gebracht hat. Am erheblichsten sind: 
a) die Vormundschafts- und Gesindepolizei, zur 
Unterstützung der hâuslichen Zucht und der Fainilien- 
ruhc, wo das Privatrecht und die gewohnte Vormnnd- 
schaftspflege nicht ausreichen und ein gerichtlicher 
Schutz ungeei^net oder unwirksam erscheint; 

/yj die Aufsicht über gewisse Privatanstalten, welche, 
entweder wie die Schenken für geistige Getrànke, die 
Schaubuden, die Leihbibliotheken , in ihrer Ausartung 
leicht die Unsittlichkeit begûnstigen, oder wie die Spiel- 
liâuser oder die Bordelle zuin Dienste derselben ge- 
«gründet sind; 
y) die Pr esspo Hz e i. ^ 

b) Die Sorge für das go^s el Isch af tl i ch e Leben des 
Volkes, für seine E r h e i t e r u n g und seineii p e r s ci n 1 i c h c n 
Verkehr (Aedilitàt, Gesellscliaftspolizei). 

Je wichtiger in dem modernen Leben das freie gesell- 
schaftliche Zusammentreten der Gesinnungs- oder Zweck- 
genossen und je mannigfaltiger und reicher die Formen ge- 
wordeu sind, welche der gesellige Menschengeist erfunden hat, 
um diese Triebe zu befriedigen, mit desto mehr Sorgfalt wird 

5 Vgl. Buch IX. Kap. 2. 
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auch hier die wichtige Stcllung des Staates zu dieseii Vev- 
bindungen und Erscheiiiuiigeii zii bestimmen sein. Die Pri- 
vaten geheii dabei von dem Princii) ihrer Freiheit aus ; die 
Polizei muss. indem sie diese Regel anerkennt, zugleich das 
Redît der Gesamtheit handhaben, wo die offentlichc Wohlfahrt 
es erfordert, und auch hier bald die notigen Schraiiken dieser 
Freiheit festsetzen, bald ihre Entwickelung positiv fordern. 

Die Sorge für die Erheiterung des Volkes ist eiiio der 
wohlthâtigsten und dankbarsten zugleich. In dem „panem et 
circenses“ der Romer sind zwei berechtigte und grosse 
Wünsche des Volkes ausgesproclien , und es ist eine des 
Staatsmannes würdige Aufgabe, beide zu befriedigen. Die 
moderne Polizei, welche bei Theatern, Festlichkeiten und Be- 
lustigungen ihre Aufmerksamkeit fast nur in negativer Rich- 
tung zeigt, beschrankend und liemmend, was iingebührlich 
zu werden oder Gefahr zu bringen drolit, dagegen die posi- 
tive Seite, die Belebung, Hebung und A'eredelung der A'olks- 
genüsse weiiig beachtet, steht in dieser Beziehung weit hinter 
der antiken Polizei zurtick. Die staatskundigen Romer legteii 
gerade darauf den grdssteii Wert, und die romischen Grossen 
wetteiferten untereinander in der Veranstaltung grosser Fest- 
spiele. Der Weg zu den hochsten Staatswürclen der romi- 
seben Republik ftihrte durch das Amt der Aedilen hinclurcli. 
welche für das Brot und die Spiele zu sorgen hatten. 

c) Wir dürfen wolil auch die Unters tützungs- und 
Arinenpolizei hierher rechnen. 

In dieser Beziehung koinmt es vor allem darauf an, 
die eigeiitlichen Arm en von den ausnahmsweise Un ter- 
stützungsbedürftigen zu trennen und hinwieder unter 
den Armcn die von Natur Arinen von den verschul- 
deteiî Arm en sorgfâltig zu unterscheiden. Die Vermengung 
der ganz verscliiedenen Verhàltnisse liât teils die Heilkraft, 
deren dieselben bedürfen, oft sehr geschwacht, teils das vor- 

Sielie iinteii nucli IX. Kfip. 8. 



800 


Viertes Buch. Das eigentlîche Régiment. 


handene Uebel liàulig vermehrt Wlr müssen daher iiiiter- 
scheiden: 

«) Die oft zahlreichen Klassen der Bevolkerung, welche 
ausnahmsweise in Fàllen der Not, wie insbesondere wenn eine 
iingewohnlicbe Teurung der Lebensmittel eintritt (Hungers- 
not), üder wenn dnrch einen grossen Brand oder Kriegs- 
unglück die regelmâssigen Nahrungsquellen plotzlich ver- 
siegen iind unbrauchbar werden, oder wenn eine momentané 
Stockung der Gewerbe die Naclifrage nach Arbeit und die 
Môglichkeit des Verdienstes hindert, der Un terstützung 
bedürftig werden. Von solcher Not werden gar viele Fa- 
milien und Individuel! betrofîen, welche durchaus nicht zu 
den Arrnen gehoren. Sie kônnen zwar, Solange jene sie 
niederdrtickt, sich selber nicht vollstàndig helfen, sie bedürfen 
nun fremder Beihilfe, um nicht unterzugehen, aber wenn nur 
die Not wieder vorübergezogen ‘ist, so macht sich auch ihre 
natürliche Fâhigkeit, mit eigenen Kràften für ihren Lebens- 
unterhalt zu sorgen /wieder geltend und verschafft ihnen von 
neuein ein selbstândiges Dasein. Hier ist es nun tiberaus 
wichtig, dass die moralische Spannkraft dieser Klassen nicht 
etwa durch dieUnterstützung von seiten desStaates geschwacht, 
sondern im Gegenteil eher gesteigert werde. Die Regel der 
Selbsthilfe darf nicht durch die Ausnahme der ünter- 
stütZiingsbedürftigkeit verdrangt, nicht die letztere zur 
Regel erhoben 'sverden. Eben ans dieseni Grunde dürfen die 
in solcher Not TJnterstützungsbedürftigen nicht in die Klasse 
der wirklichen Arrnen gesetzt, nicht diesen gleich behandelt 
werden. Auch das Ehrgefühl derselben darf durch solche 
Gleichstellung nicht gekrankt werden, demi es ist ein starker 
Hebel der moralischen und physischen Kraft, der mit den 
Mühen der Not ringt und viele Schwierigkeiten überwindet. 

Insofern nun die Privatanstrengung, die hier vor- 
aus in Anspruch genommen werden muss, nicht ausreicht, 
so ist es Aufgabe der Staatswirtschaft, nicht der Polizei, 
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solchem Uebel zuvorzukommeii und dasselbe zu mildern, 
denn das Uebel selbst liegt in den Wirtschaftsverhâltnissen. 
und kann daher iiur von da aus geheilt werden. Aber zu- 
weilcn sind die Mittel, über welche die Staatswirtscliaft ver- 
fügen kann, ungenügend, wenn niclit die energischere Poli- 
zeigewalt ihr zu Hilfe kommt, und dann allerdings soll auch 
diese jener hilfreiclie Hand reichen, damit der grosse Staats- 
zweck, die Erhaltung der Bewohner, erreicht werde. 

/y) Die von Natur Armen, welche der offentlichen 
Hilfe bedürfen, weil es ihnen an der Fahigkeit gebriclit, sich 
selber zu helfen, und auch keine Famille sie mit ihrer Sorge 
schûtzt. Das sind die armen familienlosen Waisen und 
unehelichen Kinder, deren natürliche Krâfte iioch unent- 
wickelt sind, die ait en Leute, deren Thatkraft erstorben 
ist, die Krankeu und die Gebrechlichen. Diese Armen 
sind es vorzugsweise, welche Mie Religion und Moral der Für- 
sorge auch des Staates empfehlen. Im Mittclalter nahm sieh 
die Kirche ihrer hauptsachlich an, und sie darf es auch in 
unserer Zeit nicht unterlassen, christliche Wohlthatigkeit selbst 
zu üben und zu empfehlen. Aber es ist nuii iiieistens das 
Armenweseii auch staatlich organisiert, und der Staat darf 
diese Pflicht ebensowenig vernachlassigen ; denn auch seine 
Bestimmung ist es, wo das Familieiileben solche natürliche 
Bedürfnisse der schutzbedürftigen Iiidividueii nicht befriedigt. 
seinen obervormundschaftlichen Schutz und seine Mege zu 
üben. Die wesentliche Thatigkeit des Staates ist aber hier, 
wie bei der eigentlichen Obervormundschaft und bei der Er- 
ziehung, nicht eine Uebung der Gewalt, sondern die Pflege; 
und wir müssen daher die Armeiipflege von der Armen- 
polizei wieder unterscheiden. Nur wo jene nicht hilft und 
daher ein Bedürfnis nach obrigkeitlichem Gebot rege wird, 
tritt diese auch hier ein. Subsidiâr erscheint die Arinen- 
polizei, wenn die Armenpflege zu schwach oder zu lassig ist, 
ihre Pflicht zu üben. 
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üebrigens liegt es nahe uiid entspricht einer guten Or- 
ganisation des Armenwesens durchaus, dass die nâchste Sorge 
der Gemeinde übeiiassen wird und nui* ergànzend und be- 
aufsichtigend die Polizei des Staates hinzutritt. Denn die 
Gemeinde ist in gewissem Sinne die Erweiterung der Familie, 
der mittlere Kreis, der zwischen Familie und dem Staate 
die Individuen mit seiner Sorge umfasst. Die Gemeinde ist 
au ch cher als der Staat imstande, die individuelleii Bedtirf- 
nisse der in ihr lebenden und zu ihr gehôrigen Armen zu 
kennen und zu würdigen und die Mittel einer angemessenen 
Versorgung und Pflege zu finden und zu benützen. 

/) Die verschuldeten Armen, welche zwar die nattir- 
lichen Kràfte besitzen, um sich selber zu schützen und durch- 
zubringen, die aber aus Liederlichkeit, Arbeitsscheu, Ver- 
schwendung in Armut geraten sind und ohne Hilfe verderben 
müssten. Gegenüber diesen bat ' nun vorzugswcise die staat- 
liche Polizei den Beruf, einzuschreiten, und zwar keiiies- 
wegs nur zur Pflege, "sondern voraus zur Zucht.‘ Für solche 

< Aiif dicseii wichtigeii üiiterschicd liât anch Napoléon in seinen 
Gesprachen mit Las Cases (V, 8. 58) anfmerksain gemacht : „Le noeud 
de cette grande affaire est tout entier dans la stricte séparation du 
pauvre qui commande le respect d'avec le mendiant qui doit exciter la 
colère, or, nos travers religieux mêlent si bien ces deux classes qu’ils 
semblent taire de la mendicité un mérite, une espèce de vertu, qu’ils la 
provoqi*eiit en lui présentant des récompenses célestes: au tait les men- 
dians sont-ils plus ni moins que des moines au petit pied, tellement que 
dans la nomenclature se trouvent les motWM Die englische 

Armensteuer wiirde iinter der Kbnigin Elisabeth zuerst nur tïir Lalime, 
Gebrechliclie, Alte und Blinde eingetïihrt. [Doch ward schon in dem 
grossen Armengesetz der Konigin Elisabeth von 1601 bestimmt, dass 
auch arbcitstahige Arme, die aber keine Arbeit tinden, aus den Ertràg- 
uissen der Armensteuer zu unterhalten sind. Vgl. Nicholls, History 
of the English Pooi’ Law I, 195.| Dann aber ting man an, auch die, 
welche arbeiten kônnen, aber keine Arbeit finden, also die ünterstützungs- 
bedürftigen im obigen Sinne, und die liederlichen Armen, welche nicht 
arbeiten wollen, aus dem Ertrag dieser Steuer zu unterstützen, und in- 
dem man so die drei verschiedenen Klassen vermischte, steigerte man 
das Uebel ins Unertrâgliche. Viel besser ist das Armenwesen in 
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Arme sind daher die Arbeits- und Korrektionshàuser 
wohl am Platze, und es ist notig, dass in diesen strenge 
Zucht geübt werde. Das aber ist nicht mehr Sache der Ge- 
meinde, sondern in vorzüglichem Sinne Sache des Staates 
und seiner polizeilichen Gewalt. 

IV. Die Staats- und Volkswirtschaftspolizei. 

Sie unterscheidet sich aïs die obrigkeitliche Gewalt von 
der ihr untergeordneten , aber in den regelmâssigen Fallen 
ausreichenden Staats- und Volkswirtschaftspflege in âhnliclier 
Weise, wie sich die Kulturpolizei von der Kultur unter- 
scheidet. Wo das Bedürfnis der Gewalt rege wird, da nur 
ist die Polizei thâtig, im übrigcii genügt die Wirtschaftspfiege. 
Hierher gehoren: 

a) Die Wasserpolizei, welche durch Regelung der 
Strome und Flüsse und durch Aniegung von Deichen oder 
Dàmmen Güter und Menschefl vor Ueberschwemmung behütet, 
die Benützung der offentlichen Gewâsser zu Wasserwerken, 
Wiesenwasserung, zur Schiffahrt, Flôssung u. s. f. iin all- 
gemeinen Interesse wahrt und den Missbrauch heinmt, durch 
Errichtung von Seehafen und Leuchttürmcn die Sicherheit 
der ScbitFe begtinstigt. 

b) Die Wege und Strassenpolizei, durch welche 
für Aniegung, Unterhaltung und Sicherheit von Wegen, 
Strassen, hhsenbahnen, Brücken u. s. f. gesorgt wird Die 
Herstellung einer Brücke zu gebieten, ist Sache der Polizei, 
sie zweckmàssig auszuführen, Aufgabe der Wirtschaft. 

c) Die Sorge für ôffentliche Brunnen und für 
offentliche Platze und selbst die Sorge für den Schmuck 
solcher Platze und Anlagen durch Anpflanzungen, Denkmàler 
und ôffentliche Gebàude, durch schône und wûrdige Ausstat- 
tung und Reinhaltung. Auch die Aufsicht über Privatbauten 

Deiitschlaiid und iii der Schweiz geordnet, obwohl auch da die in 
der Natur der Dinge liegenden ünterscheidungen nicht so vollstandig be- 
achtet werden, als es zu wünschen ist. 
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gehôrt hierher, soweit die allgemeine Sicherheit und der 
ôfFeiitliche Anstand es rechtfertigt; sie darf aber iiicht aiis- 
arten in eine Bevormundung des freien Privateigentums uiid 
Privatgeschmacks. 

d) Die volkswirtschaftliche Polizei, von welcher 
im VIL Bûche im Zusammenhang mit der Wiitschaftspflege 
gehandelt wird. 



Fünftes Buch. 

Vom Gericht. 


Erstes Kapitel. 

Die Natiir uiid die Arteii dos Oericlits. 

Ailes Gericlit setzt voraus, dass etwas zu ri dite n sei, 
d. h. dass eine Verletzung der Rechtsordnung ge- 
scheheu sei. Die Verletzung wird durch das Gericht beseitigt 
und dainit die Majestat des Redits geuffenbart. Aile Redits- 
pflege ist Bewahrung der staatlichen Gerechtigkeit. ^ 

lu dem Riditeii lassen sidi zwei weseiitlich versdiiedene 
Funktionen untersdieideii : 

1) die Erkeniitiiis des Redits, oder wie nian das 
im Mittelalter ausgedrückt bat, das Finden des Redits, 
das Orteil, 

2 ) die Ha 11 d h a b U 11 g des Rechts, das Ri dit en im 
eigentlicheii Sinn. 

f:s ist walir. dass die Findung des Orteils an und für 
sidi nicht ein Akt der staatlichen Macht, sondern zunachst 
entweder ein Aiisdruck desRechtsgefühls oder eine logische 
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I Vgl. Stahl, Staatslehre II, 8. 598. 
Bluntschli, allgemeines Staatsrerht. 
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Funktion des juristisch gebildeten Verstandes ist, und in- 
sofern làsst sie sich mit der Thâtigkeit von Kunstverstândigen 
und Experten in anderen Gebieten des Lcbens und der 
Wissenschaft vergleiclien. Aber es ist durchaus irrig, das 
Gericht selbst ans diesem Gesichtspunkte zu betiachten und 
deinselben den Charaktcr einer obrigkeitlichen Gewalt abzu- 
sprechen.'^ Die Rechtsfindung ist die notwendige Voraus- 
setzung, die Unterlage der Rechtsliandhabung , diese aber 
offenbar das Wesen des Gerichts und ist von durchaus staat- 
licher Natur. Die erstere kann dahcr wohl Privaipersonen 
anvertraut und tiberlassen werden, die letztere dagegen muss 
obrigkeitlichen Magistratcn vorbehalten bleiben. Und da 
sich jene zu dieser dienend vcrhâlt, so ist auch sie immei‘hin 
obrigkeitlich zu leiten. 

1) Die Wiederherstelinng des gestorten und ver- 
letzten Pr i vatreclits ist die Aufgabe der Civilrechts- 
pflege. Durch die>se übt der Staat seine Pflicht aus, den 
Privatpersonen den Genuss der ihnen aiigehôrigen Privatrechte 
zu gewàhren und die eingetretene Beeintraclitigung derselben 
aufzuheben. Dieser Zweck wird erreicht teils durch Besei- 
tigung des Privatunrechtes, teils durch Ersatz des 
Schadens, mit einein Worte durch einfache Wiedcrher- 
stellung des Privatrechts. 

In der Regel genügt zur Erreichung dieses Zwecks das 
blosse Erkenntnis und der staatliche Ausspruch des wirk- 
lichen Redits; daher ist hier das gerichtliche Urteil von ganz 
besonderer, ftir sich schon entscheidender Bedeutung. Nur 
ausnahmsweise, wenn dasselbe von den Beteiligten nicht be- 
achtet wird, tritt der staatliche Zwang ein, der ein Aus- 
huss der Gerichtsbarkeit ist, und daher von dem Gerichte 
auch dann angeordnet wird und unabhàngig bleibt, wenn zur 
Ausübung desselben die Mitwirkung der Polizeimittel er- 
forderlich ist. 


Meirmng voii Kotipck in A rot ins koiisliliil. Staatsreclit U. S. 20H. 
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Da das Privatrecht zunàchst iiicht Staatsangelegenheit 
ist, sondern deii Privatpersoneii als solclien nicht in ihrer 
Eigenschaft als ünterthanen zukommt, so kanii es auch nicht 
der Beruf des Staates sein, wo immer einzelne Verletzungen 
desselben vorkommen mogen, amtlich einzuschreiteu und voii 
sich ans die Wiederherstellung des gestorten Rechtos anzu- 
ordnen. Eine derartige Bevormuiidung des Privatverkehrs 
wàre mit der Freiheit und der Selbstândigkeit der Privaten 
durchaus unvertràglich. Diese sind vielmehr vollkommen be- 
rechtigt, ihre Interessen selber zu vertreten und sich selber 
zu helfen. Nur weil die Selbsthilfe nicht anders geübt 
werden konnte, als so, dass wer sein Recht begehrt und 
geltend machen will, in die freie Rechtssphàre des andern 
eingreifen und, wenn dieser jenes Recht anzuerkennen sich 
weigert, Zwang üben mûsste, ist dieselbc in dem modernen 
Staate untersagt, da durch solchen Streit die ôffentliche 
Ruhe und der Landesfrieden leicht gestôrt werden konnte. 
Dann bcdarf es zur Wiederherstellung des streitigen Rechts 
der geri ch t lichen, nach sichern Regeln und in wohl- 
geordneten Formen den Streit aus unparteiischem Standpunkte 
entscheidenden Hilfe.^ Die Civilgerichtsbarkeit entwickelt 
demzufolge ihre Thàtigkeit nur auf Begehren, d. h. zu- 
nachst auf die Kl âge der beteiligten Privaten. 

2. Die Strafrechtspflege dagegen setzt eine solche 

^ Edictum IJwi Marci in !.. 7 ad legeni Juliani de vi privata; ./l'n 
vim pjitas esse soJum, si homines vuliierentur? Vis est et tune, quoties 
quis id, quod deberi sibi piUat, non per judicem reposcitj non puto auteni 
liée vereeundiae nee dignitati tuae eonvenire, quidquam non jure taeere. 
Quisquis igitur probatus mihi fuerit, rem ullam débitons non ab ipso 
sibi traditam sine ullo judice ternere possidere, eumque sibi jus in eain 
rem dixisse, jus crediti non habebit.“ Die germanisehen Vôlker ver- 
statteten anlanglich der Selbsthilfe eine viel freiere Bewegung; und eret 
naeh vielen Jahrhunderten gelarig es dem langsam aufgelienden Staatfi> 
bewusstsein, das Seibstpfândungsrecht der Glaubiger in engere Schranken 
zu bannen. Vgl. Wildas Abhaiidlung in der Zeitschrift, für deuisches 
Recht Bd. I, S. 167 ff. 
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erliebliche Stôrung der Rechtsordnuug voraus, welcbe iiicht 
bloss die rechtlichen Interessen eines Individiuims, sondern 
um ihres gefàhrlichen und rechts widrigen Charak- 
ters willen die bffentliche Rechtssicherheit, serait 
den Staat selbst verletzt. Jene Erschûtterung und Ver- 
letzung des bestehenden Rechts kann zwar sich ebenfalls 
auf Privatrechte beziehen, aber sie fàllt in diesera Faite in 
den Bereich der Strafrechtspflege, weim sie mit einer Ge- 
sinnung und in einer Form verübt wird, durch welche zu- 
gleich der offentliche Friede verletzt oder gebrochen 
wird. Die Strafrechtspflege kommt daher ilirer Natur nach 
aus dftentlichen Gründen zur Anwendung, und ist ira weitern 
Sinne ein Teil des offentlicheu Redits. Die einfaclie 
Wiederherstellung genügt daher hier nicht. Restitution und 
Schadensersatz sind freilich auch da erforderlich, aber diese 
sind, insofern sie sich auf die privatrechtlichen Verhâltnisse 
beziehen, immer Gin wesentlich civilrechtlicher Bestandteil, 
welcher seines Zusammenhanges wegen mit dem Vergehen 
und um seiner raeist untergeordneten Bedeutung willen wohl 
gleichzeitig von dem Strafgerichte geordnet werden kann, 
aber ebensowohl unter Umstànden von dem Strafprozesse 
auszuscheiden und der gewohnlichen Civilrechtspflege zuzu- 
weisen ist. 

Der Charakter der Strafrechtspflege liegt vielmehr in der 
Verhàngung der Strafe des Schuldigen. Die tiefere Yer- 
letzung des Staates selbst erfordert, dass die offentliche Ge- 
rechtigkeit den Verbrecher mit starkem Anne erfasse und 
durch Bestrafung desselben, ihre übergeordnete Macht be- 
wâhrend und die Sicherheit des offentlichen Friedens neu 
stàrkend, die Schuld tilge. Schuld und Strafe bedingen sich, 
und nur das Gleichgewicht beider vermag die Hoheit und 
Heiligkeit der Rechtsordnuug selbst zu offenbaren und her- 
zustellen. Die Besserung des Schuldigen und die Abschreckung 
anderer von S-hnlichen Verletzungen sind Zwecke, welche auch 
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erwogeii und gefordert werden sollen, aber der principale 
Gesichtspunkt ist die Strafe selbst, als ein Gebot und eine 
Aeussening der Gercchtigkeit. ** 

Aus diesem Grimde hat daher die Strafe einen ôffent- 
lichen Charakter; und es ist ein Fortschritt der neueren 
Rechtsbildung, dass die altern Privatstrafen aus Vergehen, 
wie das romische und das deutsche Recht sie gekannt liatten, 
abgeschafFt worden und die offentlichen Strafen an ilire 
Stelle getreten sind. Ferner widerspricht es der Idee der 
Strafrcchtspflege, dass die Anwendung der Strafe in die Will- 
kür der verletzten Privatperson gelegt wird, ihr Eintreten 
somit von der Klage dieser abhângt. Die Verfolgung und 
Bestrafung des Verbrechers ist eine olFentliche Angelegenheit, 
und es inuss daher von Staats wegen dafür gesorgt sein. Das 
altéré gerrnanische Recht Hess auch hier der Selbstrache 
und dem Fehderecht freien Lauf und erhob spàter, seitdeni 
die Ausbildung der frànkischen Monarchie dieselben um der 
offentlichen Ruhe willen mehr beschrankt hatte, die Notwendig- 
keit der Privatklage zur Regel. Das englische Strafrecht ist zum 

^ Stalil, Staalalelire I, S. 107: ,,Es ist dus evviiJi' Geselz «Ier Gt*- 
reclitigkeit, dass aiil’ das Büsc — somit iin Siaate das Verbreclien - die 
iSIvale folge uiiabwendbar, <las bekundct jedes iiiiberaiigeiu* Bewiisstseiii. 
Aber die Schwierigkeit Dir das auscinaiidersetzende Deiikcn ist <las: Wie 
Uann eine WiederJierstellung der verletzten Ordnnng dariii liegen, dass 
dem Verletzer ein üebcl ziigelugt werde, was die Strate nnleugbar ist? 
— Es ist durcli die Strate an dem Uebeltliater anl reale Weisc be- 
kundet, dass die sittliche Ordnnng der Herr ist. So mnss das Ilbse selbst, 
indem es zii Boden gedriiekt wird, zur Verberrliehung der sittliclien 
Maeht dienen. Die Strate des Staates ist darum keineswegs Radie. Die 
Haehe suclil das Leiden des Verletzers um des Leidens willen, das per- 
sbnliche Eniplinden an ilini zu weiden. Der Staat abei* straft den Ver- 
letzer niclit, damit er leide, sondern er lasst ihn leiden, damit er gestral't 
sei. Die Radie bat audi keine Grenze als die Lust am Leiden, wàhrend 
die Strate iiriter einer Notwendigkeit stelit in Mass wie in Eintritt.‘* — 
Michl der Bose wird gestraft, die Rechtsordnung sdiützt die Sdilediten 
wie die Guten in ihrer Existenz, aber die bose Tliat. weldie das Redit 
eines anderen widerredulich angreift. 
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Teil heute noch auf diese Ausicht gcbaut. Aber aiif dem 
Kontinente ist doch seit Jahrhunderten, anfânglich durcli den 
Kinfluss auch der Kirche, der richtigere Grundsatz aufge- 
kommen und allmahlich durchgedrungeii, die Regel der Ver- 
folgung von Amts wegen, sei es in Form des Inquisitions- 
oder des Anklageverfahrens. Ausnahmen müssen freilich vor- 
behalten werden ans Grûnden der Pietàt und des Familien- 
friedens, wie z. B. in dem Falle des Ehebruchs, oder wo das 
Privatinteresse dem ôflfentlichen die Wage hait, wie bei In- 
jurienhândeln (sogenannte Antragsvergehen und -Ver- 
brechen), oder wenn Gefalir ist, dass die Staatsanwàlte ibr 
ausschliessliches Klagerecht aus politischen Rücksichten miss- 
bràuchlich ungeübt lassen und deshalb die Sicherheit des 
ofFentliclien Redits Sdiaden leidet (subsidiare Bürgerklage).^ 
3. Der Unterschied der Civil- und der Strafrcchtspflege 
bat demi auch hâufig eine Sonderung der Organe nach 
sich gezogen, welche jene und diese verwalten. In der ïliat 
ist die Tliâtigkeit beidei’ so verschieden, dass in den handoln- 
den Personen verschiedene Eigenschaften wirksam sein müssen. 
Der Civilprozess ist ein durchaus anderer als der Strafprozess ; 
und wâlireiid der Civilrichter die Gabe besitzen muss, ver- 
wickelte Privatverhàltnisse mit feinem Blicke und sorgsamem 
Scharfsinne zu entwirren und àusserlich zureditzulegen, muss 
das Strafgericlit den moralischen Seelenzustand des Angescluil- 
digten zu ergründen suchen und vorzüglich die individuelle 

5 R. (xiieist. Ueber die Privataiilrlage in der Verhandluug des XII. 
deutschen Juristentags; [insbesoiidere aucli „Vier Fragen zur deutscheii 
fStralprozessordnung“ (1874), 8. 16 — 57. Die deutsche Strafprozessordmnig 
unterscheidet: 1) AntragsveTgelien uiid -Verbrechen, bei welcheii die An- 
Ivlage von Amts wegen erhoben wird, aber die Erhebung an den Antrag 
des Verletzten oder seines geselzlichen Vertreters gebunden ist; 2) Ver- 
gehen, bei welclien der Verletzte oder sein gesetzlicher Vertreter selbst 
die Klage erheben kann, und 3) Vergehen, bei welchen der Verletzte, 
wenn die Erhebung der Anklage von Amts wegen abgelehnt wird, über 
die Frage, ob die otfentliche Klage zu erheben ist, die Entscheidung des 
Gerielits herbeiführen kann.] 
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Schuld und ilire Grosse erkciiiien. Dort bewegen sich die 
Parteien, die nur ihre eigene Sache vertreten, mit grosscrer 
Freiheit innerhalb der ziilassigen Rechtsformen, und der Richter 
leitet und entscheidet ihren Streit mit unbefangenem heiterem 
Geiste; hier aber herrscht der Ernst und die Strenge der 
verletzten Gerechtigkeit vor und die Verhandlungcn sowohl 
als die Beurteilung nehmen auch die Gemütskrafte der Richter 
und ürteiler in erhohtem Grade in gespannten Aiispruch. 

4. Auch das ôffentliche Redit kann vcrletzt werden, 
ohne dass ein strafbares Unrecht verübt wird, und offentliches 
Recht kann streitig werden, so dass es einer gerichtlicheii 
Aussprache und Ilerstellung bedarf. 

Wird das Volkerrech t verletzt oder streitig, so wâre 
eine vo Ik erre ch tl iclie Recht spflege angezeigt. Anfànge 
dcrselben zeigen sich in den freilich no ch sehr mangelhaft 
organisierten P r i s e n g e r i c h t e n , in der Uebung von Schieds- 
gerichten, innerhalb der Union der Vereinigten Staaten in 
der Organisation des obersten G erichtsho fs, weniger voll- 
kommen in den Gutachten der Kronjiiristen nach der Uebung 
anderer Staaten. Diese Seite der Rechtspfiege ist aber heute 
noch unvollkommen geordnet und die Uebung der Selbst- 
hilfe, sogav iii der gewaltsamen Gestalt des Kriegs. noch 
die gefahrliche Uebung der vôlkerrechtlichen Praxis. 

Wird im Innern des Staates das Staats-, beziehungs- 
weise das Verwaltungsrecht streitig, so ist auch da noch 
nicht durchgreifend für eiiie richterliche Prüfung und Entschei- 
dung gesorgt. Aber es zeigt sich doch das moderne Best rebeu, 
wenigstens in einem gewissen begrenzten Umfang für eine 
V erwaltiingsrechts pflege durch ordentliche Verwal- 
t U n g s g e r i c h t s h o f e zu sorgen. 
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Zweites Kapitel. 

Oemeiiisame (rrundsatze ftir die Reclitspflege. 

1. Die Sonderung des Gerichts von dem Regimeiitc in 
der Verfassuiig des Staats ist als ein Hauptgrundsatz des 
neiiern Staates nun ziemlich allgemein anerkaiint;^ die Son- 
derung, nicht die absolu te Trennung, demi in dem Staats- 
oberhaupte einigt sich mit der vollen Regierungsmacht die 
formelle Spitze der Gerichtsbarkeit als in einem gemeinsamen 
Centrum. Eine Folge dieser Sonderung ist die innerlicbe 
Selbstàndigkeit der Gerichte in der Ausübung der Ge- 
richtsbarkeit und ilire Unabhângigkei t von dem Ein- 
tlusse der Regierung.*^ Die staatliche Gerechtigkeit zu hand- 

I Vgl. oben Bd. 1, Buch VU, Kap. 7, und Bd. II, Bucli 111, Kap. 13. 

Bayerische Verf. VIII, §. 3: „I)ie Gerichte sind innerhalb der 
Greuzcn ihrer amtlichcn'* Befugiiis uuabhaiigig, und die Bichter 
kdniien nur durch einen Rechtsspruch von ihren Stellen mit V^erlust des 
damit verbuiideneii Gehaltes entlassen oder dcrsclben entsetzl werden.“ 
Vert’, von Portugal, Art. 118: „Die gcrichllichc Gevvalt ist unabhangig.“ 
Art. 122: „Die Richter konneii ihr Amt nur durch ein Urteil verliereii.“ 
Gestcrr. [Staatsgrundgesetz vom 21. Dczcnubcr 18(>7, Art. 6: „Die 
Richter sind in Ausübung ihres richterlichen Amtes selbstandig und 
unabhangig.“ Art. 14: „r)ie Rechtspllege wird voii der Verwaltung in 
allen l'‘staiizen getrcniit.“] Prcussische, Art. 86; „Die richterliche 
Gewalt wird im Namen des Konigs durch unabhangige, keiner anderen 
Autoritilt als der des Gesetzes uiiierworfenen Gerichte ausgeübt.“ 
Art. 87: „l)ie Richter werden vom Konige oder in dessen Namen aul’ 
dire l.ebenszeit ernannt. ^Sie konneii nur durch Richtersiiruch aus 
Griinden, welche die Gesetze vorgeschen haben, ihres Amtes entsetzt 
oder zeitweise enthoben werden. “ [Reichsgesetz iiber die Gericlitsver- 
i'assung von 1877, §. 1 : „Die richterliche Gewalt wird durch unabhangige, 
nur dem Gesetz unterworfenc Gerichte ausgeübt.“ §. 6: „Die Ernennung 
der Richter folgt auf Lebenszeit.“ §. 8: „Richter konnen vvider ihren 
Willen nur kraft richterlicher Entscheidung und nur aus Giünden und 
unter den Formen, welche die Gesetze bestimmen, dauernd oder zeit- 
weise ihres Amtes enthoben oder an eine andere 8telle oder in Riihe- 
siand versetzt werden. “] 
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liabeii ist der eriiste uiid edle Beruf des Richters, iiicht das 
Zweckmàssige und Ntitzliche anzuordneii. Jenen Beruf kann 
er aber nur danii wtirdig üben, wenn ei* die festen Gesetze 
des Redits als die einzige Riditschnur seiner Tliittigkeit be- 
trachtet und nidit dem Drange der Umstànde und dem Wechsel 
der Parteistiminungen folgt. Vor seiiiein Stuhle soll jeder, 
der Mfichtige wie der Schwache, der Arme wie der Reiche, 
nidit Gunst oder Ungunst, sonderii uiiparteiisches Redit tinden ; 
daller müssen audi die Wtinsdie der Regierung hier sidi 
bescheiden und darf ihre Madit nicht storend eingreifen in 
die ruliig gemessene Erforschung des wirklichen Redits. 

Einzelne ans jeiieni Grundprincip abgeleitete Regelii siiid 
folgende: 

a) Niemand darf, wenn er sich in seiiiem Redite verletzt 
fühlt, an der Betretung und Verfolgung des Rechts- 
weges geliindert werden. ’ Der Reditssdiutz des Staates 


Laiulla|^sal)iScliie(I vcm H a Ji n o v c r v. I (539 bei Z a c h a r i a , i). 

90: .,(lass die liebe Justiz eiiiem jedeii olinc liespekl sehleuiiig init- 
geteilt, keiiien zur Ung-ebiihr aurgelialteii, niemand mit Kxtrajiidicial- 
dekrcten, Mandatcn, neskrij>len oder wie es sonslen Namen haben nibgte, 
besclivveret, sondern d(*r. Instiz ihr siracker J^anf gelassen — nnd 
darin rcclitlieh kngnoscb'ret und procedierct werden , da entgegen die 
Missbraiiclie aJlentlialbcn abgescliaffel , und den Assessoren k(*ineswegs 
vei’stattel sein süJI, iniler eiuigen, und viel weiiiger dem l’ratexl, dass 
das Intéresse princi])is mit unterlaule — sich absentieren und aurstaii- 
<len/‘ Das deutsche Staatsreclit des Kaiserreiclis sorgte dafiir, dass aucli 
in staatsreelitliclien Streitigkeitcu der Reichsstande der llechtsweg stets 
oll'en bleibe. W alilkapitulatioii, Art. XIX, 4: „lJnd ob aucli 
einiger Cliurlïirst , Fiirst oder aiiderer Stand (die Ireie unmittelbare 
Keichsritterschaft mit eingeschlossen) seiner Régalien, Immedielat, Frei- 
heiten, Rechten und Gerechtigkeiten liallnn*. dass sie Ihin gesebwachet, 
gesclimalert, genoiumen, entzogen, beküinniert und bedruckel worden, 
mit seinem Gegeiiteile und Widerwàrtigen zu gebülirlichen Rechten 
kommen, und Ihn rürlordern wollte, dasselbc solleii und wollen 
Wir, wie aile andere ordeutlich sehwebenden Recht- 
l'ertigungen, nicht verhindern, sondern vielmehr belordereii und 
zur Endschaft beschleiinigen.^ Schutz gegen Rechtsver w eigerung 
der Landesgerichte gewahrten die k a i s e r 1 i e h e n (.1 e r i e h 1 e. 
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muss allen olfen stehen : auch den Niedrigsten und auch deii 
Fremden. Es gibt im Sinne des neuern Rechts keine Recht- 
losigkeit der Individueii mehr, wie das Altertum sie den 
Fremden (hostes) gegenüber, und das deutsche Mittelalter 
als Strafe der Friedensbrecher angenommen hat. Auch 
wer unwürdig ersclieint, seine Sache selber zu ftihren, soll 
doch die Môglichkeit eines sein Recht wahrenden Vertreters 
haben. Und es ziemt dem Staate, dafür zu sorgen, dass auch 
den Armen der Weg, zu ihrem Rechte zu gelangen, nicht 
durch Kosten und Formen mittelbar verschlossen , sondern 
vielmehr durch Bestellung der nôtigen Vertretung von Aints 
wegen offen erhalten werde. Auf der anderen Seite ist der 
Staat aber veranlasst, der Chikane prozesssüchtiger Mcnschen 
und der Gefahr von Schaden, welche für die Parteien aus 
dem Prozesse selbst erwachsen kann, durch seine Anord- 
nungen, z. B. über Kautionsstelkng, zu begegnen. 

b) Niemand darf seinem ordentlichen Richter ent- 
zogen werden.^ Das germanische Mittelalter, in allen Dingen 
zuiuichst auf die stàndischen Verhàltnisse Wert Icgend, drtickte 
diesen Grundsatz noch bestimmter so aus: Jeder soll von 
sein en Genossen beurteilt werden.^ So urteilten über die 
Fürsten in den alten Reich sgerichten nur Fürsten, über die 
Vasallen in Lehenssachen ihre Mitvasallen, über schofîenbar 
freie Lente ihre Standesgenossen. Die Bürger konnten nur 
vor ihrem stàdtischen Gerichte belangt werden, und selbst 
die hofhorigen Bauern wurden Jn der Regel nur vor deren 
Vogtei und dem Hofgerichte belangt, in welchem ihre Hof- 

^ H 0 1 1 a iid i s cil t* Vert'.. Art. 150: ^Niemaiid kann gegen seinen 
•^♦Villeri dem Richter entzogen werden, welchen das Gesetz ihra zuer- 
keiiîit.‘* [Reich sges etz über die Gericlitsverlassnng von 1877, §. 16: 
,,Niemand darf seinem gesetzlichen Riciiter entzogen werden. 

5 Englische Magna Charta von 1*215: „Comites et barones non 
amercientur nisi per pares suos.“ Marnier, Etablissement et coût, de 
Normandie, p. ‘22: „Cliasciin doit estre jugiez par ses pers.“ 
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geiiosseiî urteilten.® Das neuere Recht hat diese Sonder- 
stellung der Stande aufgelôst, uiid wie die Rechtsgrundsâtze, 
sowohl in dem Straf- als in dem Privatrechte, gleichmâssig 
auf aile Klassen der Bevolkerung, so auch die Gerichtskom- 
petenz über aile zugleich erstreckt. Diese Umgestaltung 
ist eine hohere Phase der Rechtsentwickelung, welche auf die 
Gleichheit des Rechts in diesem Sinne mit Redit einen Wert 
legt. Als Regel muss die Ausdehnung derselbeii Geridits- 
barkeit auf aile Individuel! im Staate daher festgehalten werdeii. 
Aber diese Regel wii’d in unserer Zeit wohl noch zu abstrakt 
und rücksiditslos durchgefûhrt, und es werden die erforder- 
lichen Ausnahmen zu wenig beachtet. Es gibt einzelne Be- 
rufs- und Lebensverhàltnisse, die ihrer Natur nach nicht all- 
gemein sind, und nur von denen richtig verstanden und be- 
urteilt werden, weldie mit denselben durdi personliche Er- 
falirung vertraut sind. Die Gerichtsorganisation darf daher 
nidit über diese Eigentümlichkeit hinwegsehen, sondern muss 
sidi darnach riditen. Ein derartiges Bedürfnis fangt nament- 
lidi in unserer Zeit sich überall wieder zu regen an, und es 
kommt nur darauf an, dasselbe durch Konstituierung beson- 
derer Gerichte zu befriedigen, ohne jene Regel zu gcfahrden. 
und ohne die Einheit des Rcchts und der Rechtspflege zu 
storen. Militai-, Handels-, Handwerks-, Fabrikverhaltnisse 
vorzüglich, aber nicht sie allein, kommen hier besonders in 
Betracht. 

c) Nur eine Folge des vorigen Grundsatzcs ist das A'er- 
bot der Ausnahmsgerichte, d. h. solcher Gerichte, die 
nicht schon durch die normale Justizverfassung begründet, 
sondern für einzelne Fàlle eigens bestellt werden. Es ge- 
hôren demnach nicht unter diesen Begriff: gewohnliche Militar- 

Sach senspi ege 1 II, 1^-, §• «Scepenbarc liido muteii wol ordel 
vinden over jewelken man. It ne mut aver nppe se neman ordel vin- 
den, dat iii au ir lief oder au ir ere oder au ihr erve ga, lie ne ai in 
eveiiburdich. 
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gerichte tur dus Fleer, der Staatsgerichtshof für die Minister 
U. dgl.; denn obwohl dieselben nur auf bestimmte Personen 
und Fâlle Bezug haben, so sind sie deniiocli durch die Rechts- 
ordnung zum voraus geregelt und in deren nonnalen Bestand 
eingefügt Wohl aber sind von dem Verbote betroffen aile 
die Gerichte, welche die Thàtigkeit der ordentlicben Gerichte 
in dem ihnen von Redits wegen zugewiesenen Amtsbereich 
hemmen, und an dieser Statt ausnahnisweise ermàchtigt wer- 
den, in einzelnen Fallen die Strafgerichtsbarkeit auszuüben. 

Fine Abweichung von diesem Grundsatze wird nur durch 
wirkliche Not gerechtfertigt, sei es, weil die ordentlichen 
Gerichte ohnehin, z. B. ans zureichenden Rekusationsgründen, 
verhindert sind in einem Falle das Recht zu handhaben, 
oder weil der Zusammenhang einer weit verzweigten Unter- 
suchung eine Konzentration derselben bei einem Gerichtshofe 
erfordert, sei es, weil der Staat selbst in cinen Notstand ver- 
setzt ist, welcher die regelmassige Entfaltung der Rechtspflege 
unraoglich macht, und um der Gefahr für die gesarate Rechts- 
ordnung willen eine ungewohnliche und rasche Strenge der 
Gerechtigkeit erheischt. In den Fallen der ersten Art kann 
und soll das ausnahmsweise für kompetent erklàrtc Gericht 
mit Bezug auf seine Stellung, Befugnisse und Rechtsformen 
den ordentlichen Gerichten gleich organisiert sein, und ganz 
die nanjlichen Garantien für eine gute Rechtspflege darbieten 
wie jene, so dass die Ausnahme nur eine âusserliche und 
unwesentliche ist. Die Falle der* zweiten Art aber machen 
eine starkere Abweichung notig. In Zeiteii des Kriegs oder 
Aufruhrs kann die Verkündigung des Standrechtes ura 
der Existenz des Staates willen ein ofîentliches Bedürfnis 
sein, und es konnen die dann zumal geordneten Militar- 
gerichte oder andere Ausnah msgerichte ermàchtigt 
werden, Verletzungen der gebotenen Ordnung, die in normalen 
Zeiten nicht strafbar wâren, zu bestrafen, oder strafbares 
Dnrecht weit hàrter zu bestrafen, als es sonst geschehen 
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würde. Audi iii dom ^’crfahreii konnoii eine Meiige von 
formellen Rechtsmitteln. die in dor Regel deii Richter vor 
IJebereilung und die Partei vor üiiredit schützen, beseitigt 
und eine sofortige, unaufsdüebbare Verhandlung und Beurtei- 
lung geboten werden. Diese Ausnahme darf aber nur dann 
und nur so lange zugelassen werden, als wirklidie Not des 
Staates da ist, und aiich in diesen Fâllen darf iinter keinen 
ümstanden das Wesen der staatlichen Gereditigkeit miss- 
achtet werden. Demgemâss ist unbedingt daran festzuhalten, 
dass niemand verurteilt werde, dem nicht Gelegenheit geboten 
worden, sich zu verteidigen, dass das Urteil jederzeit als 
ürteil gefunden, nicht als Willensakt beschlossen, dalier auch 
die Rechtsform des Gerichts gewahrt werde, endlich dass nur 
wirkliche Rechtsverletzungen , unter keinen Ümstanden aber 
blosser Verdacht bestraft werden.* 

Die Oeffentlichkeit der Rechtspflege verstand sich 
in der alten Zeit, in welcher das ganze offentliche Leben 

'• Die Wut (lcr Révolution und die Leidenscliaft einzcliier Despoten 
haben wohi auch diese Schranken iiberscliritlen. Das ist aber nicht 
mehr J u s t i z , soiidern J u s t i z m o r d , und auch dan n . w(uin derselbe 
diirch eiji Staatsgesetz legitiinierl worden ist. Ks j^^ibt cwige Principicn 
des Redits, die zu àiidern kein Gesetzgeber die Macht hat. Danton 
liât versuclit, di(* Notwendigkeit des Revolutionstribunals zu rechttcrtigcii; 
inan kanii aber seine GrUnde nicht horeii, ohne eineii Schauder über 
die furchtbare l'erirrung eines so machtigen Geistcs zu empiinden: „I1 
les (les lois extraordinaires) faut arbitraires, parce (jii’il est impossible 
de les rendre précises; parce que, si tfrrihles qu’elles soient, elles seront 
préférables encore au.T éxecutions populaires qui aujourd’hui, comme en 
septembre, seraient la suite des lenteurs de la justice. En temps calme 
la société aime mieux laisser échapper le coiqiable (pic frapper l’iniioceiit, 
parce que le coupable est peu dangereux; mais à mesure qu’il 1(‘ devient 
davantage, elle tend davantage aussi à le saisir; et lorsqu’il devient ^>1 • 
dangereux (pi’il pourrait la faire périr ou du moins qu’elle le croit ainsi, 
elle frappe tout ce qui excite ses soupçons^ et préfère alors atteindre un 
innocent que laisser échapper un coupable. Telle est la dictature, c’est 
à dire Vaction violente dans les sociétés menacées.^^ Thiers, histoire d(‘ 
la révol. franç. 11, 320, 348. üeber die früheren „Justizkommis8ionen‘' 
in Frankreich vgl. Schaffner: Rechtsgesch. Il, S. 431. 
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weit mehr als in unserer Zeit im Freien vor sich ging, ganz 
von selbst. Auf offenem Markte sassen die rômischen Pràtoren 
auf dem Tribunal; unter einer Linde oder Fiche unter dem 
offenen Himmel hegten die deutschen Richter das Gericht. 
Nur so lange der Tag leuchtete, durfte die Gerechtigkeit ver- 
waltet werden. Auch die Basiliken der byzantinischen Epoche 
blieben unVerschlossen. 

Die Aenderung in dem neueren Europa, welche die Ge- 
richtssàle verschloss und die Heimlichkeit des Verfahrens ein- 
führte, kam wâhrend des XV. und XVI. Jahrhunderts ail- 
màhlich auf. Mancherlei Gründe wirkten zusammen, um die- 
selbe liervorzubringen: voraus das aus der kirchlichen Zucht 
der Gewissen auf die staatliche Gerichtsbarkeit übergetragene 
Princip der Inquisition, welche im Strafprozess die Seele des 
Verbrechers wie ein scheues Wild in ihren geheimsten Schlupf- 
winkeln aufsuchte, und durch heimliche Nachstellung leichter 
zu erjagen hoffte; sodann die Einführung einer gelehrten, aus 
den schriftlichen Quellen des rômischen Rechts schopfenden 
Jurisprudenz, welche im Civilprozess vorzüglich von dem Leben 
abzusehen und auf das Studium schriftlicher Aktén ail ihren 
Fleiss und ihre Aufmerksamkeit zu verwenden mehr und mehr 
sich gewohïite, ferner die Erschlaffung der politischen Teil- 
nahme des Volkes an den offentlichen Verhandlungen und 
endliclf die zunehmende gewaltsame und absolutistische Rich- 
tung der Zeit. 

Erst in der neuern Zeit ist das Streben nach Oeffent- 
lichkeit der Rechtspllege wieder stàrker geworden, nun aber, 
eben um der frühern Erfahrungen willen. weniger unbefangen 
und zugleich bewusster als vor alters. In Wahrheit, nur im 
Lichte der Oeffentlichkeit kann die Rechtspflege gedeihen 
und Vertrauen tinden.^ Es ist nicht die Aufgabe des Staates, 

^ Ho 11 aii(lis<ihe Vert’., Art. 156: „Die Gerichtssitzungen sind offent- 
lich, mit dem Voroehalte, die Schliessung im Interesse der offentlichen 
Ordnmig und Sittlichkeit nach dem Gesetze Ie8tzustellen.“ Belgische, 
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die Gewisseii zu erforschen und gleichsam das unsichtbare 
I;eben der unsterblichen Seele zu ergründen. Er bat es aucli 
mit der Schuld nur insofern zu thuii, als dieselbe sich in 
âusserlicli wahrnehmbaren Handlungen kundgegeben, und die 
leibliche Rechtsordnung des Staates àusserlich verletzt bat. 
Daber darf er nicbt ibre Gebeimnisse zu ergründen sucben, 
sicb nicbt aninassen, das gôttlicbe Gericbt auf der Erde zu 
üben. Nur das Sicbtbare fâllt in den Bereicb recbtlicber 
Beurteilung. ^ 

Die OefFentlicbkeit ist denn aber in verscbiedenem Sinne 
zu fassen. Die obne Vergleicb wicbtigere Bedeutung der- 
selben beziebt sicb auf die Beteiligten selbst und ibr Ver- 
bàltnis zuin Gericbt. Im Civilprozess baben so die beiden 
Parteien ein Redit darauf, im Strafprozess aiicb der Ange- 
scbuldigte, dass ibnen durch den Prozessgang Gelegenbeit ver- 
scbaflPt werde, die Klage, Erwiderungen, Zeugenaussagen, 
Beweismittel vollstândig zu erfahren und zu prüfen, binwieder 

Arl. 96. [Dent s ch es Reichsgesetz iiber die Gerichtsvertass., §.170: 
„Dic Verhandlung vor dem erkennenden Gcrichte, einschliesslich der 
Verkiiiiduiig der ürleile und Besclilüssc desselben, erlnlgi olVentlicb.” 
§. 173: ,,ln allen Sachen kann durch das Gerichl lür die Verhandlung 
odei* für einen Teil derselben die Oeffentlichkeit ausgcschlossen werden, 
wenn sie eine Gefahrdung der bffentlichen Ordnung oder der Sitilichkeif, 
bcsorgen lâSHt.“] 

■’ Feuerbach: Bctrachtungen über Oeffentlichkeit und Mündlichkeii, 
8.90: ..Stiege die Gerechtigkeit selbst leibhaft vom Himmel auf die Erde 
lierai), um in eigener Person das Richteramt zu verwalten, so müsste sie, 
um sich als Gerechtigkeit zu bekuiiden, bffentlich in vollem Tageslicht 
auf dem Kichterstiihle sitzen, und dOrfte — fândc sic auch nicht für 
gnt, die Binde vor ihi’en eigenen Augen zu lüpfen — wenigstens nicht 
gestatten, dass den Augen der Rechtsuchenden, oder wer sonst vor ihr 
zu erscheinen Lust batte, auf irgend ciiie Art verwehrt würde, sie in 
ihrera ganzen Tluin und Handeln aufmerksam zu beobachten. Nalime 
ihr auch die Verborgenheit nichts von ihrem inneren Wesen, so ent- 
zbge sie ihr wenigstens viel oder ailes in der Meinung; bedürfte sie 
gleich nicht der Oeffentlichkeit, um gerecht zu sein, so bedürfte sie 
derselben gleichwohl, nin nicht, selbst wo sie nur gerecht ist, iingerecht 
zu 8choinen.“ 
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sicli darüber gegen das Gericht mit voiler Offeiiheit uiid mit 
freier Benutzung der auch zu ihren Gunsten sprecheiulen 
aussern Kennzeichen der Wahrheit auszusprechen, und ebeiiso 
das Urteil und die Entscheidungsgründe desselben zu ver- 
nehmen. Jedes Hemmnis, welches solclier Oeffentlichkeit be- 
reitet wird, ist ein Schatteii, welcher die Reiiiheit der mensch- 
lichen Gerechtigkeit trübt und verdunkelt. Auf ihr beruht 
denn aucli vornehmlich das Vertrauen der Beteiligten, mittel- 
bar des Volkes, auf die Wahrhaftigkeit und Redlichkeit 
derselben. 

Minder erheblidi ist die Oeffentlichkeit im zweiten Siiine, 
welche sicli auf die nur indirekt bei der Verwaltung der 
Reclitspflege interessierte ûbrige Monge, das Publikum, be- 
zieht, minder erheblidi, aber sdioii dariim nidit zu ver- 
schmàhen, weil in ihr teils eine Garantie liegt für Bewahrung 
der Oeffentlichkeit in erstem Sinne, teils eine mittelbare Kon- 
trolle der offentlidien Meinung über die Handhabung der 
Rechtspftegc im allgemeinen. In hoherem Grade ist sic es 
für die Strafreditspflege , weil die offentlidien Interessen hei 
dicser starker beteiligt sind, in geringerem für die Civil- 
reditsptlege, welche zunachst nur die Parteion selbst angeht, 
das Publikum nur wenig berührt. Für die letztere sind daher 
auch desto cher Ausnahmen zu gestatten, wo die Verüffent- 
lichiiAg den Parteien ohne Not Schaden zufügen konnte, oder 
die gutc Sittc durch die offentliche Verhandlung gefahrdet 
würde. Aber selbst für die erstere ist die Zulassung des ge- 
samten Publikums kein absolûtes Gesetz, obwohl Beschran- 
kungen nicht leicht zu gestatten sind. Es ist wahr, dass die 
Oeffentlichkeit auch zu Parteidemonstrationen missbraucht 
werden kann, welche die Würde der Gerechtigkeit verletzen, 
die Urteiler gelegentlich einschûchtern und den Ernst der 
Strafgerichtsbarkeit paralysieren. Das ist aber nicht ein Ge- 
brechen der Oeffentlichkeit selbst. Der Fehler liegt hier 
meistens in der Schwàche der leitenden Richter und in den 
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unklaren Vorstellmigen von ilirer StelUing und ilireii Be- 
fugnissen. 

Die Oeffeiitlichkeit der Ger ichtsber atii ng dagegen, 
in einzelnen Lândern ausnahmsweise eingeführt, ist durcliaus 
nicht zweckinâssig. Die gerichtlichen Handlungen sollen aile 
klar ans Licht treten, aber anders verbalt es sich mit der 
Ueberlegung, welche jenen vorausgelit. Man bedenkt sich 
besser, unbefangener und freier im Stillen; niaii vcrbessert 
auch eine irrige Meinung lieber und ist empfanglichor fia* 
die Gegengründe anderer, vvenn inan jene nocli nicht üffeiit- 
lich kuiidgegeben bat, Solange noch die Beratung in engerem 
Kreise verschlossen bleibt. 

3. Nahe verwandt mit der OcfFciitlichkeit ist das Priiicip 
der Mündlichkeit. Ihr Wert liegt in der Unmittelbar- 
keit und Lebendigkeit des Yerkehrs zwischen den Par- 
teien und dem Gerichte. Durch diese Eigenschaften aber 
wird die wahre Erkonntiiis dei Sachlage, das Vertraueii in 
eine gerechte Beurteiluiig und die echte Volkstümlichkeit 
der Justiz wesentlicli gefordert. Die Schrift ist doch nur ein 
unvollkommenes Bild der lebendigen Erscheinung. Eine Mengo 
von Eiiidrticken, welche das uninittelbare Anschauen und Aii- 
horen des liichters und der Parteien erfasst und in sich auf- 
niinmt, verschwindet spurlos in der Schrift. Wird der Vei- 
kehr zwischen dem Gericht und den Parteien durch die tote 
Schrift verinittelt, so steigen in der Seele dieser Zweifel auf, 
ob jenes auch den vollen wahren Sinn richtig orkenne, ob 
nicht die Tauschungen einer gewandten und nicht errotenden 
Feder irre leiten, sogar ob das Gericht sich die Müho nehine. 
mit Sorgfalt zu lesen und zu prüfen. Das Misstrauen stellt 
sich ein, und die Erfahrung zeigt, dass es nicht ganz selten 
begründet ist. Danii kommt es auch durch eine gelehrt 
scheinende Handwerksfertigkeit, die in der Schrift eine Stütze 
und einen Spieiraum fur ihr Gewerbe findet, dahin, dass 
Richter und Partei sich gegenseitig nicht einmal mehr ver- 

Bliintschli, all}j;emeines Staatsrechl. 21 
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stelien. Wir habon in Deutschland clic Merkwürdigkeit or- 
lebt, dass das Recht selbst zuletzt ftir d i e eine vôllig unver- 
stândliche Grosse wurde, welche doch dieses Recht in ihren 
Handlungen und in ihren Verhâltnissen beachten sollten. Es 
kam so weit, dass die Parteien selbst nur das Résultat des 
Prozesses und die Kostennote in ciner Sprache erfuhren, die 
sie begriffen, die ganze Verhandlung aber und die Grundsàtze, 
nach welchen geurteilt wurde, ihnen sogar dann ein voll- 
koinmenes Geheimnis blieben, wenn sie die ausführlichen Akten 
zu lesen bekamen, so dass es schien, als ob nur jene Dinge 
die Partei angingen, diese aber bloss eine geistreiclie Schul- 
übung ihrer Anwâlte und der Richter seien, oline Interesse 
für die Partei, wie wenn die Rechtsordnung nur für die Ge- 
lehrten, nicht für das ganze Volk Geltung hâttc. Es ist frei- 
lich eine notwendige Folge unserer Kultur, dass die Rechts- 
kunde nicht mehr gleichmâssig über aile verbreitet ist, wie in 
der einfachen Jugendzeit der Vôlker; die Rechtswissenscliaft 
wird nur durch ernste Studien errungen und nur durch einen 
fortgcsetzten juristischen Beruf wach erhalten; sie ist nicht 
jederinann erreichbar, nicht ein allgemeines Gut. Aber es 
ist eine nicht abweisbare Anforderung an die wissenschaftlich 
geleitete Rechtspflege, dass dieselbe die Gründe ihrer Hand- 
lungsweise und die Rechtsgedanken, welche ihre Entscheidung 
bestiinmen, dem einfachen Menschenverstand klar zu machen 
wisse. Vor jenen Abwegen schützt demi auch die Mündlich- 
keit des Verfahrens, eben weil es auf dem unmittelbaren und 
lebendigen Verkehr der Parteien und des Gerichtes beruht. 

Die Mündlichkeit ist demnach ein Grundzug eines guten 
Prozessverfahreiis und ein allgemeines, auf aile Arten des Ge- 
richtes passendes Erfordernis. Indessen thut auch hier eine 
pedantische Einseitigkeit nicht gut. Die Schrift hat hinwieder 
eigentüraliche Vorzüge, welche einzelne Mangel der mündlichen 
Rede zu ergànzen geeignet sind. Sie tixiert das Wort, das 
leicht ûberhôrt oder vergessen wird, und sie kann mit ruhiger 
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Ueberlegurig fixieren, was der bewegte uiid eilende Muiid, 
vielleicht seiner selber iiicht mâchtig, falsch ausdrücken 
koimte. Bei den oft sehr verwickelten Verhâltnissen unseres 
jetzigcn Lebens, in dem die Schrift als Bildungs- und Aus- 
drucksniüment eine bedeutende Stellung bat, ist sie niclit 
ohne Scliadeii vollig zu verbannen , und so muss demi 
wenigstens als Ausnahme von jener Hegel und als beschràn- 
kende Modifikation derselben auch der Schrift der ihr ge- 
bûhrende Anteil belassen und müs.seii die wohlthàtigen Eîgen- 
schaftcn derselben benutzt werden, wie z. B. bei der genauen 
und bleibenden Konstituierung des Streitobjektes in Civil- 
und bei dem Vorverfahren im Kriminalprozess. 

4. Einer bewussten Rechtsentwickelung cntspricht endlicli 
der Grundsatz, den auch manche neuere Verfassuiigen ausge- 
sprochen haben, dass dem Rechtsspruch die Entschei- 
dungsgrtinde beigeftigt werden sollen.^^^ Das Gericht wird 
dadurch genôtigt, sich selber, den Parteien und dem Volke 
Rechenschaft zu gebeii über die Grundsâtze der Gercchtigkeit, 
welche es handhaben soll, und es liegt daher in dieser Be- 
stimmung wieder ein Schutz gegen blosse Willkür und Laune. 


Drittes Kapitel. 

Organisation der Civilrechtspflege. 

1. Die Trcnnung der sogenannten freiwilligen Gerichts- 
barkeit von der streitigen ist in den einen Staaten in 

W Bayerische Verf. VIII, §. 2: „Alle Gerichtsstelleii sind vt*r- 
bundeii, ihren Urteilen Entsclieidungsgründe beizufügeii.“ Hollan- 
disclie, Art. 156: „Al]e IJrteilssprüche müBsen die Grande, worauf sie 
beruhen, und in StraÜallen die Artikel der Gesetze, nach welchen die 
Yerurteilung erfolgt ist, aniuhren, und bei offenen Thüren gesprochen 
werden. “ Belgische, Art. 97. [Vgl. deutsche Strafprozessordnung, 
§. 34, 267; Civilprozessordnung, §. 259.] 
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neuerer Zeit durchgeführt worden, in anderen mit dieser noch 
verbunden. Die eigentliche Thàtigkeit des Gerichtes ist offen- 
bar nicht die, Rechtsverhâltnisse zu begründen, sondern 
die, die verletzte Rechtsordnung herzustelleii. Es liegt 
daber die Mitwirkung des Gerichtes bel dem Abschlusse von 
Rochtsgcschàften zunâchst ausserhalb des gerichtlichen Be- 
reiches, und sclion deshalb ist es ratsam, die Gerichtc nicht 
mit Geschàften zu überladen, welche ihnen fremdartig sind. 
Sowe^R jene Mitwirkung bloss aus formellen Gründen er- 
fordert wird, teils um die Rechtsgeschâfte unter die Kontrolle 
und den Schutz der Oeffentlichkcit zu stellen, wie z. B. 
bel Verausserung und Verpfàndung von Grundstücken, teils 
um den Rechtshandlungen die Glaubwürdigkeit zu sichern, 
wie Z. B. bei Wecliselprotesten oder Beglaubigung von Unter- 
schriften, kann leicht und besser für diese Zwecke so gesorgt 
werden, dass besondere mit offentlicher Glaubwürdigkeit aus- 
gerüstete Berufsmannpr bestellt werden, die nicht als eigent- 
liche Beainte, weil ohne Amtsgewalt, zu betrachten sind, 
sondern dem Privatverkehr dienen. Das Institut der No tare 
und das der Màkler sind von der Art. Die Aufsicht über 
der en Thàtigkeit zum Schutze guter Ordnung gebührt denn 
allerdings den Gerichten, sie nimmt aber verhàltnismassig 
wenig Zeit in Ansprucli. Wo dagegen die Mitwirkung des 
Gerichtes den Zweck liât, die Rechtsverhàltnisse zu prüfen 
und darauf Bedacht zu nehmen, dass nicht bestehende Rechte 
beeintrâchtigt werden, und Wîdersprüche oder die Veranlas- 
sung zu Streit zu heben, da bedarf man der offentlichen 
Aemter, wie z. B. mit Führung der Standesbücher (Ge- 
burten, Eheschliessung, Todesfàlle) heute die Gemeindevor- 
stânde [oder besondere Beamte] beauftragt werden. Zuweilen 
nâhert sich die freiwillige Gerichtsbarkeit dann so sehr der 
streitigen an, dass dieselbe gewissermassen anhangsweise den 
Gerichten verbleiben muss. Denn auch sie wird zur Hand- 
habung und Bofestigung der Rechtsordnung geübt. Die 
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rrüfuiig und Genehinigung von Leibzuchtsvertrâgen, fidei- 
komniissarischen Stiftungen ii. dgl. mogen als Beispiel erwàhnt 
werden. 

2. l)a die Civiirechtspflege im Interesse iiiid auf Ver- 
langen der streitenden Parteien geübt wird, so ist die Zu- 
lâssigkeit der Schiedsgerichte ein derselbeii natürliclier 
Grundsatz. Audi hat der Staat keinerlei Interesse zu wünschen, 
dass die Streitigkeiten der Privaten zu sciner Kogiiition ge- 
langen, vielmehr ist jede friedlidie Erledigung, welche seine 
Thàtigkeit nidit in Anspruch ninamt, für ihn ein Gewinn. 
Zu einer Eifersucht der Geridite auf die Schiedsgeridite ist 
demnach keinerlei Grund vorhanden. Im Gegenteil, der Staat 
hat ein Interesse, die Anwendung des schiedsgerichtlichen 
Verfalirens seinerseits zu untersttitzen. ‘ 

Wird aber das schiedsrichtcrliche ürteil von der unter- 
liegenden Partei nicht befolgt, so steht den Privaturteilern 
allerdings kein Mittel der Exekution zu Gebote, und die sie- 
gende Partei wird inimerliin genotigt sein, den Sdiutz der 
ordcntlichen Gerichte anzurufen, da nur dieseii die obrigkoit- 
liche Madit der Reditspflege zukommt. Das ürteil des 
Schiedsgerichts ist darum dodi nidit übcrflüssig und be- 
deutungslos. Ist das Schiedsgeridit geliôrig bestellt und von 
der Partei ermaditigt worden, und hat dasselbe ein ürteil 
erlassen, dessen Form klar ist und dcssen Inhalt nitht die 
Grundsatze des guten Glaubens (der bona lides) offenbar ver- 
letzt, so wird das Gericht eben auf Grundlage jenes ürteils, 
das den Rechtsstreit der Parteien erledigt, seinen Schutz ge- 

I U 1 pi a nu s, L. 3, §. 1 de receptis qui arbitrium receperiiut: „Tain- 
etsi neminem Praetur cogat arbitrium recipere, quoniam haec res libéra 
et soluta est et extra necessitatem jnrisdictionis posita, attamen, ubi 
semel quis in se receperit arbitrium, ad curam et sollicitudinem suam 
liane rem pertinere Praetor putat, non tantum quod studeret lites finiri, 
verum quoniam non deberent decipi, qui eum quasi viriim bonum dis- 
ceptatorem inter se elegerunt.“ 
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wâhren und keineswegs den Prozess wieder von Anfang an 
heginnen lassen.^ 

3. Verwandt mit der Anerkennung und der Begtinstigung 
der Schiedsgerichte ist die Institution der friedensrichter- 
lichen Vermittelung, welche in der Regel dem gericht- 
lichen Verfahren vorausgehen und zuerst einen Versuch machen 
soll, ob nicht der Streit in Minne zu schlichten sei, bevor 
der eigentlicbe Rechtsweg betreten wird; eine Institution, 
welche, wohl organisiert, sebr woblthâtig wirkt. Es ist ein 
wahres Sprichwort, dass ein magerer Vergleich besscr sei als ein 
fetter Prozess, und wenn man auch niemanden zwingen darf, 
von einem wirklichen Redite auch nur ein Jota nachzulassen, 
so darf man doch, ohne seinem Rechte zu nahe zu treten, 
jcden zur Prüfiing auffordern und zu einem Versuche ein- 
laden, ob nicht eine friedliche Verstândigung noch 
môglich sei. Gclingt dieselbe, so geschieht, auch wenn 
das Résultat dcrselben mit dem durch einen weitschichtigen 
Prozess mit juristischer Lupe zu ergründenden Rechtsurteil 
nicht vôllig übereinstimmen sollte, keinem Unrecht; und es 
werden den Parteien aile die Sorgen, Kosten und Missstim- 
mungen, die den Prozess als notwendige Uebel begleiten, er- 
spart, die Rechtsordnung auf friedliche Weise sofort wieder 
hergestellt und die offentlichen Gerichtc des Staates nicht 
weiter*belâstigt.^ 

2 Paul us, L. 19 pr. de rec.: „C^ialeni autem seiitentiam dicnt arlû- 
ter, ad Practorem non perlinerc Labeo ail, dummodo dicat, qnod ipsi 
videtur. §. 1. Dicere autem sententiam existimamus eum, qui ea mente 
«jiiid pronuntiat, -»it secinidum id discedere eos a tota controversia velit. 
Sed si de pluribus rebus sit arbitrium receptum, nisi omiies controver- 
sias finierit, non videtur dicta senlentia, sed adhuc erit a Praetore co- 
gendu8.“ 

3 Die geistreiche Schrift von Thering: „Der Kampf ums Recht‘‘ 
(zuerst Wien 1872) idealisiert diesen Kampf und verherrlicht die mann- 
lichen Tugenden, Avelche in der entschlossenen Beliauptung des Redites 
wider jedermann offenbar werden. Sie warnt aber nicht ebenso sorg- 
laltig vor der Untugend frivoler Streitsucht und bornierter Rechthaberei. 
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Wird die Vermitteluiig den ordentlicheii Gerichten selbst 
zugewiesen, so haben diese zwar den Vorteil einer genauereii 
Erkenntnis der Sachlage, die ihnen durch das Prozessverfahren 
klarer enthüllt wird, und zugleich einer gründlicheren Ein- 
sicht in die Natur des streitigeii Redites ftir sich. Aber 
dieser Vorteil wird durch andcre Nachteile dieser Einriclitung 
überwogen ; denn ein Teil der durch eine vorausgehende 
friedensrichterliche Vermittelung vermiedenen Uebel und ge- 
wohnlich sogar der grôsste Teil dieser Uebel ist daim schon 
eingetreten. Ausserdem aber pflcgen die Parteien durch die 
Verhandlungen des Prozesses nicht friedlicher gestimnit zu 
w’crden, sondern je mehr der Verdruss sich wiihrend desselben 
ansainmelt und je hôlier die Kosten steigen, desto weniger 
haben sie ein offenes Ohr für den Vergleich, es wâre denn. 
dass die Erschôpfung ihrer ermatteten Kràfte sie zum Nach- 
geben bestimmte, ein Gem<itszustand, der sicher nicht als 
eine normale Grundlage eines gerechten und wohlthàtigen 
Vergleiches betrachtct werden kann. Endlich ist es nicht die 
eigentliche Aufgabe des Richters, die Ausgleichung zu be- 
treibeii, sondern Recht zu sprechen, und wenn er jene mit 
Nachdruck versucht, riskiert er das Vertrauen der Parteien 
in seine Gerechtigkcit zu verlieren. 

Die Anordnung besondercr Friedensrichter, die 
nicht Recht zwischen den Parteien zu sprechen, sondern den 
Frieden zu vermitteln den Reruf haben, wic sie in Frank- 
reich eingeführt und dann vorzûglich in der Schweiz, au ch 
in einzelnen Landern von Deutschland'^*'' und in Portugal * 
nachgebildet worden ist, verdient daher eine allgemeine An- 

Das luiiiiane Idcal ist sicher nicht der Streit, sondern der Friede nnd die 
wohlwollcnde Rücksichtiiahme auf billige Ansprüche anderer. 

[3» Diese Fniiktion haben in Pr eus s en die Schiedsmanner. Siehe 
preussische Schiedsmaniisordnung voni 29. Màrz 1879.] 

4 Veri*., Art. 128: „Wenn inan niclit ziivor bewiesen hat, dass man 
das Vergleichsmittel versucht hat, kann man aiich Ueinen Prozess an- 
iangen.“ Art. 129. 
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erkennuiig iiiid eine noch sorgfàltigere Ausbildung. Voii 
grossem Einfluss ist es auf eine gedeihliche Wirksamkeit der 
Friedensrichter, wenn sic nicht als eigeiitliche besoldcte 
Beamte, nicht bloss als die unterste Klasse der gerichtliclien 
Beamtenordining angesehen und behandelt werden, sondern 
in hoherem Masse als Vertrauens- und Friedensmanner des 
Volkes, so dass angesehene Mâniier des Landes, welclie nicht 
gesonnen sind, dem eigentlichen Staatsdienste sicli zu widmen 
und in diesem emporzusteigen, sondern durch ihre Lcbens- 
erfahriing und ihre sociale Stellung in weiten Krcisen erhohte 
Achtung und Vertrauen geniessen, gerne solche Stellen über- 
nehmen und in ihnen wirken. Selbst der Aristokratie des 
Landes kaiin hier ein durchaus würdiger und zugleich 
populârer Wirkungskreis crofFnet werden, in welchem sie in 
freier Weise ihre moralische Autoritilt zur Befestigung des 
Friedens und des Ilechtes ausüben kann. 

4. Der Organisinus der Civilgerichte ist in verschiedenen 
Zeiten und miter versclHedenen Volkern sehr verschieden ge» 
ordnet werden. Den despotischen Staaten, besonders Asiens, 
ist das System von Einzclrichtern eigen, welche im Nainen 
und mit Vollmacht des Herrschers für sich allein zu Gericht 
sitzeii und Redit sprechen. Dieses System hat zwar den eineu 
Vorzug, dass der màchtige Richter jeden Streit unverzüglich 
entscheidet; aber es ist in ihm so viel Gewalt konzentriert, 
dass sie die eigeiitliche Natur der Rechtspflege überall ver- 
dorben und die Willkür an die âtelle der Gercclitigkeit ge- 
setzt hat.^ In den freieren europaischen Staaten wird für aile 
wichtigeren Sachen dièse Form mit Redit verworfen und nur 
in Bagatellsacheii und selbst da nicht ohne Zulassung von 
Rechtsbeschwerden gestattet. 

Auf dem europaischen Kontinente ist seit dem XV. Jahr- 
hiinderte das System der Richterkollegien zuin herr- 

5 Vgl . M O n t e s q U i e U , Esprit des lois V I . cli. 7. F e ii e r b a c li , Oellcnt- 
lichkril und Miindlichkcif, S. 3.77. 
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sclienden geworcleii, welche zugleich die Rcchtsordnuiig hand- 
haben und das Urteil sprechen. Je iiacli der besonderen 
Natur und Gescliichte der eiuzelnen Staaten werden dieselbeii 
in grosserer oder geringerer Anzahl von Mitgliedern von déni 
Staatshaupte ernannt oder in Republiken auch von den Ge- 
richtsgenossen gewalilt. In den einen sitzen nur rechtsgelehrte 
Richter, in den anderen sind diese mit ungelehrten Rittern, 
Bürgern oder Bauern gemischt. Gewohnlich aber liaben aile 
diese Ricliter den Cliarakter von Justizbeamten. 

Im Verglcich mit dem Institiite der Einzelrichter haben 
diese Kollegien jedenfalls grosse Vorzüge. Es ist weit grossere 
Garantie vorhanden, dass dieselben nicht nach Willkür, son- 
dern nach Reclitsgrundsatzcn sprechen, weil sich die Mit- 
gliedcr wechsclseitig kontrollieren und ihre Einsicht erganzen. 
Sie werden daher auch bei den Parteien mehr Vertrauen 
tinden. Es ist unverkennbai', dass in diesen Kollegien sich 
ein Gemeingeist ausgebildet liât, welcher durch die wissen- 
schaftliche Berufsbildung und die fortgesctzte gemeinsame 
Thâtigkeit in Verwaltung der Rechtsptlegc gehoben worden ist. 
Der Richterstand des neueren Europas bat ein lebhaftes Ge- 
fühl von Richterchre, welche die eiuzelnen Glieder des- 
selben moralisch stàrkt und vor Abwegen schützt. — Es 
ist das ein sorgfaltig zu bewahrendes Erbgut aus früherer 
Zeit. 

Dessenungeachtet leidet diese moderne Einrichtung an 
mancherlei Gebrechen, welche zu der Frage reizen, ob die- 
solbe nicht einer durchgreifenden Reform bedürfe. Die beideii 
innerlich verschiedenen Funktionen jedes Gerichtes, das Ur- 
teilen und das Richten im engeren Sinn, sind nach ihr beide 
den nâmlichen Personen zugleich anvertraut, wahrend jenc 
Verschiedenheit doch eine Ausscheidung auch in den Organen 
zu fordern scheint. Die sàmtlichen Richter, die zugleich 
Urteiler sind, haben den Charakter von Beamten, wahrend 
nur die Eigenschaft der Rechtshandhabung eine obrigkeit- 
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liche ist uiul daher ein Amt voraussetzt, die andere Thâtig- 
keit dagegen, die Urteilsfindung, keinerlei Machtàusserung 
ist, somit auch von Privatpersonen wohl geübt werden kann. 
Werden jene Richterkollegien ausschliesslich ans Rechts- 
gelehrten besetzt, so entsteht die Gefahr, dass das gelehrte 
Recht dem Volk iinverstandlich und der Zusammenhang mit 
der nie versiegenden Rechtsquelle des fortschreitenden Lebens 
und seines Verkehrs abgebrochen werde. Und werden die- 
selben, uni die volkstüinliche und gcmeinverstandliche Seite 
der Reclitsentwickelung zur Anerkennung zu bringen, aus 
Rechtsgelehrten und ungelehrten Richtern gemischt, so macht 
diese Mischung einen unorganischen Kindriick, und es lelirt 
die Krfahrung, dass gerade die ungelehrten Richter, welclie 
die Superioritiit der gelehrten Juristen fortwàhrend cmpfinden, 
durch die falsche Gleichstellung mit jenen gereizt werden, es 
jenen nicht bloss nachzumachen; sondern dieselben an For- 
malisinus zu tiberbieten, damit sie doch auch in den Ruf 
von Juristen koinmen. 'Die Halbheit und Schiefheit der Stel- 
lung unterstützt nicht, sondera gefiihrdet daher eher die Rück- 
sicht auf das materielle Recht. Ferner sind auch bei 
solcher beamtenniassigen Zusaramensetzung der Richterkolle- 
gien die Rekusationen der Richter schwieriger und beschrankter. 
Dadurch aber wird ein Haiiptgrundsatz der Civilrechtspflege, 
auf wel^hen die Ruiner den grossteii Nachdruck gelegt haben, 
nicht so berücksichtigt, wie er es verdiente, der Grundsatz 
namlich, dass iiur der urteilen soll, zu welchem beide Par- 
teien Vertrauen haben, dass er gerecht urteile.*’ hhidlich er- 
fordern diese Kollegialgerichte eine grosse Anzahl von Justiz- 
beamten, ziehen auch inittelinassige Krafte in den Amtsberuf, 
-erschweren eine würdige Ausstattung des Richterstandes mit 

Oicero pio Chientio c. 43: „Neminern volneniiit majores nostri 
lion modo de existimatione ciijnsquam, sCd ne peciiniaria quidem de re 
ininima esse judicem, nisi qui inter adversarios convenüsrt.^ De Oratore 
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ausreichender Besolduiig und belasten dennoch die Finanzen 
erheblich. 

5. Es ist daller wohl zu beachten, dass die Vôlker, welclie 
für eine gesunde Gerichtsverfassung vorztiglicli begabt er- 
scheineiî, ausser jenem Unterschied in den richterlichen Funk- 
tionen auch in dem Organismus eine demsclben entsprechende 
Scheidung der Organe gekannt haben und teilweise noch be- 
sitzen. 

a) Die alten Komer trennten geradezu das Verfahren 
in zwei Teile. Das eine fand in jure vor dem Magistrale 
statt, der von dem romischen Volke erwàhlt war, das Redit 
zu handhaben (jurisdictio), das andere ging in judicio vor 
dem Urteiler vor sich, der von dem Magistrale als Privat- 
mann den Auftrag bekam, zu urteilen. Der Magistrat war 
immer nur einer und seine Madit war gross, aber durdi 
die Sitte, die herkommlichén Edikte, durch die kurze Amts- 
dauer, durdi die Macht der anderen Magistrale und durch 
jene Trennung des Verfahrens in den Sdiranken des Rechts 
gehalten. Die Urteiler waren zuweilen melirere, in dem Cen- 
tumviralgeridit sogar ein zahlreiches Kollegium, in den meisten 
Fâllen aber auch nur ein einzelner Mann. Es ist nicht richtig, 
wenn man dem Magistrale den Entscheid über die Rechts - 
frage, dem Judex den über die Thatfrage zuschreibt. Der 
Judex hatte nicht bloss das Beweisfahren zu leiten und seine 
Ueberzeugung über die streitige Thatsache auszusprechen. 
sondern er erorterte auch den Rechtsstreit^ und sprach 
das Rechtsurteil ans. Von diesem gilt der rômische Rechts- 
satz: res judicata jus facit inter partes. Daher bedurfte auch 
er des Rates der Rechtsgelehrten, die er in schwierigen 
Fâllen befragte, und welche sowohl ihm als dem Magistrale, 
der auch nicht notwendig ein gelehrter Jurist war, willfàhrig 
beistaiiden, an deren Meinung aber weder der eine noch der 
andere gebunden war. Der Magistrat aber sprach die Grund- 
sàtze, nach welchen er das Recht handhaben werde, zuvor 
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im allgemeineii in seinem Edikte ans und erteilte daim dem 
Urteiler eine diesen beschrànkende und massgebende, auf 
den einzelnen Streit angepasste Instruktion, welche 
derselbe bei der Verhandlung und Beurteilung beachten musste. 

Nur aus dieser Trennung des Verfahrens erklârt es sich, 
wie in der Weltstadt Rom ein einziger Prator wahrend Jalir- 
Inmderten genügen konnte, um die ganze Masse ihrer bürger- 
lichen Prozesse zu leiten — eine Erscheinung, die nur darin 
ihre Parallèle findet, dass in England aucli zwolf Oberrichter 
dor Masse von Prozessen des Konigreichs, welche zu ihrer 
Kognition kommen, gewachsen sind. 

Diese romische Einrichtung würde indessen zu unseren 
modernen Zustânden nicht mehr passen. Unsere Rechtskultur 
macht es durchaus notig, dass die Magistrate, welche das 
Recht handhaben sollen, wissenschaftlich gebildete 
Juristen seien und nicht bloss zu Aiifang, sondern wahrend 
des ganzen Prozes^verfahrens aile Verhandlungen 
leiten. Vergeblich würden sich bei uns Magistrate und Ur- 
teiler nach einem Konsilium von Juristen umsehen, welche 
ihnen freie Beihilfe leisteten. 

b) Audi das germanischc Mittelalter unterschied 
überall zwischen dem Ri ch ter, welcher als Obrigkeit den 
Prozess leitete, und den Urteiler n (Schoffen), welche als 
Privatpei^oneii und Genossen der Parteien das Urteil fanden 
und auf Befragen des Richters aussprachen. Audi da war 
keine Trennpg des Redits und der Thatfrage. Die Verhand- 
lung bezog sich auf beide zugleich, und die Urteiler fanden 
das Redit.' Der Plintiiiss des Richters war aber viel geringer, 
als der des rümischen Magistrats. Er batte keine Rechts- 
vorschriften, keine Instruktionen zu geben, sondern beschrànkte 
sich durchaus auf die formelle Prozessleitung und die Fragen- 

ï Eine eigentümlichc Abweichung scheint in tlera scliwedisclien 
Uegensatze der urteil end en Richter und der zeugenden Nilmud 
zu liegen. Vgl. Dr. Sehlyter in Mitterniaiers Zeitschr. V, S. 4!>ü. 
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stellung an die Urteiler. Die Antwort dieser war eine freie 
Aeusserung ihrer Rechtstiberzeiigungen , ihres Wissens und 
Gewissens, und zuweilen verliessen die Schôffen den Ring des 
gehegten Gerichtes, woselbst der frageiide Richter ziirück- 
blieb, um sich unter einander im Abstand desto freier und 
ungestorter über das Urteil zii bedenkeii. Wie bei den 
Romern aber war die Teilnahme an der Justizübung durcli 
Urteil eine Bürgerpflicht, welche vorzüglicli auf den ange- 
sehenen und wohlhabenden Klassen der Bevolkerung ruhte, 
unter den Romern iminerhin aristokratischer, bei den Ger- 
manen mehr nach dem demokratischen Grundsatz der Gleich- 
heit mit den Parteien nàber bestimmt. 

c) Die englische Einrichtung der Geschwornen- 
gerichte auch für Civilprozesse, welche in Nordamerika 
noch eine allgemeine Anerkennung und fortschreitende An- 
wendung findet,^ unterscheidet wieder zwischen den Rich- 
tern als Staatsbeamten und den Geschwornen als Privat- 
mânnern. Die Einrichtung hat sich aus der alteren [fninki- 
schen] Gerichtsverfassung, aber in eigentümlichcr Weise schon 
sehr früh^ ausgebildct Nicht bloss die Leitiing des Prozess- 
ganges, sondern auch die Offenbarung und Vcrtretung 
der Rechtsgrundsàtze, die Jurisprudenz im vollsteii 
Sinne des Wortes ist nun aber in dem Richter konzeiitriert; 
und olfenbar entspricht dicse Ordnung, welche gewissermassen 
die ganze Autoritât des Rechts in den durch ihre Aus- 
bildung, ihren Lebensberuf und ihre Stellung dazu vorzugs- 
weise geeigneten und befahigten Magistraten vereinigt, teils 

^ Auch in Portugal Vert’., Art. 118. 

« Nach Bieiier (in Mitterm. Zeitschr. XIX, S. 165) ist die Jury 
im Civilprozess zuerst zwischen 1164 und 1176 an die Stelle des gerichl- 
lichen Zweikampfes getreteii. [Die Entstehung und Ausbildung der 
Schwurgerichte aus dem dem frankischeii Reichsrecht eigeiitünilichen 
Beweismittel der in(|uisitio in dem norinannisch-englischen Redite ist 
zuerst nachgewiesen worden von H. Brunner, Die Entstehung der 
Schwurgerichte 187*2. j 



B34 


Fünftes Buch. Vora Gericht. 


deii Kulturbedürfnissoii unserer Zeit, teils der wahren Idée 
von der Gerichtsbarkeit. 

Man bat sich auf dem europâischen Kontinent daran ge- 
wôhnt, bei dieser Geschwornenverfassung vorzugsweise auf die 
Geschwonien zu sehen. Die Stellung und Haltung der Richter 
ist aber viel einflussreicher und entscheidender ftir den Gang 
des Verfahrens als die Teilnabme der Geschwornen. Die 
Autoritàt der Richter hait das Ganze zusammen und leitet 
fortwahrend die Geschwornen. Da es nur sehr wenige Richter 
gibt und ihre àussere Stellung eine erhabene ist, so gelangen 
nur sülche wissenschaftlich gebildete Mânner zu der Würde, 
welche schon vorher durch ihre Gerichtspraxis als Anwalte 
eineii ausgezeichneten Namen und eine ungewôhnliche Ge- 
schàftskunde erworben haben. Sie Iciten zwar als Einzel- 
richter die Assisen, wenn auch nicht ohne Beihilfe, aber 
da sie hinwieder Mitglieder des hâmlichen Gerichtshofes sind, 
der als Appellationsgc^richt urteilt, so sind sie unter sich in 
steter Verbindung, teilen sich wechselseitig ihre Erfahrungen 
und Entscheidungen mit, und halten so gemeinsam die Ein- 
heit und Gleichheit der Rechtsübung in dem ganzen 
Konigreiche fest. Es darf nach englischen Gesetzen nur der 
Richter die Assisen in der Grafschaft leiten, welcher nicht in 
derselben geboren noch wohnhaft ist.®® So erscheinen demi 
die Richter von Zeit zu Zeit in den Grafschaften als Ver- 
treter der staatlichen Gerechtigkeit, mit ail dem würdevollen 
Glanze des Staats, und mit der hohen Autoritàt geistiger 
Ueberlegenheit und charaktervoller Unparteilichkeit ausge- 
rüstet; und die Geschwornen wie die Parteien horchen mit 
Vertrauen und Ehrfurcht auf ihre Rede. 

Hat so die Jurisprudenz in den richterlichen Magistraten 
ein mâchtiges Organ gefunden, so gewàhren die wechselnden 
Geschwornen aus dem Volke, indem sie die mehr thatsâch- 

[Dîese Vorschrift des alteren Redîtes ist sdion 1739 aufgehoben 
Word en.] 
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liche Streitft’age beurteilen, deii Parteien die Garantie, dass 
über ihre Interessen nicht entschieden werde, ohne die Mei- 
nung derer zu horen, die ihresgleichen iind mit solchen Ver- 
hâltnissen aucli im tàglichen Lebeii vertraut sind. Dass die 
Geschwornen unparteiisch seien, dafür lâsst sich bei der 
reichen Auswahl viel leicliter sorgen, als wo feste Gerichts- 
kollegien iirteilen, und dafür wird auch durch die mannig- 
faltigeii Verwerfuiigsinittel (challenges) gesorgt, welche sowolil 
gegen eine ganze Gescliwornenliste als gegen einzelne Ge- 
schworne verstattet sind. Dass dieselben faliig seien, den 
Streit zu verstehen und zu beurteilen, dafür liegt teils in der 
richterlichen Leitung, teils in der Lebenserfahrung der Ge- 
schwornen hinreichende Bürgschaft. Sind besondere Sach- 
kenntnisse erforderlich , so wird durch die Modifikation der 
Specialjury geholfen. Die englischc Jurisprudenz hat bekannt- 
lich zwar eiiien herkoinmlichen Hang zum Formalisinus, 
aber dass die cnglische Rechtspflege trotzdem national und 
verstândlich geblieben ist, verdankt man vorzüglich der 
Teilnahme von Geschwornen. Und jener in neuester Zeit 
übrigens bedeutend ermassigtc Formalisinus ist keine Folge 
diescr Mitwirkung von Privatmânnern. Die Englander sehen 
daher in den Geschwornen eine der ruhmvollsten und festesten 
Sâuleii auch ihrer Privatfreiheit und ihres Privatrechtes. Von 
den Schôflfen des Mittelalters unterscheiden sie sich teils da- 
durch, dass sie nicht stàndig sind, eben deshalb in fort- 
wâhrender Verbindung mit dem Privatleben bleiben, und nicht 
zu einem Kollegium von Beamten werden, teils durch den 
Gegensatz zwischen Redits- und Thatfrage, indem die 
Geschwornen ihr Verdikt nur über diese erlassen,*^ wâhrend 
die SchôfFen auch das Rechtsurteil fâllten. 

10 Verf. voii Portugal, Art. 119: „I)ie Oesehworneri sprechen über 
den Thatbesiand, und die Richter wenden das Gesetz (nur dieses?) an.“ 
[Gneist, Engl. Kominunalverfassung (3. Auil.), 8. 178: „Das Urteils- 
gebiet der cnglischen Civiljury (question of facl) umfasst Fragen, welche 
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In Deutschland ist zur Zeit nocli die Meinung verbreitet, 
dass das Geschworneninstitut deslialb für unsere Civilrechts- 
pflege unbrauchbar wàre, weil die wissenschaftliclie Erkennt- 
nis unseres Privatreclites nui* dem moglich sei, ivelcher durch 
die Schule der rômischen und germanischen Jurizprudenz liin- 
durchgegangen ist. x\llein gerade die Ausscheidung der 
Rechts- und der Thatfrage, wie sie in Kngland geübt wird, 
und die Hinweisung auf die gelelirtc Autoritiit des Richters 
mit Bezug auf jene hebt die scheinbarc Scliwierigkeit voll- 
standig. Siclier ist es für die englisclien oder nordamerika- 
nischen Richter eine scliwerere Aufgabe. sich in den Qucllen 
ihres nationalen Reçûtes zureclit zii finden und das gaiize 
besteliende sehr verwickelte Rechtssystem zii übersehen, als 
es für uns ist, mit dem Système des gemeinen rômischen, 
deutschen und Partikularrechtes vertraut zu werden, und man 
bat nie gehort, dass jene Richtèr durch die Geschwornen an 
der Erfüllung ihrer Aufgabe gehindert worden seien. 

d) Ein neuer Weg ist durch die Bildung der Ilandels- 
gerichte [Kainmern für HandelssachenJ eroffnet worden, in- 
dem dieselben aus einem rechtsgelehrten Staatsrichter als 
Vorsitzer und Prozessleiter und aus ciner Mehrzahl von Kauf- 
leuten, die ein Ehrenamt üben, zusammengesetzt werden. 
Beide urteileii gemeinsam. ‘oa Diese Verbindung des staatlichen 
Berufsg^mtes mit bürgerlichen Ehrenamtern sichert der Rechts- 
wissenschaft den gebührenden Einfluss, und notigt sie. in 
Harmonie zu bleiben mit dem'^Rechtsverstandnis des Volkes. 
Es ist nicht unwahrscheinlich, dass dieselbe in der Zukunft 
noch weitere Anwendung finden wird auch auf andere bürger- 
liche Prozesse. 

nicht nach Rechlsrcgeln, sondern nach koiikreteii LebensverhaUiiisscn zu 
beurteileii siiid, wio die Glaiibwürdigkeit eiiies Zeiigen oder Sachver- 
standigen, die Hohe einer Entschâdigung u. dergl.“] 

W* [lu Deutschland kbniicn solche Kammeru fiir Handclssachen bei 
den Landgerichten gebildet werden, soweit ein Bedürtiiis hierzii vor- 
handen ist. Gerichtsverfassnngsgesetz, §. ItM), 109.] 
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G. Das altéré romische Recht wiisste so wenig von meli- 
reren Instanzen im Civilprozess als das altéré deutsche 
Recht. Die neuere Zeit dagegen betrachtet die wiederholte 
Prüfung und Kntscheidung des Rechtsstreites durcli eiii lioher 
gestelltes Appellationsgericht als ein Palladium des guten 
Redites. In Deutschland wurde sogar seit Jahrhuiiderten 
auf drei Instanzen ein verfassungsmâssiges Gewiclit go- 
legt.^^ Die Stellung der frülieren Reichsgerichte und ihr 
Verhàltnis zu den Unter- und Obergerichten der einzelneii 
Territorien erklart historisch diese Einriclitung, und man kann 
es begreifen, dass bei der schriftlichen Form der Prozessver- 
liandlung die Uebelstânde derselbeii weniger empfunden wur- 
den. Innere, in der Natur der Rechtspflege liogende Gründe 
dafür würden sie schwerlich rechtfertigeii. Wird das Princip 
der Mtindliclikeit durcligefülirt, so ist auch hierin eine durcli- 
greifende Aenderung notig.^^ 

In der Anordnung zweier Instanzen dagegen, ciner 
unteren und einer oberen, wird mit Recht eine der wirksamsten 
Garantien für eine gute Rechtspflege erkannt. Nicht nur ge- 

II ZîKîhariîi, I). St.-R. II, §.171. Nocli die* |doiitsi;ho Ruiidos- 
akle von 1815] forderte drei Instanzen in Art. 12. 

Vgl. G. Geib, Die Iletbrm des deiitschen Heclitslebens, S. 85. Ki* 
uiaclit mil Rcclil darauf aufmerksani , dass unter jouer Voraiissctziing 
auch die Aklenvcrscndung an die Spriichkollegien der FakiiUat en anl- 
hbreii musse, dass aber die wolilthalige Einwirkiiiig dieser auf die prak- 
tisclie Jurispriidonz in aridercr Form, vorzüglicli durcli Reolitsgutaclitcu 
uud Rechlsbelehrung, fortdauern konne, und einen erhohicn Aufschwung 
verdiene. lu der Tlial vvare eine starkere Releiligung der roclitsge- 
lehrten J\Iitglieder der Universitaten bei der gerichtliclieii Praxis für die 
Rrauclibarkeit der wissenschaftlichon Doktrin und für die Wissenscliafl- 
liclikeit der Praxis gleieh forderlieh. (In Deutsclilaiid bat das Gericlits- 
verfassungsgeselz von 1877 das Institut der Aktenversendung beseitigt. 
Nach der Civilprozessordnung (§. 472 ff., §. 507 ff.) ist gegen Endurteile, 
welehe die Amtsgeriehte erlassen, nur das Rechtsmittel der Berufung an 
das Landgerieht zulassig. Gegen Urteile, welehe die Landgerichte in 
erster Instanz erlassen, ist Berufung an das Oberlandesgericht iind gegen 
dessen Berulïingsurteil das Rechtsmittel der Révision an das Reichs- 
gericht zulassig. j 

niiintschli, allgemoines Staalsrechl. 0*2 
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wâhrt die Mogliclikeit einer erneuerten Prüfung durch das 
hoher gestellte Obergericht, welches den schon in erster Iii- 
stanz ans dem Rohen verarbciteten Prozess nochmals und nuu 
bequemer prüft, eine verstarkte Sicherheit für ein richtiges 
Endurteil, und daher auch den Parteien grôsseres Vertrauen 
in die Gtite der Rechtspflege, sondern es wirkt schon das Be- 
wusstsein dieser Moglichkeit auf die Glieder des Untergerichtes 
wohlthàtig ein, so dass sie weniger willkürlich und weniger 
nachlassig verfahren, als wenn sie vermeinen, in hochster 
Machtvollkominenheit iliren Spruch zu tliun. Dann aber muss 
in grôsseren Staaten, in welcben ein Obergericht für die 
Menge der appellablen Prozesse nicht ausreichen kann, durch 
einen Kassations- oder cinen Oberhof für die Einheit 
des Redits und seiner Forme n noch besonders gesorgt 
werden. Die franzbsische Einrichtung der Kassationshofe bat 
mit dem deûtschen Gedanken der Oberhofe das gemein, dass 
beide nur über Besphwerden wcgen rechtlicher Màngel der 
früheren Urteile entscheiden; sie unterscheiden sich aber da- 
durch, dass der erste das formwidrige Verfahren oder das 
rechtswidrige Urteil aufhebt und den Prozess zu neuer Be- 
urteilung zurückweist, wàhrend der Oberhof den richtigen 
Rechtssatz womôglich sofort durch Verbesserung des Urteiles 
zur Geltung briiigtJ^ 

Wo die Geschwornenverfassung auch für den Civilprozess 
besteht, da wird freilich die Appellation noch weit mehr zu 
beschrânken und vorzugsweise nur auf den Rechtsstreit, nicht 
auch auf die Thatfrage zu beziehen sein. Dass aber dann- 


13 [Die deutsche Civilprozessordnnng kennt nicht das Rechtsmittel 
der Kassaiion, sondern das der Révision, das, wie jeues, nnr anf die 
Verletznng eines Rechtssatzes gestützt werden kann, bei welchem aber 
das Revisionsgericht unter Aufhebiing des angelbchtenen Urteils ent- 
weder in der Sache selbst zu entscheiden. oder die Sache zur anderweiten 
Verhandlung und Entscheidung an das Berufungsgericht zurückziiver- 
weisen bat.] 
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zumal ein Obergericht für ailes genüge, beweist wieder das 
Beispiel von England. 


Viertes Kapitel. 

Die Strafrechtspflege. 

1. Wàhrend des Mittelalters fînden wir fast allenthalbeii 
iii dem romanischen und germanischen Europa eine drei- 
fache Abstufung der Gerichtsbarkeit, deren Unterlage 
in der ursprünglichen Landes- und Volkseinteilung der deut- 
schen Volker zu erkennen ist. Den Gauen, Huntari (Centenen) 
und Weilern (Gemeinden) entsprach schon in âltester Zeit 
eine dreifache Gliederung der Kriegs- und Gerichtsverfassung. 
Spâter unterschied man ebenso in Frankreich die juridiction 
haute ^ moyenne et basse ^ in Deutschland die ho lie und nie- 
dere (auch mittlere) Vogtei und die grundlierrliche oder 
Markgerichtsbarkeit. Diese Abstufung der Gerichte steht 
wieder in Verbindung mit einer dreifachen Unterscheidung 
strafbarer Rechtsverletzungen, und der verschiedenen Be- 
stimmung der gerichtlichen Kompetenzen. Die eigentlichen 
Friedensbrûche, welche den Frieden so von Grund aus 
zu erschüttern oder vielmehr zu brechen schienen, dass der 
Friedensbrecher verdi ente, ausser den Schutz des Friedens 
und des Rechtes gcsetzt und wie ein Feind verfolgt und ge- 
tôtet zu werden, die Verbrechen, die an den Leib und 
das Leben gingen, gehôrten zur Beurteilung und Bestrafung 
an die hôchsten Gerichte, denen unmittelbar von dem Kônige 
der Blutbann verliehen war. Frevel und Diebstahl da- 
gegen, welche zwar die Rechtsordnung auch ernstlich ver- 
letzten, aber nicht so brachen, dass nur die Vernichtung des 
Verbrechers den Bruch sühnen konnte, welche daher mit einer 
die Existenz schonenden Korper- oder Geldstrafe (an Haut 
und Haar) hinreichend gebtisst wurden, kamen an die Cent- 
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gerichtsbarkeit, d. h. die (mittlere) Vogtei im gewôhnlichen 
Sinne. Das war die regelmàssigc Strafgerichtsbarkeit jener 
Zeit. Einfache Ungebühr und ünordnung endlich von bloss 
lokaler Erbeblicbkeit wurde in den Lokalgericbten dcr 
Grundberren oder, wo sicb nocb freie Markgenossenscbaften 
erbalten batten, aucb in den Gemeindegericbten gerügt und 
gebüsst. 

Dièse Einteilung bat eine bleibende Bedeutung, obwobl 
sie für unserc jetzige liecbtsentwickelung einiger Modifikationen 
bedarf. Wir iinterscbeiden nocb zwischen Verbrccbeii, 
welche vor die Schwurgericbte, Verge b en, welcbe vor die 
inittlereii Kollegialgericbte , und P o 1 i z e i ti b e r t r e t u n g e n , 
welche vor die untersten Polizeigericbtc zur Beurteilung und 
Bestrafung kominenc Aber aus besonderen Gründen werden 
zuweilen einzelne Arten von Vergeben bald den Schwui'ge- 
richten, bald* den Polizeigerichtèn zugewiesen; die einen, weil 
man eine vermehrte «Garantie für eine sorgfâltigc und unbe- 
fangene Rcchtspflege zu erbalten suebt, die anderen, weil sie 
wegen ibrer Geringfügigkeit scbicklich den blossen Unord- 
nungen abnlich behandelt werden. 

Der Gegensatz aber der Vergeben (delicta, misdemea- 
nours) und der Verbrechen (crimina), dem gemeinen Ge- 
fühle der Volker schon wahrnehmbar, hait sicb inncrbalb des 
eigentlichen Gebietes der Strafgerichtsbarkeit und muss aucb 
in der Organisation der Rechtspflege Beachtung finden. Beide 
gehoren insofern zusammen, als dureb beide die ôifentlicbe 
Rechtsordnung selbst in ibren festen Verhiiltnissen verletzt 
und erscbüttert wird. Sie sind nicht blosses Civilunrecht, 
das durch einfache Wiederherstellung gut gemacht werden 
kann, niebt blosse Polizeiûbertretung, die eher im In- 
teresse der Ordnung als um der Gerechtigkeit willen geahndet 
wird, sondern die Majestàt der Gerechtigkeit selbst ist hier 
verletzt, und diese muss sicb in der Bestrafung des Schuldigen 
siegreich bewâhren. Aber sie unterscheiden sicb hinwieder 
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voneinander wie das gemeine und das besondere. Das Vor- 
brechen ist in gewissem Betracht ein qualifiziertes Ver- 
g eh en, qualiliziert, 

a) weil die vcrbrecherische Handluiig erschütteriid auf 
den ganzen Staat, nicht bloss auf einzelne Teile desselben 
einwirkt (der Hochverrat z. B. ist ein Verbrechen, die ein- 
fache Widersetzung gegen die Amtsgewalt kann als blesses 
Vergehen behandelt werden) ; odcr b) weil die aussergewohii- 
liche Gefàhrlichkeit und die sittliche Verworfenheit 
in der Art der verbrecherischen Haiidhing sich in ausgezeich- 
neteni Grade kundgibt (der Raub, der Diebstahl mit Einbruch, 
und die Notzucht z. B. sind Verbrechen, der gewohnliche 
Diebstahl dagegen, die Misshandlung ohne schwere Folgen, 
der Betrug konnen wohl in der Regel als Vergehen behandelt 
werden, ebenso aile strafbaren Handliingen aus blesser Fahr- 
lassigkeit); c) zuweilen auch, weil das Mass deî’ Schâdigung 
einèn ungewohnliehen Grad erreicht-, wie ja auch im Natur- 
leben das Wasser, wenn es auf einen gewissen Grad erhitzt 
wird, sich in Dampf verwandelt (z. B. Diebstalile, die einen 
liohen Betrag erreichen, werden zu Verbrechen). Die genauere 
Ausscheidung freilich hângt iminerhin ab von der besonderen 
liistorischcii Entwickelung und Gesetzgebung des nationalen 
Strafrechtes. Gewisse Strafarten, wie die Lebens- und I.eibes- 
strafen, die Ketten-, die Zuchthaiisstrafe, die Déportation, passen 
daher nur für Verbrechen und sind fûr Vergehen nicht an- 
wendbar, und haufig werden nur jene von den Schwurgerichten, 
diese auch von unteren Gerichten beurteilt.* 

1 Ueber die Zuiassigkeit und den Sinn des ücgensalzes wiirde Iriiher 
in Deutschland viel gesiritten, luid manche Jiiristcii luiben in der Ver- 
zweiflung, ein inneres Princip desselben zu finden, diesen Icdiglicli auf 
die Verschiedenheit der Strafandrohiingen gebaut, wie denn überhaupt 
die deutsclie Jurisprudeiiz lange Zeit den Begriff des Verbrechens sclbst 
auf die gesctzliche Strafaiidrohung begründet hat. Indessen ist diese, 
wie die Strafe, offenbar Folge, nicht Grand so wie der Verbrechen und 
Vergehen selbsi, so aucli ihres Unterschiedes. 
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2. Der Idee der Strafgerîchtsbarkeit entspricht die Ver- 
folgung und Anklage von Amts wegen durch eine offent- 
liche Behôrde,dieStaatsanwaltscliaft. Nicht das Privat- 
iiiteresse, noch der, wenn auch gerechte, Unwille des Ver- 
letzten darf in dem Vordergrunde erscheinen, sondern die 
staatlichc Gerechtigkeit soll hier schon ihre reine Macht in 
üffentlichem Interesse offenbaren. Der Strafprozess ist nicht 
ein Streit zweier Parteien, die sich auf gleichem Boden mit 
gleichen Waffen entgegentreten, sondern eine Entfaltung der 
verletzten Gerechtigkeit, welche dcn Verletzer zur Becheii- 
schaft zieht. Der Staatsanwalt hat daher auch nicht einseitig 
den Standpunkt der Partei festzuhalten, keineswegs nur die 
Momente des Verdachtes und der Schukl hervorzuheben, son- 
dern auch die Grtinde für die Unschuld oder für die Milde- 
rung der Schuld zu erwagen und zu herücksichtigen. Er darf 
so wenig leidenschaftlich (parteiisch) handeln als derRichter ; 
und nur insofern ist seine Stellung eine weniger unbefangene 
als die des Richters, als er vorzugsweise mit der Anklage 
beauftragt und im Namen der Gerechtigkeit vorerst den Streit 
mit dem Angeklagten zu führen genotigt, also immerhin eine 
Prozesspartei ist. Aus diesem Grunde ist es denn auch 
besser, die Staatsanwaltschaft als ein besonderes, von dem 
eigentlichen Gerichte getrenntes Organ zu konstituieren , als 
wie d^s wohl im Mittelalter hier und da geschehen ist, ein- 
zelnen Richtern selbst die ôffentliche Anklage zu übertragen. 

Einzelne Keimc zu der Eihführuiig der Staatsanwaltschaft 
lassen sich in manchen mittelalterlichen Einrichtungen ent- 
decken, so in den Nachgàngern und Nachrichtern ein- 
zelner deutscher Reichsstàdte,'^ in den Kronvogten (Kro- 
nofogdar) von Schweden,^ welche auch bei der Vorunter- 
suchung des Richters thàtig sind, in den franzôsischen 
procureurs du roi^ welche ursprünglich gerichtlichc Vertreter 

Vgl. Bluntschli, Zürcherische Rechtsgeschichte I, S. 405. 

3 Zienissen in jMittermaiers Zeitschrift XII, S. 331. 
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der koniglichen Domanialinteressen, den rômischeii advocati 
fisci àbnlicli, dann auch in den Fâllen als (iffentliclie Anklàger 
fungierten/* in denen es an einein Privatklager felilte. Das 
Verdienst aber, dieses wiclitige Institut ausgebildet zu baben, 
gebôrt Frankreicb an. Napoléon!, scbuf zuerst das Amt 
der Generalprokuratoren, welcbe als offentlicbe Ankliiger 
mit dem Justizministerium verbunden und denen cine Anzabl 
von Generaladvokaten iintergeordnet wurden. Die fran- 
zôsiscbe Einricbtung ist sodann in vielen anderen Staaten 
nacbgebildet worden, oft mit Vermeidung des franzosiscben 
Feblers, welcber die Macbt der Staatsanwiilte zu sebr und 
sogar den Gericbten gegenüber crboben bat. 

Die Staatsanwaltscbaft gliedert sicb nacb den Stufen der 
Gericbtsverfassung, so jedocb, dass immer nur individuelle 
Aemter, keine Kollegien bestcllt werden und binwicder den 
individuellen OberstaatsanwaUen untergeordnet sind. Das Amt 
ist wesentlich Justizamt, vveil zur Recbtspflege gebôrig und 
daber der Oberaufsicbt des Justizministeriums unterworfen, 
nicbt zugleicb dem Ministerium des Innern. Die Doppel- 
beziebiing würde Verwirrung und Scbwanken zur Folge baben. 
Wobl aber muss die gerichtlicbe Polizei den Staatsanwalten 
jederzeit den erforderlicben Beistand leisten, wenn es nôtig 
wird, vorlaufig zu untersuchen, ob ein Grund zu strafrecbt- 
licber Verfolgung vorliege und den Spuren des Tbaters nacb- 
zuforseben.® 

i ScliaiTiier, Franz. Rechtsgeachichtc 11, S. 43Ü IV. 

5 Gneist (Vier Frageii der deutscheii Strafprozessordriung. Berlin 
1874) betrachtet die Staatsanwalte wesentlich als Polizeibeain te und 
verlangt, dass sie zugleicli dem Ministerium des Inneron (inwielerii sie 
J^)lizeidirektoren der Gerichtspolizei sind) und der Jusliz (inwieferii sie 
bei der Organisation der Strafrechtspflege beteiligt sind) untergeordnet 
werden. Mir scheint diese Doppelstellung bedenklicli. VS'^enngleich vor 
der Anklage der Staatsanwalt polizeiliche Handlungen veranlasst und 
leitet, so ist doch sein Amt vorzugsweise zur Wahrung der Gerechtig- 
keit geschaffen, und es ware lür dasselbe schadlich, wenn der Gesiclits- 
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Die Durclifübruiig der Amtsklage als Regel, iniiulestens 
weiiii Verbrechen oder Vergehen zur Beurteilung und Be- 
.stiafung kommen, bat die Energie der Strafgericbtsbarkeit 
verstârkt und das Anseben der staatlicben Gerecbtigkeit er- 
bôbt. Aber es ist aucb die Gefabr des Amtsmissbraucbs ge- 
stiegcn. Der Einfluss der Parteiregierung kann die Verfolgung 
aucb heinmcn, wo die Partei das ntitzlich eracbtet. Daber 
bedarf es einer subsidâren offentlicben Klage, welcbe 
den Bürgern zum Scbutz des offentlicben Redites erôffnet 
wird, dainit aucb inacbtigc Verbrecher zur Recbenscbaft ge- 
zogen werden konnen. Nur wird man zugleicb Garantien 
schaffen inüssen gegen frivole oder boswillige, die Siclicrbeit 
der einzelnen und der Famile und das Anseben geachteter 
Personen krânkender Anklagen der Privatpersonen.^ 

3. Bei weitein allgeineiner als im Civilprozess, wcnigstens 
für die bobere Strafrecbtspflegcs ist das e ngli s c lie Institut 
der Scli wurger icbtc (Jury) über Amerika, sodann nach 
Frankreicb und ina'ncbc romaniscbe Lânder, in neuerer 
Zeit aucb über Deutscbland und die Scbweiz verbreitet 
worden. Bei der Ueberpflanzung auf fremden Boden bat das- 
selbc indessen vielfacb gelitten, und es wird nocb einc ge- 
raume Zeit andauern, bis es überall, wo es aufgenommen 
wurde, zu einem gesunden, den nationalen Verbaltnissen und 
tfcn Bedürfnissen einer gerecbten Justiz geinassen Wacbstunie 
berangèreift sein wird. 

Die Eigentûmlicbkeit des-^Scbwurgericbtes bestebt vor- 
iiebinlicb in zwei Dingen: 1) in der Trennung des Urteils 
in zwei Teile, in ein Urteil über die Tbatfrage, die davon 
unUisbare recbtlicbe Fragc der Scbuld oder Niclit- 

punkt der Zweckiiiassigkeit seincr Haiidlurigen der massgebeiide vviirde. 
Vgl. auch II ein Z e, Stralprozessualische Erorterungen, Leipzig 1875, S. 1, 
und besonders die Begr ii iid uiig des Entwurfes des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes für das Deutsche Reich. 1875. 

6 R. Gneist, Ueber die Privatanklage in den Verhandlnngen des 
deutsclien Juristentages 1875. |Vgl. oben S. 310, Note 5.] 
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schuld inbegriffen, und in ein Urteil über die Rechts- 
frage, d. h. die Anwendiing des Strafgesetzes und die Be- 
stiminuiig der Strafe; 2) in der entsprechenden Ausscheidung 
in dem Organismus des Gerichtes in der Art, dass über die 
ïhatfrage Manner aus dem Volke durch ihren Wahr- 
spruch iirteilen, die nicht gerade rechtskundig sein müssen, 
und dass aucli keine stàndigen Schoffen, sondern für die ein- 
zelnen Gerichtssitzungen wechselnde Geschworne bezeichnet 
werden, das Urteil über die Rechtsfrage dagegen den Ricli- 
terii als rechtskundigen und stàndigen Beamten zu- 
geteilt wird. 

Der gedeihliche Erfolg dieser Einrichtung hangt wieder 
vornehmlich davon ab, dass kein feindlicher Gegensatz zwi- 
schen Ricliter und Geschwornen bestehe, sondern beide Ele- 
mente zur Verwaltung der Gerechtigkeit zusammenwirken und 
dass daher die Ricliter, welche das Verfahren leiten, ihre 
geistige Ucberlegenheit durch die Art dieser Leitung bewâhren, 
und wedcr in foririeller Passivitiit verharren und so die Hand- 
habung der Gerechtigkeit zuni Spiel der Advokaten und ’zum 
Tummelplatz der Parteileidenschaft herabwürdigen lassen, noch 
im einseitigen Intéressé etwa der Verfolgung ungebührlich in 
den Widerstreit der Parteien eingreifen. Nicht das ist das 
Piincip des Geschwornenverfahrens , dass rechtsunkuiidige 
Manner besser zu urteilen verstehen als rcchtskundige, son- 
dern das, dass niir der wegen eines Vergehens eine Strafe 
erleiden soll, dessen Schuld dem schlichten Verstand und dem 
natürlichen Rechtsgefühl gewissenhafter Manner aus dem Volk 
klar geworden ist. Dem Richter ziemt daher die Rechts- 
belehrung, und ihm kommt auch die Aufrechthaltung der 
Würde der Gerechtigkeit zu. Der moralische Einfluss, den 
er so in seiner Stellung ausübt, darf nicht vernachlàssigt wer- 
den; er gibt dem ganzen Verfahren seinen ernsten Hait. Aber 
das kann er nur, wenn er nicht Partei nimmt, sondern un- 
befangen zwischen Anklàger und Verteidiger die Wage hait. 
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Aiisserdem ist die Art, wie die Geschwornenlisten gebildet 
werden, von hôchster Bedeutung. Mit Recht scheint mir von 
anderen hervorgehoben zu werden, dass nicht genug zwischen 
allgemeinen und speciellen Schwurgericbten’^ unterschie- 
den werde, obwohl die Keime auch dieser Unterscheidung in 
dem englischen Verfaliren sichtbar sind, Unter allgemeinen 
Schwurgerichten sind die zu verstehen, bei welchen die Ur- 
teiler keiner besonderen ausgezeicbneten Kenntnisse bedtirfen, 
uni zu einer sicheren eigenen Meinung zu gelangen und ein 
wahrhaftes Urteil zu fallen. Die meisten Strafprozesse ge- 
horen zu dieser Gattung. Die speciellen Schwurgerichte aber 
sind dann ein Bcdürfnis, wenn die Beiirteilung der Thatfrage 
und der Schuld ohne besondere Kenntnisse nicht oder nur 
schwer môglich ist. Für die erstere reicht die gewôbnliche 
Lebenserfahrung verstândiger Mânner, wie sie sich in den 
mittleren Volksklassen regelmàfesig vorfinden, vollkommen 
ans; besondere Kenntnisse aber, wie sic für die letztercn er- 
forderlich sind, k()nnen nur durch besondere Berufsbildung 
erlailgt werden; dalier sollten in solchen Fallen die Geschwor- 
nen auch nur aus den Kreisen genommen werden, welchc diese 
besitzen. Es gilt das sogar von den Prozessen, bei denen 
viele die Wahrheit dieser Bemerkiing am wenigsten zuzuge- 
stchen geneigt sind, von den Pressprozessen. Wâhreiul 
einfachç Bürger und Bauern yollkoinnien imstande sind, aus 
den vorgclegten Fhatsachcn, den Angaben der Zeugen und 
dem Verlialten des Angeklagten, ein sicheres Urteil sich zu 
bilden, ob dieser gestohleii oder einen Totschlag verübt habe, 
sind dieselben der Aufgabe, über Erzeugnisse der Litteratur 
und die Wendungen der Sprache richtig zu urteilen, in der 
Regel nicht gewachsen und nicht fahig, wenn der Angriff der 
Rechtsordnung nicht sehr plump ist, die feinen, die Spur des 

< P i n h e i r O , Ueber das Institut der Geschwornen in M i 1 1 e r m a i e r s 
Zeitschr. VIIl, S. 387 IT. lu anderen Bezielmngen dagegen kann ich seine 
Ansichten nicht teilen. 
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Vergehens verwischenden Wendungen und Rânke eines ge- 
schickten Verteidigers zu durchscliauen, oder die Freiheit der 
Meinungsâusserung auch da zu ehren, wo die Meinung der 
einzelnen der allgemeinen Meinung schrofî entgegentritt. Sie 
werden leicht irre in ihrem Urteil, leicht von ktinstlich her- 
vorgerufenen Eindrticken missleitet. Sie haben nicht die 
wissenschaftliche Sicherheit in sich, die allein vor Abwegen, 
sei os vor zu übertriebener Strenge, sei es vor falscber Nacb- 
sicbt und blosser Willkür zu bewabren verniag.^ 

In den meisten Staaten wird dem Lose ein Spielraum 
eroffnet bci der Bezeicbnung der Gescbwornen, und mit vollem 
Ilecht. Es kônnen kaum in anderer Weise die beiden ent- 
gegengesetzten Klippeii umgangen werden, welcbe das Institut 
zu verfalscben droben, nâmlicb ein überwiegender Einfluss 
der Regierung einerseits, welcber die abbângigen Gescbwornen 
um so eber zu einem Werkzeuge der Gewalt zu macben drobt, 
als sie nicbt wie die Ricbter durcb die Standesebre und die 
Wissenscbaft gehalten werden, und andercrseits die Volkswabl, 
die geeignet ist, die Gescbwornen zu Dienern der politiscben 
Parteien zu erniedrigen, und die Reinbeit der Recbtspflege 
durcb Parteilicbkeit zu beflecken.^ Die gerecbten Ansprücbe 
des Angeklagten, dass er von Gescbwornen beurteilt werde, 
welcbe sein Vertrauen verdienen, werden in genügendem Masse 
durcb das Rekusationsrecbt befriedigt. 

Desto notiger aber ist es, in zu fordernden Eigenscbaften 
der Gescbwornen ein Gegengewicbt für den Zufall des Loses 
zu sucben. Eine erbobte Selbstàndigkeit, wie sie obne einen 
soliden Hausbalt von der Mebrbeit der Menscben nicbt er- 

8 Fur Deutschlaiid habe ich den Vorschlag gemacht , das Schwiir- 
gericht in Pressprozessen mit solchen Personen zu besetzen, welche die 
Bildungsstufe der einjàhrigen Freiwilligen der Armee erreicht haben. 
Man ware daim eines saclikundigen und gerechteii Walirspriiches weit 
siclierer als gegenwartig, wo oft ganz iinfahige Gescliworne urteilen. 

9 Renaud in Mittermaiers Zeitschr. XIX, S. 173 ff., 198. C her- 
bu liez ebenda, S. 204 II.; dagegen Pinheiro a. a. O. 



348 


Fünftes Buch. Vom Gericht. 


wartet weiden kanii, uiul eine reife Lebenserfahruiig, wie sie 
in der Regel nui* mit dem vollen Mannesalter imd im Fami- 
lien- und Berufsleben gewonnen wird, sind die notwendigen 
Grundbedingungen ihrer Tauglichkeit zu wahrhafter und ge- 
rechter Beurteilung der Angeklagten. Das ist aber vor allen 
Dingen notig, stets im xVuge zu belialten, dass aucli das 
Schwurgericht eineAnstalt der Gereclitigkeit, und nicht 
ein Organ der Politik sei. 

Ein diesem Princip durchaus widcrstreitender Irrtum ist 
die sogenaniite „Allmacht“ der Geschwornen , die Meinung, 
dass die Geschwornen über dem Gesctz und dem Recht stehen 
und dieses nacli Willkür beugen oder eludieren dürfen. Die 
gaiize Justiz hat ledigiich die Aufgabe, die bestehende Rechts- 
ordnung zur Anerkcnnung zu bringen und die Gerechtigkeit 
zu verwalten. Der Eid der Geschwornen legt ihnen diese 
Pflicht ans Herz, und ohiie Gewissenhaftigkeit gibt es über- 
haupt kein wahres Gerjcht. Für die Praxis nicht minder bc- 
denklich ist ferner die durch das franzosischc Vcrfahren 
unterstützte Meinung, dass die Geschwornen keinerlei Beweis- 
regeln zu bcachten, sondern nur dem unklaren Gefûhl zu 
folgen haben. Zwar besteht allerdings ein Yorzug des Ge- 
schworncnverfahrens darin, dass der abstrakte Pedantismus 
der alteren strengen Beweistheorie, welche die gclehrten 
Richterkollegieu band, durch das freiere Urteil der Ge- 
schwornen durclîbrochen worden ist, und ûberall lehrt die 
Erfahrung, dass die Schuldigen dem scharfen Blicke der Ge- 
schwornen weniger leicht entgehen und haufiger verurteilt 
werden, als dies früherhin geschehen ist. Aber in dem Vater- 
lande des Geschworncninstituts, in England und Amerika, 
hat noch niemand es für überflüssig gehalten, dass auch der 
Beweis nach juristischen Grundsàtzen geregelt werde, m. a. W., 
dass man sich selber über die Gründe der Schuldigerklârung 
ins klare zu setzen habe. Dort wird vielmehr die Lehre 
vom Beweise (evidence) mit grosser Sorgfalt festgehalten, und 
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(lie Aufgabe des Richters ist os, auch in dieser Beziehiing 
die Geschwornen aiif diese Gründe aufmerksam zu inachen. 
Der Richter kann von sich ans nicht freisprechen noch ver- 
urteilen. Niemand soll verurteilt werden, dessen 
Schuld nicht auch dem einfachen Verstande der 
Geschwornen klar zu inachen ist, das ist ja der leitende 
Gedanke des Schwurgerichts. Aher kein innerer Gruiid hin- 
dert den Richter, der berufen ist, die Gerechtigkeit zu ver- 
walten, seine wissenschaftlich begründete Ansicht den Ge- 
schwornen zu ihrer sorgfàltigen Ueberlegung vorzutragen, und 
einen richtigen Wahrspruch durch weise Anleitung vorzube- 
reiten. Die Scheu vor einem ungebührlichcn Einfluss des 
Richters auf den Entscheid, der wir auf dem Kontinent viel- 
fach begegnen, ist der Tüchtigkeit des Instituts nichts weniger 
als erspriesslich , und es entspricht weder der Würde noch 
der Wahrheit der Gerechtigkeit, wenn dasselbe moglichst von 
dem Einflusse der rechtskundigen Richter abgelost und die 
zügellose Willktir der Geschwornen zum Princip desselben 
erhobcn wirdJ^ 

In zwei Beziehungen ausser dem früher schon erwâhnten 
Institute der Staatsanwaltschaft ist das Schwiirgcricht seit seiner 
Verpflanzung nach Europa verbessert worden. Fürs erste durcb 
Beseitigung der englischen Au kl âge jury (grand jury) und 
durch Ueberweisung der vorlâufigen Erkennung der Anklage 
an einen Anklagesenat, der ans rechtsgelehrten Richteru 
besteht. Sodann überhaupt darin, dass mehr und mehr das 
Princip der Verfolgung und Bestrafung des Verbrechers von 
Staats wegen durchgeführt wurde, im Gegensatz zu dem eng- 
lischen Verfahren, welches noch zu sehr von privatrechtlichen 
Rücksichten durchzogen ist. 


Uemerkungen darüber bei Geib, Reform des deiitschen 
Rechtslebcns, S. 135 ff. Viele Aufschlüsse gewàhreii Mil termaiers 
Erfahrungeri über die Wirksamkeit der Schwiirgerichte iii Europa und 
Amerika, Erlangeii 1866. 
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4. In neuester Zeit ist das deutsche Institut der 
Schoffen in neuer Gestalt wieder belebt worden. Es ist 
insofern mit dem Institut der Geschwornen verwandt, als das 
Schoffengericht wie das Schwurgericlit dafür sorgt, dass die 
Strafrechtspflege nicht einseitig von gelehrten Berufs- und 
Staatsrichtern verwaltet, sondern auch den nicht juristisch 
geschulten Laien eine Mitwirkung gesicliert werde. Beide 
Institute wollen die Volkstümlichkeit der Rechtspflege starken 
und den Rechtssinn in dem Volke bilden. Die beutigen 
Schoffen werdcn aus dcnselben Klassen der Gesellschaft (vor- 
züglich den Mittelklassen) genommen wie die Geschwornen. 
Sie sind ebenso wenig standig als diese und wechseln wie 
diese, je nach dem Los. 

Der Hauptunterschied besteht darin, dass das Schôffen- 
gericht die ïrennung des Verfahrens und der Thâtigkeit einer- 
seits der Berufsrichter, andererseits der Geschwornen verwirft, 
und beide zu gemeinsamer Thâtigkeit cinigt. Die Be- 
rufs- und Staatsrichter hclfen den Schoffen übcr den Beweis 
der streitigen Thatsachen urteilen, und die Schoffen helfen 
den Berufsrichtern über die Anwendung des Gesetzes urteilen 
und das Strafmass naher bestimmen. Bis jetzt hat man es 
aber in Deutschland nur auf den unteren Stufen der Straf- 
rechtspflege mit dem Schoffengericht versucht. Dem ein- 
zelneii* Amtsrichter wurden so bei Polizeivergehen einige 
Schoffen aus dem Volke beigeordnet. In diesem auch den 
unteren Schichten der Gesellschaft verstàndlichen Bereiche 
hat sich das Institut wohl bewàhrt und den Sinn für Ordnung 
gestârkt, die Polizcigerichtsbarkeit volkstümlicher gemacht. 
Ob dieselbe ebenso geeignet sei, das Schwurgericht zu ver- 
dràngen und zu ersetzen, darüber sind die Meinungen unter 
Juristen und Nichtjuristen noch sehr geteilt. Die Besorgnis, 
dass das Uebergewicht der gelehrten Richtcr hier zu gross 
und die Hauptvorzûge der Schwurgerichte deshalb gefâhrdet 
würden, ist zur Zeit noch vielfaltig wahrzunehmen. Auch die 
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Reichsregierung verzichtete daher einstweilen auf die Durch- 
ftihrung einer so einschneidenden Reform.^^ 

Die neue Gerichtsverfassung des Deutschen Reichs voiii 
Jahre 1877 ist daher nicht in harmonischem Stil entworfen. 
In dem untersten Stockwerk, der Polizeigerichtsbarkeit, liât 
das Schôffengericht, in dem mittleren Stockwerk der gewohn- 
lichen Strafgerichtsbarkeit über Vergehen hat das gelehrte 
Kollegialgericht, in dem obersten Stockwerk über Verbrechen 
das Schwurgericht zu richten. Diese Einrichtung bestand 
bereits in manchen deutschen Staaten. Hoffentlich wird die- 
selbe bald verbessert und das Schôffengericht auch in der 
mittleren Stiife eingeführt. 


Fünftes Kapitel. 

Die Verwaltiingsrechtspflege. 

Auch über offentliches Recht kann Streit entstehcn 
und muss dieser Streit durch eine staatliche Autoritât ent- 
schieden werden. Vielleicht erfüllt die Zukunft das Idéal 
offentlich-rechtlicher Gerichtshofe für aile Streitig- 
keiten über offentliches RechtJ In der Gegenwart kennen 
wir solche Gericlite iiur in sehr beschranktem Umfang. Die 
meisten und gerade die wichtigsten Gebiete des offentlichen 
Rechts entbehren zur Zeit noch einer geordneten Rechtspfiege. 
Das gilt iiisbesondere: 

Il Denkschrift des preiissischen J ustizministeriurns über die 
Schoffengerichte, Berlin 1873. R. Gneist, üeber die Schôffengerichte in 
Vier Fragen, Berlin 1874. Begründung des Entwurfes eines Gerichts- 
verfassungsgesetzes, Berlin 1875. 

1 Bilhr (Der Rechtsstaat 1864) stellt diese Forderiing des Rechts- 
staates, aber für ihre Befriedigung fehlen noch die Bedingungen, und 
die von Bahr vorgeschlagene bloss formaJe juristische Losung genügt 
nicht. 
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a) von den vôlk errechtlichen Streitigkeiten. All- 
gemeine iind ordentliche volkerrechtliche Gerichtshôfe, 
welche die Rechtsstreitigkeiten souverâner Staateii nacli 
Rechtsgrundsâtzen entscheiden , gibt es heute noch nicht, 
wenngleich das Verlangeii nach einer solchen Rechtspflege, 
welche den Krieg, wenn nicht ganz entbehrlich machen, doch 
auf die seltensten Fâlle beschriinken würde [gercchtfertigt 
erscheint]. Nur in der Union der Yereinigten Staaten von 
Amerika gibt es für die Streitigkeiten zwischen den einzelnen 
unierten Staaten und ahnlich in der Schweiz für die Streitig- 
keiten unter den Kantonen einen Bundesgerichtshof. Eher 
sucht inan sich in der neueren Praxis mit den Schieds- 
gerichten zu behelfen. Die Schiedsgerichte setzen aber 
cine freiwilUge Uebereinkunft der Parteien voraus, die, wenn 
eininal ein Streit entzündet ist, mancherlei Schwicrigkeiten 
begegnet. Ain ehesten eignet sich das schiedsrichterliche 
Verfahren für Streitigl/eiten über Auslegung von Vertragen, 
okonomische Fragen , ceremonielle Grenzstreitigkeiten und 
dergleichen, nicht ebenso, wenn die Unabhangigkeit und 
Freiheit eines Staates in Frage ist.*^ Einen Anfang zu einer 
neuen Art i n t e r n a t i o n a 1 e r K o n s u 1 a r g e r i c h t e hat Aegypten 
mit Zustimmung der europaischen Miichte versucht. Sehr 
mangelhaft organisiert sind noch die Priseiigerichte der 
kriegführenden Staaten, welche ebenfalls das Yolkerrecht zu 
handhaben die Pflicht haben, deren Ziisaminensetziing aber 
dem Yerdacht der Parteilichkeit ausgesetzt ist.^ 

b) Die Souveranitatsfragen, namentlich auch die 

Vgl. A Pie rail t oui gli Arbitrati iiiternationali. Napoli 1872. 
Bulmeriiicq Art. Schiedsspruch in llol tzeiidorf i’s lleclitslexikoii. 
Das Reglement über schiedsricliterl. Verfahren des Instituts für Volker- 
recht (von G o 1 d s c h m i d t) , 1875. 

3 Vgl. Bluntschli, Das mod. Yolkerrecht, 1872, Bucli 7. [Institut 
de droit international, Commission des Prises maritimes, Rapport de 
M. Bulmeriiicq, 1880 (Sonderabdruek ans der Revue de droit inter- 
national X — XIll).] 
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dynastischen Ansprüche auf Landesherrschaft und Landesre- 
gierung werden nicht durch das Urteil eines Staatsgerichtshofes 
oder eines vôlkerrechtlichen Gericlitshofes, sondern durch den 
grôsseren, aber nicht formellen Prozess der Volkergeschichte 
entschieden. Wenn es der offenbaren Macht- und Pflichtübung 
gelingt, die Anerkennung des Volkes und seiner Organe zu 
erwerben, so wird dadurch auch die dauernde Notwendigkeit 
der Verhàltnisse, d. h. das Recht bewahrt und gehandhabt. 

c) Ebenso werden die streitigen Verfassungsfragen 
nicht durch gerichtliche Urteile, sondern durch den Ausgang 
der politischen Parteikàrapfe , durch die Verhandlungen der 
Regierung mit den Kammern, durch Gesetze und Dekrete ent- 
schieden. Nur in den Yereinigten Staaten von Ainerika übt 
das Bundesgericht übungsgemâss eine derartige Koinpetenz 
aus. Wie schwer es aber und teilweise wie unmoglich es 
auch da bei ernsten Zerwürfnissen der übrigen Gewalten im 
Staate für das Gericht wird, seinem Rechtsspruch Anerken- 
nung und Folge zu verschaifen, das zeigen die Erfahrungen 
wahrend des grossen Bürgerkrieges von 1861 — 65 und nach 
demselben. 

In allen bisher genannten Fragen übt noch iininer die 
Politik die entscheidende Macht aus, und für die Politik ist 
die Salus publica das oberste Gesetz. Allerdings ist das ein 
sehr unvollkominener Rechtszustand. Aber es warc^ noch 
schlimmer, wenn diese Fragen lediglich nach formell-legitimi- 
stischen Grundsâtzen entschieden würden. Eine naturgeinasse 
und die Bedürfnisse des fortschreitenden Volkerlebens beach- 
tende Reclitspflege müsste voraus von staatsmânnischem Geiste 
erfüllt sein. 

d) Auch innerhalb der Militarverwaltung und e) der 
Polizeiverwaltung werden unzâhligc Rechtsfragen endgültig 
von der Verwaltung entschieden, ohne dass eine Berufung 
an ein Gericht zulàssig ist Es sind das vorzüglich diejenigen 
Rechtsfragen, welche gelegentlich der militarischen oder 

Bluntschli, allgemeines Staatsrecht. 23 
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polizeilichen Amtsthàtigkeit aufsteigen, uiid daher 
mit den Zweckmâssigkeitsfragen eng verbunden sind. Ob die 
Truppen in Kriegszeiten den bürgerlichen Verkehr zu heinmen 
und eine Verbindung abzubrechen, ob sie ihre Geschütze auf 
Hauser zu richten haben, ob sie über Kornfelder hin mar- 
scliieren sollen u. s. f., das sind hauptsâchlicb militârisclie 
Fragen, aber sie haben zugleich ein Rechtselement in sich und 
sind auch Rechtsfragen. Ebenso bestimmt die Polizei mit 
Rücksiclit auf die offentliche Wohlfahrt, ob bei einer Feuers- 
brunst ein Haus wegzureissen, bei einer Epidémie Menschen 
abzusperrcn und Tiere abzusclilachten seien, undjauch das 
sind nicht ausscliliessliche Zweckmâssigkeitsfragen. Denn aile 
diese, auch die Rechtsverhàltnisse treffenden Massregeln setzen 
eine offentliche Notwendigkeit, beziehungsweise ein Gesetz 
voraus, durch welches die Polizeigewalt dazu berechtigt wird, 
d. h. sie sind auch Rechtsfragen. Ber Grund, weshalb hier 
der Verwaltung — ohne gerichtliclies Verfahren — gestattet 
werden muss, diese Fragen zu entscheiden, liegt offenbar in 
den Bedürfnissen des Staats und der Gesellschaft nach ent« 
scheidendem Ein- und Durchgreifen. Man fürchtet, dass die 
Militàrgewalt entmannt und die Polizeigewalt gelâhmt würde, 
wcnn darüber ein gerichtliclies Prozessverfahren eroffnet würde. 

Aber insofern Entschadigungsansprüche verletzter 
Privatên, oder die Verhàngung voii Polizeistrafen zur Beur- 
teilung koinmen, tritt hinwiejler die schützende Kompetenz 
der Civil- und der Strafgerichte ein. 

f) Eine sehr grosse Anzahl von offentlichen Rechtsstreitig- 
keiten gehort der Organisation und Unterordnung der 
Staatsbehorden und der offentlichen Aemter im weite- 
sten Sinne an und wird demnach je von diesen selber, je in 
ihrcm Geschàftsbereiche entschieden. Z. B. die einzelnen Wahl- 
streitigkeiten werden oft entweder von der übergeordneten Be- 
horde, welche die Wahl angeordnet hat, oder von dem Korper 
entschieden, in welchen gewàhlt wird, wie von den Kammern. 
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Die Kompetenzstreitigkeiten der unteren Aemter werden von 
den oberen erledigt ii. s. f. 

Im Gegensatze zu diesen Zweigen des offentlichen Rechts 
ist nach dem Vorgange Frankreichs in neuerer Zeit auch 
in den deutschen Staaten ein eigenttimliches Gebiet des 
Verwaltungsreclîts im engeren Sinne ausgeschieden und 
abgegrenzt und daftir eine besondere Verwaltungsrechts- 
pflege eingerichtet worden. Dasselbe umfasst voraus die- 
jenigen offentlichen Redite oder Pflichten, welche mit Beziig 
auf einzelne beteiligte Personen (Korperschaften oder Indi- 
viduen) eine relativ sclbstândige Gestalt und eine àhn- 
liche Konsistcnz wie Privatrechte erhalten haben und deshalb 
eines besonderen Rechtsschutzes bedürfen. Nur unter dieser 
Voraussetzung namlich gibt es Parteien im eigentlichen 
Sinne, deren Rechtsbehauptinjgen einander widerstreiten, und 
die in der Lage sind, einen Prozess vor Gericht miteinander 
durchzuführen. 

Freilich sind audi diese Redite keine Privatrechte und 
gchoreii daher nicht den einzelnen fur sich wider aile Welt 
zu; als offentliche Redite bleiben sie im Zusammenhang mit 
der Staatsordnung und daher auch abhaiigig vom Staat. Aber 
sie nâhern sich dadurch den Privatrechten, dass sie eine be- 
stimmte und dauernde Beziehung auf eine Eiiizelperson haben, 
und als S onde ne ch te dieser Person eiiier Verteidigung 
fahig sind. Dahin gehôren das Genieinde- und das Staats- 
bûrgerrecht, die Steuerpflicht, soweit sie nicht eine privat- 
rechtliche, sondern eine offentlich-rechtliche Begründung liât, 
die Auseinandersetzung der Gemarkung der Gemeinden, die 
Benutzung der offentlichen Wege, die offentlich-rechtliche 
Bau- und ünterhaltungspflicht von Strassen, für Schulen und 
Kirchen, die Pflicht zur üebernahme von offentlichen Aemtern, 
die Ausdehnung der militàrischen Dienstpflicht, die Notwen* 
digkeit der Gutsabtretung für das offentliche Wohl u. s. f. 

Bisher wurden die Grenzen di^eses Verwaltungsreclîts 
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meistens noch zu enge abgesteckt. Sein Gebiet ist einer be- 
deutenden Erweiterung fàhig und bedürftig. Aber nur all- 
màhlich gelingt es, dasselbe der Verwaltung abzuringen. 

Im Interesse einer guten Verwaltungsrechtspflege liegt es, 
dass dieselbe besonderen Gerichten übertragen und ein 
eigentümliches Prozessvcrfahren daftir angeordnet werde. Die 
Durchbildung des franzôsischen Verwaltungsrechts, welchcs 
durch grundsâtzliche Klarheit und Sicherheit sich sehr vorteil- 
haft von der Behandlung solcher Streitigkeiten in vielen 
anderen Lândern auszeiclinet, ist vornchmlich eine Folge dieser 
organisierten Einrichtung. Wenn die Verwaltung darüber ent- 
scheidet, wie heute noch in manchen deutschen Lândern, so 
sind die Garantien für den Rechtsschutz der beteiligten Korper- 
schaften und Privatpersonen ungenügend und hat die Verwal- 
tungswillkür zu freien Spielraupi. Wird aber die Beurteilung 
solcher Streitigkeiten den Civilgerichten übertragen, so ent- 
stcht die zwiefache Gefalir, dass dièse entweder nicht hin- 
reichend die offentlich-rechtliche Natur jener Verhàltnisse 
würdigen und durch juristischen Formalismus die offentlichen 
Interesseii schâdigen, oder dass sie das freiere Ermessen und 
die Berûcksichtigung auch der offentlichen Wohlfahrt, welchc 
bei solchen Prozessen uiientbehrlich sind, zum Schaden der 
Civilrechtspflege auch in die Behandlung der Civilprozesse 
übertragen.^ 

Audi für die Organisation der Verwaltungsgeri dite 
(eigentlicher: verwaltungsrechtliche Gerichte) ist eine Verbin- 
dung der Anits- und Berufselemente mit dem freien bürger- 
lichen Elément wohlthâtig, zumal in erster Instanz. In Frank- 
reich ist der Pràfekt Vorsitzender und die bürgerlichen 
Pràfekturràte sind Mitglieder des Gerichts.^ Im Gross- 

4 Ich habe midi darüber ausführlidier ausgesprodien teils in der 
kritisdien Vierteljahressdirift VI, S. 279 fF. , teils im deutsdien Staats* 
wbrterbiich, Art. Verwaltung. 

5 [Letztere Bemerkung beruht auf einem Irrtum. Die Pral'ckturrate 
sind in Frankreich berufsmâssige Slaatsbeamten.] 
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herzogtume B ad en urteilt ebenso der Bezirksamtmann 
zusammen mit den bürgerlichen Bezirksràten; in Preussen 
der mit obrigkeitlicher Autoritât ausgerüstete Landrat mit 
den bürgerlichen Mitgliedern des Kreisausschusses. Die obéré 
Instanz wird in Frankreich durch eine Abteilung des Staats- 
rates gebildet; in Baden besteht dafür ein besonderer Ver- 
waltungsgerichtshof; in Preussen ist 1875 ein geordneter 
Instanzenzug an die [Bezirksverwaltungsgerichte (Be- 
zirksausschüsse)], in hochster Instanz an das Oberverwal- 
tungsgericht eingeführt worden. Eine âhnliche Reform hat 
der ôsterreichische Reichstag in demselben Jahre be- 
schlossen. In Preussen hat vorzüglich Gneist, in Oesterreich 
der Minister Unger auf die Ausbildung solcher Verwaltungs- 
gerichte eingewirkt. 


Sechstes Kapitel. 

Die (ireiizen der (Tericlitsbcarkeit. Verwaltinigsstreitigkeiteii. 

Der neuere Staat legt auf die Sondcrung der Regicrung 
und Verwaltung von dem Gerichte und die ünabhangigkeit 
der letzten von den ersten einen hohen Wert. Um so wichtiger 
wird es daher, das Gebiet, in welchcm jene frei wirkt, von 
dem Gebiete der Justiz nach scharfem Princip objektiv aus- 
zuschciden. Dicses Bedürfnis wurde weder in dem antiken 
Staate, der mit dem imperium die jurisdictio unaufloslich ver- 
band, noch in dem Mittelalter, welches die Regierung wie ein 
Gericht behandelte, so lebhaft empfunden. Jene Ausschcidung 
ist indessen nicht so leicht, und es gibt allerdings einzelne 
Partien, in welchen die genaue Grenzbestimmung leicht Zweifel 
erregt, und daher auch von den einen die Linie so, von den 
anderen anders gezogen wird, Auch die verschiedene wissen- 
schaftliche und Berufsrichtung, welcher die Grenzscheider an- 
gehoren, ist von p]influss auf ihre Ansichten, und nicht ganz 
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leicht werden sich die Mànner der Justiz mit denen der Re- 
gieruiig verstàndigen. Die ersteren sind gewohnt, in ihrer Be- 
trachtungsweise von dem Rechtsgebiete des Individuums 
auszugehen, und jeden wirklichen oder venneintlichen Eingriff 
in dieses als eine Rechtsverletzung zu behandeln, gegen welche 
dem einzelnen der Rechtsschutz des Gerichtes gewâhrt werden 
müsse. Die letzteren, im Gegensatze zu jcnen, stellen sich auf 
die Seite des Staates und seines Rechtes, ailes das zu 
thun, was die offentliche Wohlfahrt erfordert, und sind geiieigt, 
in dem Widersprucli des einzelnen und in der Anrufung des 
gerichtlichen Schutzes eine Missaclitung der staatlichen Hoheit 
und ein unzulàssiges Hemmnis der staatlichen Maclit zu er- 
kennen. Die ersteren lieben es, in der Regel jede Streitig- 
keit über Redit als eine Justizsache zu betrachten, und 
nur einzelne Ausnalinisfillle dem Entscheide der Verwal- 
tungsstellen zuzugestehen.* Sie übcrsehen dabei, dass es nicht 
von der Willkür des Individuums abhângen darf, durch Be- 
streitung der Regierungsrechte dieselbon in ihrer Anwendung 
zu hemmen, und die Grenzen ihrer Wirksamkeit zu verengen, 
und dass das Gcbiet der Regierung, gleichviel ob der Streit 
in dasselbe hineingetragen wird oder nicht, ein ebenso nor- 
males ist, als das der Justiz. Die letzteren sind geneigt, schon 
darum, weil eine Regierungsbehôrde gehandelt hat oder der 
Staat Itei einem Streite beteiligt ist, den Vcrwaltungsstellen 
das aussclîliessUche Recht des Entscheides vorzubchalten, und 
auch da nur in Ausnahmsfalleii die Justiz anzuerkennen. 
Es handelt sich aber auf beiden Seiten nicht um Aus- 
nahmen, sondern um Regelgebiete, und das Princip für 
beiderlei objektive Gebiete kann nur erkannt werden, wenn 
man auf den Grundgedanken der Sonderung in dem Organis- 

1 Diese Ansicht ist in der Züricher Veriassung von 1831, §. 10, 
ausgesprochen : „Die Befugnis, Streitiges zu entscheiden, kommt aus- 
scliliesslich den ordentlichen Gerichten zn. Vorbehalten — was die Ver- 
fassung hinsichtlicli der Streitigkeiten im Verwaltungsfache festsetzt." 
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mus des Staates zurückgeht, und die wesentlich verschiedene 
Natur der Regierung und des Gerichtes selbst sich vergegen- 
wârtigt. In Frankreich kam der Gegensatz zwischen der ge- 
richtlichen und der Verwaltungskompetenz“in der Revolutions- 
zeit von 1789 zu principieller Erôrterung. Die früher geûbte 
Einmischung der gerichtlichen Paiiamente in die Verwaltungs- 
sphâre wurde danach uin so stôrender empfuiulen, als der 
Staat im Begriffe war, sich selbst von Grund aus umzuge- 
stalten, die ôffentliche Wohlfahrt zum hôchsten Rechtsprincip 
zu erheben und die ganze hergebrachte Rechtsordnung zu 
brechem Der gerichtlichen Anmassung folgte daher eine rück- 
sichtslose und übertriebene Zurückweisung von dem Stand- 
punkte der Révolution. Gesetzlich wurde im Jahr 1790 ver- 
ordnet: „Die Richter diirfen auf keine Weise die Handlungen 
der Vervvaltung storen noch die Verwaltungsbeamten wegeii 
ihrer Dienstverrichtungen vor sich laden. “ Von da aus wurdcii 
dann immer mehr Streitigkeiten, auch wahre Justizsachen der 
gerichtlichen Kompetenz entzogen und als Verwaltungssachen 
erklârt. Napoléon, durch die Hemmnissc der Justiz, wo er 
durcligreifen wollte, leicht gereizt, begûnstigte diese Richtung, 
und so wurde hinwieder das Gebiet der Verwaltungssphàre 
ungebtihrlich erstreckt. In Deutschland dagegen forderte 
die Autoritât der vorzugsweisc civilistisch gebildeten Juris- 
prudenz, soweit sic auf die Gesetzgebung und Praxis wirkte, 
die entgegengesetzte Richtung, und sie wurde in diesem 
Streben durch die Interessen der persônlichen Freiheit und 
Rechtsicherheit, welche in dem gerichtlichen Verfahren bessere 
Garantieri sahen, unterstützt. Das üebermass in dieser Rich- 
tung rief dann aber in einzelnen Gebietsteilen, wo die Staats- 
gewalt ihre Rechte doch nicht aufzugeben genôtigt werdeii 
konnte, einen um so willkürlicheren Gegendruck hervor, der 
die Früchte jenes Strebens wieder grossenteils zerstorte. 

Das leitende Princip der Verwaltung ist offenbar Erhal- 
tung und Forderung der ôffentlichen Wohlfahrt, das 
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des Gerichtes Verwaltung der staatlichen Gerechtig- 
keit über die Individuen im Staate (die Privatper- 
sonen). Die erstere geht in allen ihren Entschliessungen und 
Anordnungen immer vom Staate ans. Das letztere scbützt 
vorzugsweise die Privaten in ihrer individuellen Rechtssphàre 
(Privatrecht), und lasst das Individuum, das Unrecht vertibt 
bat, die strafende Gerechtigkeit des Staatcs empfinden (Straf- 
recht). Es bat daber immer eine wesentlicbe Beziebung auf 
die Privatpersonen. Dieser Gegensatz lâsst sicb aucb so 
ausdrücken: die Recbtsverbàltnisse des Staates gebôren der 
Staatsautoritat, die der Privatperson als solcber der Recbts- 
pfiege zu. In jenen darf das Moment der offentlicben Wobl- 
fabrt nie überseben werden; das hergebracbtc Recbt ist in der 
Regel nur eine Vorbcdingung und Scbranke, nicbt der 
Geist der Regierungstbatigkeit.^ Diese dürfen nur aus dem 
Standpunkt der Gerecbtigkeit beurteilt werden, eine Bei- 
miscbung der Rücksicbt auf die offentlicbe Woblfabrt wâre hier 
Verderben. Das aber ist die Verscbiedenbeit in der Natur des 
eigentlicben Staatsrecbts auf der einen und des Privât- 
und Strafrecbts auf der andercn Seite. Nur das eigentlicbe 
Verwaltungsrecbt (vgl. Kap. 5) bildet den Uebergang von dem 
einen in das andere Gebiet, insofern als bei der Beurteilung 
desselben die Rücksicbt auf die Recbtsform und das Gesetz 
in erster Linie stebt, aber aucb die Rücksicbt auf die offent- 
licbe Woblfabrt in zweiter Linie nicbt überseben werden darf; 
demi niemals kommt einem Individuum jus publicum zu im 
Widersprucb mit der res publica und zuni Verderben der 
salus publica. 

Die nabere Anwendung dieser Grundsàtze ergibt sicb in 
folgendem : 

1. Die Hobeitsrecbte des Staates selbst sind nicbt 
der gericbtlicben Kompetenz unterworfen, der Streit darüber 


i Vgl. Stahl, Staatsiehre II, S. 448. 
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ist vielmehr, insofern er überall zulâssig ist, auf dem Ver- 
waltungswege zu erledigen. Die Polizeigewalt, die Militâr- 
gewalt U. s. f. sind innerhalb der Sphâre ibrer amtlichen 
Thàtigkeifc durchaus unabhàngig von den Gerichten, und diese 
haben nicht über sie dieselbe Hoheit, wie über die Individuen. 
Die Regierung darf daher bei der Ausübung ibrer Funktionen 
nicht durch die Macht der Gericlite gehemmt werden. Ob 
ihre Anordnungen gerecht und notwendig seien, ob sie kom- 
petent und richtig handle, darûber bat sie ebenso selbstandig 
zu entscheiden, wie die Gerichte in ibrer Sphare. Würde die 
Bestreitung eines Individuums das àndern, und polizeiliche 
Vorkehrungen, militariscbe Massregeln auf dem Wege des 
gericlitlichen Prozesses aufheben, bezichungsweise auf Ver- 
besserung antragen kônnen, so würde die Autoritât der Re- 
gierung der der Gerichte auch in dem eigenstcn Gebiete jener 
untergeordnet, und die notwendige Macht derselben und der 
Erfolg ihrer Massregeln würden untergraben. 

a) Von jener Regel gibt es indessen eine wichtige Aus- 
iiahme. Die Frage nàmlich, ob ein Gericht und welches 
Gericht kornpetent sei, einen Streit zu entscheiden, ist 
augenscheinlich auch eine rein staatsrechtliche, nicht eine 
privatrechtliche, demi ihre Entscheidung beruht auf der Ver- 
fassung des Staats. Aber die Selbstandigkeit der Gerichte, 
ohne wclche die Yerwaltung der Gerechtigkeit undenjibar ist, 
erfordert es, dass dieselben auch unabhangig von den Ein- 
wirkungen der Regierung den Kreis der ihnen zugehorigen 
Amtssphàre festsetzen, und ihre Macht in derselben behaupten. 
Jede der beiden Gewalten steht darin der anderen gleich, 
dass sie ihr Gebiet nach eigener Erkenntnis abgrenzt. 

Daher sind denn auch in einzelnen Fallen Konflikte 
môglich über die Kompetenz. Die Regierung kann ihrerseits 
überzeugt sein, dass sie im einzelnen Falle von Staats wegen 
das Nôtige frei zu ordnen, und auch den Streit, der sich er- 
hoben hat, von sich aus zu erledigen befugt sei; und das 
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Gericht kann seinerseits die Ueberzeugung haben, dass dieser 
Streitfall nur auf dem Wege des Prozesses zu beurteilen sei: 
positive Kompetenzkonflikte; oder umgekehrt, Regie- 
rungsbehôrde und Gerichtsstelle kônnen in einem Specialfalle 
die eigene Kompetenz verneinen, und je der anderen die Er- 
ledigung zuweisen: négative Kompetenzkonflikte. 

In solchen Konflikten bat keine der beiden Gewalten eine 
hohere Autoritàt als die andere, denn jede von beiden bat 
die oberste auf ihrem Gebiete und nur auf ibrem Gebiete. 
Hier aber streiten sie sicb selber über die Grenzcn ibres Ge- 
bietes. Für die verfassungsmàssige Entscbeidung solcber Kon- 
flikte bedarf es daber aucb eines besonderen Organes in 
dem Staate, welcbes von dem hocbsten und unbefangenen 
Standpunkt aus den Zweifel lost. Die Stellung des G es et z- 
gebers eignet sicb, wenn der Entscbeid nicbt in massgeben- 
den Regelii (Gesetzen) für die Zukunft liegt, darum nicbt, 
weil in der Regel einzelne praktiscbe Bedürfnisse des Moments 
befriedigt werden sollen,> und grosse Versammlungen nicbt 
fàbig sind, derartige hâubg sebr verwickelte Recbtsfragen im 
einzelnen Falle zu untersucben und zu beurteilen. Das Staats- 
baupt, in welcbem aile Staatsgewalt in der Spitze ibre Ver- 
einigung und ibre Einbeit findet, ist zwar durcbaus geeignet 
und berufen, aucb diesen Konflikt zu lôsen; aber würde es 
aucb von den Ministern berateii werden, und ibrer Mit- 
wirkung bedürfen, so ware, da diese selbst der Regierungs- 
spbâre angeboren, der Entscbeid docb wieder in die Hand der 
einen streitenden Gewalt gelegt, und es ware bei solcbem 
üebergewicbte dieser Seite die Selbstândigkeit der Gericlite 
und die Unbefangenbeit der Lôsung des Konfliktes ein leeres 
Wort. Die Scbwierigkeit kann daber nur so wabrbaft übcr- 
wunden werden, dass der Entscbeid dem Staatsbaupt nacb 
dem Gutachten, sei es des Staatsrates — obne die Minister, 
welcber durcb seine bobe Erfabrung und seine der Bewegung 
der tàglichen Regierungssorgen entrûckte Stellung Garantie 
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fûr eiuen richtigen Entscheid in sich tragt, sei es einer be- 
sonderen, aus Staatsmànnern iind Jiiristen gemischten 
Behôrde, zugewiesen wird.^ 

b) Dagegen ist es nui* eine scheinbare Ausnahme von 
jenein Satze, wenii derFiskus genôtigt ist, seine Rechte vor 
den Gerichten zu verfolgen, denn der Fiskus ist die privât- 
rechtliche, nicht die offentliche Seite des Staates. Als 
Fiskus ist der Staat ein blosses Individuum, eine juristische 
Privatperson , den anderen gleich, und somit wie diese den 
Gerichten als Verwaltern der Gerechtigkeit imter-, nicht neben- 
geordnet. 

Nicht jede Vermogensforderung des Staates aber ist eine 
fiskalische (privatrechtliche). Die Steuern voraus, welche 
der Staat von den Unterthanen erhebt, betreffen zwar das 
Privatvermogen derselben, und haben im Gegensatze zu den 
gewôhnlichen politischen Rechten einen pekuniâren Wert und 
Gehalt. Aber der Staat legt die Steuern auf, nicht als ein 

à Früher war es der Btaatsrat iu Frankreich, der iiber Konllikte 
entschied. Die franz. Vcrf. v. 1848, Art. 89, ordnete cincn ans Mitglie- 
dern des Kassationshofs iind des Staatsrates gemischten Gerichtshof 
an. [Zii dieser Einrichtiing ist die Gesetzgebung der dritten Republik 
wieder zurückgekelirt. Gesetz vom 24. Mai 1872, Art. 25.] Die bel- 
gische Vcrf., Art. 100, überweist die Kontlikte dem Kassationshof ziir 
Entseheidung. [ 1 ii D e vi t s c h 1 a n d haben nach Ueichsrecht (Gerichtsver- 
lassungsgesetz, §. 17) die Gerichte griindsiitzlich die Funktirn, über 
ihre Zustandigkeit iiiid die ZAïlassigkeit des Rechtsweges endgültig 
zu entscheideii. Aber das Reichsgesetz hat es den Einzelstaaten über- 
lasseii, diirch die Landesgesetzgebung besondere Bcliorden einznsetzen 
ziir Entseheidung von Kompetenzkonflikteii zwischeii Gerichten und Ver- 
waltungsbehorden. Von dieser Befugnis haben die meisten Staaten Ge- 
brauch gemacht. Nach Reichsrecht muss aber die Halfte der Mitglieder 
dieser Behordeii dem Reichsgericht oder eiriem Oberlandesgericht ange- 
horen und aile Mitglieder kônnen nur miter denselben Voraussetzungen 
wie die Mitglieder des Reichsgerichts ihres Amtes enthoben werden. 
(Vgl. Preussen, Verordnung vom 1. August 1879; Bayern, Gesetz vom 
18. August 1879 u. s. w.) In Oesterreich hat nach dem Staatsgrund- 
gesetz vom 21. Dezember 1867 über Einsetzung eines Reichsgerichts, 
Art. 1, das Reichsgericht Kompetenzkonflikte zu entscheiden.j 
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Privatglàiibiger, sondern indem er seine rein staatliche Hoheit 
über die Privaten ausübt. Er steht diesen hier nicht als ein 
Gleicher, sondern als eine hôhere Macht gegenüber, der die 
Individuen unterthan sind, mit welcher sie nicht als Partei 
mit der Partei streiten kônnen. Die Fragen somit, ob eine 
Steuer rechtmâssig befohlen worden sei, ob gewisse Klassen 
von Personen steuerpflichtig seien oder nicht, ob bei dem 
Ansatze der Steuer diese oder jene Vermogensstûcke in Be- 
rechnung zu bringen seien, sind keine privatrechtliclien, son- 
dern offentlich-rechtliche Fragen und daher von der Verwal- 
tung oder besser von den Verwaltungsgerichten zu entscheiden. 
Auch kann zu besserem Schutze der Privaten, dass nicht ein 
willkürlicher und ungerechter Missbrauch von dem Be- 
steuerungsrechte gemacht werde, dafür gesorgt werden, dass 
schon bei der Anlage der Steuern die Mitwirkung einer Jury 
oder von Experten ans dem Vdlke zugezogen werde. 

In einer Beziehung indessen kann füglich auch die Steuer- 
frage als Civiljustizsache erkiârt und behandelt werden. Wenn 
niimlich das Princip der Steuer und die Grundsatze ihrer 
Erhebung nicht bestritten werden, wenn das Hoheitsrecht des 
Staates überall nicht in Frage steht, sondern nur dagegen 
Widerspruch erhobcn wird, dass die thatsâchlichen Voraus- 
setzungen im einzelnen Falle in der Person des Steuerpflicli- 
tigen ^irklich vorhanden seien, welche der Steuerforderung 
als privatrechtliche Unterlage zu Grunde liegen, z. B. 
wenn das Individuum, von welchem eine Steuer verlangt wird, 
behauptet, es besitze die Vermogensstûcke nicht, auf welche 
die Steuer verlegt worden, oder es habe nicht so viel Ver- 
mogen, als bei der Ansetzung der Steuer angenommen wor- 
den, ^ so ist es offenbar, dass hier eine privatrechtliche Frage 


^ Die Bestimniiing des preussisch en Landrechtes, Teil II, Tit. 14, 
§. 78: „üeber die Verbiiidliclikeit zur Entrichtung allgemeiner Anlagen, 
deiien sâmtliclie Einwohner des Staates, oder aile Mitglieder einer ge- 
wissen Klasse desselbeii iiach der bestehendeii Laiidesverfassung uiiter- 
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zur Beurteilung komiiit, und demgemàss haben denn auch, 
wenn auf die Natur der Dinge geachtet wird, die Gerichte 
darüber zu urteileii. Auch auf dieser Seite kann, damit nicht 
hinwieder die Stellung der Privateii missbraucht werde, um 
sich der Steuer zu entziehen, die der Staat kraft hoherer 
Autoritât auferlegt, ein eigenttimliches, die Ansprüchc des 
Staates sicherndes Verfaliren vorgeschrieben werden; aber die 
Frage selbst, ftir deren Beurteilung kein staatsrechtliches 
Moment zur Spraclic kommt, ist darum doch eine Justiz- 
sache. 

c) Audi die Verfügungeii der Polizei beziehen sicb 
hâufig auf das Privatrecht und beschrànken den freien Ge- 
brauch desselben in inannigfacher Hinsicht. Inwiefern hiebei 
die Polizei den Gesetzen gemàss verfaliren sei, ob sie die 
vorgeschriebenen Formen des Verfahrens beobachtet habc, ob 
der Inhalt ihrer Verfügung notwendig und gerecht sei, das 
ailes wird um jener Bezieliung willen nicht zur Justizfrage; 
und den Gerichten kann der Entscheid darüber nicht zu- 
stelien, da es sich hier wieder nur um Ausübung der poli- 
zeilichen Staatshoheit liandclt. Wenn dagegen die privat- 
rechtliche Unterlage des Polizeibefehls selber streitig ist, 
Z. B. die Polizei befiehlt einem Individuum als Hausbesitzer 
eine feuersgefahrliche Einrichtung zu entfernen oder für ge- 
horigen Wasserabfluss zu sorgen, und das Individuum bjstreitet 
seine Verpflichtung, nicht weil in solchen Dingen der Unter- 
than der Polizei nicht zu gehorchen habe, sondern weil er 

worfen sind, findet kein Prozess statt,“ und §. 79: „Belmuplet abej- 
Jcmand aus besoiideren Gründen die Befreiung von einer solchen Al»- 
gabe, oder behauptet er in der Bestimmung seines Anteiles über die 
Gebülir belastet zu sein, so soll er darüber rechtlicli gehbrt werden“ — 
verdient keinen Tadel. In dieser Bezieliung scheint mir Stahl (Staals- 
lehre II, S. 456), der sonst in dieser Lehre gesundere Gruiidsatze ver- 
teidigt, als viele Juristen, die Regierungsgewalt zu sehr auszudehnen, 
und auch manche neuere Steiiergesetze in verschiedenen Staaten die in 
der Natur liegende Schranke nicht sorgfaltig genug zu achten. 
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nicht Hausbesitzer sei, so hat diese Frage wieder eine rein 
privatrechtliche Natur und ist als Justizsache zu behandeln.^ 
d) Ebenso bezieht sich die Expropriation wieder auf 
(las Privatvermôgen; und auch diese Frage ist, soweit sie auf 
(1er Ausûbung eines staatlichen Hoheitsrechtes beruht, eine 
Regierungsfrage, und nur die damit in Zusammenhang stehende 
Entschàdigungsfrage eine Justizsache. 

5 Zacliariâ, D. Staatsreclit (erste Auflage) II, S. 175 macht iiach 
Pfeiffers und Mitterinaiers Vorgang das Goricht auch zum Wâcliter 
der l’orra el leu Gesetzmassigkeit der polizeilichen Verfiiguiig, und 
beliauptet, „es konne (ans dieseii und den ohigen Gründen) die Regie- 
rungssache z ur Justizsache werden.“ Diese Sprachwendung lassk 
den IiTluin in der Aufl’assiing deutlich erkennen. Es kann diircli die 
positive Gesetzgebung, was Regierungssaclie ist, als Justizsache erklârt 
werden. Es kann auch die Praxis die Natur beider in eiiizelnen Eallen 
verkennen und verwechseln, aber was Regicrungssache ist, das kann 
gerade, w’eil es das ist, nicht ohne éine innere Urawandlung der Natur 
zur Justizsache werden. Wolil konneri beide miteinander in Beziehung 
stehen, wie iii den obigen Beisxjielcn, aber da war von anfang an wie 
ira weiteren Verlauf der Dftige die eine Frage eine Begierungs-, die an- 
dere eine Justizsache. In der zweiten Auflage II, S. 101 ist der Aus- 
druck, aber nicht der Sinn verbessert. Wenn Zacharia einwirft, ich gebe 
keine Entschcidungsnorra über die Kollision zwischen ülïeiitlichem und 
Privatrecht, sondern verweise nur auf das Konlliktverfahren, so beruht 
dieser Eiiiwand auf einem Missverstândnis. Die Lbsung der Schwierig- 
keit wird immer dadurch voIJzogen, dass man ira einzeliien Fall das 
Elément des bffentlichcn Redites von dem privatrechtliclien sorgrâltig 
sondert,'^ und jenes als Verwaltungs-, beziehuiigsweise Verwaltungsge- 
richtssache, dieses als privatrechtliche Justizsache behandelt. Die Zweifel 
darüber inüssen aber, wenn Verwaltunj; und Verwaltungsgerichte einer- 
seits und Justiz andererseits verschicdene Ansichten habcn, durch ein 
Verfahren erledigt werden, dessen Autoritat sich beide Zweige fügen 
und das ist das Konlliktverfahren. Dass das offentliche Redit aber dem 
Privatrecht libergeordnet sei, so dass wo jenes nicht neben diesem be- 
stehen kann, dieses w'eichen iind sich modilicieren miiss, versteht sich 
ans dem Verhaltnis des Staates zu den Privaten von selbst. Wenn aber 
die Bestrafung von Polizeiübertretungen den Gcrichten zugewiesen ist, 
dann ist es natürlich auch Sache der Gerichtc, die Rcclitmassigkeit (Ge- 
setzmassigkeit) von Polizeiverordiiungeii oder Polizeibefehlen zu prüfen, 
und nur wenn ein Rechtsgebot übertrelen ist, die Strafe auszusprechen. 

<> Vgl. oben Bd. T. Biidi 111, Kap. 7. 
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2. Sind staatliche Hoheitsrechte an Privatper- 
son en zu eigenem Kechte verliehen worden, so haben sie 
dadurcli die Reinheit ihrer staatlichen Natiir verloren, und 
sind zu einem Bestandteile der individuelle!! Rechtssphâre 
geworden. Es ist dalier natürlicb, dass ein Rechtsstreit zwi- 
schen dieser Privatperson und einer anderen über den Umfang 
ihres Rechtes als Justizsache behandelt wird. Dahin ge- 
lioren vor allen die mancherlei Gerechtigkeiten und 
Gerechtsame, welche ans derRegalitât abgeleitet und zu 
Privatrecht von dem Staate verliehen worden sind; ferner aus- 
iialimsweise Befreiungen von der gewohnten Herrschaft 
des offentlichen Rechts, die von dem Staate einzelnen Privaten 
zugestanden worden sind, Immunitâten, Steuerfreiheit. 

Das Lehenssystcm des Mittelalters Hess, überhaupt offent- 
liches und Privatrecht mischend, derlei Entausserungen von 
Hoheitsrechten an Privaten in weit mannigfaltigerer Anwen- 
dung zu. Die neuere Zeit, schârfer trennend, zieht auch hier 
die Gestaltung reiner Privatrechte vor, so dass aile hoheit- 
lichen Elemente in der Hand des Staates selbst zurückbleiben, 
und nie Private auch ini Individualbesitze solcher sind. Es 
ist daher der Kreis der praktischen Anwendung jenes Satzes 
bedeutend verengert worden. 

3. Wie das Gebiet des eigentlichen Staatsrechts nicht der 
Justiz der Civilgerichte unterworfen ist, so ist dagcgen das 
gesamte Gebiet des Privatrechtes ebeuso die natürliche 
Amtssphâre der JustizJ Auf diesem Gebiete darf nur der 
Gerechtigkeit und nicht dem Willen des Staats die Entschei- 
dung in streitigen Fàllen überlassen werden, demi dieses Gebiet 
gehôrt als solches nicht dem Staate, sondern den Privaten an, 
und es ist nur die Aufgabe des Staates, sie in dem Genusse 
ihres Rechtes zu schützen. 

î Belgische Verl’., Art. 92: ,,Die Streitigkeiten, welche bürgerliche 
Rechte zum Gegenstaiide haben, gelioren ausschliesslich vor djeTribuTiale.“ 
Hollaiidische, Art. 148. 
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Ein Verhâltnis, in welchem die reine Natur des Privat- 
rechtes unzweideutig vorliegt und wo dennoch Bedenken eiit- 
stehen, bedarf nâherer Erwâgung. Aile Entschâdigungs- 
aiisprûche nâmlich, welche ein Individuum an ein anderes 
oder an den Fiskus stellt, sind, man mag auf ihre subjektive 
Beziehung oder auf ihren Inhalt sehen, reine Privatfor- 
derungen, und gehoren somit als solche immer zur Beur- 
teilung an das Civilgericht. Ob die Forderung gut oder 
schlecht begründet sei, das ist wohl für das Urteil, aber nicbt 
für die Frage der Kompetenz von Erheblichkeit. Wie aber 
nun, wenn der Fiskus mit einer Entschàdigungsklage belangt 
wird, weil der Staat einc unrechtinàssige Steuer erhoben habe, 
oder weil die Polizei willkürlicli den Gewerbsbetrieb eines 
Privaten gehemmt und ihm so Schaden zugefügt habe; oder 
wenn ein Individuum mit einer Entschàdigungsklage belangt 
wird, weil es als Beamter dem Klàger Unrecht gethan und 
seine Interessen verletzt habe? Wird nicht durch Bewahruiig 
der civilreclîtlichen Kompetenz mittelbar die Kompetenz der 
Regierung gefàhrdet, und auf einem Urawege wieder, was als 
Ausübung offentlicher Funktionen jener entzogen und dicser 
vorbehalten worden, dem Entscheide jener zugeführt? Es ist 
nicht zu leugnen, dass auf solchem Wege versucht werden 
kann, die naturgemàsse Kompetenzausscheidung zu verrücken, 
und manche Juristen sind auch geneigt, diese Versuche zu 
Gunsten der Privaten zu unterstützen und die gevichtlichc 
Kompetenz bei solcher Gelegenheit moglichst auszudehnen. 
Auf der anderen Seite ist aber auch ofter schon durch gesetz- 
lichc Bestinimungen oder durch das Konlliktverfahren die 
Civilgerichtsbarkeit in Fâllen gehemmt worden, wo sie nach 
der Natur der Dinge kompetent war. 

Nur die Beziehung, in welche hier reines Privatrecht zu 
reinem ôffentlichen Rechte gesetzt wird, der Kausalzusammen- 
hang, in welchem sie zu einander stehen, kann einige Schwie- 
rigkeit erzeugen. Dieselbe ist aber leicht zu losen, wenn 
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inan einfach dem Grundsatz treu verfàhrt, dass über jencs 
dem Civilgerichte, über dieses den Regieruiigsstellen der Ent- 
scheid gebührt. Der mit einer Schuldforderung belangte Fiskus 
muss immer vor dem Civilgerichte Rede stelien, auch wenii 
er in keiner Beziehung Schuidner des Klâgers ist, ebenso 
jeder Privatmann, auch wenn er zugleich Beamter ist. Wenn 
es dann aus den Verhandlungen des Prozesses klar wird — 
was in solchen Fâllen gewôhnlich leicht ersichtlich ist — , dass 
eine Yerletzung des Privatrechtes des Kliigers überall nicht 
vorliege, weil die Regierung oder der Beamte nur die dem 
Staate zustehende Herrschaft (Amtsgewalt) über die Einwohner 
ausgeübt habe, so wird die Klage sofort abzuweisen sein. 
Wenn aber dem Civilrichter das Gegenteil klar wird, dass 
der Beamte ausserhalb seiner amtlichen Kompetenz gehandelt 
und somit aus Dolus oder Guipa die Privatsphare des Klagers 
verletzt habe, so ist er befugt und verpflichtet, den Klâger in 
seinem gestorten Privatrechte zu schützen und ihm die ge- 
bührende Entschadigung zuzusprechen. Indem der Richter 
so urteilt, urteilt er immer nur über Civilrecht und von civil- 
rechtlicliem Standpunkte aus. Moglich ist es indessen, dass 
die Beurteilung der Frage, ob ein G i v i 1 u n r e c h t d a s e i , in 
Kontlikt gérât mit dem Entscheid über die Frage, ob ôffent- 
li elles Redit ausgeübt worden sci; und da muss es, 
wenn erst ein solcher Konflikt eiitstanden ist, auch Jer Re- 
gierung zustelien, ilire Kompetenz in dieser Rcgierungssache 
zu liandliabeii und zu vertreten, wie dem Gericlite die seinige 
in der Justizsache. Dann kann ein solcher Streit, der nicht 
mehr zwisclien den Parteieii jeiies Prozesses, sondern nun 
zwisclien Regierung und Gericht geführt wird, auf dem Wege 
des Konfiiktverfahrens ausgetragen werden. Die principielle 
Erledigung desselben aber ist wieder einfach. Die definitive 
Entscheidung über jene Regierungsfrage gebührt natürlich, 
wenn nicht in bestimniten Fâllen zu besonders wirksamer 
Abwehr von Amtsmissbrauch das Gesetz eine Ausnahme an- 

Bluntschli, allgemcines Staatsrecht. 
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ordnet, (1er Verwaltung oder der Verwaltungsrechtspflege, und 
(las Gericht, welchem dieselbe als Voraussetzung dient für die 
Beurteilung des Civilanspruchs, muss sich an jenc Entschei- 
dung halten. 

4. In der Regel stehen die staatlichen Rechte dem Staate 
’/Ax. Es gibt aber auch politische Rechte, welche den 
Individu en zukommen, und sogar solchc, welche nicht zu- 
gleich offentliche Pflichten, sondern Rechte sind, welche der 
freien Benutzung der Individuen anheimfallen. Es liegt so- 
mit hier eine stufenweise Annàherung an das Privat- 
recht vor. 

Von der ersteren Art sind z. B. die Pairsrechte, die 
Rechte der einzelnen Abgeordneten der Kammer, die Militâr- 
dienstpflicht, die Verpflichtung, ein Amt zu übernehmen ; von 
der letzteren die Stimmrechte der Urwàhler, die Wâhlbarkeit 
zu ôflfentlichen Aemtern, das Recht, eine Zeitung zu redigieren, 
das Recht, an politischen Vereinen teilzunehmen u. dgl. Je 
mehr in diesen Rechten der rein politische Charakter vor- 
herrscht, desto strenger wird an dem Princip festzuhalten 
sein, dass dieselben in den Bereich der eigentlichen Staats- 
gewalt gehoren. Wenn sie aber den Privatrechten nàher 
gerückt sind, so làsst sich begreifen, und es kohnen selbst 
politische Gründe, z. B. im Intéressé der Wahlfreiheit oder 
(lcr Pi^essfreiheit es wünschenswert inachen, dass dieselben 
unter den Schutz (1er Gerichte, am besten der Verwal- 
tiingsgerichte, gestellt werdelï. 

5. Ferner gibt es manchcrlei Institutionen und Rechte 
von gemischter Natur, welche gewissermassen mit dem 
einen Fuss auf privatrechtlichem Boden stehen, mit dem 
anderen das Gebiet des Staatsrechts betreten. Da bat denn 
eine genaue Ausscheidung der Regierungs- und der Gcrichts- 
sphàre Schwierigkeiten. 

Es gilt das vorzüglich: 

a) von den G em ein den und, seitdem dieselben mehr 
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als in àlteren Zeiten zu ôffentlichen Instituten geworden sind, 
in hôherem Masse noch von anderen ôffentlichen Korpo- 
rationen und Gen ossenschaften. Wenn Vermôgens- 
rechte, Eigentum, Forderungen, Schulden Gegenstand eiiies 
Rechtsstreits der Gemeinde, sei es mit Individuen oder mit 
dem Staate, sind, so haben dieselben gleich anderen Privaten 
auf gerichtlichen Schutz Anspruch, denn dann ist offenbar 
ihr Privatrecht in Frage. Dagegen ist schon die freie Dispo- 
sition über das Gemcindevermôgen , weil dasselbe ftir offeiit- 
liche Zwecke bestimmt ist, nicht ebenso eiiie reine Privat- 
angclegenheit, sondern es kommen die liücksichten der ôfïent- 
lichcn Wohlfahrt mit in Betracht und es dehiit sich die 
Aufsicht der llegierungsgewalt ordnend und in manchen Fàllen 
entscheidcnd darauf aus. So sind Streitigkeiten der Gemein- 
(len untereinander über den Umfang des Gemeindebanns und 
über die Unterhaltungspflicht von Brücken und Wegen, soweit 
nicht ausnahmsweise eine privatrechtliche Begründung vor- 
liegt, als Vcrwaltungs- oder eher als verwaltungsgerichtliche 
Sachen zu behandeln. Streitigkeiten zwischen der Mehrheit 
und Minderheit einer Gemeinde oder Korporation über die 
Gültigkeit von Beschlüssen sind, soweit die Staatsaufsicht 
reicht, Verwaltungs- oder Verwaltungsgerichts-, soweit die- 
selben sich innerhalb der freien Privatsphare bewegen, Civil- 
justizsache. Die Organisation endlich und die Begiündung 
und Auflosung der ôffentlichen Korporationen und sogar von 
reinen Privatkorporationen und Genossenschaften , insofern 
offentliche Interessen, wie z. B. bei Aktiengesellschaftcn die 
Rücksicht auf die Sicherheit des Kredits, in Berücksichtigung 
kommen, was freilich bei den letzteren nur ausnahmsweise 
der Fall ist, fallen wieder in den Bereich der Verwaltungs- 
oder der verwaltungsgerichtlichen Kompetenz, welche allein 
jene Rücksichten zu würdigen imstande ist. 

b) Die Stand es verhâltnisse feriier haben eine pri- 
vatreehtliche und eine offentliche Seite. Die Fragen freilich 
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ûber eheliche oder uneheliche Geburt, Paternitàt, 
Verwandtschaft, über Art und Grad derselben sind reine 
Justizsache, weil rein privatrechtlich. Die Frage über Indi- 
genat, Staatsbürgerrecht und Gemeindebürgcrrecht 
aber gehort vorzugsweise dem offentlichen Rechte an, und es 
ist daher richtiger, wenn sie nicht als blesse Folge der Frage 
über die eheliche Geburt erscheint, sie als Verwaltungs- oder 
verwaltungsgerichtliche Sache zu behandeln.® Wenn die ver- 
schiedenen Stànde, in die sicli das Volk teilt, noch eine 
hauptsâchlich privatrechtliche Bedeutung haben — in dem 
Mittelalter war das in hôherem Masse der Fall als gegen- 
wârtig — , so sind Streitfragen, ob ein Individuum diesem 
oder einem anderen Stande angehore, Justizsache, wie denn 
auch die üeberlieferung früherer Zeiten die gerichtliche Koni- 
petenz hier noch vielfach bewahrt hat. Wo dagegen die Be- 
ziehung der Stande zu der Staatsverfassung und dem Gebiete 
des offentlichen Ilechtcs wichtiger geworden ist, da sind auch 
solche Streitigkeitcn nach der Natur der Dinge eher als Ver- 
^valtungs- oder verwaltungsgerichtliche Sache zu behandeln. 
Krsteres gilt z. B. von der Qualitàt eines Kaufmanns, letzteres 
aber von der des Adels, insofern dieser zu ciner politischen 
Institution geworden und nicht zu einer blosscn Reminiscenz 
verblichen ist, die nur auf die personliche Stellung in der 
Privatgesellschaft einigen Einfluss hat. 

c) Die Gewerbsbefugnisse bezichen sich auf die Aus- 
übung eines Privatberufes untTden Privaterwerb und haben 
somit einen privatrechtlichen Gehalt. Aber soweit dieselbcn 
hinwieder nach Gründen des Gcmeinwohls verliehen und ge- 
ordnet werden, bleibt auch darüber der Entscheid der Ver- 
waltung oder des Verwaltungsgerichtes vorbehalten. 

8 So iii D e U t s c h 1 a n d jjewdlinlich. 1 )agegen B e l g i s c h e Vert',, 
Art. 93: „Die Streitigkeiteii, welche staatsbürgerliclie Rechie zuni Gegen- 
stand haben, gehbren vor die Tribunale, mil Vorbehalt der durch duH 
Gesetz bestimmten Aiisnahmen." 
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(1) Das Vormundschaftsrecht endlich hat wieder einc 
Doppelnatiir. Zunâchst dem Familien- imd daller dem Privat- 
rechte zugehorig, erscheint doch die VormuTidschaft auch als 
eine offentliche Pfiicht, und bei den wichtigsten Fragen, z. B. 
der Ernennung und Entlassung von Vormündern, der obrig- 
keitlichen Erlaubnis zu gewissen Recbtsgeschâften , der An- 
leitung für Stellung der Rechnung, der regelmâssigen Auf- 
sicht und Kontrolle der Verwaltung, handelt es sich doch nicht 
uni einfache Handhabung der Gerech tigkeit, sondern 
um offentliche S orge, welche innerhalb der Schranken des 
Rechts durch Gründe der Zweckmàssigkeit und Nützlichkeit 
geleitet wird und daher die Natur der Regierungssorge hat. 
Es beruht daher auf guten Gründen, wenn diese Seite in 
neuerer Zeit an Vormundschaftsbehôrden übertragen wird, die 
dem Organismus der Verwaltung angehôren. 

6. Der Gegensatz der strafrechtlichen Gerichts- 
barkeit und der sichernden Zucht der Polizeigewalt 
wurde oben® schon erôrtert. Die nahere Begrenzung beider 
Gebiete wird in neuerer Zeit gewôhnlich durch das Straf- 
gesetz bestimmt. 


y Bii(îh ni, Kap. 5. 



Sechstes Buch. 

Von der Kulturpflege des Staates. 


Erstes Kapitel. 

Verlialtnis des Staates ziir Religion. 

Religion und Kil’che sind zwei sehr verschiedenc, ob- 
wohl liàufig verwecliselte Begriffe. Die Religion ist die Ver- 
bindung des Meiisclien mit Gott, die Kirche ist die Gemeiii- 
schaft der Glâubigen zur Gottesverehrung. Das Wesen der 
Religion liegt in der unsichtbaren Einigung der menschlichen 
Seele mit Gott und in ihrer Erfüllung durch Gott, die Kirche 
aber is4 ein sichtbarer Organismus der Gemeinschaft, eine 
Anstalt zur Offenbarung und Reinigung des religiosen Lebcns. 

Dem Altertum war diese wichtige Unterscheidung noch 
niclit klar. In den ersten Jahrtausenden der Menschheit war 
das Gefühl der Abhàngigkeit der Menschen von Gott und den 
Gottern so überwâltigend , dass es gleichmâssig das ganze 
Volk umfasste und zuglcich den Staat und aile seine Insti- 
tutionen erfûllte und beherrschte. Zuerst regierten die Gôtter 
selbst, ihren Willen den Priestern offenbarend. Die Theo- 
kratie ist die Urform der âltesten Staaten. 

Spater wurde die Regierung Menschen zugeschrieben und 
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anvertraut, aber die Religion blieb Staatsreligion. Jeder 
Staat batte seine besonderen Gôtter, wie seine eigentûmliclien 
Einrichtungen und Gesetze, und um die Gotter der anderen 
Staaten küminerte er sich wenig. In jedem Staate war es 
Bürgerpflicht, die Staatsgotter iii der vorgeschriebenen Weise 
zii verehren. Nichtachtung derselben galt als Auflehnung 
gegen die Majestât des Staates und war ein Staatsverbréchen. 
Die von den Rômern besiegten Vôlker wurden genotigt, den 
Gôttern der Sieger zu huldigen; aber ihre nationalen Gotter 
wurden ihnen niclit genommen, so wenig als manche aiidere 
nationale Einrichtungen. In dem grossen Rômerreiche hâuften 
sich die Religionen wie die Vôlker, nebeneinander und eiii- 
ander duldend. Aber die Duldung war zunachst nicht fiir 
die Individuen, sondern für die Nationen gewahrt. Und über 
allen Gôttern erhaben thronte der Kapitolinische Jupiter. 

Erst|Christus brachte eiiŸa gründliche Umgestaltung dieser 
Vorstellungen. Christus lehrte nicht eine Religion, wie sie 
das rômische Reich oder der jûdische Staat vorgeschrieben 
hatten. Er war kein Priester und Verkündiger einer Staats- 
religion; er hatte auch wedcr Auftrag noch Vollmacht von 
dem Staate. „Ich komrne von Gott; ich bin nicht von mir 
selbst gekoramen, sondern er hat mich gesandt." »Wie midi 
mein Vater gelehret hat, so rede ich.“ So unmittelbar war 
er sich seiner gottlichen Mission, seiner Einheit mit Gott be- 
wusst, und so Gottes voll war sein Geist, dass er, wie keiii 
anderer Prophet es gewagt, getrost sagen konnte, nicht wie 
die anderen: »Der Herr spricht,“ sondern: „Wahrlich, ich 
sage euch“ etc. „Ich bin die Wahrheit und das Leben.“ 
Dieser Gott aber, von dem seine Seele erfüllt war, vollkommen, 
gauz und gar, war nicht mehr ein Nationalgott, wie auch der 
alte Jéhovah der Juden gewesen. Christus verehrte in dem 
ein en Gott, zii dem er betete, den allmachtigeii Schôpfer der 
Welt, den Vater aller Menschen. 

Die christliche Religion ist somit unabhângig 
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von (lem Staate und im Widerspruch mit dem bestehenden 
Staate alsOffenbarung eines gôttlichen Individuums in die 
Welt gekommen, imd sic bat, obwohl missachtet und verfolgt 
von dem Staate, die Gemüter ihrer ersten Bekenner ergriffcn 
und ihr Reich ausgebreitet. Der Stifter selbst war, „weil er 
Gott gelàstert habe,“ als ein Staatsverbrecher von dem jüdi- 
schen Senate verurteilt und hingerichtet worden. Viele seiner 
Jünger und Nachfolgei* büssten mit dem Leben ihren Wider- 
spruch gegen die herrschende Staatsreligion und starben für 
die Wahrheit ihres Glaubens den irdischen Tod, voiler Zuver- 
sicht des ewigen Lebens ihrer Seele. 

Aus diesen Erlebnissen mussten zwei Fundamentalsâtze 
von grosser Tragkraft den Christen offenbar werden: 1) Die 
Religion ist, wie nicht das Produkt des Staates, so auch in 
ihrem Wesen von dem Staate unabhangig. 2) Die Re- 
ligion erfüllt das Individuum mit gottlichem Geiste und 
verbindet die unsterbliche Seele mit Gott. Sie ist daher 
überall kein Verhàltnis des menschlichen Rechts, sondern 
gehort wesentlich dem ewigen und geistigen Reiche 
an, von dem Christus gesagt: „Es ist nicht von dieser 
Welt.^ 

Der erstere négative Satz fand frtiher allgemeines Ver- 
stândnis und Anerkennung als der zweite positive. Die 
christliche Kirche war seit ihrem Bestande immer geneigt, 
die Unabhângigkeit der Religion von dem Willen und dem 
Gebote des Staates zu behaupt^ und zu vertreten. Sie er- 
kannte dariii ausser der gôttlichen Wahrheit auch den festen 
Grund ihrer eigenen Selbstàndigkeit dem Staate gegen- 
über. Wenn es daher auch spâter noch ^Staatsreligionen^^ 
gab, so hatte das Wort doch einen anderen Sinn bekommen. 
Sie warkeine staatliche, keine nationale Religion mehr. 
Sie leitete auch ihre Wahrheit und Geltung nicht von dem 
Gesetze des Staates ab, sondern suchte und fand ihre innere 
Begründung in einer Offenbarung, die in keiner Beziehung 
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in dem Reiche der Staatsmacht lag noch liegen konnte. 
Staatsreligion konnte demgemàss nur noch bedeuten die von 
dem Staate als wahr erkannte und anerkannte Religion, 
die Religion, deren Gebot der Staat selbst sich unter- 
warf. Nicht weil der Staat sie gutgeheissen batte, galt sie, 
sie bedurfte der staatlichen Autoritât nicht, sondern umgekehrt, 
der Staat gehorchte der gôttlichen Autoritât, indem er sie 
auch als seine Religion bekannte. 

Nicht zu allen Zeiten ebenso günstig war die Kirche 
dem zweiten Satze, auf dem das Princip der sogenannten 
individuellen Gewissensfreiheit ruht. Vielmehr wenn 
das individuelle Bewusstsein in Glaubenssachen zu Zwiespalt 
kam mit ihrem gemeinsamen Bekenntnis, so nahm sie nicht 
selten das Schwert des Staates zu Hilfe und versuchte aile 
Qualen und Leiden der staatlichen Strafgerichtsbarkeit, um 
auch die unsterbliche Seele nach ihrem Willen zu zwingen. 
Dem Staate verstattete sie nicht, Herrschaft zu üben über 
ihren Glauben, aber sie selber übte wâhrend Jahrhunderten 
mit Mitteln der Staatsgewalt Herrschaft über den Glauben der 
Individiien. Es bedurfte grosser Erfahrungen und Kàmpfe, 
bis Staat und Kirche sich endlich davon überzeugten, dass 
ein solches Verfahren dem Grundprincip des Christentums 
zuwider sei. 

Herrschaft kann soniit der Staat gar keine an- 
sprechen, soweit das geistige Gebiet der Religion reicht. Aber 
damit allein ist das Rechtsverhàltnis des Staates zur Religion 
noch nicht bestimmt. Vielmehr ist dieses nach zwei Seiten 
hin noch nâher zu erwâgen und zwei Hauptfragen zu be- 
antworten : 

I. Wie ist das rechtliche Yerhâltnis des Staates zu dem 
religiôsen Leben der Individuen? 

II. Wie ist sein Yerhâltnis zu dem Dasein und Leben 
der religiôsen Gemeinschaften, Kirchen und Sekten? 
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Zweites Kapitel. 

I. Der Scliutz der individuellen Religionsfreiheit. 

Bekenntniâfreiheit. 

1. Das religiôse Leben der Seele ist wie ailes innere 
Geistes- und Gemütslebeii des Menschen dem raenschlicheii 
Rechte eiitzogeii und der Herrschaft des Staates nicht unter- 
thaii. Die Unabhângigkeit derselben vom Staate versteht sicli 
schoii deshalb von selbst, weil dieser nicht in die Seele hinein- 
sieht, noch eine Macht bat über ihre Gedanken und Gefülile. 
Sein Gebiet ist ein sichtbarcs, seine Ordnung eine leibliche. 
Das rcligiüse Leben des Individuums kann in den Bereich des 
mensclilichen Redites erst dann kommen, wenn es sich 
üusserlich kundgibt.j Die religiôse Freiheit oder die 
Gewissensfreiheitist somit nicht ein Erzeugnis der mensch- 
lichen Rechtsentwickelung und, wenn wir auf das Wesen seheii, 
überall kein (menschliclier) Rechtsbegrilf. Sie ist von Gott 
in die menschliche Seele gepdanzt und Gott hat sich vorbe- 
halten auf unsichtbaren Wegen die Seele zu ergreifen und 
zu erfüllen, und so auch ihr unsichtbare Wege zu sich cr- 
ôffnet. Die Freiheit, die er ihr gegeben und vor der Gewalt 
des Staates durch ünsichtbarkeit geschützt hat, gehôrt zu déni 
ewigeii peiche, in dem nicht der irdische Staat, sondern Gott 
selber herrscht. Dieselbe in Elirfurcht anzuerkeniien und 
gewâhren zu lassen, ist dahar Pflicht des Staates, dem es 
klar sein muss, dass er hier an die Grenzen seiner Macht 
gekommen ist. 

2. Ist so die individuelle Glaubensfreiheit eine 
sittliclie, ausserhalb des Staatsbereiches wurzelnde, so er- 
scheint dagegen die Freiheit des Bekenntnisses auch 
ausserlich und wird so wenigstens erfassbar für das 
menschliche Recht. Sie ist voraus eine Folge der ersteren 
und folglich wie jene auch zunâchst von dem Staate einfach 
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aiizuerkenneii. In dcr Tliat lasst sich gegen den Satz, den 
Vinet mit so grossem Ernst und Nachdruck ausgesproclien 
hat, nichts einwenden: „Die freimütige Offcnbarung der reli- 
giosen Ueberzeugung ist ein Recht, weil eine Pflicht."* 
Aber weil und insofern das Bekenntnis sich âusserlich kund- 
gibt, so findet es in dem Dasein der àussercn Rechtsordnung 
teils Schiitz, teils Schranken, die es beachten muss, und wird 
so die ursprünglicli unendliche Freiheit dcrselben dur ch das 
Recht geschützt und begrenzt, ihr Begriff um dieser 
Begrenzung willen auch zum Rechtsbegriff. 

3. Des staatlichen Schutzes bedarf die Bekenntnis- 
freiheit des Individuums, weil dieses ohne denselben zwar die 
Freiheit zu glauben hàtte, aber an der Offenbarung und Be- 
kundung seines Glaubens gehindert ,werden konnte. Weg- 
ràumung jedes Zwaiiges und Behinderung jeder Ver- 
folgung des Individuums um seines Bekenntnisses willen ist 
daher eine Sorge des Staates.’^ Sie aussert sich in folgenden 
Anwendungeii: 


1 Vinet, Essai sur la niani les talion des convictions rclij^icuses, 
p. 100: „La lianclie inanitestation des convictions religieuses est un droit 
puisqu’elle est un devoir,** und andervvarts: „Gott ist die Wahrheit. Der 
Menscli soll walir sein und wahr sein diirfen.“ Schon Tertull ian bei 
Coliringer (Kirche Cliristi I, S. Îi86): „Wcr die Wahrheit erkannt liât, 
kann niclit anders, er inuss ihr anhangen.“ Ein ebenso aufricl tiger als 
beredter Vertreter der Bekenntnisfreiheit ist der Ainerikaner Chan- 
riing, mit dem Vinet in den Grundansicliteii — beide gehen vom Indi- 
viduum ans — inerkvNuirdig iibereinstimmt, obwohl dieser von jciiein 
erst in seinem spiiteren Aller die Kunde bekommen Jiat. 

2 Vinet vervvirft in der Tendenz, das religibse Hekenntnis vollig 
Irei und unabhangig von dem Staate zu stellen, sclbst den Scliutz des 
Staates. Er fürchtct, dass ans demSchutze die V erfolgu ng hervur- 
gehe. „Jede geschützte Religion," sagt er, „wird verfolgen, und sie wird 
es tliun fur ein Jota von Théologie, für ein Atom von Philosophie. Es 
gibt aber nichts Entsetzlicheres auf der Welt als die Tyrannei des dog- 
matischen Eifers." Aber wer kann demi das Individuum vor dieser Ver- 
folgung der kirchlich gereizten Machte bewahren als der Staat, welcher 
die individuelle Bekenntnisfreiheit als solche in seinen Schutz nimmt? 
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a) Der Staat selbst darf keinen Zwang üben, um das 
Individuum zu einem Bekenntnisse zu nôtigen, welches mit 
dem Glauben desselben im Widerspruch ist, somit von diesem 
Individuum doch nur eine Lûge oder Heuchelei wâre. 

Dem ganzen christlichen Mittelalter war dieses Princip 
fremd. Mit ï'euer und Schwert wurde der Glaube verbreitet 
und wurden die Besiegten gezwungen, sich zu der Religion 
der Sieger zu bekennen. War das Bekenntnis auch anfangs 
nur auf den Lippen, nicht in den Herzen, so hofften die 
glaubenseifrigen Sieger doch, dass die Macht der von ihnen 
geglaubten Wahrheit spâter auch die Seele der Besiegten ein- 
nehme und so auch für sie zu voiler Wahrheit werde; und 
allerdings hinderte die unreine Form der ersten Notigung zum 
Christentum nicht, dass dieses feste Wurzeln schlug und nach 
und nach mit seinem eigenen Geiste die bekehrtcn Volker 
befruchtete. 

Jener Zwang aber war weder dem Geiste des Christen- 
tums gemâss — Christus batte jede àussere Gewalt vermie- 
den und auch seinen Jtingern untersagt — noch in Harmonie 
mit dem wahren Rechte des Staates. In unserer Zeit ist der 
reinere Grundsatz nun zu allgemeiner Anerkennung ge- 
langt.^ 


3 IVeiia S isehes I.andrecht II, 11, §. 1 — 4: „Jedem Einwohner im 
Staate muas eine vollkommene Glaubens- nnd Gewissensfreiheit gestattet 
werden. Die Begriffe der Einwohner des Staates von Gott und gôtt- 
lichen Dingen, der Glaube und der innere Gottesdienst kônnen kein 
Gegenstand von Zwangsgesetzeii sein. Niemand ist schuldig, über seine 
Privatmeinungen in Religionssacheii Vorschriften vom Staate anzu- 
nelimen.“ Vgl. preussisches Gesetz vom 30. Mkrz 1847. Bayerisches 
Religionsedikt von 1818, §.‘2: „Er (der Einwohner des Reiehes) darf in 
Gegenstàndeii des Glaubens und Gewissens keinem Zwang nnterworfen, 
auch darf niemanden, zu welcher Religion er sich bekennen mag, die 
einfache Hausandacht untersagt werden. “ Franzôsische Charte von 
1814, Art. 5: „Jeder bekennt (professe) seine Religion mit gleicher Frei- 
heit und geniesst für seine Gottesverehrung den namlichen Schutz.“ 
Belgische, Art. 15: „Keiner ist gezwnngen, auf irgend eine Weise an 
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Der Staat darf daher keine Gesetze erlassen, durch welclie 
geboten wird, einen bestiinmten Glauben zu bekennen, keinen 
Kirchenbesuch, keine Beichte befehleii. Ail diese Freilieit 
setzt iiidessen mündige Individuen voraus, die ihrer fâhig 
sind. Die Frage der religiosen Erziehung der Kinder kann 
daher von diesem Princip allein ans noch niclit genügend 
beantwortet werden. In der Regel freilich liandeln hier die 
Eltern für das Kind nach ihrer individuellen Bekenntnisfrei- 
heit; aber wenn die Eltern überall nicht oder offenbar schlecht 


(leii Handlungen und Feierliclikciten eines Knltiis teilzunelinien, oder 
die Riihetage dcsselbcn zu bcobachten.“ Hol landisclie, Arl.. 164: 
„Jeder bekennt seine religiosen Meinnngen mit vollkoinmener Freiheit.‘‘ 
Preussische Verf., Art. 12: „Die Freiheit des religiosen Ilekenntnisses, 
der Vereinigung zu Heligionsgesellscliaften und der gemeinsanien haus- 
lichen und bffentlichen Religionsiibung wird gewalirlcistct. Der Gennss 
der bürgerliclien und staalsbürgeriichen Redite ist unabliangig von dein 
religiosen Rekenntnisse.“ Oesterreichisches Staatsgrnndgesetz vom 
21. Dezember 1867 iiber die allgemeincn Redite der Staat sbürger., Art. 14. 
Ebenso. — In dein romanisdien Süden Europas ist das Princip indessen 
nocli nicht durcligedrungen., wie teils das Stillschweigen dariiber, teils 
die Art beweist, wie deinselben cine küranierlidie und stückweise An- 
crkenniing zu teil wird. Portugiesische Verfassung von 1826, Art. 6: 
„Die roniisch-katholisdi-apostolischc Religion wird fortwalirend die Religion 
des Kbnigreiclis sein, aile übrigen Religionen sind d e n F r c m d c ri mit haus- 
lichem Gotlesdienste gestattet, ohne au sserli ch e Zei ch en undTeinpcl.“ 
lii Spanien fielen noch 1837 und 1855 aile Anlrage auf Rekenntnisfreiheit 
durch. Erst das Maiiifest der provisorischen Regieriing vom 25. Oktober 
1868 wagte es, die „religibse Freiheit“ aiich in Spanien als ein „rcchtliches 
Rekeniitnis miserer Zeit“ zu verkünden. [Verfassung von 1876, Art. 11: 
„I)ie katholisdie Religion ist die Religion des Staales. Nieinand kann 
wegen seines religiosen Rekcnntnisses oder wegen der Ausübuiig seines 
Kultus beeintràchtigt werden. Jedoch sind bffentliche Feierlichkeiton 
und Ceremonien einer anderen Religion als der des Staates untersagt.“ — 
Italien. Verfassung von 1848, Art. 1: „l)ic katholische Religion ist die 
einzige Religion des Staates. Jedoch sind die anderen, gcgenwàrtig bc- 
stehenden Kulte nach Massgabe der Gesetze gediildet (tolcrati).“| fAber 
auffallender ist, dass noch im Jahre 1848 der sch weizerisclie Rund 
es nicht wagte, den Grmidsatz allgemein anzuerkennen. Erst die Ver- 
fassuiig voii 1874 erklîirt in Art. 49 „die Glaubens- und Gewissensfrei- 
heit für unverletzlich“. 



382 


Seohstes Buch. KuUurpflege. 


für das Kind sorgen, so kann im Intéressé des Kindes 
iinter Umstanden eine obervormiindschaftliche Sorge des 
Staates ergànzend eintreten iind dafür sorgen, dass das von 
den Eltern vernachlâssigte Kind eine religiose Erziehung 
erhalte.^ 

b) Er darf nicht dulden, dass die Kir ch e au s s er en 
Zwang ûbe, um zu einem Bekenntnisse oder zii einer gottes- 
dienstlicheii Handlung zu nôtigen. Die Kirche freilich inag 
ihrerseits ihr Bekenntnis feststellen und mit allen geistigen 
uiid moralischen Mitteln, die ihr zustehen, dahin wirken, dass 
dieses Bekenntnis in allen ihren Gliedern lebendig erhalten 
bleibe. Zu diesem Behuf steht ihr auch ein Redit der 
Kirchenzucht zu; und der Staat kann es ihr nicht in der 
Regel wehren, dass sic Individuen, welche ihr gemeinsames 
Bekenntnis verwerfen, ans ihrer Gemeinschaft au ssch liesse 
(exkommuniziere). 

Verfahrt sie dabei zu engherzig und unduldsam, so wird 
(las ihr eigener Schade sein. Weil aile Bekenntnisse der Aus- 
druck des Zeitbewusstseins sind, so kônnen sie keine absolute 
Geltung für aile Zeiten ansprechen, und muss auch die zeit- 
gemasse Fort- und Umbildung ihres Inhalts und ihrer Forin 
anerkannt werden. Insbesondere ist den protestantischen 
Kirchen dieses Princip der Entwickelungsfàhigkeit eingepflanzt. 

Der Staat ist aber berechtigt, die Kirche zu hindern, 
dass sie von ihrem Rechte der Kirchenzucht einen inissbrauch- 
lichen Gebrauch zum SchadeiAler staatlichen Rechtsordnung 
oder zur Verletzung der bürgerlichen Freiheit mâche. Miss- 
bvauch ist es, wenn die Kirche durch Androhung kirchlicher 
Zuchtmittel, insbesondere der Exkommunikation, von Erfüllung 


* Das osterreichische Gesetz vom 25. Mai 1868 verptlichtct die 
Eltern zn der religiosen Erziehung der Kinder und regiiliert diese Ptlicht 
zngleich als Recht. Schweizer sche Verf., Art. 49: „Ueber die reli- 
giôse Erziehung der Kinder bis zum erfüllten 16. Altersjahr veirUgi 
der Jnhaber der vaterliclien oder vormnndseliaftlielien Ge\valt.'‘ 
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staatlicher Pflichten abzuschrecken oder zu staats- oder rechts- 
widrigen Handlungen zu bestimmen sucht.® 

Ebenso bat der Staat die personliche Ehre und die Frei- 
heit der Einwohner zu schützen gegenüber von kirchlichen 
Zuchtraitteln, welche diese Rechte verletzen/’ 

Verschieden von der Frage der Zulâssigkeit der kirch- 
lichen Ausschliessung zur Strafe oder ans Zucht ist die Frage 
der Spaltung der kirchlichen Parteien innerhalb einer Kirche. 
Da hat der Staat zu erwâgen, ob er nur eine oder ob er 
beide Parteien trotz der wechselseitigen Ausschliessung als 
Angehôrige einer anerkannten Kircliengemeinschaft anzusehen 
habe, wie z. B. der deutsche Staat gegenwârtig die sogenannten 
Altkatholiken ebenso als Katholiken betrachtet wie die Katho- 
liken, welche sich nicht wider die papstliche Unfehlbarkeit 
auflehnen, die sogenannten Vatikaner. 

c) In dein byzantinischcn Reiche und wahrend des ganzen 

5 PrcTissiseli es Gesetz v. 13. Mai 1873, 2; „I)ie — ziilassigen — 

Znclitmittel dürleii über ein Mitglied einer Kirche — nicht deshalb ver- 
hangt oder verkiindet werden: 1) weil dasselbe einc Handlung vorge- 
iiommcn hat, zu welcher die Staatsgesetze oder die von der Obrigkeit 
iiinerhaU) ilirer geselzlichcn Zustandigkeit erlassencn Anordnungen ver- 
ptlichten-, 2) weil derselbe bffentlichc Wahl- oder Stimmrechtc in einer 
bestimmten Richtuiig ausgeübt oder nicht ansgeübt ]iat.“ 3. „Ebenso- 
weiiig dtirlen derartige — ZuchlmitteJ angedroht, verhangt oder ver- 
kündet werden: 1) iiin dadureh zur Unterlassung einer Handlung zu 
bestimmen, zu welcher die Staatsgesetze — verpflichten ; 2) um dadureh 
die Ausübung oder Nicht ausübnng IbffenÜicher Wahl- und Slimrnrechte 
in bestimmter Richtung herbeizuluhren.‘‘ 

fi P re assise h es Landr. II, 11, 52: „Dic Kirchenzucht darf nie- 

mals in Strafen an heib, Khre oder Vermogen der Mitglieder ausorten.“ 
Hayerisclies Heligionsedikt v. 1818, 71: „Keinem kirchlichen Zwangs- 

raittel wird irgend ein Einlluss auf das gesellschaftliche Leben und di-e 
bürgerlichen Verhaltnisse oline Einwilligung der Staatsgewalt im Staat 
ge8tattet.“ Preussisches Üesetz v. 1874: „Die Verhangung der — zu- 
lassigen — Zuchtmitlel darl* nicht offentlich bekannt geraacht werden. 
Eine auf die Gemcindeglieder besclirankte Mitteiliing ist nicht aiisge- 
schlossen. I)ie Vollziehung oder Verkündung derartiger — Zuchtmittel 
darf auch nicht in einer beschimpfenden Weise erfoJgeri.“ 
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Mittelalters überall galt Hàresie als ein strafbares Ver- 
brechen. Die „Ketzer« wurden nicht etwa nur von der 
Kircbengemeinschaft ausgeschlossen, sondern infolge ihres 
hartnàckigen Beharrens auf der Irrlehre am Vermôgen be- 
straft.7 Die ganze Hârte der Strafgerichtsbarkeit wurde aber 
erst gegen die Ketzer gerichtet,^ seitdem im Mittelalter die 
pâpstliche Autoritât ihren Hôhepunkt erreicht batte. Die 
Todesstrafe durcb Yerbrennung wurde nun zu der regel- 
mâssigen Ketzerstrafe. Das aufrichtige Bekenntnis des von 
dem Individuuni für wahr gehaltenen Glaubens wurde somit, 
wenn es nicht mit dem allgemeinen Glauben zusammenstimmte, 
als schwerstes Verbrechen bebandelt, und von der grausamsten 


7 Schon K O n s t a n t i n der Grosse , der das crste T o 1 e r a n z e d i k t 
crlassen hat (313) und geneigt war, Christentum und Heidentum neben- 
einander zu dulden, behandclte docli die Ketzer durcli das Gesctz vom 
Jaiir 3!16 c. 1 0. de haerelicis mit üngunst: „Haereticos non solum his 
privilegiis alicnos esse volumus, sed adversis muneribus constringi et 
subjici.“ Seii Theodosius wurden die Gesetze gegen die Ketzer strenger. 
Mit Verinogcnsverlust wurden als Staatsverbrecher von den Iblgenden 
Kaisern aile Ketzer („liaereticumdicimus, quiconque catholicae ecclesiae et 
ortliodoxae et sanctae fidei nostrae non est“ c. 12 C. li. t.), die Mani- 
cbâer sogar mit der Todesstrale bedroht und nur ausnahniswcise Dul* 
dung verstattet. 

8 Innoce n Z 111. in c. 10 I). Greg. V, 7: „Qunm enim secundnni 
légitimas sanctionesT veis laesae majestatis punitis capite, bona confiscentiir 
eorum, *filiis suis vita solunimodo ex misericordia conservata; quanto 
magis, qui aberrîintes in fide domini Dei lilium Jesum offendunt — ec- 
clesiastica debent districtione praciddi et bonis teinporalibus spoliari, 
quum longe sit gravius acternam quam temporalem laedere majestatem“ 
und in c. 13 eod.: „Moncantur autem et inducantur et, si necesse tuerit, per 
censurain ecclesiasticara eoinpellanlur seculares potestates, quibuscunque 
fungantur officiis, ut, sicut repiitari cupiunt et liaberi fidèles, ita pro defen- 
sione fidei praestent publiée jnramentiim, quod de terris suae juris- 
dictioni subjectis universos liaereticos, ab ecclesia denotatos, bona fide 
pro viribus exterminare studebunt.“ Sachsenspiegel II, 13, 7: 
„Svelk kersten man oder wif un gel o vieil is unde mit tovere umme 
gat oder mit vorgiftnisse, unde des verwunnen wirt, den sal man uppe’r 
hort [Sclieiterhauten] bernen.“ Vgl. Bluntschli, Geschichte der Be- 
keniitnisfreilieit. Ein Vortrag. Elberfeld 1867. 
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Strafe befreite nur die Verleugnung der individuellen Walir- 
heit. Selbst nach der Reformation , welche das Princip der 
Gewissensfreiheit zuerst wieder mit Kraft behauptete® und 
deren Fülirer von dem individuellen Glaubeii und der indivi- 
duellen Erkenntnis aus den Kainpf gegen die hergebrachte 

y Luther, Traktat von der Beicht: „I)eiiii in dem Gcwisseii will 
Gott allein sein und sein Wort allein regieren lasseii; da soll Frei- 
heit sein von allen M enscliengese tzen. — Zii dem Glaiiben kann 
und soll man niemand zwingen, sondern Jedcrmaiin vorhalten das Evan- 
gelium und vennaliiien zuin Glauben, docli den freien Willeii lassen zu 
Iblgen oder iiichi zu folgen. Es sollen aile Sakramente frei sein jeder- 
inann. Wer nicht gelauft sein will, der lass es anstehen. Wer iiichl 
will das 8akrament cmpfangen, bat sein wohl Macht“ — Und in der 
Schrift von der weltliclien Obrigkeil: „Das wcltlich Régiment bat Gesetz, 
die sicb niebt weiter erslrecken, denn iiber Leib und Gut und was 
aiisserlicb ist auf Erden. Dcnn iiber die Seele will und kann Gott 
niemand lassen regieren, demi sIcb selbst allein. Darum ob weltlicb 
Gewalt sicb vermisst den Seelen Gesetz zu geben, da grcil’t sic Gott in 
sein Régiment und verfUbrt und verderbt nur die Seelen. Gott allein 
crkennt nur die Herzen, darum ist es unmoglicb und umsonst, jeman- 
den zu gebieten oder mit Gewalt zu zwingen, so oder so zu glauben. 
Weil es denn jeglicbem auf sein Gewissen liegt, wiç er glaubt oder 
niebt glaubt, und damit der weltliclien Gewalt kein Abbrucb gcscbicbl, 
soll sic aueb zul'ricdcn sein und ibres Dinges warten, und lassen glauben 
so oder so, wie man kann und will, und nicmanden mit Gewalt dringen, 
denn es ist ein frei Werk um den Glauben, dazu man niemand kann 
zwingen. “ Der Kirebenvater A tbanasius, der aueb die Bitterkeilen 
der Vcrlblgung gekostet, batte sebon abnlicb gesagt (Bob ring or I, 11, 
S. 51): „So macbt der Teulel, wenn er keine Wabrboit bat, seinen An- 
griff mit dem Beil und der Axt, und zersprengt die Tbureii derjenigen, 
welcbe ibn aufnebmen^ der Ilciland aber ist sanftmütig und spriebl : 
,wenn mir jcmand nacb folgen will,‘ und brauebt keine Gewalt, 
sondern klopft viclmebr an. Demi niebt mit Sebwertern und Spiessen 
noeb dureb Soldaten wird die Wabrbeit verkündet, sondern dureb Ueber- 
zeugung und Rat, Was ist aber dort für cine ITeberzeugung, wo Furebt 
vor dem Kaiser ist, oder was ist dort für ein Rat, wenn der Wider- 
sprecbende ain Ende verbrannt oder getbtet wird.“ Die verfolgten 
Glaubigen erkannten diese Wabrbeit, die triumpbierenden aebteten aie 
nicht ebenso ibren Gegnern gegenüber, und der Staat zog bald im 
Dienste der einen, bald der anderen sein Sebwert. Vgl. unten die An- 
merkung. 

Bluntschli, allgeaieines Staatsrecht. 25 
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Autoritat der Kirchc iinternommen hatten, wurde dasselbe 
doch wicder auch in protestantischen Lândern verkannt. Dev 
Wcstfalisclio Fricde, welcher die Paritàt des katholischen 
iind der protestantischen Eekenntnisse einfûhrte, enthielt doeli 
noch ein Verbot aller aiideren Religionen innerhalb des Reichs. 
(Instr. Tac. Osnabr, VII, §. 2.) Noch in den letzten Jahr- 
zebnten des XYII. Jahrlmnderts und in das XVllI. hinein 
erneuerte Ludwig XIV., der Beschûtzer der Wissenschaft 
und der scbOnen Litteratur, in dem feingebildeten und geist- 
reichen Frankreicli die Verfolgungen der Protestantcn mit 
grausamer Heftigkeit, und wurden in dem freien England 
hinwieder die Papisfen zu Sklaven gemacht inmitten einor 
Nation von freien Mannern.^® Die sogenannte Duldungsakte 
von 1689, welclie die dissentierenden Protestanten von den 
Strafen der Haresie befreite, wurde als ein grosser Fortschritt 
angesehen, und docli iialim sie noch die Papisten ausdrttck- 
licli aus. 

Den Nordameilkanern gebührt in erster Finie das 
Verdienst, zuerst die Religionsfreiheit als ein Staatsprincip 
der neuen Zeit ausgesprochen zu haben. Als der fromme 
Calvinist Roger Williams für die Koloiiic Providence zuerst 
1036 den Grundsatz gesetzlicli einfûhrte, dass keinerlei Zwang 
in Glaubenssachen geübt werden dürfe, war das gegenüber 
der damaligen Intoleranz auch der übrigen Kolonien eine 
seltsame Neuerung und nur versuchsweise wurde das 
Statut 1648 von der Krone iK'statigt. Dem Beispiele folgte 
der katholische Lord Baltimore für Maryland 1649, iiidem 
er nur Glauben an Christus forderte, aber von dem Gegen- 
satze der christlichen Konfessionen absah. Endlich begnügte 


W Russell, eiigl. Verf. c. 13. Der Konig Wilhelm III. tliat ailes 
luogliche, um das Priiicip der Glaubensfreilieit in weiterem Unifang zur 
Anerkennung zu bringen, aber dasselbe war durch Jakob II., der es zur 
Wiederherstellung des Katholicismus ausbeuten wollte, in den Augen 
der Englander vcrdâchlig geworden. 
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sicli der Quaker William Penn für Pennsylvanien mit dem 
Glauben an eincn Gott, den Scliôpfer und Regierer der Welt, 
lG82.li 

Es daucrte nocli melir als ein Jalirliundert, bis das neiie 
Priiicip in weitercm Uinfange anerkannt wurde. Erst die 
noue Weltperiodc seit 1740 mit ihrer philosopliischen Bildung 
^Yagtc den Fortscbritt aus der inittelalterlichen Gebundenheit. 
Friedrich der Grosse von Preussen war der erste Kônig, 
der dasselbe energiscb verkündete nnd bandhabte. Es war 
ein grosses Wort, das er aussprach: „In den preussisclien 
Eandcii kann ein jedcr nacli seiner Façon selig >Yerden.“i‘^ 
Seit dieser Zeit bracb sicb das anerkannte Princip Bahn, 
langsain freilicb, und niclit olme wiedcrholte Verdunkelung 
zu erfahrcn.'3 Staat fing an cinzusehen, dass seine Ge- 

>Yalt niissbraucht werdc im Dienste der kirchlichen Ycrfol- 
gungssucbt, und dass vielmehr es seine Pflicht sei, die rcli- 
giose Freiheit dos Individuums vor derselben zu schützen. 
Die ITaresie, als eine Krankheit der Seele, \Yurde aus dem 
Yerzeiclinis der strafbaren Yergehen ausgestrichen. 

d) Der Austritt aus einer Kirchengcmeihschaft und der 
Uebertritt in eine aiidere Kirclie oder Sekte wird ferner 

Il Vgl. Ed. Labüulaye, Histoire des Etats Unis. tom. 1. 

1'-^ Sclioii ini AiitimaehiavelJ scliricb Friedrich selir scliün: „j\Ia.iii- 
tenir le gouveriienieiit civil avec vigueur et laisser à chacun la liberté 
de conscience; être toujours Roi et ne jamais faire le Préire, est le sûr 
moyen de préserver son état des tempêtes que l’esprit dogmatique des 
Théologiens (rherche souvent à exciter. Und in dem Versuch liber die 
Vertassungsrormen : „Si Ton remonte à l’origine de la société, il est tout 
à fait évident, que le souverain n’a aucun droit sur la façon de penser 
des citoyens. Me faudrait- il pas être en démence pour sc tigurer que 
des hommes ont dit à un homme leur semblable: nous vous devons au 
dessus de nous, parce que nous aimons l’esclavage et nous vous donnons 
la puissance de diriger nos pensées à votre volonté?“ 

13 Dem Toleranzedikte des Kaisers Joseph II. folgten noch wah- 
rend seiner Regierung die hârtesten Verordnungen gegen Andersglau- 
bige. Vgl. Wilda, Ueber Gewissensfreiheit in der Zeitschrift für 
deutsches Redit, XI, S. 181 IT. 
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von dem Staate nicht mit Strafe bcdroht, sondeni auch hier 
die individuelle Gewissensfreiheit geschützt. Audi das sind 
notwendige Folgen des Grundprindps. 

Unsere Zeit ist indesscn noch nicht zu einer vollen ruhigeii 
Anerkennung derselben gelangt. Wenn auch das Gesetz uun 
die Freiheit einfach schirmt, so wird doch die offentliche 
Meinung noch viel zu leidenschaftlich von dem Uebertritte 
einzelner Individuen affiziert. Es ist das ein Zcichen, dass 
das Gesetz des Staates dem Volksgciste hier vorangescliritten 
ist. Die einen preiscn und die andercn hassen den Kon- 
vertiten. Die einen erwarten von dem Glaubenseifer desselben 
grosse Wirkungen und rühmen seine Wahrhcitsliebc, die 
anderen sehen in ihm einen Treulosen und vermuten eigeii- 
nützige Beweggründe seiner That. Nur wenige beurteilen 
ihn unbefangen. Denuoch würde die Wahrheit in demselben 
Masse gewinnen und die Môglichkeit einer unchrlichen und 
immoralischen Aenderung des Bekenntnisses sich vermindern, 
wenn die offentliche Meinung sich zu dcr Unbefangenheit des 
Gesetzes zu erheben vermôchtc. Würde man das Bekenntnis 
der individiiell erkannten und bekannten Wahrheit nicht mehr 
als etwas Dngewohnliches und Besonderes ansehen, so würde 
der Uebertritt weder zu besonderem Vcrdicnst angerechnet, 
noch als eine schwarze That verdammt werdeii. Wie ini 
grossen# die verschiedencn Religioncn und Konfessioncn einen 
Sinn und eine Berechtigung haben, so untcrscheidet sicli auch 
der Zug der Individuen im ' kleinen und innorhalb der 
grosseren gleichgesinnten Masseii oftenbaren sich einzclne in- 
dividuelle Abweichuiigen, welche naturgemass zum Anschluss 
an andere ferner gelegcne Massen gravitieren. Durch solche 
Uebertritte der Individuen wird das Yerhaltnis im grossen 
nicht leicht geàndert; erst wenn die Massen selber in Fluss 
kommen, tritt eine Aenderung in den Kirchen ein. Auch die 
Kirche liât daher keinen Grund, von dem Uebertritt einzelner 
viel zu hoffen oder viel zu fürchteii. 
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Als unstatthaftc Strafe siiuî aiicli aile bürgeiiichen 
Nachteile zu betrachton, welche mit dem Uebertritte ver- 
buTiden werdeii, z. B. die Beschrânkiing in der Wahl des 
Aiifcnthalts odcr in der Austtbung eines Berufs und dergl. 
Wenn aber im allgemeinen sclion einzelne bürgerliclie Rechte 
anders geordnet oder beschrânkt sind mit Bezng auf die Be- 
kenner einer bestimmten Religion, so verstelit es sich in der 
Regel, dass das übergetrctene Individiium nun auch in bürger- 
licher Beziehung nicht mehr als ein Genosse seiner frülieren 
Konfessionsverwandlen behandelt, sondern den neiien Kon- 
fessionsgenossen gieich geachtet wird. Der Jude, dessen bür- 
gerliches Redit besdirankt war, tritt, zum Christen geworden, 
ans diesen Schranken hinaus. Aber im umgckehrten Falle 
würde aiidi den zum Jiiden gewordenen Christen das Juden- 
rccht zukommen. Katholische Ehegatten und katholische 
Priester, weldie protestantisdi werden, fallen unter das Ehe- 
und Scheidungsrecht der Protestanten, solangc dasselbe nodi 
konfessionell geordnet ist, und umgekdirt die Ehe von Pro- 
testanten, weldic katholisch werden, wird unaufloslidi. Es 
ist wahr, der Uebertritt kaiin lediglidi um solcher Wirkungen 
willen vollzogen werden. Das ist aber ein gemeinsames 
Uebel aller moralischeii Freiheit, dass sie auch ans unedlen 
Motiven missbraucht werden kann, und eine Beschrankung 
derselben, es ware denn, dass offenbarer Hohn und Skandal 
beabsiditigt würde, um dieser Gefalir willen keineswegs zu 
reditfertigen. 

e) Die Freiheit ferner der Hausandacht und des hüus- 
lichen Gottesdienstes wider Anfechtung auch des Pôbels 
zu schützon, ist eine Staatspflicht, welche auf dem obigen 

J(îli liüre, dass iii Bayern, wo katholische iind protestantischo 
Slrariingc in verseldedeiicn Ziichtlûiuseni iintergebracht waren, schon 
mclir als eiiimal der Uebertritt ans einer Konfession zu der anderen er- 
klart wordeii sei, lediglieh uni wahreiid des Transports die Gelegenheit 
znr Flucht zu erhaschen. 
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Grundpriiicipe ruht uiid keincswegs eine Gunst, welche (U‘r 
Staat willkürlich gewàhrt oder versagt. Indessen folgt aus der 
individudlen Gewissensfreiheit nur die Freiheit dcr Familie 
— diese allerdings in dem weitcn Sinne des freundlichen Zu- 
sammenhanges niclit bloss der Ehe- imd Blutsverwandten eines 
Hanses, sondern auch der Hausfreunde und Dienstboten — 
in der ruhigen Abgeschlossenlieit dcr Privatwohimng Gott nadi 
ilirer Weise zu verehren. Wenn der Kultus offcntlicli 
oder gemeinsain von einer übcr die Grenzen dcr Familie 
hinausreichenden Genossenschaft begangen wird, so ent- 
scheidet nicht mehr das Verhàltnis des Staates zu den Indi- 
viduel!, sondern es inachen sich schon die Rücksiditen auf 
das ofFentliche Leben und die Gesamtheit gdteiul. 

Auch die ungeliinderte Tcilnahme eines Individuums an 
dem ôffentlichcn Gottesdienste seiner Konfession in fremdem 
Lande gehort hierherJ*’ 

15 West (‘ii 1 i s c h e r Fricden von 1 (H8 , V , §. 34. F rei 1 icli nu r . lu r 
kalliolisclie Unterthanen proteslantischer Fürsleu, nnd lur protestant isclic 
Unterthanen kalliolischer T.andcsherren : „Patienter tolercntuT et con- 
scientia Uhira domi dri'otioni svae, sine inquisitione aut turbaiione pn- 
l'atim vacarc, in vicinia vero nbi et qnoties volucrint, publico lleligionis 
exevcitio intéresse, ve! liberos siios exteris suae Religionis scholis ant 
privatis domi pracceptoribns inslrnendos commitlere non prohibeantnr.'‘ 
Das preas.sischo Landreclit détint auch diese Freiheit viel wciler ans. 
II, 11, „Jeder ITausvater kaiin seiiien hâuslichen Gottesdienst nach 
Gutfinden anordnen. §. 8: Er kann aber Mitglicder, die einer andercni 
Religionspartei zngelhan sind, zur ELeiwohming dcsselben wider iliren 
Willen niclit anlnalten. §. 9: Ileimliclie /nsanimenkiinfte, welche der 
Ordniing nnd Sicherheit des Staates gelahrlich werden kôririten, sollen, 
auch iinter dem Vorwand des hâuslichen Gottesdienstes, nicht gcduldet 
werden. “ Rayerisches Rcligionsedikt §.2 oben in Note 3, 3: „So- 

bald aber niehrere Familien zur Aiisübung ihrer Religion sich verbinden 
wollen, so wird jederzeit hierzu die kbnigliche Genehmigung erfordert.^ 
Russischer Codex I, §. 44, 45 bei Foelix, Revue III, S. 707. 

In den Zeiten der Verfolgung wurden auch protestantische Unter- 
thanen, welche ausserhalb des Landes das Abendmalil leierlcn, und katho- 
lische, die in der Nachliarschaft an der Messe teilnahmen, von den aiiders- 
glâiibigen Gerichten ihrer Heimat zur Verantwortung nnd Strafe gezogen. 
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A 11 m e r k U n g. Das Gegeiiteil der Bekeuntiiisfreilieit, der B e k e 11 n I- 
îiiszwang, wurde bekanntlicli zuerst von dem heiligen Augustin us 
principiell zu rechtfertigen gesucht und es liât demi auch seine Lehre 
auf melir als cin Jahrtausend den mâchügsteu Eintluss auf die Gestal- 
tung des positiven Redites und die Praxis gcübt. Es ist dalier uni so 
weniger übertlüssig, seine Begründnng zu prüfen und ihre Mângel dar- 
zulegen, je neuer und unsidierer nocli die Anerkennung des Grundsatzes 
voiler Freiheit ist. Im Kampfe wider die Donatisten, die als Ver- 
Iblgte wieder die Gewissensfreiheit anrieten und verherrliditen, behaiiplete 
Augustin^ das Redit und die Pllidit des Staates zu Zwangsinassregeln, 
uni den verd(M*blidien Irrtum auszurotten. Audi er steht iiidessen der 
erstcn Zeit des CliristenUiins und seiner Verlblgung diircli den lieidni- 
sdien Staat nodi zu nalie, um dem Staate als solcliein, auch dem lieid- 
nischen Staate, die HeiTschaft über die Gewissen zuzugestelien. „Als 
die Kbnige dem Herni iiocli iiidit dienteii zu den Zciteri der Apostel, 
sondern noch tobten wider den Herrn und seineii Gesalbten, so konnte 
allerdings damais die Gottlosigkcit durcli die Gesetze nodi niclit ge- 
dàmiiit, sondern vielnielir iiur ausgeübt werden. Demi so war der Gang 
der Zeit und so lautete auch die Vcrheissung, dass die Jiiden die Prc- 
diger Chrisli totcten und glaubten, sie thuon Gott noch einen Dienst 
daran.“ Nur der christlich gewordeneii Obrigkeit, dem christl ichen 
staate schrcibt er das Redit und die Pllicht zu: „Danach aber, als au- 
ling aucli Jene Schrift erfilllt zu werden: ,Alle Kiniige werden ihn ari- 
beten, aile lleiden ihm dicneii,^ wer, wcmi er annoch vernünflig isl, 
wollte iiuii den Konigen sagen: wollet eucli gar nicht kiimmern in 
eurem Reich, von wem gehaltcn odcr bekampft werde die Kirchc cures 
Herrn ?“ 

Man sieht, er hebt den Zusanimenliaiig des Staates mit der 
wahren Kirche hervor, und die Ptlicht jcnes, fur diese zu sorgen. Wenn 
da der Staat Zwang anwendet, so niitigt er nicht zu bekemieii, was ihiii 
beliebt, sondern er handelt im Dieriste der Wahrheit und z” einem 
gbttlichen Zweck. Der Zwang geschieht dahcr zuiii VVolile derer, die 
ihn erleiden, zu ihrem ewigen Heile. „Nidit darauf soll man sehen, dass 
sie, sondern wozu sie gezwungcn werden, wovon sie abgerufeii werden. 
Vom Bbsen und ünerlaubten abzuhalten, das ist keine Verfolgung, das 
ist Besserung. Gehbrt es nicht zur treuen Hirtensorge, auch jene Schale, 
die von der Herde abgeirrt sind und anderen in Besitz gelalleii, auf- 
zusuchen und sic ziini Schafstall des Herrn selbst mit Schlagen, so sie 
nicht gutvvillig folgteii, wieder zuriickzubringen? Wenn jeniand z. B. 
seinen Feind, der im hitzigen Fieber tobt, in einen Abgrund würde 
laufen sehen, würde er dann nicht vielmehr Bbses mit Bbseni vergelten, 
wenn er ihn so laufen, als wenn er ihn ergreifen und binden liesse? 

Wir folgen in der Darstellung seiner Lehre Bohringer a. a. O. I, lll, S. 358 lï. 
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ünd doch wird er ihm dann übevaus bcschwerlich iind widerlich voi- 
kommen, wenn er ihm gerade am nützlichsten und barmherzigsten sich 
zcigt. Aber nacli vollkommen hergestellter Gesundheit wird er ihm uni 
so roichlicheren Dank sagen, je weniger Schoniing er von ihm gehabt 
zu haben finden wird.“ 

Dem W iderspruch , den die Freiheit erhebt, siicht er zu begegnen, 
indem er auf die Mângel der menschlichen Freiheit und ihre Verderb- 
nis hinweist: „Der Mensch ist krank. Zwingt nian ihn znm Guten, so 
raubt man ihm nicht die Freiheit, sondern vcrhill’t ihm erst wahrhalt 
zu ihrem Besitz. Um der Besseren willen darf man nicht die Schlech- 
teren ausser acht lassen. Wenn der Schreckeii der weltlichen Gewalt 
die Wahrheit verfolgt, so ist das liir die tapferen Gerechten cine gloi- 
reiche Bewâhrung, den Schwachen aber eine gefâhrliche Versuchiing*, 
wenn sie aber die Wahrheit verknndigt, so ist das fiir die Sehwankcn- 
den einc nützliehe Mahniing; für die, die kcine Vernunlt annehmeii 
wollen, eine gerechte Heimsucimng. Wie viele werden diircli die Macht 
der Gewohnheit oder dnrch die Furcht vor ihrer nâchslen ITmgebung 
oder dnrch Tragheit von der Sache der Wahrheit ziirückgehalten? Da 
ist es der Schreckcn der weltlichen Gewalt, der diese Bande brechen 
soll, eine bittere, aber heilsame Meduin. Nicht jedcr, der schont, ist ein 
Freund, nicht jeder, der schlagt, ein Feind. Besser ist’s mit Strenge 
lieben, als mit Milde tauschen. Gott selbst geht uns hierin vor. Wer 
kann mehr lieben als er? Und doch lehrt er uns nicht bloss auf sanfte 
Weise, sondern schreckt uns auch stcts in heilsamer Art.“ 

Da der Zwang nur durch den Zweck (Besserung) gerechtfertigt 
wird, so soll nacli Augustin „vor allem darauf Rücksicht genoranien 
werden, dass die, die geziiclitigt werden, vielmehr darin cine Mahnung er- 
kennen, von ihrem Irrtuin abzustehen, als eine Strafe tur ihr Verbrechen. 
Würde man nur schrecken, nicht aber auch beieliren, so würde die 
Gewalt ungerecht scheinen. Ilinwiederum würde man nur beieliren, 
nicht aber schrecken, so wttrden viele durch die alten Gewohiiheiten 
Verhiirtete kauni nur dazu gebracht werden kbnneii, den Weg des Heils 
einzuschlagen. Vielen, wie wir mis Erfahrung das wissen, hat es ge- 
nutzt, vorerst durch Furcht oder Sclimerz gezwungen zu werden, damit 
sie nachher konnten belehrt werden, oder auch im Leben ausüben, was 
sie schon in Worten gelernt hatten. Die Furcht vor der Strafe, wenn 
mari auch noch keine Liebe zum Guten hat, verschliesst doch wenigstens 
die bose Lust in das Verschliess des Gedaukens. Dadiirch, dass einer 
fürchtet, was er nicht ertrageii will, lâsst er entweder die bisherige 
Leidenschaftlichkeit, die ihn an der Ei’forschung der Wahrheit liinderte, 
fahren, oder er wird dazu gebracht, die Wahrheit, die er bisher ans was 
immer für Gründen nicht kannte, kennen zu Icrnen, so dass er ans 
Furcht entweder das Falsche nun abstosst, an dem er hing, oder das 
Wahre sucht, das er noch nicht kannte." Auf den Erfolg des Zwanges 
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beriift er sich dann ziimeist. Die von ilim erlebten Erfolge hatten seine 
eigene Erwartung übertroffen. Er selbst batte iVüherhin die Meinung 
geteilt, dass niemand zur Einheit des christlichen Glaubens gezwungen 
werden sollte, „damit wir nicht ans offcnbaren Hâretikern heuclilerische 
Katholiken erhalten;“ aber die Erfahrung, dass durch die kaiserlichen 
Zvvangsgesetze grosse Stàdte danernd fur den kathoiischen Glauben ge- 
woiineii wurden und die Ketzerei vertilgt ward, überzeugte ilin von der 
Ileilsamkeit jenes Zwanges. 

Die Begriindung Aiigustins lasst sich vorcrst damit alJein nicht aus 
dem Felde schlagen, dass erwidert wird: die Wahrheit sei mit Sicherheit 
nicht zu erkennen, daher aiicli nicht zu bestimmen, ob der Zwang, weil 
im Intéressé der Wahrheit, nach Augustin, gerechtfertigt, oder, weil 
wider die Wahrheit selbst sich wendend, ungerecht sei; denn so stark 
ist in der menschlichen Seele der Trieb nach Wahrheit, und so bewusst 
ist sie sich, dass in Gott die Wahrlieit sei, dass sie nie an dem Gefühl 
und der — vvenn auch iinmerhin noch uiivollkommenen — Erkenntnis 
der Wahrheit verzweifein kann, und dass auch die Begründung des ent- 
gegengesetzten Princips der Bekenntnisfreiheit hinwieder nur unter dieser 
Voraussetzung einen Sinn und einen Wert hat. 

Eher lasst sich schon das eiiiwenden, dass, da jede Kirche ihr Be- 
kcnntnis für das wahre hait und halten muss, der Staat konsequenter- 
weise die Pllicht batte, einer Kirche — der vvahreri — zu dieneii, 
und aile anderen, soweit seine Macht reich t, zu nnterd rücken, dass 
somit, wenn wir duran denken, dass insbesondere die christliche Religion 
den Anspruch hat, die menschliche, nicht bloss eine .nationale zu sein, 
in hôherer Potenz dem „menschlichen*‘ Staat auch die Aulgabe wiirde, 
aile anderen Religioneri auf der Erde und aile abweichenden Bekennt- 
nisse mit Gewalt zu vertilgen. Diese Einwendung wagt sich freilich 
nicht unmittelbar an das Princip lieran, aber sie macht doch, was die 
Entschliisse des Staatsmannes vornehmlich bestimmt, auf den praktischen 
Uebelstand aufmerksam, dass die Konseriuenz jenes Princips die Staaten 
im Dienste der verschiedenen Bekenntnisse zu einern fortgesetzten Ver- 
tilgungskriege triebe, damit arn Ende über dem allgemeinen Ruin eine 
Kirche ohne Widerspruch ihren Triumph feierte. Das Mittelalter, welches 
durch Christentum und Islam religios gespalten und bewegt wurde, hatte 
in der That diesen Versucli gemacht, war aber durch die Erfahrung inné 
gew'orden, dass die Macht des Schwertes die Gegensatze in der Natur 
und in der Geschichte der Vôlker nicht zu einern einheitlichen Système 
zu zwingen vermôge. Es miisste sich, von der hbheren Macht der in 
der Weltgeschichte geolTenbarteii gbttlichen Weltordnung bezwungen, 
das Nebeneinanderbestehen, wie verschiedener Staaten, so auch 
verschiedener Religionen und Bekenntnisse gefallen lassen. 

Dieses praktische Bedenken wird aber durch die Betrachtung uner- 
messlich gesteigert. dass für den Menschen der Weg zur Wahrheit ëusserst 
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schwierig uiid sclilüpfrig isi, und ganz nahe an den Abgründini des 
Irrtums und an den Sümpfen der Tâuschung vorbeifulirt, wo viele iind 
auch die, welche die Gewalt liandhaben, stürzen und sinken^ wahrend 
vielleichi das verkannte und verfolgte Individuum einsam noch auf 
gutem Wege, und wàre es ein Umweg, wandelt. Wie nahe liegt insbe- 
sondere die SelbsUauschung, welche die relative und subjektive 
Wahrheit fur die vollkommene und objektive hait? Wie leicht 
würde jene Selbsttaiischung auch den redlichen Willen, der sich ver- 
ptlichtet glaubt, die Wahrheit zii verbrciten, dahin iuhren, die ab- 
weichende subjektive Wahrheit in eiiieni anderen zu unterdrücken , ob- 
wohl in dieser nicht minder als in jener ein Strahl des gottlichen Lichtes 
ist? Wir sehcn, wie in der physischen Welt mancherlci Gegenstandc iii 
verschiedener Weise die einen Lichlstrahlen in sich aufsaugen, und die 
anderen als Farbe zuriickstrahlen. Wir schen, wie so das eine Licht 
in mannigfallige Farben zerteilt und gebrochen wird. Wie nun, darf 
die rote Farbe zur grünen sagen: in Jinir ist das wahre Licht, in dir 
aber das falsche, da doch in beiden wahres, iiur nicht ailes Licht isl ! 
Oder darf selbst das Weiss, welches das voile ungeteilte Licht wider- 
spiegelt, fordern, dass aile Farbenpracht erlbsche, und nur es selbst in 
seiner Farblosigkeit mit seinem Widerpart, dem schwarzen Schatten, zii- 
rückbleibe? Ware nicht auch diese Forderung der reichen Schopfung 
zuwider, die Gottes Werk ist? So ist es aber auch in der Welt des 
geistigen Lichtes, und noch leichtcr ist da die Tâuschung, welche die 
eigene Farbe fur das vollkommene Licht hait, und den Brader als Liigner 
befeindet, weil er eine andere Farbe bekennt. Und in geistig so feinen 
Dingen sollte die rohe Macht des Schwertes dem Eifer der unvermeid- 
lichen Tâuschung dienen, und aile anderen Farben ausser der eigenen 
zu vertilgen die Pllicht haben? Würde nicht eine solche Ptlicht noch 
raehr in Widerspruch geraten mit der Natur des geistigen Lebens, über 
welches sich Gott selber die Ilerrschaft vorbehalten hat? 

Der wisscnschaftliche Fehler in dem Raisonnement von Augustiiius 
liegt dariii, dass er die Natur des Staates verkannt hat. Der erkannte 
Zusammenhang desselben mit de£.Kirche verleitete ihn, die beiden 
Gebiete des der Kirche gehorigen religiosen Lebens und Eiii- 
flusses und der weltlichen Herrschaft des Staates zu vermischen 
und diese — obwohl im Dienste der Kirche — auf das erstere religiose 
Gebiet zu erstrecken. Der Theologe machte den Staatsmann zu seinem 
Büttel. Daraus aber, dass der Staat die Kirche zu schützen hat, folgt 
keineswegs, dass er auch die, welche ausser h alb der kirchlichen 
Gemeinschaft stehen, verfolge. Haben sie die weltliche Rechtsordnung 
des Staates nicht verletzt, so hat der Staat weder das Rccht noch die 
Ptlicht, sie durch weltliche Strafen heimzusuchen und seine Gerichls- 
barkeit auf ein Gebiet auszudehnen, w'elches, weil dem individuellen 
Geistesleben angehôrig, von der weltlichen Rechtsordiiuiig nicht be- 
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grifïen wird. Ihre Seelen kônneii vor dem Richfcerstuhl Gottes mit 
Schuld beladen sein, über ihre Gewissen aber ist dem Staale keine Gc- 
walt gegeben. 

Der Staat ist iiicht eiii Glied der Kirclic, sondeni eiii selb- 
stiindiger Organismus ausser der Kirclie. Daher kann aucli 
die Kirche nicht deri Staat ilirer Autoritât ii n terord ii e n. 


Drittes Kapitel. 

Die reclitlichen Scliraiiken der Bekenntnisfreiheit. 

1, Man koniite daran denken, die Bekenntnisfreiheit iiur 
insoweit zu gestatten, als in dem Bckenntnis noch ein reli- 
giüser Fond zu erkennen ist, dagegen dieselbe nicht mehr 
zu dulden, wenn sich die Négation bis zum Atheismus ver- 
irrt Besser aber ist es, weim darauf verzichtet wird, einc 
Grenze zwischen erlaubtem und unerlaubtem Bekenntnis in 
der unendlichen krummen Linie von der vollen Erkenntnis 
und Yerehrung des wahren Gottes bis zur ganzlichen Ver- 
neinung dcsselbcn und déni leeren Nichts zu finden und zu 
bezeichneii. Die Uebergange sind zu fein und unmerklich, 
als dass sich die Grenze sicher erkennen liesse; man denke 
nur an die Formen des Pantheismus, an den Fetischdienst, 
an den modernen Kultus des Menschgottes, in den^n die 
Négation des lebendigeii Gottes oft viel grosser ist, als die 
Anerkennung eiiies gôttlichen Elementes, und man erinnere 
sich, dass ein absoluter Atheismus nur als leere Formel zu 
denken ist, und dass selbst in dem unendlichen Nichts immer 
noch eine verborgene Kraft der Schôpfung mit gedacht werden 
muss, ans der eine Ahnung Gottes nicht ausgesehieden werden 
kann. Wird aber einmal das Grundprincip anerkannt, dass 
nicht dem irdischen Staate, sondern nur Gott die Herrschaft 
über das Seelenleben zukomme, so hat der Staat auch kein 
Recht, die âusserste Verirrung eines Geistes, der dem Lichte 
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entflieht und die schwarze Nacht sucht, zu bestrafeii. AVie 
oft ist gerade für begabte Geister ein solcher Abweg nur ein 
Durchgangsmoment und der Antrieb zu neuem hôherom Auf- 
schwunge dem Lichte zu. Bas Individuum soll wahr sein und 
wahr sein dürfen, nicht bloss wenn es die objektive Wahrheit 
erkennt, sondern auch wenn es sie bezw^eifelt und verneint. 

2. Hat so jedermann ein Recht, ein subjektives wahres 
Bekenntnis abzulegen, so darf er doch hinwieder bei seiner 
Aeusserung nicht eine Form wàblen, durch welche die von 
dem Staate anerkannten kirclilicben Anstalten bcschimpft 
und in ihrem Bestande verlctzt werden. Bas indivi- 
duelle Recht findet seine natürliche Grenze in dem Redite 
des anderen und der Gemeinschaft, und der Staat bat hier 
zwiefache Pflichten zugleich zu beachten: er hat die indivi- 
duelle Bekcnntnisfreiheit und den Schutz der Kirche und 
ihres Redites auf aussere Achtung ihrer Existenz mitein- 
ander zu vcrbinden. Er straft den Juden nicht, der in Cliri- 
stus nicht den Messias anerkennt, den Skeptiker nicht, der 
die Wahrheit der historischen Offenbarung leugnet, den pan- 
theistischen Philosophen nicht, der in dem Menschen nicht 
ein Geschopf Gottes sieht, sondern ihii für eine Entwicke- 
lungsphase Gottes hait. Aber wenn in einem christlichen 
Staate der Jude offentlich auf Christus schimpft, oder der 
Skeptvicer sich herausnimmt, an den christlichen Fcsttagen 
das kirchliche Volk dadurch zu krânken und zu argern, dass 
er den Offenbarungsglauben als -ein Erzeugnis des Truges und 
eine Geburt der Bummlieit verhohnt, wenn der Philosoph die 
Kirche eine Thorin und Lügnerin schilt, weil sie den Glauben 
an die Schôpfung Gottes lehrt und bekennt, so greifen die 
Individuen in das Recht der Kirche über und, da sie dasselbe 
ausserlich verletzen, so hat der Staat den Beruf, sie für diese 
Rechtsverletzung zu bestrafen. 

Zwar ist es auch hier nicht immer leicht, die Grenze 
zu ziehen, an der sich erlaubte Polemik von strafbarer 
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Beleidigung scheidet. Indessen sind doch hier überall 
üussere Kennzeichen wahrnehmbar, aus welchen sich sowohl 
die subjektive Neiguiig zu verletzen, als die objektive Rechts- 
und Ehrenkrankung ermessen lâsst und es ist die weltliche 
Gereclitigkeit auch sonst befâhigt und geübt, die âussere 
Ehre vor unerlaubter Krânkung zu schützen. Vieles kommt 
bei der Beurteilung auf die ümstânde an. Es kann eine 
Aeusserung in einem wissenschaftlichen Werke, weil sie durch 
den motivierendeii Zusammenhang gewissermassen ihres be- 
leidigenden Elementes entkleidet wird, oder dieses gleiclisam 
gebunden erscheint, nicht strafbar sein, welche, lierausgc- 
rissen aus diesem Zusammenhang und mit der Absiclit zu be- 
leidigen der Kirclie ins Angesicht geschleudert, zu strafbarer 
Beleidigung wird. 

3. Eerner ist der Staat vollkommen berechtigt, eine Form 
des freien Bekenntnisses , welche die offentlichc Wohl- 
fahrt schadigt und als gemeingefâhrlich erscheint, 
zu untersagen und beziehungsweise zu bestrafen. Der Staat 
hat vor allen Dingen die Aufgabe, die offentliche Wohlfahrt 
vor Schaden und Gefahr zu sichern und nie clarf die indi- 
viduelle Freiheit bis zum Angriff auf jene ausgedchnt werden. 
Würde der Staat auf jenes Recht verzichten, so würde er sich 
selbst insoweit aufgeben. Was aber gemeinschadlich wirke, 
das zu bestimmen liegt in der Macht und in dem Redite des 
Staates selbst, nicht der Individuel!. Schützt er den Philo- 
sophen, dessen Spekulationen den lebendigen Gott verneinen, 
in der wissenschaftlichen Darstellung seiner atheistischen Ge- 
dankenreihe, so braucht er dagegen nicht zu dulden, dass 
ein Atheist das Volk uni sich sammle und liaranguiere, noch 
zu gestatten, dass Prediger oder Journalisten die sittlichen 
Fundamentalsiitze, auf denen auch die Ordnung des Staates 
ruht, ôifentlich bestreiten, die Gemtiter verwirrcn und die 
bôsen Leidenschaften, die in der Menge schluramern, ent- 
flammen. 
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Viertes Kapitel. 

II. Vou rter Staatsreligion. 

Bis auf die neucste Zeit war es die Meinuiig aller Par- 
teien in allen Zeiten, dass die Religion nicht allein eincs 
der wichtigsteii Fundamente auch der staatlichen Oïdiniiig soi, 
sondern dass der Staat selbst der Religion nicht ent- 
heliren künne. Die altcn iioch heidnischen Rômer uiiter- 
nahmen kein wichtiges Staatsgeschaft oline die Erinneriing an 
die Gotter und oline deren Zustimmung und Giinst zu cr- 
bitten.^ Und spâter zweifelte in Europa niemand daran, dass 
die Staaten christlich geworden seicn, wie demi auch ihre 
Feinde, die inohammedanischen Staaten, ebenso entschieden 
die Religion Mohainmeds bekannten. 

Erst in der neuesten Zeit wird die Neigung sichtbar, 
die Verbindung des Sfaates mit der Religion vollig zu losen, 
und den Grundsatz zu verteidigcn, dass der Staat als solcher 
weder eine Religion habe noch bekennen und fôrdern dürfe. 
Einen grôsseron Anteil an dieser Tendenz hat wohl die Stiin- 
mung derer, welche auch individuell nur ungern an die Re- 
ligion eriniiert werden. Dieselbe ist aber auch schon von 
wahrhgft fronimen Genititern im Namen der Bekenntnisfrei- 
heit verteidigt worden. Da diese Frage cher das Geisteslebcn 
des Staates als die Rechtsordnung betrifft, so gehôrt ihre Be- 
antwortung cher der Politik zu. Aber das Staatsrecht darf 
sie insoweit nicht ganz übergehen, als der Staat entweder eine 


1 Cicero de Divinatione 1, 16, §.28: „Nihil fere qnondam majori^ 
rei, nisi auspicato ne x^'ivatim quidem gerebatiir.“ Valer. Max. IT, 1, 
§. 1 und die wciieren Slellen bei Ru b i no, Untersuchungen u. s. f. 1, 
S. 44 ff, Cicero (De Legibus II, 8 ff.) sclilagt ein ausführliches Sakral- 
gesetz vor, in welcliem sich der enge Zusammenbang auch der Gotter- 
verehrung mit dem Staatsleben deutlich zeigt. 
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bestiminte Religion ziir Staatsreligion erklart oder doch von 
einer bestimmten Religion seine oflfentlichen Institutioneii ab- 
liangig macbt. 

Man darf die Staatsreligion nicht mit der Staats- 
kircbe verwechseln. Ein Staat kann eine bestimmte Religion 
haben luid bekennen, i, B. die cliristlicbe, ohne einer 
naberen Form des christliclien Bekenntnisscs, oline einer be- 
soncleren christlichen Kirche das aiisschliessliche Vorzugsreclit 
der Staatskirche eînzuraumen. Die ünterscheidiingsleliren der 
verscliiedenen christlichen Konfcssioiien iind die mancheiiei 
abweichenden Gebraiiche derselben baben offenbar fur deii 
Staat und das Gebiet, in welcliem er sich bewegt, ein weit 
geringercs, grôsstenteils wohl gar kein Intéresse. Die geinein- 
samen christliclien Grundwalirheiten kônnen ihin für sein Ver- 
hàltnis zii Gott vollig genügend erscheinen. Er kann somit 
christlich sein, ohne notwendig aiich katholîscli oder 
protestantisch zii sein. 

Die frühere Staatengeschichte gah zwar den Staaten gc- 
wohnlich eine besondere konfessionellc Richtiing. Die ersten 
christlichen Staaten waren katholiscli oder arianisch, dann 
griechisch- oder rômisch-katholisch. Der mittelalterlichc Staat 
ist überall konfessionell gebunden. Audi nach der Re- 
formation waren die meisten curopàischen Staaten entschieden 
entweder katholisch oder protestaiitisch. Sie bekannten mit 
Naclidruck die besondere Form der christlichen Religion und 
nur wenige gab es, in welchen, wie in der schweizerischen 
Eidgenossenschaft‘^ und im Deutschen Reiche,-^ die 
Unmoglichkeit, die geteilten Bekenntnisse zu einigen oder 

2 Das Priiicip der Paritat vvurde in der Scliweiz zuerst ini Jahre 
1529 anerkaniit. VgJ. Bluntschli, Geschichte des schweizerischen 
Iliiiidesrechtes I, S. 327 fï.*, aber es gaît prahlisch nur in den gemeinen 
llerrschaften und in dem Blinde, nicht in den einzelneii Kantonen. 

3 Schon in dem ersten Keligionsfrieden miter Karl V. ist der Keini 
solcher Paritat zu erkennen, entwicliclt ist er in dem wes tfalisclieii 
Frieden von 1648. Vgl. besonders Aegidi, h'ürstenrat, S. 37 fr. 
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eines von beiden zur Herrschaft zu erheben, zur gleichmàssigen 
Anerkennung zweier oder dreier Konfessionen zwang. Nur 
sehr unvollstàndig und nur zur Not wurde dann das Princip 
der Pari ta t anerkannt. Erst soit der Erhebung Nord- 
amerikas wurde der Staat von der Konfession frei erklârt 
und die Konfessionslosigkeit als Princip des modernen 
Staates proklamiert. (Zusàtze zu der Unionsvcrfassung, Art. 1 
von 1789.) Der konfessionslose Staat ist darum ni dit reli- 
g ions 1 os und nicht gottlos. Er kann sogar, wic das in 
Europa und in Amerika noch immer der Fall ist, ein christ- 
licher Staat wenigstens insofern sein, als er in dem Christen- 
tum eine Grundlage seiner Civilisation und eine fortwirkende 
Macht verehrt, welche sein Verhâltnis zu Gott bestimmt und 
seine sittlichen Zustânde reinigt und heiligt.^ Nur ein dog- 
matisches Cliristentum mit seinen Bekenntnisformeln und 
seinen Bekenntnisfesseln ist unvereinbar mit dem konfessions- 
losen Staat, nicht aber das lebendige und wirksame Christen- 
tum. In diesem Sinn kann das Christentum die Religion 
eines Staates sein, der nicht mehr katholisch oder prote- 
stantisch ist, sondern die katholische und protestantische 
Kirche als gleichberechtigt anerkennt. 

Seit Pufendorf und Rousseau spricht man überdoni 
von einer Staatsreligion (religion civile) noch in einem 
andere^ Sinn. Da der Staat als eine Rechtsgeineinschaft 
Christen und Nichtchristen gleiches Recht gewâhrt, so kann er 
auch ftir seine staatlichen Verhâltnisse sich an die natûrliche 
Religion halten, als die gemeinsame Grundlage der ver- 
schiedenen Offenbarungsreligionen. Wenn der Staat, wie es 
Rousseau vorgeschlagen hat, selber die Fundamentalsàtze 
dieses gemeinsamen Gottesglaubens gesetzlich bestimmen will, 

4 J. P, Lange, Ueber die Neugestaltiing des Verbal tnisses zwischen 
Staat und Kirche (1848), S. 54: „Der Konfessionalismus hat fast in àhn- 
lichem Masse an dem Unglück der christlichen Staaten gearbeitet, wie das 
Christentum ihr Gedeihen, ihren Wohlstand und ihre Blüte begründete.“ 
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so verfâllt er aber neuerdings der Gefahr, die er vermeiden 
soll. Er spricht eine Formel aus, die vielen ungenûgend er- 
scheint. Er macht ein Bekenntnis zu einer Bedingung des 
Redites, wofûr es nicht passt, und bindet die âussere sicht- 
bare Rechtsordnung thôrichterweise an die unsichtbare Be- 
ziehung des menschlichen Geistes zu Gott. Die Annahme 
der natürlichen im Gegensatze auch zu der christlichen Offen- 
barungsreligion darf daher nur so gemeint sein, dass der Staat 
es den Individuen überlàsst, die leere Tafel je nadi ihrem 
besonderen Glauben auszufüllen. In diesem Sinne einigt er 
dann Christen und Niditchristen als Bürger in gleicher Weise, 
und wo er für sein politisches Leben der Religion nidit ent- 
behren kann, benutzt er diejenigen religiosen Anstalten, die 
sich ihm zunâchst für seine Zwecke darbieten, sei es in einer 
christlichen Kirche oder in einer jüdischen Synagoge, in einer 
Moschee oder in einem Buddhatempel. Eine derartige Auffas- 
sung der natürlichen Religion bringt den Staat in eine vollig 
unbefangene Stellung gegenüber allen Religionsgenossenschaften 
und allen religiosen Meinungen seines Landes. Er ist nirgends 
religiôse Partei, sondern lediglich Rechtsgemeinscliaft. Er 
kann auch unbedenklich die Fortbildung des Gottesbegriffes 
schützen und von ihr sich bereichern lassen. Wir konnen 
dieses System das der staatlichen Religionsfreiheit 
heissen. 

Einstweilen jedoch zeigen sich noch in den verschiedenen 
Staatsrechten die historischen Entwickelungsstufen und die 
Schwankungen in der religiosen Auffassung: 

1. Eine Reihe von europâischen Staaten bekennt noch 
eine bestimmte Form des Christentums; so Russland und 
Griechenland die griechische, Spanien, Portugal und 
bis auf die neuere Zeit die italienisclien Staaten die 
romisch-katholische, Scliweden und Norwegen die ev£yi- 
gelisch-lutherische Konfession, selbst England noch die der 
anglikanischen Kirche, neigt sich aber in seinen neueren 

Bluntschli, allgemeines Staatsrecht. 26 
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Gesetzen, wie das neue Kônigreich Italien, mehr und mehr 
dem System der christlichen Paritât oder der Religionsfrei- 
heit ZU.5 

2. Das einfach christliche (beziehungsweise paritâ- 
tische) System gilt ausser in Nordamerika vorzüglich in 
den deutschen Staaten und nun auch in Oesterreich und 
Preussen, obwohl jenes mehr zu dem Katholizismus, diese» 
mehr zum Protestantismus gravitiert, in Frankreich, in 
Holland, in Belgien, in dem schweizerischen Blinde.^" 


5 Ru s si SC hcr Codex 1, §.40. BeiFoelix, Revue étraug. et Iran 
111, S. 706. Griechisclie Vcrf. Art. 1: „Dic herrschende Religion in 
Griechenland ist die der orthodoxen christlichen Kirche des Orients. 
Jede andere anerkannte Religion wird gediildet und ihr freier Kultus- 
durch die Gesetze gcschützt.“ Noch im Jahre 1848 erklârte die Ver- 
l’assung von N eapel (Art. 3), dass ausser der katholischen keiner andercn 
Religion ein Kultiis geslattet werdc, Spanische Vert*., Art. 11: „Die 
Nation verptlicbtet sich, den Kultus und die Diener der katholischen Re- 
ligion, welche die Spanier bekennen, zu unterhalten.“ Portugicsische,, 
Art. 6: „Die romisch-kaûiolisch-apostolische Religion wird fortwâhrend 
die Religion des Konigreichcs sein; aile übrigen Religionen sind den 
Fremden mit h’âuslichem Gottesdienste gestattet, ohne ausserliclie Zeichen 
und Tempel.“ Norwegische, §. 2: „Die evangelisch-lutherische Re- 
ligion verbleibt die offentliche Religion des Staates. Die Einwoliner, die 
sich zu ihr bekennen, sind verpllichlet, ihre Kinder in dcrselben zu er- 
ziehen. Jesiiiten- und Moiichsorden diirfen nicht geduldet werden. Juden 
ist, wie bisher, der Eintritt im Reich versagt.“ [Der letzte Satz ist durch 
Gesetz #^om 21. Jiili 1851 aufgchoben worden.] üeber Engl and vgl 
Gladstone, Der Staat in seinem Verhâltnis zur Kirche (übersetzt von 
Treuherz 1843). [üeber die Rech_^stellung der anglikanischen Kirche 
zu dem Staate in Engl and s. Gneist, Englisches Verwaltungsrccht 
(3. Aull.), S. 1043 fï.] In Frankreich hatte noch die Veri’assung von 
1814 (Art. 6) erkl'ârt: „Die roraisch-katholische Religion ist die Religion 
des Staat es. “ 

6 Deutsche Bundesakte von 1815, Art. 16: „Die Verschiedenheit 
der christlichen Religionsparteien kann in den Landern und Gebieten des 
deutschen Bundes keinen Unterschied in dem Geiiusse des bürgerlichen 
und politischen Rechtes begründen.“ Bayerische Vert*. IV, §. 9: „Die 
ii^ dem Konigreiche bestehenden drei christlichen Kirchengesellschaften 
geniessen gleiche bürgerliche und politische Rechte.“ Preussische, 
Art. 14: „Die christliche Religion wird bei denjenigen Einrichtungen 
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3. Nur ganz vorübergehend in der Erhitzung des Revo- 
lutionsfiebers bat die franzôsische Repiiblik aile Religion 
verworfen und den Staat als „gottlos“ (l’État est athée) er- 
klârt. Robespierre selbst hat die Verehrung des „hochsten 
Wesens" (Être suprême) wieder für notig erachtet und einen 
Versuch gemacht, wenigstens zur natûrlichen Religion zurück- 
zukehren. 

4. Mehr oder weniger deutlich zeigt sich ein derartiges 
Streben, für die Rechtsverhàltnisse sich nur an die natür- 
liche Religion des Gottesglaubens zu halten und die staat- 
liche Religionsfreiheit durchzufûhren , in der neueren Praxis 
einzelncr vorgeschrittener Staaten. Aber zu einer klaren Aus- 
sprache ist dieses Princip noch in keiner Verfassung gclangt, 
wenn wir nicht die nordamerikanische hierher rechnen 
dürfcn.’^ 

(les Staaies, vvelche mit der Religionsübiing im Ziisammenhange steheii, 
nnbeschadet der im Art. 12 gewôhrleisteten Religionsfreiheit, znm Griinde 
gelegt.“ In Oesterreicli liât die Gesetzgebung mehrfach zwischen der 
konfessionellen nnd der paritatischcn Ricbtnng geschwankt. Die Grund- 
rcchle von 1849 (§. 2) sprachen sich für die letztere ays, das Konkordat 
von 1855 îibcr begünstigte wieder die ersterc. Das Protestantcngesetz 
vom 8. April 1861 suchte hiiiwieder den protestai! üschen Kirchen gereclit 
zu werden, und die voile Anerkennung der Religionsfreiheit [fand erst 
in dern Staatsgrnndgosetz vom 21. Dezember 1867 über die allgemeinen 
Redite der Staatsbürger (Art. 14, 16) ihren Ansdrnek]. Hollandischc 
Verf., Art. 165, 168. lielgische. Art. 14,15. Sch weizerisch j Riindes- 
verlassiiiig von 1848, Art. 44: „Die freie Ansübung des Gottesdienstes 
ist den anerkannten christlichen Konfessionen im ganzen Um- 
fang der Eidgenossenschaft gewahrleistel. Den Kantonen, sowie dem 
Blinde bleibi vorbehalten, für Handhabung der otfentlichen Ordniing und 
des î’riedens unter den Konfessionen die geeigneten Massnahmen zu 
trefren.“ Franziisische Charte von 1830, Art. 6: „Die Diencr der 
romisch-katholisch-apostolisclien Religion, zu welclier sich die Mehrheit 
der Franzosen bekennt, uud jene der übrigen christlichen Religionen er- 
halten ihre Besoldiingen ans dem Staatsscliatze.“ Verf. von 1848 (Art. 7) 
noch abstrakter. 

7 Verfassungsgesetz der Ver. Staaten von Amerika von 1789; „Der 
Kongress darf kein Gesetz zur Einführiing einer Staatsreligion oder zur 
Verhinderung der Religionsfreiheit erla8sen.“ 
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Das Bekenntnis oder die Uebuiig einer Religion von 
seiten des Staates selbst, und insbesondere der christlichen, 
àussert sich in folgenden Wirkungen: 

1. In der religiôsen Feier, durch welche grosse Vor- 
koramnisse im staatlichen Leben eingeleitct oder begleitct 
und neue Einrichtungen gebeiligt werden, z. B. der Gottes- 
dienst vor Erôffnung der Versammlung des gesetzgcbenden 
Kôrpers, bei dem Thronwechsel, bei Einftihrung einer neuen 
Verfassuug, die offentlich angeordncten Gebete in Kriegs- 
oder in anderer gemeiner Not, die natioiialeii Buss-, Dank- 
und Erinnerungsfeste u. dgl.^ Niclits macht don sittlicheii 
Charakter des Staates anschaulicher und stârkt die moralischcn 
Kràfte, die fûr sein Wohl thàtig sind, mehr als die religiose 
Weihe und Erhebung, um die der Staat Gott selbst bittet; 

2. in der Anpassung der Gesetze an don Geist und 
die Anforderungen des Christentums; 

3. in den staatliclien Anstalten und Verwendungen 
zur Erhaltung, Fôrderung und Ausbreitung des Christentums; 

4. in der Bestrafung von Haudlungen oder Aeusse- 
rungen, durch welche der christliche Gottesdienst oder ein 
anderer religioser Kultus in friedenstôrender Form angegriffen 
oder der religiose Volksglaube offentlich verhôhnt wird; 

5. in der wichtigen Institution des E ides; es muss aber 
der Staat auch den Nichtchristcn eine ihrer Religion an- 
gemessene Form des Eides zulassen und die individuelle 


8 Edm. Burke, Bctrachtungen über die Iraiizosische Révolution: 
„Die Heiligung des Staates durch staatlich-religiose Anstalten ist nôtig, 
um mit heilsamem, ehrwürdigem Schauer auf freie Bürger zu wirken^ 
ist ihnen, die zur Erhaltung ihrer Freiheit einen hoheren Grad von Macht 
besitzen müssen, nôtiger als den Vblkcrii, die durch ihr Joch im engen 
Kreise hâuslicher Sorgen und h'âuslicher Angelegenheiten beschrankt sind. 
Wer Gewalt besitzt, sollte um so tiefer, inniger den Godanken rühlen, 
dass Gewalt ein anvertrautes Gut, ein Gut ist, lur dessen Verwaltung 
man einst zur Rechenschaft erscheint vor dem grossen, allraachtigen 
Richter, dem Herrn und Schopfer aller Gesellschaft.” 
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Religion in anderen achten, indem er dem Geiste seiner Re- 
ligion folgt; 

6. in vielen Staaten auch in dem Erfordernisse christ- 
lichen Bekenntnîsses derer, welche berufen werden, die Re- 
gierung im Staate und die Rechtspflege zu verwalten.^ Diese 
Anwendung des Principes ist übrigens auch für den christ- 
lichen Staat nicht notwendig. Wo grosse Bestandteile des 
Volkes einem anderen als dem christlichen Glauben zugethan 
sind, wâre es unnatürlich und ungerecht, ihre Glieder von 
jeder Teilnahme an der Regierung und Rechtspflege auszu- 
sclîliessen, da nicht bestritten werden kann, dass auch Nicht- 
christen gut regieren und gerecht richten kônnen. Der nord- 
amerikanische Grundsatz, dass das religiôse Bekenntnis bei 
Besetzung der Aemter und Stellen nicht in Betracht komme, 
der neuerdings auch in manchen europàischen Staaten ge- 
billigt worden ist und dem modernen Rechtsbewusstsein vor- 
züglich zusagt, geht von der Voraussetzung des konfessions- 
losen Staates aus. Dass aber auch da wenigstens das Er- 
fordernis der natürlichen Religion vorausgesetzt wird, ergibt 
sich aus der Vorschrift des Verfassungseides, welche dem er- 
klârten Atheisten gegenüber keinen Sinn hat. 


Fünftes Kapitel. 

HT. VerhRltnis des Staates zur Kirche. 

Es ist eine gemeinsam anerkanntc Ordnung aller christ- 
lichen Vôlker, dass Staat und Kirche als zweierlei 

y Vgl. oben lid. I, Biich 2, Kap. 22. Im Gegensatze dazu das 
nordamerikanische Princip [ünionsverfassuiig, Art. 6, §. 3]: „Nie- 
mand kann ein Glanbensbekenntnis als Erfordernis zur Erlangiing eines 
Amtes oder einer Stella mit üffentlicher Gewalt abgefordert werden. “ 
Story^ Bundesrecht Bd. III, S. XLIII, §. 261, und in Mittermaiers 
Zeitschr. für d. Ausl. IX, S. 15. 
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wesentlich selbstândige Gemeinschaften anerkannt 
sind. Nur vorübergehend in Momenten heftiger und krank- 
hafter Erregung ist diese Grundwahrheit von einzelnen Vôlkern 
verworfen, sonst nur von fanatischen Schwârmern oder trâu- 
merischen Philosophen geleugnet wordeii. Auf ihr beruht vor- 
nehmlich die moderne Gesittung und Freiheit. 

Dagegen wurden über das Verhâltnis des Staates zur 
Kirche in verschiedenen Zeiten und unter verschiedenen Yol- 
kern mannigfaltige Système geltend, und auch unscre Zeit 
scheint über diese Frage nocli nicht zu einer Vcrstândigung 
gelangt zu sein. Folgende Hauptsysteme lassen sich auf histo- 
rischem Wege erkennen: 

1. Als das Christentum zuerst aus dein gedrückten Zu- 
stand einer verfolgten Religion zu einer von dem Stâat an- 
erkannten erhoben wurde, in dem romiscb-griechischen 
Kaiserreiche, da wurde die Kirche auch sofort zur Staats- 
kirche im strengsten Sinne des Wortes. In den âusseren 
Formen und in den Begriffen des Staates wirkte noch die 
antikrômische Ansicht nach, welche die Religion als eine 
Seite des ôffenüichen Lebens betrachtet, die Hcrrschaft über 
dieses aber ganz und gar in dem Staate konzcntriert. Der 
Kaiser, als das absolute Oberhaupt des Staates, übte zu- 
gleich auch die hôchste Màcht über die Kirche aus. ^ Der 
Kaiser erliess Gesetze zum Schutze und zur Fôrderung der 
Kirche, aber nicht minder über die Yerfassung und den Kultus 
der Kirche und selbst über die-Dogmen derselben und über 
und wider die Hiiretiker. Er berief die Konzilien der Bischofe, 
leitete dieselben durch seine Kommissarien , bestâtigte ihre 
Beschlüsse und gab denselben erst dadurch légitimé Autoritàt. 
Der Kaiser war somit das àussere Oberhaupt auch der 
Kirche wie des Staates. 

Indessen nur das âussere Oberhaupt. Der Kaiser war 

1 Am schârfsten ist der Ausdruck des Kaisers Léo, des Bildersttir- 
iners: 6rt v.ai iëo%vq eluL Gregorovius, Rom V, 263. 
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doch als Christ genôtigt, anzuerkenneii, dass der christliche 
Glaube nicht auf seiner Autoritat beruhe, sondern auf der 
hôheren Christi. Er koiinte nicht anders, er musste in den 
Bischôfen, den Nachfolgern und Geweihten der Apostel, auch 
die vorzüglichen Zeugen und Trâger der christlichen Lehre 
crkennen. Nicht weil ihm ihre Dogmen gefielen, gebot er 
deren Beachtung, sondern weil und soweit er dieselben als 
die wahren christlichen erkannte. In den Zeiten der Verfol- 
gung schon war für die religiôse Gemeinschaft der Christen 
eine Ordnung der christlichen Aemter gegründet worden, ge- 
trennt von den Staatsàmtern. 

Es war ein Klerus entstanden, dessen eigentliche Mission 
doch nicht, wie der Beruf der Staatsbeamten, von dem Kaiser 
abgeleitet ward; dieser Klerus suchte auch in seiner Erschei- 
nung nach einer Einheit ausser dem Staatshaupte, wie er 
in Christus, dessen Dienst er sich geweiht hatte, die von dem 
Staate unabhàngige geistige Einheit besass. Die Gemeinschaft 
der Synoden war eine Form solcher Einheit; aber nur in 
seltenen Momenten traten diese zusammen. Die fünf Patri- 
arche n an der Stelle der Apostel, der Bischof won Rom vor- 
aus, der Nachfolger des Apostels Petrus, der in der ersten 
Hauptstadt des christlichen Weltreiches und zugleich ferner 
von dem Hofe des Kaisers residierte, sodann die Bischôfe von 
Konstantinopel, Alexandria, Antiochia und Jérusalem, die im 
wesentlichen gleiche Ehre mit dem romischen Bischof ge- 
nossen, hatten das erhohte Ansehen der Vàter der Kirche 
nnd vertraten die religiôse Einheit und Selbstândigkeit der 
christlichen Kirche selbst dem Kaiser gegenüber, aber sie 
waren sàmtlich der Gerichtsbarkeit des Kaisers unterworfen. 

So waren für die politische und rechtliche Gemeinschaft 
einerseits und für die religiôse andererseits zwei in dem 
Princip ihres Daseins, in der Ordnung der Aemter und in 
den Aufgaben und Mitteln ihrer Wirksamkeit vollstândig 
gesonderte Organismen da. Nur in der hôchsten Spitze 
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ihrer àusseren Macht einigten sie sich in dem christlichen 
Kaiser, und durch ihn wurde die âussere Herrschaft 
des Staates über die Kirche und der Charakter der Kirche 
als Staatskirche dargestellt und behauptet. Aber der Staat 
war ait geworden und trotz der formellen Allmacht innerlich 
schwach ; und die Kirche war noch jung, voll frischer, gesunder 
Triebe und, obwohl âusserlich abhàngig von der Staatsauto- 
ritàt, an Geistesmacht dem Staate überlegen und auf dem 
Wege auch ihre Selbstândigkeit zu erkàmpfen. 

Wir begegnen diesem System der Staatskirche, an 
deren Spitze das Staatshaupt steht, noch in unserer Zeit. 
Am âhnlichsten der byzantinischen Form und in voiler Kraft 
besteht es noch im russischen Reiche, nur mit dem wich- 
tigen Unterschiede, dass der russische Staat voll aufstrebender 
Jugendkraft und im Wachstum begriffen ist, die Kirchengewalt 
in der Hand des russischen Kkisers daher auch energischer 
geûbt wird als früher in der des byzantinischen Kaisers.'^ 

An die Stelle des heterodox gewordenen rômischen Bi- 
schofs wurde der Metropolit von Moskau 1588 zum Patriarchen 
der orientalischen Kirche erhoben und dadurch die Fünfzahl 
(les Patriarchats ergânzt. Seitdem aber der Zar Peter (1700) 
die Besetzung des russischen Patriarchenstuhls verhinderte, 
wurde das Kirchenregiment abhângiger von dem Zar, der in 
dem heiligen Synod einen aus Geistlichen und weltlichen Be- 
amten z\isammengesetzten Oberkirchenrat des Reiches ernannte. 
Die griechisch-katholische Kirçhe in Russland ist heute noch 
eine privilegierte Staatskirche. Ihr Klerus teilt sich in die 


Ru s si s cher Codex bei Foelix, Revue étrangère et française 
III, S. 707, 1, §. 42: „Der Kaiser ist der oberste Beschirmer und Be- 
wahrer der Dogmen der Staatskirche. Er wacht über die Beachtung der 
Orthodoxie und der Disciplin in dem Kirchendienst." §. 43: „Bei Ver- 
waltung der kirchlichen Angelegenheiten handelt das Staatsoberhaupt 
durch Verraittelung der heiligen, von ihm geordneten Synode.“ Vgl. 
Fichier, Geschichte der kirchlichen Trennung zwischen dem Orient 
und Occident, 2 Bde. München 1864. 
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meistens verheirateten Popen (weisse Kleriker), die nahezu 
zii einer erblichen, aber unwissenden Priesterkaste geworden 
sind, und in die ehelosen Mônche (s chwarze Kleriker), die 
in Klôstern leben und eher Bildung besitzen, aus denen die 
Bischôfe meist genommen werden. 

In England gab es ebenfalls eine Zeit, in welcher der 
Kônig auch als Oberhaupt der englischen Kirche (supremum 
caput ecclesiae, quantum per Christi legem licet) galt^ und 
einem Papst nicht unâhnlich in kirchlichen Dingen herrschte, 
die Zeit Heinrichs VIIL Das waren aber nur vorûber- 
gehende Verirrungen, und der Supremat des englischen 
Kônigs hat sich im Verfolge der Zeit doch wesentlich dem 
System genàhert, das wir als Hoheit (Vogtschaft) des 
Staates über die Kirche bezeichnen konnen. 

Die Mangel des ersteren Systems, das in unserer an 
Widersprüchen so fruchtbaren Zeit auch wieder Verfechter 
gefunden hat,^ sind aber so gross in theoretischer Beziehung, 
als sie schwer empfunden werden im praktischen Leben. 
Eine derartige Einigung von Staat und Kirche, deren innere 
Selbstàndigkeit beiderseits zugegeben weiilen muss und 
die auch ausserlich als zwei organische Gemeinschaften 
sich darstellen, in einer Person, in dem Staatshaupt, macht 
an und für sich schon den Eindruck einer Missgeburt: zwei 
Leiber und ein Kopf.^ Da überdem das Staatshaupt seinern 

3 Gladstone a. a. O., S. 295. 

* üntcr den Reformatoreii hat Zwingli sich demselben zugeneigt, 
freilich mit der ausgesprochenen Forderung, dass das Staatsregiment ein 
christliches (reforraiertes) sei. Vgl. Lange, IJeber die Neugestal- 
tnng des Verhàltnisses von Staat und Kirche, S. 15 ff. 

5 Diese ünnatur hatte Napoléon sehr wohl gefühlt und bezeichnet, 
als ihm der Vorschlag gemacht wurde, sich an die Spitze einer Iran- 
zosischen Nationalk ir che zu stellen. Er verwarf den Gedanken als 
einen ebenso eiteln als verachtlichen ; „VVie, er ein Mann des Krieges, 
mit Degen und Sporn, in Schlachten gross, sollte sich zum Haupt der 
Kirche machen, die Kirchenzucht und den Glauben ordnen ! Wollte man 
ihn so verhasst machen wie Robespierre, der den Kultus „des hôchsten 
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Wesen nach dem Staatskôrper angehort und von dessen Geist 
erfüllt ist, so liegt darin auch eine übertriebene Herrschaft 
des Staates tiber die Kirche und eine inangelhafte Einigung 
und Vertretung dieser. 

Die Konzentration solcher Doppelautoritàt und Doppel- 
macht in einem Haupte war überall entweder die Folge oder 
der Grund eines absoluten Despotismus, der jede freiere Ke- 
gung unterdrückt und eine hôhere humane Gesittung nicht 
aufkommen lâsst. Wird den Vôlkern und den Individuen der 
Trost genommen, aus der Bedrângnis des Staates in die Arme 
der Kirche zu flüchten und vor der Beàngstigung und Ver- 
folgung der Kirche bei dem Staate Schutz zu finden, so sind 
sie in manchen Fâllen der Verzweiflung preisgegeben. Die 
politische Knechtschaft wird durch die Autoritât der Kirche 
geheiligt, die kirchliche Beengung der Gewissen durch die 
Gewalt des Staates mit eisernen Fesseln verschârft. Eine der 
wichtigsten Ursachen der hôheren und freieren Kultur des 

Wesens“ erfuiuien, oder so laclierlich wic Laréveillère-Lépaux, den Er- 
liiider der Theophilantliropie. Wer würde ilim folgen? Wer die Ilerde 
seincr Glaubigen bilden? Sicher nicht die wahrliaft glâubigen Christcn, 
nicht die Mehrzahl der Katholiken, welchc nicht einmal den geweiliteii 
Priestern folgen wollten, die sich halten zu schulden koramen lassen, 
ciiien von dem Staatsgesetz vorgeschriebenen Eid zu schwbren. Es wür- 
den ihrn folgen eine Anzahl schlechter Geistlichcr, eine Anzahl eiit- 
laufener jonche, Anhanger der Klubs und im Skandal lebend, die von 
dem Haupte der neuen Kirche die Erlaubnis zur Heirat der Priestcr er- 
wartcte. Und einer solchen Kirche wollte man den Sieger von Marengo 
und Rivoli, den Hersteller der bürgerlichen Ordnung zum Haupte gebenV 
ihn so tief erniedrigen? — Aber gesetzt, es gelànge das Unmogliche und 
mit seiner ohnehin unermesslichcn weltlichen Macht würde der erste 
Konsul auch die geistliche vereinigen, so würde er zum unertraglichsten 
der Tyrannen, er würde zum Herrn werden tiber den Leib und die Seele -, 
dem türkischen Sultan ahnlich, welcher zugleich Haupt des Staates, der 
Arraee und der Religion ist! Ueberdem der Versuch wâre ein vergeb- 
licher, seine Tyrannei würde zum Gegenstande des Spottes werden, statt 
einer Kirche ware nur eine neiie Glaubensspaltung und die dummste 
von allen die Frucht solcher Bemühungen.“ Thiers, Histoire du Con- 
sulat Tll, S. 165. 
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Occidents vor dem Orient liegt jedenfalls in der ausgebildeten 
Zweiheit und Gesondertheit des Staates und der Kirche, und 
eine der sichersten Stützen orientalischer Despotie in der 
Einigung der obersten Staats- und Kirchengewalt in einem 
Herrscher. Aus diesem Grund vornehmlich steht der moham- 
medanische Staat so sehr hinter dem christlichen 
zurûck. 

2. Sehen wir ab von der Période der frànkischen 
Monarchie, welche den Uebergang aus der rômisch-griechischen 
Vorstellung in die eigentlich mittelalterliche und zugleich 
wieder, wie au ch mit Bezug auf die Institution des Parla- 
mentes, ein vorbildlicher Versuch war, das Verhâltnis in 
der Weise zu gestalten, wie sie nach vielen Jahrhunderten 
erst zur Geltung gekommen ist, so werden wir im Mittel- 
alter zwei vollstândig ausgebildete Organismen gewahr, beide 


fi Bluntschli, Studien über Staat und Kirche, S. 135: „Chrislus 
halte jederzeit scharf unterschieden zwischen Staat und Kirche. Moham- 
med ist gleichzeitig Kircheii- und Staatsniann und eben deshalb weder 
das eine noch das andere im hochsten Sinne des Wortes. Nur an der 
Einheit Gottes hielt er fest; ailes übrige, die ganze Welt mit iliren 
Ocgeusiitzen und in ihrer Mannigfaltigkeit, warf er unter- und durch- 
einander, ohne Scheiduiig, an ein en Haufen, über den sich nur eine 
hüchste Gewalt als Spitze erhob, der Statthalter Gottes auf Erden. Es 
gibt streng genommen keine Kirche des Islam und keinen Staat der 
Kalifen. Was aus diescr grossen Mischung von religibscm und politi- 
schem Dasein hervorging, war ein einheitliches Reich, aber nicht 
weder eine Kirche noch eiii Staat: „Das Reich ist Gottes, er gibt es, 
wem er will; die Erde ist Gottes, er gibt sic, wem er will.“ Das ist 
der einfach religios-politische Satz, von dem der Islam ausging. Der 
Grundcharakter dieses Reiches ist nicht die Theokratie im eigentlichen 
Sinne. „Kicht Gott selbst lierrscht unmittelbar, sondern ein Mens ch 
herrscht, aber im Namen Gottes und mit gô ttlicher V ollmacht. 
Er herrscht wie der einige Gott.“ Eine gu te Darstellung der moham- 
medanischen Doktrin hat neuerlich Eisenhart gegeben. „Dic Staats- 
systeme der Gegenwart," Bd. I. Die neueren Relbrmen in der Türkei 
folgen zwar der modernen Zeitrichtung, die zwischen dem Gebiet des 
Staates und der Kirche die Sonderung zu vollziehen strebt, haben aber 
wenig Aussicht auf Erfolg. 
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(1er Idee nach die gesamte Christenheit umfassend, jede von 
beiden mit eigenem Haupte. Nur an der Spitze des welt- 
lichen Reiches stand der Kaiser, an der des geistlichen nun 
der Papst. 

Darûber, dass die beiden Reiche wesentlich selbstândig 
und verschieden seien, war nun die Welt einig. Die Kaiser 
dachten nicht mehr, die Kirche als âusserliche Anstalt dein 
Organismus des Staates einzufügen und gewissermassen als 
eine besondere Abteilung der Staatseinrichtungen dem Staate 
unterzuordnen ; und die Pàpste vermassen sich selbst auf dem 
Zenith ihres Ansehens nicht, den Staat als ein Glied des 
kirchlichen Organismus zu erklâren und der Kirche einzuver- 
leiben. Die Lehre, dass Gott zwei Schwerter als Zeichen 
der obersten Macht verliehen habe, ein weltliches und ein 
geistliches, und dass jenes dem Kaiser, dieses dem Papste 
zukomme, ^ war eine gemeinsame Meinung der Ghibellinen und 
der Guelfen. 

Die beiden Orgdnismen waren auf das engstc verbun- 
den und nocli an mancher Stelle g émis dit. Gemeinsam 
umschlossen and beherrschten sie ailes Volk. Wer als Brecher 
des bfîentlichen Friedens von den Gerichten des Konigs in 
die Acht gethan und so ausserhalb der Rechtsordnung ge- 
setzt worden war, der wurde, wenn er nicht mit dem Staat 
sich versôhnte, durch den Kirchenbann auch aus der reli- 
giosen Gemeinschaft ausgeschlossen. Er verlor mit dem irdi- 
schen Rechte auch die IIofFnung auf den himmlischen Frieden. 
ümgekehrt, wer als Unglàubiger in den Bann der Kirche 
gekommen war, verfiel, wenn sich nicht die Kirche durch seine 
Reue erweichen liess, in die staatliche Acht.® Der Fluch 


■î Sachsenspiegel 1, 1. Siehe oben Bd. I, Buch 1, Kap. 4. 

8 Sachsenspiegel I, 1: „Dit is de beteknisse, svat deme pavese 
widersta, dat he mit geistlikeme rechte nicht gedvingen ne mach, dat it 
de keiser mit wertlikem rechte dvinge deme pavese gehorsam to wesene. 
So sol ok de geistlike gewalt helpen deme wertlikem rechte, oft it is 



Fünftes Kapitel. III. Yerhâltnis des Staates zur Kirche. 


413 


der Kirche zog aucli den üntergang ailes Rechtes auf Erden 
nach sicli. Die vereinte Gewalt beider Màchte war in der That 
furchtbar und erscbien unermesslich. Weder im Leben nocb 
im Tode konnte man ihr entgehen. 

Ueber das Verhàltnis beider Màchte zu einander aber 
wurde der grosse Streit des Mittelalters geführt. Damais 
waren die Kaiser geneigt, auf das altéré Recht ihrer Uebcr- 
ordnung Verzicht zu leisten und sich mit der Gleichstel- 
lung zu begnügen, aber die Pâpste behaupteten nun umge- 
kehrt Ueberordnung des geistlichen über das welt- 
liche Reich. In der That war im Mittelalter die rômische 
Kirche in wesentlichen Beziehungen dem germanischeii Staatc 
ûberlegen. Sie war es an Umfang und Einheit, demi sie um- 
fasste wirklich und einte die ganze abendlàndische Christen- 
heit; der Kaiser aber stand nur dem Range nach über den 
anderen Konigen und Fürsten, es gab in Wahrheit kein einiges 
abendlàndisches Staatenreich, sondern eine grosse Zahl mannig- 
faltiger von einander unabhàngiger Staaten. Sie batte nicht 
allein die Autoritât der Religion für sich, sondern aile Macht 
und aller Einfluss der Wisscnschaft und *der antiken 
Kultur war in ihre Hand gelegt. Es gab keine weltliche 
Wissenschaft mehr, die dem Staate hàtte dienen und sein 
Bewusstsein stârken konnen. Desto eher konnte die Kirche 
ihre hohere Berechtigung auch in den Ideen darstellçn und 
durch die Ideen siegen. Ihr Reich, sagte sie, sei das Reich 
des Geistes, der Staat das des Leibes. In der That, wenn 
Kirche und Staat sich wirklich zu einander verhielten wie 
Geist und Korper, so wâre nichts gewisser, als dass der 
Kirche nicht bloss die Hoheit, sondern sogar die Herrschaft 
über den Staat gebührte.^ Einzelne inàchtige Papste 

beclarf.“ III, 63, §§. 1 und 2; „Ban scadet der sele unde ne iiinit docli 
niemarine den lil‘, noch ne kreriket niemanne an lantrechte nocli an len- 
reclite, dar ne volge des koninges a ch te na.“ 

9 Schon Gregor VIL verteidigte so die Meinung, der Papsi sei 
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versuchten es, diese Oberherrschaft zu verwirklichen. Sie 
behaupteten geradezu, dass die geistliche Leitung die welt- 
liche im Princip in sich schliesse und dass der Kaiser, der 
die weltliche Gewalt ausübe, nur ein Vasall der Kirche sei. 

über dem Kaiser, gegeii Kaiser Heinrich IV. Er schrieb (Ep. IV, 3. 
Vgl. Phillimore, Intern. Law II, 203) an die deutsclie Nation: „Non 
ultra piitet sanctam Ecclesiam sibi subjectam, scd praelatam ac D o mi- 
nu m“. Er berief sich darauf, dass aucli der Kaiser zu den Schafcn ge- 
hôre, über welche Pelrus zum Hirten gesetzt sei (Ev. Joh. XXI, 15 — 17); 
wogegen freilich der Kaiser dem Papste erwidern konnte, dass ebenso 
dicser in weltlicher Beziehung ein Unterthan des Kaisers sei. Am voll- 
standigsten und scharfsten wird die Ueberordnung des Papstes über den 
Kaiser von Innocenz III. behaiiptet c. 6. X. de inajoritale et obe- 
dientia (I, 33) v. J. 1201. An den ostromischen Kaiser, der das ent- 
gegengesctzte Princip vertrat: „Non negamus, qiiin praecellat imperator 
in teraporalibus illos duntaxat, qui ab eo suscipiunt temporalia: sed 
pontifex in si)iritualibus antecellit, quae taiito sunt temporalibus digniora, 
quaiito anima 'praefertur corporù Praetcra nosse debueras, quod fecit 
Deus duo magna Luminaria in firmamento coeli: luininarc majiis ut prae- 
essct diei, et luminarc minus ut x>raeesset nocti. — Deus duas instituit 
dignitates, quae sunt pontiticalis autoritas et regalis potestas. Sed ilia 
quae praeest diebus id est spiritualibus major est, quae vero carnalibus 
minor: ut quanta inter soUm H lunanit tanta inter pontifices et reges 
difTerentia cognoscatur.“ Sogar der Kaiser Friedrich II. nahm das Bild 
au und gestand zu, dass die Kirche fur die Seelen und der Staat nur 
fiir die leiblichc Wohliahrt zu sorgen habe (Laurent, Hist. du droit des 
gens VI, 3, 27). Und Innocenz IV. schrieb: „Non solum pontificalem, 
sed regalem constituit principatum (Christus), beato Petro e. jusque suc- 
cessorilinis terreni simul ac coelestis imperii commissis habenis, quod in 
X)luritate clavium competenter innuitur.“ Die papstliche Parte! liess 
daher beide Schwerter erst dem JPapste von Gott verleihen und das 
weltliche nur durch Verniittelung des Papstes an den Kaiser kommen, 
eine Ansicht, welche von dem Sachsenspiegel verworfen, aber von dem 
Schwabenspiegel anerkannt wurde, Bonifaz VIII., Decr. Unam sanctam: 
„Uterque ergo est in potestate Ecclesiae, spiritualis scilicet gladius et 
materialis. Sed is quideni jiro Ecclesia, ille vero ab Ecclesia exercendus. 
Ille Sacerdotis in manu Regum et railitum, sed ad nutus et patientiam 
Sacerdotis.“ Indessen der Konig PhilippIV. verbrannte die Bulle, die 
gegen ihn gerichtet war 1302, und der gefàlligere Papst Cl em en s V. er- 
massigte ihren Inhalt 1306. Die Bulle In Coena Domini vonGregorXI. 
von 1370, mit ahnlichein Inhalt, von dem franzosischen Parlamente nicht 
anerkannt, wird noch heute alljahrlich am Ostersonntag in Rom verlesen. 
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Der mônchische Gregor VIL, freilich erst nach dem Tode 
Kaiser Heinrichs III., der noch kraft kaiserlicher Machtvoll- 
kommenheit Pâpste ein- und abgesetzt batte, und der juri- 
stische Innocenz III. iiahnien beide die Doppelgewalt über die 
Seelen und die Leiber für die Kirche in Ansprucli und ge- 
statteten dem Staat nur die Ausübung der letzteren unter ihrer 
Oberaufsicht. Wichtige staatsrechtliche Folgen dieser kirch- 
lichen Oberherrlichkeit waren: 

1. die herrschende Autoritàt des kanonischen 
Rechtes, d. h. aller der Rechtsnormen, welche die Hiérarchie 
des Glaubens wegen und mit Rücksicht auf ihre Verfassung 
für notwendig erklarte; 

2. die Ueberordnung des Klerus über den Laien- 
stand und die Immunitâten des ersteren von der Staats- 
gewalt und Staatshoheit; 

3. wer mit Recht in des Papstes Bann gekommen war, 
der konnte nicht zum Konig gewâhlt werden, und 
wenn der Kaiser am Glauben zweifelt, so wird er in den 
Bann gethan. Verharrt er im Ungehorsam, so verliert er 
Krone und Reich. Die ünterthanen werdeü ihrer Pflicht 
zum Gehorsam gegen ihn entbunden;*'^ 

10 Vgl. darüber Laurent, Histoire du droit ries gens, Bd. VI : L’em- 
pire et la papauté. Innocenz IIL, Ep. II, 209; „Dominus Petro non 
solum nniversam Ecclesiam, sed totum reliqiiit seciilum gnbernaridum.“ 
Innocenz IV.: „Non solum pontificalem, sed regalem constituit princi- 
patum, beato Petro ejusqiie successoribus terrcni simul ac coelestis im- 
perii commissis liabenis.“ Laurent, L’Eglise et l’Etat, la Reforme. 
S. 164. Brux. 1860. fVg], jetzt namentlicli Gierke, Genossenschafts- 
recht III, 519 ff.) 

it Sachs en spiegel III, 54, 3: „Die in des paves ban mit redite 
komen is, den ne mut man nicht to koninge kie8en.“ 

1'^ Sachs en spiegel III, 57, 1; „Den keiser ne mut de paves 
noch neman bannen seder der tiet dat he gewiet is, ane umme dre sake, 
of he an ’rae geloven tviflet oder sin echte wif lat, oder gotes hus 
tostoret.“ Mit Berufung auf den Spruch; „Was ihr biiidet“ wurden auf 
dem Konzil zu Lyon die Volker ihres Eides gegen Kaiser Friedrich IL 
entbunden. 
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4. die Pflicht der weltlichen Obrigkeit, das Christentum 
und den orthodoxen Glauben auszubreiteii und jede 
Ketzerei mit Feuer und Schwert auszurotten. 

Iiidessen so sehr die Kirche geistig überlegen war, so 
war doch sogar im Mittelalter diese Kirchcnherrschaft nicht 
vollstàndig durchzuftihren. 

Die weltlichen Gerichte fügten sich doch nicht unbedingt 
den kirchlichen Satzungen. Der tapfere Ritter Eike von 
Repkow schrieb in seinem Sachsenspiegel (I, 3, 3) das ktihne 
Wort; ^Auch der Papst kann kein Redit setzen, womit er 
unser Landrecht oder Lehnrecht schâdigt (àrgert).“ Der 
fromme Kônig von Frankreich, Ludwig IX., wies seine Gerichte 
an, zuvor zu prüfen, ob der Gebannte mit Recht gebannt sei, 
wenn sie die Acht verhàngen. Gegen die Uebergriffe der 
geistlichen Gerichte in die weltliche Gerichtsbarkeit wehrten 
sich die weltlichen Gerichte mit kràftigen Mitteln. Die Kônige 
liessen sich nicht ohne Kampf die Bannung gefallen, und die 
Unterthanen blieben jèneii im Streite oft treu trotz des Bannes. 
Gelegentlich ràchten sich die beleidigten Ftirsten und Stàdtc 
gegen die priesterliche Anmassung mit zorniger Gewaltthat 
und verjagten die Pfaffen, welche die Sakramente zu spenden 
sich weigcrten. Zuweilen wurden auch Steucrn der Geistlich- 
keit aufgenotigt und verbrecherische Priester von den welt- 
lichen Gerichten gestraft. Aber im ganzen und grossen hatte 
doch die geistliche Autoritàt über die weltliche gesiegt. Es 
fehlte dem Staate voraus das-^geistige Bewusstsein. Er war 
unsicher, wie er der kirchlichen Lehre entgegentreten solle. 


*3 Hein ri ch IV. a. 1076 (Pertz, Monura. Gerin. Leg. II, p. 48) 
über Gregor VII.: „Ut enira de pluribus paiica referamus, regnum ac 
sacerdotium Deo nescieiite sibi usurpavit, in quo piam Dei ordinationem 
contempsit, quae non in uno sed in duobiis duo, id est regnum ac sa- 
cerdotium principaliter consistere voluit: sicut ipse Salvator in passione 
sua de duorum gladiorum sufficientia intelligi innuit.“ Friedrich I. a. 
1157 (Pertz II, p. 105): „Cum per electionem principuin a solo Deo 
regnum et imperium nostrum sit, qui in passione Christi filii sui diiobus 
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Wâhrend die Kirche fûr ihre Ueberordnung kàmpfte und 
sich als eine gottliche Institution hoch über den nur mensch- 
lichen Staat setzte, begnügte sich der Staat mit der beschei- 
denen Forderung der Freiheit in weltlichen Dingen und 
einer gewissen Gleichberechtigung der beiden Schwerter, 
die beide unmittelbar von Gott, das eine an den Papst, 
das andere an den Kaiser geliehen werden. Die idéal e TJeber- 
legenheit der Kirche über den Staat wurde seit dem Untergang 
der Hohenstaufen ziemlich allgemein im Mittelalter anerkaniit.^^ 
Hôchstens die Unabhângigkeit der Staatsgewalt von der 
kirchlichen Autoritàt wurde behauptet, so von Kônig Phi- 
lipp IV. von Frankreich gegen Papst Bonifaz VIII. 1302 und 
von dem Kaiser Ludwig und dem Reich durch den Reichs- 
schluss zu Frankfurt von 1338. 

Auch diese Lôsung der Hauptfrage war keine endliche. 
Schon vom XIV. Jahrhundert an bereitete sich der Staat vor, 
die Oberherrlichkeit der Kirche wieder abzulehnen. Die 

gladiis necessariis regendum orbem siibjecit, cumque Petrus apostolus 
liac doctrina mundiim inforraaverit, Deum timete, rsgem honoriücate 
quiciimque nos imperialem coronam pro benelieo a domino papa siis- 
cepisse dixerit, divinac institution! et doctrinae Pétri contrarius est et 
inendacii rcus erit.“ Bonifaz VIII. (in Sexto) Decr. 111. 23. c. 3 v. 
1296: jjClericos laids infestos oppido tradit antiquitas, quod et praesen- 
tium expérimenta temporum manifeste déclarant.” 

14 Einzelne Denkcr freilich, wie der grosse Dante, widd*strebleu 
auch da noch: Fegefeuer XVI, 106. 

„Rom batte, das zum Glück die Welt bekehrt, 

Zwei Sonnen, und den Weg der Welt liatt’ eine. 

Die andere den Weg zu Gott verklàrt. 

Verloscht ward eine von der andern Scheine, 

Und Schwert und Hirtenstab von einer Hand 
Gefasst im übel passenden Vereine. 

Denn nicht melir fürchten, wenn man sie verband, 

Sich Hirtenstab und Schwert. 

Roms Kirche fâllt, weil sie die Doppelwürde, 

Die Doppelherrschaft jetzt in sich vermengt. 

In Kot, besudelt sich und ihre Bürde." 

Bluntschli, allgemeines Staatsrecht. 27 
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âussere Macht des Staates wurde grôsser und sein Majestâts- 
gefühl durch die politische Erinnerung an das altrômische 
Reich und durch die erneuerte Kenntnis des rômischen Rechtes 
von neuem gesteigert. Auch die Wissenschaft verteilte ihre 
Früchte zwischen Staat und Kirche, sie loste sich in manchen 
Richtungen ab von der Vormundschaft und der Pflege der 
Kirche und wendete sich mehr und mehr dem Staate zu. Die 
Legisten traten den Kanonisten entgegen. Der Staat konnte 
doch die Vergleichung mit dem Leibe — der Kirche als dem 
Geiste gegenüber — oder seiner mit dem Monde, welcher in der 
Nacht, und der Kirche mit der Sonne, welche dem Tage 
leuchte, unmüglich mehr für wahr halten. Die Kirche selbst 
aber, indem sie im Vollgefûhl ihres Triumphes über den Staat 
ihre Macht auch auf das aussere Leben und auf weltliche 
Dinge erstreckte und politische Herrschaft üben wollte, in- 
dem sie sich so mehr und mehr verweltlichte, bûsste an reli- 
giôser Reinheit und Wirksamkeit mehr ein, als sie an àusserer 
Gewalt und Glanz zugenommen batte, und das innere Yer- 
derben machte sie schwach im Verhaltnis zu den erstarken- 
den Staaten. Schon im XV. Jahrhundert konnte die Aristo- 
kratie einer einzelnen Stadt wie Venedig in Italien selbst der 
nahen Macht des Papstes Trotz bieten und ihre Hoheit be- 
haupten, wie es zwei Jahrhunderte zuvor der Kaiser nicht 
verinocht batte. Die Ueberordnung der Kirche über den Staat 
erwies sich als unnatürlich und unhaltbar, für den Staat 
unertraglich, für die Kirch-e selbst verderblich. 

Seit dem XVI. Jahrhundert bat der Jesuitenordeii 
vornehmlich versucht, die Meinung Innocenz’ 111. aufzufrischen 
und von neuem zur Geltung zu bringen. Freilich versuchte 
er zugleich die Théorie der neueren Zeit dadurch annelimbarer 
zu machen, dass er für das Papsttum nicht mehr die absolute, 

15 Machiavelli. Zu Liv. 1. c. 12. wirft er dem Papsttum vor, es 
habe aus Herrschsucht die Vôlker Italiens nm die Religion gebracht und 
die Uneinigkeit, Zerklüftung und Schwàclie Italiens lierbeigeführt. 
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sondorn niir eine bedingte Hoheit in weltlichen Dingen be- 
hauptete, soweit das erforderlich sei fûr die Erhaltung der 
geistlichen Gewalt.^® Anfangs verdammte der Papst Sixtus V. 
auch diese vorsichtige Abschwàchung der papstlichen An- 
sprüche als irrig, aber spàter fand die Kurie doch die jesui- 
tische Lehre wirksam iind nützlich und sie Hess sie gewàliren.^' 
Im eiiizelneii gelang es auch wohl hier und dort, einige Ueber- 
reste derartiger mittelalterlicher Institutionen langer aufzube- 
wahren, auch etwa das Gewissen mancher Regenten zu be- 
angstigen und dieselben zu Verfolgungen im Dienste der 
Kirche zu bewegen, wie vorzûglich in dem romanischen Sûden 
Europas; aber im grossen und ganzen war dieses Streben 
doch ohne dauernden Erfolg, und nirgends mehr erkennt 
der neuere Staat die Oberherrlichkeit der Kirche 
über sich an, wenngleich auch heute noch einzelne Staaten 
dem thatsàchlichen Fantotfelregimente der Kirche einen 
grosseren Einfluss auf die ôffentlichen Angelegenheiten ver- 
statten, als es für diese zweckmàssig ist. Der pâpstliche Stuhl 
selber aber hat die Ansprüche auf seine übergordnete 
Stellung bis heute nicht aufgegeben. 

Ganz im Gegensatze zu der nationalen Staatenbildung 
unserer Jahrhunderte hat das von Plus IX. nach Rom be- 


16 Bellarmin, De romano pontifice V, 1, 3: „Ratione spiritualis 
potestaüs habet saltem indirecte potestatem quarndam, eamque summam 
in temporalibus.“ 

n Laurent, L’Église et l’ïltat IT, 62 IL: „Le pouvoir indirect.“ 

•8 In der Excommunicalionsbulle Pins’ VIL gegen Kaiser Napo- 
léon 1. vom 10. J uni 1809 ist die Oberholieit des Papstes über den 
Kaiser noch ganz im Stil des Mittelalters behauptet. In niiseren Tagen 
wieder hat Pins IX. sich angemasst, durch Allokutioii vom 22. Juni 1868 
die dsterreichische Verlassung vom 21. Dezember 1867 und die dster- 
rcichischen Gesetze vom Mai 1868 für „null und nichtig“ zu erklaren. 
Es ist dies eine deutJiche Anwendung der Erklarung des püpstlichen 
Syllabus errorum vom 8. Dezember 1864, welche den modernen Satz: 
„Ecclesia vis inferendae potestatem non habet neque potestatem ullam, 
temporalem directam vel indirectam" als Error (XXIV) verwirft. 
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rufene vatikanische Konzil von 1870 die pàpstliche Alleiii- 
herrschaft über die ganze katholische Kirche durch Prokla- 
mierung der pàpstlichenUnfehlbarkeit und durch die umfassende 
Définition der pàpstlichen Jurisdiktionsgewalt ins Masslose ge- 
steigert und im Princip den Absolutismus des Papstes viel 
schroflFer ausgebildet als je wahrend des Mittelalters. Diese 
Verfassung und Lehre des Ultraniontanismus ist allerdings 
unvertràglich mit dein modernen Staat. Entweder muss die 
ganze Entwickelung der Weltgeschichte wieder rückwarts ge- 
leitet und unsere ganze Geisteskultur vernichtet werden, oder 
die thôrichten Versuclie, der Mcnschheit das Joch einer an- 
masslichen und unwissenden Kirchenherrschaft wiederum auf- 
zunôtigen, müssen definitiv nicht bloss zurûckgewiesen , son- 
dcrn gezüchtigt werden. 

3. Eine neue Entwickelungsphase beginnt mit der kirch- 
lichen Keformation des XVI. Jahrhunderts. Der crstc 
Anstoss zu einer Umgestaltung der Verlialtnisse ging nicht 
von den Mànnern des Staates, sondern von den kirchlichen 
Reformatoren aus. Luther, der Begründer der deutschen 
protestantischen Kirche, hatte vor allen Dingen wieder auf 
das innere Glaubensleben den entschiedensten Nachdruck gc- 
legt und darin, nicht in ausserer Herrschaft, die Mission der 
Kirche erkannt. Die weltliche Herrlichkeit der Kirche wurde 
als ihra Entartung, als ihr Verderben bezeichnet.-^^ Entkleidet 

rj Hauptwerke über das VerhâlJjiis voii Staat und Kirche, welche die 
pàpstliche Anmassurig aufdecken, sind: F. Laurent, L’Église et l’Étal, 

2 Bde., Bruxelles [2. AulL, 1865]; Janus, Der Papst und das Konzil, 
Leipzig 1869; Friedberg, Die Grenzen zwischen Staat und Kirche, 

3 Bde., Tübingen 1872. [Ferner sind anzuführen : Maassen, Keun Kapitel 
über freie Kirche und Gewissensfreiheit, 1876, und in Bezug auf das 
Mittelalter Gierke a. a. 0. 111, 514 — 546.] 

20 Augsburg er Konfession, Art. 28: „Ecclesiastica (potestas) 
suum mandatum habet evangelii docendi et administrandi sacramenta. 
Non inrumpat in alienum officiura, non transférât régna inundi, non ab- 
roget leges raagistratuum, non tollat legitimam obedientiam, non impe- 
diat judicia de ullis civilibus ordinationibus aut contractibus, non prae- 
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von dem Glanz iind Schmuck einer Kdnigin, als eine schlichte 
Magd suchte die protestantische Kirche den Schirm des 
Staates, dessen Hilfe sie zur Durchführung von Reformen 
bedurfte. In allen âusserlichen Dingen wollte sie sich willig 
ihm unterordnen, nur in ihrem inneren Leben verlangte sie 
voile Freiheit. Von da ans unternabm sie es, sich und 
mittelbar auch den Staat mit gôttlichem Geiste zu erfüllen 
und zu heiligen. In dem Staate sah sie eine ursprüngliche 
sittliclie und gottliclie Ordnung, wclche selbst in dem 
heidnischen Staate verehrt werden müsse, in dem christlichen 
reiner dargestellt werde.'^^ 

Im einzelnen finden wir nun freilich mancherlei eigen- 
tümliche Gestaltungen des neuen Verhâltnisses. In einigen 
Staaten nâherte es sich sehr wieder der byzantinischen Form 
der Staatslierrschaft über die Kirche an,^'^ und die wieder 
hergestellten Staatskirchen wurden zuweilen wie blosse 
Staatsinstitute behandclt, freilich immerhin mit der unver- 
meidlichen Beschrankung, dass die geistige Autoritât des 
Cliristentums ftir ihr inneres Leben vorausgesctzt und vorbe- 
haltcn ward. Auch hier also werden wir, wie in der modernen 


scribat leges magistratibiis de forma reipiiblicae, sicut dicit Christiis: 
regiium meum non est de hoc innndo; item: qnis constitnit me jndicem 
aut divisorem super v()s?“ Zwingli (Werhe I, S. 346 ii. IT.): „Der geist- 
Jiclien herrscliaft hat irer hochfiir gheinen grund in der leer Christi. — 
Man soll nit gestatten, dasz die geistlichen einigerlei oberkeit habind, 
die der weltlichen wider ist oder von gemeinem régiment abgesündert, 
demi solichs bringt zwitracht.“ 

Calvin, Instit. rel. christ. IV, 20, §. 4: „Non hiimana perver- 
sitate lieri, ut penes reges et praefectos alios sit in terris rerum omnium 
arbitrium, sed divina providentia et sancta ordinatione : cui sic visum est 
res hominum moderari.“ Vgl Hundeshagen, Der deutsche Prote- 
stantismus, S. 481. 

Am meisten wohl in Danemark; [Lex regia Kbnig Friedrichs III. 
von 1665 (publiziert von Christian V. 1670)] 1,1, §. 1 : „Rex in nniversos 
ecclesiasticos ordines maximam unus habetd o min a ti on cm ideoque omnia 
sacra et ecclesiasticos ce rem o nias constituere atque ordinare — 
secundum verbuin Dei et confessi o n ein Augustanam.“ 
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Staatsentwickelung ûberliaupt, gewahr, wie der rômische Geist 
lier Politik und des Rechtes sich der Staaten und der Volker 
von neuem bemâchtigt.^^ dieser Beziehung stand nun 
Rom wider Rom, die rômische Staatsmacht wider die rômische 
Kirchenmacht, aber jene zunâchst als Landesmacht, diese 
als universelle Autoritât. Die Ausbildung der territorialen 
Staatssouverânitât führte zu dem in religiôser Hinsicht aben- 
teuerlichen Grundsatz: „Cujus est regio, ejus religio,^ 
den dann katholisch gesinnte Fürstcn aucli zur Restauration 
des Katholizismus benutzten. 

Aber im allgemeinen unterschied sich doch die neuere Auf- 
fassung von der rômisch-griechischen teils durch die verànderte 
Weltlage, teils auch in der Idee. Der Staat war doch nicht so 
absolut, wie der rômische es gewesen war. Sein Verhâltnis zu der 
âusseren, sichtbaren Kirche war allerdirigs wieder ein 
ûbergeordnetes, aber eher auf das Princip der Obsorge 
und Vormundschaft, als auf das der Herrschaft gegründet. 

Von grôsster Bedeutung war es, dass die prot est an- 
tis ch e Kirche kein gemeinsames einheitliches Organ hcrvor- 
brachte. Zwar gab es auch in ihr eine geistige Verbindung, 
welche über die besonderen Landesgrenzen hinaus wirkte und 
ein Gefühl der Gemeinschaft wach erhielt; aber die Kirchen- 
verfassüng blieb territorial. Es entstand der Begriff der Lan- 
deskiüchen. Ueberall gelangte so der Landesherr (der 
Eürst in dem monarchischen Staat, die Rate in den Repu- 
bliken) in den Besitz der bîschôflichen J urisdiktions- 
gewalt. Das Kirchenregiment gipfelte so in dem Staatshaupt, 
nicht weil jenes als ein Attribut der staatlichen Souverànitàt 
betrachtet wurde,’^^ sondern weil die altéré kirchliche Hicr- 


'^3 Die protestaiitischen Theologen erinnerteii an das Wort des Kai- 
sers Konstantin; „Vos quidem iiitra ecclesiam, ego vero extra eccle- 
siam a Deo institutus sum Episcopus." Stahl, Die Kirclienverfassnng 
der Protestanten, S. 7. 

24 Vgl. Herrmann, Art. Prot. Kirche im deutschen Staatswôrterbuch. 



Fünftes KapUel. III. Verhâltnis des Staates zur Kirche. 433 

archie die Reform eher gehindert als gefôrdert hatte und des- 
halb ihre Autoritât auf das Staatshaupt überging, unter dessen 
Schutz die kirchliche Reform vollzogen worden war. Im 
übrigen entwickelten sich drei verschiedene Verfassungssysteme 
in den protestantischen Kirchen: 

1) die Konsistorialverfassung, vorzüglicli in den 
lutherischen Landeskirchen, mit Ueberwiegen der Geistlichen, 
die dann bald wieder die Wege einer halb ângstlichen, halb 
fanatischen Orthodoxie einschlugen und die Bewegung zum 
Stillstand brachten; 

2) die Presbyterial- und Synodalverfassung, welche 
den Laien einen grôsseren Anteil an der Kirchenleitung ge- 
stattete, vorzugsweise in den reformierten Kirchen anerkannt; 

3) die bischofliche Verfassung der englischen Kirche, 
die sich spâter an die katholische Verfassung anschloss und 
sich hauptsâchlich von dieser durch die Verwerfung der pâpst- 
lichen Autoritât und durch die Unterordnung unter Kônig 
und Parlament unterschied. 

Für Deutschland wurde besonders wichtig die Union 
der lutherischen und reformierten Kirche, wfilche zuerst von 
dem Konig Friedrich Wilhelm III, von Preussen einge- 
führt wurde. Die neueren reform atorisch en Bestrebungen 
innerhalb der deutschen protestantischen Kirche beruhen 
wesentlich auf dem Princip der Gemeinde und yerlangen 
aus Geistlichen und Weltlichen gemischte Synoden. 

4. Die Umwandlung der ôffentlichen Machtverhàltnisse 
ausserte aber auch in den katholischen Lândern ihre Wir- 
kung. Schon frûhzeitig hatten die franzosische Nation und 
ihre Kônige ihre politische Unabhângigkeit von der romischen 
Kirche entschiedener als aile anderen Vôlker behauptet.^^ 
Auch in der gallikanischen Kirche offenbarte sich der 

‘W Vgl. oben S. 417. Konig Ludwig der Heilige behielt in der Prag- 
matica von 1268 bereits die Freiheiten der l'rànkisch en Kirche vor 
Phillimore, Intern. Law II, 340. 
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Trieb nationaler Selbstândigkeit. Die franzôsischen Bischofe 
fühlten sich voraus als Franzosen, dann erst als rômische 
Kirchenfürsten, und die franzôsischen Juristen und Parlamente 
verteidigten mit Kühnheit und Geschick das bürgerliche und 
staatliche Recht wider die Anmassungen des Klerus. Lud- 
wig XIV., so exklusiv katholisch seine Politik war, batte doch 
keinerlei Neigung, sich vor der rômischen Kurie zu demütigen, 
und wusste wohl, wie viel grôsser seine Kônigsmacht als die 
Macht des Papstes in Frankreich sei. Die gallikanische Kirche 
war ihm unterthànig.*^^^ Das XVIIL Jahrhundert steigerte 
auch in Deutschland und in Oesterreich das staatliche 
Selbstgefühl. Schon die Kaiserin Maria Theresia mit ihrem 
Minister Kaunitz, aber rücksichtsloser Joseph IL behaup- 
teten die Oberhoheit des Staates ûber die Kirche mit Eifer 
und Erfolg. In der Emser Punktation der deutschen Kirchen- 
fürsten vom Jahr 1786 wurde auch für die katholische Kirche 
in Deutschland eine nationale Selbstândigkeit gegenüber dem 
rômischen Absolutismus begehrt. Die philosophische Bildung 
der Zeit und das erwachende nationale Bewusstsein fôrderten 
beide die Befrciung des Staates von der kirchlichen Bevor- 
mundung und entwickelten das staatliche Machtgefühl. Der 
Kampf des Mittelalters zwischen Staat und Kirche wurde 
wieder aufgenommen, nun aber unter Verhâltnissen, welche 
dem Staate sehr viel günstiger waren. Die Befreiung des 

Erklâning des franzôsischen Klerus von 1682 und bestatigt von 
Ludwig XIV.: „Noiis déclarons en^conséquence que les rois et les 
souverains ne sont soumis à aucune puissance ecclésiastique, par l’ordre 
de Dieu, dans les choses temporelles; qu’ils ne peuvent être déposé» 
ni directement ni indirectement par l’autorité des chefs de l’Eglise, que 
leurs sujets ne peuvent être dispensés de la soumission et de l’obéissance 
qu’ils leur doivent, ni absous du serment de fidélité; et que cette doc- 
trine, nécessaire pour la tranquillité publique, et non moins avantageuse 
à l’Église qu’à l’État, doit être inviolablement suivie, comme conforme 
à la parole de Dieu, à la tradition des saints Pères et aux exemple» 
des Saint8.“ Vgl. Laboulaye, Art. G allik. Kirche im deutschen Staats- 
worterbuch. 
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Staates von der kirchlichen Gebundenheit und der kirchlichen 
Bevormundung und die H obéit des Staates auf dem gesamten 
Rechtsgebiete wurden nun alîgemeine Grundsâtze des mo- 
dernen Staatsrechtes. Der Staat nahm infolgedessen eine freie 
Stellung gegenûber den verschiedeuen Kirchen ein. Er stand 
insofern ausserhalb der Kirchen. 

5. In allen bisher erwâhnten Staaten bestand immer noch 
eine nâhere Verbindung des Staates mit der Staatskirche 
oder mit mehreren Landeskirchen. In Nordamerika 
aber wurde diese Verbindung gelôst und die vollige Tr en- 
nu ng des Staates und der Kirche zum Princip erhoben. Es 
wurde zum Staatsgrundsatz, dass »der Kongress nie ein Gesetz 
geben dürfe, wodurch eine Religion zur herrschenden erklart 
oder die freie Ausübung einer anderen verboten werde“.^^ 
Der eigentliche Gedanke der Nordamerikaner war ursprüng- 
lich durchaus nicht der, das Christentum für gleichgültig zu 
erklâren oder etwa den Mohammedanismus, das Judentum 
oder den ünglauben zu fordern, sondern in Erinnerung an 
die kirchlichen Kâmpfe und Verfolgungen des Mutterlandes 
der, die gegenseitigen Anfechtungen der verschfedenen christ- 
lichen Konfessionen zu verhindern und die Gestaltung einer 
Staatskirche unmoglich zu machen. Aus Furcht vor einer un- 
erwûnschten Einmischung des Staates in kirchliche Dinge und 
hinwieder eines verderblichen Einflusses zelotisclier Kirchen 
auf den Staat wollte man durch einen scharfen Schnitt die 
mancherlei Beziehungen trennen, durch welche der Staat bis- 
her der Kirche verbunden war. Duldung der verschiedeuen 
religiosen Gemeinschaften schieii das Wesentliche. Im übrigen 
wollte man jede si ch selber überlassen, ohne dass der Staat 
sich darum bekümmere. 

Indessen stützte man sich auf ein Princip von grosserer 
Tragweite als man ursprünglich übersah. Die Nordamerikaner 

27 Zusatze der Verfassung von 1789. Vgl. S tory, Bundesrecht HT, 
44, §. 265. Vgl. oben S. 403. 
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waren anfânglich nichts weniger als indiffèrent fûr das Chri- 
stentum,^^ auch die nordaraerikanischen Staaten nicht; aber 
nun wurde die vollstândige Trennung der Kirchen vom Staate 
als Princip ausgesprochen und somit die Indifferenz des 
Staates fûr die Kirchen, die als blesse „Religionsgesellschaften“ 
behandelt wurden, wenn auch wider Willen, principiell an- 
erkannt.2^ 

Indifferenz ist indessen nur die Négation eines Verhàlt- 
nisses des Staates zur Kirche inihrerRuhe. Da erscheint 
sie in Form gleichgültiger, teilnahinloser Toleranz. Wir haben 
aber auch die andere Art der Négation stürmischer auftreten 
sehen, die Négation der Leidenschaft, des Hasses, die Ver- 
folgung der christlichen Kirche. In der franzôsischen 
Révolution hat sie durch Schliessung der Kirchen, Verbot des 
christlichen Kultus, Mordung der Priester, Verhôhnung Gottes 
und jeder sittlichen Ordnung sich geoffenbart. Die aus der 
Indifferenz erklàrte Duldung und die Verfolgung sind daher 
nahe verwandt. Négation ist die gemeinsame Mutter beider, 
aber das Phlegma ist der Vater jener, der Hass der Vater 
dieser. In der Ruhe negierend, wird der Staat tolérant sein; 


28 S tory a. a. O.: „Wahrscheinlich war zur Zeit der Annalime der 
Verfassuiig die durchgehende , wo nicht die allgeraeine Meiiuiiig in 
Amerika. dass die christliche Religion vom Staate Ermiinterung erhalten 
soll, socveit sich dieses mit den Privatrechten des Gewissens und der 
Freiheit religidser Verehrung vertrage. Ein Versuch, aile Religionen 
einander gleichzustellen und es z^einem Gegenstand der Staatspolitik 
zu machen, aile in ganzlicher Gleichgültigkeit zu erhalten, würde 
allgemeine Missbilligung, wo nicht allgemeinen Unwillen erzeugt 
haben. “ 

29 Lange in der angeführten Schrift S. 1; „Die Trennung zwischen 
Staat und Kirche ist eine Scheidung, verbunden mit Verkennung, mil 
Entfremdung, mit Abstoss, eine Scheidung für ein permanentes geteiltes 
Bestehcn; die Auseinandersetzung ist eine Scheidung beider lu- 
stitutionen in der Gestalt des Wohlvernehmens unter der Voraussetzung 
ihrer ewigen Verwandtschaft und Beziehung. Die Trennung ist mit 
einem Worte die Karikatur der Auseinandersetzung, welche zu einer der 
dringendsten Forderungen der Zeit geworden ist.“ 
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wird dann seine Leidenschaft gereizt, so wird er unter- 
drücken. 

Die vôllige Trennung des Staates von der Kirche und die 
ünbekümmertheit des Staates um Religion und um die Kirchen 
wird freilich auch in Amerika nicht durchgefûhrt und ist 
überhaupt unausführbar. Allerdings empfangen die Geistlichen 
keine Besoldung vom Staate, aber der Staat kann doch die 
Beihilfe der Geistlichen auf den KriegsschifFen der Union und 
in den Zuchthâusern nicht entbehren und sieht sich genôtigt, 
da Geistliche anzustellen und zu besolden. Die Geistlichen 
haben zwar keine Immunitât, und doch geniessen sic ans 
Rücksicht auf ihren Beruf gewisse Privilegien. Die Staats- 
gesetze enthalten strenge Vorschriften über die Sonntagsfeier 
ini Interesse der kirchlichen Gebràuche, und die nationale 
Sitte ist oft noch strenger als das Gesetz. Jedc kirchliche 
Genossenschaft ist zwar frei; aber das Staatsgesetz beschrânkt 
doch den Vermôgenserwerb der Kirchen und sorgt dafür, dass 
den Laien der entscheidende Einfluss auf die Verwaltung des 
kirchlichen Vermôgens verbleibc. Am bedenklichsten aber ist 
der Irrtuin der Gesetzgebung, in der Kirche nur eine Gesell- 
schaft zu erkennen. Die katholische Kirche ist auch in 
Amerika ihrer universellen Weltmacht wohl bewusst und tritt 
auch da mit ihren Ansprüchen dem Staate als eine Gross- 
macht gegenüber, die nôtigenfalls mit ihm um die Herrschaft 
zu ringen wagt.^^^ 

6. Das nordamerikaiiische Princip der Trennung von 
Kirche und Staat wurde in Europa neuerdings in das moderne 
Princip der Sonderung, d. h. der rücksichtsvollenAus- 
einandersetzung des staatlichen und des kirchlichen Orga- 
nismus und seiner Wirksamkeit umgebildet. Die Sonderung 
der beiderlei Gebiete macht es môglich, dass die Ho h oit des 

30 liüttimann, Kirche und Staat in Nordamerika, Zürich 1871. 
Thompson, Kirche und Staat in den Vereinigten Staaten von Amerika, 
Berlin 1873. 
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Staates vollstândig anerkannt und gewahrt, die Selbstândig- 
keit der Kirche aufrichtig geschtitzt und die wichtigen Be- 
ziehungen zwischen beiden Organismen der Würde und der 
Bedeutung beider gemass freundlich gepflogen werden. 

Die ganze neuere Entwickelung des XIX. Jahrhunderts 
ist einer polizeilichen Beherrschung der Kirche durch den 
Staat, wie sie im XVIII. versucht worden, nicht mehr günstig. 
Indem sie fûr den Staat und das bürgerliche Leben Freiheit 
fordert, ist sie auch geneigt, der Kirche in religiôsen Dingen 
Freiheit und Selbstverwaltung ihrer kirchlichen Angelegen- 
heiten zu gewahren. „Freie Kirche ira freien Staat, “ 
ist das moderne Princip, wie es Cavour formuliert hat. Nur 
freilich rauss sich der Staat davor hüten, die Freiheit der 
Kirche, wie sie die Ultramontanen verstchen, zur Herrschaft 
der Kirche ausbeuten und verderben zu lassen. Indora der 
Staat für sich ein ihra eigenes Geistcsprincip und einen ihra 
eigenen Leib (die Staatsverfassung) behauptet, gesteht er auch 
der Kirche zu, dass sie ebenso ein ihr eigenes Geistesleben 
habe und eines ihr eigenen Korpers (der Kirchenverfassung) 
bedûrfe. Die falsche Einheit der raittelalterlichen Idee der 
Christenheit als eines religiôsen und politischen Begriffes ist 
ebenso aufzugeben wie der falsche Vergleich der Kirche mit 
dem Geiste und des Staates mit dem Leibe dieser einen 
Christe^jheit, Die Zweiheit von Staat und Kirche wird nun 
allmàhlich als die Zweiheit von zwei Gesamtwesen begriifen, 
die beide aus Geist und Leib" bestehende Organismen sind. 
Aber der Staat nimnit für sich die Selbstbeherrschung des 
freien mànnlichen Geistes in Anspruch, wahrend die Kirche 
an die gôttliche Offenbarung angelehnt ist und vorzugsweise 
der Uebung der passiven Tugenden ihr Leben widmet. Wie 
die Menschheit in den beiden Geschlechtern sich sondert, 
von denen jedes seine eigene Berechtigung und Aufgabe hat, 
und die hinwieder erst zusammen die ganze Menschenidee 
verwirklichen, so bilden Staat und Kirche im grossen denselben 
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Gegensatz der Schôpfung wieder, und es beruht darauf ilire 
Sonderung und ihre Verbindung. Der Staat im grossen ist die 
Menschheit(dasVolk)als selbstbewusster,willenskrâftiger 
und thatmâchtiger Mann, die Kirche ist die Menschheit (die 
Glàubige) als fromme, gottergebene, moralisch wirkende Frau. 

Als einzelne Folgen des niodernen Grundsatzes der Son- 
derung von Staat und Kirche fur den Staat lassen sich 
folgende Sàtze betrachten: 

a) Der Staat steht ausserhalb, nicht in der Kirche, 
und ist demnach nicht irgendwie an die kirchliche Autoritàt 
gebunden. Auch die religiôse OfFenbarung, welche die Kirche 
verehrt, ist für das staatliche Gesetz keine bindende Vorschrift, 
und der Staat ist nicht verpflichtet, weder der jüdischen Ge- 
setzgebung noch dem kanonischen Recht des Mittelalters eine 
Rechtsautoritàt beizulegen, noch selbst die christlichen Sitten- 
gebote als Staatsgesetze einzufûhren. Er prüft nun mit voiler 
Freiheit das Gerechte und Zweckmàssige, wenn cr aus eigener 
Autoritàt ein Staatsgesetz erlàsst. 

Solange der Staat selbst noch einen specifisch konfes- 
sionellen Charakter hat, fallt es ilim noch schVer, gegenûber 
der Autoritàt der Kirche diese Unabhàngigkeit seiner Gesetz- 
gebung zu behaupten; indessen haben sogar die katholi- 
s ch en Staaten es gelernt, von den Vorschriften des triden- 
tinischen Konzils z. B. in der Ehegesetzgebung abzuweichen, 
wo sie das für notwendig und gut erkannten. Für die spe- 
cifisch lutherischen oder reformierten Staaten ist diese 
Gefahr der Abhângigkeit von der Kirche geringer, weil das 
Staatshaupt an dem Kirchenregimente selber einen Anteil 
hat. In dem griechisch-katholischen Staate Russland fehlt 
es zwar auch nicht an derselben Obermacht des Staatshauptes, 
aber die Gebundenheit an die orthodoxe Lehre macht sich 
dennoch zum Nachteil der andersglàubigen Unterthanen sehr 
empfindlich geltend. Der moderne Staat ist nicht mehr 
Konfessionsstaat. 
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b) Soweit die Staatsbeamten oder die Staatsbûrger 
lediglich ihr Staatsrecht ausûben, sind sie in keiner Weise 
der kirchlichen Censur unterworfen. Die Kirche darf und soll 
wohl eine sittliche Wirkung ûben und die Staatsgewalt an ihre 
Pflichten erinnern, aber sie darf keine Gewalt gegen den Staat 
üben. Die Ausübung der kirchlichen Censur als Jurisdiktion 
gegen die Vertreter des Staates ist Missbrauch der kirchlichen 
Autoritàt und Verletzung der Staatshoheit und Staatsfreiheit.^i 

c) Der Staat nimmt aile eigentliche Souverânitât und da- 
mit aile âusserlich zwingende Gewalt ausschliesslich 
für sich in Anspruch. Gesetzgebung, Regierung, Gericht sind 
ilirer Natur nach Staatsfunktionen. Der Staat ist daher 
jederzeit berechtigt, die Ausübung dieser Funktionen in bin- 
deiider Form der Kirche zu untersagen oder, wenn er sie 
teilweise gestattet hat, wieder der Kirche zu entziehen. Die 
inoralische Einwirkung und die Zucht der Kirche steht mit 
diesem Satze nicht im Widerspruch, wohl aber jeder Gerichts- 
oder Steuerzwang, zu" dem nicht der Staat ermachtigt. Der 
Staat bestimmt die Bedingungen und die Grenzen der kirch- 
lichen Autonomie. 

d) Der Staat darf wohl der Kirche eine Teilnahme an 
seinen Lebensaufgaben erôffnen und ihr auch eine Mitwir- 
kung — zumal auf dem Gebiete der Kulturpflege (Schulbe- 
hôrde, 4™6npflege) — zugestehen, ohne dass er unser Princip 
verletzt; aber er kann nicht die eine Rechtsgewalt spalten 
und eine Souverânitât der Kirche anerkennen, ohne die Ein- 
heit der Rechtsordnung zu verwirren und den Zwiespalt zweier 
gleichen Potenzen unlôsbar zu machen. 

31 Die katholische Kirche masst sich heute nocli diese Ceiisur an. 
Das neueste Beispiel ist die Allokution gegen den Kaiser von Oester- 
reich und die Mitglieder des osterreichischen Reichstags vom 22. Juni 1868. 
Der moderne Staat darf das nicht dulden und ist genotigt, wenn er sein 
Recht und seine Würde wahren will, gegen aile die Diener der Kirche 
einz\i8chreiten , welche beide verletzen. Vgl. die preussischen Kirchen- 
gesetze von 1873. 
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e) Im übrigen sind die Kirchenàmter und die Staats- 
âmter auseinander zu halten. Sogar in dem Staate, dessen 
Haupt einen Anteil an dem Kirchenregiment liât, ist doch 
dafür zu sorgen, dass dasselbe in seiner Eigenschaft als 
Landesbischof nicht durch das politische Staatsministerium 
erganzt und beschrânkt wird, sondern durch eine kirchliche 
Oberbehorde (Oberkirchenrat). 

f) Ausscheidung des Kirchenverniogens von dem 
Staatsvermôgen, womit wohl vereinbar ist die Sorge des 
Staates für eine geordnete Verwaltung auch des ersteren, unter 
Mitwirkung von Laien, und ebenso die Beschrankung des 
Vermogenserwerbcs durch die „tote Hand“. 


Sechstes Kapitel. 

Die Redite des modernen Staates mit Bezug aiif die Kirche. 

1. Das Recht und die Pflicht, welche aus dem Wesen 
des modernen Staates der Kirche gegenüber folgt, kônnen wir 
die Kirchenhoheit (jus majestatis circa sacra) nennen. 
Wir verstehcn darunter nur die Hoheit, welche der Staat als 
ein weltlichcs und sittliches Reich hat und ausübt, und 
scheiden jede Teilnahme an dem Kirchenregiinente^selbst 
davon aus. Diese Kirchenhoheit kommt somit je dem, auch 
dem nichtchristlichen Staate, und gegenüber jeder 
Kirche zu. 

Indessen haben auch auf diesen Regriff die verschiedenen 
Grundansichten über das Verhàltnis des Staates zur Kirche 
überhaupt einen grossen Einfluss geübt und den Rechten 
des Staates bald engere, bald weitere Grenzen angewiesen. 

a) Nach dem nordamerikanischen System einer in- 
düFerenten Toleranz und der Trennung der Kirche vom Staat 
hat der Staat den kirchlichen Gemeinschaften gegenüber keine 
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andere Stellung nocli Rechte als gegen jede Gesellschaft oder 
Vereinigung zu wissenschaftlichen oder geselligen oder wohl- 
thâtigen Zwecken. Die Kirchenhoheit lôst sich daher auf in 
der allgemeinen Korporationshoheit und der polizei- 
lichen Aufsicht über Gesellschaften. Der Begriff der 
Kirche fâllt weg und es gibt in den Augen des Staates nur 
Religion s gesellschaft en. 

b) Die besondere protestantische Lehre Europas 
pflegte im Gegenteil die reinstaatliche Kirchenhoheit mit 
kirchlichen Bestandteilen zu mischen und auch auf das 
Kirchenrcgiment selbst auszudehnen. Der Staat hat nach 
derselben nicht bloss zu prüfen, ob die kirchlichen Anord- 
nungen nicht der ôffentlichen Wohlfahrt schaden und das 
Recht verletzen, und demgemâss zu handeln, sondern er soll 
zugleich beurteilen, ob dieselben in der religiôsen Wahrheit 
begründet und auch kirchlich gerechtfertigt seien.^ 

c) Die katholische Kirche hat zwar noch einige Scheu, 
das Princip der staatlichen Kirchenhoheit anzuerkennen und 
die Folgerungen desselben in vollem Umfange zuzugestehen ; 
aber die wichdgsten Anwendungen des Grundsatzes sind doch 
in den meisten katholischen Làndern in neuerer Zeit eben- 
falls ohne nachhaltigen Widerspruch der Kirche eingeführt 
und das Princip der Kirchenhoheit von den neueren Staaten 
regeln^âssig siegreich behauptet worden. Wenn aber die 
katholische Kirche die Ausdehnung derselben auch auf das 
eigentliche Kirchengebiet mif grôsserer Energie und Erfolg 
bestreitet, so trifft sie, obwohl sie dabei von dem Standpunkte 
ihrer kirchlichen Freiheit und Hoheit ausgeht, dem Resultate 
nach doch zusammen mit dem wahrhaft modernen Princip 
des Staates selbst, welcher entweder überhaupt kein oder 
doch kein besonderes konfessionelles, sondern hôchstens 
das gemeinsame christliche Bekenntnis hat, dàher als Staat 


1 Stalil, Kirclienverfassung der Protestanteii, S. 109. 
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keinen Ansprucli auf das eigentliche Kirchenregi- 
ment maclit. 

d) Dieserein staatliche und nur staatliche Kirchen- 
hoheit ist aber ofïenbar das normale Verhàltnis, auf dessen 
Begrtindung und Herstellung die mancherlei Strebuiigen der 
iieueren Zeit hinleiten. Eine wirkliche Kirchenhoheit, nicht 
cine blosse Gesellschaftsh obéit; denn der Gedanke der Jndif- 
ferenz bezüglich der Kirchen ist aus den nâmlichen Gründen 
unhaltbar und verkehrt, aus denen der Staat gegen die Religion 
sich nicht indifferent verhalten kann. Wird die Masse der 
Bevôlkerung von einer bestimmten kirchlichen Richtung er- 
grifîen, so übt diese Stimmung den màchtigsten und nach- 
haltigsten Einfluss auf die Politik und das ganze Dasein des 
Staates aus. Die innere Verbindung der Kirche mit dem Staate 
ist dennoch da, obwohl sie ignoriert wird, und die Interessen 
und Leidenschaften der religiôsen oder selbst antireligiôsen 
Parteien in der Bevôlkerung zwingen, sobald sie erregt sind, 
den Staat, mit ihren Angelegenheiten sich zu befassen, auch 
wenn er nicht wollte.'^ Aber auch eine nur staatliche 
Kirchenhoheit, nicht zugleich ein Stück Kirchenregiment; denn 
teils ertràgt die Sonderung des Staates und der Kirche (ver- 
schieden von der Trennung) und die voile Selbstàndigkeit 
beider Organismen die Mischung nicht, teils kann der Staat 
doch nur einer Kirche gegenüber als ein Glied dcrselben 
sich gerieren und kommt so in eine nach dieser Seite hin 


Sehr gu te Bemerkungeii darüber von Napoléon sielie bei T hier s, 
Hist. du Consulat 1, S. 163. In dem alten Europa bat noch jedesmal 
eine grosse kirchliche Bewegung, gleichviel ob anianglich die Staatsge- 
walt daran teilnahm oder nicht, auch grosse politische Folgeri gehabl. 
Die Zustândc der Kirche in Nordamerika aber sind weder so bewahrt 
noch so befriedigend und beruhigend, dass nicht auch da an den Staat 
unabweisbare Forderungen, sich um die kirchlichen Verhaltnissc zu bc- 
kiiminern, gelangen kônnen. Wie wenig die amerikanische Indifferenz 
aushklt, wenn sie ernstlich auf die Probe gestellt wird, sehen wir in der 
Vertreibung der Morinonen von ihren alten Sitzen. 

Bluntschli, allgemeines Staatsrecht. 28 
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gebundene, gegenüber anderen Kirchen aber feindliche Partei- 
stellung. Im Verhàltnis zur katholischen Kirche wâre ûber- 
dem eine solche Ausdehnung der Staatsmacht gar nicht mog- 
lich ohne ein ernstes Schisma. 

2. Jene staatlicbe Kirchenhoheit offenbart sich voraus in 
der Anerkennung der christlichen Landeskirchen 
im Gegensatze zur Duldung blesser Sekten oder anderer 
Religionen. 

Der cliristliche Staat darf und soll prüfen, ob eine christ- 
liche Gemeinschaft, eine Kirche, sowohl ihrem organischen 
Bestande und ihrer historischen Berechtigung nach als mit 
Rücksicht auf ihre religiose Wirksamkeit auf das Volksleben 
nicht etwa nur Duldung, sondern voile Anerkennung de& 
Staates ansprecheu dürfe, und, wenn er sich davon überzeugt, 
diese gewâhren. Man kann hiçr noch unterscheiden zwischen 
Landeskirchen und Dissidenzkirchen. Die ersteren 
haben aile Bedingupgen erfûllt, um derentwillen der Staat 
ihnen sein voiles Vertrauen zuwendet, dass sie christliche 
Gesinnung und Gesittung in der Nation verbreiten und fordern 
werden, um derentwillen er zugleich sie mit seinen ôffent- 
lichen Mitteln unterstützt, mit ihnen gemeinsam in manchen 
Dingen, z. B. im Unterrichtswesen, handelt und ihnen die 
hochsten Rechte und Ehren zugesteht. Den letzteren fehlt 
es dagegen zwar nicht an moralischen Garantien für eine 
segensreiche christliche Thàtigkeit, wohl aber wegen des 
geringen Anhanges oder aus historischen Gründen an Bedeu- 
tung für das Land, um ihnen aile diese Rechte und Ehren 
zuzuerkennen. Wenn ihnen daher auch voile Freiheit ihres; 
Kultus verliehen wird, so fühlt sich doch der Staat nicht 
ebenso wie den Landeskirchen gegenüber bewogen, sie aus 
seinem Vermôgen auszustatten, noch mit ihnen zu Rate zii 
gehen und gemeinsame Sorgen zu pflegen. In Deutschland 
Z, B. werden die drei Kirchen, die katholische, lutherisch* 
evangelische und reformierte, beziehungsweise die aus 
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beiden unierte, nebeneinander als Landeskirchen behandelt, 
in manchen Lândern aber ist die katholische Landeskirche 
und die protestantische blosse Dissidenzkirche , in anderen 
umgekehrt. Darûber gebührt der freie Entscheid, je nach 
den besonderen Verbal tnissen, dem Staate, und wenn er so 
mehrcre Kirchen anerkennt, so übt er auf seinem Gebiete 
ganz das nâmliche liecht, welches schon im Mittelalter die 
katholische Kirche fortwâhrend den verschiedenen Staaten und 
Staatsformen gegentiber ebenfalls geübt hat und no ch übt. 

Die Kirche sagt: „Ich bin weder monarchisch noch repu- 
blikanisch, ich vertrage mich mit allen Staatsformen, wenn sie 
nur das religiose Leben gewâhren lassen. Mir sind Monarchist, 
Aristokrat, Demokrat gleich wert, wenn sie nur gute Christen 
und treue Sôhne der Kirche sind.“ Mit dem gleich en Rechte 
kann der Staat sagen: „Ich bin weder katholisch noch prote- 
stantisch. Die konfessionellen Parteien kürnmern mich nicht,’ 
wenn sie nur die Gesetze des Staates achten. Die Politik, 
nicht die Religion ist der Geist meiner Wirksamkeit. Katho- 
liken wie Protestanten und selbst Andersglâubige sind mir 
gerecht, wenn sie nur treue Staatsbürger sind,* und ich stelle 
mich freundlich zu den verschiedenen religiosen Geinein- 
schaften, insoferii sie mein politisches Leben nicht verlctzen.“ 

Der Begritf der Landeskirche ist somit verschieden 
von dem der Staatskirche. Jener ist ein rein sta^^Xlicher, 
dieser ein Mischbegriff. Jener setzt die Sonderung von Staat 
und Kirche voraus, dieser die Abhàngigkeit der Kirche vom 
Staate. Jener verlangt von dem Staate kein konfessionelles 
Bekenntnis, dieser fordert, dass der Staat der Konfession der 
Staatskirche angehôre. 

Bietet die kirchliche Gemeinschaft dem Staate auch nicht 
zureichende moralische Garantien oder ist sie überall noch 
nicht geordnet und zu einer wirklichen selbstândigen Kirche 


3 Vgl, oben Kap.5. lliind es hageii,DentS(îherProte8tanti8Tmi8, S.333. 
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erwachsen, so hat der Staat vollen Grund, sic wcdcr als Lan- 
des- noch als Dissidenzkirche anzuerkennen, sondcrn er ge- 
wâhrt ihr als einer Sekte, insofern sie niclit geradezu staats- 
verderblich erscheint, ira Interesse der religiosen Bekenntnis- 
freiheit eine Duldung, deren Schranken er nacli Staatsgrün- 
den nàlier bestirarat. In dieser Duldung kann der Staat 
gewohnlich ohne Gefahr sehr weit gehen — der Verfolgungs- 
eifer erreiclit selten den gewünschten Zweck — ; aber das 
Redit darf er nicht aufgebcn, dem Wirken uiisittlicher und für 
die Reditsordnung gefahrlicher Sektcn entgegenzutreten, der- 
artige Verbindungen aufzulosen'* und ihr geraeinsaines Han- 
deln zu heminen. 

In einein ahnlichen Verhaltnis der Duldung steht der 
Staat zu den nichtchristliclien Religionen, wekhe ein 
Teil seiner Bewohner bekennt. Je mehr dieselben cinen sitt- 
lichen Gehalt und je weniger sie eine den moralischen Grund- 
lagen des Staates zuwiderlaufendc Riditung haben, desto uni- 
fassender kann aucli die Duldung gewàhrt werden und sidi 
der Anerkennung christlidier Kirchen annahern. Aber die 
Zurautung an den europàisch-christlidicn Staat, dass er die- 
selben mit der nàmlichen Zuneigung und Liebe uinfasse und 
fôrdere wie die christliche Kirdie, ist eine unnatürliche und 
nur mit dem falschen System einer ncgativen Indifferenz 
verein^ar. 

3. Der Schutz, den der Staat den Landeskirdien gewahrt, 
ist umfassender als der, wekher anderen Kirdien und Sekten 
erteilt wird. Der Staat ist der Schirmvogt der Landeskirche 
(jus advocatiae). 

Die Landeskirdien werden als offentliche Korporatio- 
neii anerkannt und oft denselben audi staatlidie Redite ver- 
lielien, z. B. das der Repràsentation in den Kammern, der 
Beteiliguug bei einzelnen Behôrdeii, oder ihren Kirdienwürden 

4 Man erinnere sich der Wiedcrfâiifer in Münster. 
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uiicl Aemtern (1er Rang und die Rechte von Staatswürden 
iind Aemtern beigelegt. Andere kirchliche und religiôse Yer- 
bindungen erhalten nicht ebenso notwendig die Rechte offent- 
licher Korporationen, sondern werden hâufig wie privatrecht- 
liche Korperschaften, Genossenschaften, Gesellschaften ange- 
sehen und behandelt, haben somit nur Privatrechte anzii- 
sprechen. ^ 

Aehnlich verhâlt es sich mit dem Gottesdienste. Es ver- 
steht sich, dass die Landeskirchen in der Begehung ihres 
üffentlichen Gottesdienstes vollstândig geschützt werden. 
Der Staat verwehrt hier nicht bloss jede Hemmung und Sto- 
rung desselben, sondern er nimmt sogar in den bürgerlichen 
Einrichtungen auf die religiôse Fcier achtungsvolle Rück- 
sicht. Das Verbot larmender Arbeit und Belustigung, des 
Marktverkehrs und Krainhandels, und die gebotene Schlies- 
sung von Wein- oder Bierschenken wâhrend der Festfeier 
U. dgl. sind Folgen solcher erhôhter Ancrkennung der Landes- 
kirchen. ^ 


5 Preuss. Landrechl II, li, §§.17 — 19, §§.20 — 20. Uayerisches 
lieligionseclikt §§. 28 — 37. 

fi Baye ris ch es Rcligionscdikt, §. 80: „Die im Staate bestehenden 
Religionsgesellschafteii sind sich wechselseitig glciche Achtuiig schuldig; 
gegen dereii Versagung kaiin der obrigkeilliche Schiitz aiifgeruleri wer- 
<len, der nicht verweigert werden darf; dagegen ist aber aucl. keiner 
eine Selbsthilfe erlaubt.“ §, 82: „Keine Kirchengesellschaft kann ver- 
bindlich gemacht werden, an dem âusseren Goitesdienst der anderen 
Anteil zu iiehmcn. Kein lieligionsteil ist demnach schuldig, die bcsori- 
deren Feiertage des anderen zu feiern, sondern es soll ihm frei stehen, 
an solchen Tagen sein Gewerbe und seine Ilantiernng ausznüben, je- 
doch ohne Storung des Gottesdienstes des anderen Telles und ohne dass 
die Achtung dabei verletzt werde, welche nach §. 80 jede Religions- 
gesellschal’t der anderen bei Ausübung ihrer religiosen Handlungen und 
Gebranche schuldig ist.“ — Im einzelnen kommt natürlich viel aut* die 
Bevolkerungsverhal tinsse an. In einer vorzugsweise katholischen Stadt 
wâre es z. B. storend, wenn die Protestanten an hohen Festtagen der 
Katholiken ilir bürgerliches Gewerbe offentlich betrleben wie an Werk- 
tagen; in einer Stadt dagegen, wo nur eine geringe Zabi von Katho- 
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Aiideren, obwohl anerkannten Kirchen dagegen wird zwar 
wieder ein offentlicher Gottesdienst im Inneren ihrer Er- 
bauungshàuser verstattet und vor Stôruiig geschirmt, aber es 
lassen. sich eher Beschrànkungen rechtfertigen, wenn es sich 
um Einrichtungen liandelt, die auch nach aussen für die übrige, 
nicht zu diesen Kirchen gehôrige Bevôlkerung Bezug haben. 
So Z. B. wird kein Glockengelâiite, es werdeii keine Prozes- 
sionen ausser der Kirche gestattet Die religiose Engherzigkeit 
früherer Zeit legte auf solche Beschrànkungen einen grossen 
Wert; der neueren Zeit ist es würdig, soweit nicht das btir- 
gerliche Leben hinwieder gestôrt würde, auch in diesen Dingen 
den verschiedenen Kirchen freien Kultus zu verstatten. Aber 
überspannt wâre das Begehren einer solchen Kirche an den 
Staat, dass ihre Festtage auch von denen beachtet werden 
müssen, welche nicht zu ihr gehôren. 

Beschrànkter noch kann der Schutz sein, den der Staat 
nichtchristlichen Heligionen und blossen Sckten gewâhrt. Ans 
dem Princip der individuellen Gewissensfreiheit folgt noch 
nicht die Freiheit eines gemeinsanien Kultus. Sowie die In- 
dividuen aus der Besonderhêit ilires Hauses und ihrer Faniilie 
heraustreten und sich zu Genossenschaften (G esc 11- 
schaften) Gleichgesinnter verbinden, so hat auch der Staat 
als die hôchste Ordnung der àusseren Lebensgeineinschaft eine 
nàhercf Veranlassung und ein erhohtes Redit zu prüfen, in 
welchen Beziehungen jene Genossenschaften und ihre Thàtig- 
keit zu den gemeinsamen ôffêntlichen Interessen stehen, und 
demgemâss zu verfahren. Im Zweifel soll er freilich die Frei- 
heit des Kultus achten. Wenn er sich aber tiberzeugt, dass 

liken sich befmdet, keineswegs. Belgischc Verf., Art. 15: „Keiiier ist 
gezwuiigen, aut* irgend eine Weise an den Handlungen und Feierlich- 
keiten eines Gottesdienstes teilzuiiehmen oder die Ruhetage desselben 
zu beobachten.“ Oesterr. Ges. vom 25. Mai 1868, §. 6: „Ferner muss 
an den Festtagen vvas imraer für einer Kirche oder Religionsgesellschaft 
wahrend des Hauptgottesdieiistes in der Nahe des Gotteshauses ailes 
unterlassen werden, was eine Stôrung der Feier zur Folge haben kbnnte.^ 
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eine Sekte der Existenz und Ruhe des Staates — nicht etwa 
der herrschenden Politik im Staate — gefâhrlich ist, so kann 
es dem Staate nicht verwehrt werden, dieselbe als religiôse 
Genossenschaft nicht zuzuiassen oder aufzulosen, 
oder je nach Umstânden unter besondere Aufsicht zu stellen 
und enger zu beschrânken. Es lassen sich hier mancherlei 
Abstufungen denken von dem vôlligen Verbote bis zur Ge- 
stattung des freien Kultus, z. B. die Beschrânkung des Gottes- 
dienstes der Sekte auf die Hausandacht der Familien, auf eine 
gemeinsame Gottesverehrung aber nur im stillen und mit 
Ausschliessung aller Andersglâubigen, die Zulassung des ôfFent- 
lichen Kultus, aber ohne dass den kirchlichen Handlungen, 
Z, B. der Taufe, Trauung u. s. f., auch bürgerliche Wirkungen 
beigelegt werden u. s. f.^ 

In neuerer Zeit haben einzelne Staaten die Gestattung des 
olfentliclien Gottesdienstes als*allgemeine Regel ausgesprochen, 
die auch auf nichtchristliche Religionen und Sekten ihre An- 
wendung tinde.^ Ein ausgedehntes Mass von Freiheit sagt 

7 Pre II S si s ch es Landreclit II. Tit. 11, §. 2‘2: „3iner geduldeteii 
Kircheng-esellschaft ist die freie Ausübiing ihres Privatgottesdienstes ver- 
staUet.“ §. 23: „Zu dieser geliôrt die Anstellung gottesdienstlicher 7ai- 
sammenkünfte in gewissen dazu bestimmten Gebàuden und die Aus- 
übnng der ihren Religionsgrundsâtzen gemassen Gebràuche, sowolil in 
diesen Zusammenkünften als in den Privât wolmungen der Mitglieder.“ 
§.25: „Ihr ist nicht gestattet, sich der Glocken zu bedienen oder ôfFent- 
liche Feierlichkeiten ausserhalb der Maiiern ihres Versammlangshauses 
anzustellen." Bayer. Edikt, §. 3: „Sobald mehrere Familien zur Aiis- 
übung ihrer Religion sich verbinden wollen, so wird jederzeit hierzii die 
kbnigliche Genehmigung erfordert." Vgl. Wilda in der Zeitschrift für 
deiitsches Recht XI, S. 235. 

8 Belgische Verf., Art. 14: „Die Freiheit jeder Gottesverehrung 
(culte), ihrer Aiisübung ist zugesichert, mit Vorbehalt der Bestrafung 
der Vergehungen, welche bei Ausübung dieser Freiheit begangen wer- 
den." Franzosische von 1848, Art. 7: „Jedermann bekennt frei seine 
Religion und erhâlt zur Ausübung seines Kultus von dem Staate einen 
gleichmassigen Schutz." Preussische, Art. 12: „Die Freiheit des reli- 
gibsen Bekenntnisses, der Vereinigung zu Religionsgesellschaften und 
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dem Wesen auch des modernen christlichen Staates zu, nicht 
aber vôllige Sorglosigkeit und Mangel an Prüfung und Unter- 
scheidung. 

4. Die Fôrderung und Pflege auch der kirchlichen 
Interessen und Wirksamkeit àussert sich gegenüber den Lan- 
deskirchen 

a) in der Ausstattung und Dotation ihrer àusseren 
Institute und Bedürfnisse, soweit sie des Staates bedarf, in der 
Erbauung und Ausschmückung der Kirchen, in der Fundierung 
der kirchlichen Aemter, in der Sorge fûr die Schulbedürfnisse 
der Kirche, in der Unterstûtzung der Mission.® Andere Kir- 
chen haben darauf keinen Anspruch, wenn es schon dem Staate 
nicht verwehrt ist, auch ihnen durch Beitrâge zu Hilfe zu 
kommen. Der heutige christliche Staat gewahrt auch fremden 
Religionen ihr Recht des Bestandes, aber seine voile Zunei- 
gung kann sich nur den christlichen Kirchen zuwenden, welche 
in der Nation zu umfassender und grosser Wirksamkeit ge- 
langt sind; 

b) in der Ehre, welche er der Kirche erweist, indem er 
sie in ihren Vcrstehern auszeichnet und bei ôffeiitlichen Festen 
zur Teilnahme einladet, und indem er für seine staatlichen 
Einrichtungen die Weihe der Kirche anspricht. Wo es zu 
einer gerechtcn Ausciriandersetzung der beiden Gebiete ge- 
kommen ist, da befiehlt der Staat nicht mehr die religiôse 
Weihe, sondern er ersucht darum; denn diese kann von der 
Kirche nur aus freieni Herzen gewahrt werden und bat nur 
dann Wahrheit und Wert; 

c) in der Zuziehung der Kirche bei gcmeinsamen An- 


fler geineinsamen hâuslichen und offent lichen Religionsübiingen 
wird gewâhrleistet.“ 

^ Hollàndisclie Verf., Art. 168. Franzosisch e von 1848, Art. 7: 
„l)ie Religionsdiener, sowohl für die gegenwartig vom Gesetz anerkannten 
Kulte als auch für dicjenigen, welche in Zukunft anerkannt werden 
sollten, haben das Recht, einen Gehalt aus Staatsfonds zu empfangen.“ 
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gelegenheiten und Sorgen zur Mitberatung und Mitwir- 
kung: so voraus mit Bezug auf das Schulwesen (Beteiligung 
der kirchlichen Aemter bei den Schulrâten), bei Anordnungen, 
die auf die ôffentliche Moral Bezug haben u. s. f.; 

d) in dem Anteil, welcher den Landeskirchen als 
solchen in den organischen Instituten des Staates selbst zur 
Wahrung ihrer Rechte und Vertretung ihrer Interessen ge- 
wahrt wird, wie insbesondcre in der Reprâsentation. 


Siebentes Kapitel. 

Von dem Aufsichtsrecht insbesondcre. 

Der Staat und die Kirche sind zwei wesentlich selbstân- 
dige Korper. Der Staat ûberschreitet daher seine natûrliche 
Grcnze, wenn er das Kirchenregiment selbst, wie das aller- 
dings in den konfessionell-protestantischen Staaten in früherer 
Zeit in weitein Umfange gesclielien ist, in die Hand nimmt. 
Aber er hait sich innerhalb derselben, wcnn er mber die Kirche 
eine staatliche Oberaufsicht, die wichtigste Seite seiner 
Kirchenhoheit, übt (jus inspectionis, jus cavendi). Aller- 
dings bezieht sich diese Aufsicht nicht auf die unsichtbare 
Kirche als eine Gemeinschaft der Heiligen, die der Wahr- 
nehmung und dem Gebiete des Staates vollstândig entrückt ist, 
wohl aber auf die sichtbare Kirche, als eine auf der Erde 
erscheinende und wirkende organische Gemeinschaft. Die 
âusseron Dinge sind für die Kirche, obwohl nicht cntbehrlich, 
doch îmmerhin von untergeordnetem Werte. Aber eben weil 
diese Seite ihres Daseins eine àussere ist und in mannig- 
faltige Beziehung tritt zu dem wesentlich âusscren und welt- 
lichen Reiche des Staates, so kann der Staat nicht vor ihrer 
Erscheinung und âussereii Wirksamkeit dieAugen verschliessen, 
sondern ist genotigt und berechtigt, dartiber Aufsicht zu 
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üben. Hier besonders thut nun aber eine richtige Aus- 
einandersetzung not, damit jeder Teil in dem Genusse 
der ihm zugehôrigen Freiheit und Rechte unverktimmert bleibe. 

1. In rein kirchliche Dinge des Gewissens und 
Olaubens bat sich der Staat als in ein Gebiet, das für ihn 
unzugànglich ist, nicht zu mischen,i somit auch keine dog- 
matischen Streitigkeiten zu entscheiden. Wenn aber dieKirche 
neue Gesetze, Ordnungen und Bestimmungen in Glaubens- 
sachen erlàsst oder in Gewissensangelegenheiten sich nicht 
mit blossem Rate begnügt, sondern bindende Vorschriften 
triflft, so kann der Staat Kenntnis verlangen von allen 
solchen Verftigungen und unter der Voraussetzung, dass die 
Staatsordnung durch dieselbe verletzt oder gefàhrdet würde, 
Ein h ait thun.'^ Dieses Recht des Staates wurde unter dem 
Namen des P lac et (placetum regium) in das Staatsrecht ein- 
geführt, aber ôfter ûber Gebûhr 'ausgedehnt. Schon der Aus- 
druck ist falsch gewâhlt und dabei merkwürdigerweise gerade 
der umgekehrte Irrtum begangen worden von dem, welcher 
die konigliche positive Sanktion in der staatlichen Gesetzgebung 
zu einem bloss negativen Veto verdreht hat. Jenes sogenannte 
Placet niimlich ist, recht verstanden, kein positives Recht des 


1 Bayerische Verf. IV^ §. 9. 

'i Preusaiaches Landrecht II, Tit. 11, §. 33: „Der Staat ist bc- 
l’echtigt, von demjenigen, was in den Versanimlungen der Kirclien- 
gesellschaft gelehrt und verliandelt wird, Kenntnis einzuziehen.“ §.118: 
„Alle pâpstlicheii Bullen, Breven ^ind aile Vcrordnnngen aiiswartiger 
Oberii der Geistliclikeit müsseii vor ihrer Publikation und Vollstreckung 
dem Staate zur Prüfiing und Genehmigung vorgelegt werden.“ Organi- 
sches Gesetz des Konkordats in Frankreich von 1802, Art. 1: „Au- 
cune bulle, bref, rescrit, décret, mandat, provision, signature servant de 
provision, ni autres expéditions de la cour de Rome, même ne concer- 
nant que les particuliers, ne pourront être reçus, publiés, imprimés, ni 
autrement mis à exécution, sans l’autorisation du gouvernement. “ Baye- 
risclies Religionsedikt §§.57 und 58: „Hiernach dürfen keine Gesetze, 
Verordnungen oder sonstige Anordnungen der Kirchengewalt oline aller- 
hbehste Einsicht und Genehmigung publiziert und vollzogen werden.“ 
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Staates, über die Kirchlichkeit und Wahrheit der von der Kir- 
cliengewalt gegebenen Entscheidung zu urteilen und dieser 
seine Autoritàt zu verleihen, sondern nur ein négatives 
Recht der Abwehr solcher kirchliclien Entscheidungen, 
welche die Staatsinteressen beeintràchtigen; ein négatives 
Recht, dem das Misstrauen zu Grunde liegt, es môchte die 
siclitbare Kirche, in welcher auch menschliche Schwachen und 
Leidenschaften sich regen, ihre dogmatische Selbstàndigkeit 
missbrauchen und Beschlûsse fassen und ôffentlich geltend 
inachen, mit denen die vom Staate anerkannten Rechte der 
Individuen sowohl als seine eigene Wohlfahrt in Widerspruch 
stehen. In der Besorgnis, dass das Haupt der katholischen 
Kirche, der Papst, der nicht wie die anderen kirchlichen 
VVürdentrâger in dem Staatsgebiete als Unterthan wohnt und 
der staatlichen Gerichtsbarkeit anheimfallt, seine hohe Autoritàt 
und günstige Stellung leicht so missbrauchen konne, wurde 
früherhin von manchen europâischen Staaten sogar der ganze 
amtliche Verkehr der einheimischen Geistlichkeit mit dem 
pàpstlichen Stuhle gewissermassen unter polizeiliche Aufsicht 
gestellt. In neuercr Zeit dagegen wurde eine •solche Vorsicht 
ofter nun grundsàtzlich verworfen.^ 

3 Belgische Verf., Art. 16: „Der Staat hat k ein Redit, sidi iu die 
Eniennuiig oder Einsetzuiig der Diener irgend einer Gottesvereliriing zn 
misdien oder ihnen den Verkehr mit ihren Obercn und die Bekanni- 
machung ihrcr Akten zu untersagen; im letztereii Falle mit Vorbehalt der 
gewohnlidien Verantwortlichkeit im Betreff der Presse und der Bekannt- 
machung.“ Hollàndisclie, Art. 170: „Die Vermittelîing der Regierung 
wird nidit verlangt bei dem brief lichen Verkehr mit den Hàupteni der 
verschiedenen kirchlichen Gesellschaften, noch bei Bekanntmachiing kirch- 
licher Vorschriften , jedoch unter verantwortlicher Befolgung der Ge- 
setze.“ Preussische, Art. 16: „Der Verkehr der Religionsgesellschaften 
mit ihren Oberen ist ungehindert. Die Bekanntmachung kirchlicher An- 
ordnungen ist nur denjenigen Beschrankungen unterworfen, welchen aile 
übrigen Vcroffentlichungen unterliegen.“ Oesterr. Konkordat von 1855, 
Art. 2: „Der Wechselverkehr zwischen den Bischofen, der Geistlichkeit, 
dem Volke und dem heiligen Stuhl in geistlichen Dingen und kirchlichen 
Angelegenheiten wird vollkommen frei sein.“ 
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Aus der Zulassung freien Verkehrs folgt aber noch nicht, 
dass die Gesetze und Entscheidungen der Kirchengewalt der 
Kenntnis und Aufsicht des Staates entzogen seien. Nur das 
ist der Gegensatz der neueren Richtung gegen die frühere 
Maxime des Placet, dass zuiiâchst der Kirche freigegeben wird, 
was ihr gut erscheint, in rein kirchlichen Dingen zu verordnen 
und bekannt zu machen, unter Vorbehalt, dass der Staat gegen 
den wirklich geschehenen Missbrauch einschreite. 
Die Praventivmaxime wird so in das Repressivsystem 
umgeàndert. Diese Umgestaltung des Staatsrechtes, welche 
einer ausserhalb des Staatsgebietes wohnenden, nach Welt- 
herrschaft strebenden Autoritàt gegenüber bedenklich er- 
scheint, ^ erfordert aber im Interesse des Staates nun eine 
nàhere Bestimmung dessen, was als Missbrauch nicht zu dul- 
den, beziehungsweise zu bestrafen sei; in âhnlicher Weise, wie 
die Einführung der Pressfreiheit im Gegensatze zu der früheren 
Censur ein Pressgesetz nôtig gemacht. Je grosser die Frei- 
heit ist, welche der âtaat der Kirche gewâhrt, um so nôtiger 
ist ein Gesetz, welches ein Rechtsverfahren wegenMiss- 
brauchs der Kirchengewalt (recursus propter abusum) 
anordnet.^ Der Gedanke namlich, dass schon die gewohnliche 


4 Es Iragt sicli überhaiipt, ob der Slaat sich nicht durcli eine lalsche 
AbstraklUm von Freiheit hat verleiten lassen, anf Redite zu verziclifcn, 
die er zu seiiier Sicherheit nicht entbehren kann. Laurent (l’Eglise 
et l’État III, 340) behauptet das ^nd hebt den Unterschied zwischen 
„pàpstlichen Bullen“ und blossen „Meinungsausserungen“ liervor. Jene 
werden von Tausenden und Hunderttausenden wie ein bindendes Gesetz 
betrachtet, diese frei gewürdigt. Wenn daher eine Bulle staatswidrige 
Bestimmungen enthalt, so ist ihre Verbffentlichung nicht bloss ein Ver- 
gehen gegen die Staatsordnung, sondern auch eine ernste Gefahr fur den 
Staatsfrieden , wogegen das Placet den Staat besser scliiitzt als die Re- 
pression. Auch H. Es cher (Politik I, S. 540), der sonst die kirchliche 
Freiheit in vveitestein ümfang verteidigt, hait das Placet den Erlassen 
der rbmischen Kurie gegenüber fiir notwendig. 

5 Ein sehr beachtenswerter Versuch in dem organischen Gesetz iur 
Frank reich von 1802, Art. 6: „I1 y aura recours au conseil d’Etat 
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Gesetzgebung ausreiche, der in den neiien Verfassungen durch- 
schimmert, ist irrig. Die Beziehungen der Kirche zuin Staate 
und der Einfluss jener auf das nationale Leben sind viel zu 
gross und eigentümlich, als dass sie schon in den Gesetzen 
hinreichende Beachtung finden kônnten, welche iiur im all- 
gemeinen das Recht und die Freiheit der Individuen und 
Gesellschaften nàher bestimmen und begrenzen. Der Staat 
ist iiicht konfessionell seinem Wesen nach; die jetzigen Kirchen 
aber sind meistens noch konfessionell. Daher ist es Recht 
und Pflicht des Staates, indem er auf der einen Seite die 
Freiheit der Kirchen, ihre konfessionellen Gegensàtze auszu- 
bilden und beziehungsweise auch dogmatischen Streit zu 
führen, anerkennt, doch darûber zu wachen, dass die kon- 
fessionelle Reibung nicht den olfentlichei^ Frieden store noch 
die Achtung verletze, die der Staat den von ihm anerkannten 
Kirchen gewahrleistet. Es gilt das z. B. auch von allgemein 
eingefûhrten Katechismen und Erbauungsbüchern. Demi offen- 
bar ist es etwas ganz anderes, wenn ein Individuum in Privat- 
schriften die konfessionelle Polemik leidenschaftlich scharft, 
oder wenn die Kirchengewalt mit einer auf Miîlionen gewaltig 
wirkenden Autoritàt den Glaubenshass stachelnd aufregt oder 
die konfessionellen Leidenschaften im Yolke wider die staat- 
lichen Anordnungen zum Kampf aufruft, wie das heute allent- 


dans tous les cas d’abus de la part des supérieurs et autres peisoniies 
ecclésiastiques. Les cas d’abus sont rusurpation ou l’excès de pouvoir, 
la contravention aux lois et règlements de la république, l’infraction des 
règles consacrées par les canons reçus en France, l’attentat aux libertés, 
franchises et coutumes de l’Église gallicane, et toute entreprise ou tout 
procédé qui dans Vexercice du culte peut compromettre l’honneur des 
citoyens, troubler arbitrairement leur cemscience, dégénérer contre eux en 
oppression ou en injure, ou en scandale public»'* Vgl. Foelix in der lievue 
étrang. et franç. V, S. 249 ff. Vivien, Étud. admin. II, 280. In neuer 
Form bat das p réussi s ch e Gesetz von 1873 über die kirchJiche Dis- 
ciplinargewalt fur einen staatlichen Gerichtshof gesorgt, an den Be- 
schwerden gegen Missbrauch der kirchlichen Autoritàt gerichtet werden 
konnen. 
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halben geschieht, wo eine ultramontane Partei den Anwei- 
sungen der rômischen Kurie und den Jesuiten dienstbar ist. 
Je grôsser die Gefabr für den gemeinen Frieden und die 
üffentlicbe Woblfabrt ist, desto rascber und kràftiger muss 
der Staat einscbreiten. 

2. Die Yerbàltnisse des Kultus sind zwar ibrem Wesen 
nacb ebenfalls durcbaus kircblicb und nicbt, wie das zu- 
weilen bebauptet wird, gemiscbt. Aber weil sie in ausseren 
Formen des gemeinsamen Lebens sicbtbar bervortreten, so 
steben sie dem Staatsgebiete nàber und bertibren dasselbe an 
mebreren Seiten als die Glaubens- und Gewissenssacben im 
engeren Sinne. 

Aucb hier soll der Kircbe zunâcbst die freie Selbst- 
bestiminung zugostanden und nicbt etwa die Anordnung 
darüber dem Staate vorbebalten werden. Aber mebr als in 

I 

jenen anderen Beziebungen ist der Staat hier veranlasst, Auf- 
sicbt zu tiben über die Wabrung seiner Interessen. Dabin 
geboren : 

a) die Anordnung kircblicber Feste, wobei es je- 
docb von dem Staate abbàngt, denselben bûrgerlicbe Wir- 
kungen mit Bezug auf Einstellung der Arbeiten und des 
Marktverkebres beizulegen oder nicbt;® 

b) die Bildung religiôser Vereinigungen, Bruder- 
schaften u. dgl. zur Ausübung gottesdienstlicber Handlungeii 
oder frommer Werke, und die Haltung kircblicber Mis- 
sionen. Der Staat kann wolîl der Freiheit sol cher Bildungen 
weiten Kaum lassen, aber nicbt auf sein Kecbt der Kennt- 
nisnabme noch auf das der Bescbrànkung, beziebungs- 
weise des Verbotes, verzicbten, wenn solcbe Vereine in 


« Die Gesetzgebung des letzten Jahrlmnderts batte die Tendenz, die 
Einwirkiing des Staates aiit Bestimmung der Kirchenleste moglichst 
ausziidehiien und dieselben aus nationalwirtschaftlichen Gründen zu be- 
schranken. Preussisches Landrecht II, Tit. 11, §§. 34 und 35. Bayeri- 
sches Edikt, §§. 76 und 77. 
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einem fûr die Ehre oder das Recht der Bürger oder des 
Staates iind fûr den offentlichen Frieden und die gute Sitte 
verderblichen Sinne wirken oder sich gebàrden;^ 

c) die Stiftung von Klostern und die Begründung kirch- 
licher Orden, sowie die Genehinigung ihrer Statuten und 
Beaufsichtigung ihres kirclilichen Lebens ist zwar zunâchst 
wieder eine Angelegenheit der Kirche, und es ist nicht zu 
leugnen, dass in den letzten Jahrhunderten die Staaten Eu- 
ropas oft willkürlich und eigennützig in dieselbe eingegriffen 
und hâufig die Schwâche und Gebrechen der Klôster und 
Orden benutzt haben, nicht iim dieselben zu bessern, sondern 
um ihnen ihr Vermôgen zu entziehen. Aber nichtsdestoweniger 
legen auf der anderen Seite auch historische Erfahrungen dem 
Staate die staatliche Pflicht ans Herz, sich seines Aufsichts- 
rechtes nicht zu begeben. sondern darüber sorgfaltig zu 
wachen, teils dass die individuelle Freiheit der Menschen 
nicht klosterlichen Gelübden und Ordnungen hingeopfert werde, 
teils dass nicht einzelne Klôster oder Orden das benachbarte 
Grundeigentum im Uebermass dem lebendigen Verkehr ent- 
ziehen und für die tote Hand erwerben, teils dass sie nicht 
in einem staatsfeindlichen Sinne ihr Dasein bethâtigen. Als 
staatsfeindlich darf der moderne christliche Staat aber wohl 
Orden bezeichnen, welche, wie der Jesuitenorden, durch 
ihre Lehre und Wirksamkeit den Staat unter die mi^telalter- 
liche Oberherrschaft der Kirche zurücktreiben oder in ihrem 
konfessionellen Eifer den Frieden der Konfessionen bedrohen. 
Da der Jesuitenorden als eine organisierte staats- und kultur- 
feindliche Macht auftritt und durch seine grossen geistlichen 

^ Die Denkschrift der bayerischeii Biscliofe von 1851 hat redit, 
weiin sie die nadiste Aiilsicht und Kontrolle solchei* kirchlicher Vereiiie 
lur die Kirche vindiziert, aber unrecht, wenn sie dem Staate jede Auf- 
sielit darüber versagen will. Auch wenn jene z. B, die offentlichen 
GeisseJungen der Geisselbrüderschaften gutheisseii würde, thate der 
Staat doch wohl und recht, derlei Skandal nicht zu dulden. Vgl. Baye- 
ris elles Edikt, 76 b, c. O es ter reich. Konkordat, Art. 28. 
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und ôkonomischen Mittel eine gefàlirliche Gewalt über viele 
Gemüter ausûbt und dieselbe zum Schaden des Staates und 
der Civilisation gebraucht, so bat der Staat auch Grund zur 
Vorsicht und ist wohl veranlasst, dem Umsichgreifen des 
Ordens ebenso wie der künstliclien Zucht von Schlangen zu 
wehren. Er bat unzweifelbaft das Recbt, eine Gemeinscbaft, 
welcbe sicb als unvertràglicb mit seiner Woblfabrt und der 
btirgerlicben Fieibeit erweist, auszustossen oder aufzulôsen.^ 
Sie kann sogar ein aufopfender Diener der (konfessionellen) 
Kirche und docb ein Feind des (konfessionslosen) Staates sein, 
die Zuiieigung jener verdienen und für diesen unaussteblicb 
werden. Nicbt die kircblicbe Einricbtung und Form solcher 
Korporationen bat der Staat zu ordnen oder mit zu bestimmen, 
aber er bat sein Recbt aucb in solcben Fallen zu wabren, wo 
dasselbe von jenen iin Namen der kircblichen Interessen ver- 
letzt oder bedroht wird.^ 

3. Die Verfassung der Kircbe zu bestimmen, ist in 
erster Linie wieder Sache und Recbt der Kirche selbst und 
nicbt inehv des Staates, wenn sicb dieser aus der Bescbrânkt- 
heit des Konfessionalismus erhoben bat. Aber offentliche Au- 
toritat und Geltung kann die Kirche n verfassung innerhalb des 
Staates nur erbalten, wenn der Staat dieselbe anerkennt, 
beziehungsweise somit die Aenderung derselbcn sein erse its 
gutheisst oder — da aucb in dieser Hinsicht es nicbt 

8 Scli w eiz erische Bundesvjwf, von 1848, Art. 58: „Der Orden der 
Jeauiten und die ihm affiliierten Gesellschaften dürfcn in keinem Teile 
der Scliweiz Aufnahme lindeii." [Die Bundesverfassuiig von 1874 hat 
dieses Verbot auf aile religiose Orden ausgedehnt. Art. 52.: „Die Er- 
richtung neuer und die Wiederherstellung aufgehobener Kliister oder 
religibser Orden ist unzulassig."] 

9 vSügar das osterreicliische Konkordat (Art. ‘28), welches den 
Biscliofeii die Freiheit zusicherte, geistliche Orden und Kongregationen 
einzuführen, fügte docb die beschrankende Anweisung bei: „Doch werden 
sie sicli hierüber mit der kaiserlichen Regierung ins Einvernehmen setzen.“ 
Das deutsche Reichsgesetz vom 4. Juli 1872, welches den Jesuiten- 
orden aus dem Deutsclien Reicbe verweist, batte guten Grund. 
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Aufgabe des Staates ist, die positiv kirchliche Wünschbarkeit 
der Aenderung zu prüfen, sondern sich auf die Frage zu be- 
sclirànken, ob und inwiefern dieselbe dem geltenden Rechte 
widerspreche und die offentliche Wohlfahrt bedrohe — nach 
vorheriger Prüfung nicht sein staatliches Veto dagegen 
einlegt. Umwandlung des zuweilen etwas gespannten Placet, 
in welchem oft noch cin Stück Kirchenregiment verborgen 
ist, in ein staatliches Recht vorheriger Prüfung und des 
Veto (non displicet) scheint dem natürlichen V rhâltnisse 
beider Organismen am ehesten zuzusagen. 

4. Der Kirche kann wiederum das Recht aus natürlichen 
Gründen nicht bcstritten werderi, ihre Organe, die Beamten 
und Diener der Kirche, selbstândig zu ernennen; 
demi sollen diese ihr angehoren und ihr'dienen, so müssen 
sie auch von ihrem Geiste erfüllt und nicht von einer fremden 
Macht gewissermassen als fremde Glieder an ihren Kôrper 
geheftet worden sein. Die bloss allgemeinen Vorbedingungen 
der kirchlichen Weihen entscheiden noch nicht; auch unter 
den im allgemeinen Fâhigen den rechten Mann für die rechte 
Stelle zu iînden, kommt voraus dem Korper zu, zu welchem 
diese gehort und dessen Bedürfnissen sie dient. Aber bei der 
engen und notwcndigen Wechselbeziehung des Staates und der 
Kirche, und da die Beamten der anerkannten Kirchen zugleich 
das Recht und den Rang von Staatsbeamten erhalten \ind im 
Staate einc erhohte Autoritàt und Bedeutung haben, so ziemt 
es der Kirche, keinen Personen kirchliche Aemter anzuver- 
trauen, welche nicht zugleich dem Staate genehm sind, 
und mag der Staat fordern, dass ihm vor der wirklichen Ein- 
setzung in das Amt die Erwàhlten zur Gutheissung p ra- 
se ntiert werden. Das historische Recht der europâischen 
Staaten ist sehr reich an mancherlei Modifikationen dieser 

10 Das kanonisclie Recht hat in diesera Sinne den Begriff der per- 
sonae régi gratae aufgebracht. Der Staat hat dabei indessen nur staat- 
liche Rücksichten zu nehmen. 

Bluntschli, allgemeines Staatsrecht. 


29 
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Grundsàtze. Hâutig wird dem Staate das positive Recht der 
Wahl selbst zugestanden, und für die Kirchc nur das Recht 
der Prüfung und der Erteilung der kirchlichen Weihen oder 
Ordination vorbehalten; zuweilen aber auch von seiten der 
Kirche vollig freie Besetzung ihrer Aemter ohne Genehmhcis- 
sung des Staates geûbt oder gefordert. In jenen Zustünden 
ist noch viel konfessionelle Beimischung wahrzunehmcn, welche 
allm&hlich ausgescbieden werden muss, wenn die Kirche zu 
ihrer vollen Freiheit und der Staat zu scinem wahren Redite 
gelaugen soll. 

5. Aile eigentliche Gerichtsgewalt, das Schwert und 
das Scepter der Gerechtigkeit auV Erden, ist ihrer Natur nach 
staatlich, und kann dahcr nur vom Staate abgeleitet 
werden. Nur die religiose Zucht. welche sich durch die 
Stimnie des Gewissens Geltuug verschafft, und das Mass von 
innerer Di.sciplin, welches jedeui organischeii Kürper zu 
seiner Ordnung nütig ist, gebtthrt schon von Redits wegen 
der Kirche. In diesen Dingen hat der Staat daher das un- 
verüusserliche Recht, die Gerichtsbarkei t der Kirche zu 
regein, zu àndern, zu beschràiiken oder ganz aufzuhebeii, so- 
weit dieselbe nicht den Charakter einer frciwilligen und 
schiedsrichterlichen an sich trâgt, Der moderne Staat 
hat djis anerkannt und vielfach geùbt, ** und die religiose 
Bedeutifiig der Kirche hat an Keinheit eher gewonnen, seit- 
dem die zwingende Strafgewalt der Kirdie besdirankt und 
auch die Geistlichen den weitlichen Gerichten unterworfeii 
worden sind. 

Die ursprünglichen Püiiitenzen der katholischen 

Il Kaiser Friedcrich II. hat auch Uarin «lie modenie hi**** antî* 
cipiert. dass er zuersl wieder ftir den .Siiden ItaHens dttreh seitie tieseUe 
dei» Klerus iu (schwerefij iSlraifiMichen und irîiiielncnj biirgiTlii hen Mreî- 
itgkei(«fn der weitlichen Gerkbtsbarkeit uiiterwarf. Ilaunier, licM'h. d. 
Hohenstaufen IV. 8. 474. (Vgl. namentlich Sentis. Honarehia .Sicula 
«S. ^5: Winkelmann. Geschichte Kaiser Friedrich 11. II, i>, ltHî.| 
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Kirche hatten noch ganz den Charakter der Zucht und be- 
ruhten auf freiwilliger und reuevoHer Büssung der Sünde, sie 
waren nicht Strafe fûr ein Vergehen. Auch der Kirchen- 
bann (die excommunicatio), ailerdings eine ursprünglichc 
Institution des Christentums, ist erst zu der Zeit zu einer 
Strafe gewordeii, als der Staat in eine unwürdige Abbângigkeit 
von der Kirche geraten war. Solange derselbe nur entweder 
Versagung kirchlicher Heil- und Segensmittel , oder Aus- 
schliessung der einzeluen aus der Gemeinschaft der Kirche ist. 
so ist das eine déni ^Vescn uach durchaus kirchliche Sache, 
und keincswegs Handhabung der strafenden Gerechtigkeit; 
demi wie sollte die Kirche nicht selber prüfen und frei be- 
stiinmen, wer ihres Segens würdig und bedûrftig sei, und 
wie geiiotigt werden, Individuen uls ihre*G]ieder anzuseben, 
welclie die Gemeinschaft mit ihr zerrissen habenV 

Aber die hergebrachte Form der grosscn Exkommunika- 
tion in der katholischen Kirche greift die personliche Ehre 
des Gebannten so heftig an, dass der Staat gcnotigt wird, 
seine Bürger vor solcher Beieidigung zu schützen; und die 
Wirkungen jener Strafe auf den gesellschaftliflien und wirt- 
schaftlichen Verkehr des Gebannten werden unter Umstanden 
so schadlich für diesen, dass auch in dieser Hinsicht der Staat 
veranlasst ist, die personliche Freiheit und das Vermôgen 
seiner Biirger gegen die Leidenscliaften der Hiérarchie zu 
schützen. 

Kben.so gebührt der Kirche wie jedeni Organismus eine 
Disciplinargewalt ûber ihre Beamlen und Diener. Er- 
weisen iliese sich als uutauglicb für da.s Amt oder den Dienst, 
so mus8 sie die Macht haben, dieselben zu eiitferncn und 
durch andere Personen für ihre Bedürfnisse zu sorgen. Gegen 
rnogiiehen Missbrauch solcher Gewalt zur Unterdrückung und 
Schâdligung der Individuen mag der Staat wohi eine kontrot- 
iierende Aufisicht anordnen und ûben, sei es indein er von der 
Einstellung und Entlassung von Kirchenbeamten aus kirch- 
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lichen Motiven jederzeit Kenntnis nimmt und sich die staat- 
liche Prüfung und Gutheissung vorbehàlt, sei es indem er den 
Beteiligten verstattet, ihre Beschwerden ihm vorzulegen und 
seinen Schutz anzurufen.^^ 

6. Für die Erziehung und Schulbildung des Klerus 
unterstützt der Staat hinwieder die Landeskirchen durch seine 
Anstalten oder durch Ausstattung der ihrigen. Dass auch die 
staatlichen Schulanstalten , deren Bestimmung es ist, für die 
Kirche einen tüchtigen Nachwuchs von Geistlichen zu bilden, 
den Geist und den Zweck der Kirche beachten, und nur 
solchen Lehrern der religiose und kirchliche Untenicht an 
denselben anvertraut werde, welche moralische Garantien für 
cine würdige, wîssenschaftliche Erfüllung ihres Bcrufes dar- 
bieten, darauf hat die Kirche ein natürliches Becht. Wahrend 
des gegenwârtigen Kriegszustandps zwischen Staat und Kirche 
wird aber der Staat nicht gehindert werden konnen, auch 
solche Lehrer in ihrem Amte zu schützen, welche das Miss- 
trauen und die Verfolgung der kirchlichen Obern dadurch 
auf sich gezogen haben, dass sie für die Rechte des Staates 
einstanden und die staatliche Freiheit oder den Fortschritt 
der Wissenschaft verteidigten. 

Besitzt die Kirche noch eigene Anstalten für diesen Zweck, 
Priesterseininare, so hat auch der Staat ein Becht darüber 
zu wacken und dafür zu sorgen, dass die für den Kirchen- 
dienst bestimmte Jugend auch in Harmonie mit dem Staate, 
und nicht bloss zu guten Geistlichen, sondern auch zu 


12 Vgl, Baj'erisclies Edikt, §. 51, 54. Die Exercitien, zu welchen 
Geistliche von den Bischdfen neuerlich oft verurteilt werden, sind nieisteiis 
Anmassung eines Siückes Gerichtsbarkeit, welches der Kirchengewalt 
nicht zusteht, und der Staat ist berechtigt, denselben insofern Einhalt zu 
thun, als sie die persônliche Freiheit oder Ehre der Geistlichen bedroheii, 
oder gar jene Zucht nur in der Absicht geübt wird, die Geistlichen 
deshalb zu strafen, weil sie ihre Bürgerptlicht erfüllt haben. Das preus- 
sische Gesetz von 1873 iiber die kirchliche Disciplinargewalt schützt 
die Geistlichen gegen ungehôrige oder übertriebene Disciplinarstrafen. 
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tüchtigeii Staatsbürgern erzogen werde, dass sie somit 
auch in weltlicher Wissenschaft niclit roli und unerfahren 
bleibe. Die rein klerikale Erziehung, wie sie gegenwârtig 
von den katholischen Bischofen fast überall angestrebt wird,!^ 
entfremdet den nachwachsenden Klerus immer mehr der Welt, 
und nimmt ihm das Verstandnis für ihre geistigen Bedürf- 
nisse und für die Fortschritte ihrer Civilisation. Dadurch 
verliert cr aber an Achtung und Einfluss mehr, als die ihn 
leiten, durch die gesteigerte Fügsamkeit desselben gewinnen 
konnen. Von diesen Priesterseminarien gilt dcr Satz: „Ihr 
habt Wind gesàet und werdet den Sturm ernten.“ 

7. Das Kirchengut gehort nicht dem Staate, sondern 
der Kirche. Dieser ist es gegeben und für sie dauernd bestimmt 
worden. Aber wenn auch der Staat mit llcclit kein Eigen- 
tum daran ansprechen, noch dasselbe für seine Zwecke ver- 
wenden darf, so kann dagegen die Frage, ob der Kirche die 
vôllig freie Verwaltung der Kirchengüter zustche, oder ob 
besser der Staat dieselben zu Gunsten der Kirche in seine 
vormundschaftliche Hand nehme, gar wohl je in verschiedenen 
Zeiten und unter verschiedenen ümstanden aitch verschiedcn 
beantwortet werden. Die katholisclie Kirche hat von jeher 

13 Vgl. üstcrr. Konk., Art, 17. Wie in Deutscliluncl erhebt sich 
auch in Frankreich diesclbe Klagc gegen die slaals- nnd knlturleinciliclie 
Richtung der geisüichen Seminarien. Vivien, Klud. adrnin. U, S. ‘296: 
„Le système actuel d’éducation des jeunes prêtres est une des causes 
les plus actives des préjugés qui régnent dans l’Église contre le monde 
et dans le monde contre l’Église. Si on les rendait moins étrangers run 
à l’autre, on les rendrait en même temps plus justes et plus confiants 
entre eux.“ 

14 Dieser Satz war grosserenteils schon 1857 gesclirieben. Seither 
ist der Sturm gekommen und hat die i’ricsterscininarien , welche die 
Pflanzscliulen eines fanatisclien und staatsfeindlichen Klerus waren, aus 
Deutschland wcggeblasen. Das preussi sclie Gesetz von 1873 über die 
Vorbildung und Anstellung der Geistliclien vcrlangt aïs Regel Vorbildung 
auf den staatlichen Gymnasien und üniversitaten, am Schluss derselben 
Staatsprüfung und bei Anstcllimgen zu einem kirclilichen Amt Anzeige 
an die Staatsbehorde, die unter ümstanden zurn Einspruch berechtigt ist. 
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auf ihre selbstândige Verwaltung einen grossen Wert gelegt, 
und sich nur ungerne den Beschrânkungen und der Aufsiclit 
unterzogen, die der Staat in den letzten Zeiten auch tiber 
diese Güter zu verhângen für nôtig erachtet hat. Die prote- 
stantische Kirche dagegen hat von anfang an die Sorge für 
ihre zeitlichen Güter unbedenklich dem Staate überlassen und 
sich in eine oft demütige Stellung zu schicken gesucht. 
Unserer Zeit dürfte die Selbstàndigkeit der Kirche in 
Verwaltung und Verwendung des Kirchengutes, verbunden mit 
der nôtigen Oberaufsicht des Staates, durch welche die 
aussere Ordnung der Verwaltung und die Erhaltung des Ver- 
môgens überwacht und einer ungcbührlichen Verwendung 
für fremdartige Zwecke gewehrt wird, am ehcsten zusagenJ*^ 
8. Es gibt einzelne Lebensverhâltnisse, wie die offent- 
liche Erziehung und Schulbildung der Jugend und wie 
die Ehe der Erwachsenen, welche sowohl zum Staate als zur 
Kirche eine nahe Beziehung haben, und auf welche daher 
das Redit des Staates und die Sorge der Kirche zugleich 
sich erstrecken. In diesen Verhàltnissen ist eine richtige 
Auseinandersetzung besonders schwierig, und ware eine ab- 
solute Trennung verderblich; denn auf organisches und fried- 


15 Oesterreichi sche Grundrechtc von 1849, §. 2 nnd von 1867, 
Art. 15:t„Jedc gesetzlich anerkannte Kirche und Religionsgesellschafl 
hat das Redit der genieinsamen dlïentlichen Religionsübnng, ordnet und 
verwaltet ihre Angel egenheiten aelbstandig, bleibt im Besitze und Ge- 
nusse der lur ihre Kultus-, Unterrichts- und Wohlthâtigkeitszwecke be- 
stimmten Anstalten, Btiftiingcn und Fonde, ist aber wie jede Gesellschart 
den allgemeinen Staatsgesetzen unterworfen.“ Das ôsterr. Konkordat 
gewâhrte (Art. 30) der Kirche die SelbstverwalUing ihrer Güter. Preus- 
sische Verf., Art. 15, abgeandert 5. April 1873: „Die evangelische und 
die rômisch-^katholische Kirche, sowie jede andere Religionsgesellschaft 
ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selbstândig, bleibt aber den 
Staatsgesetzen und der gesetzlich geordneten Aufsicht des Staates unter- 
worfen. Mit der gleichen Massgabe bleibt jede Religionsgesellschaft im 
Besitz und Geniiss der für ihre Kultus-, Unterrichts- und Wohlthatigkeits- 
zwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und Fonds." 
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liches Zusammenwirken kommt hier ailes an. Von der Schule 
wird im Verfolge besonders die Rede sein; die Ehe wurde 
früher schon besprochen. Das Recht in diesen Dingen zu 
ordnen und zu handhaben ist vorzugsweise des Staates Sache, 
auf die moralische und religiôse Reinheit derselben hin- 
zuwirken die der Kirche. 

9. Zuweilen mit dem Oberaufsichtsrecht des Staates ver- 
bunden, zuweilen davon unterschieden wird das sogenannte 
Reformationsrecht des Staates (jus reformandi). Der 
Ausdruck kam im XVI. Jahrhundert in den Zeiten der 
Kirchenreform auf, und vorztiglich die Protestanten dehnten 
den Begriff zu Gunsten der Staatsmacht sehr weit aus, oflPen- 
bar von dem damaligen Intéressé geleitet, ihre reformierenden 
Tendenzen auch gegen den Willen der altkirchlichen Hiérarchie 
mit lïilfe und unter dor Autoritât des Staates durchzusetzen. 
Aber auch die im Katholicismus verharrenden Staaten behaup- 
teten damais, obwohl in beschrânkterem Sinne, ein solches 


16 Bd. I, Buch II, Kap. 19. 

17 Zwingli verwarf schon aile kirchliche Geritfhtsbarkeit: „Alle8 
so der geistlicli stat im zugehoren redites und reclitesschirmes 
lialb fürgibt, geliôret den weltlichen zu, ob sy christen syn wellind.“ 

18 Vgl. Eichliorn, Kirclienreclit I, S. 245 und 551. Luther an 
den christlichen Adel: „Darumb wo es Noth fordert und der Babst iirger- 
lich der Christenheit ist, soll dazu thun wer am eraten kann als 
ein getreu Glied des ganzen Korpers, dass ein recht frei Concilium werde, 
welches niemand so wolil vermag als dasweltlichSchwert, sonder- 
lich dieweil sie nun aile Mitchristen sind, Mitpriester, mitgeistlich, mit- 
maclîtig in allen Dingen und sollcn ihr Amt und Werk, das sie von 
Gott haben über jedermanii, lassen frei gehen wo es noth und nütz ist 
zu gehen. “ Melanchthon, Loci, p. 641: „Pertinere emendationem Eccle- 
siaruni ad Magistratus officium praesertim cessaiitibus ïlpiscopis aut ad- 
versantibiis Evangelio. Quod enim aliqui dicunt: magistratum profanum 
non esse judicem controversiarum de dogmotibus, vera et explicata respon- 
sio est: Ecclesiam esse judicem et sequi normam Evangelii in judicando. 
Cum autem magistratus pius vere sit membrum Ecclesiae, judicet et 
ipse cum aliis piis et eruditis juxta normam quam dixi." Vgl. Stahl, 
Kirchenverfassung der Protestanten, S. 7. 
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Recht. Beide betrachteten das Recht des Staates zur Re- 
form indessen nur gewissermassen als eiii subsidiâres, 
wenn die ordentliche Kircbengewalt nicht selbst die Miss- 
brâucbe abschaffe, nicht von sich ans die notigen Re- 
formen einführe. Erst die spàtere absolutere Staatsdoktrin 
suchte das Ausnahmsrecht in ein Regelrecht umzuwandeln 
und dasselbe als das Wesen der staatlichen Hoheit über die 
Kirche auszugeben, d. b. itn letzten Grande darauf die voile 
Herrschaft des Staates über die Kirche zu gründen. 

Das eigentliche und ursprüngliche Reformationsrecht 
kommt der Kirche selber zu, und zwar in ausgedehnterem 
Sinne als dem Staat. Wir verstehen darunter teils das néga- 
tive Recht und die Pflicht, Schâden und Gebrechen, Miss- 
bràuche, Entstellungen, die sich im Laufe der Zeit eingestellt, 
wieder reinigend zu entfernen, teils das positive Recht, ihrer 
natürlichen Entwickelung gemâss fortzuschreiten zu hoherer 
Vollkommenheit. Der Staat ist dabei nur mittelbar beteiligt 
und berechtigt, und> zwar auch der christliche Staat nicht 
als konfessionelles Glied einer Landeskirche, sondern um des 
Zusammenhanges willen zwischen seiner sittlichen Wohlfahrt 
mit der Gesundheit der Kirche und insofern er überhaupt als 
Staat auch anderen korporativen Gemeinschaften gegenüber 
befugt ist gegen Missbrâuche, die allgemeincn Schadcn 
bringen, einzuschreiten. Wenn die Kirche ihre Pflicht ver- 
sàumt ulad ihre Verderbnis auch das Recht und die Wohl- 
fahrt des Staates stort und beunruhigt, dann darf dieser hem- 
inend und mahnend einschreiten. Wenn die Kirche schlaft 

19 Die schweizerischen katholischen Orte sprachen sich darüber in 
dem Mandat vom Glauben von 1524 ausführlich ans und begründeten 
ihr Einschreiten damit, „dass die geistliche Obrigkeit in jenen Sorgen 
und Nôten schweige und schlafe“. Vgl. Bluntschli, Geschichte des 
schweizerischen Bundesrechtes I, S. 311 ff. Die wiederholten Forderungen 
der Kaiser im XV. und XVI. Jahrhundert, dass durch Konzilien die 
Missbrâuche abgeschaift und die Reform der Kirche von innen heraus 
vorgenommen werde, beruhten auf einer âhnlichen Auffassung der Lage. 
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oder versinkt, dann soll er sie wecken und aufrichten. Er 
verdrângt sie nicht und tritt nicht an ihre Stelle ; aber so weit 
seine sittliche und reclitliclie Macht reicht, so weit sucht er auf 
ihre Heilung einzuwirken. 

An merkungen. 1. Das ôsterreichisclie Konkordat. Eiiie 
der aiiffâlligsten Erscbeinungen nnserer Zeit ist das Konkordat, welches 
iinterm 18. Aug. 1855 zwischen dem Papste Pins IX. iind dem Kaiser 
von Oesterreicli, Franz Joseph, über die Verliàltnisse der katho- 
lischen Kirche zum Staate Oesterreich abgeschlossen worden ist. Sie ist 
um so anlïallender, als sie mit der politischen Strômung nnserer Zeit 
in einem seltsamen Widerspruch steht. In einer wichtigeii Beziehiing 
zwar ist das Konkordat in Uebereinstimmung mit der Zeitrichtung, inso- 
lern nàmlich als es die Sonderung der kirchlichen und der staatlichen 
Institutionen und Redite lordern will und auch der Kirche in ihrem 
Gebiete freie Bewegung zu verschaffen verspricht. Allenthalben drangt 
der Geist der Zeit zu solcher Ausscheidung und überall vcrlangt er nadi 
freier Entwickelung des besonderen Wesens. Aber wenn es wahr ist, 
wie wir ans unseren und fremden Reobaditungen schliesseri dürfen, dass 
die europaischen Vôlker seit einiger Zeit wieder rcligidser geworden sind, 
80 ist es sicher nicht minder wahr, dass das politische Bewusstsein noch 
mehr fortgeschritten ist, dass eine ünterordnung des Staates unter die 
Kirche, die man im Princip früher leichter getragen liât, heute vôllig 
uniiatürlich und unertraglich erscheint, und dass eine Erneuerung der 
klerikalcn Herrschaft der Mit weit aufs âusserste verhasfet ist. Der Ver- 
such dazu müsste zu heftigen Gegeiistossen reizen. Die Damoiien der 
Révolution werden durch die kirchlichen Bannstrahlen nicht mehr ge- 
tcitet, sondern entzündet und die politische Garung wird durch den 
kirchlichen Druck nicht unterdrückt, sondern gereizt und gesteigert. 

Die Konkordate sind dem dffentlichen Rechte angehorige Vertnige 
zwischen dem Staat und der Kirche als zwei selbstândigen Machlen, und 
diese Form ist daher für beide Kontrahenten würdig und passend, um 
ihre wechselseitigen Verhaltnisse lur beide verbindlich zu regeln. Eine 
gewissc Gleichheit der Stellung, eben die wechselseitig anerkannte Per- 
sdnlichkeit der Vertragsparteien, wird naturgemass bei Abschliessung 
eines Vertrages vorausgesetzt, und es scheiut si ch von selbst zu ver- 
stehen, dass dabei der Staat seine Existenz wahre wie die Kirche die 
dirige, und dass in jedem derartigen Vertrage die Staatsprincipien 
klar und energisch, wie es der Majestnt und déni politischen Bewusst- 
sein des moderiien Staates gebührt, nebeii den kirchlichen Grund- 
sâtzen ausgesproclien werden. Wenn aber schon in den hisherigen 
Konkordaten, ungeachtet im XIX. Jahrliundert der Staat viel màchtiger 
ist als die Kirche, der kirchliche Standpuiikt vorzugsweise beachtet 
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worden ist, so tritt diese kirchliche Einseitigkeit in dem ôsterreichischen 
Konkordat noch greller hervor, als in irgend einera anderen. Man sieht 
es in der Sprache wie in dem Inlialt, dass dasselbe nicht zwischen Staats- 
mannern und Kirchenmannern , sondern zwischen Kirchenmannern und 
Kirchenmànnern, von denen die einen für den Staat bevollmâchtigt w^aren, 
verliandelt und formuliert worden ist. Das kanonische Redit ist der 
gemeinsame Boden, aiif dem sie stehen, das Staatsrecht ist ganz 
ausserhalb des Konkordates. Die kirclienrechtlichen Grundsàtze 
werden ausschliesslicli beachtet und proklamiert, die Staatspri ncipien 
hochstens durch Stillschweigen vorbehalten. Selbst wo die kirchlichen 
Anordnungen des Konzils von Trient mit Rücksicht auf uralte staatliche 
Redite einige Modifikationen erdulden müssen — wie bezüglich der welt- 
liclien Gerichtsbarkeit aucli über Geistliclie — werden dieselben nur wie 
eine vorübergeliende Konzession des papstliclien Stuhles an die Zeitver- 
hâltnisse zugestanden oder wie eine Vergünstigung von seiten der Kirche 
bewilligt. Vergeblich sucht man in dem Konkordat nacli einer Spur von 
Staatsbewusstsein und Staatshoheit. Ein geistiges Hochgefühl ist nur in 
dem Aiisdruck der Kirche zu finden. Man wird daher bei Lesung dieses 
Dokumentes iinwillkürlich an jene mitielalterliche Vorstellung erinnert, 
dass die Kirche das Reich des Geiste"*, der Staat nur das Reich des Leibes 
sei. So sehr herrscht darin der kirchliche Geist vor. 

Diese Erscheinung wird noch unbegreiflicher, wenn man sich er- 
innert, dass seit den Tagen der Kaiserin Maria Theresia in den Fürsten 
und Vülkern Oesterreichs das staatliche Bewusstsein auch der Kirche und 
den kirchlichen Doktrinen gegenüber lebhaft erwacht ist, und nur darin 
finden wir einigen historischen Anhalt für ihre Erklârung, dass die 
negativ gereizte und radikale Unterwerfnng der Kirche unter eine aufge- 
klàrte Despotie, wie wir sie in der Zeit Josephs II. erfahren haben, zu 
einer kirchlichen Reaktion den Grund gelegt, sowie dass die allgemcine 
Empôrung der ôsterreichischen Vôlker von 1848 gegen aile hergcbrachte 
Autoritat, nach dem Siégé der Reaktion über die Révolution zu einem 
neuen 'Aiumph der Kirchenautoritât Veranlassung gegeben und gereizt liât. 

Am wenigstens ertragt aber Dents chia nd eine einseitig kon- 
fessionelle Politik. Jedermann zwar begreift, dass Oesterreich um 
seiner historischen Stellung willen und mit Rücksicht auf die grosse 
Mehrheit seiner Bevolkerung ein erhôhtes Interesse nimmt an der katlio- 
lischen Konfession, sowie man es versteht, dass Preussen in konfessio- 
neller Beziehung vorzüglich die deutsche Schutzmacht des Protestantismus 
ist. Aber da die Erfahrungen und die Leiden dreier Jahrhunderte er- 
wiesen haben, dass keine der beiden grossen Konfessionen die andere 
in Deutschland zu überwinden vermag, vielmehr beide einander fried- 
lich bestehen lassen müssen, so ist es zugleich klar geworden, dass eine 
einseitig konfessionelle Politik jederzeit den Widerspruch von mindestens 
der anderçn Halfte der deutschen Nation hervorruft, und indem sie 
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Deutschland entzweit iind seine Kraft làhmt, eine durcliaus iindeiitsche 
Politik sei. Deutschland Jàsst sich weder katliolisch noch p ro te- 
sta nti s ch regieren. Nur die Politik darf als eine wahrhaft deutsche 
Anerkennung fordern und Wirkung hoffen, welche von keiner besonderen 
Kpnfession befangen, einen gemeinsam-nationalen oder humanen Stand- 
piinkt nimmt, von dem ans sie den verschiedenen Konfessionen gerecht 
wird und den konfessionellcn Frieden aller schützt. Das ist aber der 
Standpiinkt des modem en Staates, der selbstàndig nicht innerhalb, 
sondern ausser der Kirche steht und daher von sich au s nach staat- 
lichen Principieii die Redite der Individuen wie der kirchlichen Gemein- 
schaften erkennt und ordnet. — (Die obige Anmerkung ist kurze Zeit 
nach dem Abschlusse des osterreichischen Konkordates geschrieben. 
Seither hat die liirchtbare Vernichtung der osterreichischen Armee in 
der Schlacht von Kôniggratz, 3. Juli 1866, auch dem Kaiserhofe den Ab- 
grund aufgedeckt, in wclchen eine klerikale Politik lieute den Staat 
niederzieht. Die liberale Gesetzgebung seit 1868 liât freilich noch nicht 
mit ganz durchschlagendem Erfolg den Versiich unternommen, die Fesseln 
des Konkordates abziistreifen.) [Infolge der Bcschlüsse des Vatikani- 
schen Konzils erklârtc die bsterreichische Rcgierung in der an die pâpst- 
liche Regierung gerichteten Note fom 30. Juli 1870 das Konkordat von 
1855 für aufgehoben. Die gesetzliche Aufhebung desselben erfolgte 
durch das Gesetz voin 7. Mai 1874, welches die heiite geltenden „Be- 
stimmungen zur Regel nng der âusseren Rcchtsverhàltnisse der katholi- 
schen Kirche “ en thaï t. J 

2. Das italienische Garantiengesctz. Nach der Eiiiverleibung 
der Stadt Rom und des Kirchenstaates in das nationale kônigreich Italien 
wnrde das Garantiengesctz vom 13. Mai 1871 in der Absicht erlassen, 
die Bcsorgnisse der katholischen Welt, dass der Papst nuri in Abhangig- 
keit von dem italienischen Staate gerate, zu bescliwichtigen. Der erste 
Teil handelt von der Prorogative des Papstes und des heiligcn Stuhles. 
Art. 1: „Die Person des Papstes ist heilig und unverletzlich.^ 2. An* 
griffe auf ihn und Bcleidigung gegen ihn werden wie ahnliche Ver- 
brechcn gegen den Kbnig beslraft. Aber die Erbrteriing rcligibser Fragen 
ist frei. 3. Der Papst geniesst in Italien die Ehren eines Souverans. 
Er ist berochtigt, eine Leibwachc zu halten. 4. Er erhiilt die Dotation 
einer Jaliresrente von 3225000 Lire. 5. Er geniesst die apostolisclien 
Palaste des Vatikan und Lateran mit ihren Garten und Dependenzen und 
die Villa von Castel Goudolfo. 6. Wird der heilige Stuhl erledigt, so 
darf die weltliche Macht die Kardiiiale nicht hindern, im Konklave zur 
Papstwahl zusammenzutreten. Ebenso wird die Versammlung eines 
okumenischen Konzils geschützt. 7. 8. Die staatlichen Behbrden miissen 
die papstlichen Residenzen und die Raumc des Konklave oder Konzils 
als befreit betrachten und dürfen daselbst keine Untersuchung noch Amts- 
liandluiig vornehmen. 9. Der Papst ist vollkommen frei in der Ans- 
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iibung seines geistlicheii Amtes. 10. Die Geistlichen, welche ihm bei 
solchen Akten helfen, sind ebenso keiner weltlichen Gewalt in solclien 
Dingen nnterworfen. 11. Die Gesandten iremder Mâchte bei dera Papst 
haben die Privilegien der diplomatischen Agenten; ebenso die Gesandten 
des Papstes bei fremden Machten. 12. Der Papst kann mit den Biscliôfen 
und der ganzen katholischen VVelt frei verkehren. Er kann zu diesem 
Zwecke eine eigene Post- und Telegraplicnanstalt haben. 13. Die kirch- 
lichen Seininare, Akademien und Kollegien und aile anderen Anstalten 
tur die Erziehung und Bildung des Klerus bleiben ausschliesslich von 
dem heiligcn Stuhle abliangig und ohne Einmiscliung der staatlichen 
Autoritiit. 

Es ist begreiflieli, dass das Konigreich Italien sich sclieute, den 
Bischof von Rom gleich den anderen italienischen Bischofen als Unter- 
thaneii zii behandcln, wenngleich es dem Papste nicht mehr eine welt- 
liche Souverànitat zugestehen konnte. In der That ist die Würde des 
Papstes, als des Hauptes der gesaraten romiseli-katliolischen Kirche, nicht 
eine nationale, sondern eine universelle und internationale. Es 
haben aile Staaten ein Intéressé daran, dass er nicht von einem ein- 
zelnen Staate abliangig werdc, demi das würde diesem Staate eine iin- 
gehorige Macht geben, auf die kirchüchen Verhaltnisse in fremden Lan- 
dern einzuwirken. Darauf beruht die ausnahmsweise Rechtsstelliing des 
Papstes, die analog, nicht gleich, der von souveranen Fürsten ist. 

Das GarantiengesetVi gilt nur für Italien , nicht für die anderen 
Staaten. Darin liegt ein Mangel dessclben, indem es unter ümstânden 
die italienischc Regierung, wenii sie den Papst schützt, fremden vStaaten 
gegenüber mit einer Verantwortlichkeit belastet, die zu übernehmen 
Italien keinen anderen Grund hat, als den VVohnsitz des Papstes in 
Italien und die zu tragen dera Staate zu schwer lallt. 

Das Gesetz enthalt überdem eine bedenkliche |.ücke, welche der Er- 
gânzung bedarf. Es schützt den Papst vor Angriff und Beleidigung 
anderer. Abcr es schützt den Staat nicht vor Angriff und Beleidigung 
des Papstes. Wenn auch Italien selbst das gelassen und glcichgültig 
ertragen sollte, was freilich, wenn einmal offener Kainpf ausbricht, iin- 
raoglich ist, so brauchen andere Sîaaten einen Angriff auf ihre Rechts- 
ordnung nicht zu dulden. Was dann? 

Der zweite Teil des Garautiengesetzes handelt von den Beziehungen 
des Staates zur Kirche. Es gestattet in Art. 14 dem katholischen Klerus, 
sich beliebig zu versammeln. 15. Der Staat verzichtet auf die Besetzung 
von kirchlichen Aemtern, mit Vorbehalt der koniglicheii Patronatsrcchte. 
Die Bischofe schworeii keinen Eid dem Konig. 16. Das Exequatur und 
das Placet gegenüber kirchliclien Akten wird aufgehoben und nur mit 
Beziig auf vermügensrechtliche Akte der Kirche festgehalten. Die welt- 
lichen Gesetze über kirchliche Stiftungen gelten fort. 17. Aile Gerichts- 
barkeit ist staatlich; gegen die Entscheidung der Kirchenbehorde in 
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geistlichen Dingen und in der Kirchendisciplin ist eine Berufung an welt- 
liche Behôrden nicht zulassig. Wenii jeiie die Schranken des weltlichen 
Redites übersdireitet, sind ihre Entscheidnngen niditig. 18. Das Gesetz 
wird die Verwaltung der Kirdiengüter ordneii. 19. Aile diesem Gesetze 
widerspredienden früheren Einrichtungen aiiid aiilgehoben. [üeber die 
Stellurig der Kirclie in Italien vgl. insbes. M. Minghetti: Stato e 
Cliiesa, 2. Aiill. 1878 (dcutsdie Uebersetzung 1881)]. 

3. Die preiissisclien Maigesetze von 1873 sind znr Zeit des 
sogenannten Kulturkampfes zwisdien der romischen Kirclie nnd dcni 
moderneii Staate entstanden, aber sie siicben trotzdem die Redite des 
Staates und die Interessen der Gesellscliaft zu waliren, oline in das 
religibse Gcbiet der Kirdie einziigreiten. Es sind folgende: 

a) Gesetz vom 14. Mai betreffend den Au s tri tt ans der Kirclie. 
Der Austritt ist frei, wird aber nâher geregelt. 

b) Gesetz vom 13. Mai tiber die G r en zen des Redites zuni Ge- 
braucli kirclili cher Straf- und Ziichtmittel. Es werdeii der Kirclie 
nur religiose, nicht solche Mittel gestattet, vvelche Leib, Vermbgen, Freiheit 
oder bürgerliche Elire betreffen und auch die kirclilichen Straf- und Zucht- 
mittel dürfen nicht angewendet werden, um staatlichen Gesetzen oder 
Anordnungen entgegen oder auf sttiatlichc Abstimmungen eiiiziiwirkeii. 

Sie dürfen nicht ôffentlich bekannt geinacht und nicht in einer be- 
schiinpfenden Form ausgeübt werden. Zuwiderhandlung wird mit Geld- 
strafe bis zu 600 Mark oder mit Haft oder Gefangnis bis zu eineni Jahr, 
in schwereren Fàllcn mit Geldstrafc bis 1500 Mark oder Gefangnis bis 
zu zvvei Jahren bestraft. 

c) Gesetz vom 12. Mai über die kircliliche Disciplinarge walt 
und die Errichtii ng des Koniglichen Gerichtshofes fü r kircli- 
liche Angelegeiiliciten. Die kircliliche Disciplinargewalt über 
Kirchendiener darf nur von deutscheii kirclilichen Behôrden ausgeübt 
werden. Disciplinarstrafen, welche die Freiheit oder das Vermbgen be- 
treffen., dürfen nur nacli Anhorung des Beschuldigten verhangt , werden, 
die Entfernung von dem Amt nur nach geordnetem Prozessverfahreii. 
Korperliche Züchligung ist iinzulâssig. Geldstrafen dürfen 90 Mark nicht 
übersteigen, die Freiheitsentziehung nicht über 3 Moriate ausgedehrit und 
nur in einer inlandischen Demeritenanstalt vollzogen werden, die der 
staatlichen Aufsicht uiiterworfen ist. Aile erheblicheren Verurteilungcn 
sind mit den Entscheidungsgründen dem Oberpràsidenten anzuzeigeii, 
welcher über die Beachtung der Gesetze wacht. Staatliche Ililfe wird 
nur nach staatlicher Prüfung gewahrt. Gegen Entscheidnngen der 
Kirchenbehbrde ist die Berufung an die Staatsbehôrde ans gesetzlichen 
Gründen gestattet. Aus ôfFentlichen Gründen kann auch der Ober- 
prasident, nicht bloss der Beteiligte, die Berufung einlegen. Ebenso 
sind Kirchendiener, welche die Staatsgesetze so schwer verletzen, dass 
ihr Verbleiben im Amt mit der Staatsordnung sich nicht vertragt, vor 
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dem staatlichen Gerichtshof zu verklagen und werden von demselben 
entweder Ireigesprochen oder ans dem Amt entlassen. Dafür bestelit 
ein Gerichtshof, dessen elf Mitglieder von dem Kônig teils ans anderen 
Richtern, teils aiif Lebenszeit ernannt werden. 

d) Gesetz vom 11. Mai über die Vorbildung und Anstellung 
der Geistlichen. Geistliche Aemter dürfen nur an Deutsche über- 
tragen werden. Dieselben müssen auf einem deutschen Gymnasium oder 
einer deutschen Staatsuniversitât vorgebildet sein, Ausnahmen gestattet 
der Minister. Die Klerikal-Seminarien sind beschrànkt und unter Staats- 
aufsicht. Die Kandidaten werden staatlich über ihre wissenschaftliche 
Vorbildung geprüft. Die kirchliche Besetzung der Kirclienamter ist der 
Staatsbehôrde anzuzeigen. Ein Einspruch dieser ist nur aus gesetzlichen 
Gründen zulâssig. Jedes Pfarramt ist innerhalb Jahresfrist zu besetzeii. 
Die Wiederbesetzung wird nôtigenfalls mit Geldstrafen bis auf 3000 Mark 
erzwungen. Geistliche Obéré, wclehe geistliche Aemter in iingesetzlicher 
Weise iibertragen, werden mit Geldstrafe von 600 bis 3000 Mark bestraft. 
Wer geistliche Amtshandlungen vornimmt, ohne die gesetzlichen He- 
(lîngungen, wird mit Geldstrafe bis zu 3(K) Mark bestraft. 

[Zu deii Maigesetzeu des Jahres 1873 sind in den folgenden Jahren 
noch hinzugekommen : 

1. Gesetz vorn 21. Mai 1874 wegen Deklaration und Erganzung des 
Gesetzes vom 11. Mai 1873 über Vorbildung und Anstellung der Geist- 
lichen. 

2. Gesetz vom 20. Mai 1874 über die Verwaltung erledigter Bis- 
tümer. 

3. Gesetz vom 22. April 1875 über die Einstellung der Leistungen 
aus Staatsmitteln für katholische Bistümer und Geistliche. 

4. Gesetz vom 31. Mai 1875 über die geistlichen Orden. 

5. Gesetz vom 20. Juni 1875 über die Vermôgensverwaltung in den 

katholischen Kircliengemeinden. 

6. G^'setz vom 7. Juni 1876 über die Aufsichtsrechte des Staates bei 
(1er Verwaltung des katholischen Kirchenvermogens. 

7. Das Reichsgesetz vom 4. Mai 1874 betreffend die Verhinderung 
der unbelügten Ausübung von Kirchenâintern. 

Seit dem Jahre 1880 hat jedoch die preussische Kirchenpolitik einc 
andere Richtung eingeschlagen. Die Gesetze der Jahre 1873 und 1875 sind 
teils abgeàndert und abgeschwacht, teils ist zeitweise dem Ministerium 
die Befugnis gegeben worden, von den Bestimmungen derselben zu 

dispensieren. Gesetze vom 14. Juli 1880, 31. Mai 1882, 11. Juli 1883 

betreffend Abanderungen der kirchenpolitischen Gesetze. Durcli das letzte 
Gesetz ist die Zustandigkeit des Gerichtshofes für kirchliche Angelegen- 
heiten in den wichtigsten Angelegenheiten aufgehoben worden. Die 
Erkenntnis, dass die Gesetzgebung der Jahre 1873 bis 1875 einer Révision 
bedarf, um die Bekenntnisfreiheit und das Recht der Kirche auf Selbst- 
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verwaltiing zii schützeii, dringt mehr imd mehr durch. Es wird sich 
dai'um handeln, der katholischen Kirche diesen Scliutz zu gewahren, 
ohne die wesentlichen Rechte des Staates aufzugeben. — Eine sehr 
sorgfâltige und übersichtliche Darstellung des gegenwartig in den deut- 
schen l^taaten bestehenden Rechtszustaiides gibt Hinschiiis in dem 
Handbuch des offentliclien Rechtes, herausgegeben von Marquardsen 
I, 1, S. 270 ff. (1883).] 


Achtes Kapitel. 

Der Staat im Verliâltnis znr Wissenschaft und Knnst. 

1. Die Beziehung des Staates zur Wissenschaft ist eine 
engere als die zur Religion, aber wiederum nur eine mittelbare. 
Zwar gibt es Staaten, welche geradezu die Wissenschaft als 
Staatssache erklârt und eine Staatswissenschaft in speci- 
fischem Sinne geordnet haben. Am entschiedensten ist diese 
Richtung wohl in China zu Tage getreten. Der Kaiser des 
himmlischen Reiches der Mitte wird auch als die Central- 
inacht und hôchste Autoritât der Wissenschaft verehrt; und 
wic die übrigen offentliclien Organe, so sind auch die Ge- 
lehrten und Wissenden, die Mandarinen, von Staats wegen 
klassifiziert und in zahlreichen Abstufungen über- und unter- 
geordnet. In den angewiesenen Geleisen nnd Schranken geht 
die wissenschaftliche ïhàtigkeit eiiien steifen abgemqssenen 
Gang und Abweichungen gelten als Vergehen wider den Staat. 
Aber diese Zwangsjacke ist der Natur der Wissenschaft zu- 
wider und lasst sich aus dem Rechte des Staates nimmermehr 
begründen. Zu mancherlei àusseren Fertigkeiten und abge- 
schliffenen Feinheiten kann es solche Staatswissenschaft wohl 
bringen; die tiefere Erfassung der Philosophie und der freie 
Blick in die Geschichte bleiben ihr verwehrt. Der mensch- 
liche Geist, welcher zu hôherer Erkenntnis der Wahrheit 
empordringen will, bedarf der individuellen Freiheit, 
die ihm Schwungkraft verleiht. Diese ist nicht ein Geschenk 
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noch ein Gebot des Staates, sie ist ihm angeboren als eine 
Gabe Gottes. 

Die Wissenschaft ist auch nicht eine Thâtigkeit und 
Offenbarung des Staates, sie ist die Frucht der Arbeiten, 
welche der unsterbliche Geist der Individuen von sich aus, 
getrieben von dem Durste nach Wabrheit und im Bewusst- 
sein seiner Abstammung von Gott, der Quelle und Erfüllung 
aller Wabrheit, freien Mutes unternimmt. Dem Staate kann 
daher auf diesem Gebiete so wenig als auf dem der Religion 
Herrschaft zukommen. Der Staat bat keinc Macbt und 
kein Recht, den Inhalt der Wissenschaft zu bestimmen, noch 
die mancherlei Wege, auf denen der Geist der Individuen 
sich der Wabrheit zu nâhern versucht, abzusperren. Frei- 
heit der individniellen Wissenschaft ist somit ein gôtt- 
liches Grundgesetz, das der Staat zu achten die Ptlicht hat.^ 

2. In anderen Staaten ist schon oft für die Wissenschaft 
das System der Indifferenz des Staates behauptet und em- 
pfohlen worden. Es ist auch nicht haltbar. Der moderne 
Staat verdankt der aus der Gebundenheit des Mittelalters her- 
ausgetretenen frei gewordenen Wissenschaft zu gutem Teile 
sein eigenes erhobenes Bewusstsein und seine Macht; und 
wenn auch die grossen Massen der Bevôlkerung weniger An- 
teil nehmen an der wissenschaftlichen Arbeit, und weniger 
empfân(^lich sind für ihre Erzeugnisse, so werden doch die 
gebildeteren, auch an der Staatsleitung naher beteiligten 
Stânde von den Bewegungen der Wissenschaft gehoben und 


1 Spinoza, Politik II, 8: „ Ailes das, zu dessen Ausübung man 
weder durch Belohnungen noch durch Drohungen gebracht werden kann, 
gehort nicht zu den Rechten des Staates. So kann niemand seine Ur- 
teilsfâhigkeit aufgeben. Durch welche Belohnungen odcr Drohungen 
kann demi ein Mensch dazu gebracht werden, zu glauben, dass das Ganze 
nicht grcisser sei als sein ïeil?“» Preussische Verf., Art. 20: „Die Wis- 
senschaft und ihre Lehre ist frei.“ Oesterr. v. 1867, Art. 17, ebenso. 
Fr. V. Gentz an den Kônig von Preussen: „Von allem, was Fesseln 
scheut, kann nichts so wenig sie ertragen, als der Gedanke des Menschen.** 
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getragen, und selbst die Menge wird mittelbar von dem An- 
stoss der Wissenschaft getrieben und erfâhrt zahlreiche Wir- 
kungen ihrer Thâtigkeit in ihrem gemeinsamen Leben. Wie 
sollte daher der Staat, was für ihn und die Nation so wichtig 
ist, ignorieren dürfen? 

3. Der Staat bat somit eine dringende Veranlassung, die 
Wissenschaft zu beachten, ihre Fortschritte zu unter- 
stützen, sie zu pflegen. Wàhrend des Mittelalters batte 
die K ire lie diese Aufgabe übernommen. Die wisseiischaft- 
lichen Anstalten wurden grôsstenteils von ihr gestiftet. Die 
Mânner der Kircbe waren es vorzüglich, welche wissensebaft- 
liche Werke ausführten und wissenschaftliche Kenntnisse ver- 
breiteten. Auch die Schule war ibrer Sorge anheimgegeben. 
Aber wenn auch die mittelalterliche Kircbe sich manche Ver- 
dienste um die Wissenschaft und die Schule erworben bat, 
die voile Freiheit und Entfaltung der Wissenschaft war doch 
unmôglich, Solange die Kircbe das gesamte Gebiet des Wissens 
nur in dem beschrânkten Gesichtskreise ihrer religiosen und 
wir müssen hinzusetzen ihrer hierarchischen Interessen gelten 
liess und fôrderte, Solange sie mit Missgunst jedera Ver- 
suche entgegentrat, auf anderen Bahnen nach Wahrheit zu 
suchen. 

Diese Lage der Dinge ist vorzüglich seit der Reformation 
des XVI. Jahrhunderts veràndert worden. Die Anfaige der 
Umgestaltung sind freilich früher schon deutlich wahrzuneh- 
men, besonders in den nicht-theologischen Universitâten 
und Fakultàten, und die allgemeine Verânderung ist auch in 
den katholischen Lândern spâter durchgedrungen ; aber es 
lâsst sich nicht verkennen, dass von der Reformation ein 
mâchtiger und neuer Impuls zu der Geistesfreiheit auch in 
der Wissenschaft und zu der staatlichen Pflege derselben aus- 
gegangen, die dann zu einem gemeinsamen Gute der neueren 
Zeit geworden ist. Hatte früher die Kirche in erster, der 
Staat hôchstens in zweiter und sehr entfernter Linie der 

Bluntschli, allgemeines Staatsrecht. 30 
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Wissenschaft seine Serge und Pflege ge'widmet, so ist es nun 
ein anerkanntes Princip, dass dem Staate y or ans die Unter- 
stützung und Pflege der Wissenschaft gebtihrt. Die Kirche 
ist in diesen Dingen in die zweite Linie zurückgetreten.^ 
Die kirchliche Bevormundung der Wissenschaft ist nun 
aufgegehen. Die staatliche Aufsicht über dieselbe ist an 
ihre Stelle getreten, die Aufsicht, welche sich von Bevormun- 
dung ihrer Freiheit wie von thôrichter Indififerenz gleich sehr 
unterscheidet. Einzelne Staatsmânner haben wohl schon das 
Bedürfnis eingesehen, dass nun der Staat — auch ausser der 
Schule — sich ernstlicher der Wissenschaft aiizunehmen guten 
Grund habe;^ aber noch ist es eine Forderung an die Zu- 


2 Verfassung von ÎTew-Hampshire in Nordamerika [von 179ÎI II, 
c. 10]: „In Erwagung, dass für die Aufrechthaltung einer freien Ver- 
fassung die allgemeine Verbreitung nützlicher Kenntnisse wesentlich 
notwendig ist, und dass es hierzu kein besseres Mittel gibt, als die Ver- 
vielfachung der Mittel und Vorteile der Erziehung, ist es die Pflicht der 
Gesetzgeber und Obrigkeiten, fortwahrend die Wissenschaft zu unter- 
stützen und zu befordern, aile Schulanstalten zu unterstützen und auf- 
zumuntern, die Fortschritte des Feldbaues, der Künste, der Wissen- 
schaften zu belohnen und auszuzeichnen, um dem Volke einzuprâgeii und 
in ihm zu bewahren das allgemeine Wohlwollen, die Mildthatigkeit, die 
Industrie und Wirtschaft, die Redlichkeit und Gutherzigkcit, die Auf- 
richtigkeit und Mâssigkeit, mit einem Worte aile edeln Gesinnungen und 
Gefülile.“ Jakob Grimm, über Schule, Universitât, Akademie, S. 7: 
„Konnte Unch im Geleite der Kirche die Schule eine Strecke des Weges 
zurücklegen, allmàhlich begannen beide sich zu scheiden und feindselig 
einandcr eiitgegenzusetzen. Die Wisseii^schaft will nur glauben, was sie 
weiss; die Kirche nur wissen, was sie glaubt.“ 

3 Der Minister Stein in einer Denkschrift (Leben von Pertz II, 
S. 602): „Man darf es erwarten, dass der jetzige Zustand der Dinge, der 
nur durch Gewalt und Druck erhalten wird, sich in sich selbst zerstore, 
und die edleren und liberaleren Grundsàtze wieder in das Leben treten 
werden. Die Regenten sind daher dringend aufgefordert, durch Leitung 
der Litteratur und Erziehung dahin zu wirken, dass die offentliche Meinung 
rein und kràftig erhalten werde. Auf den Deutschen wirkt Schrift- 
stellerei mehr als auf andere Nationen wegen seiner Leselust und der 
grossen Anzahl von Menschen, auf die die ôffentlichen Lehranstalten 
einen Einfluss irgend einer Art haben. Die Leselust der Ration ist eine 
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kunft, dass in diesen Dingen in der rechten Weise das Rechte 
geschehe. 

4. Die Pflege, welche der Staat der Wissenschaft zu- 
wendet, kann sich in verschiedenen Mitteln und sowohl in 
positiver fôrdernder, wie in negativer beschrânken- 
der Richtung âussern. 

a) Schon sehr viel kann der Staat erreichen, wenn er 
dem wissenschaftlichen Verdienste Ehre erweist. 
Thut er das, so ehrt er sich selbst und erhoht sein eigenes 
geistiges Ansehen. Zugleich belohnt er in würdiger Weise, 
was Anerkennung verdient, und erweckt Dankbarkeit und 
Nacheifer. Der preussische Staat hat in unserem Jahrhun- 
dert vorzüglich durch die Achtung, welche er der Wissen- 
schaft gezollt, und durch seine Sorge um die allgemeine 
Schulbildung ein Anrecht ai^f die Führung von Deutschland 
erworben; und Oesterreich, welches sich deutscher Wissen- 
schaft zu lange und zu ihrem und seinem Schaden verschlossen 
hat, ist deshalb in Gefahr geraten, seine grosse Kulturauf- 
gabe im Osten zu vernachlâssigen und sein moralisches An- 
sehen in Deutschland einzubûssen. Der Geist ’ist eine Macht, 
welche sich dem zuwendet, der sie versteht und würdigt, und 
dem feind ist, der sie missachtet; und die Wissenschaft ist 
ebenso ein treuer und starker Verbündeter, wie ein gefâhr- 
licher Gegner, dem schwer und immer nur mit grossen Opfern 
an eigener Kraft gewehrt wird. 

Natürlich hat der Staat ein Interesse mit Wahl zu han- 


Folge ihrer Gemütsruhe, ihrer Neigung zu einem inneren besonnenen 
Leben und ihrer Staatsverrassung. Die Anzahl der Schrifsteller ist in 
Deutschland grbsser als in irgend einem anderen europaischen Lande, 
da die grosse Anzahl von wissenschaftlichen Anstalten einer Menge 
von Gelehrten Beschâftigung und Versorgung verschafft. Auf diese 
müsste man wirken, um das Reich der Wahrheit und des Rechtes auf- 
recht zu erhalten und denen elenden verderblichen Schriftstellern ent- 
gegenzuwirken , die den gegenwârtigen Zustand der Dinge als wohl- 
thatig dar8tellen.“ Vgl. ebenda II, S. 164 und 428. 
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deln. Er soll nur ehren, was die ôfFentliche Wohlfahrt und 
die Erkenntnis der Wahrheit wirklich fôrdert. Je fruchtbarer 
und je reiner das wissenschaftlicbe Verdienst, je erspriess- 
licber dasselbe fûr den Staat selbst und die Nation erscbeint, 
desto bôber bat der Staat es zu werten. Dem Prunken der 
Sopbistik, der Frivolitàt eitler Skeptik, dem Geiste des lieder- 
licben Spottes und niedriger Klatscbsucbt aber, die sicb aucb 
regen, wo das Geistesleben der Individuen sicb frei àussern 
darf, Ermunterung und Beifall zu geben, wàre Tborbeit, aucb 
wenn sicb dieses Streben in den glânzenden Formen eines 
tàuscbenden Scbeines àussert. Vielmebr ist die Versagung 
jeder Ebre von seiten des Staates hier ebenso desscn Pflicbt 
und Interesse, wie die Anerkennung dort. 

b) Aucb materieller Unterstützung bedarf die 
Wissenscbaft vielfacb; und dem Staate ziemt es, sie nacb 
seinen Kràften zu gewàbren durcb Anlegung von ôffent- 
licben Sammlungen und Apparaten zu ibrer freien Be- 
nutzung, durcb Fôrderung wissenscbaftlicher Untersucbungen, 
Reisen und Unternebmungen auf seine Kosten, indem er die 
Verôffentlicbung und Verbreitung der Resultate wissenscbaft- 
licber Arbeit begünstigt, wenn diese seine Beibilfe nôtig bat. 

c) Durcb Gründung und Ausstattung von Akademien 
kann der Staat besondere Organe scbaffen fur die bôcbsten 
Zwecket des Wissens. Davon wird spâter nocb nâber die 
Rede sein. Aber ausserdem ist eine Aufgabe des Kult us- 
min ist ers, fortwàbrend der wissenscbaftlicben Thâtigkeit, in 
welcber Gestalt und Ricbtung sie offenbar wird, seine voile 
Aufmerksamkeit zuzuwenden, von allen irgend erbeblicben 
Erscbeinungen derart in dem Lande Kenntnis zu nebmen, 
den Gang, die Ricbtung derselben zu beacbten, ibre Be- 
ziebungen auf den Staat und die Nation zu prûfen, nicbt bloss 
zu trockener Ansammlung der Nummern seiner Register, son- 
dern um je nacb den Umstânden und Bedûrfnissen zu bandeln. 

d) Die staatlicbe Fôrderung gebûbrt nur wissenscbaft- 
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lichen Verdiensten, der staatliche Rechtsschutz aber 
auch solchen wissenschaftlichen Arbeiten, welche als unfrucht- 
bar Oder irrtürmlich erscheinen. Wie der Staat jedes religiose 
BeHenntnis der Individuen vor Verfolgung schützt, aber nur 
der christlichen Religion seine Liebe zuwendet, so soll er auch 
jede wissenschaftliche Thâtigkeit, auch wenn dieselbe auf Ab- 
wege geraten ist, in freiem Sinne gegen die Verfolgung der 
Zeloten, der Angeber und des Pôbels schützen. Auch hier 
gilt das Wort: der Mensch hat ein Recht, was er als wahr 
erkennt zu bekennen, denn er hat dazu die Pflicht. . 

e) Aber auch die négative S orge darf der Staat nicht 
unterlassen, gemeinschâdlichen Wirkungen einer ver- 
wilderten und verderblichen Wissenschaft entgegenzuwirken. 
Nur in klaren Fàllen freilich wird sich dieselbe zu entschie- 
dener Hemmung steigern dürfen, nur wo die Gefahr, die aus 
wissenschaftlichen Bestrebungen für die Sicherheit und Wohl- 
fahrt des Staates oder die ôffentliche Moral des Volkes ent- 
springt, eine offenbare ist und nicht schon durch das Gleich- 
gewicht einer an gesunden Krâften reichen Natur überwunden 
wird; denn das Leben der Wissenschaft ist sron so geistiger 
Art und zugleich so überaus empfindlich, dass die rauhe und 
nicht durchaus notwendige Bertihrung der Gewalt ihre ge- 
sunden Triebe leicht mehr verletzt, als sic die schadhaften 
Auswûchse trifft. Wohl aber hat der Staat jederzeit das voile 
Recht, wenn er sich überzeugt, dass die wissenschaftliche 
Thâtigkeit einzelner Individuen oder Korporationen zu gc- 
meinem Schaden führt, dieser aile die Unterstützung zu 
entziehen, welche er aus seinen Mitteln zur Nahriing und 
Fôrderung der Wissenschaft bestimmt hat. Es ist eine sen- 
timentale Thorheit, von dem Staate zu erwarten, dass er seine 
Feinde auf ôffentliche Kosten erhalte, damit sie desto be- 
quemer ihre Geistesarbeit auf üntergrabung seiner Ordnung 
und auf Zerstôrung des ôffentlichen Wohles hin richten. 

5. Aehnlich ist das Verhâltnis des Staates zur Kunst. 
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Dem Staate gebührt hier wieder kein Régiment, aber die 
Pflege der Kunst ist seine Aufgabe. Die Kunst übt ge- 
ringeren und weniger nachhaltigen Einfluss auf das ôffent- 
liche Leben ans, als die Wissenschaft; aber ihre Wirkung 
ist den Sinnen nâher, die Schônheit ihrer Formen bemàchtigt 
sich rascher der Gemüter. Ihre Werke sind, wie sie für den 
religiôsen Kultus die sichtbare Blüte der gehobenen Seelen- 
stimmung sind, auch für den Staat und die weltliche Lebens- 
gemeinschaft eine herrliche Zierde, Ausdruck und Anregung 
zugleich. Der Staat selbst soll auch schôn sein in seiner 
organischen Gestalt. Umsomehr bedarf er der Kunst, die sein 
Dasein verschônert und veredelt. 

Die religiôsc Kunst hat in früheren Jahrhunderten ihren 
hôchsten Triumph gefeiert, die staatliche Kunst — einst von 
Griechen und Rômern mit jener zugleich gepflegt und verehrt 
— ist für das moderne Leben noch im Anfang der Entwickelung 
begriffen. Nur allmàhlich erwacht in den Staaten und in den 
Künstlern der Sinn für die Herrlichkeit der staatlichen Kunst. 

Das alte Theater der Athener war eine religios-politische 
Institution, das neuere Theater ist fast nur dem Privatgenuss 
gewidmet, und die Bühne heisst national, ohne es zu sein. 
Nur mittelbar und nur gelegentlich gibt sich da die politische 
Stimmung kund. An den grossen Volksfesten tritt die Kunst 
fast gantZ zurück hinter dem rauschenden Wirrwarr der un- 
schônen Spiele. 

Am leichtesten Anerkennung ündet die Stiftung von Denk- 
mâlern und am ehesten wirkt der Sinn für grosse Archi- 
tektur auch auf die Massen. Doch fehlt noch viel, bis das 
Verstàndnis für die Notwendigkeit des monumentalen Stiles 
in den ôffentlichen Bild- und Bauwerken zu einem Gemein- 
gut der civilisierten Welt geworden ist.^ 

4 Goethe hat in den nachgelassenen Schriften über Kunst bemer- 
kenswerte Vorschlâge gemacht, die zu wenig beachtet werden. Jahn, 
Volksth., S. 280: „Jedes Denkmal ist Beispiel von That und Lohn." 
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Neuntes Kapitel. 

Der Staat nnd die Yolksscliule. 

1. Das Kind ist von der Natur den Eltern und der 
Famille anvertraut, deren Glied es ist. Ihnen und nicht 
dem Staate kommt daher auch die nâchste Sorge der Erzie- 
hung zu. Auch wenn der Staat oder die Gemeinde, wie das 
vermôgenslosen Waisen gegenûber zur Pflicht wird, genôtigt 
ist, sich der Erziehung der Unmühdigen ganz anzunehmen, 
kann er doch im günstigsten Falle nur die Familienerziehung 
nachbilden, und es wird iinmer noch ein empfindlicher Mangel 
zurückbleiben, den die sorgfàltigste und humanste ôffentliche 
Erziehung nur zu mildern, nicht vôllig zu heben und zu er- 
gânzen vermag. Die Triebe des gemeinsamen Blutes, das 
individuelle und tief verwachsene Leben der Famille, die per- 
sônliche Liebe und Pietât der Eltern und der Kinder sind 
durch Staatsanstalten zu ersetzen. 

Die Staatserziehung der Spartaner, welche schon vom 
siebenten Jahre an die Kinder losrissen von den Eltern, mochte 
in dem Bedtirfnisse der Spartaner, ihre stets bedrohte Herr- 
schaft mit den grossten Anstrengungen und Opfern zu er- 
kaufen, eine Entscheidung finden, aber sie ist nichts weniger 
als empfehlenswert, 1 so sehr auch Platon ihrem Princip 
huldigt. In dem franzôsischen Konvente des Jahres 1793 
wurde von Michel Lepelletier ein âhnlicher Vorschlag 
einer durchgreifenden Staatserziehung erneuert, ein Vorschlag, 
von dem Robespierre preisend sagte: „Der Geist der Mensch- 
heit scheint denselben entworfen zu haben." In ofFentlichen 
Erziehungshâusern sollten aile Knaben von erfülltem zwdlften 

1 Dahlmann, Politik, S. 286; „Wir haben keinen Grund, es den 
Spartanern nachziithun; weder die gleiche Sorge lastet auf uns, noch 
rühmén wir uns des Redites, dem Staate Güter zu opfern, die mehr wert 
sind, als ein Staat, der dieser Opfer bedarf.“ 
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Altersjahre an, die Mâdchen schon ein Jahr früher, auf ôlfent- 
liche Kosten gleichmâssig erzogen und auch da die Familie 
auf dem Altar des Gotzen der „Gleichheit“ von Staats wegeii 
geopfert werden. Der Vorschlag ist aber mit dem Konvente 
gefallen. 

Ein derartiger Uebergriff des Staates in das heilige Recht 
der individuellen Freiheit und des Familienlebens, die zu 
schützen seine Pflicht ist, kann nicht aus dem Staatsrechte 
begründet werden, und wâre ebenso verderblich als wider- 
rechtlich. Nur soweit die Not das Einschreiten einer ober- 
vormundschaftlichen Obsorge verlangt, weil — in ein- 
zelnen Fâlien — die Familie ihre Sorge nicht erfüllen kann, 
oder zu erfüllen grob vernachlâssigt, ist die Obrigkeit veran- 
lasst und berechtigt, an der leer gelassenen Stelle der Familie 
zu helfen. 

2. Für eine Seite der Erziehung aber übernimmt der 
neuere Staat im Interesse der Gesamtheit die Sorge selbst. 
Die Schule, im Mitteklter wieder eine Anstalt der Kirche, 
ist nun zunachst auf ihren verschiedenen Stufen zur Staats- 
anstalt geworden. Die Kirche hat es nicht verwehren kônnen, 
dass der Staat durch ausgedehntere Sorge in diesem Felde ihr 
den Vortritt abgewonnen hat Sie hatte ihre Pflicht allzu- 
lange nur nachlàssig geübt oder die Schule allzusehr nur für 
kirchliche Zwecke ausgebeutet Dieser Vorwurf trifft die pro- 
testantischen Kirchen nicht minder als die katholische. Die 
Volksschule war gânzlich vernachlâssigt, bis sich der Staat 
ihrer annahm, und die gelehrte Schule war theologisch be- 
schrânkt und verkümmert. 

Die Aufgabe der Volksschule ist, der unmündigen 
Jugend das Mass nationaler, menschlicher und reli- 
gioser Bildung zu verschaffen und zu sichern, welches nicht 
als die Gabe einzelner Familien noch als ein besonderes Gut 
einzelner Klassen der Bevôlkerung, sondern als das gemein- 
same Bedürfnis aller für aile gewàhrt werden muss. Die 
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verwickelter gewordenen Verhâltnisse unserèr Kultur machen 
es nôtig, dass aile in der Landessprache lesen, schreibeii 
und im tâglichen Verkelir rechnen konnen; und nicht 
blos$ notdürftig, sondern bequem und leicht. Es ist und 
bleibt das die Grundlage ailes eigentlichen Volksunterrichtes, 
und die Vorbedingung für aile weitere klassenartige und indi- 
viduelle Entwickelung des geistigen Bildungstriebes. Daher 
kann sich der Staat, beziehungsweise die Gemeinde, der Pflicht 
nicht entziehen, die Wohlthat solchen Unterrichtes der ge- 
samten Volksjugend zu gewâhren und auch den Niedrigsten 
solcher gemeinsamen Vorbildung, die seinen Krâften neue 
Wege eroffnet, teilhaft werden zu lassen. Der Staat darf sich 
diese Serge auch nicht mehr von der Kirche entwinden lassen; 
denn oiîenbar ist die Natur der bezeickneten Grundkennt- 
nisse nicht kirchlich, sondern weltlich. Sic sind daher auch, 
seitdem der Staat sich mehr um die Volksschule bekümmert 
hat, allgemeiner iind weit besser verbreitet worden als früher 
unter der ausschliesslichen Leitung der Kirche, welche die 
mechanische Abrichtung zu kirchlichen Uebungen und Diensten 
hôher geschâtzt hat als einen tüchtigen Untêrricht in den 
Elementen der geistigen Bildung. Der Stoff des Lesens und 
Schreibens darf aber hier nur dem einfachen Anschauungs- 
und Lebenskreise angehôren, welcher wirklich dem Volke 
gemeinsam ist. Was jedes jugendliche Herz erfreut und ver- 
edelt, was die Liebe zur Tugend und zu dem Vaterlande nâhrt, 
was über die Erscheinungen des tâglichen Lebens aufklârt 
und fâhig macht, mit klaren Augen in die Wirklichkeit zu 
schauen, das und nicht unverdauliche und aufblàhende Bruch- 
stticke der Gelehrsamkeit, nicht ein dürftiger Abriss von wissen- 
schaftlichen Systemen der Géographie, Mathematik, Physiku. s. f. 
werde der Volksjugend geboten. Die Volksschule soll all- 
gemeine Wahrheiten verbreiten, aber nicht die wissen- 
schaftliche Méthode der Untersuchung lehren. Wir sind in 
Deutschland und in der Schweiz, wo das rneiste für die 
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Volksschule geleistet worden ist, doch auch durch eine eitle 
Ueberspannung ihrer Lehrgegenstande in die Gefahr geraten, 
eine Volksjugend heranzubilden, welche nur ungern und mit 
einer Art wunderlicher Scham zu den Arbeiten des Hand- 
werkers oder Fabrikarbeiters hinzutritt und den ârmlichen 
und hâufig erbàrmlichen Scbreiberdienst der rauheren, aber 
weit edleren Thâtigkeit des Landbauers vorzieht. Es gab wohl 
eine Zeit, in welcher man Grund batte, sicb ûber das Zuwenig 
zu beklagen, aber in manchen Làndern ist man nun in den 
Strudel des Zuviel geraten und bat statt die Jugend mit ein- 
facber gesunder Hauskost zu speisen, mit grossen Kosten Ab- 
fàlle von vornebmeren Speisen gekauft, die ibr den Magen 
verderben.^ 

Die Scbule soll aber nicbt bloss die geistigen Fâbigkeiten 
entwickeln belfen, sie soll aucb das Gemüt gleicbzeitig er- 
wàrmen und veredeln. Die Volksscbule soll nicbt bloss zu 
verstândigen Menscben beranbilden, sondern aucb das reli- 
giôse Leben wecken, die Saat des Glaubens in die Herzen 
der Kinder ausstreuen und zu jeder Tugend stàrken. Gebôrt 
in jenen Dingen dem Staate das entscbeidende Wort und die 
erste Sorge, so bat in diesen die Kircbe das Meiste und Beste 
zu leisten. Wie Vater und Mutter die bàuslicbe Erziebung 


Kardinal Richelieu hat diese Gefahr zum voraus mit leb- 
hafteii Farbeii geschildert. Test. i)olit. I, S. 168: «Ainsi qu’un corps 
qui auroit des yeux en toutes ses parties, seroit monstrueux, de même 
un état le seroit-il, si tous ses sujets étoient sçavans. Le commerce 
des lettres banniroit absolument celui de la marchandise qui comble les 
états de richesses, il ruineroit l’agriculture, vraie mère nourrice des 
peuples et il déserteroit la pépinière des soldats qui s’élèvent plutôt dans 
la rudesse de l’ignorance (?) que dans la politesse des sciences; enfin 
il rempliroit la France de chicanneurs, plus propres à ruiner les familles 
particulières et à troubler le repos public qu’à procurer aucun bien aux 
états. Si les lettres étoient profanées à toutes sortes d’esprits, on 
verroit plus de gens capables de former des doutes que de les résoudre 
et beaucoup seroient plus propres à s’opposer aux vérités qu’à les dé- 
fendre. “ 
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gemeinsam leiten, so haben Staat und Kirche gemeinsam 
die ôffentliche Erziehung des Volkes zu pflegen. ^ Dieses Zu- 
sammenwirken beider Mâchte entspricht dem Idéal einer guten 
Erziehung. Die schroffe Trennung und Spaltung der staatlichen 
Einwirkung und der kirchlichen Serge würde zerreissen was 
zusammengehort; und die Folgen derselben wâren nicht min- 
der schàdlich, als es fûr die Privaterziehung die Scheidung 
der Eltern ist. Das laute Verlangen der Emancipation der 
Volksschule von der Kirche in unseren Tagen ist zwar durch 
die frûhere Vormundschaft der Kirche gereizt worden und 
wird durch die unduldsame und beschrankte Kichtung vicier 
kirchlichen Organe erklàrt und relativ gerechtfertigt; aber 
als ab soluté Forderung ist sie durchaus verwerflich, weil 
irreligiôs. Darüber zu wachen, dass die Kirche nicht in 
zelotischem Eifer die Schule einenge und drücke, ist wohl 
Sache des Staates; aber ihren wohlthàtigen Einfluss darf er 
weder entbehren noch stôren. Vielmehr soll der Staat, in- 
dem er die Oberleitung ûber das ganze Schulwesen sich 
vorbehâlt, in religiôser Hinsicht der Kirche eine würdige 
und eingreifende Wirksamkeit verstatten. 

Die Volksschule soll vor allen Dingen menschliche 
Kultur verbreiten, aber damit diese nicht in leere Abstraktion 
sich auflôse, soll sie dies in nationaler Form und Rich- 
tung thun. Die Jugend soll auch für den Staat zu tüchtigen 
Genossen und Bürgern desselben erzogen werden. In dieser 
Beziehung geschieht nicht genug, und doch beruht die Ge- 
sundheit des Volkes und seine politische Kraft vornehinlich 


3 Das franzosische Untcmchtsgesetz vom 15. Mârz 1850 hat darin 
einen Fortschritt gemacht, dass die Alleinherrschaft der staatlichen Uni- 
versitât beseitigt und für die Oberleitung und Aufsicht über das Schul- 
wesen ein Zusammenwirken staatlicher und kirchlicher Organe gefordert 
wird. Aber zu einer befriedigenden organischen Gestaltung des Ver- 
hâltnisses von Staat und Kirche ist es auch durch dieses Gesetz noch 
nicht gekonimen. 
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auf einem von Jugend an geweckten NationaJgeist. In gleicher 
Weise wird in dem christlichen Staate der christliche 
Glauben und christliche Tugend als Grundlage der reli- 
giôsen Bildung anerkannt und sorgfâltig gepflegt werden 
raüssen; aher die Kirche wird diese Pflege nur im Geiste ihrer 
hesonderen Konfession ühen kônnen. Oh diese Rücksicht 
zu einer vôlligen Trennung der verschiedenen Volksschulen 
je nach der Konfession oder nur zu einer Ausscheidung des 
religiosen Unterrichtes in den namlichen Schulen fûhre, hângt 
wohl von den hesonderen Kulturverhaltnissen der einzelnen 
Lânder und von mancherlei Gründen ah. Darüher zu ent- 
scheiden aher kommt dem Staate zu, der in heiden Fallen 
Aufsicht zu ühen hat, dass nicht der konfessionelle Gegensatz 
zu inhumaner Gehàssigkeit und Feindschaft versauert und 
geschârft werde. 

Wird der Religionsunterricht ganz aus der staatlichen 
Volksschule verwiesen und lediglich don Kirchen und Reli- 
gionsgenossenschaften üherlassen, so wird dadurch die Volks- 
schule in ihrer moralischen Wirkung geschâdigt und die Ge- 
fahr wâchst, dass die Kinder entweder in eng-konfessioneller 
Richtuiig von den Geistlichen erzogen und für das gemein- 
same friedliche GeseUschafts- und Staatslehen unhrauchhar 
geraacht, oder dass sie ganz ohne Religion erzogen und da- 
durch (üherhaupt verdorhen werden. 

3. Die Zahl der Volksschullehrer ist in neuerer Zeit 
rasch gestiegen. Es ist das eimgutes Zeichen; demi ûher- 
füllte Schulen taugen nicht, und soll die gesamte Volksjugend, 
wie das in Deutschland und in der Schweiz nun ge- 
schieht, in Frankreich, England und in den meisten 
ûhrigen Lândern allmahlich wenn auch nur langsam und aus 
der Ferne angestreht wird,^ die gemeinsaine niedere Schul- 

^ In Preussen werden 55000 Schullehrer auf 27 Millionen Men- 
schen, je einer auf 500 Seeleii gerechnet, in einzelnen Kantonen der 
Schweiz noch mehr. 
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bilduDg erhalten, so sind zahlreiche Schulen und viele Lehrer 
Bedtirfnis. Aber mit dem Vorzug bat sich zuweilen auch das 
Uebel übermâssig gesteigerter Anforderungen an die Lehrer 
eingeschlichen und hinwieder dieser an den Staat und die 
Gemeinden. Sie werden zuweilen auf den Seminarien mit 
Kenntnissen beladen, welche sie in der Volksschule nicht 
brauchen kônnen oder nicht brauchen sollten. Man lâsst sie 
aus den Brunnen hôherer Wissenschaft gerade so viel trinken, 
dass viele davon berauscht, wenige gesâttigt werden. Dadurch 
wird ein gelehrter Dünkel in ihnen gereizt und zugleich der 
ungestillte Durst nach hoherem Wissen, das nicht in die Volks- 
schule gehôrt. Diese verliert so, worauf ailes ankoirimt, ihre 
Einfachheit und ihre moralische Gesundheit und gérât 
in einen überreizten Zustand. Viele Lehrer werden unzu- 
frieden mit ihrer naturgemâss niederen und beschrânkten, 
wenn auch noch so nôtigen und ehrbaren Berufsthàtigkeit 
und der Gegensatz zwischen ihrer Bildung und ihrer Besoldung 
wird als ein schreiendes Missverhâltnis empfunden. Zuweilen 
wird dieses Standesgefühl zu der Einbildung gesteigert, dass 
die Volksschullehrer voraus die Scliopfer einer neuen Kultur 
und die wichtigsten Reformatoren der Gesellschaft seien. ^ Es 


5 Jakob Grimm a. a. O.: „Da ilmen, sagen sie, das edclste, kost- 
barste Gut aller Mensclien, die Kinder und deren geistige F iÜaltung 
empfohlen sei, kônne man sie nicht gering wie Handwerker sctzen, die 
riur dem leibliclien Wohl fronen, vielmehr Amt und Beruf müssen ihnen 
die Ansprüche wahrer Staatsdiener auf anstândiges Auskommen, ge- 
nügende Versorgung im Aller und Witwengehalte sichern. Hier aber 
wird ofFenbar der Wert dessen, dem man einen Dienst leistet, mit dem 
Werte des Dienstes selbst verwechselt; es ist nicht abzusehen, warum 
wir Milch und Brot fur die Kinder teurer einkaufen sollen, als sie jedem 
Alter gelten, oder so teuer wie andere schwere Speisen. Die Fâhigkeit, 
die wir vom Schullehrer fordern und die er uns aufwendet, scheint mir 
an sich unter der eines ausgezeichneten sinnreichen Handwerkers zu 
stehen, der in seiner Art das Hochste hervorbringt, wâhrend der Lehrer 
ein fast jedem zugàngliches MitteJgut darreicht und sein Talent leicht 
überboten werden kann.‘‘ 
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ist nicht zu leugnen, dass in manchen Staaten die Volksschul- 
lehrer ein wichtiges Elément der Bewegung, zuweilen der 
Révolution geworden sind. Aber aile üebertreibungen und 
Ausschreitungen einzelner oder mancher fallen doch weniger 
ins Gewicht, als der unbestreitbare Segen,. den die besser 
gewordene Volksschule über die geistige und leibliche Wohl- 
fabrt der unteren Volksklassen bereits verbreitet bat, und 
nichts wàre verkehrter, als den früheren geistlichen Druck auf 
die Schule wiederherzustellen und dieselbe in die glücklich 
überstandenen Zustànde der letzten Jahrhunderte zurückzu- 
dràngen. Jede neue Entwickelung, besonders wenn sie krâftig 
und gesund ist, schiesst auch in tollen und unfruchtbaren 
Trieben aus. Manche Uebertreibung ist bereits durch die 
natürliche Reaktiorr der Verhâltnisse korrigiert worden. Dem 
Staate aber wird das Recht, ausschweifenden Ansprüchen ent- 
gegenzutreten, umsoweniger beanstandet, je wohlwollender er 
auch die gerechten Begehren dieser Klasse anerkennt und 
dieselben zu befriedigen' sich bemüht* 

4, Der sogenannte Schulzwang, oder besser ausge- 
drückt, die Schulpflicht, d. h. die Nôtigung der Eltern, 
ihre Kinder zur Schule gehen zu lassen, rechtfertigt si ch hier 
aus dem Interesse des Staates, dass die gesamte Jugend die 
gemeinsame menschlich-nationale und religiôse Bildung erhalte, 
welche rie zu verstândigen und guten Staatsbûrgern befâhige, 
reicht daher auch nur so weit. Wenn Eltern in der Familie 
schon hinreichend dafür durch Privatlehrer sorgen, so hôrt 
jener Zwang auf, denn es fehlt ihm am Grund. Wenn aber 
Eltern ihre Kinder in dieser Beziehung verwahrlosen und 
ihnen nicht einmal die allgemeine Volksbildung vergdnnen, 
dann hat der Staat wohl Veranlassung, das Recht der Kinder 
auf dieselbe zu schützen und sie zum Besuch der Volksschule 
anzuhalten.® Die allgemeine Schulpflicht steht mit der 

6 Preussische Verf., Art. 21; „ Eltern und deren Stellvertreter 
dürfen ihre Kinder oder Pllegebefohlenen nicht ohne den ünterricht 
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allgemeinen Wehrpflicht und der allgemeinen Volksfreiheit, 
welche die Bildung voraussetzt, in einem sittlichen Zusam- 
raenhang. 

Unentgeltlichkeit der Volksschule, in neuerer Zeit 
zuweilen als Staatsprincip^ behauptet, ist nicht eine notwen- 
dige Pflicht des Staates. Der natürliche Grundsatz ist im 
Gegenteil der, dass voraus die El ter n die Kosten der Er- 
ziehung ihrer Kinder zu tragen haben. Dann erst folgt die 
Gemeinde und der Staat, die auch ein wesentliches Interesse 
an der Schulbildung haben. Es liegt sogar im Interesse der 
Schule selbst, dass für die Kinder auch Schulgelder von den 

lassen, welcher für die offentlichen Volksschiilen vorgeschrieben i8t.“ 
Zuerst ist der Grundsatz des Schuizwaiiges wohl in Nordamerika an- 
erkannt worden. Das Gesetz von Connecticut von 1650 verpflichtet 
die Eltern, ihre Kinder zur Schule zu scliicken, Vemachlâssigung dieser 
Pflicht wird gebüsst und wenn die Eltern in derselben verharren, so 
greift die Obervormundschaft an jener Statt ein. Vgl. Toquevilles 
Amerika I, S. 68. Noch alter ist das Statut für Massachusets von 1648. 
Vgl, Laboulaye, Hist. des Colonies Amériq. I, 277 und die Rede von 
Prâsident Webster. Ebenda S. 285. [Zwanzig Jahre früher als in 
Nordamerika ist schon in H es s en -Darmstadt die Schulpllichtigkeit 
aller Kinder eingeführt worden. Schulordnung von 1628. S. Heppe, 
Geschichte des deutschen Volksschulwesens II, 375 Loening, Lehrbuch 
des Verwaltuiigsrechtes, S. 735 ff.] In England wird dieses Recht des 
Staates nicht anerkannt. Auch Guizot (vgl. Mémoires III, 61) sprach 
sich als franzosischer Kiiltusminister dagegen aus. In Deutschland 
und der Schweiz besteht die Schulpflicht und ist eine Hau^tursache 
der allgemeinen Volksbildung. [Inzwischen ist auch in England und 
Frankreich die Schulpflicht aller Kinder von der Gesetzgebung aner- 
kannt worden. England, Elementary Education Act von 1876; Frank- 
reich, Gesetz vom 28. Màrz 1882.] 

î Z. B. in den Grundrechten, welche die deutsche Nationalversamm- 
lung zu Frankfurt proklamiert hat, und in der preussischen Verf., 
Art. 25. [Doch ist in Bezug auf diesen Artikel der preussischen 
Verfassung, wie in Bezug auf den in der folgenden Note angeführten 
zxL beachtcn, dass die Art. 20 — 26 der preussischen Verfassung über das 
Schulwesen erst durch ein (noch nicht erlassenes) allgemeines ünter- 
richtsgesetz zur Ausführung gebracht werden sollen. Sie enthalten nicht 
geltendes Recht, sondern sind nur bestimmt, der künftigen Gesetzgebung 
als Richtschnur zu dienen.] Sch weizeri sche Verf. 1874, Art. 27. 
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Eltern bezahlt werden, nicht allein damit jener erste Grund- 
satz nicht in Vergessenheit komme, sondern weil durch die 
Leistung das Interesse der Eltern an der Schule lebendig er- 
halten und gesteigert wird; denn es ist der Mehrzahl der 
Menschen eigen, dass sie viel mehr werten und sorgfàltiger 
behandeln, wofür sie unmittelbar beisteuern, als was ihnen 
unentgeltlich geboten wird. Fûr Eltern, denen die Last allzu- 
schwer wird, kann der Staat oder die Gemeinde wohl hilfreich 
eintreten und statt ihrer das Schulgeld bezahlen, ohne sie 
deshalb zu den Armen zu rechnen. Indessen sagt die Un- 
entgeltlichkeit des Unterrichts den demokratischen Neigungen 
der heutigen Welt zu; und die Teilnahme der gesamten 
steuerpflichtigen Bürger, auch derer die keine schulpfliclitigen 
Kinder haben, sickert docli das allgenieine Gut der Volks- 
bildung. 

Allgemeine Privatschulen hat der Staat eher ein 
Interesse zu begünstigen^ als zu verhindern, denn sie nehmen 
ihm einen ïeil seiner Sorgen und Lasten ab. Aber er darf 
nicht versâuinen, strenge Aufsicht über dieselben zu üben 
und zu wachen, dass nicht ein feindlicher Geist zum Ver- 
derben der Jugend und zum Schaden auch der Gemeinschaft 
in solchen Schulen sich einniste und um sich greife. Wird 
er das gewahr, so soll er mit scharfem Messer den Ansatz des 
Bosen herausschneiden, bevor es wuchernd um sich gegriffen. 

Nicht als Privatschulen, sondern als offentliche Schulen 
sind die kirchlichen Sch-ulen zu betrachten. Hier hat 
der Staat ein grosses Interesse, die Konkurrenz derselben mit 
den Staatsschulden zu hindern und eine Pflicht, eine Spaltung 
der Nation zu verhüten. Daher bedarf dieses Verhàltnis einer 
gesetzlichen Regulierung. 

8 Preussisclie Verf., Art 22: „ünterriclit zu erteilen und ünter- 
richtsanstalten zu gründen, steht jedem Irei, wenn er seine sittliche, 
wissenschaftliche und technisclie Befâhigung den betrefFenden Staats- 
behôrden nachgewiesen liat“ Belgisclie, Art 17. 
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5. Auf der unteren Stufe der Volksschule hat die Freiheit 
der Wissenschaft noch wenig Sinn. Die erste Volksbildung 
ist ein gemeinsames und gleichartiges Bedûrfnis, und die 
Autoritât der Lehrer steht noch hoch über der Beurtei- 
lungsfâhigkeit der Schüler; umsomehr wird jene hinwieder 
zusammengehalten und geleitet von der hôheren Autoritât des 
Staates. Daher sind hier vorgschriebene Lehrmittel, 
nicht individuell gewâhlte, und selbst eine bestimmte gemeine 
Méthode des Unterrichtes, nicht beliebige Lehrmanier ange- 
messen. Autoritât, feste Regel, Tradition der Behandlung 
haben und verdienen hier das Uebergewicht. 


Zelintes Kapitel. 

Die BerufS’, technisclien und gelelirten Schulen. 

1. Nur die Volksschule ist allgemein, die gesamte Jugend 
umfassend, gleichmâssig unterrichtend. Hoher hinauf schei- 
den sich die Richtungen nach Berufsweiren und nach 
den Interessen hoherer Geistesbildung. Die einzelnen 
Schulen sind nur für die Bedürfnisse einzelner Klassen 
bestimmt. Es hort daher nun die Schulpflicht auf. Der Staat 
konnte fordern, dass aile menschlich-national gebildet wer- 
den; die besondere Berufsbildung ist in vielen Fâllen auch 
ohne Schule erreichbar und gehôrt in den freien Bereich der 
Familienerziehung. Nur wo der Staat Aemter und Stellen zu 
vergeben hat, für welche besondere und erhôhte Berufs* oder 
wissenschaftliche Kenntnisse unentbehrlich sind, oder wo die 
Ausübung eines blossen Privatberufes aus polizeilichen Grün- 
den auf Personen beschrânkt werden muss, welche die er- 
forderliche Art Bildung besitzen, mag der Staat wohl den 
Ausweis verlangen über eine bestimmte Schulbildung, und die 
ausschliessen , welche die ôffentlichen für diese Fâcher be- 

Bluntschli, allgemeines Staatsrecht. 31 
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stimmten Schulen nicht besucht haben. Auch da sind aber 
noch einzelne Ausnahmen zu verstatten, in denen die nôtige 
Fàhigkeit auf anderen Wegen erworben worden; denn mehr 
auf die Fàhigkeit, als auf den Weg zu ihrer Erlangung 
kommt es an. 

2. Die oberen und mittleren Schulen zerfallen in drei 
Hauptklassen: 

a) Besondere Berufsschulen, wie vorzüglich die 
landwirtschaftlichen zur Ausbildung von Landwirten, und 
Gewerbeschulen zur Ausbildung von Handwerkern. Sie 
gehôren vorzugsweise dem vierten Stande an, und sind für 
andere nur Durchgangsstufen. Ein grosser Teil aber des 
vierten Standes bedarf ihrer nicht, ihm genügt die Volksschule 
und die Fortbildung, die das Leben selber gewâhrt. 

b) Hôhere technische Schulen, für diejenigen Klassen 
der Bevôlkerung bestimmt, welche zwar nicht notwendig einer 
gelehrten Bildung bedûrfen, wohl aber in denjenigen Wissen- 
schaften tiefer eingeweiht werden müssen, welche den Geist 
zu hôherer Industrie, Technik, Kunst befàhigen. Diese Schulen 
dienen vorzüglich dem dritten Stande, den Architekten, In- 
genieuren, Fabrikanten, Künstlern. 

c) Gelehrte Schulen, teils als Vorbereitung für die 
üniversitât, teils für die Jugend bestimmt, welche, ohne sich 
einem gelehrten Berufe zu widmen, doch den Adel klassischer 
Bildung erwerben will. 

3. Die Berufsschulen Jm engeren Sinne unterscheiden 
sich von den hôheren technischen und den gelehrten Schulen 
vornehmlich dadurch, dass der Unterricht in jenen nicht in 
das Heiligtum der Wissenschaft eingeht, sondern sich in den 
Vorhallen derselben bewegt und fortwàhrend die praktische 
Nutzbark'eit voraus beachtet. Der Einfachheit des Unter- 
richts bedûrfen sie wie dje. Volksschule, als deren hôhere 
Blüte sie oft behandelt werden; die besondere Richtung auf 
eine bestiramte Berufsgattung , Landwirtschaft, Handwerke 
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U. dgl. hebt sie über diese binauf. Der Unterricbt in fremden 
Spracben ist nur für solcbe nôtig, welcbe diese Scbulen als 
üebergangsstufen zu bôberen tecbniscben benutzen; für die 
Masse der Scbüler dagegen ist der Unterricbt in der Volks- 
spracbe, in der Matbematik und den Naturwissenscbaften, so- 
weit diese eine nahe und leicht verstândlicbe Anwendung auf 
jene Berufskreise scbon gefunden baben, genügend, und so- 
weit denn aucb im Interesse guter Ordnung und gleichmàssiger 
Fortbildung für aile Scbüler vorzuscbreiben. Strenge Schul- 
disciplin ist in diesem Kreise unentbebrlicb, die Lernfreibeit 
ausnabmsweise zulâssig, die Lebrfreibeit nocb wesentlich durcb 
die vorgescbriebenen Lebrmittel und das vorgescbriebene Lebr- 
ziel bescbrànkt. Diese Scbulen ersetzen teilweise den Unter- 
ricbt, den der angebende Landwirt auf dem Gute oder der 
Lebrling in der Werkstâtte seines Meisters findet, teilweise 
befâbigen sie um der grosseren Wissenscbaftlicbkeit der offent- 
licben Scbulen willen zu boberen selbstàndigen Fortscbritten 
im praktiscben Leben. Der Staat kann durcb Gründung und 
freie Eroffnung solcber Scbulen sebr wobltbatig einwirken 
auf die Kultur- und Berufstücbtigkeit zahh’eicber Volks- 
klassen. 

4. Eine bôbere wissenscbaftiicbe oder künstleriscbe Be- 
deutung baben die boberen tecbniscben Scbulen, wie 
vorzüglicb die Realgymnasien, die polytecbniscben 
Scbulen und die Künstlerakademien. 

Die ersteren fübren die Zoglinge tiefer ein in diejenigen 
Wissenscbaften, welcbe vorzüglicb auf das praktische Leben 
der Tecbniker und der bôberen Industriellen Einfluss baben. 
Matbematik, Geometrie und Pbysik und ihre Anwen- 
dungen auf Mecbanik und Cbemie sind hier das Centrum der 
tbeoretiscben Ausbildung, die Kunstgescbichte die Grund- 
lage der künstlerischen Bildung und die Kunst zu zeichnen 
eine Hauptfertigkeit, die bier geübt werden muss, daneben 
sind die modernen, nicbt die antiken Spracben zu kultivieren. 
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Wohl darf man auch hier die praktischen Zwecke des Unter- 
richts nicht aus den Augen lassen, aber die Wissenschaften 
müssen doch in ihrem ganzen Umfang und Zusammenhang, 
somit auch in den Beziehungen gelehrt werden, deren prak- 
tische Anwendbarkeit nicht, oder nicht unmittelbar und nicht 
jetzt schon wahrzunehmen ist. Die wissenschaftliche Durch- 
bildung der Zoglinge, welche ihren Geist fâhig macht, sich 
in den mancherlei hôheren technischen Berufskreisen mit freier 
Sicherheit zu bewegen, nicht die Zurichtung für einen be- 
schrànkten Beruf ist hier die Aufgabe. Erst im spàteren 
Leben scheiden sich die besonderen Wege. 

Diese Anstalten haben in den oberen Klassen eine gewisse 
Verwandtschaft mit den Universitàten. Die herangewachsenen 
Zoglinge kônnen in dem Verhàltnis ihres erstarkten Triebes 
zum Selbststudium wohl von manchen Banden, welche die 
unteren Schüler noch enger an die Autoritàt und an die Zucht 
des Lehrers binden, losgeknüpft, und ihnen akademische Frei- 
heit verstattet werden. Nur darf solche Freiheit nicht über 
den natürlichen Zweck der Schule hinaus gewàhrt werden. 
Insbesondere 3rfordert es die Natur des mathematischen ün- 
terrichtes, dass eine bestimmte Folge auch der Lehrfàcher 
beachtet werde. Auch wird noch weit hinauf ein wechsel- 
seitiger Verkehr des unterrichtenden Lehrers mit dem lernen- 
den Schüler wohlthâtiger wirken, als eine Beschrànkung des 
Unterrichtes auf blosse Vortrâge ohne Prüfung, ob die Schüler 
diesen wirklich folgen. Je mehr wissenschaftlichen Gehalt die 
Lehre hat, desto mehr individuelle Freiheit in ihrer Behand- 
lung ist auch für den Lehrer Bedürfnis; daher denn auch hier 
die Lehrmittel nicht mehr vorgeschrieben, noch die Méthode 
der Lehre von oben her anbefohlen werden darf, wie in den 
unteren Schulen. 

Eine àhnliche Stellung haben die Kûnstlerakademien. Die 
Wissenschaft aber tritt hier in die zweite Linie zurück, die 
künstlerische üebung in die erste ein. Diese Akademien 
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kônnen sogar, wie die école des beaux arts in Paris zur Aus- 
bildung Erwachsener dienen, welche die polytechnische Schule 
zurückgelegt haben. 

5. Die Grundlage der gelehrten Schulen ist die klas- 
sische Bildung, der Unterricht in der lateinischen, dann 
auch in der griechischen Sprache und die Geschichte. 
Die hôhere wissenschaftliche Erziehung muss den Schüler ein- 
weihen in die Grundlagen unserer Kultur, erfüllen mit dem 
frischen und schonen Geiste der Vorzeit, in welcher die 
Menschheit gleichsam ihre Jugendblüte entfaltet hat. Sie 
muss dieselbe hindurchgeleiten durch die reichen Erfahrungen 
der frûheren Jahrhunderte , nicht um in diesen gefangen zu 
bleiben, sondern um der Stufe, auf welcher nun die Mensch- 
heit steht, bewusst zu werden, und auf ihr mit erweitertem 
und freiem Blicke vorwârts zu schreiten. An der Hand der 

J 

Griechen und der Borner sind die neueren Vôlker in geistigen 
Dingen àhnlich wie durch das Christentum in religioser Be- 
ziehung erzogen worden, und diese welthistorische Erfahrung 
soll sich in dem Leben der einzelnen hoher gebüdeten Indi- 
viduen wiederholen. Wer einen anderen Wég geht, kann 
wohl manches Ziel erreichen, es wird aber in seiner Bildung 
immer eine leere Stelle sein, die von den ausgezeichnetsten 
Mannern als ein erheblicher Mangel schmerzlich empfunden 
wird. In den klassischen Studien ist ein gewisser D^ft, ein 
Glanz, ein Adel, die zu voiler und schôner Entfaltung des 
wissenschaftlichen Geistes unentbehrlich sind. Sie spannen 
und üben die Kràfte des jugendlichen Geistes aufs hôchste 
und doch dem Alter gemâss, wecken seinen Sinn für Schônes, 
Grosses und Edles und stàrken seine Schwungkraft. 

Allerdings waren die gelehrten Schulen früher zu ein- 
seitig auf den Unterricht in den klassischen Sprachen begrenzt 
und eine pedantische Méthode, welche den Schülern hâufig 
den Genuss der herrlichen Schâtze des Altertums sogar ent- 
leidet hat, statt ihn zu eroifnen, hatte zuweilen den Wert 
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derselben in eine tote Gelehrsamkeit umgesetzt, die für die 
Fortschritte und Bedürfnisse unseres Lebens den offenen Sinn 
verlor. Es ist daher ein Vorzug neuerer Einrichtungen, wenn 
der Unterricht in den klassischen Sprachen ergânzt wird durch 
gründlicheres Verstândnis der einheimischen Volkssprache 
und Litteratur, zuweilen sogar durch die Beigabe fremder 
neuerer Sprachen, und wenn auch den ûbrigen formell bil- 
denden Fàchern der Mathematik und Physik und wie der alten, 
so auch der mittleren und neueren Geschichte ein weiterer 
Spielraum eroffnet und so der Geist nach allen Richtungeii 
hin geübt wird. Auch die wissenschaftliche Behandlung des 
Christentums und seiner Geschichte darf nicht fehlen, damit 
die ganze gelehrte Bildung in sich harmonisch sei. Aber in 
neuerer Zeit ist man zuweilen hinwieder in den Fehler einer 
Ueberladung mit Bildungsstoff verfallen, an dem der jugend- 
liche Geist überreizt und übersâttigt wird. Kôrperliche 
Schwâche und geistige Zerstreutheit und Schlaffheit sind 
leider nicht seltene'Folgen eines solchen unmâssig gesteigerten 
Vielerleis. 

Dem Alter der Schüler und ihrer Bildungsstufe gemâss 
darf der Unterricht nicht als freier Vortrag abgelost werden 
von stâter Uebung der Schüler, unter fortgesetzter Aufsicht 
und Antrieb der Lehrer. Die Schulzucht soll zwar das Ehr- 
gefûhl f?chonen und wecken, darf aber keineswegs locker und 
schwach werden. Die Lehrfàcher sind noch genau bestimmt, 
und der regelmàssige Besucb wenigstens der Grundfacher — 
wozu voraus dei charakteristische Unterricht in der lateini- 
schen Sprache, wenn Ausnahmen verstattet werden, auch in 
der griechischen, und der Geschichte gehôrt — ist verbind- 
lich gemacht, nicht in die Wahl der Schüler gelegt. Es ist 
ein Schaden für Lehrer und Schüler, wenn sie die Art und 
Freiheit der Universitâten schon in die Gymnasien verpflanzen 
wollen. Der ganze Zweck dieser, die jugendlichen Krâfte in 
fortgesetztem Ringen zu üben und zu stârken, wird dadurch 
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verfehlt, und der Genuss unreifer Früchte làsst eine kranke 
Seelenstimmung zurück, die spâter auch reife Früchte nicht 
melir zu pflücken gelûstet und zu geniessen nicht die Kraft hat. 


Elftes Kapitel. 

Die üniversitaten. 

1. Die Universitâten, zuerst in Italien und anfangs 
nur mit Rücksicht auf einzelne Wissenschaften entstanden, 
sind in neuerer Zeit und vorzüglich in Deutschland zu 
organischen, die gesamte hôhere wissenschaftliche 
B il du n g umfassenden und zu voiler Reife entwickelnden 
Anstalten, aus blossen Universitâten im juristisch-korporativen 
Sinne des Wortes zu Universitâten der Wissenschaften ge- 
worden. 

Nur erwachsene Jünglinge, deren Geisteskrâfte in den 
gelehrten Schulen geûbt und entfaltet worden, sind fâhig in 
den Geist der Wissenschaft vôllig einzudringen^ daher nur sie 
auf Universitâten zuzulassen. Nur wer die Schule hinter sich 
gelassen hat, vermag ein Student zu werden. Daher sind 
Prüfungen, welche Unberufene zurückweisen, ebenso nôtig 
als der Würde der Anstalt angemessen. Es mag wohl unbe- 
denklich einzelnen Erwachsenen auch ohne Maturitàtsprüfung 
gestattet werden, einzelne Kollegien anzuhôren und an den 
Frûchten, die die Universitàt den nach Wissenschaft Hungern- 
den reichlich bietet, sich zu erlaben. Aber Student en sind 
sie deshalb nicht. Diese sollen nicht bloss fâhig sein, ein- 
zelnes zu geniessen, sondern teilzunehmen an dem syste- 
matisch und organisch geordneten wissenschaftlichen Gesamt- 
leben der Universitàt.^ Freie Ho ch schulen, wie das 

1 Jakob G ri mm hat a. a. O. S. 26 eine entgegengesetzte Meinung 
ausgesprochen : „Wie Kirche und Schauspiel dem Eintretenden offen ge- 
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Collège de France iii Paris, haben als allgemeine wissen- 
schaftliche Anstalten fûr Erwachsene tiberhaupt einen eigen- 
tûmlicben Wert und wobl eine zunebmende Bedeutung; aber 
sie sind von den Universitâten, die zugleicb Anstalten ftir die 
wissenscbaftlicben Berufsklassen sind, wesentlicb verscbieden. 

2. Die Universitàt bedarf der wissenscbaftlicben 
Selbstândigkeit, denn die bôbere Wissenscbaft erscbliesst 
sicb nur voiler Geistesfreibeit. Dafür ist die korporative 
Selbstândigkeit derselben eine vortreifliche Unterlage. 
Aber hier begegnen wir nun einem wicbtigen Gegensatze 
zwiscben dem Mittelalter und der neueren Zeit. Jenes liebte 
und scbützte die korporative Selbstândigkeit so sehr, dass 
dieselbe bis zu voiler Unabbângigkeit und einer Art von 
Souverânitât gesteigert wurde. Das aber widerspricbt dem 
modernen Staate, dessen einbeitlicber Organismus Unterord- 
nung aller ôfîentlicben Korporationen verlangt und der eine 
bedeutsame Aufsicbt und Pflege auch tiber die hocbsten Bil- 

halten sind, sollte jedem Jüngling das Thoi* der Universitàt aufgethan 
und ihm selbst überlassen sein, allen Nachteil zii empfinden und zu 
tragen, wenn er unausgerüstet in diese Hallen getreten ist; denn die 
Befahigung der Menschen liât ihre eigenen, stillen Gange und thut uii- 
erwartet Sprünge; wie sollten aile gleichen Schritt halten, den der Prii- 
fung zwangendes Mass fordert?“ Aber die Universitàt ist keine Kirche, 
die lur das Volk — noch ein Schauspiel, das für das Publikum be- 
stimmt ia* , sondern eine wissenschaftliclie Anstalt für die Jünger der 
Wissenscbaft. Der Trost, dass Unvorbereitete durch den eigenen Schaden 
klug werden, ist ebenso trügerisch als frivol. Mehr als eine Universitàt 
empfindet es àusserst sclmierzlich,^ass eine grosse Zabi von Studenten 
nicht binreicbend vorgebildet ist Diese tràge Masse zieht mit bleiernem 
Gewicbte den wissenscbaftlicben Vortrag bernieder und drückt den Geist 
der Studentenscbaft herab. Es sollen keine überspannten Forderungen 
an die Eintretenden gemacbt werden; aber je strenger die Prüfung auf 
die Kennzeichen wissenscbaftlicber Uebung acbtet und nur die wirklicb 
für einen wissenscbaftlicben Lebensberuf Tauglicben zulàsst, desto wohl- 
tbàtiger wird sie für die Individuen wirken, die nocb beizeiten auf 
einen für sie passenderen Beruf hingewiesen werden, für die Anstalt, 
deren Elire und wissenscbaftlicber Geist geboben wird und für den 
Staat, den die Bitterkeit eines unreifen üniversitàtswesens sebr belàstigt. 
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dungsanstalten anspricht. Auf den englischen Universitaten 
hat sich auch in dieser Beziehiing noch langer mittelalterliche 
Freiheit erhalten, aber selbst da làsst der Geist unserer Zeit 
an den Staat die Mahnung ergehen, dass er die ihm gebüh- 
renden Hoheitsrechte übe. Auf dem Kontinent ist schon seit 
langem das neuere Princip der Staatskuratel praktisch 
geworden. Die Vormundschaft der Kirche hat dem Staate 
ebenso ûberall weichen müssen, und nur mit Bezug auf die 
theologischen Fakultâten, deren Bedeutung fur die Aus- 
bildung der Geistlichkeit die Kirche nahe angeht, wird jener 
zuweilen eine gewisse Mitwirkung und teilweise Mitaufsicht 
entweder noch zugestanden oder von ihr und nicht ohne 
innere Berechtigung beharrlich begehrt. Weil die Kirche 
ihren Einfluss allzuoft nur an Beschrânkung der wissenschaft- 
lichen Freiheit ausgeübt hat, ist der moderne Staat abge- 
neigter geworden, auf ihre Stimme zu hôren. 

Was an korporativer Selbstândigkeit teils geblieben, teils 
wert der Erhaltung ist, besteht hauptsâchlich: 

a) in dem Besitz und in der Verwaltung ^nes eigenen 
Vermogens, wenn auch unter der Oberaufsioht des Staates. 
Die âussere Existenz der Universitaten wird dadurch in 
hôherem Grade vor den mancherlei Unfâllen bewahrt, welche 
die üffentlichen Staatsfinanzen leichter treifen, und zugleich 
der Universitât eine freie und angesehene sociale Stellung 
gesichert; 

b) in der eigenen Gerichtsbarkeit, welche freilich 
innerhalb des modernen Staates einer vollstàndigeren Unter- 
ordnung und engerer Beschrânkung unterliegen muss, als im 
Mittelalter, und mehr nur in Gestalt und nach Art disci- 
plinarischer Zucht fortdauern darf; 

c) in der Ehre, welche die Korporation vom Staate zu 
erwarten ein Recht hat — auf âussere Gewalt hat sie keinen, 
auf Ehre, der Hoheit des wissenschaftlichen Geistes gemâss, 
einen wohlbegründeten Anspruch — und in den akadem 



490 


Sechstes Buch. Kulturpflege. 


S ch en Ehren die sie selbst verleiht Beides wird nicht 
immer und nicht überall richtig gewürdigt. Manche Fakul- 
tâten selbst haben zuweilen dazu beigetragen, die akademi- 
schen Würden, auch die des Doktorats, durch Verschwen- 
dung an Kandidaten, die solcher Auszeichnung nicht würdig 
waren, um den Kredit und damit um ihren Wert zu bringen, 
und der Staat hat, statt solchen Missbrâuchen zu wehren, jenen 
die Achtung versagt und dadurch wieder ein wichtiges Elé- 
ment einer sittlich-geistigen Ordnung zerstôrt; und die Art, 
wie einzelne Staaten das Rangverhâltnis der Universitâten und 
ihrer Mitglieder geordnet haben, beweist, dass auch da die 
rechte Einsicht noch vielfach mangelt; 

d) in der Vertretung, welche den Kôrpern der Uni- 
versitâten in dem Rate der Nation gewâhrt wird, und ebenso 
sehr ihrer grossen Bedeutung fûr das geistige Leben derselben 
gemâss als für eine einsichtsvolle Beratung der Gesetze dien- 
lich ist 

3. Die Einteilung der Universitâten in vier Fakultâten 
schliesst sich an naturgemâsse Gegensâtze und Bedürfnisse 
an. Die philosophische Fakultât mit ihren zahlreichen 
Disciplinen der Philosophie, die erst hier und nicht schon 
auf den Gymnasien mit Erfolg gelehrt werden kann und ge- 
wissermassen den Weg erôflFnet in den Vorsaal aller Special- 
wissenschaften, der Philologie in ihrer Vollendung, der 
Geschichte in ihrer umfassenden und in das Leben der ein- 
zelnen Vôlker sich versenkenden Reichhaltigkeit, der mathe- 
matischen und Naturwissenschaften, ist für die grôssere 
Zahl der Studenten hauptsâchlich von propâdeutischer Be- 
deutung, für eine Minderzahl aber, die sich dem Lehrfach 
oder den dahin gehôrigen besonderen Wissenschaften widmet, 
zugleich abschliessend. Zweckmâssig wird die philosophische 
Fakultât in zwei Unterabteilungen geteilt, die hum an ist i- 
schen und die naturwissenschaftlichen Fâcher. Vor- 
zugsweise in hôhere wissenschaftliche Berufskreise 
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fûhren die drei anderen Fakultâten ein und haben daher auch 
den Vorrang. Die theologische hat eine hôhere Beziehung 
zur Kirche und die Aufgabe, die Wissenschaften zu lehren, 
deren die Geistlichkeit in unserer Zeit bedarf, um fàbig zu 
sein, ihre kirchliche Mission auch geistig zu verstehen, und 
um gertistet zu sein, sie mit den Waffen der Wissenschaft zu 
schûtzen und auszufûhren. Die zweite Fakultât wurde früher 
als die juristische bezeichnet. In neuerer Zeit wurde sie, 
seitdem die Staatswissenschaften einen weiteren Umfaiig ge- 
wonnen haben, zuweilen verteilt in eine juristische und 
eine staatswissenschaftliche im engeren Sinne, indem die 
Jurisprudenz im engeren Sinne auf der einen und die Wissen- 
schaften der Polizei- und Staatswirtschaft auf der anderen 
Seite geschieden wurden. Man hat diese Unterscheidung, 
welche mit der Sonderung der Justiz von der Verwaltung in 
einem inneren Zusammenhang ist, nicht konsequent genug 
durchgebildet und die sogenannte staatswirtschaftliche Fa- 
kultàt teils zu schroif von der rechtswissenschaftlichen los- 
getreiint, teils zu enge als eine bloss technisch^) weniger als 
eine staatswissenschaftliche Abteilung behandelt. Die Masse 
der Studenten hat sich daher tiberall der juristischen und nur 
wenige haben sich der staatswirtschaftlichen Fakultât zuge- 
wendet. Im Princip gehôren aber Rechts- und Staats- 
wissenschaften offenbar zusammen, und erst wenn diese 
Einheit anerkannt oder wiederhergestellt ist, sollte der Gegen- 
satz von Recht und Staat, Jurisprudenz und Politik, Rechts- 
pflege und Verwaltung seinen Einfluss auf die Studieneinrich- 
tung bewâhren. 2 Allerdings sind früher jene oft vernach- 


2 In der einen Fakultât für Staats- und Rechtswissensçhaften lassen 
sich dann immerliin passend zwei Hauptrichtungen , die politische und 
die juristische, unterscheiden, wie die eine philosophische Fakultât aus 
zwei Oder drei Unterabteilungen [bestehen sollte], der philosophischen 
im engeren Sinne, der philologisch-historischen und der naturwissen- 
schaftlichen. 
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lâssigt und fast aile Aufmerksamkeit diesen zugewendet wor- 
den; aber dieser Mangel kann gehoben werden, ohne in der 
Fakultât zu scheiden, was innerlicb verbunden ist. Die me- 
dizinische Fakultât endlich befâhigt zu den Wissenschaften, 
welche für eine rationelle Erkenntnis und Behandlung der 
Krankheiten dienen. So gehen aus den Universitâten Theo- 
logen, Juristen und Verwaltungsmânner, Aerzte, Lehrerj^hervor. 

4. Die Pflege des Staats âussert sich vorerst in der 
Berufung und Anstellung der Professoren, denen er mit 
Zuversicht die Anregung zu einem gesunden wissenschaftlichen 
Studium anvertraut. Den Fakultàten, welche mit dem Gang 
und den Bedürfnissen der Wissenschaft genauer vertraut und 
mit den kundigen und tauglichen Personen nâher bekannt 
sind, gebührt wohl ein Vorschlags- und Begutachtungs- 
recht. Aber der Staat darf nicht an ihre Ansicht gebunden 
werden ; denn auch einzelne Fakultàten kônnen im Schlendrian 
versinken und ihr Blick wird durch personliche Interessen 
leicht getrübt. Der Staat thut daher wohl daran, daneben 
selbstàndig zn prüfen; denn am Ende hàngt das ganze Ge- 
deihen der Anstalt doch von der richtigen Wahl der Personen 
ab, die in derselben wirken, und jeder Missgriif hat grossen 
Schaden zur Folge und ist nur schwer zu bessern. 

Anders ist die Stellung der Privatdocenten, die kein 
Lehramt, kein „munus legendi“, sondern nur die „venia le- 
gendi“ haben. Für aile erheblichen Wissenschaften muss da- 
her durch Professoren, für die-^Hauptfâcher durch ordent- 
liche Professoren stets gesorgt sein. Um so unbedenklicher 
darf dann den jüngeren Gelehrten, deren wissenschaftliche Be- 
fàhigung geprüft und von der Fakultât anerkannt worden ist, 
die Freiheit verstattet werden, sich in der Universitâtslehre 
zu versuchen und zu ûben. Diese Zulassung der Privat- 
docenten ist Sache der Fakultàten. Es ist diese Sitte, der wir 
eine sich stets erneuernde Zahl und eine grossere Auswahl 
tüchtiger Professoren verdanken, ein Vorzug der deutschen 
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Universitàten und der Natur der wissenschaftlichen Studien 
durchaus angemessen. Den Privatdocenten aber Sitz und 
Stimme in Universitâtsangelegenheiten einzurâumen ist un- 
organisch, sie der Aufsicht der Fakultàten zu entziehen 
schâdlich. 

5. Die Art der wissenschaftlichen Behandlung der Vor- 
trâge wird mit Recht fast überall den Docenten selbst anheim- 
gestellt; und es ist jede nàhere Vorschrift und Anleitung von 
Staats wegen verwerflich. Die Lehrfreiheit ist auf dieser 
Stufe unentbehrlich. Wenn es der wesentliche durch keine 
Bûcher zu ersetzende Wert der Universitât ist, wie Savigny^ 
das vortrefflich ausgedrückt hat, „den Studenten die Wissen- 
schaft, soweit sie gegenwârtig entwickelt ist, in dem Lehrer 
personificiert darzustellen, und indem die Genesis des wissen- 
schaftlichen Denkens zu lebendiger Anschauung gebracht wird, 
die verwandte geistige Kraft in dem Schûler zu wecken und 
zur Reproduktion anzuregen,‘‘ so muss den Universitâtslehrern 
die Freiheit vergônnt werden, nach ihrer individuellen Art 
selbstàndig vor den Zuhorern in das Heiligtum ^ der wissen- 
schaftlichen Erkenntnis vorzugehen, und es irt eine unnatür- 
liche und unfruchtbare Zumutung, sie auf andere als die von 
ihnen erkannten Wege hinleiten zu wollen. Die wissenschaft- 
liche Erkenntnis kann nur durch den individuellen Geist 
mit Freiheit erworben und nur ebenso hinwieder zu derselben 
angeregt werden. Aile Vorschriften über Lehrbücher, Sy- 
stème U. s. f. sind daher unzulàssig. 

Jene Lehrfreiheit ist indessen so wenig als aile andere 
Freiheit eine absolute und schrankenlose. Sie wird nâher be- 
stimmt und begrenzt durch den Zweck der Anstalt: 

a) Die Form der Lehre, welche der Universitât eigen- 
tümlich ist und die festgehalten werden muss, ist vorztiglich 
der zusammenhângende freie mûndliche Vortrag einer 

8 Savigny, Wesen und Wert der deutschen Universitàten in Rankes 
polit. Zeitschrift I, S. 571 ff. 



494 


Sechstes Buch* Kulturpflege. 


Wissenschaft. Wo derselbe zu blossem Diktieren herabsinkt, 
da wird der wesentliche Vorzug der Universitâten zerstôrt, 
und von Anregung des wissenschaftlichen Geistes durch ein 
lebendiges Vorbild kann bei solcher geisttôtender Maschiuen- 
arbeit, welcbe überdem durch die Druckerpresse viel besser 
geliefert würde, keine Rede mehr sein. Ohne daher im Ein- 
zelnen den Docenten zu hemmen, darf dennoch die Universi- 
tâtspflege darauf hinwirken, dass der freie mündliche Vortrag 
in Wahrheit Regel bleibe und nicht durch tràges Diktieren 
verdràngt werde. Kein Privatdocent sollte je HoiFnung auf 
Anstellung zum Professer haben, wenn er sich nicht in jenem 
mit Sicherheit und Liebe zurechtgefunden hat. 

Diese Grundform der üniversitâtslehre hat übrigens 
immerhin den Mangel, dass der Verkehr zwischen Docenten 
und Studenten nicht so wechselseitig noch so sichtbar ist, 
als es für beide Teile wünschbar ist. Nur aus dem Glanz 
und Blick der Augen und den feinen Bewegungen der Mienen 
seiner Zuhorer kanrf der Docent ersehen, ob sein Vortrag 
verstanden, nb demselben gefolgt werde, welchen Eindruck 
in der Seele der Studenten er mâche, nur von da aus auch 
seinerseits Anregung empfangen. Aber diese Mittel der Er- 
kenntnis und des Ansporns stehen doch an Klarheit und 
Kraft sehr zurûck hinter dem lebendigen Worte, durch das 
sich der Zuhorer hinwieder aussprechen môchte. Ebenso ist 
es auch ftir diesen Gewinn, wenn die eigene üebung in wissen- 
schaftlicher Nachbildung durch die individuelle Hülfe und 
Leitung des Lehrers unterstûzt von den Irrgângen zurück- 
gehalten wird. Jener Mangel ist gerade auf deutschen Uni- 
versitâten sehr spürbar. Der Docent weiss oft nicht, ob er 
nicht der Fassungskraft der Zuhorer weit vorausgeeilt ist, so 
dass nur einige Wenige ihm zu folgen vermôgen, oder ob er 
hinter dem Gange der bessern Mitte zurûckbleibt; und ganze 
Scharen von Studenten sind zufrieden, die Vortrâge angehôrt 
zu haben, ohne weiter sich in wissenschaftlicher Selbstthâtig- 
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keit zu versuchen. Diesem Mawgel kann abgeholfen werden 
durch Uebungskollegien, welche ergânzend den Vortrags- 
kollegien beigeordnet werden, und in welchen die Studenten 
unter der Leitung der Docenten durch eigene Arbeit mitwirken 
und ein gegenseitiger mündlicher Verkehr beide Teile nâher 
zusammenbringt. Die weitere Ausbildung und Belebung solcher 
Kollegien, die in den mannigfaitigsten Formen je nach üm- 
stânden môglich sind, ist fûr unsere Universitâten ein dringen- 
des Bedürfnis, und wohl darf die staatliche Pflege auch diese 
Richtung empfehlend fordern. 

b) Den In hait der Lehre kann und darf der Staat in 
keiner Weise vorschreiben. Nur das kommt ihm zu, zu sorgen, 
dass die wichtigeren Fâcher jederzeit vertreten seien; und die 
Lehrfreiheit der Docenten heisst niemals Freiheit, überall 
ni dit zu lehren. Den Professoren der einzelnen Fakultâten 
steht es zu, wissenschaftliche Vortrâge zu halten, worüber sie 
wollen, und selbst wenn sie über Wissenschaften lehren wollen, 
welche zunâchst in den Bereich einer andern Fakultât gehoren, 
ist solches in der Regel nicht zu hindern. Aehnjicher Frei- 
heit geniessen gewôhnlich auf den deutschen Universitâten die 
Privatdocenten ; aber die Fakultât hat das Recht, wenn sie 
von der wissenschaftlichen Befàhigung derselben nur in einer 
besonderen Richtung überzeugt worden ist, die Erlaubnis zu 
lehren auf diese zu beschrânken. 

c) Fine in theoretischer Beziehung weniger schwierige, 
aber praktisch mit feinem Takt und freiem humanem Sinn zu 
behandelnde Frage ist die, wann und in welcher Weise der 
Staat als Stifter und Pfleger der Universitâten veranlasst und 
berechtigt sei, gegen einen schâdlichen Missbrauch der 
Lehrfreiheit einzuschreiten. Nichts wâre absurder, als 
eine Einmischung des Staates, sobald er wahrnimmt, dass 
neben der Wahrheit auch Irrlehren dociert werden. Der Irr- 
tum ist ein unzertrennlicher Begleiter der Wissenschaft, 
und wenn das wissenschaftliche Genie gelegentlich irrt, wie 
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sollte der Staat, der keine wissenschaftliche Autoritât be- 
sitzt, jene Ausscheidung vornehmen und den Irrtum hemmen 
kônnen? Scheint die ganze wissenschaftliche Richtung eines 
Lehrers fehlerhaft, dann mag der Staat wohl durch Anstellung 
anderer Professoren, von denen er einen gesunderen Einfluss 
hofft, derselben entgegenwirken und die Kràfte der Wahrheit 
verstârken, damit sie in freier Weise den Irrtum bekàmpfen. 
Es gilt das vorzûglich auch von den philosophischen Systemen. 
Aber der Irrtum fûr sich allein darf nicht zu staatlichem Ver- 
bote führen. 

Wenn dagegen die Lehre in offene Feindschaft ausartet 
gegen die Grundlagen der Staatsordnung und des Rechts, wenn 
Z. B. die Révolution als das wahre Princip der Politik, der 
Kommunismus als das berechtigte System des Privatrechts 
von dem Katheder der Universitât gelehrt wird, oder wenn 
die Lehre in augenfâlligen Widerspruch gérât mit der ganzen 
Bestimmung der Anstalt, wenn z. B. in der theologischen 
Fakultât auf Zerstôiting des Christentums hingearbeitet, oder 
wenn die offentliche Moral durch unsittliche Vortrâge belei- 
digt und verletzt wird, dann beginnt das Recht des Staates, 
nicht bloss durch Hebung der entgegengesetzten Geisteskrâfte, 
sondem geradezu hemmend solchem Missbrauch zu wehren; 
und vergeblich beruft man sich da auf Lehrfreiheit, wo die 
Verkündigung der Lehre zum Unrecht wird gegen den Staat 
und gegen die Anstalt, welche ihr die Freiheit gewâhrt liaben. 
Das Lehramt des Professors ist ein ofFentliches, seine Lehr- 
freiheit daher auch durch die notwendigen Rücksichten der 
ôffentlichen Ordnung ünd Wohlfahrt beschrânkt. Würde der 
Staat ruhig zusehen, wie ein grosser Teil der jugendlichen 
Génération, von deren Ausbildung sein eigenes Schicksal zu 
grossem leile bestimint werden wird, dem geistigen oder 
sittlichen Verderben und von Lehrern zugeleitet wird, die, 
überdem mit ôflfentlicher Autoritât ausgertistet, von ihm selbst 
der Jugend empfohlen worden sind, so würde er an der 
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Jugend sich schwer verschulden und an sich einen Selbstmord 
begehen. Bei der Anwendung dieses Princips aber ist vor 
allen Dingen nôtig, damit nicht die wahre und unentbehr- 
liche Freiheit der Wissenschaft Schaden leide — einen Scha- 
den, der leicht um der Schwâchung der Heilkràfte willen 
grôsser werden kann als der, welchen jener Missbrauch der 
Lehrfreiheit hervorbringt — dass nicht aus geringfügigen Ur- 
sachen der Staat sich zu Hemmnissen verleiten lasse, sondern 
nur da einschreite, wo die Gefahr und der Schaden gross 
sind und nicht durch einfache Stârkung der Gegenkrâfte ent- 
fernt werden konnen, und dass der Staat die grôssere Frei- 
heit des Schriftstellers nicht nach den Schranken des Lehrers 
bemesse. Die Hauptschwierigkeit liegt übrigens hier weniger 
in dem Princip als in dem Verfahren. Einem Wahrsprucli 
unabhângiger und wissenschaftlich gebildeter Ge- 
schworner darf man mit Vertrauen den Entscheid einer 
derartigen Streitfrage anheiingeben, wàhrend die Regierungs- 
behôrden einem berechtigten Misstrauen begegnen. 

6. Die Lernfreiheit auf seiten der Studentoü entspricht 
der Lehrfreiheit auf seiten derDocenten. Auch sie ist bestimmt 
und beschrankt durch den Zweck der Anstalt und darf nicht 
als Freiheit, nicht zu lernen, missverstanden werden. 
Auch der Student, der nun als Jtinger der Wissenschaft in 
ihre heiligen Hallen eintreten soll, bedarf der Freiheit, die 
den Mut und die Lust stârkt zu der ernsten Geistesarbeit 
und allein den Schlüssel gibt zu den Schâtzen, welche dem 
gebundenen Geiste verschlossen bleiben. Daher kommt ihm 
die Wahl zu, welchem Lehrer als Führer er sich anvertrauen 
und durch welche wissenschaftliche Fâcher er seinen Gang 
nehmen wolle. Schülerhafte Vorschriften über den Besuch 
der Vorlesungen fordern leicht schülerhaften Sinn, und der ist 
nicht mehr der Universitàt wûrdig. Freie Anweisungen aber 
von seiten der Fakultàten, in welcher Weise die Studien am 
natürlichsten aufeinander folgen und miteinander verbunden 

Bluntschli, allgemeines Staatsrecht. 32 
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werden, sind ganz am Platze und nôtig, um der ünerfahren- 
heit der Anfânger zu Hilfe zu kommen und sie vor Schaden 
zu warnen. Ehre und Freiheit sind beide wichtige Hebel eines 
tüchtigen Studentenlebens und sollen daher wohl vor Ent- 
artung gewahrt, nicht aber missachtet noch verweigert werden. 


Zwblftes Kapitel. 

Die Akademie. 

1. Die hôchste Bildungsanstalt des Staates ist die Uni- 
versitât, die hôchste Anstalt der Wissenschaft ist die 
Akademie. Das wenigstens ist die Idee, welche ihrer Stif- 
tung vorgeleuchtet hatte. In Frankreich hat dieselbe zuerst 
durch Richelieu und Ludwig XIV. eine hohe Stellung und 
Bedcutung gewonnen; in den anderen europâischen Staaten 
in geringeroiH Masse. Der Anstoss, den vorzüglich Leibniz 
zur Bildung neuer Akademien gegeben hat, wurde nicht in 
seinem Geiste befolgt. Aber selbst dort ist die Wirksamkeit 
der Akademie weit hinter der Idee zurückgeblieben. Mehr 
noch in Deutschland, England, Italien, Russland. Die 
ganze'lFStitution, noch jung zwar und der Entwickelung fahig, 
scheint daher einer gründlichen Reform bedürftig, wenn sie 
die freilich noch unklaren und unbestimmten, aber ahnungs- 
vollen und grossen Erwartungen befriedigen soll, welche das 
Leben an sie richtet. Es wâre vermessen und undankbar, 
wollte man geringschâtzen, was die Akademien für die 
Wissenschaft geleistet haben. Aber man kann nicht ver- 
kennen, dass ihre Leistungen, verglichen mit denen einzelner 
Gelehrter oder von Privatvereinen, wenn man die Bedeutung 
der Mànner denkt, welche als Akademiker auf der Hôhe der 
Wissenschaft stehen, doch nur gering sind, dass die akade- 
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mischen LeistuDgen auch dieser Mânner meistens klein sind 
gegenüber ihren eigenen Privatwerken, dass der Staat ins- 
besondere von den Akademien nur wenig Früchte erntet, 
wâhrend er sie àusserlich an die Spitze der Wissenschaft 
gestellt bat. Woher dieser Widerspruch zwischen dem glàn- 
zenden Rang und Namen der Akademie und ihrem prakti- 
schen Wert? Sollte es hier nicht fehlen, sei es an einer 
richtigen Erkenntnis ihrer wirklichen Bedeutung oder an einem 
der wahren Idee entsprechenden Organismus derselben? 

Man sieht in der Akademie sehr oft nur einen freien 
Verein wissenschaftlicher Mànner, welche zusammen- 
getreten sind, um sich selbst und durch ihr Beispiel andere 
in der hôheren Ausbildung der Wissenschaft zu fôrdern; einen 
Verein, welcher im Gegensatze zu der Lehre der Schule 
durch freie Mitteilung des neu Erkaniiten die Wissenschaft um 
ihrer selbst willen pflege und durch Anregung und Unter- 
stützung wissenschaftlicher Arbeitcn das Gebiet derselben er- 
weitere. 

Aber raan übersieht babei, dass die Wissenschaft wesent- 
lich dem individuellen Geiste angehort, nur von diesem 
errungen und daher auch nur von diesem wahrhaft gefôrdert 
werden kann. Immer nur werden Individuel! und niemals 
Gesellschaften und Vereine wissenschaftliche Entdeckungen 
machen, nur Individuen durch Privatstudien die wissenscTiiaft- 
lichen Schàtze vermehren, nur Individuen hinwieder durch 
ihre individuelle Arbeit die Wissenschaft mitteilen und ver- 
breiten. Die Eigenschaft eines Akademikers kommt dabei 
fast gar nicht in Betracht. Es kann wohl der Privatgelehrto 
gefôrdert werden durch die Erôffnung von Sammlungen, welche 
die Akademie vermittelt, durch die Erôrterung iip Schosse 
akademischer Versammlungen, durch pekuniâre Unterstûtzung 
seiner Arbeiten oder der Herausgabe seiner Werke; aber das 
ailes ist doch nur eine untergeordnete Beihilfe, welche ganz 
ebenso auch auf Privatwegen gewonnen werden kann. In dem 
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allem liegt keine unmittelbare Fôrderung der Wissen- 
schaft selbst. Diese muss somit den Individuen über- 
lassen werden und kann nicht die wesentliche Aufgabe irgend 
eines Ver e in es, auch nicht der Akademie sein. Solange 
daher, wenn auch in mancherlei Formen, es als die Haupt- 
aufgabe der Akademien betrachtet wird, die Wissenschaft zu 
erweitern, wird ihre Thâtigkeit immer nur hôchst geringfûgig 
erscheinen neben der Privatthâtigkeit individueller Mânner 
der Wissenschaft; und eben darum wird daher auch das An- 
sehen und der Wert der Akademien leidend und gedrückfc er- 
scheinen. 

2. Setzen wir daher der Akademie eine andere, der Natur 
eines Vereins gemâssere Aufgabe. Ohne Zweifel fehlt es in 
der bisherigen Entwickelung des neuen Europa, seitdem die 
Wissenschaft frei geworden ist von der Vormundschaft der 
Kirche, an einer organischen Einrichtung, welche, ohne ihre 
Freiheit zu gefàhrden, doch aus centralem Standpunkt den 
innern Zusammenhang der wissenschaftlichen Arbeiten und 
Mitteilungc:: überblickt, ihre Beziehungen zu dem ôffentlichen 
und Privatlebcn nàher erforscht und würdigt, und so weit als 
es dem Staate zukommt, die staatliche Aufsicht und Pflege 
vermittelt und auf die rechten Wege leitet. Offenbar ist 
auf diesem fûr die ganze Kultur des Volkes und die geistige 
Gesutidheit des Staates überaus wichtigen Gebiete eine Zer- 
fahrenheit undAuflôsung eingerissen, welche weder der 
Natur des Geistes gemâss istj die selber organisch ist und, 
in hôchster individueller Mannigfaltigkeit sich offenbarend, 
doch wieder in der Gemeinschaft ailes Geisteslebens ihre Ein- 
heit findet, noch auf die Bedürfnisse des Staates die nôtige 
Rücksicht nimmt. 

Die gesunde Entwickelung der Wissenschaft selbst und 
die Interessen der Nation erfordern eine solche Anstalt, ein 
derartiges wissenschaftliches Central or gan, welches 
sich nicht in unnützer Weise abmüdet, die Thâtigkeit indi- 
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vidueller Gelehrter zu ergânzen oder zu ersetzen, sondern die 
Beziehungen des Staates zur Wissenschaft wahrt und pflegt 
und die anarchischen Einflüsse des Zufalls auf die wissenschaft- 
liche Bewegung ordnet. Gleichsam von einer hôchsten Warte 
aus soll das wissenschaftliche Leben, welches sich in der Nation 
regt und ofifenbart, fortwàhrend beachtet, von allen geistigen 
Stromungen und Einflûssen auf dieselbe jederzeit Kenntnis 
genommen, wer sich auszeichnet, nach Verdienst gewürdigt, 
jedes die Wissenschaft wirklich fôrdernde Streben, wenn es 
der Ünterstützung des Staates bedarf, unterstützt, offenbar 
schâdlichen Richtungen entgegengewirkt, die Verbindung mit 
wissenchaftlichen Privatvereinen und einzelnen hervorragen- 
den Gelehrten vielseitig unterhalten, wissenschaftliche Samm- 
lungen angelegt und fortgefûhrt werden. Eine Akademie in 
solchem Sinne wâre etwa das für das Kultusministerium, 
was der Staatsrat für die Politik und die Gesetzgebung ist. 
Würde sie in diesem Geiste zusammengesetzt und ihre Wirk- 
samkeit àussern, so würde sie bald nicht bloss dem Namen 
nach, sondern in Wahrheit an der Spitze stehen ^es wissen- 
schaftlichen Lebens der Nation. 

Die bisherigen Akademien schliessen die besondern 
Fakultâtswissenschaften aus und nehmen ausschliesslich 
Rücksicht auf die mathematischen und physikalischen Wissen- 
schaften einerseits, die historischen und philosophischen an- 
dererseits. In dieser Organisation scheint mir der Gedanke 
wahr, dass da, wo es sich um die Einrichtung eines obersten 
wissenschaftlichen Centralorgans handelt, dieselbe zunâchst 
nach den allgemeinen Grundrichtungen aller Wissen- 
schaft geordnet werden soll, gewissermassen nach dem Or- 
ganismus der Wissenschaft selbst. Aberdievorherrschend 
theoretische Einteilung und Richtung der Akademie ist wohl 
ein Hauptmangel des verhàltnismâssig geringen praktischen 
Wertes und Einflusses derselben. Ueberzeugt man sich, dass 
nicht die theoretische Ausbildung der eigentliche Zweck dieser 
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ôffentlichen Anstalt ist, sondern die staatliche Pflege des gei- 
stigen Lebens, so versteht es sich, dass auch die bisherige Or- 
ganisation dieser letztern Aufgabe unmôglich genügen kann. 

Eine in staatsmânnischem Geiste gegrûndete Akademie 
würde daher — und nur die franzôsische bat sich teilweise 
und von ferne diesem Ziele angenàhert — je die bedeutendsteii 
wissenschaftlichen oder litterarischen Mânner aller Richtungen 
in sich vereinigen, und ja nicht Theologen und Juristen zu- 
nachst ausschliessen , oder nur auf Umwegen herbeilassen. 
Sie würde dabei die praktischen Beziehungen der Wissenschaft 
nichts weniger als gering anschlagen,^ denn eben sie haben 
den mâchtigsten Einfluss auf das nationale Geistesleben, und 
für dieses muss do.ch wohl nicht bloss in der Schule und auf 
den Universitâten, .sondern auch da, wo die Wissenschaft der 
Meister in Frage kommt, gesorgt werden. 

Die Arbeit einer solchen Akademie kônnte etwa so ver- 
teilt werden, je nachdem 1) die physikalischen oder 
Naturwissenschaften, denen hier gar wohl die medizi- 
nischen angereiht werden dûrftén; 2) die philos ophi- 
schen, mit besonderer Beziehung auf Philologie und das 
Schulwesen; 3) die politisch-historischen, die Staats- 
und Rechtswissenschaften umfassend; 4) die theolo- 
gischen in ihrer Beziehung zu der wissenschaftlichen Kultur 
deS'Staates; 5) die schône Litteratur, deren Einfluss eben 
so gross als von Staats wegen viel zu wenig beachtet ist — in 
Frage kommen. 

3. Die Vortrâge der Akademiker wûrden unter 
dieser Voraussetzung von ganz anderer Art werden als bisher* 
Nicht die wàren, wie Jakob Grimm gesagt hat, die ge- 
lungensten, „welche die Keime künftiger Werke in sich tragen, 


1 In dieser Hinsicht scheint mir die neuestens von Jakob Grimm 
a. a. O. versuchte Verteidigiing des gegenwârtigen Sj^stems nicht glück* 
lich. Vgl. auch Bluntschli, Art. Akademie im deutschen Staats- 
wbrterbuch. 
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oder reiches Material zu wissenschaftlichem Gebrauch frucht- 
bar darlegen,“ obwohl auch diese ohnehin seltenen Erschei- 
nungen unter den akademischen Schriften nicht gering zu 
çchâtzen sind, sondern die, welche den Entwickelungsgang 
einzelner Wissenschaften in klaren Ueberblicken 
mit sicherer Hand zeichnen, und den Einfluss derselben 
auf das Leben, ihre Vorzûge und Màngel mit Bestimmtheit 
darlegen. Die Vortrâge selbst aber wâren immer noch weniger 
wesentlich als die Gutachten und Vorschlâge der Akademie, 
welche das wissenschaftliche Leben in gesundem Wachstume 
zu fordern und fûr Verbreitung wissenschaftlich erkannter 
Wahrlieiten zu sorgen die Bestimmung hàtten. 



Siebentes Buch. 

Die Wirtschaftspflege. 


Erstes Kapitel. 

Art und Richtungen der Wirtscliaftspflege. 

Verstehen wir miter Wirtschaft überhaupt aile Ver- 
waltung des materiellen Vermogens und jede Pflege der 
àussereii Verhàltnisse, welche auf das Vermôgen einwirken, so 
ist unter Wirtscliaftspflege im weiteren Sinne des Wortes 
aile Verwaltuiig und Pflege der Vermôgensverhàltnisse zu ver- 
stehen, welche dem Staate zukommt und von ihm ausgeht. 
Die .noch junge Wissenschaft der politischen Oekonomie 
(Nationalokonomie) hat es unternommen, die Gesetze und 
Maximen einer wohlgeordnetea und fruchtbringenden Wirt- 
schaft in allen ihren gemeinsamen Beziehungen zu erforschen 
und darzulegen. Sie beruht voraus auf der Grundlage der 
mathematischen und physikalischen Wissenschaften, und indem 
sie diese auf die Erzeugung, Erhaltung und Veredelung der 
mancherlei âusseren Gûter anwendet, welche den Bedürfnissen 
und Genüssen der Menschen dienen, hat sie ein zusammen- 
hângendes rationelles System einer guten Wirtschaft zu be- 
gründen unternommen. 
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Es kann nicht die Aufgabe des Staatsrechtes sein, diese 
Wissenschaft, welche auf anderem Boden erwachsen, sich ûber 
seinen Bereich hinaus erstreckt, zu umfassen. Es darf seinen 
Standpunkt, den Staat, nicht verlassen, und es bat nur mit 
den Organen in dem Staatskôrper zu thun, welche für die 
wirtschaftliche Aufgabe desselben bestimmt sind, und die recht- 
liche Richtung und Weise ihrer Thâtigkeit zu bezeichnen. 
Die Wirtschaftspflege daher in unserem Sinne, als ein Zweig 
des Staatsrechtes, verhàlt sich zur politischen Oekonomie etwa 
so, wie die Lehre von der Kriegsgewalt zu den Militârwissen- 
schaften, die Lehre von der Gerichtsorgaiiisation zum Privat- 
und Strafrecht. 

Das ist der Staatswirtschaft mit der Staatskultur gemein, 
dass hier das specihsch obrigkeitliche Moment zurücktritt. 
Sie ist nicht eine Offenbarung der Staatsgewalt im eigentlichen 
Sinne, welche ihrem Wesen nach eine sittlich gebietende und 
verbietende Macht der Gemeinschaft ist. Dadurch eben unter- 
scheidet sie sich, wie die Staatskultur, von der Polizei, die 
doch auch als Sorge für die ôfifentliche Wohlfajirt wirksam 
erscheint. Sie ist daher weniger Regierung als Verwaltung, 
und die leitenden Grundsatze dieser sind in der Hauptsache 
dieselben, wie sie auch ausserhalb des Staates in der Wirt- 
schaft der Privaten und der Privatvereine sich wiederfinden. 
Sie nàhert sich daher der Ordnung des Privatlebens mehr an 
als aile anderen Funktionen des Staates, und es hat der zahl- 
reiche Kreis von Finanz- und Wirtschaftsbeamten aus dem- 
selben Grunde auch einen w^esentlich anderen, dem Privatleben 
nâher stehenden Charakter, als die Regierungsbeamten im 
eigentlichen Sinne. Von der Staatskultur unterscheidet sie sich 
dadurch, dass sie eine auf materielle Güter gerichtete 
Pflege ist, wàhrend die Pflege dieser auf die geistigen und 
sittlichen Güter der Nation Bezug hat. ^ 


1 Vgl. oben Bd. I, B. VII, Kap. 7. 
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Die Wirtschaftspflege bezieht sicli: 

1) auf das Vermôgen des Staates selbst. Das soge- 
nannte Finanzwesen, die Regierungswirtschaft, um- 
fasst die gesamte materielle Sorge und Verwaltung mit Bezug 
auf diejenigen Güter, die dem Staate zugehôren und deren er 
.bedarf, um seine eigenen ôfFentlichcn Bedürfnisse zu befrie- 
digen. Sie ist auf seiten des Staates analog der Privatôkonomie 
der Individuen, aber, weil den ôffentlichen Bestimmungen des 
Staates dienend, mehr als diese von ôffentlichem Geiste erfüllt; 

2) auf die Sorge fûr den ôffentlichen Verkehr und 
die ôffentlichen Anstalten, welche die gemeine materielle 
Wohlfahrt der Nation fôrdern, sowie für die Grundbe- 
dingungen des nationalen Wohlstandes überhaupt im ganzen 
und in ihren Teilen, die Volkswirtschaftspflege. 

Sowohl das Finanzwesen als die Volkswirtschaftspflege 
setzen eine staatliche Thatigkeit voraus. Die letztere ist aber 
in vorzüglichem Sinne staatlich und nicht, wie das oft ange- 
sehen wird, von dem Geiste des Privatrechtes und der Privat- 
wirtschaft beherrscht; denn die echte Volkswirtschaftspflege 
masst sich nicht an, die Thatigkeit der Privatwirtschaft zu 
ersetzen oder zu leiten, sondern sie hat vor allem die Ge- 
samtheit im Auge und die massenhaften Interessen und Be- 
dürfnisse dieser, und wirkt von da aus mittelbar ein auf 
die cWohlfahrt auch der Privatôkonomie. 


Zweites Kapitel. 

I. Finanzhoheit. 

A. Unmittelbares Staatsgut 

1. Der Staat als ein leibliches Reich der Gesamtheit 
bedarf zu seinem àusseren Dasein auch des materiellen Ver- 
môgens. Von jeher haben die Staaten daher auch eigenes 
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Vermôgen besessen, Grundeigentum, fahrende Habe, For- 
derungen nach Art reicher Privaten. Die mittelalterlichen 
Staaten beruhten in okonomischer Beziehung fast ganz auf den 
privatrechtlichen Einktinften des Staates, auf Privatvermôgen. 
Das ist indessen noch eine niedere Stufe der staatlichen Ent- 
wickelung, auf welcber so der privatrechtliche Gesichts- 
punkt vorherrscht. Wird der Staat sich seines Wesens be- 
wusst, so wird gewissermassen auch die Vermôgensspliàre des- 
selben von dem Staatsgeiste erfüllt und*über das blosse Pri- 
vatrecht emporgelioben. Den ôffentlichen Bedürfnissen 
entsprechen dann die ôffentlichen Einkünfte, und das 
Vermôgen des Staates, jene zu befriedigen, wird mehr und mehr 
nach staatsrechtlichen Grundsâtzen geordnet. 

Immerhin aber ist es natürlich, dass der Staat auf diesem 
materielleii Gebiete auch als privatrechtliches Vermôgens- 
subjekt, und sogar als daà grôsste und reichste, erscheine. 
Das Privateigentum ist eine unentbehrliche ünterlage für die 
ôfFentliche Bestimmung des Staatsvermôgens. Der Staat be- 
darf zahlreicher Gebâude, welche seinem ôffentlichen Leben 
dieu en, Kesidenzen, Kegierungs- und Justizpalaste, Zeughauser, 
Festungen u. s. f., und er bedarf reicher Vorrâte an mancherlei 
beweglichem Vermôgen, wie Kriegsrüstungen, Bibliotheken, 
Kunstsammlungen. Das ailes ist zwar auf der einen Seite 
Privatgut des Staates und den Regeln des Privatrechtes unter- 
worfen, aber durch den ôffentlichen Gebrauch und die ôffent- 
liche Bestimmung desselben erhàlt es auf der anderen Seite 
einen eigentümlichen Staatscharakter, welcher hin- 
wieder von Einfluss ist auf die Rechtsverhàltnisse. Es wird 
zu einem specifisch ôffentlichen Gut (Domaine public)^ 
ausgebildet. Der Würde des Staates ziemt es, dass er dieses 
Gut, welches ganz und gar ôffentlichen Zwecken dient, auch 
âusserlich so vollkommen rein und schôn crhalte, als es 


1 Vgl. Bd. I, B. III, Kap. 7. 
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seinen Kràften und ihrer Bestimmung gemàss ist. Er soll die- 
seni Vermôgen den Stempel seiner Hoheit und Ehre aufprâgen. 

Die Bedeutung und der Umfang dieses offentlichen Gutes 
des Staates hat seit der Ausbildung des modernen Staates sehr 
erheblich zugenommen. 

2. Verschieden von diesem offentlichen Gut ist das so- 
genannte Domanialgut des Staates (Domaine de l’État), 
welches nur mittelbar dem Staate, nur insofern dient, als er 
die Einktinfte desselben für ôffentliche Zwecke verwenden 
kann. Dahin gehôren die Domànen im engeren Sinne, 
Kapitalien, einzelne Gewerbeanstalten, welche auf Rech- 
nung des Staates betrieben werden. Dieses Vermôgen ist 
in hôherem Grade als Privatvermôgen des Staates zu be- 
trachten, als das ôflfentliche Gut des Staates. In âlteren Zeiten 
bezogen die Staaten hauptsachlich von daher ihre wichtigsten 
Einktinfte. Bei der Eroberung und Verteilung des Landes 
wurde daher regelmàssig ein grosser Teil des Bodens vorweg 
ausgeschieden und von den Fûrsten und Staaten zur Bestrei- 
tung der ôfiff^ntlichen Bedtirfnisse in Besitz genommen. Das 
Abgabensystem '«var wàhrend des Mittelalters noch wenig aus- 
gebildet und der Staat war auch nur ausnahmsweise genôtigt, 
die Beihilfe der Privatpersonen anzusprechen. In gewôhn- 
lichen Zeiten gentigte sein eigener Privatbesitz. 

DaG neuere Finanzsystem der Staaten ist solcher Privat- 
wirtschaft des Staates nicht gtinstig. In England betrâgt der 
sâmtliche Reinertrag der Domânen nicht einmal 1 Prozent 
des ganzen Staatseinkommens, in Oesterreich wenig mehr 
als IY 2 ; in Frankreich nur 3 Prozent, inPreussen schon 
12 Prozent, in Bayer n noch 25 Prozent.^ In der That stehen 

2 Vgl. darüber die Nachweisung und Ausführung bei R au, Finaiiz- 
wissensch. I, §. 89 ff. [Neuere Aiigaben s. bei Wagner, Finanzwissen- 
schalt I, 356. Daiiach betrug 1874 von der Nettoausgabe der Netto- 
ertrag der Domanen und Forsten in Grossbritannien 0,6 Prozent, 
in Oesterreich 0,5 Prozent, in Frankreich 1,4 Prozent, in Preussen 
8,4 Prozent und in Bayern 17,3 Prozent.] 



Zweites Kapitel. I. Finanzhoheit. A. Unmittelbares Staatsgut. 509 


einem ausgedehnten Domanialbesitz des modernen Staates nicht 
bloss wirtschaftliche Rücksichten entgegen, indem die Er- 
fahrung zeigt, dass das fruchtbringende Privatvermogen von 
Privaten durchschnittlich besser verwaltet wird und reichere 
Früchte trâgt, als wenn es vom Staate bewirtschaftet wird. 
Entscheidender noch sind die politischen Gründe. Zu der 
modernen Entwickelung des Staates, welche überall ôffent- 
liches Recht und Privatrecht scheidet, passt es nicht mehr, 
wenn die ôffentlichen Bedürfnisse des Staates statt durch 
offentliche Finanzquellen durch die Privatwirtschaft des Staates 
gedeckt werden müssen, und wenn so der Haushalt des Staates 
durch Rücksichten des Privatrechtes gebunden wird.^ 

3. Je mehr eine gute Wirtschaft der fruchtbaren Güter 
Privatfleiss und Privatkràfte erfordert, desto weniger eignen 
sich dieselben zur Staatsverwaltung, je mehr dieselben da- 
gegen Bezug habeii auf die gemeinsamen Staatsinteressen und 
je einfacher ihre Verwaltung ist, desto cher ist solcher Be- 
sitz au ch für den Staat zu bewahren. Daher thut der Staat 
vor allen Dingen wohl, 

a) sich des eigenen Betriebes von Fabniken, Handel, 
Handwerk und dcrartigeii Gewerben zu enthalten. Denn 
iminer wird der Staat, eben weil die individuelle Spekulation 
und individueller Fleiss und Fertigkeit das Gelingen solcher 
Unternehmungen vorzüglicli bedingen, mit grôsserem Kosten- 
aufwand und mit weniger Gewinn arbeiten als der Privat- 
mann, der sich ganz und gar mit allen seinen Kraften diesem 
Berufe widmet. Aber selbst da sind Ausnahmen zulâssig, 
sei es, weil der Staat selbst auf sichere Weise für mancherlei 
Geràtschaften, z. B. für Kriegsmunition und Rüstung sorgen 
muss, ohne sich ganz auf den Privatbetrieb verlassen zu 
kônnen, sei es, weil einzelne Gewerbe zur Pflege der Kunst 
dienlich sind und hier die Rûcksicht auf Gewinn hinter der 

3 Knies nennt dasselbe einen „Anachronismus“. Rektoratsrede 
von 1871. 
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auf Ausbildung und Vervollkommnung dieser zurücksteht, wie 
Z. B. Porzellanfabriken , oder weil die Betreibung einzelner 
Mustergewerbe auf Staatskosten zur Kontrolle und zum An- 
sporn dient fûr âhnliche Privatgewerbe, welche für die mate- 
rielle Wohlfahrt des Publikums von grossem Interesse sind, 
oder weil einzelne Gewerbe, wie voraus die Hüttenwerke, so- 
gar notig werden, um die Eegalien mit Vorteil auszubeuten. 

b) Nicht minder wird der Staat aus gleichen Grûnden 
keinen Vorteil tinden in der Beibehaltung von Wohnge- 
bàuden, deren er nicht zu ôffentlichen Zwecken bedarf. 

c) Wiese, Acker, Kebland, Gârten ferner waren von 
jeher ihrer Natur nach vorzugsweise dem Privatfleiss und der 
Privatbenutzung anheimgegeben. Auch dafür passt die Staats- 
wirtschaft wenig. Indessen kônnen politische Gründe, wie die 
Rücksicht auf das von Zeit zu Zeit wiederkehrende Bedürfnis, 
einzelne ausgezeichnete Mânner, welche dem Staate grosse 
Dienste geleistet haben, mit Grundbesitz auszustatten und 
ihnen eine sichere Ste^lung unter der Nationalaristokratie zu 
verschafîen, dcn Staat bestimmen, Domanialbesitz solcher Art 
zu seiner Verfûgung zu erhalten. 

d) Am ehesten wohl sind Waldungen als Grundbesitz 
des Staates tauglich. Die Natur der Waldung, welche nur 
in langen, das gewôhnliche Lebensalter der Individucn über- 
dauerhden, Perioden ihre regelmiissigen Früchte, die Holz- 
schlâge, hervorbringt, macht es wûnschenswert, dass der Eigen- 
tümer selbst auch ein langerez Leben habe. In dem wech- 
selnden Besitz kurzlebender Menschen wird leicht von der 
momentanen Gewinn- und Genusssucht die nachhaltige Er- 
tragsfâhigkeit des Waldes aufgezehrt und dadurch auch dem 
Volke, für welches das Holz ein unentbehrliches Lebensbe- 
dürfnis ist, grosser Schaden bereitet Die Selbstsucht der 
gegenwàrtigen Generationen kann hier leicht den künftigen 
einen schweren Marigel bereiten. Diese Gefahr wird nun sehr 
gemildert, wenn die Waldungen grossenteils dem Staate und 
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den Gemeinden gehôreD, deren eigenes auf Jahrhunderte hin 
fortdauerndes Leben sie darauf hinweist auch der Nachkoinmen 
zu gedenken und deren Anstalten manche Garantien dar- 
bieten, welche vor einer leichtsinnigen Verschleuderung und 
übermâssiger Ausbeutung der Waldungen bewahren* Auch ist 
die forstmâssige Bewirtschaftung der Waldungen immerhin so 
fest geregelt und die Kontrolle darûber so leicht zu führen, 
dass solche ôffentliche Wirtschaft an Güte und Ertrag gar 
wohl mit ausgezeichneter Privatwirtschaft Schritt zu halten 
vermag, die gewôhnliche sogar leicht übertriift. Unver- 
ausserlichkeit der Staatswaldiingen darf daher wohl als 
Regel gelten. 

e) Selten genug ist in unserer Zeit aktives Vermogen 
von zinstragenden Kapitalien, welche dem Staate ge- 
hôren. Selbst in den schweizerischen Kantonen, deren 
einfache Wirtschaft noch mehr als anderwârts dem Charakter 
der Privatwirschaft àhnlich geblieben ist, sind dieselben in 
neuerer Zeit sehr vermindert worden. Wo sie bestehen, da 
haben sie den grossen Vorzug regelmàssiger uni wcherer Ein- 
künfte und zugleich den, dass für ausserordentliche Kapital- 
ausgaben ohne Belâstigung der Einwohner durch Verwendung 
derselben gesorgt werden kann. Müssen aber Schulden kon- 
trahiert werden, so ist es oft nur eine Selbsttâuschung, wenn 
der Staat seine Aktivkapitalien unversehrt zu erhalten vermeint, 
wâhrend er sie durch entgegengesetzte Passivkapitalien in 
Wahrheit aufzehrt. 

f) Von âhnlicher Art sind die mancherlei Grundgefâlle, 
welche die modernen Staaten als ursprünglich grosse Grund- 
und Vogteiherren aus dem Mittelalter hâufig ererbt haben, 
wie Zehnten und Grundzinse von mancherlei Art. Die 
Ausbildung des neuen Privatrechtes aber sowohl als die der 
Privatwirtschaft ist diesen Realrechten nicht gtinstig und hat 
dieselben grossenteils verdrângt und umgewandelt. 
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Drittes Kapitel. 

B. Die Régalien. 

Der BegrifF der Régalien liegt auf der Grenze zwischen 
Staats- und Privatrecht und ist ans beiderlei Bestandteilen 
gemischt. Es kann daher nicht befremden, dass derselbe in 
dem Mittelalter, welches überhaupt ofFentliche und Privat- 
rechte zu verbinden und zu mischen liebte, entstanden und 
vorzüglich ausgebildet worden ist, und ebensowenig auffallen, 
dass die neuere Zeit, welche schârfere Sonderung der beiden 
Gebiete anstrebt, in der Arbeit begriiFen ist, auch hier die 
Ausscheidung zu vollziehen und jenen BegrifF aufzulôsen. 

Das staatsrechtliche Elément in den Régalien ist, dass 
diese nicht zufàllig noch vortibergehend, sondern von Rechts 
wegen dem Staate zukommen, der Staat somit als das eigent- 
liche und notwendige Rechtssubjekt derselben erscheint. 
Wenn Privatpersonen daher im Besitz von Régalien sind, so 
ist ihr Recht immer von dem Staate abgeleitet und kehrt, 
wenn sie es verwirken, immer wieder an den Staat zurück. 
Staatliche Hoheit ist von der Regalitàt unzertrennlich. 
Die Form aber, wie diese im Recht ausgebildet worden, ist 
privatrechtlicb. Nicht die Ausübung der Staatshoheit aus 
ofFendkhen Gründen und in ofFentlicher Richtung wird vor- 
züglich betont, sondern der damit verbundene materielle 
Genuss, die eigentumsartige ^utzbarkeit, und um deswillen 
ist denn das Recht auch zur Quelle geworden von mancherlei 
nutzbaren Gerechtsamen, die, wie anderes Privatrecht, dem 
Verkehre der Privatpersonen ûberlassen worden sind. 

Der neueren Rechtsbildung gemâss ist es, den staats- 
rechtlichen Charakter der Régalien entschiedener zu bewahren 
und reiner zu halten. Diejenigen Régalien, welche, wie z. B. 
das Jagdregal, in der offentlichen Rechtsordnung keine Be- 
gründung haben, sondern mehr willkürlich und zufàllig von 
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dem Staate an die Hand genommen worden, sind daher als 
Régalien ganz aufzugeben und besser als einfache Privat- 
rechte zu behandeln, immerhin mit Vorbehalt der erforder- 
lichen polizeilichen Beschrânkungen und angemessener Be- 
steuerung. Die übrigen Régalien dagegen , welche ihrer 
Natur nach als nutzbare Hoheitsrechte zu betrachten sind, 
werden, insoferne aus ihnen materielle Einkünfte dem Staate 
zufliessen, mehr und mehr als Steuerrechte behandelt, 
dem gesamten nach Grundsâtzen des ôffentlichen Rechtes zu 
normierenden Steuersystem eingefügt und, soweit sie in Ver- 
bindung mit ôffentlichen Funktionen des Staates stehen, mit 
Rücksicht auf diese frei bestimmt werden. Diese Fortbil- 
dung des Rechtes hat nun zwar begonnen und schon manche 
Schritte zurückgelegt , aber sie ist noch nicht zu diesem 
Resultate gelangt, und es sind daher immer noch die Ré- 
galien in der bisher überlieferten Form und Bedeutung über- 
sichtlich zu erwâhnen. 

Es gehôren liierher: 

1. Die grundherrschaftlichen Regalli?n oder die 
Régalien im eigentlichen Sinne, welche sich entweder aus 
der Hoheit des Staates über die Sachen erklâren, die ihrer 
Natur nach ôffentlich sind, oder aus einer von dem Staate 
vorbehaltenen Herrschaft über solche Sachen, deren Ausbeu- 
tung und Benutzung in nâherer Beziehung zu der ôffentlichen 
Wirtschaft stehen. Als solche sind in vielen Staaten seit dem 
Mittelalter anerkannt: 

a) Das sogenannte Wasserregal. Die Staatshoheit 
(nicht Eigentum im eigentlichen Sinne) über die ôffentlichen 
Gewâsser ist naturgemâss. Infolge dessen ist das Recht 
des Staates, auch die Benutzung derselben von Seite der 
Privaten zur Schiffahrt, zu Fâhren, zur Wiesenwasserung, 
für Wasserràder, zum Fischfang u. dgl. zu regeln, wohlbe- 
grûndet. Im Mittelalter aber wurde diese Hoheit in ein 
tiskalisches Regale gewandelt, um von den Privaten, welche 

Bluntschli, allgemeines Staatsrecht. 33 
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die Gewâsser so in ihrem Sonderinteresse benutzten, Abgaben 
zu erheben. * Die erstere Bedeutung ist bleibend, die letztere 
fiskalische aber im üntergang begriffen, auch für die btaats- 
kasse von geringem Wert und für die Privatwirtschaft eine Last. 

b) Das Bergwerksregal, Bergregal. Ursprünglich 
wurden wie der Boden, so auch die unter der Oberflâche vor- 
handenen Metalle jeder Art sowohl nach rômischem als nach 
deutschem Rechte als ein Bestandteil des privatrechtlichen 
Grundbesitzes betrachtet. Wieder erst im Mittelalter kam die 
Ansicht auf, dass dieser unterirdische Reichtum nicht zu dem 
Grundstücke gehôre, sondern der «kôniglichen Gewalt" unter- 
worfen sei. In der That konnte man an natürliche Eigen- 
schaften der Bergwerke anknûpfen. Die Adern und Lager der 
Fossilien breiten sich unter der Erde aus und nehmen ihre 
Richtungen vollig unabhângig von der Einteilung und Kultur- 


i Constitutio Friderici I. a. 1158 (bei Pertz, Monum. Germ. II, 
p. 111): „Regalia sunt^'hec: Arimania, vie publiée, llumina navigabilia 
et ex quibus finnt navigabilia, portas, ripatica, vectigalia que vulgo di- 
cuntur tholonea, moneta, mulctarum penarumque compendia, bona va- 
cantia et quæ indignis legibus auferuntur, nisi quœ specialiter quibusdam 
conceduntur, et bona contrahentium incestas nuptias et dampnatorum et 
proscriptorum secundum quod in novis constitutionibns cavetur, anga- 
riarum et parangariarum et plaustrorum et navium prestationes, et extra- 
ordinaria collatio ad felicissimam regalis numinis expeditionem, potestas 
constituent’ orum magistratuum ad justitiam expediendam, argentarie et 
palatia in civitatibus consuetis, piscationum redditus et salinarum et 
bona committentium crimen majestatis et dimidium thesauri inventi in 
loco Cesaris non data opéra, vel in loco religioso, si data opéra, totiim 
ad eum pertinet.“ Dagegen der Frieden von Venedig v. 1177 (Pertz II, 
p. 152): „Regalia vero, quœ per eum (imperatorem) vel antecessores 
ejus tam a clericis quam laicis fuerunt detenta, vel per ipsum seu ante- 
cessores ejus investita, quiete dimittat, nec de cetero impediat. Consue- 
tudines etiam et comoditates, quas civitates et omnes de societate haberi 
consueverunt in pascuis, piscationibus, molendinis, furnis, tabulis cambia- 
torum et negociatorum, macellis, domibus, quas habent edificatas in viis 
publicis vel supra vel iuxta vias publicas, et eternas consuetudines an- 
tiquas, eisdem civitatibus et omnibus de societate quiete habere et tenere 
permittat. Vgl. den Konstanzer Frieden von 1183 (Pertz II, 176), 1 ff. 
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art des Grundeigentumes auf der Oberflâche. Sie haben daher 
ein von jenem verschiedenes Dasein, und die Gruben müssen 
auch mit Eûcksicht darauf îm Zusammenhang und getrennt 
von der Bepflanzung der Grundstücke gebaut werden. Sodann 
schien die enge Beziehung der edlen Metalle zu dem Münz- 
wesen und anderer zu der Ausrüstung des Heeres dem Staate 
ein nàheres Recht darauf als anderen Personen zu gewâhren. 
Endlich machten mancherlei Interessen eine staatliche Aufsicht 
liber den Bergbau notig. Aber gleichwohl lag in der allge- 
meinen Einfûhrung auch des Bergregals eine Umgestaltung 
des hergebrachten Privatrechtes, die auch im Mittelalter als 
anmassliche Willkür verhasst war.^ 

Die Ablôsung des Bergbaues von dem Grund- 
eigentum hat sich auch in neuerer Zeit erhalten, und 
dieses privatrechtliche Elément in dem mittelalterlichen Berg- 
regale hat auf Fortdauer Anspruch, weil es in der That der 
Natur der Sache entspricht Ebenso wird die ausgebildete 
Staatsaufsicht über die ordentliche und sichere Betreibung 
des Bergbaues fortdauern. Dagegen ist streng genommen der 
Begriff eines ausschliesslichen Bergregals bereits aufgegeben 
worden, seitdem man angefangen hat den Bergbau für »frei 
zu erklâren,^ d. h. seitdem jedermann freigestellt wird, mit 
Beachtung der bergpolizeilichen Vorschriften zu schürfen und 
zu muten. Nur in gewissen Abgaben, welche den , bèrgbe- 
lehnten Privatunternehmern auferlegt zu werden pflegen, den 
Bergzehnten, Quatembergeldern, Recessgeldern zeigt sich noch 

2 [Freidanks Bescheidenheit (heraiisgegeben von W. Grimm, S. 76)] 

„die fürsten twingent mit gewalt 
velt, steine, wazzer unde walt, 
dar zuo beide wilt unde zam, 
si tàten lufte gerne aJsam, 
der muoz uns doch gemeine sin. 
mbhtens de uns den sunnen schin 
verbieten, ouch wint unde regen, 
man müesen zins mit golde wegen.“ 
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die fiskalische Natur des Bergregals. Der Gesichtspunkt der 
Steuern und Gebûhren scheiut aber auch hier den der nutz- 
baren Regalitàt allmâhlich im Interesse einer guten Staats» 
und Volkswirtschaft zu verdrângen. Auch wenn das Berg- 
regal als solches ganz aufgegeben wird, wird doch der Staat 
nicht verhindert sein, einzelne Bergwerke mit Vorteil auf 
eigene Rechnung zu betreiben oder zu verpachten. 

c) Verwandt ist das Salzregal, kommt aber noch in 
grôsserer Ausdehnung vor und findet sich auch dem Wesen 
nach schon in dem rômischen Altertum. Man versteht dar- 
unter nicht allein das ausschliessliche Recht des Staates auf 
Gewinnung von Kochsalz, sondern zugleich auf den Salz- 
handel. Das Regai im engeren Sinne und das Staats- 
monopol sind hier verbunden. Der grosse Ertrag, welchen 
die ausschliessliche Verwertung dieses ftir die Menschen, das 
Vieh und viele Gewerbe unentbehrlichen und nûtzlichen Pro- 
duktes der Staatskasse sicherte, machte dieses Regai den 
Finanzmânnern besdnders teuer, und die Juristen halfen mit, 
dasselbe, inJcm sie auf die Analogie der Bergwerke hinwiesen, 
einzuführen. Lidessen galt in Deutschland in altérer Zeit der 
entgegengesetzte Grundsatz, dass die Salzquellen und das Stein- 
salz zu dem Boden gehôren. 

Für unsere Zeit ist auch dieses Regai als solches für die 
Dauèr nicht zu halten, und die Umwandlung desselben in 
eine Salzsteuer ist bereits in Frankreich und Deutschland ^ 
vollzogen. Diese hat aber, wegen der wenig làstigen und fast 
unmerklichen Erhebungsart und ihres reichen Ertrages in der 

‘-i* [Nach dem Vorgang der franzosischen Gesetzgebung (Gesetz vom 
8. Juli 1791, Gesetz vom 21. April 1810) hat auch die neuere deutsche 
Gesetzgebung das Bergregal aufgehoben und an dessen Stelle die Staats- 
hoheit gesetzt. Preussen, Gesetz vom 21. Juni 1865, dessen wesen t- 
licher Inhalt in die Berggesetze der meisten anderen deutschen Staaten 
aufgenommen worden ist.] 

3 In Frankreich schon seit der Révolution, in Deutschland 1867. 
[Vertrag der Zollvereinsstaaten vom 8, Mai 1867.] 
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That so grosse Vorzüge und wird durch die Gewohnheit und 
Sitte, die in dem Steuerwesen jederzeit Beachtung verdient, so 
sehr empfohlen, dass dieselbe in sehr vielen Staaten als eine 
fortdauernde wichtige Quelle derStaatseinkünfte betrachtet wird. 

d) Das Jagdregal ist wieder aus der grundherrlichen 
Auffassung des Staates im Mittelalter entstanden und angelehnt 
worden an das ôffentliche Interesse des Wildbannes und der 
Jagdpolizei. Auch hier ist auf diese Weise ein bleibender 
Rechtsgrundsatz, der nàmlich der Losung der Jagd von der 
notwendigen Verbindung mit der Ausübung des Grundeigen- 
tums, ausgebildet worden, und so rechtfertigt sich wohl eine 
Einrichtung des Jagdrechtes nach grossen Jagdrevieren und 
in Uebereinstimmung mit den Interessen der Gemeinschaft. 
Dagegen ist das eigentliche Jagdregal, infolgedessen der 
Staat selbst zunachst ein aussçhliessliches Recht anspricht Jagd 
zu üben und Jagdrechte nach Willkür zu verleihen, in vielen 
neueren Staaten wieder aufgehoben worden, welche dasselbe 
wâhrend des Mittelalters angenommen hatten. 

2. Verwandt mit den grundherrlichen Régalien sind die 
regalen Gewerbe und Staatsmonopolicn, welche der 
Staat mit Ausschliessung der Privaten sich vorbehalten hat. 
Man kann indessen zwei Arten wohl unterscheiden : a) solche, 
welche lediglich aus finanziellen Gründen der Privatin- 
dustrie untersagt und von dem Staate allein um des .Gewinnes 
willen betrieben werden. Solche Monopole sind wesentlich 
nichts anderes als Steuern, aber in die âussere Form des 
Gewerbes gekleidet; b) solche, welche ihrer Natur und Be- 
stimmung nach eine Betreibung in ôffentlichem Interesse 
erfordern, und bei denen somit der Ertrag immer nur als 
ein damit verbundener Vorteil der Staatskasse wohl zu gônnen 
ist, aber nicht den wesentlichen Charakter der Regalitât be- 
stimmt. 

Von der ersteren Gattung, gleichsam in regale Gewerbe 
verhüllte Steuern sind; 
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a) Die Salzregie, von welcher oben unter 1. c) schon 
die Rede war. 

b) Die Tabaksregie, welche gegen Ende des XVII. 
Jahrhunderts zuerst in Oesterreich und in Frankreich 
eingefûhrt wurde, und weil sie sich auf einen verbreiteten 
und in den letzten Zeiten fortdauernd steigenden luxuriosen 
Genuss der Bevôlkerung bezog, den Staatskassen grossen Ge- 
winn brachte. Da die Umwandlung derselben in eine eigent- 
liche Steuer schwierig und diese Einkünfte zu gefâhrden schien, 
so wurde diese Erhebungsform trotz der damit verbundenen 
Màngel nicht so leicht aufgegeben. In den Vereinigten Staaten 
von Amerika [wie in England und Russland besteht eine 
hohe Tabaksteuer. In Deutschland ist die frûhere, sehr 
mâssige Tabaksteuer durch das Gesetz vom 16. Juli 1879 mit 
Recbt wesentlich erhôht worden In Italien ward 1865 das 
Tabaksmonopol eingefûhrt.] 

c) Das Lotterieregal, moralisch verwerflich, weil auf 
den Leichtsinn und die Spielsucht der Bevôlkerung, und vor- 
zugsweise scgar nicht der vermôglichen Klassen, welche ohne 
Schaden für ihi’en Wohlstand auch solchem Vergnûgen einige 
Abfàlle ihrer Einnahmen opfern kônnen, sondern der unteren, 
zu ihrem Verderben zum Glücksspiel verlockten Volksklassen 
von Staats wegen spekuliert wird. Die Aufhebung dieses Régals 
muss daher im Interesse einer sittlichen Staatsordnung ge- 
fordert werden. Merkwürdigerweise batte es sich am làngsten 
in dem rômischen Kirchenstaaf in der schlimmsten Form des 
Lottos erhalten. 

d) Das Spielkartenregal, welches freilich weit weniger 
eintrâglich ist als das zum Spiel reizende Lotterieregal, und 
welches eher die Spielsucht beschrânkt als fordert, daher 
nicht schon aus moralischen, sondern nur aus wirtschaftlichen 
Gründen angefochten werden kann. 

3. Zu der letzteren Gattung der Régalien, welche sich an 
die Benutzung ôffentlicher Anstalten anschliessen , die zwar 
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nicht zu den eigentlichen politischen Funktionen der Staats- 
gewalt gehôren, aber doch in dem gemeinen Interesse der 
Volkswohlfahrt eingerichtet werden, gehoren: 

a) Das Münzregal, sich anlehnend an das Recht und 
die Pflicht des Staates, fûr bares Geld als allgemein aner- 
kanntes Schâtzungs- und Tauschmittel im Verkehr zu sorgen. 
In dem Mittelalter war dasselbe eine ziemlich erhebliche 
Quelle des Staatseinkoramens. In der neueren Zeit ist dagegen 
die Einsicht durchgedrungen , dass zumal für die groben 
Mûnzsorten der sichere Wert derselben wesentlich davon ab- 
hângt, dass derselbe dem Wert des rohen dazu verwendeten 
edeln Metalls ganz nahe steht, und es ist daher von dem 
Schlagschatze kein Gewinn mehr zu erwarten. Nur die Prâgung 
und Ausgabe der Scheidemünze làsst einen geringen Gewinn 
ohiie Nachteil für den Hauptzweck zu. 

b) Das Postregal. Der Hauptzweck der Postanstalten 
ist der, den Brief- und Paketverkehr, sodann den Trans- 
port von Personen und Waren in regelmâssiger Weise zu 
vermitteln und zu befordern. Das Staatsintejre^se für sich 
schon macht eine solche Anstalt notwendig* > damit von dem 
Centrum der Staatsregierung aus nach allen Richtungen des 
Landes und nach aussen hin und hinwieder von da zurück 
die Kommunikation gesichert sei. Im Altertum, in dem 
grossen persischen und dem grôsseren romischen Reiche mren 
daher Staatsposten für dieses ôfFentliche Interesse eingerichtet, 
dem Privatverkehr in der Regel aber unzugànglich. In dem 
spàteren Mittelalter wurden derlei Anstalten vorerst zu Gunsten 
des kaufmânnischen Verkehrs gegründet, anfangs oft von 
Korporationen und unternehmenden Privaten. Zuerst wurde 
wohl in Frankreich durch Ludwig XL im Jahre 1464 das 
Postregal im neueren Sinne,^ dann allmâhlich auch in den 
übrigen civilisierten Staaten eingeführt. In unseren Tagen hat 


4 Schâffner, Franz. Rechtsgesch. II, S. 367. 
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dieses ebenso wohlthâtige als zugleich finanziell fruchtbare 
Institut eine hohe Stufe der Vervollkommnung erreicht. 

Es liegt in dem ôffentlichen Interesse, dass die Mittei- 
lung von Briefen und Paketen nach allen Seiten hin mit 
Genauigkeit und Sicherheit und schnell vollzogen werden 
kônne, und voraus eignet sich der Staat dazu, diese Sorge 
durch seine Anstalten zu übernehmen, mehr als Privatpersonen; 
denn diese haben mehr den Gewinn als den gemeinen Nutzen 
im Auge, und gewàhren geringere Garantie fûr die Güte so 
umfassender Sorge. Der Staat dagegen hat eine Menge von 
Mitteln, die ihm den Ueberblick tiber die allgemeinen Be- 
dürfnisse, die Befriedigung derselben und die Kontrolle über 
diese erleichtern, und seine Ehre ist dabei beteiligt, dass das 
in der rechten Form geschehe. Er wird daher auch die Ort- 
schaften, die einen geringeren Verkehr haben, nicht vernach- 
lâssigen, weil die Einrichtungen für ihre Postverbindung nur 
kleinen Gewinn abwerfen, vielleicht sogar Verlust erheischen. 
Um so lieber wird hhiwieder das Volk es sehen, wenn diese 
gemeinnützigen Anstalten des Staates auch einen ansehnlichen 
Gewinn abwerfen und so hinwieder die Steuerlast vermindern. 
Zwar kommt diese fiskalische Rücksicht erst in zweiter Linie 
in Betrachi, aber sie ist deshalb nicht unwichtig. Das Post- 
regal hat in der That den grossen Vorzug, dass es wohl or- 
ganisj'ert den Privaten und dem Staat zugleich grossen Nutzen 
bringt und die Genüsse und die Krâfte beider vermehrt. 

Das gilt ganz besonders -von der Briefpost. Infolge 
des Régals dürfen, soweit der Staat für regelmâssige Brief- 
postverbindung sorgt, keine anderen Privatanstalten zu berufs- 
mâssiger Versendung von Briefen errichtet werden, ohne 
besondere Konzession des Staates. Eine übertriebene und 
unpraktische Ausdehnung dieses Rechtes ist es, wenn in ein- 
zelnen Staaten auch die gelegentliche Besorgung einzelner 
Briefe oder Pakete durch dritte Privatpersonen verboten wird. 
Je zweckmàssiger und wohlfeiler die Briefpost eingerichtet ist. 
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desto weniger ist auch eine Umgehung der Staatsanstalt zu 
besorgen. 

In geringerem Masse schon gilt jene Ausschliesslichkeit 
von der Paketpost, welche die Versendung von kleinen 
Paketen und Valoren (Geldern) und die Auszahlung oder den 
Empfang von Geldern zwischen verschiedenen Orten vermittelt. 
Indessen bat auch da die Ausübung der Regalitât so grosse 
Vorteile, dass sie in der Regel der Ueberlassung dieser Sorge 
an die Privatindustrie vorzuziehen ist. 

In manchem Betracht verschieden ist die F ah rp os t, die 
nicht ebenso nach allen Landesteilen eingerichtet werden kann, 
sondern naturgemâss sich an die Hauptrouten hait, auf welchen 
eine grossere Anzahl von Reisenden sich gewôhnlich bewegen. 
Sie nâhert sich daher mehr der besonderen Privatindustrie an. 
In manchen Lândern macht indessen der Staat mit der Sorge 
fûr diese Bedürfnisse ein ausschliessliches Regai geltend, sei 
es, indem er keine regelmâssigen Privatkurse zulâsst, oder, 
wenn solche verstattet werden, doch dieselben in gewissen 
Beziehungen der ôffentlichen Post unterordnet, und auch wohl 
die Erlaubnis dazu besonders erkaufen lâsst. In anderen da- 
gegen ist die Fahrpost ganz oder teilweise freigegeben, und 
die Staatspost konkurriert nur mit den Privatunternehmungen 
von âhnlicher Art. Im allgemeinen scheinen die Fahrposten 
des Staates immer noch besser als die der Privaten; doch liângt 
hier vieles von den besonderen Verhaltnissen und Sitten der 
einzelnen Lânder und selbst einzelner Stàdte und Ortschaften 
ab. Die Einrichtung von Extraposten insbesondere steht 
in naher Beziehung zu der Regalitât.^® 

4* [Im Text wird nicht genügend unterschieden zwischen Postregal 
iind Postzwang. Das Postregal besteht in dem ausschliesslichen Redit 
des Staates, Posten einzurichten und zu betreiben. Das Postregal ist 
in Deutschland durch das Postgesetz des Deutschen Reichs vom 28. Okt. 
1871 vôllig aufgehoben worden. Die Errichtung und der Betrieb von 
Transportgeschaften jeder Art ist vôllig freigegeben. Der Postzwang 
dagegen besteht in dem Verbot, Briefe, Güter oder Personen auf andere 
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Im allgemeinen gilt fûr die ganze Organisation und Be- 
handlung der Post der leitende Grundsatz, dass dieselbe nicht 
dafûr besteht, das Volk zu regieren, noch zunâchst das Volk 
zu besteuern, sondern vor allen Dingen dem Volksverkehr zu 
dienen. Das Postwesen ist überhaupt von dem Gesichts- 
punkt des Régals nicht zu verstehen. Wichtiger ist der Ge- 
sichtspunkt der Volkswirtschaftspflege. Sowie die Post Ueber- 
schüsse einbringt, gehôrt sie unter den Begriff der Staatssteuer. 

c) Ganz ahnlich ist schon und wird noch mehr werden 
bei weiterer Entwickelung das Institut der ôffentlichen 
Télégraphe n. Durch die Entdeckung der elektrischen 
Telegraphen ist es moglich geworden, in einem Augenblicke 
wichtige Nachrichten an entfernte Orte niitzuteilen, und in 
kurzer Zeit haben die telegraphischen Netze die civilisierte 
Erde übersponnen. Anfânglich ^urden diese Anstalten ledig- 
lich im Interesse des Staates selbst von diesem gegrtindet, 
dann auch der Benutzung des Publikums zugânglich gemacht. 
Das ôffentliche Interesse erfordert es, dass dieselben zunâchst 
als StaatsaiiStalten behandelt werden und die Regalitât wie 
über die Briefpost sich auch darüber erstrecko. Verschieden 
von der Postanstalt aber ist die Eigentümlichkeit der tele- 
graphischen Bureaus, dass jene die empfangenen Briefe der 
Privaten, ohne den Inhalt zu kennen, wie sie sind, versendet, 
diesè dagegen die Schrift selber besorgen und mitteilcn, da- 
her von dem Inhalte der Berichte in Kenntnis gesetzt werden. 
Das Briefgeheimnis erhâlt^daher hier einen anderen Sinn. 
Es kann nur das bedeuten, dass der Staat nicht unberufenen 
Dritten die Einsicht verstatte in die seiner Anstalt anver- 

Weise als durch die staatlichen Postanstalten zu befordern. Der Post- 
zwang besteht in Deutschland nur noch in Betreff von Briefen und Zei- 
tungen politischen Inimités, welche ôfter als einmal wbchentlich er- 
scheinen, und bezieht sich nur auf die Befôrderung gegen Bezahlung 
(Postgesetz, §. 1). Vgl. Loening, Lehrbuch des Verwaltungsrechtes, 
S. 600 U. f.] 
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trauten Privatmitteilungen und auch darauf ausgedehnt werde, 
dass den übrigen Staatsbehôrden in der Regel jene Einsicht 
ebenfalls verschlossen werde. Wenn aber das Staatsinteresse, 
wie besonders in Kriegszeiten oder wo es rasche Verfolgung 
der Verbrecher gilt, die Kenntnisnahme begründet, so darf 
diese umsoweniger dem Staate entzogen werden, je unnatür- 
licher es wâre, dass dieser selbst immerhin mit sehenden 
Augen den Feinden oder verbrecherischen Privaten die Mittel 
in die Hand legte, dem Staatszweck entgegenzuwirken. 

d) DasEisenbahnregal, âbnlich wie das Telegraphen- 
regal, eine Erweiterung dieser Gattung von Régalien, welche 
der technischen Vervollkommnung unserer Zeit angehôrt. Eine 
voile Ausbildung erlangt dasselbe nur im Zusammenhang mit 
den Staatseisenbahnen, deren Ertrag zunâchst zur Unter- 
haltung der Anstalt und zur Bezahlung der Zinsen für die 
dafür verwendeten Kapitalien, wenn ein Ueberschuss sich er- 
gibt, auch zur Vergrosserung der Staatseinkünfte dient. Die 
Grosse des Werkes, die Bedeutung desselben für den ofFent- 
lichen Verkehr und die Volkswirtschaft, die nahea Beziehungen 
desselben zu den Verteidigungsmitteln und dem Kriegswesen 
des Landes überhaupt, zu den Postanstalten und der Wirt- 
schaft des Staates selbst machen es in der Regel ràtlich, dass 
der Staat die Eisenbahnen selber baue und ihren Betrieb 
übernehme, oder die Bedingungen festsetze, un ter r’enen der 
Bau und Betrieb den Privatgesellschaften gestattet wird. Die 
Rücksicht der gemeinen Wohlfahrt darf nicht der Gewinn- 
sucht der Privaten preisgegeben werden. Der franzosische 
Rechtsgrundsatz, dass die Bahn allezeit, weil dem ôifentlichen 
Verkehr dienend, juris publici (Domaine public) sei und nur 
die Nutzung den Privaten zustehe, entspricht der Natur der 
Yerhâltnisse. 

Die Notwendigkeit einer Konzession für Privateisen- 
bahnen, die dem ôffentlichen Verkekr dienen, rechtfertigt 
sich schon aus polizeilichen Grûnden; in dem BegrifFe aber 
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liegt es, dass der Staat auch die Privat-Eisenbahnen an sich 
ziehen darf, sobald er die von den Privaten darauf verwen- 
deten Auslagen vollstàndig ersetzt, mithin unter besseren Be- 
dingungen, als wenn er die Grundsâtze der zwangsweisen 
Abtretung von Privatrechten zur Anwendung bràchte. Be- 
sondere Vertràge oder rechtliche Zusicherungen an die Unter- 
nehmer kônnen freilich dieses Recht beschrânkt oder modifi- 
ziert haben. 

e) Die Existenz eines Strass en régals ist in neuerer 
Zeit ans dem Grande bestritten worden, weil die Herstellung 
von Landstrassen eine unabweisbare Pflicht des Staates sei, die 
Erhebung von Weggeldern und Brückengeldern daher 
cher zu den Gebühren zu rechnen sei, welche von der Be- 
nutzung wesentlicher Staatsanstalten bezogen werden.^ Die 
Strassen aber, obwohl der Nutzen derselben ein ôifentlicher 
und obwohl die Sorge dafür vorzugsweise dem Staate anheim- 
fâllt, sind doch nicht eine Anstalt, welche zu dem Organis- 
mus des Staates selbst gehôrt und für staatliche Funktionen 
im eigentlichen Sinne bestimmt ist. Ihr Zweck ist doch nur 
der, den gemeinen Verkehr zu erleiclitern, und es kann der- 
selbe an und für sich auch durch Privatunternehmungen er- 
reicht werden. Die Gründe, aus welchen daher von einem 
Strassenregal gesprochen wird, sind somit ganz àhnlich denen, 
welche (Jas Postregal erklaren. Einen finanziellen Sinn hat 
dasselbe aber nur dann, wenn die Benutzung der Strassen 
und Brücken nicht unentgeltlidi ist, sondern dafür Weg- und 
Brückengelder gefordert werden. 

ô Rail a. a. O., §. 239. [Die Annahme eines Strassenregals erscheint 
deshalb nicht gerechtfertigt, weil der Staat weder ein ansschliessliches 
Recht zur Ânlage von ôffentlichen Strassen in Anspruch iiimmt, nocli 
Wege- und Brückengelder erhebt zum Zwecke, einen Gewinn zu machen. 
Vgl. E. Sax, Die Verkehrsmittel in Volks- und Staatswirtschaft I, 128 ff.] 
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Viertes Kapitel. 

C. Das Recht anf Gebühren nnd Gefâlle. 

1. Das Recht des Staates auf Gebühren und Gefâlle, 
welche bei Gelegenheit der Ausûbung offentlicher Funk- 
tionen von den Privaten erhoben werden, die dieser Funk- 
tionen bedürfen, bildet einen Gegensatz zu dem eigentlichen 
Steuerrecht und ist hinwieder die Ergânzung desselben. Die 
Steuern werden von Staats wegen auferlegt, die Gebühren nur 
dann gefordert, wenn die Privaten die Hilfe des Staates in 
einer besonderen Beziehung bedürfen. Diese sind daher eine 
Gegenleistung an den Staat und dienen, den Aufwand, den 
der Staat für die ôifentlichen Einrichtungen solcher Art zu 
machen hat, zu vermindern 9 der zu ersetzen. Die Gerechtig- 
keit solcher Gebühren erhebung ist einleuchtend. Es ist zwar 
richtig, dass der Staat um seiner Bestimmung willen und nicht 
der Gebühr wegen verpflichtet ist, jene offentlichen Funktionen 
auszuüben. Dieselben sind daher nicht gerade nctwendig und 
nichts steht im Wege^ wenn der Staat ohnêhin reich genug 
ist, dieselben unentgeltlich auszuüben. Aber es ist deshalb 
nicht ungerecht, wenn der Staat die okonomischen Lasten, 
welche er tragen muss, um jene Thâtigkeit auszuüben, von 
denen sich vergüten làsst, die dieser Leistung in ihrem Sonder- 
interesse bedürfen; und in vielen Fâllen ist es auch volks- 
wirtschaftlich zweckmâssig, wenn er solche Gebühren fordert 
und so die allgemeine Steuerpflicht des Volkes erleichtert. 
Je mehr das besondere Privatinteresse an der Staatsleitung 
beteiligt ist, wie das vorzüglich bei den Gerichtsgebühren klar 
ist, desto cher wird sich die Gebühr rechtfertigen; je mehr 
die Staatsfunktion dagegen um der Gesamtheit willen ausge- 
übt wird, desto cher wird dieselbe unentgeltlich geleistet 
werden müssen und die Kosten dafür in Form der Steuer zu 
erheben sein. Aber es ist keine begründete Einwendung 
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gegen die Gebûhren, dass sie sich nicht nach der Steuer- 
fàhigkeit der Bûrger, sondern nach der Art und dem Uinfang 
der staatlichen Leistung richten, denn ihr Princip ist ja nicht 
Besteuerung, sondern Gegenleistung. 

2. Die Stempelgebühren, seit dem XVII. Jahrhundert 
in fast allen europàischen Staaten aufgekommen, gehôren nur 
zum Teil zu den cigentlichen Gebûhren, insofern nàmlich, 
als sie von Schriften bezogen werden, welche den Staatsbe- 
hôrden von Privaten eingereicht oder von jenen zu Gunsten 
dieser ausgestellt werden. Dagegen nàhern sie sich schon den 
Steuern, wenn auch der Privatverkehr selbst, z. B. die Aus- 
stellung von Wechseln, Empfangsscheinen, aussergerichtlichen 
Vertrâgen u. dgl, der Stempelabgabe unterworfen wird, denn 
die Rûcksicht, dass derlei Privaturkunden môglicherweise auch 
im Prozesse benutzt und dann zumal der staatliche Schutz da- 
für angesprochen werde, ist doch nur eine sehr indirekte und 
bezieht sich nur auf Ausnahmsfàlle. Vollends aber wird die 
Stempelabgabe zur Steuer bei Zeitungen und Kalendern, in- 
dem hier k^inerlei Leistung des Staates vorliegt, für welche 
eine Vergütung verlangt wird. Die letztere Art des Stempels 
kann daher einzig aus dem Standpunkte des Steuerwesens; 
verteidigt werden, was freilich principiell nicht leicht ge- 
lingen wird. 

3. Die Taxen für Erteilung eines Amtes oder Titels 
Oder Ranges (Adels, Ordens u. dgl.) haben den Vorzug, dass 
die Belasteten um so geneigter sein werden, solche zu be- 
zahlen, als sie gleichzeitig einen hàufig ersehnten Vorzug 
erlangen. Nur dürfen Aemter, Titel, Rang nicht um der Taxen 
willen verliehen und somit zur kâuflichen Ware werden, mit 
welcher der Staat gleichsam Handel treibt, weil die offentliche 
Bedeutung und der moralische Wert derselben dadurch zu 
Grunde gerichtet würden. Die Art, wie insbesondere in den 
letzten Jahrhunderten der Adel zum Erwerbsartikel für die 
kôniglichen Kassen gemacht wurde, hat sehr viel dazu bei- 
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getragen, die Institution auf dcm Kontinent dem Buine ent- 
gegenzuführen. 

4. Besonders wichtig sind die Gerichtsgebühren, 
Sporteln, die in mancherlei Formen vorkommen. Vorerst 
als Prozesskosten, sowohl im Civil-, als im Strafprozess. 
Diese Sporteln treffen vorzüglich die Partei, welche ein Un- 
recht verübt bat, und gegen welche daher im Civilprozess 
Schutz gesucht, die im Strafprozess zur Strafe gezogen wird. 
Sie dienen überdem dazu, die Prozessucht daran zu erinnern, 
dass durch dieselbe auch dem Staate Schaden zugefügt werde, 
dessen Ersatz die prozessführenden Parteien zu übernehmen 
schuldig seien, und der durch die Verrechnung der Kosten zu 
ermâssigen ist. Die Sporteln sind daher eine wohlbegründete 
Gegenleistung an den Staat, nur dürfen sie nicht in dem 
Masse gespannt werden, dass es den unbemittelten Privaten 
zu schwer und zu gewagt erscheint, wenn ihnen Unrecht 
widerfahrt, den Schutz des Gerichtes zu begehren. Für Arme 
sind überdem, damit die Gleichheit des Kechtsschutzes Wahr- 
heit sei, besondere Ausnahmsbestimmungen nôtig^ 

5. Die verschiedenen Gebühren, welchô.mit der soge- 
nannten freiwilligen Gerichtsbarkeit und der Verwal- 
tung der Obervormundschaft verbunden werden, z. B. bei 
Eintragung der Veràusserung oder Verpfàndung von Liegen- 
schaften in das Grundbuch, bei Wechselprotesten, Deglau- 
bigungen, Errichtung von Testamenten, bei Prüfung und Ab- 
nahme der Vormundschaftsrechnungen u. dgl., sind nahe ver- 
wandt mit den Gerichtssporteln, obwohl sie in den Fallen 
nicht von den Gerichten erhoben werden, wo für diese amt- 
liche Mitwirkung und Thâtigkeit besondere Stellen, z. B. die 
der Notare, geordnet sind, oder dieselbe den Regierungsbe- 
hôrden übertragen ist. Immer sind es doch hier vorzüglich 
Privatinteressen, für welche die staatliche Einrichtung in An- 
spruch genommen wird und daher die Forderung einer billigen 
Gegenleistung gerechtfertigt. 
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6. Dagegen wird der Charakter der Gebühr nicht einge- 
halten bei den in Frankreich erfundenen Handânder ungs- 
abgaben, Kaufsaccisen, Enregistrement^ welche von der 
Eigentumsûbertragung , zuweilen sogar der Verpachtung von 
Gûtern, von Schuldbriefen, Wechseln u. s. f. erhoben werden, 
indem dieselben nicht mehr als Gegenleistung gegen die Lei- 
stung des Staates, sondern als eine wahre, auf den Verkehr 
gelegte Abgabe zu betrachten sind und in Prozenten des 
Kapitalwertes, d. h. von dem Kapital selbst erhoben werden. 
Sie sind daher eine wirkliche Steuer und überdem eine den 
Grundsâtzen der Gerechtigkeit nicht gemàsse und den Grund- 
sâtzen einer guten Wirtschaft widersprechende. Sie trifft 
nâmlich nicht, wie die Grundsteuer, den ganzen Grundbesitz 
gleichmàssig, sondern, indem sie sich an die zufallige Ver- 
àusserung hait, die einen Besitzer ûbermâssig, die anderen gar 
nicht, macht sich als eine willkürliche Belastung der Ver- 
kehrsfreiheit fûhlbar und drückt den Wert der Güter. 

Verwandt damit ist die Erbschaftsgebühr. Auch sie 
hat nur die âussere Form einer Gebühr an sich und ist, da 
der Anfall der Erbschaft nicht auf einer Thâtigkeit des Staates 
beruht, sondern eine Folge des Privatrechtes ist, vielmehr 
Erbschaftssteuer, als solche denn aber eher zu recht- 
fertigen, als die Handânderungsgebühr bei Veràusserung unter 
Lebender. 

7. Die Geldbussen, Solange noch das Strafrecht dem 
Privatrechte àhnlich behandelt wurde, den verletzten Privaten 
zugesprochen, fallen, seitdem der ôifentliche Charakter des 
Strafrechtes zur Anerkennung gelangt ist, als ôffentliche Strafen 
mit Recht dem Staate zu seiner Verfügung zu. Der Grund, 
aus welchem Geldbussen auferlegt werden, ist freilich nie und 
darf nie ein fiskalischer sein, sondern immer ein strafrecht- 
licher. Dieser Erwerb für den Staat ist daher immer nur ein 
zufàlliger und der Staat muss sogar wünschen, so selten als 
môglich Gelegenheit zu demselben zu erhalten. Aber wenn 
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busswûrdige Vergehen vorkommen, so ist es ein erlaubter 
Vorteil, wenn der Staat die Busse empfângt, um damit auch 
einen Teil seiner Unkosten für die Strafgerichtsbarkeit zurück- 
zuerhalten. 

Das altéré deutsche Recht batte die Tendenz, die Geld- 
strafen als regelmâssige Strafart für fast aile Verbrecben und 
Vergeben zur Anwendung zu bringen. Die moderne Ausbil- 
dung des Strafrechtes bat dieselben im Gegenteil und viel- 
leicbt zu sebr bescbrânkt. Wo eine uiierlaubte Gewinnsucht 
und Eigennutz der Antrieb zn dem Vergeben war, da scbeint 
die Busse eine moralisch passende Strafe, weil sie den 
Scbuldigen in derselben Ricbtung ein Uebel erleiden lâsst, 
in welcber er ein Uebel verübt bat Ausserdem eignet sie 
sich bei viclen geringeren Vergeben auch deshalb, weil sie 
die bôheren personlichen Redite auf Freiheit und Elire 
nicht entzieht und doch für die meisten ein empfindliches 
Uebel ist 

8. Die mit Dispensationen, z. B. von gesetzlicben 
Heiratsbeschrânkungen , verbundenen Gebührei^ ^nd den ge- 
richtlichen ganz âhnlich und baben nebenbei, den Zweck, die 
Begehren um Dispensation innerhalb gewisser Scbranken zu 
halten. 

9. Zum Teil mit dem Schutze des Privatrechtes, zum 
Teil mit der Sorge für die Volkswirtschaft stehen in Vcrbin- 
dung die mancherlei Gebühren für Gewerbekonzessionen, 
Z. B. der Advokaten, Apotheker, Sensalen, zuweilen auch für 
Handelsetablissements, gewisse Handwerke u. dgL; ebenso die 
Gebühren für Erteilung von Erfindungspatenten, die in 
unseren an mechanischen und technischen Erfindungen frucht- 
baren Zeiten zu einer ziemlich bedeutenden Einnahmsquelle 
geworden sind. 

10. Endlich kommen auch Polizeisporteln und Po- 
lizeibussen vor; jene w^o im Interesse einer Privatperson 
eine Thâtigkeit der Polizei begehrt wird, die nicht schon aus 

Bluntschli, allgemcines Staatsrecht. 34 
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Staatsgründen veranlasst ist, z. B. bei Ausstellung von Pàsseiî, 
Ausweisschriften u. dgL, diese nach Analogie der gerichtlichen 
Strafen als ein einfaches, hâufig wirksames Mittel polizeilicher 
Zucht. 

Wenn aber die Thàtigkeit der Polizei schon durch Gründe 
der ôffentlichen und gemeinen Woblfahrt, wenn auch auf An- 
rufen von Privaten, geübt wird, so ist es nicht mehr gerecht- 
fertigt, für dieselben Gebühren zu fordern, sondem natür- 
licher, dass die Gesamtheit die Kosten daftir ganz auf sich 
nehme, es wàre denn, dass auch hier die Verschuldung eines 
Privaten eine ausnahmsweise Belastung desselben begründen 
sollte. 1 


Fünftes Kapitel. 

D. Das Stenerreckt. 

L Das SteuerreCht des Staates wird nur schr inangelhaft 
erkannt, wenn die Steuer nur als ^Vergûtung für den Genuss 
der ôffentlichen Anstalten“ * von seiten der Privaten betrachtet 
wird. Es ist das eine privatrechtliche Auffassung des- 
selben, wie sie wohl im Mittelalter gang und gâbe war, aber 
ungenügend für das moderne Staatsrecht. Dieses geht vielmehr 
auch- hier von dem Staate aus, und erkennt das Recht zu 
besteuern als Steuerhoheit des Staates und die Pilicht der 
Staatsangehorigen zu steuern-als eine aus der Unterordnung 
jener unter die Gesamtheit entspringende Bürgerpflicht. 
Da die Existenz des Staates der ausserlichen , also auch der 
Vermôgensexistenz der Privaten übergeordnet ist, so foigt 
daraus das Recht des Staates, in iihnlicher Weise, wie er um 


I Vgl. über das ganze Kapitel besonders Rau, Fiiianzwissenschat’t 
1, §§. 2-27 If. [A. Wagner, Finanzwissenschaft 1, 312 ff. , II, 3 lî. 
Schall in Schônbergs Ilandbuch der politischen Oekonomie II, 79 ff.'] 
1 Schmitthenner, Allgemeines Staatsrecht, S. 356. 
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seiner Sicherheit willen die persônlichen Kràfte der ünter- 
thanen in Ansprucli nimmt, auch da, wo die Erfüllung 
seiner üffentlichen Bestimmung es erfordert, das 
Vermôgen derselben zur Hilfe herbeizuziehen. Das Ver- 
mogen der Privaten geliôrt freilich diesen an und keines- 
wegs, auch mittelbar nicht, dem Staate. Der Staat hat auch 
die Aufgabe, das Privatvermügen wie ailes Privatrecht z(i 
schützen, nicht das Recht, dasselbe beliebig zu zerstôren 
oder aufzuzehren. Aber das Privatrecht ist der Hoheit des 
Staatsrechtes unterworfen, und wo das Bedürfnis des Ganzen 
es nôtig macht, müssen auch die Einzelnen dasselbe befriedigen 
helfen, weil sie und soweit sie dem Ganzen untergeordnet 
sind. Die pCivatrechtliche Vorstellung des Mittelalters, dass 
die Steuer auf dem freien Willen der Pfiichtigen beruhe, ist 
somit in dem modernen Staa^srechte nicht mehr haltbar. Sie 
ist verdràngt worden durch den Grundsatz der ôffentlicli 
rechtlichen S t eu erp fl i ch t.’^ 

2. Schon aus der Begründung des Besteuerungsrechtes 
folgt der Grundsatz der Allgemeinheit der Stctierpflicht;^ 


Eine Steuer, welchc erlioben würde, um einxelne Privaten zu be- 
reieheru, oder welehe den Reiclien auferlegt würde, um das Geld untei* 
die Aernieren zu verteileii, ist demiiacli principwidrig. Ein merkwiir- 
diges Beispiel der letzteren Art bei BJumer, Schweiz. Demokratien II, 
147. 

3 Deutscher Reiclisabschied v. 1543, §. 24; „und soll in solcher 
Anlage nieniand ausgesclilossen sein noch verschonet werden. Docli 
solleii die Obrigkeitcn — insonderlieit den gemeinen Mann, so viel mbg- 
lich, vor andern nicht bescliwereii, sondern nach eines jeden Vermôgen 
Gleichheit halten.“ Nordam erikanische Verf. , I, 8: „Der Kongress 
hat das Redit, Taxen, Abgaben, Auflagen und Accise aufzulegen; — 
aber aile Abgaben, Auflagen und die Accise müssen in den gesamten 
Vereinigten Staaten gleichfôrmig sein.“ Bayerische, IV, §. 13: „Dic 
Teilnahme an den Staatslasten ist fur aile Einwolmer des Reiches allge- 
rnein, ohne Ausnahme irgend eines Standes und ohne Rücksicht auf 
vormals bestandene besondere Befreiungen." Hollàndische, Art. 172: 
„Keine Privilegieri koniien in Bezug auf Auflagen verliehen werden. “ 
Belgische, Art. 112: „Kein Privilegium kann in betreff der Auflagen 
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denn die Hoheit des Staates breitet sich beherrschend aus über 
das ganze Volk, nicht bloss über einzelne Klasseii desselben. 
Wenn im Mittelalter die Ritterschaft den Vorzug der Steuer- 
freiheit genoss, so erklârte sich diese Ausnahme daraus, dass 
die damaligen Steuern vorzugsweise Kriegssteuern waren, und 
auf dem Ritterstande hinwieder fast ausschliesslich die per- 
sônliche Kriegspflicht lastete. Die einen halfen so dem Staat 
mit ihrem Gut, die aridern mit ihrem Blut.^ Der Staat ist 
aber jederzeit berechtigt, aucb da wo einzelne Klassen Steuer- 
freiheit hergebracht haben, die Rechtsregel herzustellen, und 
von allen Steuer zu verlangen. 

Es kann auch niemand sich aus dem Grunde der Steuer 
entziehen, dass er behauptet keinen Teil zu haben an den 
Genüssen der offeutlichen Anstalten, noch Teil haben zu 
wollen, und auf den Staatsschutz verzichtet, seiner eigenen 
Kraft vertrauend, es ware denn, dass er das Staatsgebiet ver- 
lassen und die Staatsangehôrigkeit vollig aufgeben würde. Denn 
es gibt in dem Staatsgebiete weder Personen noch Vermogen, 
die nicht der Staatsherrschaft unterworfen waren, und auf 
dieser, nicht auf dem Ersatz der Vorteile der Staatsordnung, 
an denen freilich aile auch Teil haben, beruht die Steuerpflicht. 

Von Rechtes wegen ist einzig von der Steuerpflicht aus- 
genommen, insoweit derselbe nicht zugleich als Privateigen- 
tümeï efscheint, der Monarch, weil er die Staatsherrschaft 
reprâsentiert. Dagegen kônnen die Mitglieder der Dynastie 


eingeführt werden. Eine Befreiung oder Nachlass von einer Auflage 
kann nur durcli ein Gesetz eiiigeluhrt werden. “ Preussische, Art. 101; 
„In betrelï der Steuern konnen Bevorziigungen nicht eingeführt werden. “ 
4 Ueber die früheren Verbal tnisse der Steuerfreihcit der deiitschen 
Ritterschaft vgl. Z a char ia, D. St. R. 11, 532 ff. Auch die Geistlich- 
keit nahm im Mittelalter Steuerfreihcit für ihre Güter in Anspruch 
und berief sich dabei auf ein angebliches gottliches Redit. Die Auf- 
hebung dieser Privilegien kann durch die Gesetzgebung verordnet wer- 
den, ohne Entschadignng, denn sie sind kein Privatrecht, so wenig als 
die Steuerpflicht einen privatrechtlichen Charakter hat. 



Fünftes Kapîtel. D. Das Steuerrecht. 


533 


nicht auch ein Recht (1er Steuerfreiheit behaupten, da sie 
immerhin Unterthanen des Staates sind. Stiftungen für 
Zwecke offentlicher Wohlfahrt kônnen darum, ohne das 
Princip zu verletzen, von der Steuerpflicht befreit werden, 
weil ihre Einkünfte ohnehin ôffentlichen Zwecken dienen, da- 
ller die Besteuerung zu Gunsten der Staatskasse, die auch nur 
um der oiFentlichen Wohlfahrt willen besteht, jene dem Wesen 
nach gleichartige Verwendung beeintrâchtigt. 

3. Gleichmâssigkeit derSteuer ist ein ferneres Princip 
des natürlichen Staatsrechts. Sie ist in der That eine For- 
derung der staatlichen Gerechtigkeit, welche von allen Steuer- 
beitràge fordert, und nicht die einen Klassen vor den anderen 
willkürlich begünstigen noch drücken darf. 

Die wahre Gleichheit ist aber nicht eine quantitative, 
so dass auf aile zu dem Staate gehôrigen Personen ein gleiches 
Steuerquantum verlegt, mithin aile Steucr zur Kopf- 
steuer würde, sondern die verhâltnismàssige Gleichheit, 
welche unter verschiedenen Voraussetzungen auch verschie- 
dene, jenen entsprechende Beitrâge fordert. Diese Verhàltnis- 
màssigkeit nàher zu erkennen und zu bestlmmen und nach 
ihr das Steuersystem zu regeln, ist freilich âusserst schwierig 
und wird sich immer nur annâhernd an die realen Verhâlt- 
nisse ermittelii und ordnen lassen. Das Streben nach diesem 
Ziele aber ist Aufgabe und Pflicht der Finanz- und Staats- 
manner. Man hat in dieser Beziehung hâufig in neuerer 
Zeit allgemeine Grundsatze behauptet, die nur teilweise wahr 
sind, und wie in den übrigen Zweigen des Staatsrechtes, so 
hat auch hier der moderne Hang zur Abstraktion zu ein- 
seitiger Uebertreibung verleitet, den Widerspruch zwischen 
Théorie und Praxis zu schrofFer Feindseligkeit gereizt und 
mancherlei unzulàssige Forderungen der Privaten hervor- 
gerufen. Es verhàlt sich damit ganz so, wie mit der politi- 
schen Rechtsgleichheit. 

So ist es voraus zu einera beliebten Satze in neuerer 
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Zeit geworden, die Steuern müssen sàmtlich nach der in 
den Vermôgensumstànden der Einzelnen begrün- 
deten Beitragsfâhigkeit angelegt werden. ^ Die Konse- 
quenz dieses Grundsatzes würde dahin fûhren, dass aile 
Steuern zur Vermogens- oder Einkomniensteu er 
werden und gerade die eintrâglichsten und die am wenig- 
sten drückenden Steuern aufgegeben werden müssten. Kein 
moderner Staat kônnte, wollte er seine Bestimmung erfüllen, 
diesen Grundsatz ausführen, und doch wird er als ein in der 
Gerechtigkeit begründeter, somit staatlicli notwendiger ver- 
fochten. Diese Erscheinung ist uni so auffallender, wenn maii 
sich erinnert, dass in unserer Zeit die nàmlichc Staatslehrc, 
welclie bei Zuerkennung der politischen Redite die inànn- 
liche Bevôlkerung nur zàhlt, und jedem Kopf gleich viel po- 
litische Redite zumisst, mit Bezug auf die Steuerpflicht 
auf einmal von solclier Gleichheit nidits nielir wissen will, 
sondern diese je nach der Grosse der Privateinktinfte 
steigert, somit Redite und Pflichten nach zwei entgegen- 
getzten Grnndsâtzen bestimmt. Dieser innere Widerspruch 
in dem Princip selbst ist wohl eine hinreichende Veranlassung 
jenen Grundsatz naher zu prüfen, auch wenn man die aus 
der Unausfûhrbarkeit desselben im praktischen Leben sich 
ergebenden Bedenken missachten wollte. 

Die Verbindung der beiden Principien :„GleichesStimm- 
recht aller" und: ^Steuerpflicht nach Massgabe des 
Einkommens" führt auf die^Spitze getrieben dahin, dass 
die Masse der Vermôgenlosen im Staate über das Vermogen 
der Wohlhabenden die Herrschaft erwirbt. Die Durchführung 
des entgegengesetzten Princips: „Verschiedenes Stimm- 
recht nach Verhàltnis der Steuerleistungen" führt 
zu einer Plutokratie, welche für die grossen Volksklassen un- 
ertràglich wird. 

5 Es ist das aucli von R au geschehen. Finanzwiss. 1, S. 346 IT. 
[Vgl. jetzt Wagner, Finanzwissenschaft II, 337 ff.] 
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Das freilich versteht sich von selbst, dass, wo keine 
Steuerfâhigkeit isl, auch die Steuerpflicht ruhen muss. 
Wo nichts ist, kann nichts geholt werden, da hat nach dein 
Sprichwprt „aucli der Kaiser sein Recht verloren". Aber es 
ist ein Irrtum, ans der notwendigen Voraussetzung der Steuer- 
fâhigkeit zu folgern, dass die Steuerpflicht ausschliesslich 
nach dem hôheren oder geringeren Masse der Steuerfâhigkeit 
z\x messen sei/ 

Ebenso ist es gewiss, dass die Steuerpflicht immer auf 
Personen haftet, welche Privatvermôgen haben, also auch 
Privatpersonen sind. Die Annahme daher, dass die Steuer 
voraus von dem „Societâtsvermogen“ erhoben werde,* 
ist eine Fiktion, welche, obwohl in ihr ein Elément von Wahr- 
heit enthalten ist, der Kritik der Jurisprudenz nicht Stand 

^ Rail a. a. O. II, S. 352 liât daher dem Griindsatz, „dass die 
•Steuern so viel als môglich nach dem Verhàltnis des Einkommens ver- 
teilt werden müssen", der nur eine relative Wahrheit hat, eine zii aus- 
gcdehnte Geltung fur das ganze Steuersystera zngeschrieben. Neuerlich 
hat Schaffle in einer Abhandlung „Men8ch iind Gut în fler Volkswirt- 
schaft“ (Deutsche Vierteljahresschrift 1861, S. 265 fF.) >die ausschliessliche 
Geltung des Principes der Besteueriing nach dem Reineinkommen ans 
dem Grunde bekâmpft, dass das Reineinkommen nur ein Massstab sei, 
Tim die kapitalisierende Seite der wirtschaftlichen Personlichkeit zii be- 
messen, dass aber damit nicht die ganze wirtschaftliche Personlichkeit 
erkannt und betroffen werde. Es komme auch jede andere Vei a endiing 
des Vermcigens in Betracht, insbesondere neben der Verwendung zum 
Oewinn auch die zum Geniiss. Der Mensch lebt nicht, uni Geld zu ge- 
winnen, sondern er macht Geld, um besser (genussreicher im besten 
Sinne) zu leben. Der hôchste und edelste Reichtum ist nicht mehr auf 
neuen Gewinn angelegt, sondern er verwendet die Früchte seiner Kapi- 
talien zum Genuss (eigenera und fremdera Mitgenuss). Mit der inten- 
siven Kultur nehmen die Profite ab, aber keineswegs die Steuerkraft 
der Nation. Das eigentlichc Subjekt der Besteuerung ist die Person 
(nicht das Verraogen), die Person in ihrer Vermbgenskraft. [Vgl. jetzt 
namentlich Schaffle, Grundsatze der Steuerpolitik (1880), S. 75 flF.; 
ferner A. Wagner, Finanzwissenschaft II, 300 ff., 429 ff.J 

7 Stahl, welcher auch in dieser Lehre wesentliche Dinge berichtigt 
bat, ist dieser Fiktion zu sehr zugethan. Staatslehre II, S. 420 ff. 
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hâlt, (lenn es gibt kein Gesamtsubjekt diesesSocietàtsvermogens, 
welches als steuerpflichtlg bezeichnet 'werden kônnte; viel- 
mehr sind es bei allen Steuerarten immer einzelne Privaten, 
welche von denselben betrofFen werden. Aber daraus folgt 
wieder nicht, dass die Steuerpflicht eine privatrechtliche Be- 
schwerde und lediglich nach den Privatverhâltnissen der Ein- 
zelnen zu ordnen sei. Vielmehr muss auch sie, wie ailes 
ofFentliclie Recht, von dem Ganzen, von dem Staate ans 
bestimmt werden. 

Als Hauptverhâltnisse kommen in Betracht: 

a) Die Beziehungen der Privatwirtschaft zur Na- 
tional wirtsch a ft. Es ist des Staates durchaus wtirdig, 
voraus die Gesundheit und das Wachstum der letzteren im 
Auge zu haben. Kann er durch die Einrichtung der Steuern die 
Vermôgenskrâfte der Nation stârken, so wird eine solche Steuer 
einen doppelten Zweck erfüllen, sie wird die Staatskasse be- 
reichern und zugleich den gemeinen Privatwohlstand heben. 
Immer aber muss der Staat die Steuer so ordnen, dass sie nicht 
die Vermôgenskrâfte der Nation oder der Einzelnen schâdigt 
oder aufzehrt. Es sind das Rücksichten, welche vorzüglich 
in dem Zollsystem zur Anwendung kommen und welche die 
Zôlle zu einer der staatlich besten Einnahmsquelleii machen. 

Von dieser Betrachtung aus werden demi auch die Ré- 
galien*, inwiefern sie in neuerer Zeit sich dem Charakter der 
Steuern nâhern, ihre Begründung erhalten und zu ordnen sein, 
denn es gibt allerdings gewisses Vermôgen, welches seiner 
âussern Natur nach vorzugsweise zu der Gesamtheit hin gra- 
vitiert, daher in dem Steuerwesen des Staates auch einen her- 
vorragenden Platz einnimmt. 

In ail diesen Fâllen kann durchaus keine Gleichheit 
weder in dem S inné bestimmt werden, dass jeder überhaupt 
gleich viel Steuer entrichte, denn die einen verkaufen oder 
konsumieren mehr zollbare Gegenstânde als die andern, müssen 
daher, sei es von Anfang an und vorschussweise, sei es dem 
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Erfolge nach, mehr beitragen als die andern, noch dass jeder 
nach Verhâltnis seiner Vermôgensumstânde gleich 
belastet werde. Man bat zwar oft schon das letztere behauptet 
und aus dem Grande diese Steuerart zu verteidigen iinter- 
nommen, dass mindestens annâhernd das Mass der Steuer je 
nach dem grosseren oder geringeren Vermogen steige oder 
falle. Das ist aber augenscheinlich nicht wahr, und zwar 
keineswegs nur dann nicht, wenn man die zunàchst steuer- 
ptlichtige Klasse der Fabrikanten und Kaufleute, welche die 
zollbaren Waren ein- oder ausfûhren, im Auge hat, sondern 
auch dann nicht, wenn man annimmt, dass jene zwar direkt, 
indirekt aber zu grôsserem Teile die Konsumenten davon 
betroffen werden. Der Verbrauch von Kolonialwaren z. B. in 
Deutschland steigert sich keineswegs im >Verhâltnis der Stei- 
gerung des Vermôgens der einzelnen Konsumenten. 

Die Gleichmâssigkeit dieser Steuern ist demnach eine 
wesentlich objektive. Je mehr Waren, oder je schwerer 
die Waren, welche die Zolllinien durchschneiden, desto mehr 
Zoll wird davon zu offentlichen Zwecken bezogen. Darnach 
richtet sich das Steuerquantum und die Steuérpflicht des Ver- 
treters dieser Waren im einzelnen Fall. Der Steueransatz 
aber wird voraus nach nationalwirtschaftlichen Rücksichten 
bestimmt. 

b) Das Verhâltnis des Genusses, welcher wiedei nicht 
in demselben Masse wâchst oder sich vermindert wie das Ver- 
mogen der Einzelnen steigt oder fâllt, obwohl allerdings auch 
eine gewisse Wechselbeziehung der beiden Verhâltnisse statt- 
findet. Denn es gibt manche Reiche, die sehr weiiig ge- 
iiiessen, und viele Unbemittelte, die viel geniessen; und es 
gibt, was wichtiger ist, eine Menge von Genüssen, die ziem- 
lich gleichmâssig ohne Rticksicht auf das Vermogen über die 
grosse Menge der Privaten verbreitet sind. Die Finanzmânner 
haben es aber von jeher verstanden, vorzüglich auf die letz- 
tere Gattung von Genüssen zu achten, und sich um die sel- 
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teneren, daher auch weniger eintrâglichen Hochgenüsse der 
Tieichern minder zu küiïimern. Dieser Zug der Steuer zu der 
Massenhaftigkeit des Genusses, woraus die sogenannten Ver- 
brauchs- oder Konsumtionssteuern entstaiiden sind,^ 
wâre eine schreiende üngerechtigkeit, würde die Steuerpflicht 
sich nach den Einkünften der Privaten jederzeit richten müssen. 
Wenn man dagegen des staatsrechtlichen Charakters der Steuer 
sich bewusst geworden ist und erkannt hat, dass dieselbe 
voraus von dem Standpunkte des Ganzen aus zu ordnen ist, 
so verschwindet jener privatrechtliche Schein des Unrechts 
und es erscheint natürlich, dass der Staat, welcher das ge- 
samte Volk und in ihm aile Einzelnen in ihren Genüssen 
scliützt und ihre Wohlfahrt fôrdert, berechtigt sei, die Beitrags- 
pflicht derselben zu gutem Teile auch nach den Genüssen 
zu regeln, an welchen sie massenhaft beteiligt sind. 

c) Das Verhâltnis des Vermôgens kommt ebenfalls, 
nur nicht ausschliesslich in Betracht, das Vermogen als ôko- 
nomische und sichtbate, d. h. âusserlich erkennbare Erwerbs- 
kraft der Einzelnen gedacht. Die Ausmittlung derselben ist 
freilich schwierîg. Wollte man die individuelle Arbeits- 
kraft messen und als Massstab benutzen, so wâre das ebenso 
unmoglich als dem Wesen des menschlichen Rechts, welches 
eine leibliche Ordnung ist, widersprechend. Man muss sich 
daher an die wahrnehmbaren objektiven Gegensâtze halten. 

Da wird demi vorerst eine gewisse Gleichheit aller er- 
wachsenen Menschen, oder wenigstens der mànnlichen, ohnehin 
dem Staate unmittelbarer verbundenen Bevolkerung sichtbar, 
indem die Menschen und vorztiglich die Mânner als solche 
schon ein gemeinsames Mass von natûrlicher Arbeits-, be- 
ziehungsweise Vermôgenskraft haben. Es ist daher die Kopf- 
steuer keineswegs so ungerecht, wie man oft vermeint. Wenn 

8 Sie sind seit dem XIV. Jahrhundert un ter dem Namen: „accise“, 
Umgeld, Ungeld u. s. f. aufgekommen. Vgl. Unger, Gesch. der Land- 
stànde II, S. 417. 
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nur der Staat seine Pflicht erfüllt, dass jeder seine Kràfte auch 
zum Erwerb benutzen kann, so darf er wohl von jederinann 
schon um deswillen eine gleiche Beisteuer verlangen, ohne 
das Princip der Gerechtigkeit zu verletzen. Bei der Ausbil- 
dung der Zôlle und Verbrauchssteuern in neuerer Zcit abcr, 
die olinehin die Masse treffen und dieselbe weniger drücken, 
übwohl die Gesamtsumme der Belastung grosser ist, als die 
Kopfsteuer des rômischen Kaiserreiches betragen batte, ist 
mit Recht diese Steuer in den neueren Staaten aufgegeben 
worden. ^ 

Es wird aber auch die Verschiedenheit des Vérin ogens 
deutlich, und auf dieser Wahrnehmung beruhen nun eine Reihe 
von Steuern, welche je nach den verschiedenen Art en 
und Abstufungen des Privatvermôgens verlegt worden. 
Von der Art sind die Grundsteuer, dieKapitalsteuer, die 
Gewerbsteucr, Erwerbsteuer, Einkommensteuer u. s.f. 

Man bat sich oft darüber gestritten, ob eine progres- 
sive Vermôgens- oder Einkommensteuer, für deren Klassen 
nicht mit der Zunahme des Vermôgens oder Ein^^ommens in 
gleichen Procenten die Steuer erhôht wird, sondern in star- 
kcren Proportionen steigt, sich mit dem Princip der Reclits- 
gleicbheit vertrage. Würde die Steuer lediglich nach privat- 
ise dit lie lien Gründen dem Privatvermogen als eine Last 
obliegen, so müsste dieselbe durchaus als widerrechtlich er- 
scheinen, denn dann wâre der einzig natürliche Grundsatz der: 
„Soviel Privatvermogen, soviel Steuerprocente.^ Wenn man 
aber von dem Rechte des Staates ausgeht, das Vermogen der 
Privaten je nach der ihnen innewohnenden Erwerbs- und Steuer- 
kraft zu messen, so làsst sich nicht ebenso unbedingt eine 
Einrichtung verwerfen, welche nicht bloss zàhlt, sondern auch 
wàgt, d. h. insofern ihr die Produktions- und Tragkraft in 

V [Seit dem 14. Jahrhundert wurden in den deutschen Stàdteii hâufig 
Vermôgenssteuern erhoben. Vgl. namentlich Sc lion ber g, Finanzver- 
liâltnisse Basels im 14. u. 15. Jahrhundert, 1879.] 
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stârkeren Verhâltnissen zuzunehmen scheint, auch dieses 
Wachstum in Anschlag bringt. Nur allerdings liegt hier die 
Gefahr des Missbrauchs und willkürlicher Ueberspannung, 
welche hinwieder andere und grôssere Uebel nach sich ziehen 
kann, z. B. Reizung despotischer Habsucht oder kommunisti- 
scher Gier, Beunruhigung des Privateigentums, Lâhmung der 
grossen Industrie, so nahe, dass der Staatsmann nur mil grosser 
Vorsicht diesen schltipfrigen Boden betreten wird. Verwandte 
Gefahren erheben sich übrigens gegen das System einer all- 
gemeinen Vermügens- und Einkommenssteuer überhaupt. 

Man pflegt die beiden ersten Gattungen der Steuern in- 
(iirekte, die dritte direkte Steuern zu nennen, weil die 
ersteren nicht unmittelbar von den Personen bezogen werden, 
auf welche am Ende die Steuerlast fâllt, sondern von anderen 
gleichsam vorschussweise, die letztern dagegen von dem Staate 
den einzelnen unmittelbar auferlegt werden, welche in An- 
spruch genommen werden sollen. Das Rottecksche Staatsrecht 
erklârt die indirekten Steuern samtlich für „ewig verwerflich“, 
und obwoh^ Hie Nationalokonomen denselbeii günstiger sind 
und die Finanzmanner ihrer nicht entbehren kônnen, so hat 
doch die „pi ivatrechtliche Staatslehre“ sich fortwàhrend gegen 
das Princip der indirekten Steuern als ein ungerechtes er- 
klârt. Dadurch ist auch in das Finanzsystem, auf welches 
jene Rechtsansichten immerhin vielfach eingewirkt haben, Ver- 
wirrung und Unsicherheit gekommen. Erkennt man aber den 
staatsrechtlichen Charakter der Steuern, so erscheinen die 
indirekten Steuern umgekehrt als die natürlichen, und 
die direkten dienen mehr zur Ergânzung jener, als dass 
sie zur Regel, jene zur Ausnahme würden. 

Es ist übrigens einleuchtend, dass auf die wirkliche An- 
ordnung der Steuern wirtschaftliche Grundsâtze und Wahr- 
nehmungen noch grôsseren Einfluss haben, als die Rechtsgrund- 
sàtze. Letztere sind Schranken, die von der Staatswirtschaft 
beachtet werden müssen, diese selbst aber rauss innerhalb 
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dieser Schranken ihrem eigenen Geiste folgen und das Zweck- 
màssige auffinden und durchführen. 


Sechstes Kapitel. 

E. Der Staatskredit. 

1. Wenn die Einnahmen des Staates nicht zureichen, um 
die Ausgabeii zu decken und überwiegende Gründe vorhanden 
sind, um die Steuerkraft des Volkes nicht hôlier oder nicht 
so hoch zu spannen, dass die Mindereinnahme dadurch gc- 
deckt wird, so steht dem Staate noch das Kecht zu, Staats- 
schulden zu kontrahieren. Thut cr das, so ladet er den 
folgenden Geschlechtern eine um so grôsserc Steucrlast auf, 
erleichtert aber die gegenwârtige Bevôlkerung, welche vielleicht 
ausser Stand wâre, sofort den ganzen Ausfall durch Steuern 
zu ersetzen. Der Staat hat unzweifelhaft das Redit, seinen 
Kredit zu seiner Rettung oder zu seiner Wohlfahrt zu bo- 
nützen und Darlehen aufzunehmen, wic der Privatmaiin es 
hat. Seine Lage ist günstiger, als die des Privaten, da sein 
Kredit keineswegs bloss, wie gewohnlich der der Privaten, 
durch das verwendbare aktive Kapitalvcrmôgen bedingt ist, 
sondern um der dem Staate zustehenden Steuerhoheit .willen, 
welche wenigstens die fortdauernde Verzinsung Üer Staats- 
schulden sichert, sich tiber das ganze Vermôgen der Nation 
ausbreitet und in diescm seine Wurzeln hat. Der Staatskredit 
beruht in Wahrheit mehr auf der Macht des Staates und auf 
dem Vertrauen, welches die ôtfentliche Meinung dem recht- 
lichen Charakter seiner Leitung zuwendet, als auf irgend einer 
Realsicherheit, die er zu bestellen vermochte. Das Schulden- 
machen ist dem Staate umsomehr erleichtert wordeu, je 
weniger Wert oft die Glâubiger darauf zu legen pflegten, 
dass der Staat selbst je das entlehnte Kapital zurückzahle. 



542 


Siebentes Buch. Die Wirtschaftspflege. 


Hatten sie eine gesicherte Rente — und diese zu bezahlen 
tiel dem Staate nicht sehr schwer, da er durch Steuern die 
Zinsen aufbringen konnte — so batte ihre Forderung doch 
ini Verkehr einen Kapitalvvert, der freilich den Schwan- 
kungen des Kredits ausgesetzt war, aber bei einigermassen 
guter Finanzwirtschaft nur wenig unter die ursprûngliche 
Darlehenssumme sank, unter gûnstigen Verhâltnissen diese 
überstieg. 

Diese Leichtigkeit, Schiilden zu machen, bat indesseii 
neuere Staaten verleitet, den Staatskredit übermâssig auszu- 
beuten und Schuldenlasten aufzubàufen, ^ welcbe die Staats- 


i Im Jahre 1739 nocli betrug die englischc Natioiialschuld nicht 
vollig 47 Millionen Pfd. St. Im Jahre 1763 betrug sie schon 146 Mil- 
lionen, am Schluss des amerikanischen Krieges 257 Millionen, im Jahre 
1817 am Schluss der Napolconischen Kontinentalkriege 848282247 Pt*. St., 
im Jahre 1861 wieder 805 078 Mill. In Frankreich ist die Staatsschuld 
von 5838002 Fr. im Jahre 1861 auf 9334012 Fr. gestiegen und betrug im 
Jahre 1873 nach dem deuittch-rranzosischen Kriege uahezu 23 Milliarden Fr. 
[Die Ausgaben für die konsolidierte und die schwebendc Scliuld betrugen 
in Frankreich Im Jahre 1864: 564269000 Fr.-, 1874: 1070643000 Fr.; 
1884: 1103667000 ^r. ; in En gland im Jahre 1864: 28184000 Pt*. St.; 
1874: 26707000 Pf. St.; 1884: 29699000 Pf. St.] Lord Russell, Engl. 
Verl*. K. 29 bemerkt darüber: „ünstreitig wird eine Nationalschuld eine 
Zeit lang von den bcsten Wirkungen sein. Sie befôrdert den lebhaften 
Geldumlauf. Sie bringt iieue Kapitalisleii auf den Markt, welche untcr- 
nehmerdir und spekulativer sind als die alten Grundbesitzer; sie notigt 
den Arbeitei* zu grosserer Arbeitsamkeit und veranlasst zugleich ge- 
steigerte Nachfrage nach Arbeit. Wenn aber die Taxeii eine gewisse 
llohe erreicht haben, so sind die Wirkungen so ziemlich ganz entgegen- 
gesetzt. Die Preise vrcrden den Konsumenten so ungeheuer gesteigert, 
dass jeder kluge Mann seine Konsumtion einschrânkt und weniger ar- 
beiten lasst. Der grossere Teil des allgeineinen Landeseinkommens wird 
den Handen derjenigen entzogen, welche in der Lage sind, es in Acker- 
bau und Manufakturen anzulegen, und komint dagegen in die Hande der 
grossen Kaufleute, deren Kapital den Markt überschwemrnt und nur in 
Gestalt von liypothezierten Kapitalien auf das Land zurücklliesst. Auf 
diese Weise entsteht frühzeitig der grossie Geldmangel in einigen und 
der grossie Ueberlluss in anderen Gegenden, So wirkt eine grosse 
Nationalschuld auf die einzelnen. Sie schwàcht und erschopft aber aucli 
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wirtschaft in einen überspannten Zustand versetzen und 
neuen Kraftaufwand in künftiger Not fast unmoglich machen. 
Die ordentlichen Ausgaben des Staates dürfen bei gesunder 
Finanzwirtschaft niemals durch Anleihen gedeckt, sondern 
inüssen durch ordentliche Einnahmen, insbesondere Steuern 
ausgeglichen werden. Aber die ausserordentlichen Aus- 
gaben und vorztiglich die fürdauernde Anstalten dürfen 
wohl auf eine lângere Anzahl von Jahren verteilt und mit 
Ililfe des Staatskredits, wenn die Ueberschüsse der ordent- 
lichen Einnahmen und keine anderen verfügbaren ausserordent- 
lichen Einnahmen ausreichen, durch Anleihen gedeckt werden. 
Es ist das zweckmâssiger, als eine Ueberbürdung der gegen- 
wartigen Génération mit Steuern. Manche Verwendungen der- 
art, wie z. B. für Eisenbahnen sind nur eine Kapitalanlage 
des Staates, welche der Staatsschuld das Gleichgewicht hait. 
Andere aber erzeugen kein werbendes Staatsvermôgen , aber 
fôrdern doch die gesunden Bedingungen des wirtschaftlichen 
Gesamtlebens oder des ofFentlichen Lebens überhaupt, wie 
Z. B. ausserordentliche Wasserbauten, Strassenanlagen, Ver- 
waltungs- und Justizreformen. Sogar die Kn.‘ge gehôren hier- 
her, welche zum Schutze des Staates oder im Interesse seiner 
Entwickelung unternommen werden. Es wâre unbillig, wollte 
man mit solchen Ausgaben die gegenwârtigen Steuerpflichtigen 
allein belasten, wâhrend doch die Verwendung zum Pesten 
der folgenden Geschlechter gemacht wird.^ 

die Hilfsquellen des Staates. Die Kostbarkeit früherer Kriejçe maclit es 
der Nation schwer, Taxen für die Verteidignng in der Gegeiiwart aiif- 
zubringen.“ Jedes Missverhaltnis zwischen Stenerkraft der Nation und 
Staatsschuld raclit sich schwer. Die Rejjublik Venedig und die alte 
Monarchie von Frank reich crlagen um so eher den ausseren und 
inneren politischen Verwickelungen , weil ihr StaatsschuJdenwesen in 
Zerrüttung gekommen war; und in unseren Tagen wird Oesterreich. 
trotz aller Anstrengungen nicht wieder zu vollen Kraften gelangen, wenn 
es ihm nicht gelingt, den gestôrten lînanziellen Kredit herzustellen. 

2 Vgl. den Artikel „Staatsschnld“ von A. Wagner in Bluntschlis 
Deutschem Staatsworterbuch. 
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Indem den folgenden Generationen die Aufgabe mit auf- 
erlegt wird, geschieht niemandem Unrecht. Aber selbst da 
ist es gut, Mass zu halten, da der Blick in die Zukunft un- 
sicher ist, und môglicherweise, was jetzt vorteilhaft scheint, 
spâter viel geringeren, vieil eicht keinen Wert mehr hat. Wie- 
viel Vermôgen haben z. B. die Kanâle verschlungen, die an- 
fangs ganz zweckmâssig angelegt schienen, wâhrend ihr Nutzen 
im Verfolg durch Eisenbahnen sehr bedeutend vermindert 
und ersetzt worden ist. 

2. Der Staatskredit wird vorerst benützt in vorzüglicli 
staatlicher Form durch Emission von Staatspapier- 
geld, d. h. von blossen Wertzeichen in Papier, welche der 
Staat als gesetzliches Zahlungsmittel in Umlauf bringt. In 
dieser Gestalt kann es dem Staate gelingen, ohne momentané 
Bedrückung des Volkes und fast ohne Kosten eine erhebliche 
Surame Geldes flüssig zu machen, die zwar unzweifelhaft eine 
ebenso grosse Staatschuld ist, aber trotzdem nicht ver- 
zinset zu werden braucht. Solche Vorzüge sind verlockend. 
Aber wenn nicht strenges Mass gehalten und mit grosser Ge- 
wissenhaftigkeit verfahren wird, so gleitet der Kredit des 
Staates auf der schiefen Flâche mit steigendcr Schnelligkeit 
dem Abgrund zu. Die franzosischen Assignaten und die 
Schwindeleien in einzelnen nordamerikanischen Staaten 
sind ^ine bleibende Warnung, sich vor diesen Abwegen zu 
hüten. Man kann dem Staate das Redit dazu nicht ab- 
sprechcn, denn sowohl die Benutzung seines Kredites als die 
Anordnung der gemeinen Geldverhâltnisse gebührt ihm; und 
auf diesen beiden Momenten beruht das Papiergeld, das der 
Staat ausgibt. Die Gesetzgebung thut aber wohl daran, die 
Ausübung dieses Rechtes so zu ordnen und so scharfer Kon- 
trolle zu unterwerfen, dass die in der Natur des Hilfsmittels 
liegende Lockung nicht zu Massregeln verleitet, welche die 
gehofften Vorzüge durch grôsseren realen Schaden aufzehren. 
Solange dafür gesorgt ist, dass das Papiergeld jederzeit 
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gegen den entsprechenden Betrag in bares Geld umgesetzt 
werden kann, Solange ist keine Gefahr.^ Wenn diese Môg- 
lichkeit stockt, dann beginnt der Schaden. 

3. Die Form der gebotenen Anleihen, Zwangsan- 
l^eihen, lâsst sich als Regel in keiner Weise, als ein vor- 
übergehendes Notmittel nur ausnabmsweise durch wirk- 
liche Not rechtfertigen. Sie widerspricht schon dem Dégriffé 
des Darlehens, welches auf freiem vertragsmâssigem Anver- 
trauen einer Geldsumme beruht. Der Staat ist zwar wohl 
berechtigt, die Staatsbürger zu Beisteuern im offentlichen 
Interesse anzuhalten, aber nicht dazu, ihm Kredit zu schenken ; 
denn dieser gehôrt dem individuellen Geistesleben an und lâsst 
sich überall nicht mit âusserlichen Geboten erzwingen. üeber- 
dem ist eine Zwangsanleihe auch mit dem besten Willen nicht 
wohl gerecht zu verteilen, wenn nicht der freie Wille der 
Gemeinden unterstützend zu^Hilfe kommt, denn die Privaten 
kônnen nicht je nach ihrem Vermôgen im gegebenen Moment 
Kapitalien in Geld aufbringen oder entbehren, und doch wird, 
da es sich um Kapitalanlagen handelt, die Beitragsfâhigkeit 
wesentlich nach dem Kapitalvermôgen gemessep werden müssen. 
Endlich zerstôrt der Zwang zum Kredit den nôch vorhandenen 
Rest von Kredit, dessen der Staat geniesst, denn jedermann 
sieht in demselben ein Bekenntnis des Staates selbst, dass er 
keinen freien Kredit mehr habe.^ 

Nur wenn die Not keinen anderen Ausweg n-ehr lâsst, 
wie vorzüglich in Kriegszeiten, so darf der Staat infolge seiner 
Ausnahmsgewalt das Privatrecht momentan so verletzen, dass 
er vorschreibt, was jeder an Vermôgen ihm zu leihen habe; 
aber auch nur dann in der Weise, dass er sich verpflichtet, 
das Zwangsanlehen môglichst bald entweder in ein freiwilliges 
umzuwandeln oder samt Zinsen zurückzuzahlen. 

3 Vgl. besoiiders A. Wagner (Art. Papiergeld) im D. Staatsworterb. 

4 Ueber eine preussische Zwangsanleihe in der Kriegsnot vgl. 
Steins Leben v. Pertz II, S. 55 ff. 

Bluntsclili, allgemeines Staatsrecht. 
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4. Die regelmâssige Benutzung des Staatskredites ge- 
schieht durch freiwillige und verzinsliche Anleihen 
bei Privaten. Man bat in neuerer Zeit zuweilen auch diese 
Kontrahierung als einen Akt der politischen Staatsgewalt be- 
zeichnet® und daher auch viele Staatsschulden dem Privât- 
rechte zu entziehen und fûr unklagbar zu erklâren versucht. 
Allein, wie mir scheint, mit ünrecht. Der Kredit freilich 
den der Staat benutzt, ist ein ôffentlicher und wesentlich auf 
das oiïentliche Ansehen und die Macht des Staates basiert, und 
es ist ein Akt der Staatshoheit, wenn der Staat im einzelnen 
Falle zur Eingehung von Darlehensschulden sich entschliesst. 
Nur kraft der gesetzlichen Ermâchtigung wird die Staatsschuld 
kontrahiert. Aber das Darlehen selbst ist nicht ein Ausfluss 
der Staatshoheit, denn die Privaten, welche dem Staate ihre 
Kapitalien vorstrecken, sind dazu nicht verpflichtet und das 
Geschàft, welches sie abschliessen, ist ein wesentlich privat- 
rechtlicher Vertrag. Ein innerer [Grund, weshalb die 
Staatsglâubiger den Fiskus nicht auf Bezahlung der schuldigen 
Zinse oder Renten, und insofern die Rückzahlung des 
Kapitales in ^em Vertrage versprochen worden ist, auch 
dieses belangen dürften, besteht nicht. Es kann wohl bei 
Negociierung der Anleihe ailes auf die moralischc Ehrenhaftig- 
keit und Treue des Staates an dem gegebenen Wort abge- 
stellt und von Seite der Glàubiger auf ein Klagerecht ver- 
zichtet wferden; aber das ist nicht schon in der Natur des 
Geschâftes begründet und keine Folge des Staatsrechtes, 
welches privatrechtliche Verpflichtungen des Fiskus wohl zu- 
lâsst und anerkennt 

Dagegen ist es nicht zu leugnen, dass auf die Ausbildung 
des Staatsschuldenwesens die Hoheit des Staates vielfach Ein- 
fluss geübt hat. Daher sind die Staatsschulden mit Hypo- 
thekarversicherung seltener geworden, als die bloss fun- 


5 So Schmittheiiner, Staalsrecht, S. 360. 
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dierten, d. h. für welche ohne eigentliche Pfandrechte zu 
gewàhren, der Staat durch Anordnung einer Vertrauen wecken- 
den Schuldentilgungsanstalt sorgt. Ebenso haben die 
Staatsschulden hâufig, statt wirkliche Darlehensschulden zu 
sein, so dass die Glâubiger ein Recht auf Rückzahlung der 
Darlehenssumme erlangen, den Charakter von fortwâhren- 
den Renten angenommen, die der Staat wohl ablôsen, zu 
deren Ablôsung er aber nicht angehalten werden kann. In 
diesem Faite gewinnt der Staat freiere Hand für seine Finanz- 
operationen, und die Glâubiger kônnen dennoch ihr Recht 
auf die Rente als Kapital im Verkehr benutzen und als solches 
verâussern. Am wenigsten sind für den Staat Anleihen mit 
freiem Kündigungsrecht der Glâubiger zutrâglich, weil der 
Staat je nach Umstânden durch plôtzliche Kündigung in 
schwere Verlegenheit gestürzt werden konnte, die Gefahr 
solcher aber mit den Ereignissen steigt, welche ohnehin dem 
Staate crhôhte Anstrengungen gebieten. 

Von den fundierten Schulden unterscheiden sich die 
schwebenden Schulden, welche nicht auf die Daner, sondern 
nur infolge der momentanen Bedürfnisse für den Moment 
kontrahiert werden und daher als Regel ein freies Kün- 
digungsrecht beider Teile voraussetzen. Dahin gehoren z. B. 
die Schulden infolge staatlicher Gewerbebetriebe, die laufen- 
den Rechnungen des Staatshaushaltes, Kontokurrentechulden 
bei Banken, Schulden aus Depositionen und Kautionen, Schatz- 
scheine u. dgl.^^ 

Eine Eigentümlichkeit dieser Vertrâge des Staates ist es, 
dass die Wuchergesetze darauf keine Anwendung leiden. Wenn 
demnach die Staatsglàubiger hohere Zinsen zugesichert er- 
halten, als sie von Privatschuldnern fordern dürften, oder eine 
geringere Summe einzahlen, als der Nennwert der Obligationen 
betrâgt, so werden sie nicht etwa des Wuchers schuldig; denn 


6 A. Wagner, Art. Staatsschulden. 
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der Staat ist eine so grosse Macht, dass es ungereimt wâre, 
denselben dem in Privatnot gekommenen armen Schuldner 
an die Seite zu stellen und vor der Hartherzigkeit der 
Wucherer durch die Gesetzgebung zu schützen. Die wahre 
Gefahr ist hier doch die entgegengesetzte, dass der Staat 
seine Macht im Verfolge zum Nachteil der Glâubiger be- 
nutzen werde. 


Siebentes Kapitel. 

II. Die Volkswirtschaftspflege. 

A, Allgemeine Anstalten. 

1. Die Staatswirtschaft im engeren Sinne hat es mit den 
offentlichen Funktionen des Staates zu thun, durch welche er 
an der gemeinsamen Volkswirtschaft einen unmittel- 
baren Anteil nimmt. Vor allen Dingen gehôrt hierher die 
Sorge fûr das Geld. Denn das Geld, obwohl ein Gegenstand 
des Privatvermôgens, hat doch eine ôiFentliche Bestimmung, 
indem es 1) als ein allgemein anerkanntes Tausch- 
mittel, 2) als allgemeiner Wertmesser und 3) als ge- 
setzliches Zahlungsmittel und 4) wie Knics gezeigt hat,^ 
als Wérttrâger und Wertbewahrer dient. Es stellt so in 
seinem Gepràge seinen ôiFentlichen Charakter dar und be- 
darf demgemâss der Staatsautoritàt, um seine natürliche 
Bestimmung zu erfûllen. 

Das Mûnzrechtdes Staates, d. h. dasRecht, Geldmünzen 
prâgen zu lassen und ihnen einen bestimmten Wert fûr den 
Verkehr beizulegen, sowie das Recht, den Münzen anderer 
Staaten auf seinem Gebiete ebenfalls einen ôffentlich aner- 
kannten Wert zuzuschreiben oder fremde Münzen zu ver- 


1 Knies, Das Geld 1874, S. 207. 
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rufen und von dem ôffentlichen Verkehr auszuschliessen , ist 
somit ein nattirliches Recht des Staates. Jede freie Kon- 
kurrenz teils der Privaten, teils fremder Staaten, würde 
Storung und Verwirrung in den ôffentlichen Verkehr bringen 
und die Rechtssicherheit und den Glauben an den ôffentlich 
bestimmten Wert des Geldes erschüttern. 

Auf die Art der Ausübung des Münzrechtes haben die 
Grundsâtze einer guten Wirtschaft entscheidenden Einfluss, 
denn der Staat hat nicht etwa ein formelles Recht der Herr- 
schaft auf diesem Gebiete, sondern der Natur der Dinge ge- 
mâss nur ein Recht der Wirtschaft, und dies kann nur nach 
wirtschaftlichen Grundsàtzen richtig betrieben werden. Der 
Staat muss umsomehr darauf achten, als der Verkehr, für 
dessen gesunde Bewegung er zu sorgen unternimmt, sogar im 
Inneren des Landes in maiMîhen Beziehungen von ihm vôllig 
unabhângig ist, und weil der Verkehr die Vôlker auch über 
die ganze Erde hin verbindet und daher jede falsche Staats- 
massregel weithin empfindet, und hinwieder derselben da, wo- 
hin die Gewalt des Staates nicht reicht, entg^geilwirkt. Die 
Münze ist nicht ein blosses Zeichen des Wertes, sondern ihr 
realer Wert muss, damit sie ihre Bestimmung erfüllen kônne, 
dem Nennwerte, wenn auch nicht vôllig gleich, doch so nahe 
stehen, dass auch der freie Verkehr sie so hoch schatzt, als 
dieser lautet. 

2. Das Papiergeld vertritt in dem ümsatz die Stelle 
des reale II Geldes (Metallgeldes). Die Wahrheit desselben 
beruht folglich auf der leichten Môglichkeit des Umsatzes in 
wirkliches Geld. Zu den Wirtschaftsrechten des Staates ge- 
hôrt es, auch die Ausgabe des Papiergeldes zu ordnen und 
zu beschrânken. Die Gefahr ûbermâssiger Ejnission von 
Staatspapiergeld, welche schwerer wiegt, als der verhâltnis- 
mâssig geringe wirkliche Vorteil, den der Staat dabei gewinnen 
kann, hat viele Staaten bewogen, sich derselben ganz zu ent- 
halten und eher an Privatbanken (Zettelbanken, Noten- 
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bank) das Recht zur Herausgabe von Banknoten zu ver- 
leihen, welche im Privatverkehr dem eigentlichen Papiergeld 
âhnlich benutzt werden. Diese Herstellung von Quasipapier- 
geld kommt den Privaten keineswegs ans privatrechtlichen 
Gründen zu, sondern ist immer eine von dem Staate abge- 
leitete, dem die Sorge für das Geld überhaupt obliegt.^ Sie 
ist daber auch der Kontrolle des Staates unterworfen und bat 
die von dem Staate im Interesse der Sicberbeit des ôffent- 
licben Kredites gezogenen Scbranken zu beachten. Es dient 
weder zum Nutzen des Staates, wenn er selbst Bankgescbàfte 
macht, noch ist diese immerbin auf private Geldgescbâfte ge- 
richtete Thâtigkeit seiner würdig. Die Spekulation als solche 
ist Sache der Privaten und nur von diesen mit Geschick und 
ümsicht zu tiben. Daber ist es dem Institute der Bank 
gemàss, dass dieselbe eine Priva tans tait und als solche 
denn aucb von dem Staate in allen reinen Vermôgensopera- 
tionen unabhângig sei^. Aber soweit sie zugleich den ôffent- 
lichen Glauben in Ansprucb nimmt und auf die gemeinen 
Verkehrs- uud Geldverhàltnisse eine mâcbtige Wirkung âussert, 
steht sie unter der Aufsicht des Staates, dessen Ermiich- 
tigung sie zu ihrer Existenz notig hat.^ Ob der Staat nur 


^ Ueber ein Gesctz des Staates Newyork iii Nordamerika vom 
18. April 1338 , durcli welches den Privatpersonen unter gewissen 
Vorsichtsmassregeln frei gegeben wird, Papiergeld auszugeben, vgl. 
Zachariâ in Mittermaiers ZeitSclirift für Reclitswissenschaft des 
Aiislandes XII, S. 361. Wagner im Deutschen Staatsworterbucli (Art. 
„Papiergeld“) verteidigt ebenso die freie Emission von Wertpapicren. 
Dagegen K nies a. a. 0., S. 304 f. [Auch Wagner bat inzwischen seine 
Ansiclit wesentlich modifiziert. In Schonbergs Handbucli der Polit. 
Oekonoraie (I, 360) befürwortet er die Konstituierung eines Notenregals 
in den heutigcn europaischen Grossstaaten, verlangt hierfür aber ein 
ausdrückliches Gesetz.] 

3 Vgl. R au, Politische Oekonomie II, §. 363 ff. und den Abriss der 
Geschiclite der Bank en ebenda I, §. 310 ff. Die Bank von Engl and 
wurde 1694, die ester reichische 1816 gestiftet. (Vorlier batte aber 
die Wiener Stadtbank seit 1762 bestanden.) Die Lawsebe Scbwindel- 
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eine Nationalbank, aber mit Zweiganstalten fûr die Provinzen 
und Nebenstâdte gestatten, oder ob er mehrere selbstândige 
Banken nebeneinander erlauben wolle, ist nicht eine Frage 
des Rechtes, sondern der Zweckmàssigkeit. Der Wettstreit 
mehrerer Banken kann môglicherweise Verwirrung, Unsicher- 
heit uiid Schwindelei hervorrufen, die Ausschliesslichkeit aber 
einer privilegierten Bank zu selbstsüchtiger Ausbeutung der 
Verkehrsbedürfnisse und zu einem schâdlichen Druck der 
Geldoligarcliie und zur Vernachlâssigüng von mancherlei In- 
teressen führen. In Frankreich bat sich die Nationalbank 
sehr bcwâhrt; in dem Deutschen Reiche bat die neuere Ge- 
setzgebung von 1875 gesucbt, die Vorzüge einer grossen 
Nationalbank mit einer kleineren Anzabl von Landesbanken 
zu verbinden, aber zugleicb dafür gesorgt, dass die weitere 
übermâssige Notenausgabe enmâssigt werde. 

3. Staatlicbes Wirtscbaftsrecbt und staatlicbe Pflicbt ist 
ferner die Sorge für die offentlicben Strassen in ibren 
verscbiedenen Arten und Stufen. Die Strassen dienen durcb- 
aus dem oiBFentlicben Leben des Volkes und sinJ daber ôfFent- 
licbe Sachen im eminenten Sinne des Wortes. Für Herstellung 
und guten Unterlialt der Strassen zu sorgen ist daber eine 
nabeliegende Aufgabe des Staates, welcber den centralen 
Ueberblick über die Bedürfnisse des allgemeinen Verkebrs 
und der samtlicben Landesgegenden bat und dessen ''Virtscbaft 
die gemeinsamen Interessen nationaler Woblfabrt umfasst. 

Es lassen sicb, wenn man von blossen Privatwegen ab- 
siebt, folgende ôffentlicbe Strassen zu Lande unter- 
scbeiden, an welcbe sicb ebenso verscbiedene Brücken als 
Uebergang über Gewâsser oder Scblucbten anreiben: 

a) die Gemeindewege, Nacbbarwege, welcbe den 
Verkebr innerbalb einer Gemeinde vermitteln, wozu denn aucb 
viele stâdtische Gassen zu zâblen sind; 

bank in Frankreich wurde 1716 gegründet, diejetzige franzôsische 
Bank 1800. Wolowski, La question des Banques, Paris 1864. 
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b) die Vicinalwege, welche die Verbindung von ganzen 
Gemeinden oder grôsseren Ortschaften herstellen; 

c) die Landstrassen, auch Departementalstrassen, 
welche zur Verbindung von ganzen Landesgegenden und Bp- 
zirken dienen; 

d) die Hauptstrassen, Staatsstrassen, welche für 
das ganze Land von Wichtigkeit sind; endlich 

e) die Weltstrassen, deren wesentliche Bedeutung über 
das eigentliche, vielleicht kleine und nur an einem unter- 
geordneten Landesteile von demselben durchzogene Land 
hinausreichen. 

Je niedriger die Stufe ist, zu welcher die Strasse gehôrt 
und je nâher sie dem besonderen Interesse der benachbarten 
Grundbesitzer und Einwohner eines Ortes liegt, desto natür- 
licher ist es, dass diese und die betreffenden Gemeinden mit 
Bezug auf Anlage und ünterhaltungspflicht mitbeteiligt 
werden. Aber ganz darf der Staat die Aufsicht darüber nicht 
aufgeben, denn auch diese Strassen haben eine gemeine ôffent- 
liche Bedeutuhg Er kann sich auf die Oberaufsicht beschrânken 
und den Gemeinden die nàhere Sorge überlassen; aber er wird 
wohl thun, zu bestimmen und darüber zu wachen, dass diese 
Sorge in dem Geiste der ôffentlichen Wohlfahrt wirklich geübt 
und nicht der Nachlâssigkeit und der Arbeits- und Kosten- 
scheu einzelner Privaten freier Spielraum verstattet werde. 

Je hôher die Stufe der grasse und je allgemeiner ihre 
Benutzungsweise ist, desto ausschliesslicher liegt die Pflicht 
der Anlage dem Staate ob. Weltstrassen, bei welchen das 
Interesse verschiedener Staaten oft mehr als das des durch- 
zogenen Staates beteiligt ist, kônnen gar wohl auch in einer 
durch vôlkerrechtliche Vertrâge regulierten Weise zum Teil 
auf Kosten jener gebaut werden. 

Nach àhnlichen Verhàltnissen ist auch die Kompetenz zu 
ordnen, nach welcher über das Bedürfnis einer Strasse und 
die Richtung derselben entschieden wird. Gemeindewege ge- 
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horen mehr dem ôflfentlichen Gemeindeleben als dem Volks- 
leben an; die Bestimmung solcher kann daher wohl der Ge- 
meinde zunâchst anvertraut werden. Ueber den Bau der ail- 
gémeinen Strassen wird die Staatsregierung in ihren niederen 
Oder hôheren Organen je nach der Bedeutung jener und der 
Abstufung dieser das Nôtige anordnen. Sorgfàltige Prüfung 
aller Verhâltnisse, voraus der Bedürfnisse der zunâchst und 
der entfernter wohnenden Bevôlkerung und ihres Verkehres, 
sowie der wahrscheinlichen Folgen der neuen Strasse in Nutzen 
und Schaden, dann aber erst in zweiter Linie auch der tech- 
nischen Vorzüge und Schwierigkeiten der verschiedenen Plane 
ist Pflicht der Staatsbeliôrden, welche diese Seite der ôffent- 
lichen Wohlfahrt verwalten. Insofern ist es gut, auch der 
beteiligten Bevôlkerung selbst Gelegenheit zu verschaifen, 
dass sie ihre Wûnsche und ihre Meinungen âussere. Die In- 
teressen derselben schârfen ihren Blick und die Oeffentlich- 
keit der Verhandlung ist eine vortreflPliche Kontrolle auch der 
Ingenieure. Aber es wâre durchaus verkehrt, diese in Form 
eines eigentlichen Prozessverfahrens der verschiedenen Ge- 
meinden odet Parteien zu gestatten. Es soll nicht ein Rechts- 
streit zwischen Parteien entschieden, sondern das Zweck- 
mâssige von dem freien, aile Verhâltnisse ûberschauenden 
und zunâchst im ôflfentlichen Interesse würdigenden Stand- 
punkte des Staates aus gefunden und bestimmt werden. Zu 
diesem Zwecke ist es dem Staate dienlich, zu erfahren, was 
für besondere Ansichten, Wünsche, Befürchtungen, Hoffnungen 
auftauchen. Hat er das vernommen — und dazu bedarf es 
keiner prozessualischen Erôrterungen, die leicht umgekehrt 
die Leidenschaften steigern, den Blick trüben und die ein- 
fache Sachlage verwirren würden — so hat er mancherlei 
Anhaltspunkte gewonnen, um desto sicherer das unter den 
vorliegenden ümstânden Beste erkennen und bestimmen zu 
kônnen. 

4. Die Aufsicht ûber und die Sorge für das Eisenbahn- 
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wesen fiiiden hier ebenfalls ihren Platz, auch wenn der Be- 
griff der Regalitàt nicht betont oder nicht anerkannt wird. 
Die Anlage nnd die Verwaltung auch von Privateisenbahnen, 
welche dem gemeinen Verkehr dienen und nicht etwa nur 
für ein Privatetablissement, z. B. ein Bergwerk, bestimmt 
sind, müssen daher von dem Staate aus staatswirtschaftlichen, 
nicht bloss aus polizeilichen Gründen geordnet und beauf- 
sichtigt werden. Der Staat kann den Privatgesellschaften die 
Herstellung von Eisenbahnen ûberlassen, aber er darf nie für 
immer auf das Recht verzichten, diese wichtigsten Mittel des 
offentlichen Verkehres an sich zu ziehen und selber für die 
Interessen des Publikums zu sorgen, denn die Eisenbahnen 
bilden immerhin, ihrer Natur nach, einen wesentlichen Be- 
standteil der offentlichen Wirtschaft. 

5. Eben dahin gehôrt die voikswirtschaftliche Sorge für 
die Wasserstrassen in ihren mancherlei Formen, für die 
freie und sichere Schiffahrt auf dem Meere und den Seen, 
und bequeme Landungsplàtze für Schiflfc und Waren — durch 
eigene Anstalter und mit Beihilfe von Privatanstalten sorgt 
so der Staat für Leuchttürme, Reeden, Hàfen, Werfte, Krah- 
nen, Magazine u. s. f. — auf den Stromen und Flüssen 
— Schiffbarmachung derselben, Erôfifnung von Leinpfaden — 
auf angelegten Kanàlen, den Wasserkunststrassen — Unter- 
nehmen Jer^ Art kônnen wie die Eisenbahnen wohl auch Aktien- 
gesellschaften ûberlassen werden. Das Aufsichtsrecht des 
Staates darüber aber versteht sîch wie dort von selbst und 
wieder nicht aus bloss polizeilichen, sondern auch aus volks- 
wirtschaftlichen Rücksichten. 

6. Auch die Posten sind ein ofîentliches Verkehrsinstitut 
und gehoren wieder, abgesehen von dem finanziellen Wert 
derselben, in den Bereich der eigentlichen Staatswirtschaft. 
Ebenso das Telegraphenwesen. 

7. Ferner die Sorge für die Masse und Gewichte, 
welche dem gemeinen Verkehr als beglaubigter Messer der 
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kôrperlichen Ausdehnung und Schwere der Waren dieneii. 
Die nâhere Bestimmung der Urmasse und die Stempelung, 
Eichung der in dem Verkehr gebrauchten Masse und die Auf- 
siclit darûber, dass keine falschen Masse gebraucht werden, 
wurde von jeher mit Recht als Sache des Staates angesehen, 
der allein die ôffentliche Autoritât hat und verleihen kann. 

8. Eine der wichtigsten Partien der eigentlichen Volks- 
wirtschaft ist das Z oll System des Staates. Durch dasselbe 
übernimmt es der Staat gewôhnlich zwei verschiedene Zwecke 
miteinander zu verbinden, nàmlich einerseits eine reich 
fliessende Quelle von Einnahmen für die Staatskasse zu er- 
offnen und zu nutzen und andererseits die allgemeinen volks- 
wirtschaftlichen Interessen zu fordern. Die erstere Seite 
bringt das Zollwesen in Zusammenhang mit dem Steuersystem 
des Staates, die zweite marbt dasselbe von volkswirtschaft- 
lichen Grundsâtzen abhàngig. In der That übt auch keine 
ôffentliche Wirtschaftsanstalt des Staates einen grôsseren Ein- 
fluss aus auf die Privatwirtschaft, auf die Lebensgenüsse, auf 
das Gesamtbewusstsein und die Vermogenskrî^ft der Nation 
als die Zollanstalten. 

Die Zôlle waren ursprünglich nur eine finanzielle Abgabe. 
Sie wurden von den in den Handelsverkehr gebrachten 
Waren bald da, bald dort, an Seehâfen, Flussübergàngen, auf 
bestimmten Strassen, an Landungs- und Marktplàtzen, bui den 
Thoren der Stàdte erhoben. Sie waren so eine Last, welche 
den inneren Verkehr vielfàltig hemmte und drückte. Sie 
hatten nur einen finanziellen Wert und waren nur ein volks- 
wirtschaftliches Uebel. Es war daher ein grosser Fortschritt, 
als auch die zweite wirtschaftliche Seite der Zôlle erkaiint 
und die reinen Finanzzôlle zugleich als volkswirt- 
schaftliche (Schutz-) Zôlle aufgefasst wurden. Im Zusam- 
menhange damit wurden seit dem Endc des XVII. Jahr- 
hunderts die Zôlle nach und nach aus dem Innern an die 
Grenze verlegt und die Grenzzôlle eingefûhrt. Zuerst aber 
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ist durch das preussische Zollgesetz von 1818 die ganze her- 
gebrachte Wirrnis der Binnenzôlle aufgerâumt und durch ein 
ausgebildetes System von Grenzzollen ersetzt worden. Durch 
diese wirtschaftliche Verbesserung wurde der Verkehr inner^ 
halb des Landes von seinen Banden befreit, gestârkt ünd 
belebt und zugleich das Gefühl der Zusammengehôrigkeit des 
Volkes mit dem Genusse der tausendfâltigen neuen Be- 
ziehungen gehoben. 

Es war aber ein weiterer Fortschritt, als nun bei der 
neuen Auflage und dem Ansatze der Grenzzôlle die national- 
wirtschaftlichen Interessen mit in Betracht gezogen und nicht 
mehr ausschliesslich nach finanziellen Rücksichten verfahren 
wurde. Die ôkonomischen Beziehungen eines Staates zum 
Ausland und des eigenen Volkes zu fremden Vôlkern und die 
nützlichen oder schâdlichen Wirkungen, welche die einzelnen 
Zolle für die Produktionskraft oder die Genüsse der Nation 
wahrscheinlich ausüben würden, gelangten so zu einer um- 
fassenden Würdigung, die sicher nicht nach allgemeinen und 
abstrakten Sàtzen ein- für allemal geregelt werden kann, son- 
dern nur dem muglich ist, welcher den Bewegungen des na- 
tionalen und des Weltlebens zu folgen und die praktischen, 
hâufig wechselnden Bedürfnisse des Verkehrs sowohl als der 
Arbeit zu erkennen versteht. Auf keinem Felde der Staats- 
regierung hat man mehr mit den Waffen doktrinàrer Grund- 
sâtze gestritten und auf keinem lassen sich weniger feste 
Regeln anwenden. Auf keinem ist es nôtiger, die Mannig- 
faltigkeit der wechselnden Verhàltnisse zu beachten und von 
Zeit zu Zeit verschiedene, hâufig gerade entgegengesetzte Wege 
einzuschlagen. 

Die Verbindung der finanziellen mit der national- 
wirtschaftlichen Rücksicht ist wohl ein bleibender Ge- 
winn der neuen Entwickelung des Zollsystemes. Es sollen 
daher keine Finanzzôlle auferlegt werden, welche nicht 
mindestens die négative Rücksicht der Staatswirtschaft ge- 
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meinen Schaden von der Nation abzuwenden, beachten, also 
nicht auf unentbehrliche Gegenstànde in einem Masse, welches 
entweder den Volksmassen die Anschaffung derselben zu sehr 
erschweren oder der einheimischen Industrie die Môglichkeit 
eir^er Benutzung derselben entziehen würde. Dienen die- 
selben überdem dazu, die Arbeits- und Erwerbskraft der 
Nation in gesunder Weise nicht nach Art der Treibhàuser in 
künstlichem Wachstume, das die freie Luft nicht ertrâgt, zu 
unterstützen und so zugleich positiv zu wirken, so ist das 
ein augenfâlliger Vorzug solcher Zolle. Keine Schutzzôlle, 
die nicht zugleich finanziell gerechtfertigt sind, rechtfertigen 
sich nur ganz ausnahmsweise, insbesondere wenn ein über- 
wiegendes Bedürfnis vorhanden ist, die Arbeitskraft der Nation 
zu erhalten und naturgemâss zu stàrken, oder feindlichen und 
schâdlichen Massregeln fremder Staaten entgegenzuwirken, die 
Prohibitivzolle nur àusserst selteii in einzelnen Ausnahine- 
fâllen, als System nie. 

Der Staatsmann muss auch in diesen Dingen jederzcit 
von dem Ganzen ausgehen, nicht von den Privatinteressen 
der einzelnen und den nationalen Standpunk^ festhalten, ohne 
sich durch die besonderen Verlangen einzelner Klassen ein- 
engen und beherrschen zu lassen. Wohl weiss er, dass wenn 
einzelne Berufsstànde ihre Kraft nicht entwickeln kônnen und 
verkûmmerii, oder durch die fremde Konkurrenz erdrüqkt zu 
werden in Gefahr sind, dieser Schaden hinwieder dén ganzen 
Nationalkôrper trifft. Wenn die Arme erlahmen, so leidet der 
ganze Leib und waren die Verdauungswerkzeuge noch so gut 
und der Kopf von Schwàche frei. Aber er wird nicht die 
einzelnen Glieder so verhàtscheln , dass sie nur einen künst- 
lichen Schein von Gesundheit, aber keine wahre Kraft haben, 
noch vor anderen so bevorzugen, dass die Harmonie des 
Kôrpers gestôrt und so dem Leibe eine neue Krankheit ver- 
ursacht wird. 

Er beachtet die Wünsche der grossen Kaufleute, 
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welche am liebsten keine Zôlle sehen und jedenfalls môglichst 
geringe, daher keine Schutzzôlle wollen; denn der Gross- 
handel vermittelt seiner Natur nach den Weltverkehr und 
gedeiht daher am besten in der reinen Luft voiler Handels- 
freiheit; der Grosshandel ist kosmopolitisch, nicht natiorai, 
Er hôrt auf die Kleinhàndler, deren Existenz durch die 
Lokalbedürfnisse begrenzt ist und daher leicht durch plotz- 
liche Ueberschwemmung des Marktes erschüttert wird und die 
daher eher gegenüber gewissen Operationen eines liederlichen 
und tâuschenden Liquidations- und Ausverkaufes Fremder des 
nationalen Schutzes bedûrfen. Er berûcksichtigt die grossen 
Interessen der Fabriken, die mehr für den Handel, und der 
Handwerke, die mehr für die naheliegenden Ortsbedürfnisse 
arbeiten und der zahlreichen Bevôlkerungen, die in diesem 
Berufe ihren Lebensunterhalt finden und durch ihre Arbeit 
den Gesamtwohlstand erhohen und veredeln. Er erwâgt, dass 
dieselben unter mancherlei Voraussetzungen eines gewissen, 
wenigstens eines vorübergehenden Schutzes bedûrfen. Er ver- 
nimmt auch die ineist stilleren Wünsche der ackerbautrei- 
benden Bevôlkermg, die durch die Zolle fast nur in finan- 
zieller Hinsicht erleichtert wird, aber ein grosses Interesse 
hat, môglichst wohlfeil zu kaufen, was sie zu ihrem einfachen 
Leben bedarf. Er erinnert sich auch der zahlreichen Klassen, 
welche in vorzüglichem Sinne Konsumenten sind, wie die 
Kapitalîsten, und die einen wissenschaftlichen Beruf 
betreiben und ganz vorzüglich daran, dass die grossen Volks- 
klassen nur in wenigen Dingen Produzenten, in allen übrigen 
wieder Konsumenten sind und daher die Steuer regelmàssig 
nur als eine Last empfinden. In gleichzeitiger Erwâgung ail 
der sich teilweise widerstrebenden Interessen und der rich- 
tigen Würdigung derselben im Sinne der Harmonie und 
Gesundheit des ganzen Nationalkôrpers liegt die schwere 
Kunst einer praktischen Staatswirtschaft. 
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Strome der nationalen Arbeitskraft Abzugskanâle erôffnen, 
zugleich dazu dienen, auch den Wert der zurückbleibenden 
Arbeitskraft zu vermehren. Aber es ist ungereimt, wenn der 
Staat die Arbeiter nur zum Scheine und mit kindischeii 
Dingen beschâftigt und ein Verderben aller Staats- und 
Privât wirtschaft zugleich, wenn er hier die Ausnahme zur 
Regel machen und durch stàndige Nationalwerkstàtten 
die Privatindustrie zur Staatssache machen will.^ 

2. Einen âhnlichen Charakter haben die staatswirtschaft- 
lichen Assekuranzanstalten, durch welche die Gesamt- 
heit einen Schaden, der zunàchst den einzelnen trifiPt und 
übermassig drückt, mittragen hilft und durch Verteilung ver- 
mindert. Von der Art sind die Brandversicherungen für 
Gebàude oder auch der fahrenden Habe und die Hagelver- 
sicherungen für den Landbau. 

3. Wie der Staat durch seine Kultureinrichtungen seine 
Sorge auch ûber die wissenschaftliche und künstlerische Thâtig- 
keit der Individuel! erstreckt, so übt er auch durch seine 
wirtschaftlichen Anstalten eine Pflege aus über die mancherlei 
Berufskreise und Thâtigkeiten, welche der materiellen Wohl- 
fahrt dienen. 

Die Privatôkonomie der einzelnen gehort zunàchst 
wie ailes Privatrecht diesen zu und beruht nicht auf der 
Gunst des Staates. Auch hat der Staat das Recht nicht, sich 
eine VorWiundschaft über die mündigen Privaten beizu- 
legen. Worauf sollte sich dieselbe gründen? Doch nicht auf 
die Unfâhigkeit der Individuen, ihre Oekonomie selbst zu 
verwalten. Sie sind im Gegenteil regelmâssig fâhiger, ihre 
eigenen Interessen zu kennen und die Mittel zu finden, welche 
ihren Privatwohlstand erhalten und erhôhen, als der Staat und 

3 Das erregte Jahr 1848 hat in Paris, Wien und Berlin derlei ver- 
kehrte Versuche zu Tage gefôrdert und zugleich die Thorheit der- 
selben durch die grossen Schaden und üebel in deren Gefolge praktisch 
erwiesen. 
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seine Organe, welche für sie handeln oder sie leiten wollten. 
Auch nicht ans der natürlichen üeberordnung des Staates ûber 
die Privaten; denn das Wesen des Staates ist die Gemeinschaft, 
seine Herrschaft die der politischen Ordnung; das Privatrecht 
4it>?r ist ans der Natur der einzelnen hergeleitet und der 
Staat bat dasselbe zunàclist nicht zu beherrschen, sonderii zu 
schützen. Die Freiheit und Selbstàndigkeit derPrivat- 
wirtschaft ist folglich Regel und der Staat von Natur an- 
gewiesen, dieselbe zu achten und zu schirmen. 

Indessen hat die Wirtschaftspflege des Staates, welche wie 
überall so auch in diesen Dingen von dem Interesse des 
Oanzen ausgeht, dessen Wohlfahrt immerhin in mannigfaltigen 
Wechselbeziehungen zu der Wohlfahrt der Individuen steht, 
die Pflicht, sowohl die natürlichen und künstlichen Hinder- 
nisse zu entfernen, welche, einer gedeihlichen Entwickelung 
der Privatwirtschaft hindernd im Wege stehen, insofern die 
nationalwirtschaftlichen Mittel und die Kiâfte des Staates 
dafür zureichen, als die allgemeinen Bedingungen ihrer Ge- 
sundheit und Wohlfahrt in gleichem Sinne zu fordcrn. Solche 
staatswirtschaftliche Pflege ist von dev angemassten 
Vormundschaft des Staates von Grund aus und selbst da 
verschieden, wo sie die einzelnen auch hinwieder um des 
Ganzen willen beschrânkt. 

Dieselbe wird verschieden sein müssen, je nach der ver- 
schiedenen Natur der Privatôkonomien selbst und der massen- 
haften Beziehung ihrer Hauptgattungen zu der allgemeinen 
Wohlfahrt. Die Hauptarten sind: 

1) die Landwirtschaft, 3) die Fabrikation und 

2) die Handwerke, 4) der Handel. 

4. Die Landwirtschaft ist offenbar die feste Basis der 
gesamten Oekonomie. In clen meisten Staaten wird auch der 
grôsste Teil des Volkes von ihr ernâhrt^ und ist ihr zuge- 

** Wort des franzosisch en Ministers Sully: „Labourage et pâ- 
turage sont les deux mamelles de l’état." Vgl. Scliaffner, Franzôs. 

Bluntschli, allgemeines Staatsrecht. 36 
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wendet. Von ihrer gesunden Bltite und Fruchtbarkeit ist 
daher die Wohlfahrt und die Kraft der Nation in hohem 
Grade bedingt. Um so sorgfâltiger muss die Staatswirtschaft 
ihre Interessen beachten und fôrdern, und dass ihre richtigen 
und falschen Massregeln, ihr Fleiss und ihre Vernachlàssigung 
einen grossen Einfluss auf jene üben, lehrt die Erfahrung. 

Die Einwirkung der Staatswirtschaft bezieht sich: 

a) auf die Organisation der Landwirtschaft. 

Am wichtigsten ist offenbar die Erhaltung eines freien 
Bauernstandes. Nicht bloss Gründe des personlichen 
Rechtes und der natürlichen Freiheit haben die endliche Auf* 
hebung des zum Teil noch aus dem rômischen Reiche stam- 
menden, zu grossem Teil aber wahrend des Mittelalters ver- 
breiteten erblichen Xolonats und der bàuerlichen Hôrigkeit 
in den neueren Staaten Europas fast ûberall nun bewirkt, 
sondern zugleich volkswirtschaftliche Rücksichten. Das Gefühl 
freies Eigentum zu besitzen, ist ein màchtiger Reiz, dasselbe 
mit erhôhter Sorgfalt zu bebauen, und der Landbau ist offen- 
bar, seitdem von dem gutsherrlichen Zwange befreit worden 
ist, sehr verbe^sert worden. ^ Nicht minder dràngen aber 

Rechisgeschichte II, S. 455. Napoléon erklarte den Ackerbau al s die 
Seele und die Basis des Reiclies, die Industrie als den Wohlstand und 
das Glück der Bevôlkerung und den Handel als den Ueberfliiss und den 
guten Gebrauch von beiden. Las Cases, Mém. IV, S. 255. 

3 SteiM, Ueber die preussische Kabinettsordre von 1807, durch 
welche die Erbuntertliânigkeit auf den preussischen Domânen aufgehoben 
wurde: „Sie (die Erbunterthânigke'îl) ist im Widerspruch mit den ur* 
sprünglichen und unveràusserlichen Rechien der Menschheit und die 
willkürliche Entsetzung von Bauerhbfen verschafft den Berechtigten 
wenig Vorteil und hait den V erpflichteten in einem fortdauernden Zu- 
stand von Unmündigkeit und sein unterhabendes Land, Gebaude \ind 
Inventarium bleibt von einer elenden Beschaffenheit, da es ihra nicht 
eigentümlich gehbrt und aller Reiz fehlt, es zu verbessern und Kapital 
anzuhâufen. Der Landmann gewôhnt sich in dieser Lage an Sorglosig- 
keit bei der Benutzung und an rohen sinnlichen Genups. Bei grossen 
aiisseren Erschütterungen durch Kriege verlàsst er seinen Wohnort, an 
den ihn die Liebe zum Eigentum nicht bindet und einen Boden, den er 
als ihm fremde anzusehen gewohnt war.“ Pertz II, S. 29. 
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staatswirtschaftliche Rücksichten und Gründe des natürlichen 
Rechtes dazu, die noch in manchen Staaten geltende ünsitte 
zu bekâmpfen, welche ausgedehntes Grundeigentum dem An- 
bau armlicher und niir auf kurze Zeit, zuweilen auf freien 
'Widerruf angestellter Pâchter überlâsst. Dieser Zustand ist 
zwar in einigen Hinsichten besser als der der Erbhôrigkeit 
des Mittelalters, darin aber diesem gleich, dass der Pàchter 
nicht zu dem vollen Genuss der von ihm bebauten Güter 
koinmt, noch je das stàrkende Selbstgefûhl des Eigentums 
erlangt und darin noch schlimmer als jener, dass der Zeit- 
pàchter auch seines abhangigen und belasteten Besitzes weit 
weniger sicher ist als der Leibeigene es war, den der Herr 
auch in dem Alter und wenn Krankheit ihn unfâhig zur 
Arbeit machte, auf dem Gute erhalten irA.isste, und dass jener 
überdem hâufig noch von .wucherlichen Zwischenpersonen, 
Verwaltern und Spekulanten gedrückt wird. Es ist eine auf- 
fallende Erscheinung, dass die moderne Gesetzgebung noch 
nicht gewagt hat, so energisch diesem Uebel zu Leibe zu 
gehen als der Erbunterthànigkeit, und doch^war dafür in 
Irland, in England und in der Lombardei 'binreichende und 
dringende Veranlassung vorhanden, und es gab Wege, welche 
dem natürlichen Rechte wieder zuführen konnten. 

Besteht ein freier Bauernstand, so bietet die Verfassung 
der Landgemeinden einen natürlichen Stützpunkt und 
passende Analogien dar für seine Organisation. Sie lâsst jeden 
zunàchst mit Freiheit seine Güter bebauen, aber gibt zugleich 
die Mittel an die Hand, um die Interessen der ganzen Ge- 
nossenschaft, z. B. an brauchbaren landwirtschaftlichen Wegen 
und Brücken, an Dàmmen, an guter gemeinsamer Bewirtung 
der unverteilten Waldungen und Weiden, an Zuchttieren, 
an der Sicherung der Weinberge u. dgl. zu wahren. 

In manchen Staaten ist auch die Erhaltung grosser 
grundherrlicher Güter um der politischen Verfassung 
willen von Bedeutung und es knüpft sich daran die wirt- 
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schaftliche Rûcksicht, dass auf solchen Herrengütern mancherlei 
neue Versuche zur Verbesserung und Veredelung der Land- 
wirtschaft zuerst unternommen und geprüft, Gerâtschaften und 
Maschinen, welcbe dem einfachen Landbauer zu teuer sind, 
gehalten und in jeder Weise die Anforderungen an eiue 
feinere und hôhere Kultur befriedigt werden kônnen. Es ist 
das ein natürliclies aristokratisches Elément in der Organi- 
sation der Landwirtschaft , welches zwar von minderer Be- 
deutung ist als das bàuerliche, aber seine innere Berechtigung 
bat. Dagegen scheint es der Natur der Dinge in den be- 
vôlkerten Gegenden Europas zu widerstreben , dass auch 
mittlere bürgerliche Landgüter, die nicht so gross sind, 
um den Grundherrschaften zur Seite gesetzt zu werden und 
doch nicht von dem Eigentûmer selber bebaut werden, wie 
die eigentlichen Bauerngüter, m^t okonomisch-günstigem Er- 
folge bewirtet werden konnen. Diese kommen daher fast nur 
als Luxusgüter in Betracht. 

Wo sich nun Grundherrschaft findet, welche keineswegs 
Unfreiheit der Bauern erfordert, da kann auch der Organis- 
mus der Bauerngemeinde mit derselben in Verbindung gebracht 
werden und diese in jener ein natürliches und wohlthàtiges 
Centrum finden. 

b) Auf Befreiung der Güter von den mancherlei R e al- 
las té h, |velche das Mittelalter auf dieselben gehàuft hat, in 
Gestalt der Zehnten, Grundzinse, Fronden, zum Teil auch 
von Dienstbarkeiten, welche die freie und gute Wirtschaft 
gefâhrden. Die Reallasten hatten guten Sinn, als sie noch 
von dem Eigentûmer genossen und von dem abhàngigen Be- 
sitzer der Güter getragen wurden. Als Lasten aber, welche 
dem Eigentum von aussen her auferlegt werden und dasselbe 
drûcken, widerstreiten sie dem BegrilF des Grundeigentums. 
Mit der Umgestaltung des abgeleiteten Grundbesitzes ins 
Eigentum muss daher die Ablôsbarkeit der Reallasten Hand 
in Hand gehen, soll jene zur Wahrheit werden. Dieses 
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Résultat wird aber auch durch wirtschaftliche Motive gefor- 
dert Der Begriff der Dienstbarkeiten (Servituten) dagegeii 
ist nicht ebenso im Widerspruch mit dem des Eigentums, aber 
schon die Rômer haben denselben aus staatswirtschaftlichen 
G^ünden weise beschrânkt und in unserer Zeit, welche zahl- 
reichere gesetzliche Servituten aus dem Mittelalter ererbt bat,* 
macht die neuere Entwickelung der Wirtschaft, zumal der 
Forstwirtschaft, und bei Benutzung der gcmeinen Weiden zu 
neuem Anbau weitere Beschrânkungen nôtig. 

e) Auf die Forderung der Teilung unwirtlicher 
Weideflachen oder Oeden zum Behuf besseren Anbaues 
der Teile und auf Bcschrankung der Verteilung zusam- 
menhângender Gemeindewaldungen zur Erhaltung einer 
geregelten Forstwirtschaft im Intéresse auch der ktinftigen 
Geschlechter. 

d) Auf Begünstigung sowohl der Abrundung zu land- 
wirtschaftlichen Grenzen und der Zusammenlegung der 
verschiedenen Ackerstücke zu einem einheitlichen Gut, als auf 
Anerkennung der Teilbarkeit grosser Gûtgr ^ur Mehrung 
der selbstandigen Grundeigentümer und • y^erbesserung des 
Baues; auf der anderen Seite auch auf Behinderung einer 
Teilbarkeit der Güter und Gutsteile in so kleine Parzellen, 
dass dieselben nicht mehr als Grundlage tauglich sind für 
Betreibung einer ordentlichen Wirtschaft und auf Erhciltung 
von mittleren Bauern- und Erbgütern in ihrem Bestand, 
welche keineswegs bis zur Gebundenheit derselben ge- 
steigert zu werden braucht. 

e) Durch Verbreitung landwirtschaftlicher Kennt- 
nisse und Ermunterung zu besserer Kultur, welche 
schon bei der Anlage der lândlichen Volksschulen berück- 
sichtigt, dann durch landwirtschaftliche Lehranstalten und 
Mustergüter, durch Unterstützung der Wirksamkeit landwirt- 
schaftlicher Vereine, durch Preisverteilungen und Feste be- 
fôrdert werden kônnen. 
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f) Durch die Sorge für den ungehinderten und môg- 
lichst vorteilhaften Absatz der landwirtschaftlichen 
Produkte, was durch gute Einrichtung der Mârkte und durch 
ein wohldurchdachtes Zollsystem geschieht. Die frühcr be- 
liebte Erschwerung der Ausfuhr ist nun zum Vorteile der 
nationalen Wirtschaft seltener und beschrânkter geworden. 

g) Durch besondere landwirtschaftliche Kreditanstalten, 
welche dem Landwirt es inôglich machen, an den Vortcilen 
einer erleichterten Geldbenutzung teilzunehmen, ohne ihn zu 
grosser Gefahr und Beschwerde auszusetzen. ® 

5. Im Gegensatze zu der Landwirtschaft, welche gleichartig 
über das ganze Land verbreitet ist, âussert sich in den 
Handwerken die Verschiedenheit der personlichen Thatig- 
keit in hochst mannigfaltigen Arbeiten und Berufsweisen. Das 
Handwerk ist daher individucller, persônlicher als jene und 
die Staatswirtschaft kann auf die Ausbildung desselben in der 
Regel nur einen mehr mittelbaren Einfluss üben, als auf das 
Gedeihen jener. Wicfitig sind: 

a) die V erfassung der Handwerke. Wâhrend des Mittel- 
alters bildete sich in den Stâdten das Zunftwesen aus, zu- 
gleich als wirtschaftliche und Rechtsordnung der Ilandwerker, 
je nach den besonderen Berufszweigen und als eine wesent- 
liche Grundlage der stâdtischen, teilweise auch der Staats- 
verfassung. Seit dem XVL Jahrhunderte schlossen sich die 
Handwerke enger ab, suchten dem Zudrang neuer Gewerbs- 
genossen zu wehren, vermehrtéh die mancherlei Schranken, 
welche die freie Bewegung einzelner Meister im Intéressé be- 
haglicher Sicherheit der Mehrzahl hemmten, hatten über die 
Grenzen ihres Gewerbsbetriebes hàufige Streitigkeiten unter- 
einander und dehnten so den Zunftzwang aus. Von dem 
XVIII. Jahrhundert an wurde die ganze Zunftverfassung von 

6 Vgl. Über ailes das die ausführlichen Nachweise bei Raii, Polit. 
Oekoiiomie II, S. 75 ff. und Roscher, Natioiialôkonomie des Ackerbaues 
(9. Aiitl. 1878). 
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allen Seiten her angegriffen und unter den wiederholten 
Stossen feindlicher Gegensâtze erschüttert und grossenteils 
aufgehoben. Die Erhebung der Fabrikation, welcbe durcb 
neue niecbaniscbe und cbemiscbe Entdeckungen aller Art eine 
v.^her nicbt bekannte Ausdebnung gewann und sicb durcb 
die Handwerksordnungen vielfacb gebemmt sab, die ganze 
Ricbtung, welcbe der Betrieb, von der Macbt des Kapitales 
begünstigt, iiis Weite und Grosse nabm und dem engeren 
lokalen Kreis der Nationalokonomie und der politiscben Ideen 
nacb individueller Freibeit und die ümbildung der offentlicben 
Verfassung obne Rücksicbt auf die Stânde, wendeten sicb aile 
wider die bergebracbte Zunftordnung, und die mancberlei Miss- 
brâucbe und kleinlicb engberzigen Einricbtungen , welcbe 
gerade in den letzten Jabrbunderten diese verunstalteten, 
waren nicbt geeignet, ihr in der offentlicben Meinung so viel 
ünterstûtzung zu verscbaffen, dass sie jene Angriffe batte aus- 
halten kônnen. An ibre Stelle trat nun gewôbnlicb das 
System individueller Gewerbefreibeit, zuweilen nocb 

bescbrankt nicbt durcb die selbstàndige Ordnung der Gewerbe 

• • 

selbst, sondern durcb die Konzessionei>^nd Patente der 
Regierung und die Staatspolizei. 

In Wabrbeit war das Désorganisation der Handwerke. 
Sie batten einer gründlicben Reform bedurft und verfielen 
nun der Révolution. Die gemeinsamen Interessen der 
Handwerke batten nun kein eigenes Organ mebr, welcbes für 
sie einstand und die vereinzelten Arbeiter waren jeder Scbwin- 
delei scbutzlos ausgesetzt. Die Wobltbat der Freibeit bewàbrte 
freilicb aucb hier ibre Vorzüge, indem sie die Tbatkraft vieler 
Individuen spannte und auf bôbere Ausbildung der mancberlei 
Handwerksarbeiten binwirkte; aber es feblte ibr die Scbranke 
einer natûrlicben Ordnung, welcbe binwieder das Ganze zu- 
sammenbielt und die Glieder vor Beeintracbtigung ibrer Recbte 
und vor Krânkung ibres Friedens sicberte. Der Unterscbied 
der Meister und der Gesellen, welcber in einer organiscben 
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Gestaltung eine friedliche Berücksichtigung ursprûnglich ge- 
funden batte und auch den verânderten Zeitverhàltnissen 
gemâss wieder finden kônnte, wurde nun hâufig bis zum feind- 
lichen Gegensatz gesteigert und zum Nachteile beider Teile 
wurde das Familienleben, welches beide Teile vereinigt hat^.e^ 
aufgelost und zerrissen. Die Ehrbarkeit und die Moralitât 
der Handwerke litten infolgedessen grossen Schaden und die 
Staatspolizei konnte mit ihren oft herrischen, immer aber 
ungenügenden Mitteln diese Ilebel nicht heilen. Der laute Kuf 
nach Organisation der Arbeit, der in unserer Zeit die 
Luft erfûllt, ist ein Zeichen, dass der jetzige Zustand der 
Auflôsung der Handwerke krank ist und wenn auch nicht jene, 
so ist doch die Réorganisation der Arb citer, insbesondere 
der Handwerker, ein wirkliches Bedürfnis unserer Zeit. Diese 
kann aber nur in freier genossenschaftlicher Form, 
nicht durch Herstellung der veralteten Zünfte vor sich gehen. 
Die Bildung grosser, massenhafter Genossenschaften, welche 
ganze Klassen von Handwerkern oder ganze Gruppen von Hand- 
werken umfassen und die Verbindung zu bestimmten Zwecken 
der ünterstûtzung, der Vorschüsse, der guten und billigen Er- 
nahrung, der Anschaffung von RohstofFen, der wechselseitigen 
Beschaffung des Kredites, für Bildungszwecke, zuletzt zu ge- 
meinsamer Produktion und gemeinsamem Gewerbebetrieb' u. s. f. 
scheint (Jem Geiste der neuen Zeit gemàsser, als die Spaltung 
in eine Meiige kleiner abgeschlossener Verbindungen zu den 
einzelnen Wirtschaftszwecken, wie sie früher bestanden hatten. 

Für Erledigung von Streitigkeiten zwischen Meistern und 
Gesellen werden sowohl Einungsâmter als Schiedsge- 
ri ch te eingerichtet; jene in der Absicht, den Streit durch 
friedliche Vermittelung auszugleichen, diese mit der Aufgabe, 
die Streitfrage nach Recht und Billigkeit zu entscheiden. 

< Um diese verschiedenen genossenschaftlichen Bildungen in Deutsch- 
land haben sich vorzüglich Schultze-Belitzsch und V. A. Huber 
grosse Verdienste erworben. 
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b) Die Forderung einer tüchtigen Ausbildung der 
Handwerker teils durch gute Gewerbeschulen, teils durch Vor- 
schriften über die Haltung der Lehrlinge und Gesellen, über 
die Prüfung und das Wandern der Gesellen, über die Be- 
dh'gungen der Aufnahme zu Meistern. Die früheren Hand- 
werksordnungen enthielten oft ganz brauchbare Bestiminungen, 
sorgten aber zu wenig für das Bedürfnis von Ausnahmen und 
waren hâufig zu ângstlich und kleinlich. 

c) DieZucht der staatlichen Rechtsordnung gegen- 
über boshaftem oder liederlichem Bruch der eingegangenen 
Vertragspflichten sowohl der Lehrlinge, als der Gesellen und 
selbst der Meister, verbunden mit dem Schutz freier Kün- 
digung aus zureichenden Gründen und zu richtiger Zeit. 

6. Verschieden von dem Handwerk ist die Fabrikation. 
Das Handwerk beruht auf ^er Kunstfertigkeit der Hand des 
Meisters und der Gesellen und befriedigt ausschliesslich oder 
doch vornehmlich nur einzelne lokale Bedürfnisse. Die Fabri- 
kation dagegen wird von den Fabrikanten regelmâssig nur 
geistig geleitet und von der Masse der Arbeitgr nach mecha- 
nischen Regeln gleichmâssig und maschinfeartig betrieben. 
Die Maschine, welche dort nur in sekundàren Betracht kam 
zur ünterstützung oder zum Ersatz einzelner Handarbeiten, 
wird hier zur Hauptsache und bestimmt regelmâssig den ganzen 
Charakter der Fabrikation. Sie ist ihrer Natur nach ein Bétrieb 
im grossen und nicht auf lokalen Absatz beschrânkt, sondern 
auf Erzeugung von Handelswaren gerichtet. 

Je grôsser die Bedeutung der Fabrikation in neuerer Zeit 
geworden ist, je mâchtiger das Kapital hier sich erhoben und 
die Arbeit der Menschen sich dienstbar geinacht hat, je zahl- 
reichere Massen der Bevôlkerung als Fabrikarbeiter leben und 
zu leben genôtigt sind und je grosser die Gefahren sind, 
welche teils aus der Fluktuation des grossen Verkehres, aus 
der kalten Gewinnsucht und Uebermacht mancher Fabrikherren 
und der Verwilderung, der Liederlichkeit und dem Elend vieler 
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Fabrikarbeiter fûr die Gesamtheit entstehen, desto nôtiger 
ist es, dass die Staatswirtschaft diesem Berufszweige die sorg- 
fâltigste Aufmerksamkeit zuwende. Die Gesetzgebung und die 
Verwaltung des Staates sind hier von dem raschen Aufschwung 
der Fabrikation weit ûberholt worden und noch nicht ^^.em 
wirklichen Bedürfnisse nachgekommen. 

Vor allem fehlt es auch hier an der Organisation des 
Fabrikstandes und die Nachteile der Anarchie werden 
hier noch empfindlicher verspürt als die der Désorganisation 
der Handwerke, weil grôssere Massen beteiligt sind*. Wàhrend 
Handwerksmeister und Gesellen sich nahe stehen und daher 
diese als Glieder der Familie jener behandelt werden kônnen, 
so gehen dagegen die Lebensstufen der verschiedenen Klassen 
von Personen, welche an der Fabrikation teilhaben, weit 
auseinander und lassen sich nicht ebenso in einer Haushal- 
tung umfassen. Der Fabrikherr gehôrt offenbar dem soge- 
nannten dritten Stande an und nimmt gewôhnlich in diesem 
eine durch Reichtum und Einfluss hervorragende Stellung 
ein; Ingenieure, hohere Techniker oder Künstler, 
welche bei der Fabrik angestellt sind, gehoren ebenfalls dem 
dritten Stande zu, aber sind doch als Angestellte des ersteren 
in einer untergeordneten Stellung. Die grôssere Zahl der 
Werkführer und Schreiber stehen auf einer der hôheren 
Stufen des vierten Standes; die Masse der Fabrikarbeiter 
gewôhnlich auf der untersten^tufe, der des Prolétariats, 
und ist daher eines Patronats sehr bedûrftig. Ein grosser 
Teil der letzteren besteht sogar aus Kinder n, die unfàhig 
sind für sich selber zu sorgen. 

Bei solchen Elementen genügt eine bloss staatswirt- 
schaftliche Pflege nicht, sondern sie muss mit polizeilichem 
Schutze verbunden werden. Teilweise, insofern Kinder bei 
der Fabrikation verwendet werden, kommt sogar die Sorge 
der Staatskultur hinzu. Folgende Momente sind vorzüglich 
zu beachten: 
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a) die Sorge, dass Kinder nicht zu früh zur Fabrik- 
arbeit verwendet werden, sondern erst von einem gewissen 
Lebensalter an, ebenso dass die Kinder nicht übermâssig 
angestrengt werden, sondern die erforderliche Musse erhalten, 
deren der jugendliche Korper und Geist bedarf, um zu einem 
gesunden Dasein heranzureifen. In dieser Beziehung geschieht 
lange nicht genug.^ In mehr als einem civilisierten und christ- 
lichen Staate werden grosse Scharen von Fabrikkindern so 
behandelt, als wâren sie nur Telle einer Maschinc und iiur 
dafür auf der Welt, um als Werkzeug des Eigennutzes anderer 
benutzt und verbraucht zu werden und man wagt es noch, 
solche das natürliche Menschenrecht verhohnende Barbarei, 
die viel schlimmer ist, als die antike Sklavcrei, aus Gründen 
der Industrie zu verteidigen. Audi über die fortgesetzte 
Schulbildung und religiôsc F<rziehung dieser Kinder muss der 
Staat wachen, denn die Selbstsucht und sogar die Not der 
Familien, welchen diese Kinder angehoren, ist oft ein Hinder- 
nis derselben, und nicht aile Fabrikherren sorgen dafür aus 
freier Humanitat oder aus Christenpfiicht; 

b) die Sorge für einc mâssige Arbeitozeit vorzüglich 
der Kinder, dann auch der Erwachsenen. Die Freiheit des 
Vertrages schützt hier in vielen Fâllen nicht vor argem Miss- 
brauch, denn für einen grossen Teil von Fabrikarbeitern ist 
jene Freiheit nur ein Schein ohne Realitat, indem sic nicht 
in der Lage sind, sich den Anforderungen der Herren zu 

8 Vgl. Rau, Volkswirtschaftl. Politik II, S. 59 1*. [Eine üebersiclit 
über die neuere Gesetzgebung gibt Brentano in Schbnbergs Haiid- 
biich der Polit. Oekonoraie I, 970 ff.; über die Bestimmungen der deut- 
schen Gewerbeordnung s. Loening, Lehrbuch des Verwaltungsrechtes 
S. 546 ff.] Nach der deutschen Gewerbeordnung von 1869 dürfeii Kinder 
unter 12 Jahren nicht in Fabriken zu einer regelmassigen Beschaftigung 
verwendet werden (§. 135). Kinder von 12 bis 14 Jahren dürfen tagJich 
nur sechs Stunden mit Fabrikarbeit beschaftigt werden und müssen 
mindestens einen dreistündigen Schulunterricht erhalten. Junge Lente 
von 14 bis zu 16 Jahren dürfen nur zehn Stunden beschaftigt werden. 
Für Pausen wird durch das Gesetz gesorgt (§. 136, 137). 
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entziehen, von deren Anstollung ihr Lebensunterhalt abhangt. 
Am besten wàre es allerdings, wenn durch Staatsvertrâge 
allgemein geltende Vorschriften darüber festgestellt würden, 
damit nicht die Industrie der Lânder, welche hierin humane 
Grundsàtze anerkennen, benachteiligt werde durch die Fon- 
kurrenz anderer, welche die Arbeitskrâfte ihrer Bevôlkerung 
im Uebermass anstrengen, wenn schon diese Gefahr nicht so 
gross ist als sie scheint, da unmâssige Anstrengung die Ar- 
beitskraft selber schwàcht. ® Auch die Heilighaltung der 
Sonn- und Festtage ist eine grosse Wohlthat für diese 
Klassen; 

c) die Sorge dafür, dass die Arbeitslokale und wo 
für die Fabrikarbeiter besondere Wohnungen eingerichtet 
werden, auch diese nicht so mangelhaft seien, um die Ge- 
sundheit derselben zu gefâhrden; 

d) die Fôrderung aller der Anstalten, welche dafür 
bestimmt sind, die sittliche und leibliche Wohlfahrt 
der Arbeiter zu heben und zu erhalten, dieselbe im Falle von 
Krankheit zn pflegen und zu unterstützen , wàhrend indu- 
strieller Krisen zu sichern, im Alter zu versorgen u. s. f. 

Die freiwillige Fürsorge edler Fabrikherren hat unver- 
kennbar hier schon manche vortreffliche Institute erzeugt; und 
der Staat hat allerdings weder das Recht noch die Mittel, 
diese Fürsorge in so ausgedehntem Masse zu gebieten, wie 
der freie Wille sie hier und da belebt hat. Aber er ist ver- 
anlasst, seinerseits diesen zu ehren und zu unterstützen, und 
vollkommen berechtigt, einige allgemeine Vorschriften zu er- 
lassen, welche auch die Fabrikherren, die nicht ebenso aus 


y [In Frank reich ward durch das Gesetz vom 9. September 1848 
die Arbeitszeit in Werkstatten und Fabriken auf hochstens 12 Stunden 
innerhalb 24 Stunden festgesetzt*, auf dem Verordnungswege sind aber 
in weitem Umfange für einzelne Fabrikationszweige Ausnahmen gestattet. 
In der Schweiz ist durch Bundesgesetz vom 23. Marz 1877 eine Normal- 
arbeitszeit von 11 Stunden im Tage eingeführt worden.] 
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eigenem Triebe für die Not, das üngltick und das Alter sorgen, 
anhalten, so viel zu thun, als die Rücksicht auf die offentliche 
Ordnung und die gerechten Ansprüche teils der Fabrikarbeiter 
selbst, teils der dabei ebenfalls beteiligten Gemeinden und 
Armenpflegen erheîschen. Die Einrichtung und der Betrieb 
grosser Fabriken schafFt geradezu eine Fabrikbevôlkerung um 
dieselben her. Es liegt in dem Verdienst, den sie auch für 
die Kinder versprechen und in dem Zusammenleben der 
Fabrikarbeiter ein grosser Reiz zu vermehrter Kindererzeugung 
und es sammeln sich an dem Fabrikorte überdem aus ent- 
fernteren Gegcnden her eine Menge Arbeiter. Diese werden 
meist nur für die bestimmte Fabrikarbeit erzogen und sind 
auch nur dieser fâhig. Gérât dann diese Fabrikation plôtz- 
lich in Stockung oder bringen auch nur die natürlichen Ur- 
sachen der Arbeitsunfàhigkejt, wie Krankheit und Alter, ihre 
Wirkungen hervor, so entsteht eine Anzahl von unterstützungs- 
bedürftigen und von armen Personen, welche ohne die Existenz 
der Fabrik nicht oder wenigstens in geringerem Masse die 
oifentliche ünterstützung und Pflege des Staa^es und der Ge- 
meinden belâstigen würden. Es ist daher^ur gerecht, wenn 
diejenigeii, welche in guten Zeiten von der Fabrikation Ge- 
winn ziehen, auch verpflichtet werden, für die bôsen Tage 
vorzusorgen und der Staat überschreitet seine Befugnisse 
nicht, wenn er Spar- und Hilfskassen anordnet, wehbe teil- 
weise durch Abztige an den Arbeitslôhnen und teilweise aus 
Beitrâgen der Fabrikherren gebildet werden; 

e) die Anordnung von Fabrikrâten oder Fabrik- 
iiispektoren, welche über die Ordnung und die guten Sitten 
in den Fabriken wachen, Streitigkeiten zwischen Herren und 
Arbeitern schlichten und als Organ für die Interessen beider 
den Staatsbehôrden gegenüber dienen; 

f) die Zulassung und Beaufsichtigung der genossen- 
schaftlichen Verbindungen^® der Arbeiter unter sich. 

Vg). Huber, Art. Association in Bluntschli s Staatswôrter- 
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Wie das Kapital in der Association der Aktien seine Macht 
gesteigert hat, so erhoht auch die Association der Arbeiter 
ihre Macht und gewâhrt ihren Interessen Schutz gegenüber 
der um sich greifenden und erdrückenden Macht des Kapitals. 
Erst wird der Gegensatz beider Kràfte, der sachlichen Ver- 
mogenskraft und der persônlichen Arbeitskraft ausgebildet 
werden mûssen; dann erst werden beide in ihrer V er b i n- 
du ng zu einem für beide wohlthâtigen, gesunden Frieden 
gelangen künnen; 

g) die Gewàhrung von Erfindungspatenten, welche 
den Erfindern wichtiger Verbesserungen für einige Zeit die 
ausschliessliche Benutzung ihrer Erfindung sichern und der 
Schutz, welcher den Fabriken gewâhrt wird gegen tàuschende 
Nachahmung ihrer Fabrikzeichen; 

h) die Anordnung von Industrieausstellungen, welche 
einen Ueberblick über die Gewerbsthâtigkeit geben, die Fort- 
schritte und Mângel ihr.es Ganges leichter erkennen lassen, zun> 
Wetteifer ermuntern und die ausgezeichnete Arbeit ehren; 

i) die Berücksichtigung der Fabrikationsinteressen bei 
der Bestimmung der Zôlle. 

7) Der Handelsverkehr bedarf in weit geringerei» 
Grade einer besonderen Pflege der Stâatswirtschaft, als die 
übrigen Gewerbe. Er gedeiht am besten, wo er sich mit in- 
dividueller Freiheit bewegen kann, unbehindert durch àussere 
Schranken. Der Grosshandel^ist geradezu kosmopolitisch, 
nicht national und fühlt jede Schranke, welche das Gesetz 
eines Staates zieht, als eine Beschwerde. Nur der Klein- 
handel (Kramhandel), welcher des Detailverkaufes wegen 
auf lokalen Verbrauch angewiesen ist, bedarf einigen Schutz 
nicht vor der Konkurrenz anderer sich regelmàssig nieder- 
lassender solider Handelsleute, wohl aber vor der hâufig un- 

buch. [S. Brentano in Schonbergs Handbuch der Polit. Oekonomie 
I, 956 tf.; Schbnberg ebenda I, 899 If.] 

li Obeii Kap. 7, S. 556 u. f. 
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soliden Konkurrenz dei* Musterreiter und Hausierer, 
welche den Kâufern nachgehen und durch allerlei Vorspiege- 
lungen ihre Kauflust wecken und reizen. Die Hauptaufgabe 
der Staatswirtschaft gegenüber dem Handel besteht daher in 
der Wegrâumung der Hindernisse, welche seine freie Be- 
wegUng hemmen; in zweiter Linie erst in der Unterstûtzung 
desselben durch ôflfentliche Anstalten. 

a) Die Organisation des Handelstandes hat weniger 
Schwierigkeiten, als die des Handwerk- und Fabrikstandes. 
Jener teilt sich in zwei Hauptklassen, die der Grosshândler, 
Kaufleute (negotiatores) im eigentlichen Sinne, welche in 
der Regel wieder an Fabrikanten, andere Kaufleute und 
Krâmer und eben darum in grosseren Massen verkaufen und 
die Handelsvermittelung im grossen betreiben und die der 
Kleinhândler, Kramer ^institores), welche in der Regel 
an aile einzclnen Konsumenten nach beliebig kleinen Quanti- 
taten verkaufen. Die ersteren gehôren dem dritten, die letzteren 
dem vierten Stande an und beide kônnen wohl zu grossen, 
die ganze Masse der Beteiligten umfasseiiden Kc^rporationen 
vereinigt werden, 

b) Die Einrichtung von Handelskanimern, welche 
über die gemeinsamen Interessen des Handels wachen und 
den Handelsstand auch vor den Staatsbehorden vertreten, die 
Kunde der Handelstibungen bewahren und Gutachten in Han- 
delssachen bearbeiten, bildet die natürliche Krone einer kor- 
porativen und freien Gliederung des Handelsstandes. 

c) Die Anordnung von offentlich autorisierten Mâklern 
(Sensalen) in Handelsstàdten, die Herstellung von Borsen 
und die Gründung von Bank en dienen zur Sicherung und 
Befôrderung des eigentlichen Handelsverkehres und je voll- 
kommener die tibrigen gemeinen Verkehrsanstalten des Staate& 
sind, Strassen, Postverbindungen u. s. f., desto mehr wird 
auch der Handel und dieser in hohem Masse die Vorteile 
derselben zu geniessen haben. 
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d) Die Sicherung der Handelsfirmen gegen Missbràuch 
und Tâuschung, die Prüfung der Soliditât von neu entstehen- 
den Aktiengesellschaften, insbesondere Kreditan- 
etalten, die Bekanntmachung solcher Yerânderungen in 
dem Personenbestand und den Verhâltnissen der Gesellschaften 
und der Handelsetablissements ûberhaupt, welche auf die Glaub- 
wttrdigkeit und die Sicherheit des Handelsverkehrs von Ein- 
iluss sind, sind ebenfalls einzelne wohlthâtige Aeusserungen 
der staatswirtschaftlichen Thâtigkeit auf diesem Gebiete. 
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Erstes Kapitel. 

Historiscfie Erinneruiig. 

1. Der antike Staat ist aus dem politischen Leben der 
Stadt erwachsen. Die Vermischung des Staates mit der 
Stadt in der Idee und in der Organisati(ÿk isif daher dem 
Staatsrechte des Altertums eigenttimlicli. Cfriechen und Rômer 
bezeichneten sogar mit dem nâmlichcn Worte die beiden Ge- 
meinschaften. Die Stadt Athen war zugleich der Staat Athen 
und die Stadt Rom wurde zur Beherrsclierin der Welt. 

Das rômische Reich war indessen so gross gewordéri, dass 
der innere Gegensatz zwischen dem Staate und den Stâdten 
dem scharfen Blick der Rômer nicht langer entgehen konnte. 
Jener umfasste die Welt, diese waren lokal begrenzt. Am 
langsten dauerte die Vermischung beider in der Organi- 
sation der Hauptstadt. Die Magistrate des rômischen 
Volkes waren zugleich und zunâchst Magistrate der Stadt, 
der Sénat war auch Rat der Stadt. Das rômische Stadt- 
bürgerrecbt war die notwendige Grundlage der politischen 
Beteiligung an den Staatsangelegenheiten. Erst unter den 
Kaisern ànderte si ch das. Die Càsarenherrschaft war eine 

Bluntsciili, allgemeines Staatsrecht. 


37 
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reine Staatsinstitution. Unter Augustus wurde auch der Sénat 
zu einer Reichsversammlung, welche die Grossen ans den 
Provinzen in sich aufnahm. Ein grosser Teil der ôfFentlichen 
Aemter wurde rein staatlich; und das roinische Bûrgertum 
erweiterte sich im Verfolge zu einem allgemeinen Staatsbürrer- 
tum. Das unermessliche Reich streifte so die Form der Stadt- 
verfassung erst ab, als schon die innere Lebenskraft grossen- 
teils erschôpft war und Roms Geschichte sich abwârts neigte. 

Früher war der Gegensatz in den übrigen Stâdten, be- 
sonders von Italien, oifenbar geworden. Zwar waren auch sie 
ursprünglich politische Ganze, um welche auch die Ort- 
schaften und Hofe des Landes umher als um ihr verfassungs- 
màssiges Centrum gruppiert waren. Auch sie hatten ihre 
Magistrale, wenngieich spàter nicht mehr mit imperium, 
doch mit jurisdictio. Die Ilviri und IVviri sowohl als die 
praefedi waren nicht blosse Gemeindevorsteher, sondern zu- 
gleich Staatsbeamte, ^obwohl ihr Wirkungskreis auf das Gebiet 
der Stadt begrenzt war; die Senate oder Kurien, wie sie im 
Verfolg genann^ wurden, waren in kleineren Verhàltnissen àhn- 
lich dem Senate zu Rom und das romische Bürgerrecht 
verband in den Kolonicn und vielen Municipien die Bewohner, 
in anderen Stâdten wenigstens die Obrigkeiten derselben, 
mit der herrschenden Stadt. Aber wenn auch die Mischung von 
Stadt ünd, Staat in allen diesen Beziehungen überall noch bis 
spât wahrzunehmen ist, so war doch schon von Anfang an das 
hôhere politische Leben, die Staatsregierung und Gesetzgebung 
in Rom konzentriert und aile übrigen Stâdte zunâchst doch 
nur lokale Korporationen. Sie hatten nicht als solche 
einen unmittelbaren Anteil an der Leitung des Staatswesens.^ 


1 Vgl. die übersichtliche und gründliche Darstelliirig bei C. Hegel, 
Geschichte der Stadteverfassiing von Italien Bd. I, Kap. 1, worin auch 
die gelehrteii üntersuchungen von Niebuhr, Savigny, Walter, 
Pu ch ta, Zumpt u. s. w. beachtet sind. [Marquardt, Roinische 
Staatsverwaltung I, 463 ff.] 
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Guizot hat in der Trennung der politischen Rechte 
und Interessen von den Municipalinteressen und Rechten, 
welche in der Kaiserzeit vollzogen worden, eine Hauptursache 
des Verfalls des roniischen Reiches zu erkennen vermeint und 
dieselbe als verderblich erklart fur den Staat und die Gemein- 
den.‘^ Ich kann diese Ansicht des gelehrten Staatsmannes nicht 
teilen. Die Trennung der politischen und der Gemeindever- 
fassung wurde in dem romischen Reiche nicht so vollstândig 
und nicht so scharf durchgeführt, als in den modernen Staaten 
fast allenthalben; und nicht daran ist der romische Staat zu 
Grundc gegangen, dass er, was seiner Natur nach verschieden 
war, das politische Staatsleben und das Kulturleben der Ge- 
meinde, auch in dem ausseren Organismus verschieden be- 
handelte. Als die übermassige Centralisation der gesamten 
Staatsgewalt in dem absoluten Kaisertum die Rechte aller 
übrigen Glieder absorbiert batte und jede Art von politischer 
Freiheit der Aristokratie und des übrigen Volkes niederdrückte 
und zerstorte, da hielt im Gegenteil die alte Municipalfrei- 
heit noch eine Zeitlang die allgemeine KnejJituDg und das 
Verderben auf. Erst seit der Umgestaltung^des Reiches unter 
Diokletian und Konstantin und der Einführung einer aus orien- 
talischem Despotismus und rôraisch-griechischer Bureaukratie 
gemischten Staatsverfassung sind denn auch die Freiheit und 
das Recht der Stâdte zuletzt jeder Gemeindeselbstàndigkeit 
beraubt, dem Beamtenheer des Kaisers vôllig unterworfen, 
durch die Begünstigung privilegierter Klassen der Bevolkerung 
geschwàcht und entnervt und mit übermassigen Lasten der 
Steuern und der ôkonoraischen Verantwortlichkeit belegt und 
erdrückt worden. Der Untergang der Stadte war so eine Folge 
mehr noch als eine Ursache des politischen und sittlichen Ver- 
derbens, welchem die gesamte Nation und der ganze Staat erlag. 

Der romischen Jurisprudenz gehôrt auch die Auffassung 


'i Essais sur Thistoire de France I. 
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der Stadt als einer Juristischen Person“ (corpus, uni- 
versitas) an. Sie wurde so als Individuum betrachtet, 
welchem als einem Ganzen Vermôgen zukomme. Diese Per- 
sonlichkeit, welche von den Personen der einzelnen Bürger 
scharf unterschieden und in ihrer Einheit und Unteilbarkeit 
als Subjekt des Vermôgens gedaclit wurde, machte sich be- 
sonders auf dem Gebiete des Privatrechtcs, mehr als auf dem 
des Staatsrechtes geltend. Sie batte Eigentum, Forderungen, 
Schulden und wurde auch im Verkehre und vor Gericht 
reprasentiert durch ilire bevollmachtigten Stellvcrtreter oder 
Werkzeuge (die Sklaven). 

2. Wie dem romisclien Geiste das Stadtleben und die 
Ausbildung der Stâdte voraus gemâss war, so entspricht dem 
germanischen Charakter vorzüglich die Einriclitung der 
Landgemeinden. Italien war von alters ber das Land der 
Stâdte. In Deutscbland gab es in den ersten Jabrbunderten 
unserer Gescbicbte J^eine Stâdte — die Germanen veracbteten 
und bassten anfangs die Bewobner der romisclien Kolonien 
und Stâdte, oucb nachdem sie selber zur Herrscbaft über 
diese gelangt waien; — wobl aber sind die Landgemeinden 
überall da, wo sicb germaniscbe Volker auf eigenem Boden 
dauernd niederlassen. Sie sind daber gewôbnlicb âlter als die 
Staaten, zu denen sie nunmebr geboren. 

Vtoen die alten Stâdte gleicbsam politiscbe Individuen, 
so sind dagegen die alten Landgemeinden keine für sicb 
bestebende politiscbe Wesen, sondern von Arifang an 
in dem politiscben Organismus des Volkes und Landes nur 
Telle eines grosseren Ganzen, Abteilungen der Zebnten 
(Huntari) und binwieder der nocb weiteren Gaue, somitGlie- 
der des Staatskorpers. Aber sie waren selbstândige 
wirtscbaftlicbe Ganze. Dies ist der Charakter der bei- 
den Grundformen der alten Landgemeinde, sowohl der freien 
Geineinde, als der grundherrlichen Gemeinde. Beide 
benibten auf der Einteilung des Bodens und hatten den 
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Zweck, denselben in geordneter Weise gemeinsam zu bewirt- 
schaften. Es gab dort wie hier abgegrenzte und deii einzelnen 
Familien zu besonderem Rechte und eigenem Bau zugeteilte 
Güter, vorzüglich Aecker und Wiesen, die indessen in einigen 
Bez^hungen auch wieder gemeinsamen Regeln der Landwirt- 
schaft unterworfen waren — man erinnere sicli an die Zelg- 
und Flurwirtschaft des Dreifeldersystems. Und dort wie hier 
gab es ausser den Sondergütern grossere unverteilte Wal- 
dungen und Weiden, welche von der Gemeinde der Sonder- 
gutsbesitzer gemeinsam benutzt wurden, auf welche die Ge- 
meindewirtschaft sich vorzüglich bezog. Nur darin war die 
Verfassung derselben verschieden, dass die freie Gemeinde 
auch zu dem vollberechtigten Volke gehôrte und dass unter 
ihrem ursprünglich selbst erwiihlten Vorstande die freien 
Grundeigentümer zusamnientuaten und über das eigene Recht 
selbstândig verfügten, wàhrend die hofhorigen Leute ihren 
Grundbesitz von der Gnade des Herrn ableiteten, durch seine 
Herrschaft zusammengehalten und geleitet und nur durch ihn 
mit der übrigen Volksverfassung vermittelt 'weiî. In den 
letzteren Gemeinden war die Einheit in der l:^?.rson des Grund- 
herrn an ihrer Spitze schàrfer ausgepragt und machtiger als 
in den ersteren. Für beiderlei Arten aber passt der rümische 
Begriff der juristischen Personen im engeren Sinne des Wortes 
nicht. Sie waren vielmehr beide Genossenschal^ten, die 
wohl in gewisser Beziehung auch als ein Ganzes sich fühlten, 
aber nicht als ein von den einzelnen Gcnossen getrenntes 
und unabhàngiges Ganzes, sondern nur als cine aus jenen 
zusammengesetzte Gesamtheit, als eine organisierte Ver- 
bindiing der Genossen. 

Wahrend des Mittelalters erlangte die Form'der 
grundherrlichen Gemeinde hàufig das Uebergewicht und viele 
ursprünglich freie Gemeinden bekamen ini Verfolg erbliche 
Herren und gerieten unter die Vogteigewalt der Landesherren 
oder ihrer Vasallen. Aber hinwieder erwarben im Laufe der 
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Jahrhunderte die ursprünglichen Hofhorigen feste und ge- 
sicherte Redite am Boden und nâlierten sidi insofern den 
freien Gemeinden. Sehr selten aber sind^ die Dorf- und 
Landgemeinden zu politisdien Gemeinwesen erwachsen und 
selbstàndige Staaten geworden. Wo das etwa gesdielien ist, 
wie zuin Teil in der Sdiwciz, da haben immer au ch andere, 
über den Gemeindebann hinausreicliende Verbindungen, na- 
mentlidi die der grosseren aus den Zehnten erwachsenen 
Vogteien wesentlidi dazu beigctragen. Die bloss lokale und eng 
begrenzte Bedeutung der Gemeinden ist nicht der alleinige 
Gruiid (lafür, dass sie sicli in der Regel nicht zu eigener 
Staatenbildung erhoben liaben, sondern sie hatten von Anfang 
an keinen Keirn dieser in sich und keinen Zug zur Herrschaft. 

3. Yon anderer Art war das Schicksal der mittelaltcr- 
lichen Stiidte. Durch die Wiederbelebung und die neue 
Gründung zahlreicher Stadte in Europa kam nun der Gegen- 
satz der Land- und der Stadtgcmeinden zur Erschei- 
nung. Anfànglich war auch die Verfassung der Stiidte noch 
ahnlich dtr V^n'fassung der Landgemeinden, aber schon in der 
ersten Anlage v^aren doch die Zeichen einer neuen verschie- 
denen Bildung zu crkennen. Wenn wir auch wahrnehmen, 
dass sogar in Italien die alto rômische Municipalvcrfassung 
liingst abgestorben war, als die ïriebe einer ncuerem Stiidte- 
bildüiig sich entfalteten und diese selbst vorzüglich von dem 
Gciste germanischer Freiheit--und korporativer Rechtsbildung 
getragen und gezeitigt wurden,^ so erinnert doch manches 
wieder an den Zusammenhang und die Verwandtschaft mit 
den rômischen Stiidten. Das Andenken wenigstens an die 

3 Die ausgezeichiieten Untcrsuchungen C. Hegel s in dem oben 
Note 1 angeführien Werke scheinen mir die Strcitfrage in der Hanpt- 
saclie erledigt zu haben. Vgl. nun auch Laurent, Hist. du droit des 
gens. toin. VII. La Féodalité et l’Eglise, S. 509 ff. und vorzüglich 
V. Maurer, Gesch. der Stadteveriassung in Deutschhind, 4 Bde., Er- 
langen 1869—1871. [Vgl. lerner H eu s 1er, ürsprung der deiitschen 
Stâdteverfassung 1872^ VVaitz, Verlassiingsgeschichte VII, 374 ff.] 
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Kultur und die Grosse des rômischen Altertums wurde wieder 
belebt. Das Institut der stàdtischen Konsuln des Mittel- 
alters, obwohl sie eine von dcni rômischen Konsulate ganz 
verscliiedene Bedeutung liaben, bezeugt doch die Macht der 
Erinnerung an die Herrlichkeit der iintergegangenen Vorzeit. 

‘ Die landwirtscliaftlichen Interessen, in der ersten Zeit 
in vielcn Stiidteii zwar nocli beachtet, waren doch nicht mehr 
massgebeiid, die Bevolkerung der Stadte bestand nicht mehr 
aus Bauern. Uni die Bischofe und die Abteien lier sammelten 
sicli die deii kirchlichen Anstalten geweihten Diener, uni die 
Pfalzen der Konige und um die Ilofe der Grossen die Ver- 
walter der Einkünfte und die Gefahrteii des vornehmeren 
Lebens und um die koniglichen Biirgen eine zahlrciclie streit- 
bare Mannschaft. Unter dem Scbutze der Stadte erwarb der 
Ilandel einen sicheren Wohnsitz. Der Yerkehr und die Ge- 
werbe jeder Art faiiden da Nahrung und Gedcihen. So waren 
es von Aiifang die hoheren Interessen der offentlichen 
Sicherheit, Kultur und Industrie, welche in den Stadten 
gepflegt wurden und die der Stadtcbevblkerung einen von der 
Bauersanic verscliiedenen Charakter gaben/^*Es konnte daher 
auch hier ziierst ein personliches, von dem Grundbesitz 
nnabhangiges Bürgertum aufkoinmen und wieder wurde das 
Princip einer einheitliclien juristisclien Person im Gegen- 
satze zur Genossenscliaft erneuert, wenn auch anfargs nicht 
so abstrakt, wie die roinische Jurisprudenz es ausgedacht hatte. 

Und nochmals werden wir das Streben der Stadte gewahr, 
aus dem Kreise blosscr Gemeinden herauszutreten und als 
selbstàndige politische Individuel) ein republikanisches 
Staatsleben auszubilden. Wieder mischten sich so die Begriffe 
Stadt und Staat. Aber mannigfaltiger und in andercr liich- 
tung als in dem altromischen Italien. Es war keine Welt- 
stadt mehr da, welche aile übrigen Stadte gleichsam zusam- 
menfassend die Einheit erhielt und der Zug zur Herrschaft, 
dem rômischen Charakter angeboren, bezeichnet nicht die 
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Politik der mittelalterlichen Stàdte. Ihre Freiheit voraus 
wollten sie bewahren vor der Herrschaft der Fürsten und dem 
Drucke des kriegerischen Lehenswesens und Unabhàngig- 
keit strebten sie an von jeder Einmischung in ihre ôffentlichen 
Angelegenheiten. Die Ausbreitung ihrer Herrschaft je über das 
uinliegende Gebiet ist eine spâtere Phase ihrer Entwickelung 
und von sekundârer Bedeutung. Sie dachten erst daran, als sie 
ihre politische Selbstregierung errungen hatten und ahmten 
dann hierin nur den kleineren Seigneurs und Landesherren 
nach, mit deren Macht sie gar wohl die ihrige messen durften. 

4. Einzelne Stàdte, und vorztigiich wieder in Italien, 
haben im Laufe der Jahrhunderte ein grosses Staatsgebiet er- 
worben und sich so zu bedeutenderen Staaten erweitert. Aber 
nur wenigen ist das geglûckt und zuletzt sind aile Stàdte, 
bis auf ein paar vereinzelte Ausnahmen, sowohl die, welche 
nur eine republikanische Selbstandigkeit erlangt, als die, welche 
als Hauptstàdte über ein Territorium Herrschaft erworben 
hatten, entweder von den grosseren Monarchien, die in den 
letzten Jahrhunderten aufgewachsen sind, unterworfen, oder 
von der modernen Staatenbildung ihrer politischen Hoheit 
entkleidet worden. Es ist diese ümgestaltung auch in Frei- 
staaten, wie in den Niedcrlanden und in der Schweiz, vor 
sich gegangen. Die Allgemeinheit der Erscheinung — wie 
lange v:erden sich noch die in Deutschland allein zurückge- 
bliebenen vier, seit 18G6 nur noch drei Reichsstàdte als Staaten 
erhalten konnen? — ist ein "iiiiverkennbares Zeichen, dass 
dem politischen Leben unserer Zeit weder die antike, noch 
die mittelalterliche Mischung von Stadt und Staat mehr zusage, 
sondern dass dem modernen Staate die Stadtgemeinde 
polit^sch untergeordnet sei. Die Ausscheidung folg- 
lich der politischen Bechte und Interessen von den stàdti- 
schen Gemeinderechten und Interessen ist wesentlich das 
Résultat der neueren Zeit. 

5. In der absolutistischen Période der letzten Jahrhunderte 
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wurden die Stàdte indessen in manchen Lândern, vorzüglich 
in Frankreich nicht bloss jeder politischen Hoheit und Selb- 
stàndigkeit vollstàndig entkleidet. Dem übermâchtigen Triebe 
der neuen einheitlichen Macht des absoluten Staates genügte 
die politische Unterordnung derselben nicht. Er griff weiter 
um‘ sich und wollte auch keine Selbstbestimniung der 
Stâdte in ihren Gemeindeangelegenheiten zugeben. 
Diese Richtung wurde noch leidenschaftlicher von der Révo- 
lution befolgt, welche zu Ende des vorigen Jahrhunderts 
Frankreich umwalzte und von da ans Europa uingestaltete. 
Hatten im Mittelalter die Stâdte zugleich sich selbst regie- 
rende Staaten sein wollen, so ging iiun auch ihre korpoi’ative 
Gemeindefreiheit unter. Die Vorstellung kam zur Geltung, 
dass aile Gemeinden, Stâdte undDôrfer nur Staatsanstalten 
seien. Das neue Staatsbür^errecht verschlang das alte Ge- 
meindebürgerrecht und die Reste von Selbstândigkeit wurden 
aufgezehrt von der ailes umfassenden und leitenden Centra- 
lisation. So batte die politische üeberhebung der Stâdte in 
ihr Gegenteil, in vollstândige Abhângigkeit dersel])en in alleu 
Dingen uingeschlagen. 

6. In der neuesten Zeit endlich sehen wir nacli maiicheiiei 
entgegengesetzten Schwankungen ein gewisses Gleichgewicht 
hergestellt, welches* die Gemeinden in ihrem Kreise als 
selbstândige Wesen achtet und zugleich die poMtische 
üeberordnung des Staates wahrt.^ Dieser Fortschritt 
datiert hauptsàchlich seit der preussischen Stàdteordnung 
von 1808, einem Werke des Ministers Stein. 

Wie liottek (Koiist. Staatsrecht v. Are tin 111, S. 31) dazii hat 
kommeii konnen, auch „unsei*e“ Gemeinden „8 ta aten im kleinen“ 
zu neniien, welche „mit andereii Gemeinden und mit einzelnen zum 
grôsseren Staat vereint“ sind, wàre unbegreiflicli, wüssten wit* nicht, 
wie sehr in neuerer Zeit die Neigung, den Staat von unten herauf durcii 
Zusammenzahlen und Aiieinanderreilien sogar der Individiien zu kon- 
struieren und ao zum Produkt des Vertrages zu machen, sich vieler Kople 
in Gestalt der individuellen Freiheit bemàchtigt und dieselbcn ver- 
wirrt hat. 
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Zweites Kapîtel. 

Die reclitliclie Natur der Gemeinden. 

Der Rückblick auf die Schicksale der Gemeinden in der 
Weltgeschiclite entliüllt uns die walire Natiir derselben, die 
in dem moderncn Staatsreclite melir und melir zu allgemeiner 
Anerkennung zu komnien scheint. 

1. Dein neueren Staate gemâss ist es vorerst, dass die 
sâmtlichen Gemeinden in demselben in Harmonie gebracht 
weiden mit der Staatsverfassung und den Staatsgewalten in 
allen politisclieii lleziehungen untergeordnet seien. 
Er ertragt es nicht, dass eine Rechtsgemcinschaft derart als 
eigene, auf sich beruliende politische Macht gewissermassen 
ausscrlialb der offentliclien Verfassung stehe, wie eine Immu- 
nitiit. Demi er umfasst und ordnet das gesamte politische 
Dascin der Nation un;l ibrer Teile. 

Als einfache Folgen dicses Grundsatzes lasscn sich dièse 
Bestimmungen ableiten: 

a) dass neue Gemeinden nur mit Zustimmung des 
Staates gebildet werden dürfen; denn da dieselben immerhin 
auch eine ofFentliche Bedeutung haben, da sie auch Glieder 
des Staatskorpers sind, so ist dieser berechtigt, bei der Ent- 
stehung, derselben mitzureden und die Redite und Interessen 
des Ganzen zu waliren; 

b) dass die Gesetzgebung des Staates auch die Grund- 
züge der Gemeindeverfassung zu ordnen und je nach den 
Zeitverhàltnissen abzuàndern das Recht habe und zwar mit 
grosserer Freiheit als in rein privatrechtlichen Dingen; 

c) dass der Staatsgewalt zwar nicht notwendig ein Vor- 
mundschaftsrecht über die Gemeinden, aber jedenfalls ein 
Aufsichtsrecht über dieselben gebühre, durch welches ihr 
die Veranlassung geboten und die erfordeiiichen Mittel ge- 
wiihrt werden, die Harmonie mit dem Staate und die politische 
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UiiterordiiUDg der Gemeinden iinter denselben zu erlialten 
und einer Eiitartuiig der Gemeinde oder dem Missbrauch 
ihrer Redite entgegenzuwirken. 

d) Der Natur der Gemeinde als eines Gliedes aiich im 
Staatskorper entspricht es ferner, wenii audi die Staatsver- 
fassuiig als solclie in die Organisation derselben hinabreicht, 
sei es, dass den Gemeinden eine Reprasentation auch in den 
Kammern verstattet oder gewisse Wahlen für die hoheren 
Riite nadi Gemeinden geordnet werden, sei es, dass für die 
Gemeinden untere Staatsbeamte bestellt werden zur Ausübung 
der staatlidien Funktioncn. Der Zusammenhang der Ge- 
meinden mit dem Staate wird durch solclie Einriclitungen 
fortwàhrond in lebeiidiger Thatigkeit erlialten. Dieser zielit 
ans jenen frisclie Siiftc und crfüllt liinwieder die Gemeinden 
mit seinem Geistc. 

Es ist daller ganz passend, wenn in neuerer Zeit baufig 
das ganze Staatsgebiet in Gemeindekrcise abgeteilt wird, so 
dass aucli die Hofe und Gegenden, die in dem mittelalter- 
lichen Staate ausserlialb der Gemeindeverfassuug standen, in 
die Ordnung derselben eingefügt werdem 

2. Einseitig übertrieben ist aber die Meinung, welche 
in den Gemeinden nur Anstalten des Staates und iiur 
Glieder des Staatskorpers sielit. Die G escliichte der Ge- 
meinden zeigt, dass dieselben liaufig alter sind sogr.r als die 
Staateii, deiien sic zugehôren und meistens niclit von oben 
lier und von dem ganzen Staate aus gegründet wurden, son- 
dern eher von unten auf aus der Ansammlung vieler Familien 
uni einen Mittelpunkt der Kultur oder aus genossenschaftliclier 
Yerbindung der naclibarliclien Grundbesitzer. Ebenso ist die 
Bestimmung der Gemeinden zunâchst niclit eine staatliclie, 
sondern voraus eine auf Kultur und Wirtschaft gerichtete. 
Die Gemeinde steht demnach in der Mitte zwischen dem 
Individuum und dem Staate, dem Kreise des Privatlebens und 
dem des politisciien Lebens. Sie umfasst die gemeinsamen 
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Kultur- und Wirtschaftsbeziehungen eines Ortes, die 
hinwieder mit den Privatinteressen der Bewohner desselben 
eng verschlungen sind. Das ist ihr principaler Charakter, 
Zugleich aber vermittelt sie das Verhàltnis des Ortes und 
seiner Bewohner zum Staate. Das ist die zweite Seite ihres 
vV esens. 

Weil so die Gemeinde eine Bedeutung für sich und ein 
eigenes Leben hat, so ist sie au ch eine Personlichkeit 
und zwar eine von dem Staate verschiedene Persônlich- 
keit.i Sie hat ihr eigenes Redit, eigenes Vermogen, eine 
besondere Wirksamkeit. Weshalb sollte sie hier nicht ihrer 
Freiheit sich erfreuen und sclbstandig ihre Angelegenheiten 
verwalten? Die eigentliche Vorniundschaft hat nur da guten 
Grund, wo es der bevormundeten Person an der Fahigkeit 
gebricht, für sich selber zu sorgen. Die Hilfsbedürftigkeit 
dieser ist die rechtliche Voraussetzung jener. Wie sollte nun 
die Gemeinde nicht so zu organisieren sein, dass die voll- 
jâhrigeii Mariner, die ihr angehoren und ihre Angelegenheiten 
verwalten, auch fàhig sind, nach eigener Einsicht die gemein- 
samen, ihren Privah erhaltnissen naheliegenden Interessen zu 
besorgenV Wie sollten sie demi der Vormundschaft der 
Staatsbehorden bedürfen? Unter noch barbarischen oder in 
offentlichen Dingeii vollig ungeübten Volkern, oder wo etwa 
Liederlidikeit oder iihnliches Verderbnis eingerissen, mag die 
Vormundschaft des Staates wohl^notig sein. Dem normalen 
Zustande der Gemeinde aber sagt nur die Selbstandigkei t 
derselben als Regel zu. Allerdings nicht eine absolute, weil 
die Gemeinde nicht allein eine Personlichkeit für sich ist, 
aber eine durch die Staatsordnung und die Aufsicht der Re- 
gierung beschrankte. 

3. Wie der Gegensatz der Stànde in neuerer Zeit viel- 

1 B rater im Deutsclien Staatsworterbuch (Art. Gemeinde): „Die 
Gemeinde ist der Organismus der ortlichen G em einscliaft wie der 
Slaat der Organismus der Volksgemeinschaft.“ 
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fàltig verwisclit worden ist, ungeachtet die Verschiedenheit 
der Lebens- und Berufsweise noch in grossen Zügen erkennbar 
ist, so ist auch der Unterschied der Stàdte und der Land- 
gemeinden in den neueren Staaten oft nicht weiter beachtet 
worden. Zwar gibt es wirkîich Gegenden, in welchen die 
stâdtische Kultur auch auf das Land verpflanzt worden ist 
und stâdtische Sitten in den Dorfern geübt werden, und 
manche, besonders kleinere Stàdte, die nur mit Rücksiclit auf 

ihre altéré Geschichte und etwa weil sie mit Mauern ver- 

« 

sehen waren, als Stàdte gelten, wàhrend die Art ihres Daseins 
und Lebens sie den Dorfern gleichstellt. Aber im grossen be- 
steht der natûrliche Gegensatz dennoch fort und die Stadt- 
gemeinde hat in manchen Beziehungen eine andere Natur 
als die Landgemeinde. 

Die Landgemeinde •haftet nàher an dem Boden, der 
von den Genossen derselben bebaut wird. Sie lebt in engerem 
Verkehr mit der âusseren Natur des Landes und breitet ihre 
Sorge weit umher darüber ans. Kulturzwecke sind ihr zwar 
nicht fremd. Die Kirche vornehmlich überrngt das Gemeinde- 
haus. Die Gemeinde stiftet und unterhàit auch Schulcn für 
die Dorfjugend. Aber ihre eigentliche und Hauptthâtigkeit 
ist die gemeinsarae Wirtschaft, die Sorge für die gemeinen 
Waldungen und Weiden, für die Wege und Stege, für die 
Brunnen und Fcuerloschanstalten , für die Reinlichkeit und 
Ordnung, für ihr Vermogen. Das Princip der Nützlichkeit 
ist das massgebende, auf die Früchte vorzüglich ist der Sinn 
gerichtet. Das Dorf begntigt sich mit dem Anstàndigen ; sein 
Streben geht nicht auf hohere Kultur in Kunst und Wissen- 
schaft. Nicht der Handel nach allen Richtungen und in allen 
Dingen, sondern die gleichmâssige, dem Boden zugewendete 
Landwirtschaft bezeichnet die Art seines Daseins. 

Die Stadtgemeinde dagegen wird auf kleinerem Raume 
zu reicherem und hoherem Leben vereinigt und erhoben. 
Die Verbindung mit dem Boden wird gelockert, die Personen 
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schliessen sich persônlich zusammen; der korporative Trieb 
wirkt in ihr einheitlicher und energischer. Wenn in der 
Landgemeinde das genossenschaftliche Princip noch an- 
gemessen erscheint, so passt fûr die Stadt das Princip der 
reinen juristischen Person besser. Die Landwirtschaft 
kann sich in der Stadt nicht erhalten. Soll sie gedeihen, 
so muss sie hinausgedrângt werden auf das Land; nur die 
feinere Gartenkultur findet in der Stadt einen Platz. Dagegen 
werden in^ihr die Berufsweisen überaus mannigfaltig. Gewerke 
aller Art werden in ihr nicht etwa von einzelnen, sondern 
von ganzen Klassen der Bevôlkerung betrieben. Der Kram- 
handel bietet seine Waren da feil, und befriedigt die kleinen 
Bedürfnisse eines grossen Kreises auch ausserhalb der Stadt. 
Der Grosshandel wâhH in ihr seinen Sitz, und spannt von 
da aus das Netz seiner Geschâfte über die Welt hin. Die 
Künste und die Wissenschaften finden sich ein, und veredeln 
das Leben. Hôhere Schulen werden dahin verlegt. Der Staat 
selbst nimmt mit seinen bedeutenderen Anstalten da seine 
Residenz. Es ist klar, dass das ailes einen gewaltigen Einfluss 
auf die Lebensweise der stadtischen Bevôlkerung und auf die 
ganze Natur und Form der Stadtgemeinde haben inuss. Die 
Bedeutung der Wirtschaft tritt in ihr in den Hintergrund, die 
Richtung auf hôhere Kulturinteressen dagegen hervor. 
Die Stadt nâhert sich daher noch mehr dem Staate an. In 
anderen Beziehungen aber sindr hinwieder Stadt- und Land- 
gemeinde einander gleich. Sie haben beide Anteil an der 
Selbstàndigkeit, welche den Gemeinden überhaupt gebührt 
im Verhàltnis zum Staate und an der Gemeindefreiheit, die 
sich teils in der Autonomie, d. h. der Selbstgesetzgebung 
innerhalb des Gemeindebereiches, teils in der Selbstver- 
waltung der Gemeinde und ihrer Organe àussert. 
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Drittes Kapitel. 

Verfassung der Landgemeinde. 

1. In analogerWeise wie Staatsangehorigkeit(Volks- 
genossenschaft) und Staatsbürgerreclit unterschieden 
wird, unterscheiden wir auch die Gemeindeangehôrigkeit 
und das Gemeindebürgerrecht. Jene kommt allen Per- 
sonen zu, welche in einem Gemeindeverband stehen, auch den 
Frauen und den Kindern; dieses steht nur den Gemeinde- 
angehôrigen zu, welche in den Gemeindeangelegenheiten mit 
zu stimraen berechtigt sind. Fûr das Gemeindebürgerrecht 
sind daher besondere Eigenschaften erforderlich, àhnlich wie 
für das Staatsbürgerrecht. Es unterscheidet sich von diesem 
grundsatzlich durch die beaondere Beziehung zu einem be- 
stimmten Orte (der Ortsgemeinde) , wàhrend jenes auf der 
Staatsgemeinschaft beruht und sich auf den ganzen Staat 
bezieht. 

Die Frage, worauf die Gemeindeangehôrigkeit beruhe, 
welche hinwieder die Voraussetzung des Geilîeindebürgerrechtes 
ist, wird verschieden beantwortet. Wir unterscheiden haupt- 
sachlich folgende Système: 

a) das vom Mittelalter hergebrachtc der alten germani- 
schen Landgemeinde, welche wesentlich Markgenossen- 
schaft, d. h. ein Verband der innerhalb des Gemeindebezirks 
vorhandenen freien Grundeigentümer war, die als solche 
auch den Genuss der unverteilten Allmende (der gemeinen 
Mark) hatten. In àhnlicher Weise wurden in der grund- 
herrlichen Gemeinde die hofhôrigen Grundbesitzer ver- 
bunden. Charakteristisch für diese Auffassung ist, dass der 
Grundbesitz (Eigentum oder Pachtbesitz) als Grundlage 
des eigentlichen Gemeinderechtes betrachtet wird. In neuerer 
Zeit wurde man freilich genôtigt, den Grundbesitzern noch 
andere Klassen anzureihen, wie insbesondere die Handwerker 
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und Krâmer, die nur zur Miete wohnen, aber ilir Gewerbe 
selbstândig betreiben, seltener die Fabrikarbeiter und Tage- 
lôhner, die einen eigenen Hausstand haben. Aber die Land- 
bauern bleiben doch der eigentliche Kern dieser Gemeinde. 

Dieses System besteht heute nocli in manchen deut- 
schen Lândern oder Provinzen, wie in den ôstlichen Pro- 
vinzen von Preussen und in England. ^ Es bat einen An- 
halt nicht allein in der geschichtlichen Ueberlieferung, sondern 
ebenso in der natürlichen Beziehung der lândlichen Bevolke- 
rung zu der Bodenwirtscbaft. Aber die Gebundenheit an 
den privatrechtlichen Grundbesitz wird doch wie eine Fessel 
empfunden, welche den persônlichen Charakter des modernen 
üffentlichen Bechtes hemmt, die personliche Freiheit drückt, 
die Mannigfaltigkeit der Berufweisen nicht zur Wirksamkeit 
kommen lâsst, die Freizügigkeit f^rscliwert und zu der neueren 
Gesetzgebung über Armenunterstützung, die auf den Wohnsitz 
basiert ist, nicht passt. 

b) Ein zweites aus den letzten Jahrhunderten stammendes 
System ist vorzüglich in Süddeutschland und am entschie- 
densten in vielen Kantonen der Schweiz ausgebildet. Es 
lôst die Gemeindeangehorigkeit von dem Grundbesitze ab und 
fasst sie als einen persônlichen Verband auf, aber macht 
denselbenwesentlich abhàngig von demFamilienzusammen- 


1 Preuss. Laiidrecht II, Tit. 22 lï’. Geseiz v. 14. April 1856. 
Englisches von 1835. Hauptwerke G. L. v. Maure r, Gcschiclitc der 
Markenverfassung, Erlangen 1856. Deutsche Dorfverfassung, 2 Bde., Er- 
langen 1866. Otto Gierke, Rechtsgeschichte d. deutschen Genossen- 
schaft, Berlin 1868. [In England besteht dieses System der Grund- 
besitzergemeiiide nicht. Das angeführte Gesetz von 1835 ist die eng- 
lische Stadteordnung von 1835. Danach sind diejenigen Einwohner der 
Stadt Bürger, welche als Eigentümer oder Mieter im Besitze eines 
Hanses oder eines Geschaftslokales innerhalb des Stadtgebietes sind. 
Siehe unten S. 607 ff.] 

Vgl. Bluntschli, Zürcherische Rechtsgeschichte II, S. 58 ff. und 
das Giitachten über die Réorganisation des Gemeindewesens im Kanton 
Bern von Bios ch von 1851. 
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h an g, uiid daher von der Abstammuiig von den Eltern, 
die ihre Genieindeangehôrigkeit auf die Kinder fortpflanzen. 
Das System ist zu einer Zeit entstanden, in welcher sich die 
ansàssigen Geschlechter im Gegensatz zu neuen Einwanderern 
korporativ abschlossen und die Verpflichtung, für die Armen 
zu sbrgen, auf die alt-einheimiscbeBevôlkeruiigbeschranktward. 
Neue Ankommlinge konnten dann nur durch Bezahlung einer 
Einkaufssumme in das Gemeindegut und durch Aufnahme der 
Bürgerschaft in diese eintreten. Sowurde das ganzeBürgerrecht 
zu einem persônlich erblichen Redite aller derer, die aus 
Bürgerfamilien abstammten, hatten sie nun selber Grundbesitz 
oder nicht. Die Bürgergemeinde wurde so gewissermassen 
selbst zu einer gros son Familie, welche in den Kindern 
und Enkeln sicli stets erneuernd fortlebt. Die Bürger werden 
untereinander durch ein Bapd der Pietat verbunden, welches 
festhalt, auch wenn ihre Wege sie trennen und der eine 
da, der andere anderswo sich niederlâsst. Das Bürgerrecht 
wird zu einem Erbgute, das auf die Nachkommen übergeht, 
es verbindet die Interessen und selbst die Ehre der auf Jahr- 
hunderte hin lebenden Gemeinde mit deiv Fortpflanzung des 
Blutes und den heiligen Beziehungen des Familienlebens. Der 
Mensch bat ein anderes Gefühl von der Bedeutung des Bürger- 
rechtes, je nachdem dièses nur einen lokalen Grund hat, weil 
er gerade jetzt in einer Gemeinde wohnt, oder einen person- 
lichen, weil er mit seiner Familie ihr für immer durch das 
Blut verbunden ist. Der patriotische Bürgersinn wird in déni 
letzteren Gefühle cher Stàrkung und Anregung finden, als in 
dem ersteren. Wenn aber dieses System keine Rücksicht mehr 
nimmt auf die Beziehung zum Boden und Wohnsitz, und die 
Abschliessung der persônlichen Bürgerschaft zu enge wird, 
so wird hinwieder die ebenfalls natürliche Bedeutung der Ge- 
meinde für einen bestimmten Ort übersehen, und es bildet 
sich allmàhlich neben der zusammenschrumpfenden und ab- 
sterbenden Bürgerschaft eine zahlreichere Einwohnergemeinde, 

Bljntschli, allgemeines Staatsrecht. 38 
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welche mit jener über die Stellvertretung der Ortsinteressen 
in Streit gérât. Da die Gemeinde doch wesentlich eine Or- 
ganisation der Ortsgemeinschaft und die Befriedigung der Orts- 
interessen ihre nâchste Sorge ist, so empfinden die dauer- 
haften Einwohner es als ein Unrecht, dass sie von dem 
Stimmrecht ausgeschlossen werden, und die Bürgerschaft wird 
wie eine grundlos privilegierte Klasse beneidet und gehasst. 
Auch der Geist der Engherzigkeit, der Beschrânktheit, der 
Selbstsucht, des Hochmuts stellt sich ein und umfângt den 
absterbenden alten Stamm, wie ein Geflechte von Schmarotzer- 
pflanzen. 

Je beweglicher das Leben der heutigen Welt geworden 
ist, uin so grôsser ist auch die Verànderung in den Gemeinden. 
Altbürger ziehen weg und lassen sich anderwârts bleibend 
nieder, Fremde ziehen herein und suchen hier eine neue 
Heimat. In einem oder ein paar Menschenaltern hat eine 
neue Einwanderung> die alten Stammbürger verdràngt oder 
an Zahl überschritten. Da ist es unmôglich, das Princip der 
persônlichen Bürgergemeinde festzuhalten. Dasselbe passt 
weder zu dem Rechte der Freizûgigkeit, noch zu dem neueren 
Grundsatze des Unterstützungswohnsitzes. 

c) Ein dritter, vorztiglich in Preussen ausgebildeter Ge- 
danke ist die Umwandlung der Grundbesitzergemeinde 
in dit Einwohnergemeinde.3 Das heisst die Teilnahme 
an den Gemeindeversammlung^ und Gemeindeangelegenheiten 
wird lediglich oder hauptsâchlich von dem Wohnort, d. h. 
von der dauernden Verbindung mit dem Orte abhângig ge- 
macht. Es ist dann nur von secundârem Belang, wenn ausser- 
dem für das Stimmrecht noch weitere Erfordernisse, wie ein 

3 Die preussische Gemeindeordnung vom 11. Marz 1850 war ohne 
ünterschied der Stadt- und Landgemeinden auf das System der Ein- 
wohnergemeinden gebaut, liess aber nicht aile Einwohner als Gemeinde- 
wahler zu, sondern nur die, welche entweder Grundbesitz haben oder 
wenigstens 2 Thaler direkte jàhrliche Steuer bezahlen (§. 4). Spater 
wurde der ünterschied wieder anerkannt. Gesetze von 1853 und 1856. 
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gewisses Alter, Steuerzahlung, personliche Selbstândigkeit und 
dergleichen verlangt werden. Auch die Einwohnergemeinde 
kann mehr oder weniger demokratisch organisiert werden. Wenn 
aber kein ünterschied beachtet wird zwischen Hausvàtern und 
Sohnen, Meistern und Knechten, Gewerbetreibenden und Tag- 
lôhnern, Fabrikherren und Fabrikarbeitcrn, sondern das Stimm- 
recht gleichmâssig auf aile Personen ausgedehnt wird, auch 
auf die, welche an der dauernden Wohlfahrt der Gemeinde 
nur ein vorübergehendes und geringes Intéresse haben und 
bei Geineindesteuern fast gar nicht in Mitleidenschaft gezogen 
werden konnen, so entsteht hier eine nicht geringe Gefahr 
für die Gemeinde und ihre Hausvâter, deren Abwendung kaum 
anders als durch eine verstàrkte Staatskontrolle moglich ist. 
Gerade das Interesse der Gemeindefreiheit empfiehlt Vorsicht 
in der Ausdehnung des Stipjmrechtes. 

Diesês System ist aber in Harmonie mit der Bcweglich- 
keit des modernen Berufslebens, der Freizügigkeit und mit 
dem Grundsatze des Untersttitzungswohnsitzes, welche beide 
nun für das Deutsche Reich gesetzlich anerl^nnt sind.^ 

d) Das franzosische System lâsst di,e Gemeindeange- 
hôrigkeit und das Gemeindebürgerrecht ganz in der Staats- 
angehorigkcit und dem Staatsbürgerrechte aufgehen. Die Land- 
gemeinde wie die Stadtgemeinde erscheint dann nur aïs eine 
an den Ort geknüpfte juristische Personlichkeit, in welcher 
die Glieder, die Gemeindegenossen gleichsam verschwinden. 

Im Grunde ist das Zerstôrung, nicht Organisation der 
Gemeinde als einer selbstândigen Kôrperschaft. 

2. GleichesRecht der Vollbürger in der Gemeinde- 
versammlung ist natürlich gewôhnlich anerkannte Regel, 
und die Mehrheit der anwesenden und stimmenden Bürger 
erzeugt den Willen des Ganzen. Aber auch diese Regeln 
sind keine absoluten. Wenn einzelne Bürger in der Gemeinde 

4 Deutsche Reichsgesetze über Freizügigkeit vom 1. Nov. 1867 
und über den Unterstützungswohnsitz vom 6. Jiini 1870. 
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sind, welche an Vermogen und Ansehen über die grosse Zabi 
hervorragen, wie das in alten ans der Grundherrschaft her- 
vorgegangenen Gemeinden regelmâssig der Fall ist, wo der 
Grundherr selber nunmehr als Gemeindebürger seinen vor- 
maligen Grundholden zur Seite gestellt ist, oder wie das 
auch in neuerer Zeit ofter vorkommt, wo Fabrikherreii auf 
deiii Lande Hunderte von Arbeitern beschàftigen , von denen 
ein grosser Teil neben jenen Gemeindebürger sind, so cr- 
fordert jenc Unglcichheit immerhin eine Berücksichtigung. 
Vorzüglich notig erscheint diese mit Bezug auf Besclilüsse 
über die Ausgaben und Gemeindesteuern, damit iiiclit eine 
Mehrheit von Personen auf Unkoston vielleicht des cinzigen 
oder weniger Reicher in der Geineinde wiîlkürliche Verfügungen 
treffe. Der gesunde Sinn der altgermanischen Gemeindever- 
fassung bat solcbcr Ungleichbeit darin einen vcrfassungs- 
massigen Ausdruck verscbafft, dass den aristokratischen 
Glicdern der Gemeindn in dem vorbercitenden und binwieder 
aiisfübrcnden Rate ein erhobter Einfluss verstattet wurde, 
und es kann dieses Vorbild aucb für die Recbtsbildung 
unserer Zeit nocb als ein beacbtenswerterWegweiser angeseben 
werdeii. 

3. Das zweite, nocb weniger entbebrlicbe Organ ist der 
Geineindevorstand, Bürgermeister, welcber für die 
laufenJvîn Gescbafte und Interessen der Geineinde sorgt und 
ihre Angelegenbeiten leitet. Audi da sind die iieueren Ver- 
fassungeii sebr vcrscbicden. Der Natur der vollfreien Land- 
gemeinde und ibrerBeziebuiig zum Staate entspricbt es wobl am 
ehesten, wenn der Vorstand von der Geineindeversammlung 
oder von den Gemeindeausscbüssen frei erwablt wird. Demi 
teils ist ibre Natur wirklicb deinokratiscb, teils wird in soldier 
Wahl die Selbstandigkeit der Gemeinde in ibrer eigenen 
Wirtscbaft, d. b. ibr Lebensprincip dargestellt und verwirk- 
licbt. Den scbroffsteii Gegensatz dazu bildet das [frübere] 
franzosiscbo System, welcbes die Gemeindevorstande (Maires) 
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durch die Staatsregierung bestellen làsst und ganz abhângig 
von dieser macht. Eher kann es gerechtfertigt werden, wenn 
der gewàhltc Vorstand nur insofern sein Amt antreten und 
die Gemeinde auch in ihren Beziehiingen zuin Staate repra- 
sentieren darf, als er auch von der Staatsgewalt anerkannt, 
d. h. von dieser keine Einspraclie gegen seine Person gemacht 
worden ist. 

4. In der Regel steht dem Vorstande ein Kollegium 
von Gemeinderaten, Ausschtissen, Municipalraten 
zur Seite, welche sowohl in der Besorgung der Geschafte und 
in der Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten dem Vor- 
stande helfen, als denselben in seiner Thâtigkeit kontrollicren. 
Sie sind ein Auszug der Bürgerschaft, gcinaclit ini Hinblick 
auf die Gemeindeinteressen. Die Wahl, dersclben ans dieser 
und durch diese ist daher hier die gewohnliche Einrichtung 
und den'^Verhaltnissen ganz gemâss. Nur stellen die einen 
Verfassungen hohere Anforderungen an die Wàhlbarkeit, wah- 
rend die anderen die Wahl in der ganzen Bürgerschaft oline 
solche nahere Begrenzung und Bestimmung frei geben.^ 

In den einen Liindern bat der Bürgerme'ister (Schulze, 
Maire) als stâdtische Obrigkeit eine selbstandige, leitende 
Stellung und die Gemeinderate haben nur cinc untergeordnete 
Bedeutung; in anderen bildet er mit den Gemeinderaten ein 
Kollegium, das mit Mehrheit die Beschlüsse fasst und in 
dem der Bürgermeister nur den A^orsitz führt. 

5. Scheinbar günstig für die ortliche Freiheit sind die 
kleinen Gemeinden, die aus einer Hàusergruppe bestehen und 
etwa einige Hofe umfassen. Aber für ihre offentlich-rcchtliche 
Aufgabe gebricht es so kleinen Korperschaften an den oko- 


5 Auch in Frarikreich, wo das Napoleonische Gesetz Vom Jalire VIII 
sogar die Gemeinderate von der Regierung ernennen liess, [ward darch 
Gesetz vom 2i. Mtirz 1831 die Wahl derselberi eingeluhrt. Nach dem 
Dekret vom 3. Juli 1848 und den spâteren Gesetzen erfolgt die Wahl 
nach dem suffrage universel]. 
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nomischen Kràften und mehr noch an den geistigen Mitteln, 
die Aemter gut zu besetzen. Waren die früheren Jahrzehnte 
der Zerbrôckelung der Gemeinden zugeneigt, so begünstigt 
die moderne Reclitsbildung hinwieder die Zusammenlegung 
derselben und die Bildung grosserer Saintgemeinden.® 


Viertes Kapitel. 

Organisation der Stadtgemeînden. 

1. Das Lcben der Stadt ist mannigfaltiger und konzen- 
trierter zugleicli. In ihr sammeln sicli die Massen in cnge 
Gruppen. Die Interessen der Industrie und der boheren Kultur 
steigorn die Ansprüche an die stâdtisclie Venvaltiing. Die 
Gegensàtze innerlialb der stâdtischen Bevolkerung in Bildung, 
Beruf, Verniogen treten sichtbar hervor und veiiangen Beach- 
tung. Wolil liaben kleine Stâdte grosse Aehnlichkeit mit den 
Ijandgemeinden und konnen ftiglicli durch dieselbe einfach- 
demokratische Veifassungsform befriedigt werden. Aber in den 
grossercn Stadten, in welchen der stâdtische Cbarakter voll- 
standiger ausgebildet ist, wird naturgemàss auch die Verfassung 
koinplizierter und werden liohere Bildungen Bedürfnis. Die 
stâdtischen Magistrate (Bürgermeister und Stadtràte 
oder Schüffen) sind zwar im Binne der neueren Fortbildung 
des Redites nicht zugleich hohe Staatsbeamte, wie in der 
früheren Zeit, als die Stàdte zugleich Staaten waren, sondern 
nur der Stadt dienende Vorsteher, stiidtische Gemeinde- 
beamte; aber das liohere Amt erfordert schon umfassendere 
Geschâftskunde als in den Landgemeinden, und niinrnt die 

fi Vgl. Gneist, Preuss. Kreisordnung, Berlin 1870, kS. Î18. [Siehe 
die gesetzlichen Bestimmangcn über Samtgemeinden bei Loening, 
Vcrwaltungsrecht, S. 155 u. f.] 
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ganze Tliatigkeit eines Mannes in Anspruch. Es macht sich 
daher das Bedürfnis gebildeter Berufsbeamten geltend- 

Die Menge der Bûrger und Eiiiwohner ist schon zu zahl- 
reich und die Individuen sind überdem zu sehr mit ijiren 
Gewerben beschâftigt, um die vielerlei stâdtisclien Gemein- 
inteïessen unmittelbar und gemeinsam ordneii zu konnen. 
Daller bedarf es hier eiiier Stellvertretung derselben durch 
Bürgerausschüsse, Stadtverordnete, wciterc (grosse) 
S ta dt rate u. dgl., welche zwisclien den Magistrateii und 
den Bürgern steht. Audi fûr die deinokratisch geordnete 
Stadt koramt so in der Reprasentation ein aristokratischcs 
Moment hinzu. In dem rômischen Altertum war die ganze 
Stadtverfassung aristokratisch, in dem Mittelalter zu gutem 
Teil ebenfalls, in der Gcgenwart ist die demokratische Ver- 
fassung wenigstens durch eine derartige, zu der Natur der 
Stadt passende Beimischung* ermassigt. 

Endlich ist die Bürgerschaft selbst so vielgestaltig, dass 
sie haufig entweder nach dem Vermôgen in Klassen, oder 
nach den verschiedcnen Wohnsitzen in Quartiere, oder nach 
dem Berufe in Korporationen und Zünfte geteilt wird. 
Der pcrsonliclie Charakter des stadtischen Bürgerrechtes lasst 
hier inancherlei Formen der Verbindung zu. 

2. Die Stadtefreilieit im Mittelalter kam überall dann in 
Bliite, als sie im Gegensatze zu der dynastischen oder bischôf- 
lichen Stadtherrschaft und den von den Stadtherrv.n gesetzten 
Vogten in den Konsuln und Rat en eine aus dem stadti- 
schen Leben licrvorgegangene und der Bürgerschaft selbst als 
Spitze angeliorige Magistratur hervortrieb. Es war das nicht 
mehr Herrschaft von aussen über die Stadt, sondern freie 
Selbstbestimmung und Selbstverwaltung der Stadt. 

In Frankreich ist diese Freiheit unter der Herrschaft 
des absoluten Konigtums zu Grunde gegangen und von der 
Révolution, welche die Centralisation der olfentlichen Gewalt 
noch steigerte, keineswegs hergestellt worden. Auch die fran- 
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zôsischeii Stâdte haben Maires, die gewissermassen Priifekten 
im kleinen und voraus Organe dcr Staatsgewalt und von 
dieser gewàhlt sind. Sie sind Staatsbeamte fûr die Gemeinde, 
nicht Gemeindebeamte. Die Verwaltung der Stadt wird in 
ihr zu einer Regierung über die Stadt gesteigert. Nur die 
Municipalrâte, welche vorzüglich mit Rûcksicht auf die 
Verwaltung des Gemeindevermogens ihre Meinung âussern 
und geltend machen konnen, vertreten einigermassen selb- 
standig die Gemeindeinteressen. 

In Deutschland, in der Schweiz, in England und 
Nordamerika dagegen, also vorzüglich in den gerinanischen 
Làndern bat sicb eiii selbstandiger stâdtiscber Magistrat ent- 
weder bis auf unsere Zeit erhalten, oder ist in unseren Tagen 
wieder bergestellt worden. In Deutschland war in don letzten 
Jahrhunderten der stàdtische Rat haufig auch da, wo er 
nicht in vollige Abhangigkeit von den Fürsten uiu’i Herren 
geraten war, zu ei^nem Kollegium zusammcngeschrumpft, 
welcbes, von dem lebendigen Zusainmenhang mit der Bürger- 
schaft losgerissen, nun sicb sel ber erganzte. In sicb 
selber beschrânkc aber fasste er dann auch die stadtischen 
Interessen in bescliianktem und engherzigem Sinne auf, und 
geriet aus innerer Schwâche wiederura in knechtiscbe Ab- 
bangigkeit von den Staatsgewalten. In solcher Gebundenlioit 
kann ein edler gemeinnütziger Bürgersinn nicht gedeihen. 

Die prcussische Stadteordnung vom Jahre 1808, in den 
Zeiten der politischen Erniedrigung das Vertrauen auf spiitere 
nationale Erhebung und die Kràfte zu dieser starkend, bracli 
für Deutschland wieder einer besseren Richtung Bahn,^ er- 

1' [Nach dem Gesetz vom 12. Aiigiist 1876 werden in den Haupt- 
orten der Departements, der Arrondissements und der Kantone die 
Maires von der Regierung aus der Zabi der Municipalrâte eriianiit, in 
den anderen Gemeinden wâhlt der Muiiicipalrat selbst den Maire. Die 
Selbstverwaltuiig der Gemeinden ist sehr erweitert worden durch das 
Gemeindegesetz vom 5. April 1884.] 

t Vgl. Dahlmanns PoUtik I, S. 220; Savigny, Die preussische 
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neuerte den Zusammenhang der Magistrale mit der Bürger- 
schaft, weckte in beiden ein Gefühl der Selbstândigkeit und 
Ehre, und regte das Streben an, durch Anstrengung der eigenen 
Kraft für die ôffentliche Wohlfahrt der Gemeinde besser zu 
sorgen. Aehnliche Reformen fanden spater in vielen anderen 
deiitschen Staaten statt. Die Magistrale wurden wieder voir 
den Ausschüssen der Bürger oder den Bûrgerschaften frei ge- 
wâhlt. Sowohl die Bewegung von 1830 als die von 1848 war 
der freien Entwickelung der Gemeindeverfassung günstig. Die 
deutsche Reichsverfassung von 1848 §. 184 stellte das allge- 
meinePrincip auf: „Jede Gemeinde bat als Grundrecht ihrer 
Verfassung a) die Wahl ihrer Vorsteher und Vertreter, b) die 
selbstandige Verwaltung ihrer Angel egenheiten mit Einschluss 
der Ortspolizei, unter gesetzlich geordpeter Oberaufsicht des 
Staates." Nun wurden in Oesterreich (17. Mârz 1849) und 
in Preftssen (11. Màrz 1850) neue allgcmeine Gemcinde- 
ordnungen erlassen, welche diese Grundsiitze im einzelnen 
ausführten, aber in beiden Landern in der Période der Re- 
aktion wieder Hemmnisse und Aenderungen erlitten.*'^ 

3. Schon im Mittelalter und in der lyoïhbardei wird eine 
Fortbildung der Stadtverfassung dadurch bezeichnet, dass über 
der Mehrheit der Konsuln oder anstatt derselben ein Po des ta 


Sladteordnnng in Rankes politischer Zeitschrift I, S. 389; l^ertz in 
Steins Leben II, S. 150 if.; Gneist, Verwaltung, Jiisti.., Rerlin 1869, 
S. 491. [Ueber die Kntstehung und den Inhalt der Stadteordnung von 
1808 siehc jetzt die eingcheiide Darstellung bei E. Meier, Reform der 
Verwaltungsorganisation unter Stein und Hard cnberg (1881), S. ‘276 ff.] 
Vgl. Brater, Art. Gemeinde a. a. O. IV, VIO. [Die prcussische 
Gemeindeordnung vom 11. Màrz 1850 ist durch Gesetz vorn 24. Mai 1853 
aufgehoben worden; über die gegenwàrtig in Geltung stehenderi Stadte- 
ordnungen siehc Loeiiing, Verwaltungsrecht, S. 151 ff. In Oester- 
reich ist das provisorischc Gemeindegesetz vom 17. Marz 1849 durch 
Kabinettsordre vom 31. Dezeraber 1851 beseitigt worden. Die Griindzüge 
der Gemeindeverfassung sind in dem Gemeindegesetz vom 5. Marz 1862 
gegeben. Auf Grund desselben sind dann für die einzelnen Kronlander 
besondere Gemeindeordnungen erlassen worden.] 
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sich erhob, und so die Oberleitung der Stadt in die Hand eines 
einzigeii miichtigen Magistrales gegeben wurde. Freilich hing 
das wieder zusainmeii mit deii Beziehungen der Stadt zum 
Staat, sei es, dass der Kaiser durch Ernennung des Podesta 
sein Anselien und seine Macht ûber die Stadt erneuern wollte, 
:der, was dann der gewôlinlichere Fait wurde, dass der von 
der Stadt selbst gewâhlte Podesta*^ die staatliche Hoheit der 
Stadt darstellte. Aber auch unter der Voraussetzung, dass 
die Stadt niclit zugleich Staat sei, ist es doch dem modernen 
Stiidteleben fôrderlich, wenn aus dem Kollegium der Magistrale 
und Stadtràte eine Individualmagistratur in dem Bürger- 
meister oder Stadtprâsidenten (in England dem mayor) 
cmporsteigt, und hinwieder der hoheren Einheit der Stadt 
zum Organe und zum Stellvertreter dient. Das Princip stadti- 
sclier Sclbstândigkeit erfordert es, dass aucli er hauptsâchlich 
ein Magistrat der Stadt, nicht cin Staatsbeamter sei, and das 
in der Wahl der Stadt ausgesprocliene Vertrauen derselben 
für sicli habe. Aber es ist keine Verletzung dieses Princips, 
wenn auf der anderen Seite der Staatsregierung ebenfalls ein 
gewisser Einfluss auf die Besetzung dieses Aintes eingeràumt 
wird, sei es, indem sie das Bestatigungsrecht, oder sogar ein 
Ernennungsrecht auf Vorschlag der Stadt in Anspruch nimmt. 
Eine derartige Betciligung des Staatsliauptcs bei der Ernen- 
nung der Bürgermeister findet sich in manchen deutscîien 
Staaten, una in Holland und Belgien.^ Sie ist besonders 

3 Vgl. Hegel a. a. O. H, 8 . 244 ff. 

4 Hacli der preiissischen Gesetzgebiing von 1853 und 1856 be- 
dürlen die von den Stadtverordneten gewalilten Jiürgermeister, Beige- 
ordneten, Schbffcii und Magistratsmitglieder der Bestatignng des Konigs 
oder bei kleineren Stadten der Provinzialregierung. Nach dem liollan- 
dischen [Gemeindegesetz voin 29. Juni 1851, Art. 59, 61 wird der 
Hürgermeistcr von dem Konig aus den Gemeindeeinwohnern] und nach 
dem belgischeii Gemeindegesetz vom 30. Marz 1836 vom Kônige aus 
den Mitgliedern des von den Bürgern unmittelbar gewalilten Conseil 
ernannt. Nach der b ad i s ch en Stiidteordnung von 1874 ist die Ge- 
nehmigung des Staatshauptes nicht mehr erlbrderlich. 
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da gereclîtfertigt, wo derselbe ausser den stàdtischen Interessen 
auch staatliche Funktionen zu besorgen verpflichtet ist. 

Dieses Amt vorzugsweise erfordert einen gebildeten, mit 
der offentlichen Reclitsordnung vertrauten uiid der geraeinen 
wirtschaftlichen und Kulturaufgabe der Stadt kundigen Mann, 
dei' aile seine Krafte diesem ofFentliclien Berufe widmet. Da/ 
her bedarf dieses Berufsamt auch der erforderlichen Ausstat- 
tung mit Besoldung und Pensionsansprüchen. Daim aber ist 
es nicht nütig, dass der Bürgermeistcr ein Kind der Stadt 
sei, vielmehr nützlicli, geeignete Vorstande nacli freiester 
Auswalil aus dem gaiizen Lande zu berufcn. 

4. Die gesteigerten Kulturbedtirfnisse der Stadte liaben 
überdem noch mancherlei stâdtische Aemter ausser dem eigent- 
lichen Stadtmagistrate ins Dasein gerufen, welcho für die Ver- 
>valtung und Ycrtretung derselben wichtig gewordcn sind. Bei- 
spielswelse ist vielleicht an die „Sapientes“ in Italien,^ die 
„\Vitzigen“ in Deutscliland wâhrend des Mittelalters, jeden- 
falls aber an die frülier so überaus einfiussreichen Stadt- 
oder Ratschreiber zu erinnern. In der alteren Zeit waren 
sie vornehmlicli iii dem Besitze der wi^sAischaftlichen und 
Rechtsbildung ihrer Zeit, und vor allen anderen vertraut mit 
den Geheimnissen der Archive und der Kunst der Schrift- 
sprachc. Heutzutage noch beruht ein guter Teil der stàdtischen 
Ordnung und Ueberlieferung auf dem Institut der stàdtischen 
Kanzlei, obwohl die wissenschaftliche und Geschàftsbildung 
nun weniger selten geworden ist. Ferner an die Urkuiids- 
mànner (recorders) in Englaiid, und die Rechtskonsu- 
lenten und rechtsgelehrten Beisitzer in deutschen und 
schweizerischen Stàdten. Dazu kommen noch vielc, mit einem 
besonderen Wirkungskreise versehene Beamte, welche einer 
wissenschaftlichen oder technischen Vorbildung dafür bcdürfen, 
Z. B. stâdtische Schulinspektoren, Baumeister, Kassierer u. s. f. 


5 Vgl. Hegel II, S. 212. 
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5. Die Stellung der Magistrale in der Gemeinde ist àhn- 
lich der der Regierung im Staate. Auch sie leiten das otFent- 
liche Leben der Gemeinde und sorgen für die tàglichen Be- 
dtirfnisse und die wechselnden Geschàfte derselben. Aber was 
im Staate zur politischen Gewalt (imperium) gehoben ist, das 
Izt hier nur Verwaltung und Sorge. Dahin gehoren regel- 
màssig: die Antragsst ellung und Vorbereitung für 
Gemeindebescblüsse und Statuten, und die Leitung 
der Versammlungen der Gemeindeausscbüsse oder der Ge- 
meindebürger, die Vollziehung der Staatsgesetze innerhalb 
des Bereiches der Gemeindeverhâltnisse und der Gemeinde- 
beschlüsse, die Verwaltung des stadtischen Vermogens, 
die Sorge für die stadtischen Kulturanstalten, die 
Pflege für das Armenwesen der Gemeinde, die S tell- 
vertretung der Stadt in dem Staate, vor Gericht, und gegen- 
über dritten Personcn. Ganz passend wird auch zuweilon die 
nâchste obervormundschaftliche Pflege den Gemeinde- 
magistraten anvertraut, teils weil sic den Familien der Ge- 
meindebürger nahe stchen, und schon aus diesem Grunde 
veranlasst und vorzugsweise fahig sind, für das Wolil der- 
selben zu sorgen, teils weil sie als Verwaltungsmanner eher 
als die Gerichte geeignet sind, das Nützliche zu erkennen 
und zu thun. In der Sphilre der polizeiliclien Funk- 
tionen , berühren sich staatliche und stâdtische Befugnisse 
und Bedürfriisse. Ofïenbar reicht der Artn der Staatspolizei 
hinein in die Gemeinde. Die Verfolgung der Verbrecher, 
welche Yon Staats wegen geschieht, die Sorge für die Sicher- 
heit und Wohlfahrt des Staates überhaupt muss innerhalb der 
Gemeinde geübt werden. Ausserdem hat aber auch die Stadt 
selbst ein lokales Interesse für ôlîentliche Ordnung, Wohl- 
fahrt, Sicherheit, welches hinwieder den Staat nur mittelbar 
berûhrt. Zuweilen hat man die beiden Arten der polizeilichen 
Thàtigkeit in der Weise ausgeschieden, dass die erstere durch 
besondere Staatsbeamte in der Gemeinde ausgetibt wird 
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und nur die letztere den Stadtbcamten überiassen wird. 
In vielen Staaten abcr hait man es fûr einfacher, die beiderlei 
Funktionen der stâdtisclien Magistratur zu übertragen, diese 
daim aber in der ersteren Richtung der lioheren Staatspolizei 
strenger unterzuordnen. Wo die Stàdte cine hervorragende 
Bedeutung haben für den Staat, wie insbesondcre in den Haupt- 
und Résidé nzstâdten, wâchst das Bedürfnis des Staats, 
die Handliabung seiner Polizei daselbst nicht allein den Stadt- 
behôrden zu überlassen, sondern eigene Organe fiîr dieselbe 
zu bestellen. Uiibedenklicher ist es, wenn der Staat die vor- 
handenen stâdtischeii Aeniter benutzt, uni durcli sic innerlialb 
der Geineinde auch die Staatssteuern zu erlieben. 

6. Wie die Krone der stâdtisclien Verfassung, die Ma- 
gistratur, niannigfaltiger und reicher , sicli gestaltet hat als 
in der Laiidgemeiiide, so ist auch die Bildung der Wurzeln 
und dos Stammes derselben, das stadti sche Bürgerrecht, 
komplizierter. Zwar beruht geradc auf der Eiiiigung der 
verschiedenen Bestandteile der Bevôlkerung, die sich in den 
Stâdten zusammengefunden , die Institution der Bürger- 
schaft. Wir wisscii, wie dieselbe wâhsencl des Mittelalters 
entstanden ist und iinmer mehr Kreise der Bevôlkerung mit 
ilireni gcmeinsamen Geiste crfüllt und verbunden hatJ» Aber 
die allerdings notwendige Einheit erfordert keineswegs die 
Auflosung der verschiedenen Elemente, sondern nur ’hre Ver- 
bindung, und offenbar ist der Organismus gesunder und lebens- 
voller, welcher nicht die ganze Masse gewissermassen in einen 
gleichen tiüssigeii Brei umgegossen hat, sondern, ohne die Ein- 
heit des Ganzen zu gefàhrden, die verschiedenartigen Teile 
hinwieder ihrer Natur gemâss erst unterscheidet und dann zu- 
sammenfasst. Besonders für grosse Stàdte, deren Teile selber 
wieder eine relative Bedeutung haben, ist dié letztere Ein- 
richtung wtinschenswert. Die Geschichte zeigt uns in früheren 


fi Vgl. oben Bd. I, Bu ch II, Kap. 14. 
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Jahrhunderten, in der Zeit des Aufschwungs der Stâdte, eine 
Reihe von Beispielen der Art, die auch für die unsichere und 
schwankende Stâdteverfassung unserer Zeit aïs Vorbilder dienen. 
Auf der einen Seite haben die neueren Stadte wiederum und 
noch in hôherer Weise als frûher für Kunst und Wissenschaft, 
Tür den Handel und die Gewerbe, für das gesellige Leben 
und jede Kultur eine sehr hervorragende und einflussreiche 
Bedeutung gewonnen; auf der anderen aber sind die grossen 
Stadte auch die Glieder im Staatskorper geworden, welche die 
socialen Uebel der Gegenwart vorzüglicli hervorbringen und 
vermehren, die politischen Gârungsstoffe in sich sainmeln 
und erhitzeii, und da sie selber leicht entzündet werden, 
auch den ganzen Staat in eine fieberhafte Stimmung versetzen. 
Keine Organisation der Stadtbevôlkerung ist stark genug, diese 
Uebel und Gefahren ganz zu beseitigen; aber eine gute Or- 
ganisation derselben wûrde beide verraindern, und indem sie 
die sittlichen und gesunden Elemente kraftigt, jene cher be- 
wâltigen helfen. Der grosste Teil der stadtischen Bevolke- 
rung ist nàher und unmittelbarer interessiert bei der Wohl- 
fahrt der Stadt une! bei ihren lokalen Anstalten als an dem 
Staate, und sehr viel mehr Bürger haben eher ein Verstàndnis 
für das was jener not thut, als für das was dieser bedarf. 
Die Teilnahme an den stadtischen Angelegenheiten ermuntert 
den Gen'/îinsinn, belebt den Eifer, für offentliche Zwecke Zeit, 
Mühe, Geld zu opfern, macht vertraut mit den Schwierigkeiten 
aller grôsseren Angelegenheiten, und scharft die Einsicht für 
die umfassenderen Staatssachen. Eine Bürgerschaft, die in sich 
wohlgeordnet ist und gelernt hat über ihren eigenen genieinen 
Haushalt mit verstàndiger Freiheit zu urteilen, wird auch für 
den Staat jederzeit eine solide Stütze sein. 

Da der Beruf der Stâdte nicht, wie der der Landgemein- 
den, auf die Bebauung des Bodens gerichtet ist, so begreift es 
sich, wenn das stadtische Bûrgerrecht entweder von Anfang an 
Oder im Verlaufe der Zeit unabhângig von dem Grundbesitz 
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geworden ist und personliche iind korporative Rück- 
sichten einen grôsseren Einfluss erlaiigt haben. Es gibt freilicb 
Lânder, in denen auch das stâdtische Bürgerrecht nocli auf 
dem Grundbesitz oder gewôhnlich dem Besitz eines Hanses 
in der Stadt beruht. Jedenfalls verdient auch die Rücksicht 
auf Hausbesitz Beachtung, wenn es sich um die Organisation 
der Bürgerschaft handelt, denn die Hauseigenttimer haben 
ein grosses und dauerndes Intéressé an der Wohlfahrt der 
Stadt und der TrefFlichkeit der stâdtischen Anstâlten, und 
sind in der Regel ein sehr solider Bestandteil der stâdtischen 
Bevolkerung. Es ist daher ein zwiefaches Uebel, wenn Bürger- 
recht und Hausbesitz sich dergestalt trennen, dass es viele 
Hauseigentümer in der Stadt gibt, die nicht Bürger derselben 
sind, und die bürgerlichen Hausbesitzer âiberdem von der Masse 
der übrigeii besitzlosen Bürgerschaft hinwieder leicht über- 
stimmt werden. Aber ausser den Hauseigentümern gibt es 
doch noch andere Bestandteile, die nicht minder auf Be- 
achtung Anspruch haben. Das englische Staatsrecht hat auf 
diese anderen Klassen so Rücksicht genommen, dass es zwar 
das Erfordernis des Grundbesitzes festhielt, aber diesem im 
Geiste der deutschrechtlichen Vorstellung von Besitz, welche 
richtiger als das romische Recht jedes thatsâchliche Herrschafts- 
verhâltnis der Person über die Sache als Besitz erkennt und 
schützt, den ausgedehnteren Sinn beilegt, wornach auch der 
Pacht- und Mietbesitz eines Wohngemachs, eines Warenlagers 
oder eines Ladens darunter begriffen wird.^ In Bayer n und in 
Oesterreich ward [nach der früheren Gosetzgebung^] dem 
Hauseigentum der Besitz eines besteuerten Gewerbes zur 
Seite gestellt und dadurch der stâdtische Handel und das Hand- 
werk direkter in den Kreis der Bürgerschaft herbeigezogen. 

^ [Stàdteordnung von 1835. Vgl. Gneist, Selfgovernment 3. Anfl., 
S. 607 11. f.] 

8 Bayerisches Gesetz vom 17. Mai 1818. Oesterreichisches 
von 1849. 
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Dagegen werden hocli manche andere selbstàndige Personen, 
die in der Stadt dauernd wohnen und ein natûrliches Interesse 
an dem ofFentlichen Wesen derselben haben, vorzüglich Beamte, 
Gelehrte, Künstler, Kapitalisten ohne Hausbesitz und Gewerbe, 
also gerade der in mancher Beziehung intelligenteste und ange- 
..ehenste Teil des hoheren Bürgertums ausserhalb dieser Kor- 
poration gelassen, nicht zum Vorteil der Gemeinde. 

In einzelnen deutschen und schwcizerischen Stàdten 
haben sich aus früherer Zeit noch die Zünfte als korporative 
stadtische Genossenschaften und als Teile der Bürgerschaft 
erhalten, in viel inehrcren ist infolge der veranderten Ge- 
werbsbefugnisse und der umgestalteten Staatsverfassung diese 
Organisation aufgelost worden. 

Die preussischc Gesetzgebung*^ legt auf den Wohn- 
ort den Hauptnachdruck. Jeder Preusse ist von Rechts 
wegen auch „Bürger“ der Stadtgemeinde, wenn er innerhalb 
der Gemeinde wohnt und gewisse Eigenschaften besitzt, ins- 
bcsondere ^Selbstândigkeit^ d. h. über vierundzwanzig 
Jahre ait ist und „einen eigenen lïausstand" hat (Wohnhaus 
oder Gewerbe mit zwei Gehilfen oder mit einer klassifiziorten 
Einkommensteuer veranlagt ist oder einen Thaler direktcr 
Steuer bezahlt). Der Vorzug dieses Systèmes der Einwohner- 
gemeinde ist der, dass dasselbe aile selbstandigen und 
zugleich vermoglichen Teile der Bevolkerung umfasst. 

Ein ahnliches System besteht inllolland^^ und inBcl- 
gien,^^ wo das Gemeindebürgerrecht durch das Staatsbürger- 
recht vollstandig aufgelost und beseitigt worden ist. Nur wird 
das Steuererfordernis für die „Gemeindewàhler“ noch mehr 
gespannt. Früher schon ist in Frankreich diese neue 


» Gesctz vom 30. Mai 1853, 19. Màrz 1856 und 15. Mai 1856. [Vgl. 
Schulze, Preuss. Staatsrecht II, 30 ff.] 

[Gemeindegesetz v. 29. J uni 1851, Art. 5 ff.] 

Il Gesetz vom 30. Marz 1836 [Art. 7—12; Gesetz vom 31. Marz 
1848]. Mittermaiers Zeitschrift XV, S. 376, XVI, S. 116 ff. 
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Richtung eingeschlagen und überdem die selbstândige Ver- 
waltung der Stâdte von Grund ans zerstôrt worden. Die Ge- 
fahr, dass der Staat die Gemeinden ungebührlich bevormunde, 
ist offenbar nâher, wenn es kein besonderes Ortsbürgerrecht 
mehr, sondern nur ein Staatsbürgerrecht gibt; denn teils kann 
sich " dann zumal in der Einwohnerschaft der Stâdte weniger 
leicht ein eigentümlicher Geist der stâdtisclien Selbstândigkeit 
und Freiheit entwickeln, teils verwechselt man leicht die 
Doppelstellung der Staatsbürger im Staate und in der Gemeinde 
und wird eher verleitet von jenem Standpunkte aus auch die 
Angelegenheiten dieser zu bestimmen. 

Was frülier^'^ über das persônlich-erbliclie Bürger- 
recht in der Schweiz gesagt worden, gilt auch hier von 
den Stâdten. Es ist einleuchtend, dass diese Form einer 
familienâhnlichen Verbindung eher noch für Stâdte als für 
Landgemeinden sich eignet, und daher begreiflich, dass sie 
früher in jenen als in diesen angenommen wurde. Aber auch 
da wird dasselbe infolge der grossen Beweglichkeit der heu- 
tigen Welt aiif die Dauer nicht mehr zu hajten sein, wenn 
es nicht auch der Bedeutung des Wohnsitzfes mehr Rechnung 
trâgt als bisher. 

7. In den meisten neueren Staaten sind der Bürgerschaft 
nur Wahlrechte verstattet, teils mit Bezug auf die Magi- 
strate der Stadt, teils für die Vertretung ihrer Ini-eressen 
in den Ausschüssen. Hâufiger wurden in altérer Zeit Bürger- 
versammlungen berufen, in welchen die wichtigsten An- 
gelegenheiten der Gemeinde vorgetragen und zur Abstimmung 
vorgelegt wurden. Schon im XII. Jahrhundert finden wir in 
den grossen Stâdten der Lombardei die Bürgerschaft in dem 
sogenannten „parlamentum“i^ auf den Ruf der Glocke zu- 
sammentreten und sehen wir die Konsuln vor derselben 
Rechenschaft ablegen. Von da ging der Gebrauch nach Frank- 

12 Oben Kap. 3, S. 592 u. f. 

13 Hegel a. a. O. II, S. 217. 

Bluntschli, allgemeines Stastsrecht. 39 
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reich und Deutschland ûber. In der Schweiz werden noch 
den Bûrgerversammlungen die wichtigsten Beschlüsse zur Gut- 
heissung oder Verwerfung vorgelegt. 

8. Der hôher gearteten Natur der Stadt ist es ent- 
sprechend, wenn zwischen die Magistrale und die Bürger, be- 
ziehungsweise die Bürgerversammlung ein vermittelnder 
Korper hineintritt, welcher als auserwàhlte Stellvertretung der 
Bürgerschaft den engeren Kreis der Magistrale umgibt. Fast 
überall und in verschiedenen Zeiten werden wir diese Bil- 
dung unter mancherlei Namen gewahr, ein sicheres Zeichen, 
dass sie einen natürlichen Grund hat. Von der Art war die 
Kredenza der Angesehenen undWeisen (majores et sapientes), 
die in der Lombardei von den Konsuln in wichtigen Fàllen 
zum Rate beigezogen wurde, waren die Rate (consiliarii), 
welche im Süden von Frankreich an der Seite der Konsuln 
erscheinen, waren die vornehmeren und reicheren Bürger von 
der „Richerzechheit“ in der alten Kôlner Verfassung und 
die zahlreichen „weiteren“ oder ^Grossen Râte“, welche 
wir seit dem XIII. Jahrhundert in den deutschen Stâdten 
finden. Von de^" Art sind noch die Stadtverordneten i'* 
und Bürgerausschüsse in Deutschland, die grossen 
Stadtràte in der Schweiz, die Gemeinderàte in Eng- 
land, der Gemeinderat in Italien, das Conseil in 
Belgitn, welches als weiterer Kreis Bûrgermeister und 
Schôffen umgibt. 

Dieser weitere Rat der Stadt hat eine grosse Aehnlich- 

14 In Preussen werden die Stadt verordneten von der in drei Ab- 
teilungen (Hochstbesteuerte, Mittelbesteuerte , Geringbesteuerte) je nach 
der Steuerleistung geteilten Bürgerschaft ’gewahlt, die Hâlfte derselben 
ans Hausbesitzern. Aehnlich in Baden nach der Gemeindeordnung von 
1870, der Stâdteordnung von 1874. [Üeber die Bildung der Gemeinde- 
vertretung in den grôsseren deutschen Staaten siehe Loening, Ver- 
waltungsrecht, S. 166 ff.j 

w [Italienisches Gesetz über die Gemeinde- und Provinzialverwaltung 
vom 20. Marz 1865, Art. 10, 11.] 
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keit mit den Kammern im Staate. Nur ist die Institution als 
eine rein stàdtische einfacher. Es ist daher voraus wichtig, 
dass er ein wahrhafter Auszug der gesamten Bürgerschaft 
und in richtigen Verhâltnissen sei. Die verschicdenen Klassen 
und Interessen der Bevôlkerung sollen da eine Stimme haben. 
Seine Funktionen sind teils kontro Hier end, indem er die 
Geschàftsleitung der Magistrate und die stadtischen Kech- 
nungen prüft, teils die Verwaltung jener erganzend, in- 
dem zu wichtigeren Beschlüssen auch die Zustimmung der 
Ausschüsse erfordert wird, teils von gesetzgeberischer 
Natur, indem er die stadtischen Statuten entweder auf An- 
trag der Magistrate ordnet oder ftir die Gemeindeversamm- 
lung vorberatet und begutachtet. 

Gefiihrlich für den Frieden der Stadt ist eine vôllige 
Scheidung des Stadtrats und der Stadtverordneten in zwei 
getrennte Behorden; forderlich für die Verstândigung und die 
gemeinsame Einsicht die Verbindung beider Behorden in 
einer Versammlung; aber nôtig ist es dafür zu sorgen, dass 
die Stadtverordneten zu selbstàndiger Einwirkung gelangen 
kônnen und nicht etwa von dem Bürgermeister und den Stadt- 
raten bevormundet werden. 


Fünftes Kapitel. 

Gemeindehann und Gemeindevermdgen. 

1. Der Gebietshoheit des Staates über das ganze Staats- 
gebiet entspricht in dem engeren Sinne und beschrânkteren 
Kreise des Gemeindelebcns der Gemeindebann, d,, h. die 
ôffentliche Macht der Gemeinde innerhalb der Gemeinde- 
gemarkung, des Gemeindebezirkes. Sie ist nicht mit dem 
Eigentum noch mit der Grundherrschaft zu verwechseln, viel- 
mehr ein Institut des offentlichen Rechtes, aber Personen 
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und Güter in diesem Bezirke umfassend. Soweit dieselben 
tiberhaupt zu der Wirtschaft und Kultur der Gemeinde in 
einer untergeordneten Beziehung stehen, so weit sind sie der 
Gemeindegewalt unterworfen, so weit üben die Gemeindebe- 
hôrden das Recht der Aufsicht, der Lokalpolizei, der Ver- 
^,altung, der Bcsteuerung aus. 

2. Die Gemeinde ist ûberdem wie der Staat eine P ers on, 
welche ein eigenesRechtan ihrem Vermôgen bat. Natur- 
gemàss begegnen sich hier die Grundsâtze des offentliclien 
und des Privatrechtes. Die Gemeinde nàmlich kann Eigen- 
tum, Forderungen, Schulden haben, wie eine Privatperson. 
Sie ist ein bercclitigtes Wesen, welches über die Saclien ding- 
liche Herrschaft übt und in obligatorische Verhâltnisse ein- 
tritt, somit des Privatrechtes teiîhaft ist. In dieser Beziehung 
steht sie dem Staate gegenüber und ist von demselben eben- 
so unabhàngig, wie andere Eigentümer. Es ist datier ein 
ofFenbares Unrecht, wenn in den letzten Jahrhunderten 
manche absolutistische Landesherren oder revolutionâre Volks- 
vertretungen über die Gemeindegüter verfügt haben, als 
wâren dieselben Kammer- und Staatsgut. Das Gemeindegut 
ist, wie schon das Wort deutlich sagt, Gut der Gemeinde, 
und weder unmittelbar noch mittelbar Gut des ge- 
samten Staates. 

Auf der anderen Seite aber wirkt sowohl die ofFentliche 
Natur der Gemeinde selbst, als dm Bestimmung des Gemeinde- 
gutes für die ofFentlichen Gemeindezwecke auf die Behand- 
lung desselben ein und erhebt es über das einfache, dem 
individuellen Genusse dienende Privatvermogen. Das Ge- 
meindegut ist daher um dieser Beziehung willen zugleich 
als ein ôffentliches Gut zu betrachteii und die Verwal- 
tung und Verwendung desselben unterliegt deshalb und inso- 
fern den Einwirkungen des ôffentlichen Rechtes. Der Ge- 
meinde selbst kommt es zu, diese offentliche Bedeutung des 
Gemeindegutes zu vertreten. Diese ist eine nàher beschrànkte 
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und durch die gemeinsamen wirtschaftlichen und Kultur- 
inleressen der Bürger- und Einwohnerschaft eines be- 
sonderen Or tes bestimmte, nicht eine allgemeine, dem ge- 
samten politischen Leben des Staates unmittelbar zugehôrige. 
Aber da das ganze ôffentliche Leben hinwieder in einem 
inneren Zusammenhange îst, so bat auch der Staat, der dc^s 
Ganze umfasst, ein natûrliches Kecht Aufsicht zu üben, dass 
jener ôffentliche Charakter rein erhalten werde. 

Selbstâiidigkeit der Gemeinde in der Verwaltung und 
Verwendung des Gemeindegutes ist somit in privatrechtlicher 
und ôffentlicher Beziehung die natürliche Regel, Ober auf- 
sicht (nicht aber Vormundschaft) des Staates ihre natürliche 
Ergànzung. Diese Grundsâtze sind freilicli gar nicht überall 
und nicht immer in ihren Konsequenzen von den positiven 
Rechten anerkannt Aber, es ist augenfàllig, dass die neuere 
Rechtsbildung die Tendenz hat, dieselben zu verwirklichen 
und darauf eine freie Gemeindeordnung zu begründen.^ 

3. Folgerungen aus jenem Princip der Selbstândigkeit 
sind: Die Gemeinde ist berechtigt, je nach der besonderen 
Kompetenz ihrer Organe, den gemeinsamen Gebrauch und 
die Benutzung ihrer Anstalten selber zu ordnen und die- 
jenigen Verwendungen aus ihrern Vermôgen zu machen, die 
sie für zweckmâssig hait. Der Staat dagegen ist nicht befugt, 
weder die Ueberschüsse des Gemeindegutes an sich "u ziehen, 
noch der Gemeinde Verwendungen aufzuerlegen, die diese 
nicht machen will und zu denen sie nicht etwa um der all- 
gemeinen Staatsordnung willen verpflichtet ist. Es kann der 
Staat Z. B. wohl die Gemeinden anhalten, dass sie für gehôrige 
Lôschanstalten, oder für Schulhâuser in der Volksschule, oder 


1 Im einzelnen ist besonders der erwahnte Artikeï von Br a ter zu 
vergleichen. Vivien, Études adin., S. 27 f. Tocqueville (Dém. en 
Am.): „C’€St dans la commune que réside la force des peuples libres. 
Les institutions communales sont à la liberté ce que les écoles primaires 
sont à la science." 
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für die Wege und Brücken sorgen, soweit diese Sorge den 
Gemeinden nach allgemeinen Kechtsgrundsâtzen obliegt. Afier 
er kann eine Gemeinde nicht notigen, Bauten auf ihre Kosten 
auszuführen , welche vielleicht nützlich und schôn wàren, zu 
denen aber die Gemeinde nicht durch die gemeine Staatsord- 
iidng vcrpflichtet ist. Und selbst da, wo der Staat eine Ein- 
riclitung fordern kann, steht es doch der Gemeinde zu, von 
sich aus die Plane im einzelnen festzusetzen und die Ver- 
trage abzuschliessen, und der Staat hat nur insofern ein Kecht 
mitzureden, als er dafür zu sorgen hat, dass die allgemeinen 
Erfordernissc jencr Pflichterftillung nicht bei der Ausführung 
missachtet werden. 

4. Die Oberaufsicht des Staates fenier hat vorzüglich 
den doppelten Zweck darüber zu wachen: a) dass das Ge- 
meindevermôgen im Intéresse der Fortdauer der Gemeinde 
und ihrer ofFeiitlichen Bedürfnisse erhaltcn werde; b) dass 
dasselbe nicht zu fremdartigen, ausserhalb der Gemeinde- 
wirtschaft liegenden Zweeken missbraucht werde. Als 
Mittel dazu dieneii teils die Rechnungen über den Gemeinde- 
haushalt, welche au ch dem Staate zur Kenntnisiiahme mit- 
geteilt werden, teils Bestimmungen, durch welche derselbe 
Gelegenheit erhalt, Ausgaben, die in das Kapitalvermogen 
eingreifen, oder Verausserungen von solcliem zu hemmen und 
zu unter^agen, oder die Gemeinde anzuhalten, dass sie durch 
Steuern solchen Schaden ersetze: 

Da sehr viele Gemeinden, zumal die Landgemeiiiden, 
sich aus ursprünglichen halb privatrechtlicheii Bauerngenossen- 
schaften entwickelt haben, so kommt es sehr hâufig vor, dass 
noch ein Teil des Gemeindegutes für blossen Privatgenuss 
der einzelnen Bürger in Anspruch genommen wird. Auch 
aus anderen historischen Gründen findet sich solche Mischung 
von ôffentlichen Verwendungen und Privatnutzungen 
oft noch, und es wâre unrecht, wenn diese einfach verweigert 
und nur jene gestattet würden. Unsere Zeit hat indessen das 
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richtige Strebcn, den beiderlei Bestimmungen solcher Ge- 
meindegüter durch Ausscheidung zweier Bestandteile in den- 
selben Bechnung zu tragen. Ans dem früher gemischten 
Gemeindegut werden dann zwei Gtiter, das eine ein den ôfFent- 
lichen Zwecken gewidinetes cchtes Gemeinde-, das andere 
ein dem Privatgenuss dienendes bloss privatrechtliches Nut- 
zungsgut (Genossengut). 

5. Auch der Gemeinde steht ein àhnliches Besteue- 
rungsrecht zu für Befriedigung der Gemeindebedürfnisse, 
wie dem Staate für die Staatsbedürfnisse. Auch da gibt es 
eine Steu erpflicht der Einzelnen, welche aus der ünter- 
ordnung aller unter die gemeinsame offentlichc Lebensord- 
nung sich erklart. Dieselbe ist ebenso eine allgemeine, 
nicht eine individuelle; aber sie ist nacli der Natur der 
Gemeinde besclirankt entweder auf den Kreis der nâher und 
cnger vevbundenen Bürgerschaft, wie da, wo es sich um 
Fordcrung der ilinen aiisschliesslich vorbehaltenen Anstalten 
handelt, oder auf den weiteren Kreis der Einwohner, wie 
in den Fallen, wo gemeinsame Lokalbedürfnisse befriedigt 
werden. 

Es ist aber eine Staatspflicht dafür zu sorgen, dass nicht 
einzelne Personen oder Klassen der Gemcindegcnossen (z. B. 
die Reichen oder die Armen) durch die Art der Steuerauflage 
oder Steuererhebung von der Mehrheit unbillig gedrückt 
werden/^ 

Die Grundlage des Gemeindesteuersystems kann richtig 
nur durch Gesetz, nicht durch blosses Ortsstatut festgesetzt 
werden; denn der Staat hat dafür zu sorgen, dass jeder- 
raann zu den oifentlich-rechtlichen Leistungen nach gerechtem 
Massstabe angehalten und niemand ungebührlich bedrückt 
werde. Aber man darf dabei nicht verkennen, dass zwischen 
Staatssteuer und Gemeindesteuer, auch wenn sie im Intéressé 


‘-2 Mil], Reprasent., S. 192. 
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der Steuererhebung miteinander in einem gemeinsamen 
Steuerkataster verbunden werden, der Hauptunterschied be- 
steht, dass der Staat mit Eecht die gesamte Vermogenskraft 
aller fûr seine offentlichen Bedürfnisse dienstbar macht, 
wâhrend die Gemeinde keineswegs die ganze Persônlichkeit 
ihrer Einwohner zu schûtzen und daher auch nicht zu be^ 
herrschen berufen ist, sondern nur für die ôrtlichen Interessen 
zu sorgen bat, und dass daher der in der Gemeinde liegende 
Grundbesitz und die in der Gemeinde betriebenen Gewerbe 
in erster Reihe bei den Genüssen und Vorteilen, wie bei den 
Lasten des Gemeindehaushaltes beteiligt erscheinen.^ 

3 Vgl. R. Gneist, Verwaltung, Jnstiz, S. 126 f. und die Verhand- 
liingen der badischen Zweiten Kammer über die Stâdteordnung 1874. 
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Erstes Kapitel. 

Die Freiheit als Rechtsbegriif. 

Es ist nicht die Aufgabe des Staatsrechtes, den Gedanken 
der Freiheit zu ergründen oder zu erschôpfen. Nur insofern 
gehôrt die Freiheit in seinen Bereich, ale sic von der Rechts- 
ordnung erkannt und anerkannt wird und daher auf àussern 
Rechtsschutz einen Anspruch hat. 

1. Wir unterscheiden daher die Freiheit als eine Rechts- 
institution sowohl von der natürlichen als vo’^ der sitt- 
lichen und geistigen Freiheit, aber auch von der poli- 
tischen Freiheit. Die erstere ist viel enger als die letzteren. 
Auch die rechtliche Freiheit darf freilich weder unnatürlich 
noch unsittlich sein und die politische Freiheit setzt die 
rechtliche voraus. Aber nicht aile natürliche Freiheit ist zu- 
gleich eine rechtliche, nicht die des Tieres, ^ dessen wilde 

1 Winthrop bei Tocqueville, Amérique I, 70: „Tau8chen wir 
uns nicht über die Bedeutung unserer ünabhângigkeit. Es gibt aller- 
dings eine Art verdorbener Freiheit, deren Gebrauch dem Menschen mit 
den Tieren gemein iSt und die darin besteht, dass jeder thut, was ihra 
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Freilieit lediglich von seiner Physis bestimmt und begrenzt 
wird, sondern nur die menschliche, die allein eine sitt- 
liche und daher auch allein eine rechtliche Bedeutung hat. 
Hinwieder kann nicht der ganze Umfang der sittlichen und 
geistigen Freiheit des Menschen von dem Kechte begriffen 
urd begrenzt werden. Vielinehr ist gerade der innerste geistige 
Kern dieser Freiheit, die Freiheit des unsichtbaren und un- 
sterbliclien Individualgeistes, welclie ein Strahl ist der voll- 
kommenen gottlicheii Freiheit, der Macht des Staates und des 
menschlichen Rechtes entzogen.^ Zum Recht kann die Frei- 
lieit erst dann werden, wenn dieselbe entweder in dem ausseren 
sichtbaren Leben Gestalt und gewissermassen Leib gewinnt, 
Oder wenn in der ausseren Ordnung sich Hemmnisse zeigen, 
welche die Entwickelung der an sich unsichtbaren Gemüts- und 
Geistesfreiheit bedrücken und hindern. Dann erst ist für das 
menschliche Redit die Mogliclikeit gegeben, sei es jene aussere 
Erscheinung der Freilieit zu schützen, sei es diese Hemm- 
nisse ilirer Entfaltung zu entfernen. 

Die natürliclie Freiheit ist das Vermogen zu tliun, 
was deii natürlichen Trieben und Sinnen gefallt; die sitt- 
lich e Freiheit ist die Oifenbarung des Willens und der Kraft 
zu thun, was der eigencn Natur würdig und der gottlichen 
Weltordnung gemass ist. Die Freiheit als Rechtsbegr iff 
aber setzt die R e ch ts ordnung voraus, von der sie ein Teil 
ist. Sie ist die vom Recht -gewahrleistete und ge- 
schützte Befugnis, den selbstbest immten Willen 

golallt. Diese Freiheit ist die Feindin aller Autoritat; mit Widerstreben 
imr duldet sie aile Regeln — sie ist die Feindin der Wahrheit und des 
Friedeiis und Gott selbst hat sich gegen dieselbe erklârt. Aber es gibt 
eine bürgerliche und moralische Freiheit, die ihre StÜrke in der Einheit 
tiiidet, welche zu schützen die Aufgabe der obrigkcitlichen Gewalt selber 
ist: es ist die Freiheit, ohne Furcht ailes zu thun, was gerecht und gut 
ist. Diese heilige Freiheit müssen wir verteidigen in allen Wechselfâllen 
und, wenn es nbtig ist, für sie unser Leben einsetzen.“ 

2 Vgl. üben Buch VI, Kap. 2. 
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auszuüben.3 Die politische Freiheit endlich ist die Selbst- 
bestimmung und Selbstbethàtigung sowolil des Volkes und der 
ofFentlicben Organe desselben als der einzeliien Bürger in 
dem offentlichen Gemeinleben. 

Aile Freiheit setzt als ihre notwendige Vorbedingung 
ein beseeltes Wesen voraus, wclches sicli in ihr aussert. Dk 
rechtliclie Freiheit hat ihre Grundlage in dem Rechtswesen. 
Sie existiert für sich, losgetrcnnt von den Menschen, so wenig 
als das Ilecht für sich existiert. Sie sind beide nurzwei 
Seiten des personlichen Daseins und Lebens des 
Menschen. Wohl gibt es ein Idéal der Freiheit, wie es 
ein Idéal des Rechtes und des Staates gibt. Aberdaswirk- 
liche Freihcitsrecht kann nur in dem wirklichen Staate, 
nur in Verbindung mit seincr Verfassung und Rechtsordnung 
gedach t werden . Die Freih eit als ein r c i n - p o 1 i t i s c h c r Ge- 
danke kann wohl über die hergebrachte Rechtsordnung hin- 
ausgehen und die Vervollkommnung derselbcn als Ziel 
ihrer Handlung anstreben. Aber der Rechtsbegriff der 
Freiheit kann sich nicht lossagen von der Rechtsordnung, die 
sein Grund und seine Stütze ist. Je voFkoniniener daher der 
Rechtsscliutz ist, den der Staat dem freien Leben der Men- 

3 Die bekaniitc der stoischen Philosophie entnomincne Dehnition von 
Florentinus Jj. 4 pr. de Statu hominum : „Ul)ertas est naturalis laciiltas 
ejus, quod ciiique lacéré libet, nisi si quid vi aut jure prohU)etur,“ ist 
darin nuingclhaft, dass die vis ebenso wie das jm als Schranke der Frei- 
heit Vjezeichuet wird, wahrend jene die Freiheit als Hecht verletzt, 
dieses aber sie ii a t ii r g e m a s s b e s c h r a n k t. Sic legt überdem die Ver- 
wecliseluiig nahe zwischeri Freiheit und Willkür, welche dem modernen 
Naturrcclit so gelàulig ist, und kennt nur die négative Schranke der 
Rech ts verbote. Franzôsische Griindrechte von 1791, Art. 4: „La 
liberté consiste à pouvoir faire tout ce qui ne nuit pas à autrui: (?) ainsi 
l’exercice des droits .naturels de chaque homme n’a de bornes que celles 
qui assurent aux autres membres de la société la jouissance de ces memes 
droits. Ces bornes ne peuvent être déterminées que par la loi. Verf. 
von 1793, Art. 6: „Elle a pour principe la nature, pour règle la justice, 
pour sauvegarde la loi; sa limite morale est dans cette maxime: Ne fais 
pas à un autre ce que tu ne veux pas qu’il te soit fait.“ 
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schen gewâhrt, um so voiler und reich er wird auch die 
Kechtsfreiheit in diesem Staate sein; je mangelhafter und 
unsicherer der Staatsschutz ist, um so gedrückter oder zügel- 
loser wird sich die Freiheit da gestalten. Als Lord John 
EusseH gegen jene Définition einwendete: „Wenn die Frei- 
Leit darin besteht, dass man thun konne, was das Gesetz 
erlauht, so ist ein gesetzlich bestehender Despotismus eine 
freie Regierung,“ so verwechselte er den staatsrecht- 
lichen Begriff der Freiheit teils mit dem idealen, teils mit 
dem politischen. 

Die Freiheit, als Recht gefasst, ist also nicht ihr hôchster 
Ausdruck, sie ist enger und beschrànkter als die sittliche und 
sogar als die politische Freiheit. Aber indem sie an die 
Rechtsordnung als ih»*e Grundlage gebunden ist. wird sie 
auch von den Formen des Rechtes gegen Verflüchtigung ge- 
sichert und von den Hilfsmitteln des Rechtes gegen Misshand- 
luiïg geschützt. 

2. Die Entwickelung des Rechtsbegriffes der Freiheit hat 
bei den verschiedenen Vôlkern und in verschiedenen Perioden 
einen verschiedenen Charakter. 

a) Die Romer betrachteten die Freiheit aïs eine persôn- 
liche Staatsfrage. Die Freiheit galt ihnen als angeborenes 
Volksrecht der Kinder der Freien — die Wôrter liberi 
und libeHas sind doppelsinnig, sie bedeuten Kindschaft und 
Freiheit, der Ausdruck ingenlïi weist ebenso auf die Ge- 
burt — und nur in verhàltnismâssig seltenen Fallen durch 
Freilassung erworbenes Volksrecht. Sie kannten ursprünglich 
nur zwei Klassen von Menschen, die Freien und die Sklaven. 
Erst spàter liessen sie die Zwischenstufe der coloni (glebae 
adscripti) zu. Ebenso unterschieden sie staatsrechtlich zwischen 
libéra civitas gleich res publica und regnum gleich do- 
minium regis. 


4 Geschichte (1er engl. Verfassung, §. 11. 
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Erst spàter versuchte die rômische Jiirisprudenz sich zu 
einem philosophischen BegrifF der Freiheit zu erheben, den 
sie der griechischen Philosophenschule der Stoiker entlehnte, 
und erklârte nun die Freiheit als berechtigte Willkür, Sie 
ànderte aber nicht die thatsàchliche Fortdauer der Sklaverei 
und ordnete die Freicn unbedingt dem Staatswillen unter. Für 
persônliche Charakter- und Geistesfreiheit hatte sie noch kein 
Verstândnis. 

b) Die altéré und mittelalterliche Rechtsbildung der Ger- 
niaiien unterscheidet sich wesentlich von der altroraischen 
Auffassung. Der Gegensatz der Eigenen und der Freien ist 
nicht mehr so schroff, wie der absolute Gegensatz der rômi- 
schen liberi und servi. Es wird auch in den Eigenen eine 
Persônlichkeit und eine Anlage zur Verb,esserung ihres Rechtes 
anerkannt und stufenweise yerden anfànglich einzelne Klassen 
der Horîgen, spâter aile Klassen der Freiheit angenàhert. 
Aber ebenso gibt es auch innerhalb der Klasse der Freien 
Abstufungen und man unterscheidet Gemeinfreie, Mittel- 
freie, Hochfreie. Der germanische Freiheitsbcgriff be- 
kommt so eine stândische Gliederung. Zuniichst beruht 
die Freiheit wieder auf.der Geburt. Sie wird als Geblüts- 
recht in den Familien fortgepfianzt und vererbt. Sie ist 
wesentlich eiii Rassebegriff. üeberdem ist der germanische 
Freiheitsbegriff eigenwilliger und trotziger als der '’omische. 
Er fügt sich keineswegs so absolut dem Staatswillen und 
verteidigt seine Sonderart wider jedermann. Er beruft sich 
dabei auf das Recht seines Blutes, seiner Natur, seiner Per- 
sonlichkeit. Aber von der hôchsten Geistesfreiheit hat auch 
das mittelalterliche germanische Recht noch keine Vorstellung. 

c) Der moderne Freiheitsbegriff ist das Ergebnis des 
Zusammenwirkens der neueren Kulturvôlker und der erleuch- 
teten wissenschaftlichen Geister. 

Die rechtlichen Schutzwehren der personlichen Freiheit 
sind vorzüglich den Englàndern und Nordamerikanern 
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zu verdanken, welche manche Freiheitsrechte den widerstre- 
beiiden Màchten abgerungen und verfassungsmàssig befestigt 
haben. ^ 

Den Arbeiten der Philosophie vorztiglich verdanken 
wir die Verallgemeinung des Freiheitsbegriffes , die Einsicht 
in die Verwerflichkeit jeder Sklaverei. In Verbindung mit 
dem Dégriffé der Gleichheit haben die Franzosen voraus 
die moderne Freiheit dem Verstândnis aller Welt aufgesçhlossen 
und unzàlîlige Hemmnisse derselben wcggeràumt. 

Es ist das Verdienst und die Ehre der Deutschen, die 
entschiedensten Vertreter der persônlichen Geistesfreiheit zu 
sein und die grôssten Opfcr für ihre Behauptung gebracht 
zu haben. 

Die moderne Freiheit ist nicht mehr ein beschrânkter 
Staatsbegriff, noch ein stàndischer Rassebegriff, sondern ein 
gemeinsames Mençchenrecht. Ihre Wurzel ist in der 
Menschennatur und zwar nicht minder in der individuellen 
Eigentümlichkeit als in der nationalen Gemeinschaft, und 
sie bewahrt sich ebenso in dem Geistesleben der einzelnen 
wie in dem ôffentliohen Leben des Volkes und in dem Wirt- 
schaftsleben der Gesellschaft. ® Sie bleibt im Zusammenhang 
und in Harmonie au ch mit den Pflichten, welche die sitt- 
liche Weltordnung den Vôlkern und den Einzelmenschen auf- 
erlegt. 

3. In aller Freiheit lassen sich hinwieder zwei Seiten 
unterscheiden. In negativer Beziehung schliesst die Frei- 
heit jede unbegründete oder übertriebene Abhàngig- 
keit von einem fremden Willen aus. In positiver Hin- 
sicht bedeutet sie Selbstbestimmung der Person. 

Da der Mensch als Rechtswesen notwendig beschrankt 
ist, so ist auch seine Freiheit als Recht beschrankt. Nichts 

5 Vgl. vorzüglich Fr. Lieber, üeber bürgerliche Freiheit und Selbst- 
verwaltung, iibersetzt v. Fr. Mittermaier, Heidelberg 1860. 

® Vgl. die Ausführung in dem III. Teil Politik. 



Erstes Kapitel. Die Freiheit aïs Rechtsbegriff, 


023 


ist verkehrter, als sich eine absolute Unabhângigkeit, eine 
vôllige Losgebundenheit des einzelneii Menschen einzubilden 
und diese Einbildung menschliche Freiheit zu heissen. Diese 
négative Vorstellung der Freiheit empfindet jede Kechts- 
institution wie eine Verletzung, denn sie will schrankenlos 
sein und das Eecht kann nur in den Schranken der Form 
bestehen. Ihre Konsequenz wâre also die Zerstôrung des 
Staates und der gesamten Rechtsordnung und es kônnte dann 
in dem allgemeinen Ruin das letzte vermeintlich absolute 
Recht der Freiheit selber nicht mehr bestehen. Allerdings 
tritt der radikale Irrtum der absoluteii Freiheit selten in so 
entschlossener Yerneinung auf, so dass er den Inhalt und 
die Form der rechtlich geordneten Freiheit zugleich wegwirft; 
aber in verhüllter Gestalt und auf halbem Wcge tàuscht er 
doch nicht selten die Mepge. 

Wàre jede Abhàngigkeit schon Unfreiheit, so ware das 
Kind, das von den Eltern abhângig, es wâre jeder Arbeiter 
im Dienst eines Arbeitgebers, jeder Schuldner gegenüber dem 
Glàubiger, es wàren die Parteien gegenüber dem Richter, aile 
Regierten gegenüber der Regierung, aher auch wechselseitig 
wieder die Inhaber der Macht und Autoritàt, die doch nichts 
verrnôgen, wenn sie nicht empfànglichen Gehorsam finden, kurz, 
es wâre aile Welt unfrei. Nicht die Abhàngigkeit als solche 
also, sondern nur die falsche, grundlose oder ëbermàssige 
Abhàngigkeit ist Unfreiheit. In dem freien Staate also darf 
das Verhâltnis der Regierten zu der Regierung nicht dem 
Verhâltnis des Herrn über die Skiaven und nicht einmal dem 
des Vaters über die Kinder nacbgebildet sein, sondern es muss 
die ünterordnung der Regierten durch das Gesetz bestimmt 
und beschrànkt sein, zu dessen Hervorbringung auch, die Re- 
gierten selber mitwirken. 

4. Wie aile Rechtsordnung überhaupt entweder von der^ 
Einzelmenschen oder von der Gesamtheit aus bestimmt wird, 
so erscheint auch die Rechtsfreiheit in zwei Hauptformen. 
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Entweder sic ist wesentlich Freiheit der Individuen oder Frei- 
heit der Nation, des Volkes. Die individuelle Freiheit ist 
im Grande ein Privatrecht; die Volksfreiheit, deren Wesen 
die Teilnahme am Staat ist, hat vorzugsweise einen 
offentlich-rechtlichen Charakter. In den Republiken des Alter- 
tu*nes wurde die erstere der letzteren geopfert und fast aller 
Wert auf die Volksfreiheit allein gelegt. Die Germanen vor- 
züglich haben die individuellen Freiheitsrechte hôher ge- 
schâtzt; und in der modernen Rechtsbildung werden sie vor- 
nehmlich beachtet. 

Es ist aber immer ein Fehler, wenn ûber der einen Frei- 
heit die andere vernachlassigt wird. Die griechischen Zu- 
stànde litten vorzüglich an der eiiiseitigen Beachtung der 
Volksfreiheit, welche als absolute Volksherrschaft verstanden 
wurde. In der spartanischen Verfassung wurde die Knechtung 
des individuellen Lebens von Staats wegen so weit getrieben, 
dass wir uns manche Einrichtungen derselben nur wie Bilder 
einer ausschweifenden Phantasie, nicht als leibhafte Wirk- 
lichkeit vorstellen konnen ; aber auch in dem demokratischen 
Athen wurde die individuelle Freiheit nur gering geachtet 
und vielfâltig durch die Gesetze und das ôlFentliche Leben 
verletzt. 

Wir Neueren leiden zuweilen an entgegengesetzten Irr- 
tümern. Nicht selten wird das Recht des Ganzen übersehen, 
und der Gedanke der induviduellen Freiheit mit so mass- 
losem Eifer einseitig verfolgt, als wàre jedes einzelne Indi- 
viduum ein in sich vollkommenes Wesen, das natürliche 
Centrum der Welt, ein Gott, durch dessen Willen ailes ausser 
ihm geschaffen, von dessen Willen ailes übrige abhàngig wàre. 
Der Staat wird dann vollig preisgegeben und die Ordnung 
des Ganzen durch die Willkûr der Individuen mit innerer 
A.uflosung bedroht. 

Die Wahrheit fordert Anerkennung beider Arten der 
Freiheit. Beide wurzeln in der menschlichen Natur. die 
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Volksfreiheit in der gemeinsamen menschlichen Basse, die 
individuelle Freiheit in dem Individualleben des Geistes. 
Aber die erstere ist ganz und gar ein RechtsbegrifF und 
kommt nur in der Gemeinschaft, d. b. im Staate zur Wirk- 
lichkeit; dié letztere aber bat ihren tiefeii Grund ausser- 
halt) des Staates, in einem Lebensgebiete, welches dieser 
zu beherrschen weder berufen ist noch die Macht bat. 

5. Das Verhâltnis der verschiedenen Staatsformen zu 
der Freiheit wird daher aucb hàufig ein anderes sein, je 
nachdem die Volksfreiheit oder die individuelle Freiheit 
in Frage kommt. 

Die Ideokratie bat die Tendenz, die Volksfreiheit durch 
die absolute Autoritât zu erdrûcken, die Demokratie umge- 
kehrt steigert dieselbe zu Gunsten der Mehrheit zur Volks- 
herrscbaft. Die individuelle* Freiheit aber wird auch von der 
Demokratie nur insofern begünstigt oder geduldet, als die 
Mehrheit mit der Ausübung derselben einverstanden ist. Wenn 
das nicht ist, so wird sie bei jeder Gelegenheit mit Füssen 
getreten. Die Demokratie hat somit wohl Liebe zur Volks- 
freiheit, aber selten wahre Achtung vor iiMIvidueller Freiheit. 
Wer daran zweifelt, der braucht sich nur an die Lage der 
lleichen in dem demokratischen Athen, oder an die Lage der 
Aristokraten zu den Zeiten der Jakobinerherrschaft in Frank- 
reich, oder an die Vorschlàge der Kommunisten «rinnern. 

Die Aristokratie im Gegenteil làsst das Individuum gelten, 
so lange es nur individuelles Leben âussert. Sie gewâhrt 
gerne ein reiches Mass individueller Freiheit und schûtzt 
dieselbe, soweit sie einmal gewâhrt ist, mit unbeugsamem 
Mute auch gegen die Anfeindungen der Menge. Aber sie 
wacht sorgfàltig darüber, dass nicht die Volksfreiheit zur 
Volksherrschaft erwachse. Sie nimmt dieselbe zwar in voll- 
stem Masse ftir die herrschende Minderheit in Anspruch, aber 
misst den grossen Massen des Voîkes nur einen oft kümmer- 
lichen Anteil daran zu. 

aiuntschli, allgemeines Staatsrecbt. 40 
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Sogar die absolute Monarchie ertrâgt und bewilligt oft 
unbedenklich ein bedeutendes Mass von individueller Freiheit, 
von Sicherheit der Personen und des Eigentums, aber sie ist 
misstrauisch und feindlich gegen aile Volksfreiheit gesinnt. 

Die konstitutionelle Monarchie gewâhrt auch hier, wenn 
sie ihrem Princip treu bleibt, eine Fûlle von beiden, ohne 
die Volksfreiheit zur Volksherrschaft werden zu lassen, und 
ohne die individuelle Freiheit bis zur Anarchie zu über- 
treiben. 

6. Ebenso ist das Verhâltnis des Staatsrechts zu den 
beiden Arten der Freiheit verschieden. Die Volksfreiheit ge- 
hort demselben unmittelbar an, als eine Institution des 
Staates, befruchtet und erfûllt von dem Geiste der Gesamt- 
heit. Die individuelle Freiheit dagegen bildet, Tveil sie aus 
dem individuellen Dasein und Leben entspringt, einen Teil 
zunâchst der individuellen Kechtssphàre, d. h. des Privat- 
rechts, und kommt nur mittelbar in den Kreis des ôffent- 
lichen Kechts insofern hinein, als sie entweder unter die Ga- 
rantie desselben gestellt oder durch die Kücksichten auf die 
Gemeinschaft und den Staat nàher begrenzt und beschrànkt 
wird. Die Volksfreiheit kann eben darum auch von der Ge- 
setzgebung freier, je nach den Erfordernissen des Staates und 
dem Kulturzustande des Volks, bestimmt werden; die indivi- 
duelle Freiheit aber hat der Staat in derselben Weise als eine 
selbstàndig bestehende zu achten und zu schützen wie das 
übrige Privatrecht; und dass solches geschehe, ist noch eine 
grosse Aufgabe der zukünftigen Kechtsbildung. 
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Zweites Kapitel. 

I. Individuelle Freilieitsrechte. 

A. ScUatz der Existenz. 

1. Der Anerkennung und dem Schutze jeder Freiheit 
muss die Anerkennung und der Schutz der Existenz* des Ein- 
zelnen selbst vorhergehen. Das Recht zu sein ist für den 
Menschen das erste. Es ist mit ihm geboren und unzertrenn- 
lich mit ihm verbunden, so lange eine lebendige Seele in dem 
Kôrper wohnt. Es hort auf erst mit dem Tode. Der Staat 
ist, obwohl er zunachst eine Rechtsordnung der Gesamtheit 
ist, doch verpflichtet, voraus dieses Urrecht aller Individuen, 
welche von seiner Macht umfasst werden, zu schirmen; denn 
es ist überhaupt eine der wichtigsten Aufgaben des Ganzen, 
die Rechte der einzelnen zu schûtzen, wo diese solchen Schutzes 
bedûrfen. 

Derselbe erstreckt sich sogar auf die noch ungeboreiie 
Leibesfrucht. Obwohl die PersonlichkeU erst mit der Ge- 
burt zu wirklichem Dasein kommt, so ist doch der befruch- 
tete Keim der Person schon früher da, und hat mit Rück- 
sicht auf die wahrscheinliche Entwickelung zur Personlichkeit 
Anspruch auf Wahrung jener und éventuelle Berûcksichtigung 
ihrer zukünftigen Rechte.'^ 

Es ist daher ein Grundsatz des natürlichen Rechtes, dass 
der Staat verpflichtet ist, die Ezistenz der Personen teils 

1 Blackstone lieisst dasselbe das Recht personlicher Sicherheit 
(right of Personal security), Stahl das Recht der Integritat. 

2 Daraus erklârt sich die Fiktion des romischen Rechtes: ,;Qui in 
utero sunt, in toto pene jure civili intelliguntur in reriiin iiatura esse“ 
(L. 26 de Statu hominum), wahreiid die romischen Juristeii wohl wissen, 
dass der „partU8 iiondum editus homo non recte fuisse dicatur“ (L. 9, 
§. 1 ad leg. Falcid). Vgl. Savigiiy, System des rom. Rechtes 11, S. 12; 
B1 ack sto ne I, 1. 
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gegen fremden unberechtigten Angriff zu schützen, 
teils bei âusserer Not vor dem Untergang zu retten. 
Die erstere Pflicht ist überall anerkannt, weniger allgemein 
die letztere, und doch ist sie nicht minder eine Folge des 
obigen Princips. Von welcher Art immer die Gründe sein 
môgen, welche das Individuum in die Lage versetzt haben, 
dass dasselbe ausser stande ist, sich vor dem Tode zu retten, 
ob natürliche oder verschuldete Armut oder vorübergehende 
Not, wenn es die Hilfe der Gesamtheit bedarf und diese die 
Mittel für Erreichung dieses Zweckes bat, so besteht auch 
die Pflicht, jenes zu retten.^ Sie ist nicht eine nationale,^ 
sondern eine menschliche Pflicht; und die Hilfe des Staates 
darf daher in diesen àussersten Fàllen nicht auf die Staats- 
angehorigen beschrânkt, sondern muss auch dem Fremden 
gewàhrt werden, der in dem Staatsgebiet in solche Lebensnot 
geraten ist. Ihrem gemeinsamen Umfange nach aber ist diese 
Pflicht nur auf die Abwendung des Aeussersten, auf wahre 
Notdurft beschrânkt, Im Einzelnen erweitert sie sich, je 
nachdem andere besondere Rücksichten hinzutreten, und er- 
gànzend und verbessernd schliesst sich die freie Wohlthâtig- 
keit der Privât en oder selbst des Staates an, die, wenn sie 
in zu grosser Ausdehnung auch als Rechtspflicht normiert 
wird, leicht an moralischer Kraft und Wirksamkeit mehr ver- 
dirbt, als durch materielle Unterstützung gut macht. Die 

3 Erst dem Einlluss des Cliristentums war es zu verdanken, dass 
diese Pflicht zunachst mit Bezug auf notleidende Kinder im rômischen 
Reiche anerkannt wurde. Die Gesetze Ko ns tan tins des Grossen dar- 
über, Kap. 1 und 2. C. Th. de aliraentis quae inopes vom Jahre 315, 
auf dcren Inhalt wohl die Lehren von Lactantius eingewirkt (vgl. 
Kommentar von Jac. G othofredus), haben in dem Codex Justiniaiieus 
keine Aufnahme gefunden. In anderen Fallen war aber selbst durch die 
ersteren Gesetze noch nicht gesorgt, obschon der Grundsatz in denselben 
ausgesprochen ward: „Abhorret nostris moribus, ut quemquam famé 
confici vel ad indignum facinus proriimpere concedamus.^* 

4 Als solche hat sie in Rom zuerst Câsar anerkannt. Mommsen, 
Rom. Gesch. III, S. 469. 
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neuere Zeit ist reicher als die frtiheren Jahrhunderte nicht 
bloss an Armen- und ünterstützungsanstalten aller Art, sondern 
aùch ail Rettungsanstalten bei Brandunglück und Wassersnot ; 
und es ist das ein grosser Fortschritt in der Entwickelung 
des humanen Rechtes. 

fi. Die Achtung der personlichen Existenz der Individuen* 
führt zwar nicht notwendig zur Aufhebung der Todesstrafe, 
wie manche meinen, wohl aber zur Beschrânkung ihrer An- 
wendung auf seltenste Fàlle, in welchen überwiegende Gründe 
der Existenz des Staates oder der Gerechtigkeit sie nôtig er- 
scheinen lassen. Das Recht des altrômischen Vaters und Herrn 
über Leben und Tod seiner Kinder und Sklaven hatte daher 
noch einen barbarischen Charakter.^ Ebenso war der ganze 
Gedanke der altgermanischen Redite, dass der schwere Ver- 
brecher friede- und rechtlos sei, und dass der Geâchtete von 
jedermaniî ungestraft getôtet werden dürfe, gleich dem Wild 
im Walde, jenem Urbegriff der Persônlichkeit des Menschen 
zuwider. Doch finden wir schon früh in dem deutschen Rechte 
einzelne Triebe einer humaneren Vorstellung zu Tage treten.® 


5 J U vénal hat dicse Barbare! gezüchtigt, Sat. VI, 219: 

Pone crucem servo. Mernit qno crimine servus 

Supplicium? quis testis adest? quis detulit? aiidi. 

Nulla umqnam de morte hominis cunctatio longa est. 

O demens, ita servus homo est? Nil fecerit, esto. 

Hoc volo, hoc jubeo, sit pro ratione vohintas. 

6 Tacitus, Germ. c. 7: „Ceterum neque animadvertere neqiie vincire, 
ne verberare quidem nisi sacerdotibiis permissum, non quasi in poenam 
nec ducis jussu, sed velut Deo imperante.“ Lex Bajuvar., II, I, §. 3: 
„üt nullus liber Bajiivarius alodera aut vitam sine capitali crimine per- 
dat, id est si in necem Ducis consiliatus fuerit, aut inimicos in pro- 
vinciam invitaverit, aut civitatem capere ab extraneis machinaverit, et 
exinde probatus inventas fuerit; tune in Ducis sit potestate vita^ipsius 
et omnes res ejus in patrimonium." Englisclie Magna Charta von 
1215 [Art. 39]: „Nullus liber homo capiatur vel imprisonetur aut dissaisi: 
atur aut utlaghetur (ont law, exlex) aut exuletur aut aliqiio modo destru- 
atiir, nec super eum ibimus nec super euin mittemus, nisi per legale 
judicium parium suorum vel per legem terre. “ 
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In unserer Zeit wird dieselbe allmâhlich in weiterer Anwen- 
dung anerkannt. 

3. Die Fiktion des bürgerlichen Todes, welche nach 
manchen Rechten als Strafe für schwere Verbrechen ausge- 
sprochen wurde, ist noch ein Ueberrest der alten Echt- und 
Friedelosigkeit und im Widerspruch mit dem natürlichen 
Rechte; denn wenn das Leben der Person gewiss ist, so ist 
es unnatûrlich, diese als rechtlich nicht vorhanden zu erklâren. 
Noch in dem Napoleonischen Gesetzbuch ist dieselbe aner- 
kannt, obwohl Napoléon selbst auf die ünsittlichkeit aufmerk- 
sam gemacht bat, dass die Ehefrau, welche aus Liebe und 
Pietàt ihrem verurteilten Mann ins Exil folgt, nun als Kon- 
kubine desselben von dem Rechte gebrandmarkt werde.® Ein- 
zelne neuere Verfassungen haben diese Strafe ausdrûcklich 
aufgehoben. ^ 

4. Aus dem natÿrlichen Rechte des Menschen auf die 
Integritât seines Kôrpers wird ferner die in den neueren Rechten 

7 Friedrich II., Antimach. 17; „Le8 bons princes regardent ce pou- 
voir sur la vie de leurs sujets comme le poids le plus pésant de leur 
couronne. Il savent qu’ils sont hommes comme ceux qu’ils doivent 
juger, ils savent que d’autres injustices peuvent se réparer, mais qu’un 
arrêt de mort précipité est un mal irréparable. Ils ne se portent à la 
sévérité que pour éviter une rigueur plus fâcheuse qu’ils prévoient.** 
Franzôsische Verf. von 1848, Art. 5: „La peine de mort est abolie en 
matière politique.** Noch weiter [wollte die deutsche Reichsverfassung 
von 1849 (§. 139) gehen]; „Die Todesstrale, ausgenommen, wo das 
Kriegsrecht sie vorschreibt oder das Seerecht im Falle von Meutereien 
sie zulasst, sowie die Strafen des Prangers, der Brandmarkung und der 
kôrperlichen Züchtigung, sind abgeschafft.** Das deutsche Strafgesetzbuch 
von 1870 beschrankt die Todesstrafe auf den Mord (§. 211) und den 
Mordversuch gegen den Kaiser oder den Landesherrn (§. 80). 

8 Code civil. Art. 22 ff., Art. 25: „Le mariage qu’il avait contracté 
précédemment est dissous quant à tous ses effets civils.** Las Cases, 
Mémor. de St. Heléne VI, 235. [Die Strafe des bürgerlichen Todes ist 
in Frank reich durch Gesetz vom 31. Mai 1854 aufgehoben worden.] 

9 PreussischeVerf., Art. 10; „Der bürgerliche Tod und die Strafe 
der Vermbgenseinziehung finden nicht statt.** Deutsche Reichsverf. 
von 1849, §, 135. 
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fast überall nun anerkannte Verwerflichkeit einer jeden auf 
Versttimmelung des Leibes gerichteten Strafe begründet. 
Wenn auch die Majestàt des Rechtes und die ôifentliche Sicher- 
heit in einzelnen Fâllen den Tod des Verbrechers fordern 
mag, und dieser nicht bloss einzelne Glieder, sondern den 
ganzen Leib zerstort, so machen doch jene Grtinde nicht 
ebenso diese Strafe notwendig, und es erscheint dieselbe viel- 
mehr unserer Zeit als eine unwürdige und unnotige Barbarei. 
Unter freien und zu hoherer Civilisation herangereiften Vol- 
kern nehmen wir sogar einen âhnlichen, zuweilen heftigen 
Abscheu wahr gegen die Anwendung der korperlichen 
Züchtigung, ungeachtet diese die Glieder nicht zerstort, 
sondern dem Korper nur einen vorübergehenden Schmerz be- 
reitet. Schon das Altertum hat erkannt , dass dieselbe für 
die Klassen der freien Bürger eine uhpassende Strafe sei. 


Drittes Kapitel. 

B. Der freie Gebranch des Eorpers, Berufsfreiheit. 

1. Die Unnatur und Widerrechtlichkeit der Sklaverei, 
welche den Menschen zur unpersônlichen Sache gewaltsam 
niederdrückt, wurde oben schon besprochen.^ Weniger ver- 
werflich ist das Institut des Colonats, wie wir es in den 
spâtern Zeiten des romischen Reiches treffen, und der erb- 
hôrigen Bauerschaft, wie sie wâhrend des Mittelalters fast 
üherall vorkam. Denn es wird in demselben die Personlich- 
keit und die Berechtigung der Colonen und Hôrigen in sehr 
wichtigen Beziehungen anerkannt; und selbst die notwendige 
Verbindung der horigen Bauern mit den Grundstücken, von 
denen sie nicht durch den Herrn getrennt werden, die sie 

10 W O Freie gebüsst wurdei., erlitten Sklaven und Hôrige Schlage. 

1 Bd. I, Buch IJ., Kap. 16. 
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aber ebensowenig nach eigenem Ermessen verlassen dürfen, 
ist nicht unter allen Voraussetzungen unnatürlich. Aber fûr 
einzelne Individuen wurde sie zu allen Zeiten zum Unrecht, 
für solche nâmlich, deren natûrliche Anlagen einen Anspruch 
auf hôhere Berufsbildung nnd eine über die Grenzen des 
Bauerngutes hinausreichende Wirksamkeit begrûndeten. Solche 
Individuen an die Scholle zu fesseln, war eine Nichtachtung 
ihres angeborenen Eechtes und ihrer Bestimmung. Freiere 
Vôlker werden überdem einen so gebundenen Zustand als 
ihrer unwürdig auch in der Regel — selbst abgesehen von jenen 
individuellen Ausnahmen — nicht ertragen» 

Es wurde daher wâhrend des Mittelalters immer als ein 
grosser Fortschritt zur Freiheit begrüsst, wenn das Recht des 
freien Zuges erlangt und urkundlich bestatigt wurde.^ Heut- 

2 Vgl. oben die Stelle aus der Marna Charta von England, Bd. I, 
Buch II, Kap. 21, Note 10. Schon die altgermanische Form der Frei- 
lassung stellte den Eigenen auf einen Krcuzweg und erôffnete ihm 
die Freiheit nach den vier Himmelsgegenden zu gehen, wohiii er wolle, 
zum Zeichen der Freiheit: „De quatuor viis ubi volueris ambulare liberam 
habeas potestatem.“ Lex lîotharis 224; Lex Ripuar. 61, 1 ; Leges Guilelmi^ 
c. 65. J. Grimra, Deutsche Rechtsaltertümer , S. 331 und 286. Auch 
den freien Zins- und den Vogteileuten war solche Freiheit verstattet. 
Weistum bei Grimm, Rechtsaltertümer, S. 347: „Abermal schlagt 
der Zenner (centenarius) dreimal an die Lanze, rufet: hôr, hbr, hôr! ist 
ein mann in diesem freien Hochgericht, der sich dariri nicht erziehen 
noch nehren kann, der soll erstlich bezahlen mein gn. Churfürsten und 
Herrn, darnach die christlich Kirch und den gemeinen mann, und soll 
sein feuer mit sonnenschein ausloschen; da es dann sach were, dasz der 
arme mann sein Gütlein geladeii hatte und führe in ein Platt oder Stadt 
und dass m. gn. Churfürst — reiten kâme, so sollten seiner Diener zwei 
absteigen und dem armen Mann helfen mit dem hintersten Rad, da das 
forderste gestanden hat (d. h. den Wagen [eine kiirze Strecke] weiter 
schieben).“ Dann wurde sie auch auf hofhorige Lente aiisgedehnt. Olï- 
nung von Neftenbach 19 bei Grimm, Weistümer I, 76: „Es mag ouch 
ein jeglicher von uns ziechen, wenn er wil, von richthum oder von ar- 
muth wegen, von dem herren und mengklichem iinbekümmert.“ Oflf- 
nuiig von Brütten ebenda, S. 147: „Herr, wer das ein man lue sesze im 
dinghof, den dunke, das syn gewerb anderschwo besser wer dann hie, 
der mag ziechen an die rychstett, oder in mynes hprren von Oesterych 
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zutàge ist die Freiztigigkeit zu dem gemeinen Rechte der 
civilisierten Nationen geworden, und nur unter besonderen 
Voraussetzungen bestehen noch einzelne Beschrânkungen des- 
selben ausnahmsweise. 

Eine besondere Art des freien Zuges ist die Auswande- 
rung ausserhalb Landes, von welcher früher die Rede war.^^ 
Dagegen kann das Recht freier Niederlassung nicht ebenso 
ausschliesslich als ein individuelles Freiheitsrecht aufgefasst 
werden; denn bei der Niederlassung ist nicht minder die Ge- 
meinschaft beteiligt, in welche der Niedergelassene eintritt, 
als dieser selbst. Das Verhàltnis ist daher nicht ein ein- 
sei tiges, sondern ein gegensei tiges; und es hat die Gemeinde 
ein Recht darauf, dass auch ihre Interessen bei Feststellung 
der Bedingungen der Niederlassung berücksichtigt werden. 
Die freie Niederlassung fûhrt den Staaten meistens frische 
Krâfte m und fôrdert das Wachstum der Staaten. ^ Wenn 
aber vorzugsweise verkommene und schlechte Elemente dahin 

stett oder in Wallstett, oder uf das land, der sol zieclien mynes herren 
von einsidlen zins iind rechten one schaden, daran sol ine nieraan siimen 
noch irren.“ In der zürcherischen Landschaft war der freie Ziig schon 
zu Ende des 15. Jahrhunderts gemeines Recht auch fiir die Hdrigen. 
Vgl. Bluntschli, Rechtsgeschichte von Zurich I, S. 383. 

3 Oben Bd. I, Kap. 21. Deutsche Reichsverf. von 1849, §. 136: 
„Die Auswanderungslreiheit ist von Staats wegen niclit beschrankt, Ab- 
zngsgelder dürfen nicht erhoben werden." 

4 Deutsches Reichsgesetz vom 1. Nov. 1867, §. 1: ,,Jeder Bundes- 
angehbrige hat das Recht, innerhalb des Bundesgebietes 1) an jedem 
Orte sich aufzuhalten oder niederzulassen , bis er eine eigene Wohnung 
oder ein ünterkommen sich zu verschaffen imstande ist.“ — §.4: „Die 
Gemeinde ist zur Abweisung eines neu Anziehenden nur dann befugt, 
wenn sie nachweisen kann, dass derselbe nicht hinreichende Krafte be- 
sitzt, um sich und seinen nicht arbeitsfâhigen Angehôrigen den noth- 
dürftigen Lebensunterhalt zu verschaffen, und wenn er solchen weder aus 
eigenen Mitteln bestreiten kann, noch von einem dazu verpüichteten Ver- 
wandten erhâlt." Schweizerische Verf. von 1874, Art. 45; „Jeder 
Schweizer ha^ das Recht, sich innerhalb des schvveizerischen Gebietes an 
jedem Orte niederzulassen, wenn er einen Heimatschein oder eine an- 
dere gleichbedeu tende Ausweisschrift besitzt." 
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gelenkt werden, dann kann aucb eine Beschrânkung der Auf- 
nahme notwendig werden. ^ 

2. Die Sorge für das Recht der Individuen, sich frei zu 
bewegen (tbe power of loco-motion), bat in yielen Staaten zu 
verbâltnismâssigen Garantien geführt: 

a) gegen willkürlicbe Verbaftung in mancberlei For- 
ment uiid selbst in den Fâllen, wo die Wabrscheinlicbkeit 

5 Nicht mit Unreclit bescliwert sich die Union der Vereinigten Staaten 
von Amerika, dass inan in Europa zuweilen ihr Gebiet als Ablage von 
Verbrechern und unbrauchbaren Gesellen betrachte und benutze. 

6 Englische Magna Charta von 1215, oben Kap. II, Note 6 und 
die selir ausführliclien Bestiminungen der Habeas-Corpusakte Karls II. 
vom Jahre 1679. Freiheitsbrief Herzog Heinrichs von Bayer n für Lands- 
hut von 1279: „Judex etiam niillum scilicet civem detinebit, qui man- 
sionein propriam habet, niai penam meriicrit capitalem, si mansio valeat 
penam pro meleficio debitam et condignam.“ Plait-Géneral de Lau- 
sanne von 1368, §. 66 : „Item dominium lausannense quodcunque sit non 
potcst seu débet capere ^seu capi facere aliqiiam personam sine cogni- 
tione. §. 62: Item si aliqua persona accusetur in casu criminis seu de 
crim non potest seu debet detineri iiisi latrocinium reperiatur super ip- 
sum aut sponte confiteatur. §.81: Item tenetur episcopus /acm (/Mcrram 
pro quolibet cive seu burgense aut residente lausannense capto.“ Frei- 
heit der züreheriseben Landschaft von 1489: „Item von des va- 
che ns und türnens wegen haben wir — abgeret, welcher das redit 
vertrôsten mag vmb sachen, das nit das leben oder ôr beruert, das 
unser eydgeiiossen von Zürich die trostung nemen und die so also ver- 
trôstent nit türnen sôllent.“ Von neueren Verfassungen sind zu erwàhneii 
die nordamerikanische, Zusatz von 1789, Art. 4: „Das Recht des 
Volkes, seine Perso n, sein Haus, -seine Papiere und Effekten gegen 
jedes ungerechte Einziehen oder Durclisuchen gesichert zu wissen, soll 
nicht verletzt werden 5 und es soll dazu kein Befehl erteilt werden, der 
sich nicht auf eine wahrscheinliche ürsache begründet, die durch einen 
Eid oder eine Versicherung an Eidesstatt bekraftigt worden, und der nicht 
den zu durchsuchenden Ort und die einzuziehenden Personen genau be- 
zeichnet.“ Franzbsische von 1848, Art. 4: „Niemand kaun verfolgt 
oder verhaftet werden, ausser in den von den Gesetzen vorgeschriebenen 
Fallen und nur nach der gesetzlichen Form.“ — von 1814, Art. 2. 
Spanische von 1876, Art. 5. Griechisclie, Art. 4 u. 5. Deutsche 
Reichsverfassung von 1849, §. 138. [Vgl. jetzt deutsche Strafprozessord- 
nung von 1877, §. 112 ff., §. 127 fF.] Preussische, Art. 5. [Gesetz 
vom 12. Februar 1850 zum Schutze der persônlichcn Freiheit] Portu- 
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eines Verbrechens vorliegt, umsomehr natürlich gegen Miss- 
brauch der Polizeigewalt. In seinera berühmten Bûche : ^Des 
lettres de cachet et des prisons d’état“ hat Mirabeau mit dem 
brennenden Hass eines Beteiligten und der glànzenden Be- 
redsamkeit eines franzôsischen Tribuns gegen die Tyrannei 
der in Frankreich damais üblichen kôniglichen Haf^s- 
befehle (lettres de cachet) aus Staatsrücksichten einen lit- 
terarischen Feldzug erôffnet, aus welchem er, getragen von 
der Flut der Révolution, als triumphierender Sieger hervor- 
ging. “ Am grossartigsten und erfolgreichsten aber hatten die 
Englânder von alter Zeit her für diese Freiheit gekâmpft, 
und sie durch die Jahrhunderte hinab gerettet und befestigt. 
Das englische Redit verbietet die allgemeinen Verhafts- 
befehle und schützt den, der sich wider ungesetzliche Ver- 
haftung mit Gewalt verteidigt; und die Habeascorpusacte 
gewâhiieistet jedem Verhafteten das Redit, sich sofort auf 
den ordentlichen Richter zu berufen, damit dieser die Gesetz- 


giesische von 182;7, Art. 145: „7) Nicmand kann olme eine gegen ilin 
eingereichte Klage verhaftet werden, ausser in den gesetzlicli bestimmten 
Fallen und in diesen Fallen soll der Richter innerlialb 24 Stunden (in 
entfernten Orten in moglichst kurzer Zeit) von der Einkerkerung an dem 
Verhafteten durch eine unterzeichnete Note den Grund seiner Verhaftung, 
die Namen der Anklager und der Zeugen, vrenn cr sie kennt, kuiid 
thun." Hollândische, Art. 151 u. 152. Belgische, Art. 7: „Au88er 
dem Falle der Ergreifung auf frischer That kann nieniand anders ver- 
haftet werden als kraft eines richterlichen, mit Gründen versehenen Be- 
fehles, welcher im Augenblicke der Verhaftung oder spâtestens binnen 
24 Stunden bekannt gemacht werden muss.“ Norwegische Verf., 
Art. 99: „Für unbefugtc Haft oder ungesetzlichen Aufenthalt stehen die 
Betreffenden den Verhafteten zur Verantwortung.** [Oesterreichisch. 
Staatsgnindgesetz über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger vom 
21. Dezember 1867, Art. 8, und Gesetz vom 27. Oktober ,1862 zum 
Schutze der personlichen Freiheit.] 

7 Auch Blackstone (I, 1) sieht darin einen Hauptgegensatz 
zwischen Lanzosischem Absolutismus und englischer Freiheit und fühil; 
an, dass sogar unter dem mildén Regimente des Kardinals Fleury 54000 
solcher Haftbefehle in Frankreich ausgestellt worden seien. 
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lichkeit der Verhaftung prüfe und über ihre Fortdauer ent- 
scheide.® 

Eine polizeiliche Inhaftsetzung ist indessen nicht ganz 
zu entbehren, namentlich um der Contumaz-Anstalten 
gegen epidemische Krankheiten und um der Wahnsinnigen 
wiUen, sowie mit Bezug auf die Zucht über liederliche 
Arme und vorûbergehend zum Schutz der ôffentlichen Sitte. 
Aber es ist allerdings wichtig, dass die Gründe und die Art 
derselben so besimmt seien, dass dem Missbrauch moglichst 
gewehrt wird. 

b) Eine fernere Garantie liegt in der gesetzlichen Be- 
schrânkung der Eingrenzung der Person in eineii bestimmten 
Ort, ebenso der Verweisung aus einer Gemeinde und der 
Verbannung ausser Landes.^ In der Regel bedarf es, da- 
mit der freie Mann solcher Beschrânkung unterworfen werde, 
eines gerichtlichen Straferkenntnisses, und nur ausnahms- 
weise, aber nur aus bekimmten gesetzlichen Gründen und in 
gemessenen Schranken ist es in freien Lândern der Polizei- 
gewalt gestattet, der personlichen Freiheit der Individuen 
durch Verweisungsdekrete Gewalt anzuthun. 

Am ehesten wird die Landesverweisung gerechtfertigt, 
wenn sie Personen betrifft, welche den Staatsgesetzen grund- 
sâtzlich den Gehorsam verweigern und die allgemeine Rechts- 
ordnung gefàhrden, wie insbesondere die Jesuiten und die 
Vertreter der pâpstlichen AllgewSt. 

c) Anerkennung der Reisefreiheit auch ins Ausland im 
Gegensatz gegen willkürliche Passverweigerung oder lâstige 
Passbeschrânkung. 

8 Lieber, Bürgerl. Freili., S. 45 ff. 

y Vgl. auch dariiber die Magna Charta (oben Kap. II, Note 6) und 
die Habeas-Corpusakte. 

10 Weit schlimmer und geradezu barbarisch ist die polizeiliche Dé- 
portation, zu welcher das franzbsische Gesetz von 1858 die Regierung 
gegenüber Personen ermàchtigte, die wegen eines politischen Vergehens 
verurteilt waren. 
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3. Eine hôhere Sphàre der menschlichen Gesellschaft er- 
offnet sich, wenn das Recht der freien korperlichen Thà- 
tigkeit, wenn die Freiheit des individuellen Handelns, 
des Berufs zur Sprache kommt. Die freie Bewegung ist dem 
Menschen noch mit dem Tiere gemein, auf dieser Stufe aber 
steht er hoch über dem Tiere, welches niclit „handeln“ 
kann. In dem korperlichen Handeln und „Werken“ des 
Menschen offenbart sich die individuelle Herrschaft des- 
selben über die Teile der âusseren Natur, und zunàchst hat 
der Staat nicht die Aufgabe ihn dabei zu leiten, noch das 
Recht der Vormundschaft über ihn, sondern die Bestimmung, 
die Freiheit seiner Thâtigkeit zu respektieren und zu schützen. 
In dem Kreise des individuellen und des Familien- 
lebens wd denn auch heutzutage. nun diese Freiheit in 
weitester Ausdehnung so .regelmâssig anerkannt und geübt, 
dass es tiberflüssig erscheint, dieselbe urkundlich zu gewâhr- 
leisten. 

Verândert wird die Sachlage, wenn das Handeln und 
Werken zum ôffentlichen Berufe gleichsam verbreitet und 
zum Gewerbe wird; denn nun erschoinen nicht bloss die 
gewerbenden Individuen, sondern auch die Gesellschaft, die 
Gemeinde und der Staat beteiligt. Die Frage ist daher nicht 
ausschliesslich eine Frage des Privatrechts, sie hat auch eine 
ofîentlich-rechtliche Seite. Die Gewerbefreiheit vûrd durch 
die Gewerbeordnung geregelt. Wir begegnen daher hier 
ofteren Kàmpfen verschiedener Principien. Das vorige Jahr- 
hundert und in vielen Lândern auch die erste Hâlfte des gegen- 
wartigen Jahrhunderts war noch einer engen Beschrânkung 
der Gewerbe teils durch die Handwerks- und Zunftordnungen, 
teils durch den Vorbehalt der Staatskonzession zugeneigt. Die 
neuere Entwickelung ist entschieden der Betreiung der Ge- 
werbe sowohl von dem Druck und der Leitung der Zuiift- 
meister als von der Vormundschaft und Aufsicht des Staates 
zugethan, und begûnstigt so die môglichst ungehemmte Ent- 
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faltung aller Arbeitskràfte und damit den lebhaften Wett- 
streit in allen Gewerben. Die Vorzüge der Freiheit werden 
hoher geschâtzt, als die Gefahren, welche sie begleiten, und 
so mâchtig ist die Freiheit, dass ein Volk, welches sie ver- 
schmâht oder sich vor ihr fûrchtet, in kurzer Zeit weit zurück 
bloibt hinter dem Volke, das sich mit ihr verbindet. 

Auf dem europàischen Kontinent ist die franzosische 
Gesetzgebung in der Anerkennung dieser Freiheit voran ge- 
gangen und in Deutschland hat die prreussische Gesetz- 
gebung der Reichsgesetzgebung die Wege eroffnet. 


Viertes Kapitel. 

C. Freiheit der MeinnngeaiiBseriuig, Pressh:*eiheit. 

Der oben genauer besprochenen Freiheit des Bekennt- 
nisses^ verwandt ist die Freiheit des Individuums, seine 
Meinung auch in andern Dingen zu àussern. Die inner- 
lichen Gedanken des Geistes sind der Macht und dem Rechte 
des Staates nicht unterthan. Die Freiheit derselben ist dem 
Individuum von Gott gegeben und durch die Unsichtbarkeit 
gegen jede àussere Bedrückung geschützt worden. Es kann 
daher nicht Sache des menschHchen und irdischen Rechtes 
sein, die Gedanken beherrschen oder ordnen zu wollen. 

Die Offenbarung des Gedankens aber, die Aeusse- 
rung in dem Worte, der Schrift oder dem Bilde ist eben, 
weil sie in die Erscheinungswelt ûbertritt und durch die Sinne 
wahrgenommen wird, dem Rechte nicht fremd. 

Sie bedarf in manchen Fàllen seines Schutzes, und da 
sie in sichtbaren Zusammenhang kommt mit der Existenz 
der vorhandenen leiblichen Schopfung und auf diese einwirkt, 


1 Buch VI, Kap. 2. 
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so muss sie nun auch die rechtlichen Schranken beachten, 
welche die gemeine Kechtsordnung bestimmt. 

Vorerst ist die Freiheit der individuellen Meinungs- 
àusserung als ein natürliches Recht von dem Staate anzu- 
erkennen und zu schützen, denn sie ist in der That zunâchst 
einè Folge der von Gott dem Menschen anerschaffenen innere^ 
Gedankenfreiheit, und es lâsst sich auch hier sagen: der 
Mensch hat das Recht zu reden wie er denkt, weil er die 
Pflicht hat wahr zu sein. In allen Zeiten ist denn auch das 
Princip dieser Sprechfreiheit anerkannt und dieselbe als eine 
der wichtigsten Seiten aller persônlichen Freiheit angesehen 
und gepriesen worden.^ 

Ob diese Aeusserung durch das lebendige Wort des Mun- 
des geschche, oder in der Schrift fixiert oder in Bildern dar- 
gestellt werde, ândert an» dem Wesen nichts, Das ailes ist 
Offenbarung und Mitteilung des individuellen Geistes und 
individueller Gefühle. Als aber durch die Erfindung der 
Druckerpresse ein àusseres Mittel gegeben war, die Schrift 
viel tausendfach zu vervielfàltigen und nach allen Seiten hin 
an das Volk zu bringen, und als durch dio kirchlichen Geistes- 
kâmpfe des XVI. Jahrhunderts die Leidenschaften aus tiefem 
Grunde aufgeregt und durch die Parteischriften in heftige 
Bewegung versetzt wurden, da kam man auf die Institution 
der staatlichen Censur, welche über die Presse wc^chen und 
es verhindern sollte, dass dieselbe auch denen diene, welche 
die voin Staate geschützte Konfession bestreiten oder seinen 

2 Euripide s, Phonicierinnen : 

Jokaste: Was ist so Hartes denn an der Verweisiing? 

Polyneikes: Das Schrecklichste ist das: der Flüchtliiig darf 
Nicht üffen reden, wie er gerne mocAte. 

Jokaste: Was du mir sagst, ist ein es Ski aven Los: 

Nicht reden dûrfen, wie man’s meint. 

Ein sicherlich unverwerfliches Zeugnis ist das des Kaisers Tiberius 
bei Sue ton, Tib. 28: „Jaclabat, in civitate libéra linguam merdemque 
libéras esse deberc.^ 
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Interessen und dem Gange seiner Politik feindlieh entgegen- 
treten.3 Vorausgegangen war ihr schon seit dem Papste 
Alexander VL (Const. Alexandri VL Inter multipliées 
V. 1. Juni 1501) die kirchliche Censur über aile gedruckten 
Bûcher. In der ersten Hâlfte des XVI. Jahrhunderts wurde 
sie in den europàischen Monarchien fast überall, in Deutsch- 
land durch Reichsgesetze , aber selbst in den schweize- 
rischen Republiken, den katholischen und den reformierten 
eingefûhrt. 

Zuerst wurde die Pressfreiheit^ als eine reife Frucht 
von dem stolzen Baume der englischen Freiheit gepflûckt.^ 
Unter der ruhmvollen Regierung des Oraniers, Wilhelm 1. 1694, 
wurden die Vollmachten, deren die Censoren (licensers) be- 
durften, von dem Parlament nicht mehr bestàtigt, ® und von 
da an gab es in England keine Censur mehr. In Preussen 
machte Friedrich der Grosse einige Versuche, die Pressfreiheit 
einzuführen, aber hielt darin nicht aus, und nach seinem 
Tode wurde die Censur wieder so engherzig und kurzsichtig 

3 Im Altertum finden wir die nàmlichen Gedanken schon von dem 
Philosoplien Platon in Vorschlag gebracht. In dem VII. Bûche von 
den Gesetzen lasst er den Athenern ein Gesetz beantragen, „dass der 
Dichter nichts anderes in seine Dichtung bringe, als was mit dem vom 
Btaate als gesetzlich oder schon oder gut Anerkannten übereinstimmt, 
und dass ihm nicht erlaubt sein solle, seine Dichtungen irgend eitiem 
einzeliien zu zeigen, bcvor sie den dazu verordneten Richtern und den 
Gesetzverwesern gezeigt worden und ihren Beifall erhalten haben.“ 

* üeber die englische Censur, vgl. [H. Cox, Staatseinrichtungen 
Englands (übersetzt von Kühne), S. 247 fF.] 

5 Eine beredte Verteidigung der Pressfreiheit hat schon Tacitus 
Ann. IV, 34 und 35, wo es unter anderem heisst: „Libros per aediles 
eremandos censuere patres, sed manserunt, occultati et editi. Quo magis 
socordiam eorum inridere libet qui praesenti potentia credunt extingui 
posse eiiam sequentis aevi memoriam. Nam contra, punitû ingeniis, 
gliscit aucioritas: neque aliud extemi reges aut qui eadem saevitia usi 
surit, nisi dedecus sibi atque illis gloriam peperere.“ Unter den Neueren 
hat Milton für ihre Einführung den Kampf mit den glânzendsten und 
scharfsten Waffen eroffnet. 

Blackstone IV, 11; Russel, Engl. Verf., Kap. 13. 
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wie zuvor. ‘ Die Nordamerikaner nahmen das Verbot der 
Censur 1789 in ihre Verfassung auf. Die franzôsische 
Révolution proklamierte in demselben Jahre die Pressfreiheit 
als ein heiliges Menschenrecht. Aber wàhrend die Volks- 
leidenschaften erregt waren, konnte thatsâchlich die Press- 
fretheit nicht geübt werden, und im Jahre IV wurden wie^r 
strenge Gesetze (vom 27. und 28. Germinal) gegen den Miss- 
brauch der Presse erlassen und sogar im Jahre V eine vor- 
übergehende Censur der politischen Zeituugen eingeführt. Erst 
nach der Restauration 1814 wurde die Pressfreiheit wieder im 
Grundsatz proklamiert und durch das Gesetz vom 17. Mai 1819 
geschützt.® In unserem Jahrhundert ist dieselbe zum ge- 
meinen Rechte der civilisierten Staaten von Europa und 
Amerika geworden. Russland ist fast die einzige Macht 

< Vgl. Biederraann, Ueutschland im XVIll. Jahrh. 1, S. 119 tT. 
[Üurch das Edikt vom 12. Mai 1749 dehnte Friedrich der Grosse die 
Censur, die bisher nur für theologische Bûcher ausgcübt ward, auf aile 
Bûcher aus.J 

w Vgl. Sévin in den Travaux de l’Academie des Sciences morales 
et politiques, Dec. 1851, p. 323 f. 

Franzôsische Verfassung von 1814, Art. und bestinirater von 
1830, Art. 7, nachdem die unglücklichcn Ordonnanzen Karls X. an diesem 
reizbaren Punkte das franzôsische Volk verletzt hatten. [Eine fast un- 
beschrankte Pressfreiheit besteht in Frank reich gegenwartig auf 
Grurd des Pressgesetzes vom 29. Juli 1881.] Die schweizerisclien Kan- 
toiialverfassungen seit 1830 meistcns, die B iind'^sverfassung 
von 1848, Art. 45, [von 1874, Art. 55]. Spanische von 1876, Art. 13. 
Portugiesisclie von 1826, Art. 145, 3. Belgische, Art. 18: „Die 
Presse ist frei; die Censur kann nie eingeführt werden; es bedarf auch 
keiner Sicherheitsleistung von seiten der Schriftsteller, Verleger oder 
Drucker. Wenn der Schriftsteller bekannt und in Belgien ansâssig ist, 
so kann der Verleger, Drucker oder Verteiler nicht gerichtlich verfolgt 
werden." Norwegische, Art. 100: «Pressfreiheit muss stattûuden. 
Niemand kann für irgend eine Schrift, welchen Inhalts dieselbe auch 
sei, die er hat drucken oder herausgeben lassen, bestraft werden, es sei 
denn, dass er vorsâtzlich und offenbar entweder sich selbst des ünge- 
horsams gegen die Gesetze, der Geringschatzung der Religion, der Sitt- 
lichkeit oder der konstitutionellen Gewalten und des Widerstandes gegen 
die Befehle derselben schuldig gemacht oder andere dazu aufgereizi, 

BlunliChli, allgemeiaes Staatsrecht. 41 
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von Bedeutung, welche noch das System der staatlichen Vor- 
mundschaft über die Presse aufrecht erhâlt, und wohl auch 
noch lângere Zeit erhalten muss. 

Wirwissen freilich ans Erfahrung, dass durch eine schlechte 
und liederliche Presse hàufig sittliche Verwirrung und grosse 
Uebelstànde aller Art teils verbreitct und gefôrdert, teils 
hervorgerufen worden sind; zumal unter Vôlkern, die zu einer 
geordneten Freiheit nicht erzogen worden waren, und der oft 
vernommene Ruhm der Pressfreiheit, sie heile jederzeit die 
Wunden selber wieder, die sie geschlagen, ist trügerisch. Ein 
sittenloses und verdorbenes Volk wird durch die Pressfreiheit 
schwerlich gerettet werden ; und in einer von den Priestern 


oder falsche oder ehrenrührige Beschuldigungen gegen irgend jemanden 
vorgebraclît bat. Freimütige Aeiisserungen über die Staatsverwaltung 
und jeden anderen Gegenstand sind jedermann gestattet/' Gricchische, 
Art. 14: „Jedermann darf^seine Meinungen kiind geben in dem leben- 
digen Wort oder durch die Presse, insofern er sich den Gesetzen dea 
Staates gemüss benimmt. Die Presse ist frei. Die Censur und jede 
andere Praventivmassregel ist untersagt. Auch die Beschlagnahme ist (von 
einigen Ausnahmen abgesehen) untersagt. Die Verleger der Zeitungen 
müssen gricchische Büiger sein.** Oesterreichisches [Staatsgrund- 
gesetz über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger vom 21. Dezember 
1867, Art. 13]: «Jedermann hat das Recht, durch Wort, Schrift, Driick 
oder bildliche Darstellung seine Meinung Irei zu aussern. Die Presse 
darf nicht unter Censur gestellt noch durch das Konzessionssystem be- 
schrânkt verden.** Preussisclie, Art. 27: «Die Censur darf nicht 
eingelührt werden, jede andere Bescliisankung der Pressfreiheit nur im 
Wege der Gesetzgebung.** Eine eigentümliche Bestimmung über eine 
Art Censur in der schwedischen Verf., §. 108. [Deutsches Reichs- 
gesetz über die Presse vom 7. Mai 1874, § 1: «Die Freiheit der Presse 
unterliegt nur denjenigen Beschrânkungen, welche durch das gegen- 
wàrtige Gesetz vorgeschrieben oder zugelassen sind.**] Allen diesen ver- 
fassungsmassigen Anerkenniingen der Pressfreiheit als eines Grundrcchtes 
der civillsierten Menschheit zum Trotz hat noch Papst Pi us IX. in seiner 
Encyklika vom 8. Dezember 1864 im Einverstandnis mit seinem Vor- 
garger Gregor XVI. die Pressfreiheit als einen «verderblichen Irrtum** 
und als «Wahnsinn (deliramentum)** unserer Tage zu erklaren sich nicht 
gescheut. 

w Pertz in S teins Leben I, S. 180: «Da Pressfreiheit nicht schafft. 
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beherrschten Bevôlkerung drângt die klerikale Verletzung und 
Verduramung jede freie Kritik und die vernûnftige Presse 
zurück. Aber wir haben auch die Erfahrung gemacht, dass 
der Ruhm der Censur, den Staat vor Erschûtterung zu be- 
wahren und die ëffentliche Ruhe und Wohlfahrt mâchtig zu 
stützen, nicht weniger eitel ist. Meistens bat vor dem Aiis- 
brucli einer Révolution die Censur geherrscht, und wàhrend 
derselbeii nur dem Scheinc nach Pressfreiheit bestanden, in 
der Wahrheit aber nur zu Gunsten der siegreichen Partei. 
Nur in einer wirklich freien und Religion, gute Sitte und Recht 
achtenden Nation wird sich daher die Pressfreiheit in ihrer 
Würde und ihrer wohlthâtigen Wirkung bewàhren. Dann aber 
ist sie ein kostbarer Edelstein, von ursprünglichem Lichtglanz 
erfüllt. Der human gewordene Staat wi^rd sie daher stets ehren 
und sorgsam bewàhren, und die ofifentliche Meinung und das 
ganze geistige Leben der Nation wird in ihr sichtbar und 
durch sie erleuchtet. 

Schrankenlos aber darf auch diese Freiheit nicht sein. 
Nur ist die Censur nicht die rechte Weise ihrer Beschrànkung; 
denn diese, und würde sie noch so milde und umsichtig ge- 
handhabt, hebt jene im Princip auf, da der Wille des Cen- 
sors zum Vormund gesetzt wird über die Meinungen mündiger 
Manner, auch wenn sie einen umfassenderen oder schàrferen 
Blick haben in das Leben der Menschen und in das Reich 
der Wahrheit als der Censor. 

Die einen Schranken der Pressfreiheit sind gemeinsam 
für aile Veroffentlichung durch die Presse; andere beziehen 
sich nur auf die politische Presse im eigentlichen Sinne, 
insbesondere auf politische Zeitungen, Broschürenlitteratur 
und Plakate. Bei dieser nâmlich ist die Ruhe und Wohlfahrt, 
daher auch das Recht des Staates unmittelbar, im übrigen nur 
mittelbar beteiligt. Ueberdem hat die politische Presse weder 

sondern nur zu Tage bringt, so erwartet nian von ihr vergebens Hilfe, 
wo Glauben und Siiten verdorben sind.“ 
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die Absicht noch den Charakter, der Erkenntnis und Ver- 
breitung der Wahrheit als solcher zu dienen, wie die zahl- 
reichen wissenschaftlichen Werke jeder Art, noch das Privat- 
leben zu erheitern, zu verschônern, wie die schône Litteratur, 
sondern sie nimmt ihrer Natur nach an den Bewegungen und 
K^impfeii der Politik einen vornehmlich durch diese bedingten 
Teil, und ist in ganz vorzüglichem Sinne auch zu einer 
Parteimacht geworden, die in unserem Jahrhundert, den 
Kriegsscharen vergleichbar, mit allen Waffen des Geistes fur 
bestimmte Plane und Bestrebungen streitet, und tàglich ihre 
kleinen Scharmûtzel, zuweilen auch grosse nachwirkende, ob- 
wohl unblutige Schlachten liefert. Der Staat muss diese eigen- 
tümliche Bedeutung der politischen Presse beachten, weil 
sie ihm ans Leben geht. 

Die ganze Presse niuss die allgemeinen Schranken des 
Rechtes, und die individuelle Freiheit muss die Rechtsord- 
nung der Welt, in welche sie nun um ihrer Aeusserung willen 
übertritt, achten. Daher darf sie weder in der Form noch in 
dem Inhalte der Aeusserung die Rechtssphâre des Staates oder 
der Individuen verletzen. Der Gesetzgebung liegt die Sorge 
ob, das im Einzelnen nach den verschiedenen Richtungen zu 
normieren, und die Pressvergehen, je nachdem sie die 
Majestàt und Sicherheit des Staates selbst oder die ôffentliche 
Sittlichkeit oder die Ehre der Personeii und die Ruhe des 
Familienlebens verletzen, mit Strafe zu bedrohen. 

Eine umfassendere und nahere Sorge aber erfordert die 
politische Presse. Vor allen Dingen ist es Sache der 
Staatsregierung, fortwâhrend genau und vollstàndig die man- 
cherlei Richtungen, die ganze ïhàtigkeit und die Wirksamkeit 
der politischen Litteratur in Gutem und Bôsem zu beobachten, 
und je nach ümstànden diese zu benutzen oder ihr zu be- 
gegnen. Die Einrichtung eines Censoramtes in solchem 
Sinne, einer Inspektion und teilweise Direktion der politi- 
schen Presse wûrde eher an die rômische ais an die nun ab- 
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geschaffte Büchercensur der let^ten Zeiten erinnern. Es wâre 
fürwahr eine ebenso ehrenvolle als nützliche Aufgabe ange- 
sehener Mânner von wissenschaftlichem Rang und politiscber 
Einsicht, die Staatsregierung fortwâhrend in Kenntnis zu er- 
halten von den Strômungen der ôffentlichen Meinung und den 
mannigfaltigen Bedürfnissen, die sich in derselben kundgebJn, 
und die nôtigen Entgegnungen und Aufklàrungen in der 
Presse von ihrer Seite hinwieder vorzubereiten. Gegenwârtig 
fehlt es noch meistens an einer derartigen Institution und 
manche Versuche, ein staatliches „Pressbureau“ zu bestellen, 
sind, weil zu enge und altpolizeilich gedacht, klâglich verun- 
glückt. In Frankreich aber [ist unter Napoléon I. wie unter 
Napoléon IIL] diese Staatspflege der Presse bis zur Staats- 
herrschaft ûber die Presse gesteigert. und damit die Press- 
freiheit unterdrückt worde». 

Im übrigen kommen foîgende Schranken der politisch.en 
Litteratur zur Sprache. 

a) Die Notwendigkeit von Kautionen der Unternehmer 
von Zeitungen ist als eine Garantie der Soliditàt eines für 
das ôffentliche politische Leben bestimmten Institutes nicht 
gerade verwerflich, aber wenig wirksam. 

b) Das Konzessionssystem für die Herausgabe von 
Zeitungen hat das ernste Bedenken gegen sich, dass dasselbe 
leicht missbraucht werden kann, um jede Oppositionspresse 
unmôglich zu machen und so die Pressfreiheit auf dieser Seite 
vollstàndig zu lahmen. Es ist daher nur insofern vertràglich 
mit der Idee der Pressfreiheit, als die Bewilligung nicht will- 
kürlich verweigert werden darf, sondern sobald gewisse all- 
gemeine, für alleParteien gleiche Bedingungen vorhanden sind, 
gewâhrt werden muss. Es ist schon der Vorschlag gemacht 

il Das deutsche Pressgesetz vom 7. Mai 1874 schliesst jede Ver-^ 
ptlichtung zur Kaiitionsstellung pus. 

i‘l Das Konzessionssystem wurde für Deutschland durch die Gewerbe« 
ordnung vora 21. Juni 1869 beseitigt. 
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worden, dass nur solchen Individuen gestattet werden sollte, 
als Redaktoren einer Zeitung regelmâssig ôffentlich zum Volke 
zu reden, welche eine wissenschaftliche Prûfung in der Juris- 
prudenz oder Staatswissenschaft bestanden und so sich tiber 
ihre Befâhigung ausgewiesen haben. Allein selbst wenn es 
mdglich wâre, solche Prüfungen von einem ungebührlicnen 
Einflusse der Sympathie und Antipathie der im Staate herr- 
schenden Partei frei zu erhalten, so würde doch unvermeid- 
lich eine solche Einrichtung dem Zopfe der Schule verfallen. 
Eher dürften ftir die Zeitungsredaktoren die nàmlichen 
Eigenschaften verlangt werden, welche der Staat fur die Ge- 
schworenen oder Deputierten fordert. Die Redaktion 
einer politischen Zeitung ist zwar ein freier, aber ein so 
eminent politischer Beruf, der an Bedeutung und an Einfluss 
auf die Staatswohlfahrt sehr viele offentliche Aemter überragt, 
dass nicht jedermann für wtirdig und fâhig gehalten werden 
kann ihn zu tiben. Es "sollten daher jedenfalls nicht geringere 
Ansprtiche an die personlichc Tüchtigkeit und Soliditat der 
Redaktoren gemacht werden, als an die Mànner, welche die 
genannten politischen Funktionen übernehmen. 

c) In neuerer Zeit hat die Staatsgewalt in verschiedenén 
Lândern, zuerst in Frankreich, mit heftig wirkendem Erfolg 
die Massregel der Suspension oder Unterdrückung einer 
Zeitung nach vorausgegangener mehrmaliger Verwarnung 
eingeftihrt. Durch dieselbe wufde wohl dafür gesorgt, dass 
die Regierung jederzeit eine wirklich gefàhrliche oder ver- 
derbliche Richtung der Presse unterdrücken kônne; aber nicht 
ebenso wurden dafür Garantien gewàhrt, dass die berechtigte 
Freiheit der Meinungsausserung und der Opposition fort- 
bestehe. Wenn der Fortbestand der Journale von der Gnade 
der Regierung abhàngt, so ist der Inhalt der Journale ebenso 
von dem Willen der Regierung abhângig, und die Pressfreiheit 
besteht nur dem Namen nach. Die wahre Aufgabe ist aber, 
die Sicherheit des Staates zu verbinden mit der freien Be- 
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wegung der Parteien und der Individuen, nicht bald jene, 
bald diese zu opfern.^^ 

d) Die polizeiliche Beschlagnahme von Druck- 
schriften, insbesondere von Flugblâttern und Zeitungen unbe- 
dingt untersagen, das hiesse den Staat im Kampfe wider die 
Feinde der Staatsordnung entwaffnen. Aber wûrde der Polizei 
ein willkürliches Kecht zu beliebiger Beschlagnahme zuge- 
standen, so würde ihr dadurch ein Mittel in die Hànde ge- 
geben, jede missliebige Zeitung zu unterdrûcken. Es kommt 
also darauf an, die Beschlagnahme gesetzlich zu ordnen und 
Beamte, welche eiiien ungesetzlichen Gebrauch von derselben 
machen, zum Schadenersatz zu verpflichten. Auch bedarf 
jede Beschlagnahme, um fortzuwirken, der richterlichen Be- 
stàtigung. 

e) Hâufig werden die Zeitungsblâtter mit einer Stempel- 
gebühf belegt, sogar in dem freien England. Diese Mass- 
regel hat voraus die fiskale Bedeutung einer Einnahmsquelle 
für die Staatskasse. Daneben kann sie auch das Aufkommen 
von ganz niedrig gehaltenen, für den Pôbel berechneten Zei- 
tungen einigermassen erschweren, zuweilen verhindern. Aber 
staatswirtschaftlich ist sie durchaus nicht isu rechtfertigen, da 
sie eiuen einzelnen Erwerbszweig, der überdem nur in zweiter 
Linie von okonomischer Natur ist, im Vergleich mit andern 
Berufsarten ganz übermàssig belastet und geradezu zu einer 
unwürdigen Besteuerung der freien Meinungsâusserung wird.^^® 

f) Eine praktisch sehr wichtige und wohlbegründete, ge- 
rade dem Wesen der Pressfreiheit zusagende Schranke der- 

Deutsches Pressgesetz von 1874, §. 4: „Eine Entziehung der 
Befugnis zum selbstaridigen Betrieb eines Pressgewerbes — kann weder 
im administrative!! noch im richterlichen Wege stattfinden.“ 

14 Deutsches Pressgesetz von 1874, §. 23 if. > 

14* [In Deutschland ist jede besondere Besteuerung der Presse 
und der einzelnen Presserzeugnisse durch das Pressgesetz (§. 30) aufge* 
hoben worden. — In England ist der Zeitungsstempel schon 1856 auf- 
gehoben worden.] 
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selben ist die Anerkennung des R e ch tes jeder in einer Zei- 
tung angegriffenen Person oder Behorde, sich in dem nam- 
lichen Blatte und vor dem nâmlichen Publikum zu vertei- 
digen. Wer an der Spitze eines offentlichen Journals steht 
und für sich selber die Pressfreiheit in ausgedehntem Sinne 
stets in Anspruch nimmt, soll in besonderem Masse auch die 
Freiheit der andern, ebenfalls ihre Meinung zu aussern, re- 
spektieren und hat er einen andern in seinem Blatte offent- 
lich angegriffen oder angreifen lassen, so hat er gerade dadurch 
die ôffentliche Verteidigung desselben hervorgerufen und er 
ist diesem und dem Publikum gegenüber verpflichtet, diese 
Verteidigung da zuzulassen, wo sie in der Regel allein môglich 
und wirksam ist. Die Erwiderung in anderen Blâttern namlich 
hilft in sehr vielen Fàllen wenig, weil dann die Verteidigung 
nicht vor dem nâmlichen Publikum geführt wird, vor welchem 
der Angriff geschehen ist, und ist ûberdem hâufig nicht mog- 
lich, da andere Redakteren nicht immer ein Interesse und 
gewôhniich auch nicht die Pflicht haben, ihre Spalten dem 
pèrsônlichen Streite zu ôffnen. 


15 Ganz giit Z. B. g, 19 des ôsterreichisclien Pressgesetzes vom 
17. Dezember 1862 [nach der durch Gesetz vom 15. Oktober 1868 gegc- 
benen Fassung]: „In eine periodische Druckschrift miiss jede Berichtigung 
von darin mitgeteilten Thatsachen auf Verlangen einer Behorde oder 
beteiligten Privatperson in das nach gestelltera Begehren zunachst er- 
scheinende oder zweitfolgende Blatt odeç^Heft, iind zwar sowohl bezüg- 
lich des Ortes der Einreihung als auch bezüglich der Schrift (Letiern) 
ganz in derselben Weise aufgenommen werden, in welcher der zu be- 
richtigeride Artikel zum Abdruck gebracht war. Amtliclje Berichtigungen 
sind stets, jene von Privatpersonen nur insofern unentgeltlich aufzu- 
nehmen, als der Umfang derselben das zweifache Mass des Artikels, 
gegen den sie gericlitet sind, nicht übersteigtj im entgegengesetzten 
Falle sind für das Mehr die üblichen Einrückungsgebühren zu entrichten.*^ 
Deutsches Pressgesetz, §. 11: „Der verantwortliche Redakteur einer 
periodischen Druckschrift ist verpflichtet, eine Berichtigung der in 
lotzterer mitgeteilten Thatsachen auf Verlangen einer beteiligten otfent- 
lichen Behorde oder Privatperson ohne Einschaltungen oder Weglas- 
sungen aufzunehmen, sofern die Berichtigung von dem Einsender unter- 
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g) Strengere Massregeln gegen pseudonyme Angriffe sind 
auch schon in einzelnen Lândern verfiigt worden, helfen 
aber wenig. 

h) In Zeiten.der Staatsnot, wie in Kriegszeiten oder wenn 
offener Aufrubr droht, werden der politischen Presse gegen- 
ûber ausserordentliche Beschrânkungen notig und gerede 
darum zulassig. Werden solche Ausnahmsbeschrankungen 
durch die Verfassung oder die Gesetzgebung nicht vorgesehen 
und moglich gemacht, so ist doppelte Gefahr unvermeidlich, 
dass entweder der Staat um deswillen grossen Schaden leidet 
und die Not desselben vermehrt wird, oder dass in Form der 
ungesetzlichen Willkür dennocli, sei es von oben oder von 
unten ber, der Pressfreiheit faktisch ein Ende gemacht vird. 
Das letztere trifft gewohnlich ein. Z^ar steht dann die Ga- 
rantie der Pressfreiheit auf^ dem Papier. Aber wehe dem, der 
es wagt, im Widerspruch mit den heissen Leidenschaften der 
gerade herrschenden Macht eine Meinung zu âussern, welche 
dieser verhasst ist oder gefâhrlich scheint. Besser daher, es 
werde die doch unvermeidliche Beschrankung in den Wegen 
des Gesetzes angeordnet. 

i) Der Anschlag von Plakaten politischen Inhalts darf 
füglich unter die unmittelbare Aufsicht der Polizei gesetzt 
werden, denn das ist nicht mehr einfache freie Meinungs- 
âusserung, sondern die Form schon spielt in das Gebiet der 
Proklamation über, welche der offentlichen Autoritât allein 
zusteht. 

k) Aile neueren Pressgesetze fordern für Zeitungen die 

zeichnet ist, keinen strafbaren Inhalt hat und sich auf thatsâchliche 
Angaben beschrânkt. Die Aufnahme erfolgt kostenfrei, soweit nicht die 
Entgegnung den Raum der zu berichtigenden Mitteilung überrchreitet; 
für die über dieses Mass hinausgehenden Zeilen sind die üblichen Ein- 
rückungsgebühren zu entrichten." 

16 Schon der Kaiser Augustus (Sueton, Octav., 55) „cen8uit, cog- 
noscendum posthac de iis, qui libelles aut carinina ad infamiam cujus- 
quam sub alieno nomine edant.** 
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Bezeichnung eines verantwortlichen Kedakteurs, Ver- 
legers und Druckers;^’ und regulieren nâher das Verhàlt- 
nis dieser Personen wegen strafbarer durch die Presse ver- 
übter Handlungen. 

1) Die Beurteilung von Pressvergehen macht den Beizug 
bürgerlicher Geschworeiier oder Schôffen wünschbar, damit 
die Rechtspflege allgemeines Vertrauen finde. Aber offen- 
barer eignen sich dafür nur solclie Urteiler, welche fâhig 
sind ein litterarisches Produkt zu verstehen, nicht homines 
illiterati. Man sollte daher bei der Bildung der Schwur- 
gerichte in Presssacheii auf diese Fâhigheit Rücksicht nehmen. 
Manche Bauern sind vollkommen fâhig, über eine Klage wegen 
Diebstahl oder Brandstiftung zu urteilen, aber unfàhig über 
einen Zeitungsartikel einen richtigen Wahrspruch abzugeben. 
Sie werden unter Umstânden, an grobe Ausdrucksweise ge- 
wôhnt, wirkliche und schwere Beleidigungen nicht als solche 
erkennen und hinwiedér manche erlaubte wissenschaftliche 
Aeusserungen über religiôse Dinge, je nach der Anweisung 
ihres Pfarrers, für strafbar halten. Würde man für Geschworene 
inPressprozessen diepelbe wissenschaftliche Vorbildung fordern, 
wie für den militàrischen Freiwiîligendienst, so würde man 
eine erhohte Bürgschaft gewinnen für eine sachkundige, ge- 
rechte und sowohl den Interessen der Ordnung als der Frei- 
heit dienende Rechtspflege. 

Deutsche s Pressgesetz von 1874, §. 8: „Verantwortliche Redak- 
leure periodischer Druckschriften dürfen nur Personen sein, welche ver- 
fügungsfâhig, im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte sind und im 
Deiitschen Reiche ihren Wohnsitz oder gewohnlichen Aufenthalt haben.“ 
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Fünftes Kapitel. 

D. Schntz des Hausfriedens und des freien Verkehrs. 

1. Eine der schônsten Rechtsideen, welche in den ger- 
mafiischen Rechten zur Verwirklichung gelangt, und eine 
der wichtigsten Freiheiten, welche der Staat dem Individuum 
gewàhren kann, ist die Anerkennung und der Schutz des Haus- 
friedens. ^ Innerhalb der Umzâunung seines Hofes und 
innerhalb der Mauern seines Hauses soll sich jeder vôllig 
sicher fühlen vor fremder Gewalt, da Riihe finden vor der 
Strômung und Brandung des bewegten und feindlichen Lebens, 
da sein cigener Herr sein. Das Haus uingibt und schützt 
das Individuum und seine Familie ahnlich, wie der Leib die 
Seele; es ist gewissermasæn der künstlich erweiterte Leib 
des Menschen. Daher wird mit Redit jede Beleidigung und 
Krànkung einer Person und ihres Rechts, die überhaupt straf- 
bar ist, harter gestraft, wenn sie ihr in ihrer Wohnung 
angethan worden ist, und dafûr gesorgt, dass auch die Organe 
der Staatsgewalt selbst nur unter gewicsen Voraussetzungen 
und nur mit grosser Schonung der Freiheit und Ruhe des 


1 Lex BaJ n var. X, 2, §. 2. „Nemo ingrediatur alienam domum per 
violcntiam, quia hoc scandalum generat.“ Freibiirger Stc-dtreclit von 
1120, c. 42: „Si qnis burgensem in propria area vi invaserit vel temere 
domi quesierit, quicqiiid ei (d. h. dem Eindringling) inali lecerit, non 
emendabit.“ Aaegabuch V, 2: „Thit is thi erosta kere, and thi warth 
mit ethon bisvveren, that allera monna liwek fretho hede binna hovi and 
binna huse bi twam ieehtiga ielden and bi twam hundreda merkon.^ 
(Dieas ist die erste Kür und die wurde mit Eiden beschworen, dass 
jedermanii Friede habe innerhalb des Hauses bei zwiefacher kundbarer 
Busse und zwcihundert Marken.) Vermehrter Sachsensplegel II, 
1 pr.: „Eyn iczlicli inan in sinen vier pfelen und wenden sol vordir- 
lichin vrede habin mit grosim und mit starkem redite. Wan uswendig^ 
frieheit und frede des buses ist das nymant dem andirn des tages nodi 
des nachtis in sin hus lauffin sal nodi keinen obirlast mit Worten nocli 
mit Werken thun 8al.“ 
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Hausherrn sein Haus betreten und darin teils Nachfor- 
schungen vornehmen, teils ûberhaupt anitliche Handlungen 
vornehmen dürfen. 

Die altertûmlichen Vorschriften, welche das romische 
Recht ans der Zeit der Republik und das altéré deutsche 
R'^cht*^ für den Fall der Haussuchung wegen eines Diebstahls 
festgesetzt hatten, sind Zeugnisse für die Ehrfurcht dieser 
Rechte vor dem Hausfrieden. Vorzüglich aber bat das deutsche 
Recht die Idee des Hausfriedens ausgebildet und sogar jede 
Beunruhigung von aussen gegen die Hausbewohner, ja selbst 
das unwürdige Belauschen des inneren Lebens und Treibens 
an den Fenstern und Thüren als eine Verletzung des Haus- 
friedens betrachtet und den Hausherrn gerechtfertigt, wenn 
er energische Mittel zur Abwehr anwendete.^ Sogar dér 
fremde Verfolgte konnte, wenn er von dem Herrn des Hauses 
aufgenommen worden, Schutz vor seinen Verfolgern finden in 
dem unangreifbaren Heiligtum des Hauses und Zeit gewinnen, 
um selbst den Nachforschungen des Richters zu entgehen.'* 
Das Asylrecht, welches die Kirche im Mittelalter auch den 
Verbrechern gewâhr^e, die sich in die heiligen R&ume ge- 
tlüchtet hatten, beruhte auf dem nâmlichen Gcdanken, und 
nur noch hôher als der Hausfriede des freien Mannes wurde 
der Kirchenfriede des Gotteshauses geachtet.^ Den hohen 


Jakob G ri mm (D. Rechtsaltertr^ S. 639) teilt zahlreiche Belege 
ans den Quellen mit. 

3 Vgl. Osenbrüggen, Der Hausfrieden, Erlangen 1857. 

4 Sehr deutlich in dem Freiheitsbrief von Ingolstadt v. J. 1312: 
„Wer einen Schaden thiit, kommt er flüchtiger zu eines frommen Mannes 
Haus, derselbe fromm Mann durch seines Hauses Ehre soll er ihn 
bergen und ibm hinhelfen. Kommen seine Feind hinnach, vor denen 
^11 er ihn bergen und beschirmen so best er mag. Kommt der Richter 
iiinnach oder seine Bothen, dem soll er aufthun sein Haus und soll sie 
den lassen suchen; und soll doch jenen hinhelfen ob er mag und ist 
niemand darum keine Buss schuldig." — Wer aber einen „verbotenen“ 
Mann hauset und hofet, der gibt dem Richter 5 Pfund und 60 Heller Busse. 

5 Lex Bajuvar., I, 7, 1: „Si culpabilis aliquis confugium Eccle- 
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Wert, den die Englànder auf ihr freies Hausrecht legen, bat 
der grosse Chatham in einer Parlamentsrede mit den be- 
rühffiten Worten geschildert: „Der ârmste Mann kann in seiner 
Htitte aile Streitkrâfte der Krone herausfordern. Sie mag 
verfallen sein, ihr Dach den Einsturz drohen, der Wind durch 
ihr« Ritze blasen, Sturm und Wetter ihr Spiel damit treibcn, 
aber vor dem Kônig von England ist sie sicher. Aile seine 
Macht scheitert an der Schwelle des elenden Bauwerkes."*^ 
Auch die neueren Verfassungen haben oft wieder den 
alten Grundsatz dadurch geehrt, dass sie die Ha us su chu ng 
durch nâhere, die Freiheit und Sicherheit des Bürgers 
schützende Vorschriften beschrànkten. ‘ 


siam iecerit niillua eum vi abstrahere ausu.s ait, postquam januam Ec- 
cksiae mtraverit/‘ Sch wabenspiegel c. 211 (Wackernagel): „Als 
ein mensahe, swer ez ist, iht getuot; unde kumet ez in die kirchen, da 
sol im nieman niht inné tnon. man sol ez ouch dar iiz niht ziehen ; 
wann man sol got an im fürhteii und die kirchen an im êren durch got.“ 

6 Daher das englische Rechtssprichwort : „my house is my ca8tle.“ 
Vor Zeiten war: „Mein Haus meinc Burg“ auch ein dents ch es Sprich- 
wort. Wiener Stadtrecht von 1*221, §. 26: „Volumus ut unicuique ci- 
viura doraiis sua sit pro muuitione et commarAionariis suis et cuilibet 
l'ugienti vel intranti doniuni.“ Graf und Dietherr, Deutsche Rechts- 
sprichworter, S. 496. 

< Vgl. obeii Kap. 3, Anm. 6. Portugiesis chc Verf., Art. 145, 6: 
„Jeder Bürger hat in scinem Hause ein unverletzliches Asyl: bei Nacht 
darf man es ohne seine Einwilligung riicht belreten, aussîr im Falle 
einer Hilfsforderung von innen, oder im Falle einer Feuers- oder Wasser- 
not von aussen herj und bei Tag soll der Einlritt in das Haus uur in 
den durch das Gesetz bestimmten Fàllen und Forrnen erlaubt sein.“ 
Hollkndische, Art. 153: „Niemand darf in die Wohnung einer Person 
wider ihren Willen eintreten, es sei demi auf Befelil einer Gewalt, die 
durch das Gesetz berechtigt ist, solche Befehle zu erteilen, und indem 
er die in dem Gesetze festgestellten Formen befolgt.** Belgische, 
Art. 10: „Die Wohnung ist unverletzlich: eine Haussuchung ku,nn nur 
stattfinden in den Fallen, welche das Gesetz vorausbezeichnet, und in 
der Form, welche es vorschreibt." Griechische, Art. 1*2. Nor- 
wegische. Art. 102: ^Haussuchungen dürfen nur in kriminellen Fallen 
stattfinden. “ Deutsche Reichsverf. von 1849, §. 138: „Die Wohnung ist 
unverletzlich. Eine Haussuchung ist nur zulassig: 
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2. Nahe verwandt und grossenteils in dem Schutze des 
Hàusrechtes inbegriffen ist die Achtung des Staates vor dem 
sicheren und ausschliesslichen Besitze, den das Individuum an 
seinen Papieren übt. Es ist das in vorzüglichem Sinne ein 
persônliches Eecht des letzteren, denn das dingliche Eigen- 
trm an den Papieren kommt nur wenig in Betracht. Viel 
wichtiger ist der Inhalt derselben, welcher gewissermassen zu 
der geistigen Atmosphâre des Menschen gehort. Eine Be- 
schlagnahme làsst sich daher nur rechtfertigen , wenn ein 
erheblicher Verdacht eines Verbrechens vorhanden ist und 
nur unter Beachtung schonender Formen.^ 

3. Ebenso die Achtung des Briefgeheimnisses aiich 
für die Briefe, welche der Staatspost^ von den Privaten zur 
Befôrderung anvertraut sind. Die geheimen Kabinette, in 
welchen die Polizei den Inhalt der Privatkorrespondenzen zu 
erspahen suchte, waren daher durchaus verwerflich, denn sie 
missbrauchten jenes Vertrauen und frevelten an der Freiheit 
des individuellen Verkehres. Beides ist des Staates unwürdig, 
der berufen ist, die ôffentliche Moral und das Kecht der Per- 
sonen zu schützenJ® Nur der Krieg oder gerichtliche Unter- 


1) in Kraft eines richterlichen, mit Gründen versehenen Befehles, 

2) im Falle der Verfolgung auf frischer That, 

3) in den Fâllen und Formen, in welchen das üesetz ausnahms- 
weise bestimmten Beamten dieselbe ge8tattet.“ Preussische Verfassung, 
Art. 6 ebenso. — Deutsches Strafgeeetzbuch iiber den Hausfriedens- 
briich, §. 123 und 342. [Die Voraussetzungen, unter denen eine Haus- 
suchung in Strafverfahren zulassig ist, sind jetzt normiert durch die 
deutsche Strafprozessordnung, §. 102 ff. Siehe auch preussisches 
Gesetz zum Schiitze der persbnlichen Freiheit vom 12. Februar 1850, 
§. 8 und 9.] 

8 Siehe die vorhergehende Bote, [üeber die Beschlagnahme von 
Vermogcnsstücken und die Durchsicht von Papieren bei Gelegenheit 
einer Durchsuchung siehe jetzt Strafprozessordnung, §. 94 ff., §. 110. | 

9 Vgl. oben Buch VII, Kap. 3, S. 519. 

10 Portugiesische Verf., Art. 145, 25: „Das Geheimnis der Briefe 
ist unverletzlich. Die Postverwaltung ist für jedes Vergehen gegen diesen 
Arlikel streng verantwortlich.” Hollandische, Art. 154: ..Das Ge- 
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suchungen im Strafprozess kônnen eine Beschrânkung solcher 
persônlicher Freiheit rechtfertigen. 

4. Das Ueberwachen hàuslicher Gesellschaftskreise 
und das Ausspionieren der Privatgespràche von seiten der 
Polizei ist nicht weniger eine Missachtung der individuellen 
Freiheit und verdient wieder die Verachtung, womit die ôife’^t- 
liche Meinung solche Unwtirdigkeit verfolgt. 

5. Ferner ist die Aufnotigung einer dem Individuum 
vcrhassten Gesellscbaft, z. B. die polizeiliche Begleitung eines 
ehrbaren Reisenden, mit der Achtung wahrer Freiheit unver- 
einbar. Die Humanitàt erfordert sogar, dass Untersuchungs- 
gefangene in dieser Beziehung, soweit es inôglich ist, in ihrer 
Individualitàt geachtet und nicht ohne dringende Not ge- 
bildete M^nner mit verworfenen und.rohen Kunden der Ge- 
fàngnisse zusammengesper^t werden. Es ist nicht moglich, 
aile Verstôsse gegen das Recht der Persônlichkeit durch die 
Gesetzgebung zum voraus zu untersagen und das gesetzliche 
Verbot bietet überdem nur eine schwache Garantie. Ist aber 
der Geist humaner Freiheit in einer Nation einheimisch und 
kràftig geworden, so wird dieselbe au>ch in den mannig- 
faltigen Erscheinungen des praktischen Lelbens zur Wahrheit 
werden. 

6. Endlich sind schützende Gesetze gegen willkürliche 
Beeinquartier ung fur die Sicherheit des Hausfriedens 


heimnis der der Post oder aiideren dffenüiclien Einriclitungen zur Ver- 
sendung aiivertraiiten Briefe ist unverletzbar, ausgeuommen aiif Befehl 
des Richters in den durch das Gesetz vorgeschriebenen Fâllen.“ Bel- 
gische, Art. 2Ü. Sch w eizerisch e Bundesverf., Art. 36. [Deutsches 
Postgesetz vom 28. Oktober 1871, §. 5: „Da8 Brielgeheimnis ist unver- 
letzlich.“ Die amtliche Befugnis zur Oeffnung von Postsendungen , zur 
Mitteilung derselben, ihres Inhaltes oder der Thatsachen der Sendungen 
wider den Willen des Adressaten gewahrt die Reichsgesetzgebung pur 
im Interesse der Rechtspflege in strafrechtlichen üntersuchungen und 
im Konkursverfahren. Strafprozessordnung §. 33, 99, 100; Konkursord- 
nung §. 100. Siehe auch Strafgesetzbuch §. 354.] 
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unerlâsslich. Wenn es der Staatsgewalt gestattet ist, durch 
Einlegung von Soldaten in die Privathâuser einen beliebigen 
Druck zu üben, so ist jede hàusliche Sicherheit und Freiheit 
in steter Gefahr. Von jeher haben despotische Regierungen 
durch dieses Mittel grausame Verfolgung geûbt und jeden, 
aiich den berechtigten Widerspruch gewaltsam erdrückt.^' 


Sechstes Kapitel. 

11. Politische Freiheitsrechte. 

A. V^n der Rechtsgleichheit. 

Der Begriff der Rechtsgleicnheit ist uralt. Die Wage 
hat von jeher als das Symbol der Gerechtigkeit gegolten, die 
Wage, welche mit gleichem Gewicht misst; und ailes Redit 
hat einen ursprünglichen Zug nach idealer Gleichheit, wie 
das Wasser einen elementarischen Trieb in sich hat zu gleicher 
Hohe. ^ Das menschliche Recht beruht vorerst auf der mensch- 
lichen Rasse, und sie ist allen geraeinsam, als solche in 

Il Die engl. Bill of Rights von 1689 macht es Jakob II. zum Vor- 
wurf, „dasL er dem Gesetz entgegen Soldaten einquartierte." Araerik. 
[Vertassuiig, Zusatzartikel 3 von 1789fr «Kein Soldat soll in Friedens- 
zeiten in irgend ein Haus ohne Einwilligung des Eigentümers eingelegt 
werden und in Kriegszeiten nur in der vom Gesetz vorgescliriebenen 
Weise.“ Lie ber a. a. O., S. 93. [Üeber die Verpllichtung zur Quartier- 
leistung in Friedenszeiten siehe das deutsche Reichsgesetz vora 25. Juni 
1868, in Kriegszeiten das Reichsgesetz vom 13. Juni 1873 über die 
Kriegsleistungen, §. 3.] 

1 Euripides’ Phonicierinnen bei Schiller III, 105: 

„Gleichheit knüpft 
Den Blutsverwandten mit dem Blutsverwandten, 

Den Freund zusammen mit dem Freund, und Lânder 
Mit Landern! Gleichheit ist das heilige Gesetz 
Der Men9chheit.“ 
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allen gleich. Diese einfache Wahrheit, welche auch der Staat 
in seiner Eechtsordnung achten muss, ist aber in aller und 
neuer Zeit durch leidenschaftliche Anschwellung und einseitige 
Uebertreibung hâufig zu so breiter Lûge entstellt worden, 
dass dieselbe nur mit Anstrengung durch scharfe Sicbtung 
und Reinigung wiederhergestellt werden kann. Die Aiisbil- 
dung des modernen Staatsrechtes wird durch die wahre 
Rechtsgleichheit ebenso gefôrdert wie durch die falsche 
Rechtsgleichheit gestort. Daher ist für die Théorie und die 
Praxis gleich wichtig, beide zu unterscheiden. 

I. Die sogeiiannte Gleichheit vor dem Gesetze,^ die 
ricbtiger als Gleichheit vor dem Gericht bezeichnet würde, 
hat einen vortreiflichen Sinn. Wir verstehen darunter, dass 
das Gericjit Vornehme und Gemeine^, Herren und Knechte, 
Reiche und Arme, aile gleich je in ihrem Rechte schütze, 
nicht eiwa die einen begünstige, die anderen vernachlassige, 
sondern jeden vollstàndig scbütze. Der Niedere hat keinen 

Franzosische Verf. von 1814, Art. 1: „Die Franzosen sind vor 
dem Gesetze gleich, ihre Titel und Rang seien übrigens wie sie wollen.“ 
Dieser Satz, in welcheiii noch neben der Glei diheit auch der Verschie- 
denheit erwàhnt wird, ging dann in andere Verfassungen über, aber zu- 
weilen ohne diesen Znsalz. So in die belgische, Art. 6: „E8 gibt in 
dem Staatc keinen Standesunterscliied. Die Relgier sind vor dem Gesetze 
gleich." Schweizerische Verf., Art. 4: „Alle Schweizer sind vor dem 
Oeriehte gleich. Es gibt in der Schweiz keine G nterthanen verbal tnisse, 
keine Vorrechte des Ortes, der Geburt, der Familien oder Personen." 
(Der zweite Satz stammt ans der Mediationsverfassung Napoléons.) Por- 
tugiesische, Art. 145, 12 nach dem Vorbilde der franzosischen voii 
1795: „Das Gesetz ist für aile gleich, es mag schützen oder bestrafen ; 
es belohnt je nach dem Verdienst." Deutsche Reichsverf. von 1849, 
§. 135: „Vor dem Gesetze gilt kein ünterschied der Stànde. Aile 
Standesvorrechte sind abgeschafft. Die Deutschen sind vor dem Gesetze 
gleich." Oesterreichisches [Staatsgrundgesetz vom 21. Dezember 
1867 über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger, Art. 2]: „Vor dem 
Gesetze sind aile Staatsbürger gleich." Preussische Verf., Art. 4: 
„Alle PreUuSen sind vor dem Gesetze gleich. Standesvorrechte findeil 
nicht statt." [Vgl. jedoch das deklaratorische Gesetz vom 10. Juni 1854 
über die Rechte der Standesherren.] 

Sluntschli, allgemeines Staatsrecht. 


42 
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geringeren Anspruch auf vollen Schutz seines Rechtes als 
der Vornehme. Der geringftlgige Besitz des Arbeiters an 
Kleidern und Werkzeug ist nicht weniger heilig als das reiche 
Warenlager des Kaufmanns oder die Schlosser und Domànen 
des Ftirsten. Sie erfordern aile gleichen Schutz gegeiï 
jed3 Verletzung. Diese Gleichheit ist eine Folge des grossen 
Rechtsprincipes : Suum cuique. 

2. Die franzôsische Révolution hatte den Satz als Men- 
schenrecht proklamiert: „Die Menschen werden frei und glei ch 
an Rechten geboren und bleiben es.“ Für diese abstrakte 
und absolute Gleichheit ^ auch in der Art und der Zabi der 
Rechte glühten die Franzosen damais und opferten dem uner- 
reichbaren Traumbilde einer kranken Phantasie sogar die Frei- 
heit auf, die sie auch Mebten. Auf dem Gebiete des Staats- 
rechtes fûhrt der Weg dieses Irrlichtes durch die ausschwei- 
fendste Demokratie hindurch in den Sumpf der Anarchie, in 
welcher mit dem geleugneten Unterschiede der Regierenden 
und der Regierten der Staat selbst unrettbar versinken muss; 
auf dem Gebiete des Privatrechtes zur Auflosung der Familie, 
in welcher die Unterschiede der Geschlechter, der Eltern und 
der Kinder, der Herrschaft und des Gesindes bestritten wer- 
den und zu dem Wahnsinn des Kommunismus, der den un- 
vertilgbaren ünterschied der Individuen und ihrer Vermôgens- 
kràfte aufzuheben sich vergeblich abmüdet, also auch da zum 
Untergange ailes Rechtes. 

Auch im Altertume übten âhnliche Irrtümer eine Gewalt 
aus, aber doch nicht eine so übermàchtige wie in der neueren 
Zeit. Aristoteles schon hat dem Irrtum die Wahrheit in 
scharfer und klarer Formel entgegengestellt, und doch be- 
gûnstigt die Ausdrucksweise unserer neuen Staatsverfassungen 
fast überall jenes Missverstàndnis: ^Inwiefern die Men- 
schen gleich sind, gebührt ihnen gleiches Recht.^^ 

3 Mirabeau erklàrte dieselbc ganz vernünftig: „ L’égalité civile n’est 
pas régalité des propriétés ou des distinctions. “ 
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^Unter gleichen Voraussetzungen gleiches Becht.*^^ 
Dieser Gedanke ist freilich kein Hebel, um das ganze Staats- 
gebàude umzustûrzen und die Trûmmer auf der gleichen Flàche 
auszubreiten. Er ist auch kein Reizmittel, um die einen wider 
die anderen aufzuregen. Aber er ist vor allen Dingen gerecht, 
und würde das positive Recht und die Praxis diese natürlSche 
Aequitas jederzeit beachten, so würde das beiden zu hoherii 
Ruhrae und deii Vôlkern zu grossem Vorteile gereichen. 

3. Aile Mcnschen sind als Menschen sich gleich, die 
Menschennatur und die Menschenwürde sind der ganzen Gat- 
tung gemeinsam. Wir sind aile mit einem wesentlich gleich- 
artigen irdischen Kôrper ausgerüstet und hinwieder aile mit 
einem unsterblichen Geiste, der in diesem Korper wohnt; wir 
aile sind, mit der einen Seite unserq^ Wesens Geschôpfe der 
Erde, mit der anderen Kinder des gôttlichen Geistes. Daher 
gibt es’allerdings Rechte, die allen wirklich gleich sind, wahre, 
ans der menschlichen Basse folgende Menschenrechte, sei 
es schon angeborene, sei es erst durch die gemeine Entwicke- 
lung der Kultur der Menschheit neu erworbene oder ausge- 
bildete. So die meisten Rechte des Privatrechtes, welches 
daher auch in hohem Grade und, wie wir deutlich erkennen 
kônnen, mehr und mehr den Charakter eines allen gleich- 
màssig zugânglichen und gemeinmcnschlichen Rechtos annimmt, 
wie die Rechte der Personlichkeit, der Verwandtschaft, des 
Eigentumes, des gemeinen Handels und Verkehres. Weniger 
allgemein und gleich sind die politischen Rechte. Das ist 
aber nicht ein Mangel derselben, sondern der Natur des Staates 
gemàss, denn dieser als eine organische Ordnung der 

4 Aristoteles, Pol. IIl, 5, §. 8: „Die Gleichheit gilt lur gerecht 
und sie ist es, iiur nicht für aile, sondern für die Gleichen. , Auch die 
Ungleichheit gilt für gerecht und sie ist es wicder, nur nicht für 
aile, sondern für die üngleichen. Die Menschen aber beachten das Ver- 
haltnis dei Personen nicht und urteilen darum falsch. Die Ursaclfe 
dessen ist, dass das Urteil sie selber betriflft, denn wohl die meisten sind 
schlechte Richter in eigener Sache." 
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Gesamtheit selbst beruht wesentlich aiif den Unterschic- 
den in dieser.® Daher tritt hier das ungleiche Recht der 
Geschlechter und des Alters viel bedeutender hervor als iin 
Privatrecht und auch unter den Organen der Staatsmacht und 
unter den Staatsbtirgern zeigen sich die wichtigsten notwen- 
digen oder wohlbegründeten Unterschiede der Berechtigung. 
Auch der Staat wird, und je huraaner er wird, desto vollstàn- 
diger in seiner politischen Einrichtung und Gestaltung die 
gemeinsame menschliche Natur aller seiner Glieder voraus 
ehren und daher weder den Màchtigsten über diese Sphâre 
hinaus zum Gott erheben, noch den Schwàchsten und Nie- 
drigsten dem Tiere gleichstellen. ® Im übrigen aber wird er 

5 Vgl. oben Bd. 1,. Buch VI, Kap. 21. Oicero, De Kep. 1, 34: 
„Quum par habetur honos summis et inOmis, qui sint in omiii populo 
necesse est, ipsa aequitas iniquissima $it** Auch Hegel hat d«8 einge- 
sehen. Werke IX, S. 150: „Vor dem Gesetze gelten allerdings aile Indi- 
viduen gleich, aber Gleichheit im Staatsleben ist etwas vollig Unmog- 
liches." Vgl. auch Benthame Werke I, S. 554, der sich über die 
Gleichheitswut der franzosischen Révolution als über eine arge Dumm- 
heit liistig macht, so sehr radikal er sonst selbcr ist. 

6 Die etwas unrôniis'îh gehaltene Rede, welche Dio Cassius(LlI) 
den Agrippa zur Veriierrlichung der Rechlsgleichheit halten lasst, sagt 
doch im Grunde nur das: „Die Rechlsgleichheit {itforopia) hat riicbl 
allein einen wohlgefâlligen Hamen, sondern ist auch in der That eiii 
gerechtes Verlangen. Weshalb denn sollten die, welche dieselbe Natur 
empfangen haben und dem namlichen Volksstamme angehoren, die in 
denselben Sitten erzogen, nach den gleittlien Gesetzen gebildet wordeii 
sind und in gleicher Weise ihren Kôrper und ihren Geist dem Vater- 
lande weihen, nicht ebenso an allen Dingen gemeines Recht haben? 
Wie sollte sich unter diesen ein anderer Vorzug ausser der aiif Tugend 
gegründete rechtfertigen lassen? Aus gleicher Geburt erwachst auch 
gleiches Recht. Wem dasselbe zu teil geworden, der erfreut sich dessen, 
wer desselben entbehren muss, den schmerzt der Verlust. Die ganze 
Menschheit, weil von den Gottern geschaffen und hinwieder zu den Gottern 
zurückkehrend, blickt aufwarts und will nicht in allen Beziehungen der 
Herrschaft eines einzelnen unterworfen seiii und straubt sich dagegen, 
aass die Mühen, die Getahren und die Verwendungen voa allen ge- 
meinsam getragen, dagegen die Vorteile einem einzelnen vorbehalten 
werden.“ 
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je nach den verschiedenen Gegensâtzen in der Nutur und je 
nach der Art seiner besonderen Verfassungen mehr oder 
weniger Verschiedenheiten des Rechtes anerkennen, ohne da- 
durch irgend mit dem natürlichen Princip der Aequitas in 
Widerspruch zu geraten. Es ist eine Eigentümlichkeit der 
demokratischen Staatsform, dass sie, die voraus auf gleic^en 
Verhàltnissen der grossen Mehrheit rnht, vorzugsweise auch 
allen Staatsbürgern mëglichst gleiche politische Redite ein- 
ràumt; und eine Besonderheit der Aristokratie, dass sie dagegen 
das hohere Redit der ausgezeichneten Minderheit betont. Der 
wahren gleidien menschlichen Gerechtigkeit nâhert sich jene 
aber nicht sdion um ihres Strebens willen nach allgemeiner 
Gleichheit, sondern wie diese nur insofern an, aJs das natür- 
liche Recht dort der regierten Minderheit, hier der unter- 
geordneten Mehrheit der Bevôlkerung ebenfalls je nach den 
wahrert Verhàltnissen geschûtzt wird. Die lauten Forderungen 
der objektiven Rechtsgleichheit auch in den politischen Rechten 
der Staatsbürger sind daher nicht etwa Folgerungen aus einem 
natürlichen und allgemein menschlichen Rechtsprincip, sondern 
Zeugnisse für die Macht des demokratischen Geistes in unserer 
Zeit, welcher in den Verschiedenheiten der stàndischen Glie- 
derung ein Hindernis seiner Herrschaft erkennt und aus 
glcichem Grunde auch die Einteilung und Abstufung der Be- 
volkerung je nach Vermogen, Alter, Bildung u. s. f. bekàmpff^ 

< E. Burke, Betrachtungen ». s. f.: „Glaiiben Sie mir, die, welche 
ailes nivellieren wollen, fôrderii die wahre Gleichheit nicht. Aile Staaten 
sind aus verschiedenen Kreisen und Schicliten der Bewohner zusammen- 
gesetzt und ein Kreis muss übergeordnet sein. Die Nivellierer (tlie le- 
vellers) verandern und verkehren daher nur die natürliche Ordniing der 
Dinge, sie werfen das gesellschaftliche Gebaude uni, indem sie, was die 
Soliditat des Baues als Testes Fundament auf dem Boden erfordert, hoch 
in die Luft versetzen.“ Gentz, üeber polit. Gleichheit in den ausgew. 
Schriften V, S. ÎÎ41: „Ëine Ungleichheit, welche aus den persbnlichen 
Kraften und Talenten, aus der Erziehung, aus dem erworbeneii u.id 
selbst aus dem ererbten Heicntum herstammt, wurde lange mit einer 
gewissen Schonur.g behandelt^ nur die letzteii Ausschweifungen des 
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4. Allé Menschen sind hinwieder al s Individuel) un- 
gleich. Die gemeinsame Rasse verbindet die Menschen aile 
zu einer Gattung, die individuelle Besonderheit unterscheidet 
wieder jeden von dem anderen. Da sind nie zwei vôllig gleich, 
sogar die Zwillinge nicht, die gleichzeitig erzeugt und ge- 
tragen wurden. Das Recht muss die beiden Wahrheiten zugleich 
anerkennen und darf nicht einseitig weder die Gleichheit noch 
die Verschiedenheit allein beachten. Auch das Privatrecht 
thut das. Die Formen zwar des Vermôgens z. B. sind fur 
aile dieselben, wie die kôrperliche Rasse fûr aile die gleiche 
ist, aber diese Formen werden, wie der Kôrper von dem Gciste, 


Faiiatismus, iiiir die letzten Missethaten der Démagogie rissen sie cndlich 
mit in den Strudel hinein. Aber die Unterschiede, welche mit der po- 
JitUchen Verfassung des Staates zusammenliàngen , die Gradatioiien des 
Ranges, ailes was âussere Auszeichnung , erbliclie Wiirde, Familieii- 
aiisehen, Rang und Titel verlieh, konnte selbst vor den gemâssigten 
Grundsktzen nicht Gnadc fmden. Die Klagen übcr Distinktionen dieser 
Art sind uni so grundloser, weil es noch nie eine Verfassung gegeben 
hat und vielleiclit keine geben kann, worin nicht die politische üngleich- 
heit der Bürger ein Fundamentalartikel gewesen wàre.“ Vgl. auch die 
kerngesunden Sprüche in dem Bûche Jésus Sirach, Kap. 38 und 39 
über diese Materie. Z. L. 38, 25: „Wer die Schrift lernen soll, der kann 
keiner anderen Arbeit warten, und wen man lehren soll, der rauss sonst 
nichts zu thun haben. 26. Wie kann der der Lehre warten, der pflügen 
muss und der gerne die Ochsen mit der Geissel treibt und mit dergleichen 
Werken umgeht und weiss nichts, denn von Ochsen zu reden. 27. fir 
muss denken, w:j er ackern soll und mpss früh und spât den Kühen 
Futter geben. 28. Also auch die Tischler und Zimmerleute, die Tag 
und Nacht arbeiten. 35. Diese aile trosten sich ihres Handwerks und 
ein jeglicher lleissigt sich, dass er seine Arbeit kônne. 36. Man kann 
ihrer in der Stadt nicht entbehren. 37. Aber man kann sie nirgend 
hinschicken, sie kônnen der Aemter auch nicht warten, noch in der 
Gemeine regieren.“ Der Gleichheitsdrang der neuereii Zeit liât eine 
relative Begründung in den mannigfaltigen Ungleicliheiten des Mittel- 
alters, die ihren früheren Sinn verloren haben. Dass aber neben der 
Gleichheit der natürlichen Grundlage auch die Verschiedenheit der Ent- 
w'ckeiung berechtigt sei, hat selbst Mirabeau wohl begriffen. Lewitz, 
Leben Mirabeaus I, S. 490. Vgl. Bluntschli, Art. Aristokratische und 
demokratische Ideen im deiitschen Staatswôrterbuch. 
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so vou der Mannigfaltigkeit des individuellen Lebens unend- 
lich verschieden erfûllt und so bat jeder wieder anderes Ver- 
môgen als der andere. Das Staatsrecht legt einen noch 
entschiedeneren Nachdruck auf diese Verschiedenheit. Die 
individuelle Tüchtigkeit und Fâhigkeit übt in demselbeii nicht 
blgss den Einfluss aus, dass der Ausgezeichnete etwa eine 
grôssere Masse von Rechten erwirbt, wie der gewandte Kauf- 
mann im Privatrecht, sondern dass gewisse Arten von politi- 
schen Rechten selbst, z. B. Beamtungen, Deputiertenstellen u. s, f. 
nur den individuell Ausgezeichneten zukommen dtirfen. 

Die Rechtsgleichheit und die Rechtsverschieden- 
heit gehoren somit zusammen. ünter gleichen Voraussetzungen 
ist jene, unter ungleichen diese gerecht. 


Siebentes Kapitel. 

B. Recht zu Petitionen und Besohwerden. 

Das Recht der Bewohner eines Staates, sowohl der Staats- 
regierung als den ûbrigen verfassungsin^ssigen Organen des 
Staates, namentlich auch dem gesetzgebendeii Korper, teils ihre 
Bitten und Wünsche, teils ihre Beschwerden vorzutragen 
über Verhâltnisse, welche irgendwie in deren Kompetenz ge- 
hôren, scheint so natûrlich und zugleich so unverfànglich zu 
sein, dass schwer zu begreifen ist, wie dasselbe noch in neueren 
Zeiten in europàischen Monarchien und Republiken mit ent- 
schiedener Ungunst betrachtet und die Uebung desselben wie 
eine strafbare Neuerung und Anmassung behandelt wurde. 
Wirklich grosse Monarchen haben von jeher oifene Ohren ge- 
habt für die Bitten und Klagen ihrer ünterthanen und diesen 
die Wege eroffnet, zu ihnen zu gelangen. Und was von diesen 
gilt, das steht auch unter àhnlichen Voraussetzungen alleh 
anderen Organen des Staates wohl an. Es kann diesen nur 



664 


Neuntes Bach. Freiheitsrochte. 


erwünscht sein, wenn sie so in Kenntnis gesetzt werden von 
den Stimmungen und Begehren, durch welche die Gemüter 
bewegt werden, und gewiss ist es ein Uebermass unmensch- 
licher Tyrannei, wenn die Regierten, fûr deren geineine Wohl- 
fahrt die Obrigkeit zu sorgen berufen ist, nicht einmal diese 
bitteri und ihr klagen dürfen, wâhrend doch sogar der Sklave 
gegen den Herrn das in der Regel darf. In einem Staate, in 
welchem politische Freiheit nicht eine leere Phrase ist, ver- 
steht sich dieses Recht von selbst. Die neueren Verfassungs- 
urkunden haben dasselbe hàufig ausdrücklich nun gewâhr- 
leistet. 1 

Natürliche Schranken des Petitionen- und Beschwerde- 
rechtes sind;'^ 

1 In der Bill der Redite vom Jahre 1689 wird es ^Is ein alteng- 
lisches Redit nen gewâhrleistet, „das8 es ein Recht der Unterthanen 
ist, ihre Petitionen an den Kônig zii richten, iind dass aile Verhaftungen 
und gerichtlichen Verfolgungen für solches Petitionieren iingesetzlich 
sind.“ Spanische Vert*., Art. 13. Portugiesische, Art. 145, 28: 
„.Jeder Bürger karin sdiriftlicli der gesetzgebenden oder vollziehenden 
Gewalt Ansprüche, Klagen oder Bittschriften vorlegen, wenn sie irgend 
eine Verletzung der Verfassung aufdecken und dabei die wirkliche Ver- 
antwortlichkeit der üebertreter bei der gehorigen Behôrde anffordern.‘^ 
HoUâiidisclie, Art. 9: „Jeder Einwohner hat das Recht, schriftliche 
Bittschriften an die zustandigen Behordcn einzureichen , wenn sie per- 
sbnlich und nicht im Namen mehrerer unterzeichnet werden ; das letztere 
kann allein von Korporationen geschchen, welche gesetzlich zusammen- 
gesetzt, oder als ^^olche anerkaniit sind und in diesem Falle nicht anders 
als über Gegenstande, die zu ihren gesetzlichen Wirkiingskreisen ge- 
hôren.“ Belgische, Art. 21: „Jeder hat das Recht an die offentlichen 
Behdrden Bittschriften mit der ünterschrift von einer oder mehreren 
Personen^ einzureichen. Die eingesetzten Behdrden haben allein daa 
Recht, im gem'einschaftlichen Namen Bittschriften einzureichen." Grie- 
chische. Art. 9. Sch weiz erische Bundesverf. von 1874, Art. 57. 
Deutsche Reich 8 verf. von 1849, §.157: „Jeder Deutsche hat das Recht, 
sich mit Bitten urd Beschwerden schriftlich an die Behdrden, an die 
Volksvertretnngen und an den Reichstag zu wenden." Preussische 
Virf., Art. 32. 

Vgl. im einzelnen Rob. v. Mohi, Staatsrecht, Vdlkerrecht und 
Politik I, S. 222 ff. 
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a) dass dasselbe nur von staatsrechtlich volljâhrigen 
Personen geübt werde. Das Recht ist ein persônliches und 
kann daher nur wirklichen Personen zustehen, welche eine 
eigene Meinung haben und zu âussern imstande sind. Als 
solche gelten z. B. willkürlich veranstaltete Volksversamm- 
lungen nicht, wohl aber Korperschaften aller Art; 

b) dass der Inhalt der Pétition oder Beschwerde in den 
Amtsbereich der angesprochenen Gewalt gehôre; 

c) dass die Form derselben die Achtung nicht verletze, 
welche die Petenten oder Beschwerdesteller der angesprochenen 
Gewalt schuldig sind, noch ûber die Schranken des offent- 
lichen Anstandes und der guten Sitte hinausschweife. 

In neuerer Zeit sind die sogenannten Ansprachen 
(Adressen) haufig an die Stelle der^eigentlichen Petitionen 
getreten. Es sind das nÿîht Begehren und Bitten, sondern 
blosse Àeusserungen der Stimmung und Meinung, bald der 
Freude und des Dankes, bald der Unzufriedenheit und der 
Missbilligung. Auch dagegen ist an und für sich nichts zu 
haben. Nur ist gerade hier, da leicht der Ansprechende das 
richtige Verhàltnis zu dem Angesprochepen übersieht und in 
Missachtung desselben verfàllt, um so slrënger auf die Form 
zu halten und sind unbescheidene Zuschriften derart nicht 
zu dulden. 

Ein Missbrauch dieses Rechtes ist fast nie zu fürchten, 
wenn nur Individuen für sich petitionieren, cher wenn die Par- 
teien durch Aufregung eines Petitionen- oder Adressen- 
sturmes die Massen sammeln und nach dem bezeichneten 
Ziele führen. Dann werden gleichartige Zuschriften von dem 
leitenden Ausschusse der Partei durch das ganze Land von 
Haus zu Haus verbreitet und um ünterzeichnung geworben. 
Auch eine blosse Parteimeinung kann unter* Umstànden so 
den Schein der Volksmeinung annehmen und sogar zu solrher 
werden und die Pétition oder Adresse zu einer grossen Auto- 
ritat und Macht heranwachsen. Eine starke Regierung und 
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selbstândige Kammern werden freilich auch dann noch mit 
innerer Freiheit thun kônnen, was sie für gerecht und gut 
halten — das englische Parlament hat auch den Petitions- 
stürmen der irischen Repealer und der engJischen Chartisten 
standgehalten ; aber schwache Behôrden werden sich auch, 
wo ihre eigene, vielleicht bessere Ueberzeugung dagegen 
spricht, vor dem Drange der offentlichen Meinung beugen. 
Verbote und polizeiliche Verhinderung des Sammelns von 
Unterschriften kônnen daher in grosser Gefahr vielleicht nôtig 
werden, 3 sind aber immer misslich, teils weil sie eine natür- 
liche Volksfreiheit hemmeii, teils weil sie die Menge zum 
Beharren und zu grôsserem Eifer in der eingeschlagenen 
Richtung reizen. Besser ist es daher, wenn die Leiter des 
Staates zur rechten Zeit die geeigneten Massregeln treffen, um 
das Gewitter zu zerteilen, oder, wenn es unvermeidlich ist, 
den Sturm würdig zu bestehen. 


Achtes Kapitel. 

0. DasVereinsrecht. 

Das Recht der Bürger, zu Vereinen zusammenzutreten 
und gemeinsane Zwecke zu fôrdern, ist zunâchst ein einfaches 
Privatrecht, insofern diese Zwecke dem Privatleben ange- 
hôren, z. B. litterarische Unternehmungen oder geselliges Ver- 
gnügen, oder Uebung der Wohlthàtigkeit betreffen. Eine schon 
in den natûrlichen Rechtsverhàltnissen begrûndete Regel, dass 

3 Rücksichten derart hatteii die eidgenôssischen Stande schon 
1481 veranlasst, ir. dem sogenannten Stanzerverkommnis aile „Antrâge“ 
zu verbieten, „wovon Schaden, Aufruhr oder Unfug entstehen mochte", 
oine Verordnung, die indessen spàter oft zur ünterdrückung berechtigter 
Bitten und Beschwerden missbraucht worden ist. Vgl. Bluntschli, 
Schweizer. Bundesrecht 1, S. 154 ff. 
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dieselben der Genehmigung des Staates zu ihrer Existenz be- 
dürfen, gibt es nicht. ^ Die germanischen Vôlker haben 
die Freiheit solcher Vereinsbildung von jeher als ein natür- 
liches Recht freier Mânner betrachtet und fast zu allen Zeiten 
und ûberall getibt. 

Eine besondere Berûcksichtigung aber erfordern die po- 
li ti s ch en Vereine, insofern als ihr Dasein und ihre Wirk- 
samkeit auf das politische Leben des Staates und des Volkes 
nâhcre Beziehung hat. Den politischen Vereinen gleich zu 
achten sind Vereine, welche zwar ein nicht politisches Princip 
haben, wie z. B. religiose, kirchliche, wohlthatige Vereine, 
aber welche dennoch die Absicht haben, auf die Staatsordnung 
und die ôffentlichen Angelegenheiten einzuwirken, sei es indem 
sie die Behôrdeii unterstützen , sei es indem sie dieselben 
bekàrapfen. 

Audi mit Bezug auf die politischen Vereine hat das eng- 
lische und nordamerikanische Staatsrecht die Vereinsfreiheit 
fortwâhrend als selbstverstândlich anerkannt; indessen haben 
auch da die politischen Vereine thatsâchlich erst in der zweitoii 
Ilalfte des XVIII. Jahrhunderts eine grôssere Bedeutung er- 
laiigt.'^ Auf dem absolut regierten europaischen Kontinente 
dagegen galten damais die politischen Vereine als unerlaubt, 
weil für die obrigkeitliche Gewalt gefâhrlich. Erst die fran- 


1 Der franzôsiche Code pénal (Art. 2-91) hat une solche Be- 
.schrankung aller Vereine, die über 20 Mitglieder und periodische Ver- 
samralungen haben, eingetührt. Sie wurde noch ausgedelmt durch das 
Gesetz vom 10. April 1834. Vgl. Klimrath in der Zeitschrift von 
Mittermaier VII, S. 44 ff. Ganz unglücklich ist die neue Théorie von 
L. Stein (Verwaltungslehre ï, S. 226 ff., 539 ff.), welche die Vereine zu 
Organen der jjStaatsverwaltung" macht und demgemâss der Regierungs- 
gewalt vollig unterordnet. Die Thâtigkeit der Privatpersonen wird nicht 
dadurch schon Staatsthàtigkeit, dass sie von mehreren Privaten in Ver- 
bindung geübt wird. Die Zabi der Teilnehmer ist unerheblich für den 
rechtliclien Charakter der Geschafte. 

2 Vgl. Buckle, Gesch. der engl. Civilis. I, S. 373. ThyErskine 
May, Verf.-Gesch. Engîands, übers. von Oppenheim II, S. 106. 
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zôsische Konstitution von 1791 (Tit. 1) proklamierte das freie 
Versammlungsrecht und damit auch das Vereinsrecht der fried- 
lichen Bürger; aber die greulichen Wirkungen der Klubherr- 
schaft, die nun in Frankreich eintrat, reizte wieder zu be- 
schrânkenden Gesetzen. Die napoleonische und die spâtere 
b^urbonische Gesetzgebung hielten die Regel fest, dass poli- 
tiscbe Vereinc nur mit Regierungsgenehmigung erlaubt, d. b. 
zunâchst unerlaubt seien.^ Das Jahr 1848 brachte für Frank- 
reich neuerdiiigs die Vereinsfreiheit, aber wieder nur für einen 
Moment; wenige Monate spâter wurde ein sehr strenges Vereins- 
gesetz vom 28. Juli 1848 erlassen, das erst im Jahre 1868 einige 
Milderung erfuhr.^a Deutschland wurden in aufgeregten 
Zeiten einige Versuche von politischer Vereinsbildung gemacht, 
aber trafen bald auf polizeiliche Hemmnisse. Der deutsche 
Bundestag verbot am 5. Juli 1832 geradezu aile politischen 
Vereine. Erst die Révolution von 1848 führte den Grundsatz 
der Vereinsfreiheit auch in die deutschen Verfassungen ein.** 

3 C O ns tit. Yon 1795, Art. 362: „ Aucune société particulière, s’occu- 
pant de questions politiques, ne peut corresjiondre avec une autre, ni 
s’affilier à elle, ni tenir des séances publiques, — ni imposer des con- 
ditions d’admission et de l’éifibilité, ni s’arroger des droits d’exclusion, 
ni faire porter à ses membres aucun signe extérieur de leur association." 

3* [Eine nur wenig beschrankte Vereinsfreiheit ist in Frankreich 
durch Gesetz vom 30. Juni 1881 eingeführt worden.] 

4 Deutsche Reichsverf. von 1849, §. 162: „Die Deutschen habeu 
das Redit, Verdne zu bilden. Dieses Recht soll durch keine vorbeu- 
genden Massrcgeln beschrankt werden." Ocs te rr ei chi s c h eGrundrechte 
von 1849, §. 7; [Staatsgrundgesetz vom 21. Dezember 1867, Art. 12: 
„Die bsterreichischen Staatsbttrger haben das Recht, sich zu versarameln 
und Vereine zu bilden. Die Ausübung dieser Redite wird durch be- 
sondere Gesetze geregelt." Siche Vercinsgesetz vom 15. November 1867; 
Gesetz über offentliche Versammlungen vom 15. Noveraber 1867]. 
Preussische Verf., Art. 30: „Alle Preussen haben das Recht, sicli zu 
solchen Zwecken , welche den Strafgesetzen nicht zuwiderlaufen, in Ge- 
sellschaften zu vereinigen. Das Gesetz regelt insbesondere zur Aufrecht- 
haltung der olTentlidien Sicherheit die Ausübung des — Redites. Poli- 
tische Vereine kônnen Beschrankungen und vorübergehenJen Verboten 
im Wege der Gesetzgebung unterworfen werden." fVerordnung vom 
11. Marz 1850.] 
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Früher ist dieselbe in anderen europâischen Staaten aner- 
kannt worden.5 

Die Vereiiie untersclieiden sich von den Kôrperschaften 
iind Gemeinden des Staatsorganismus durch den Mangel staats- 
rechtliclier Persônlichkeit. Sie bilden ein unorgauisches 
Elément im Staate, wenngleich sie in sich organisiert u’id 
zuweilen eine politische Macht sind. Von blossen politischen 
Versammlungen aber unterscheiden sie sich durch ihre Fort- 
dauer uiid von politischen Parteien durch ihre Organisation. 
Sie haben einen gesellschaftlichen Charakter, indem sie 
auf freieni Ein- und Austritt einzelner Individuen 
zu gemeinsamen Zwecken beruhen. 

Die politische Vereinsbildung setzt ein bedeutendes Mass 
von persôiilicher Freiheit der Bürger, çin lebhaftcs politisches 
Bewusstsein auch ausserhalj) der amtlichen Kreise und die ver- 
breitete Neigung voraus, selbstthàtig mitzuwirken zur Erreichung 
politischer Zwecke. Sie kann also nur in einer frcien Nation ge- 
deihen, welche zur Selbsthilfe entschlossen ist. Sie entbindet 
und entwickelt mancherlei verborgene und zurückgehaltene 
Volkskrafte und kràftigt das Parteileben sowohl als gemeiiinütz- 
liche Strebungen. Aber unter Umstânden kann sie auch eine 
grosse Gefahr werden für die Sicherheit des Staates, für die Au- 
toritàt seiner regelmàssigen Organe und für die Ilechte derer, 
gegen welche vielleicht die Feindschaft der Vereipe sir, h richtet.^ 

5 Belgische Verf., Art. 20: „Die Belgier haben das Redit, sidi 
zii Gesellsdiaften zii vereinigen; dieses Recht darf keiner vorgreifenden 
Massregel unterworfen werden. “ Hol] andische, Art. 10: „ Das Recht 
der Einwohner zur Vereinigung und Versainmlung wird anerkannt. Das 
Gesetz regelt und beschrankt die Aiisübung dieses Redites in seiner Be- 
zielmng zur ôfFentlichcn Ordnung." Sch weizerische Bundesverf. von 
1848, Art. 46 [von 1874, Art. 56]: „Die Bürger haben das Rejht, Ver- 
eine zu bilden, sofern solche weder in ihrem Z week noch in den dafür 
bestiinmten Mitteln rechtswidrig oder staatsgerâhriich sind. Ueber den 
Missbrauch dieses Redites trifft die Kaiitonalgesetzgebung die erlorder- 
lichen Bestiiiimungen.“ 

6 Der Republikaner Washington aasserte sich in einem Briefe 
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Die Hauptmittel , wodurch die neuere Gesetzgebung die 
Vereine in ihren Schranken zu halten versucht, sind: 

a) Politische Vereine, deren Zweck oder Mittel durch 
die Strafgesetzgebung verboten sind, oder überhaupt schon 
die gemeine Rechtsordnung verletzen, sind nicht zu 
dUden. Diese Bescbrànkung wird allgemein zugestanden, ist 
aber offenbar ungenûgend. Ueberdem darf 

b) der Staatsregierung das Recht nicht bestritten 
werden, au ch solche Vereine aufzulôsen, die, ohne gerade dem 
Strafrichter zu verfallen, eine staatsgefâhrliche Richtung 
verfolgen. Dem Individuum muss es freistehen, eine Ge- 
sinnung zu haben und zu bekennen, welche mit den aner- 
kannten Verfassungsgrundsàtzen in direktem Widerspruche 
steht; aber Vereine, die ein politisches Princip bekennen, 
welches unvereinbar ist mit dem Staatsprincip, z. B, republi- 
kanische Vereine in der Monarchie, monarchische in der Re- 
publik, für den Kommunismus in einem modernen Kulturstaat, 
kirchliche Vereine zur Bekampfung der gesetzlichen Autoritât 
sind feindliche Heere, die sich unter einer Fahne sammeln, 
um die Staatsordnung umzuwâlzeu. Eine Regierung, welche 
dieselben nicht zu bekâmpfen wagt, wenn sie irgend gefàhrlich 
sind, leistet damit auf ihre Existenz im Princip Verzicht.^ 


vom 30. Stpteirber 1786 über die politisclien Vereine: „Im allgemeinen 
habe ich ebenso viele schlimme als gwte^ Erfabrungen von Gesellschaften 
erlebt, wie die, deren Verfassung Sie mir initteilen. Sie sind eine Art 
Staat im Staate (imperium in imperio) und behindern die ôffentlichen 
Massregeln ebenso oft, als sie dieselben unterstützen. Ich bin kein 
Freund solcher Vereine, ausser wenn es sich um lokale Massregeln 
handelt, welche ganz oder zu grbsserem Teile von dem Bezirk der ein- 
zelnen Grafschaften umschlossen werden. “ 

7 Washington über die ^demokratischen^ Vereine in einem Brief 
vom 26. August 1794: „Ich zweille nicht, dass mehrere Mitglieder dieser 
Gecellschaften gute Absichten haben und wenig von dem wirklichen 
Plane wissen, aber es ist für die, v'^elche den Charaktcr der Führer 
kennen und ihre Manôvers beachtet haben, nichts Unerwartetes, wenn 
ich behanpte, dass dieselben von listigen und intriganten Menschen mit 
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Es gibt kein ôlBfentliches Recht, auch nicht der Vereine, 
welches sich gegen den Staat wenden darf, denn ailes ofFent- 
liche Recht ist vom Staate abgeleitet. 

Die Schwierigkeit ist, dieses notwendige Verbot staats- 
gefàhrlicher Vereine wirksam zu machen und zugleich zu 
hindern, dass dasselbe nicht zur Unterdrückung auch der 2r- 
laubten Opposition und zur Zerstôrung der Vereinsfreiheit 
missbraucht werde. Die erforderlichen Garantien für beides 
lassen sich schwerlich anders als durch Ausbildung derVer- 
waltungsrechtspflege gewinnen. 

c) Abgesehen von dem Zwecke kann schon die Form 
eines Vereines Bedenken erregen und die Auflôsung desselben 
rechtfertigen. Wenn derselbe nàmlich die Einteilung des 
Landes ui;d die Gliederung des Volkes nachbildend sich über 
das ganze Staatsgebiet od^r ganze Provinzen verbreitet und 
einen inneren Organismus hervorbringt, durch welchen die 
tiberall zerstreuten Vereine wie Gemeinden einem Bezirks- 
oder Kreisausschusse untergeordnet und diese hinwieder von 
einem Centralausschusse geleitet werden,^ so erscheint eine 
derartige Verbindung wie pin Staat in dem Staate und selbst 
wenn der Zweck des Vereines loblich und dieser sogar der 

der iirsprünglicken Tendenz gestiftet wurden, den Samen des Misstrauens 
und des Verdachtes gegen die Regierung uiiter das Volk zu streueii, 
und beiluge, dass diese Lehren unaufhbrlich Blüten vnd lîrüchte her- 
vorgebracht haben. Ich liabe von Anlang an ausgesprochen, dass diese 
Gesellschaften die Staatsordnung selbst in iliren Grundlagen erschüttern 
werden, wenn maii dieselben nicht bekàmpfe (freilich nicht durch Ver- 
folgungen, wodurch sie nur neue Krafte gewinnen), oder wenn sie nicht 
bald durch die Enthüllung ihres ürsprunges und ihres Zweck es in Miss- 
kredit kommen.“ 

8 Englische Gesetze von 1798 und 1816 untersagen jede Ueber- und 
ünterordnung in den Vereinen und aile Delegiertenversammhuigen von 
Vereinen. Die deutsche Bundesversammlung batte sogar Jede Ver- 
bindung mit anderen Vereinen als unstatthaft“ untersagt (Beschluss ^^om 
13. Juli 1854j. Die Verbreitung des Nationalvereines über ganz Deutsch- 
land wurde abe^ durch diese kurzsichtige Lokalisierung der Vereine, 
wie man das nannte, nicht verhindert. 
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Staatsregierung befreundet sein sollte, so kann die Existenz 
desselben doch im Widerspruch sein mit dein das ganze Volk 
umfassenden Staat. Die Vereinsmacht konkurriert dann mit 
der Staatsmacht und die Vereinsregierung ist der Rival der 
Staatsregierung, oder mischt sich mit dieser so, dass diese 
ih^en reinen Staatscharakter verliert und zu bloscem 
parteiischem Klubregiment herabsinkt. 

d) Auch über solche politische Vereine, welche weder 
rechtswidrige Zwecke verfolgen, noch staatsgefàhrlich sind und 
sich auch in zulâssiger Form bewegen, hat doch die Staats- 
regierung ein natürliches Recht der Aufsicht; denn da ihr 
die Leitung der oflfentlichen Dinge anvertraut ist, so hat sie 
auch das Recht, Verbindungen, welche sich damit ebenfalls 
befassen, zu ûberwachen und darauf zu sehen, dass dieselben 
nicht die Schranken erlaubter ïeilnahme überschreiten. Sie 
kann daher aus Gründeu des offentlichen Wohles begehren, 
dass ihr die Statuten der politischen Vereine und die Namen 
der Vorsteher mitgeteilt werden, Einsicht in die Protokolle 
verlangen und sogar ftir ihre Verordneten, wenn das notig 
erscheint, den ZutriU zu den allgemeinen Verhandlungen for- 
dern. Solche Vereine sollen die Oeffentlichkeit nicht scheuen 
und geheime politische Vereine sind immer verdâchtig. Wenn 
aber dieses Recht der Staatsaufsicht zu einer fortwâhrenden 
Polizeikoptrolle ausgedehnt wird und die politischen Vereine 
wie verdâchtige Menschen behandelt werden, wie solche die 
franzôsische Gesetzgebung von 1848 vorgeschrieben und die 
spatere deutsche seit 1850 zum Teil nachgebildet hat, dann 
wird dadurch das freie Vereinsleben auf einem Umwege der 
Luft beraubt und erstickt. 
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Neuntes Kapitel. 

D. Die Volksversaminlungeii. 

Es ist hier nicht von organischen Volksversammlungen 
die .Rede, wie sie in den antiken Republiken und in den 
germanischen Staaten des früheren Mittelalters abgehalten 
wurden, oder wie sie noch in den Landesgemeinden einzelner 
Bchweizerischer Demokratien vorkommen, auch nicht von den 
konstituierenden Versammlungen (Verfassungsràten), 
wie sie entweder durch die Verfassung selber vorgesehen oder 
in Zeiten der Umgestaltung eines Staates durch die freie 
Initiative des Volkes geschafFen werden,^ sondern von frei- 
willigen, ^nicht zu dem Staatsorganisjnus gehorigen, offent- 
lichen Versammlungen belie))iger Volksmassen, deren Zweck 
die Manifestation einer politischen Mcinung, eines Wunsches 
oder einer Forderung ist, wie wir sie in den Zeiten politischer 
Aufregung in verschiedenen neueren Staaten sich plotzlich an- 
hâufen sehen. Diese Volksversammlungen sind offenbar eine 
demokratische Erscheinung, aber eine unorganische. 
Nicht jede grôssere Versammlung von Mâhnern, die sich in 
irgend einem Lokal zu gemeinsamer Besprechung oder zur 
Anhorung eines Vortrages tiber politische Fragen freiwillig 
zusammenfinden, gilt schon als Volksversamralung. Es werden 
vielmehr grôssere Massen vorausgesetzt, auf welche die Be- 
zeichnung Volk einigermassen anwendbar ist: und in der 
Regel finden diese Volksversammlungen unter freie m 
Himmel, nur ausnahmsweise in ganz grossen geschlossenen 
Râumen statt. 

Sie sind ihrer Natur nach weniger Volks- als Partei- 
versammlungen, und gewohnlich werden sie zur Partei- 

^ Ein voi-trefFliches Werk über diese konstituierenden Versammlungen 
ist neuerlich in Amerika erschienen: J. Al. Jameson, The constitütionel 
Convention, Newyork 1867. 

niuntschii, aligemeines Sta&tsrecht. 
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démonstration benutzt. Zwar nimmt nicht bloss die Partei 
Anteil, sondern oft auch grôssere Teile des ûbrigen Volkes, 
das nicht zum voraus schon Partei genommen hat. Aber die 
Einladung und die ganze Leitung derselben geht regel- 
màssig von einer Partei ans. Diese ist es, welche die Afi- 
o^dnung bestimmt, die Vorschlâge machen und begrtinden 
lâsst, für die Redner, zuweilen auch für die Bravorufer sorgt 
und die Ausführung des Beschlossenen tibernimmt. Gewôhn- 
lich bemachtigt sich die Partei einer popularen Frage, und 
indem sie eine gefàllige Fahne aushàngt und die Ihrigen in 
Bewegung versetzt, sammelt sie so um sich her grôssere 
Scharen. Auch eine Menge Indiiferenter ünd nur Neugieriger 
wird herbeigelockt und hilft das Gewicht der Masse ver- 
grôssern. Ist die Leitung geschickt und das Ziel klar, treten 
Redner auf die Bühne, welche es verstehen, das Gemüt der 
Menge zu ergreifen und zu stimmen, so entwickelt sich leicht 
wâhrend der Volksversammlung ein gewaltiger Masse nge ist, 
der aile einzelnen erfüllt und fortreisst und wie ein ange- 
schwollener Strom jedcn Widerstand anders Gesinnter über- 
lîiitet und bricht. Die Menge verlâuft sich zwar wieder, aber 
der empfaiigene Impuls geht mit ihr und teilt sich in noch 
grosseren Kreisen der Umgebung mit. Die Führer aber haben 
oft in einer Stunde eine Autoritàt gewonnnen, welche ihre 
bisherige Bedeutung vervielfâltigt, und eine Macht erobert, 
vor der zuweilen die bestehend^ Staatsregierung erzittert. 

Es gibt keine andere Offenbarung der offentlichen Mei- 
nung, welche an Stârke und Gewalt dieser gleichkommt. In 
grossen Staaten freilich wird auch sie weniger gefàhrlich 
sein. Denn es wird in solchen immer nur ein kleiner Teil 
der Gesamtbevôlkerung daran teilnehmen, und die Regierung 
hat über bedeutendere Mittel zu verfügen, um einem feind- 
lichen Streben derart entgegenzutreten. Aber sogar in dem 
freien Grossbritannien, in einem Staate, wo die Achtung vor 
dem Gesetze aile Schichten des Volkes ûuichdrîngt und eine 
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mâchtige Aristokratie die ôfifentliche Ordnung stützt, waren 
die von O’Connell geleiteten grossen Repealversammlungen 
der Irlànder (die monster meetings) zu einer so furchtbaren 
Macht angewachsen, dass die Regierung genôtigt wurde, fernere 
Versammlungen derart zu verbieten. 

In kleinen Staaten und vorzüglich in Republik^n 
haben solche Volksversammlungen, wenn sie zahlreich besucht 
und energisch gefûhrt werden, eine Gewalt, welche leicht die 
ganze Staatsordnung erschtittert. Die Verwechselung liegt da 
sehr nahe, dass die grosse um eine Partei gescharte Menge 
das Volk selber und dass ihre ausgesprochene Meinung 
„ Volkswille“ sei. Die unorganische Versaminlung ist da auch 
geneigter, sich die oberste Macht im Staate anzumassen, und 
der unmittelbarcn Kundgebung ihre^ Verlangens wagt die 
organische Stellvertretung ^des Volkes selten zu widerstehen. 
Versucht sie es, so erfâhrt sie, dass ihre Kraft gelâhmt ist. 
Und doch ist diese Vorstellung mit jeder Staatsordnung, auch 
der rein demokratischen , unvertrâgiich. Batte jede Volks- 
versammlung derart die hochste Gewalt, so wâre das eine 
anarchische Ochlokratie, kein Staat mehr. Die Schweiz hat 
seit 1830 eine Reihe von Erfahrungen derart gemacht. Viele 
Verfassungen und viele Regierungen sind diirch das Mittel 
solcher Volksversammlungen und in entgegengesetzten Partei- 
richtungen gestürzt worden, weil sie zu schwach nyaren, um 
dem Anstoss eines so konzentrierten und gesteigerten Massen- 
geistes zu begegnen. 

In ruhigen Zeiten kommen sie nicht leicht vor. Eine 
gewisse Aufregung und Gârung ist ihre natürliche Unter- 
lage; in kritischen Zeiten, wo die Leidenschaften der Parteien 
entzündet sind und die Menge gereizt werden kann, erheben 
sie sich mit vulkanischer Gewalt Auch das Verbot ist dann 
gefâhrlich, wenn ihm nicht grosse Macht Nachdruck gibt.^ 
Das Verbot des Reforrnbankettes in Paris hat die aussere 
Veranlassung gegeben zu dem Ausbruch der Révolution, welche 
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die Dynastie der Orléans und das Konigtum in Frankreich 
gestürzt hat. Das Gewâhrenlassen ist aber nicht weniger 
gefâhrlich. Die Schweiz und Deutschland im Jahre 1848 haben 
diese Erfahrung gemacht. Sind dieselben erlaubt und werden 
sie von einer Partei benutzt, so haben die anderen Parteien 
kd'im ein anderes ebenso wirksames Gegenmittel, als auch 
ihrerseits Volksversainmlungen zu halten. Die Partei, die sich 
nicht trauen darf, der Gegenpartei auch auf diesem Gebiete 
gegenüberzutreten, ist für den Moment besiegt. 

Zwei Système lassen sich den Volksversammlungen gegen- 
ûber staatsrechtlich wohl begründen. Das eine ist Ver bot 
derselben als Regel, ^ Erlaubnis im einzelnen Falle durch 
die Regierung als Ausnahme. Es ist das freilich auch ein 
ziemlich sicheres Mittel, dieselben ganz zu beseitigen. Ftir 
kleinere und schwache Staaten verdient dieses System darum 
den Vorzug, weil dort die Gefahr ftir die Sicherheit der Staats- 
ordnung, ftir die Autoritât der organischen Stellvertretung 
des Volkes selbst und ftir das Ansehen der gesetzlichen Staats- 
gewalten ein grôsseres Uebel ist als der Vorteil, welchen die 
Volksversammlungen gewàhren, sei es, weil sie auch als Ventil 
dienen kônnen, um einer vorhandenen Gârung Luft zu 
machen, sei es, weil sie oft der Ausdruck einer berechtigten 
ofFentlichen Meinung sind, wirkliche Uebel in der Staatslei- 
tung an den Tag bringen und deren Beseitigung fôrdern. Die 
organischen Mittel der Vertretung des Volkes in dem gesetz- 
gebenden Kôrper, der Gerichtsverfassung, der Petitionen der 


‘-i Für die Schweiz Stanzerverkommnis von 1481, §. 8; „Wir 
sind ouch übereinkommen , das ouch fürbashin under uns und unser 
eidgenoszschaft weder in stetten noch in lendern nieman dheinerlei suii- 
derbarer gefarlicher gemeinden sammlungen oder antrag, davon 
jeman schaden, viVuor oder unfuog erstan mochten, weder heimlich noch 
offentlich fürnemen noch thuon sol one willen und erlouben siner herren 
und oberen.** In neuerer Zeit haben zwar die schweizerischen Ver- 
fassungen darüber Stillschweigen beachtet, aber faktisch sind die Volks- 
versammlungen seit 1830 als erlaubt angesehen worden. 
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Gemeinden und Individuen und âhnliche Garantien sind so 
wirksam, wenn sie richtig benutzt und mit Energie gehand- 
habt werden, dass eine so gefâhrliche Démonstration keines- 
wegs notwendig çrscheint. 

Das andere seit langer Zeit in England und Amerika^ 
gei^bte, in unserer Zeit auch auf dem europaischen Kontinente 
herrschend gewordene System, in grossen Staaten mit starker 
Regierungsmaclit unbedenklicb — ist Freiheit der Volks- 
versammlungen als Regel, Regierungsverbot als Aus- 
nahme.'* Auch diese Freiheit bedarf übrigens der Beschrânkung: 

a) mit Bezug auf die Form der Versammlung. Unbe- 
waffnetes Erscheinen wird fast überall gefordert, mil Recht, 
weil die Partei, zum bewaffneten Heere gesammelt und von 
den eigenen Parteiführern gehetzt, die gemeine Staatsordnung 
zu heftig bedroht; 

b) mit Rücksicht auf den Ort derselben, je nachdem 
die Versammlung iin Freien oder in Gebàuden gehalten wird. 

3 Erklariing der Rechte der amerikanischen Kolonien vom 14. 0kl. 
1774: „Sie habeii das Recht zxi friedlichen Versammlungen, nm ihre 
Reschwerden zu erwagen und Petitionen an den Kdnig zu ricliten. Aile 
Verbote, Proklamationen und Verfolgungen, weibhe diesem Rechte zu- 
widerlaufen, sind iingesctzlich." 

4 Belgische Vert*., Art. 19: „Die Belgier haben das Recht, sich 
friedlich und ohne Waffen zu versammeîn, gemass den Gesetzen, welche 
die Ausübung dieses Redites bestimmen konnen, ohne es jedoch einer 
vorgangigen obrigkeitlichen Erlaubnis zu unterwerfen. Diese Verfügung 
bezieht sich nicht auf die Versammlung unter freiem Himmel, welche 
ganzlich den Polizeigesetzen untcrworfen bleibt.“ Deutsche Reichsverf. 
von 1849, §. 159: „Die Deutschen haben das Recht, sich friedlich und 
ohne Waffen zu versammeîn, einer besonderen Erlaubnis dazu bedarf es 
nicht. Volksversammlungen unter freiem Himmel konnen bei dririgender 
Gefalir für die ôffentliche Ordnung und Sicherheit verboten werden. “ 
Preussische, Art. 29: „Alle Preussen sind berechtigt, sich ohne vor- 
gangige obrigkeitliche Erlaubnis friedlich und ohne Waffen in geschlos- 
senen Raumen zu versammeîn. Diese Bestimmung bezieht sich nicht 
auf Versammlungen unter freiem Himmel, welche auch in Bezug au» 
vorgângige obrigkeitliche Erlaubnis der Verfügung des Gesetzes unter- 
worfen sind." 
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Fûr die Freiheit der Beratungen und Abstiramung in den 
organischen Versammlungen des reprâsentativen Kdrpers (der 
Kammern, Nationalràte u. s. f.) ist es in hohem Grade be- 
denklich, wenn in ihrer Nàhe die lauten und oft leidenschaft- 
lichen Stimraen aufgeregter Volksversammlungen sich ver- 
nebmen lassen. Daher auch in dieser Beziehung das Er- 
fordernis einer gewissen Entfernung von dem Sitze eines 
solchen Kôrpers. 

c) Das Erfordernis einer vorherigeii Anzeige des ein- 
ladenden Ausschusses bei der Polizei über Zeit, Ort und 
Zweck der ausgeschriebenen Volksversammlung,® verbunden 
mit der Angabe der Mitglieder des leitenden Ausschusses 
und der Benennung der bestellten Redner wird ganz 
passend hinzugefügt; denn wo so grosse und offene Denion- 
strationen beabsichtigt werden, sollen die Fûhrer weder sich 
noch ihren Zweck vor dem Staate wie Verschwôrer verbergen 
und dieser sich zur rechten Zeit rüsten kônnen, um je nach 
Umstànden zu verfügen, was die Sicherheit des Staates cr- 
heischt. 

d) Das Recht der Aufsicht des Staates wàhrend der 
Versammlung, auch durch Beauftragte der Regierung an schick- 
licher Stelle, versteht sich von selbst. 

e) Wenn irgend nach den Umstànden Gefahr für die 
offentliche Sicherheit der Personen, des Eigentums und 
der Staatsordiiung zu besorgen urrd doch diese nicht so gross 
ist, um die Regiernng zum Verbote derselben zu bestimmen, 
so ist die Abforderung einer Kaution^^ von seiten des Aus- 
schusses der Volksversammlung für allen Schaden, der durch 

5 Zuweilen beschrànkt auf Volksversammlungen unter freiem llimrnel, 
im Gegensatze zu geschlossenen und gedeckten Raumen. 

® In England ist der Grundsatz uralt, dass die Bewohner eines hund- 
red lur den Schaden einstehen müssen, der durch Zusammenrottung ver- 
libt wird. Vgl. auch Stat. 7 und 8. Georg IV., c. 31. Franzosi- 
sches Gesetz vom 23. Februar 1790 und 2. Oktober 1795 bei Mitter- 
maier, Zeitschr. VU, S. 26 fT. angezeigt. 
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die Volksversammlung oder durch die an ihr teilnehmenden 
Volkshaufen verübt werden sollte, wohl eines der am meisten 
praktischen Mittel,' solchem Schaden zuvorzukommen und 
die Regierung in ihrem Rechte, wenn sie sich so zum voraus 
sicherstellt. 


Zehntes Kapitel. 

E. Das Recht des Widerstandes. 

Ein geistreicher englischer Rechtsgelehrter hat den Wunsch 
ausgesprochen, die Fûrsten und ihre Miiiister môchten den 
Widerstand der Unterthanen gegen tjrannische Verfügungen 
für Recht, die Vôlker aber für Unrecht halten und so jene 
die Veraalassung zu offenem Widerstand, diese den Widerstand 
selber vermeiden. Die Erfahrung auch in neuerer Zeit beweist, 
dass jener Wunsch noch zu den frommen Wtinschen gehort. 

Von dem einfachen duldenden Ungehorsam bis zu offener 
und kriegerischer Empcirung gegen die Staatsgewalt führt ein 
langer und gefâhrlicher Weg an den Abgründen vorbei. Ein- 
zelne Individuel! sowohl als ganze Volker, die ihn gegangen, 
sind oft dabei verunglückt. Aber die Geschichte weiss auch 
von ïhaten zu erzâhlen, die auf diesem Wege Rettung ge- 
bracht haben aus unleidlicher Not. Das Gericht, welches die 
Geschichte verwaltet, hat viele Unternehmungen derart strenge 
verurteilt, aber es hat auch andere mit dem Kranze eines 
stets frischen Nachruhmes verherrlicht. 

Das Recht des Staates ist nicht ein absolûtes über 
den Menschen, daher auch der Gehorsam, welchen der 
Staatsbürger der Obrigkeit, der Privatmann der Staatsgewalt 
schuldet, kein absoluter, Wo das menschlich-irdische Recht 
an die Grenze seiner Macht gekommen, wo das innere un- 
sichtbare Geistesleben in angeborener Freiheit waltet, da hat 
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Yorerst auch der staatliche Gehorsam sein Ende gefunden, und 
kein Individuum ist verpflichtet, so zu glauben, so zu denken, 
so zu fûhlen, wie die Staatsgewalt etwa vorzuschreiben sich 
angemasst hat.^ 

Aber nicht bloss diese Grenze, welche schon mit der 
Schôpfung der Menschennatur von Gott gezogen worden, bat 
der individuelle Gehorsam, Das Individuum ist der Staats- 
gewalt überhaupt liur insofern zum Gehorsam verpflichtet, als 
die Sphâre des Staates reicht; aber nicht raehr, wenn 
diese in die Sphàre des Privatrechtes nicht aus Staats- 
grûnden noch da, wo das Privatrecht dem Staatsrecht in wirk- 
lichem Konfiikte untergeordnet ist, übergreift. Wohl darf der 
Staat tiber das Elut und das Gut seiner Angehôrigen ver- 
fûgen, wenn das notig ist zur Erhaltung des Ganzen. Aber 
wenn der Regent aus Laune mit dem Leben eines ünterthanen 
spielen wollte, oder nach seinem Vermôgen gelüstete and will- 
ktirlich auf dieses griffe, oder sein Familienrecht antastete 
und sein Weib oder seine Tochter frevelnd zum Genusse be- 
gehrte, so würde er hier ofîenbar nicht als Obrigkeit gebieten 
konnen, denn das ware nicht Ausübung eines Regierungs- 
rechtes und der Bürger ware hier in keiner Weise zum Ge- 
horsam verpflichtet. Als Mensch tritt er hier dem Menschen 
entgegen, nicht als Unterthan der Obrigkeit. Das deutsche 
Rechtssprichwort des Mittelalters gibt diesem Gedanken eineii 
bezeichnenden Ausdruck: „Der Kkiser soll Kaiser sein, Solange 

* Vgl. dartiber oben Buch VI, Kap. 2 und oben Bd. I, Buch VI, Kap. 8, 
Note 15. In der Antigone v. 730 ff., weist Sophokles wiederholt 
darauf hin: 

„Kreon: Soll denn die Stadt mir sagen, was ich ordnen soll? 

Hamon: Sieh doch, du redest allzusehr nach Knabenart. 

K.: Gebeut ein andrer oder ich in diesem Land? 

H.: Die Stadt, gehbrend einem nur, ist keine Stadt. 

K.: Nicht eigen ware dem die Stadt, der ihr gebeut? 

H.: Wohl herrsche du denn ganz allein im bden Lard. 

K.: Ich irre, wenn mein Herrscherrecht mir heilig gilt? 

H.: Nicht heilig gilt dir’s, wenn du hôhnst der Gôtter Recht.^ 
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er recht thut. Der Kaiser ist dem mindesten gleich, wenn 
er unrecht thut.“ 

Aber auch innerhalb des Bereiches der Staatsmacht 
muss diese dçm Kechte gemâss geübt werden und wider- 
rechtliche (verfassungswidrige oder ungesetzliche) Gewalt ruft 
gegründeten Widerspruch hervor. Auf solchem dem Staate 
eigenen Gebiete ist indessen der letzte Entscheid in der 
Hand des Staates selbst und seiner obersten Autoritâten 
und der einzelne kann demselben nicht auf die Dauer wider- 
stehen. 

Die Formen des Nichtgehorsams und des Widerstandes 
der Individuen gegen Unrecht, das ihnen von der Staatsgewalt 
zugemutet oder angethan wird, siiid sehr verschieden. Unbe- 
zweifelt rechtmassig ist: 

1. àer einfache Widerspruch gegen eine widerrecht- 
liche ‘Zumutung und die Nichtaustibung der anbefohlenen 
Handlungen verbunden mit der Unterwerfung unter die 
angedrohten Strafen, d. h. üngehorsam im Thun und 
Gehorsam im Leiden. 

Damit kônnen wohl Vorstellungen verbunden werden, 
welche das Recht des Individuums und das Unrecht der 
Staatsgewalt klar machen und nicht selten diese abhalten, Un- 
recht zu thun, ferner die Anwendung der Rechtsmittel, 
welche Verfassung und Gesetz zum Schutze des Individuums 
demselben verliehen haben,^ endlich der F rotes t, der das 
erlittene Unrecht bezeugt und die Gerechtigkeit der Zukunft 
anruft. Christus selbst hat der Menschheit ein grosses Vor- 
bild hinterlassen, welches auch die zu stârken und mit freu- 
diger Zuversicht zu erfüllen vermag, welche ihm âhnlich für 


Cicero de leg. III, 3; „Justa imperia sunto, iisque cives modiste 
ac sine ncusatione parento, Magistratus nec obedientem et noxium civem 
multa vipculis verberibusve coërceto, ni par majorve potestas populusve pro- 
hibessit^ ad quos provocaiio esté. Militiae ab eo qui imperabit provocatio 
ne esto.** 
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das ewige Recht ihres Wesens die herbste Pein und selbst 
den Tod des Verbrechers erdulden, ohne wider die hohere 
Oewalt der Obrigkeit zum Schwerte zu greifen. 

Diese Weigerung zu handeln kann als sogenannter pas- 
siver Widerstand zu einem politischen Kampfmittel der 
Parteien auf grossere Massen ausgedehnt werden, um der be- 
stehenden Staatsgewalt Schwierigkeiten zu bereiten und die 
Missstimmung grosser Klassen an den Tag zu legen. Dabin 
gehôren die Enthaltung der Wâhler zu der Volksvertretung 
von den Wahlen, das Wegbleiben der Gewàhlten von den 
Sitzungen, die Weigerung, Steuern zu zahleu, verbunden mit 
der Bereitschaft der Pflichtigen, sich auspfânden zu lassen, 
die Weigerung überhaupt, ôffentliche Pfiichten zu erfüllen, bis 
der Zwang der Staatsgewalt eintritt. Unter Umstânden kann 
dieser passive Widerstand, der immer ein Zeichen von kranken 
Zustânden ist, eine bedeutende politische Wirkung übeu und 
vielleicht eine Aenderung der Regierungspolitik zur Folge 
haben, aber auf die Dauer ist derselbe nicht haltbar. Die 
Macht der Staatsbedürfnisse und der Staatsmittel reiclien aus, 
ihn zu brechen oder ihn allmàhlicli abzuschwâchen. 

2. Das positive rômische Staatsrecht blieb dabei nicht 
stehen. Der Tribunat wurde geschaffen, um einen recht- 
màssigen und geordneten Widerstand gegen wider- 
rechtliche Gewaltübung der Magistrate nicht bloss zu Gunsten 
des in seinem Redite verletzten Individuums, sondern unter 
Mitwirkung der gesamten Plebs zu organisieren. Die Tribunen 
waren berechtigt, nicht allein die drohende Gewalt durch ihr 
Veto zu hemmen und ihr so auch den àusseren Scheiri des 
Rechtes zu entziehen, sondern wenn die Volksfreiheit gefàhrdet 
schien, die Plebs auch zur Verweigerung des an und für sich 
schuldigen Gehorsams in anderen Dingen aufzufordern und 
zu ermàchtigen, um so die herrschende Aristokratie durch 
die allgemeine Not und Làhmung in die Schranken des be- 
stehenden Rechtes zu weisen. Selbst aristokratisch gesinnte 
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Staatsmànner® haben diese Institution trotz ihrer Màngel als 
eine Stütze des guten Kecbtes und nationaler Freiheit an- 
gesehen. Es war das noch immer ein negativer Widerstand. 
Die Plebs griff nicht zu den Waffen, sie zwang die Obrigkeit 
nicht mit der Gewalt des Schwertes von dem Unrecht zu 
la^jsen. Aber sie ward der Pflicht des Gehorsams entbui^den, 
bis jene die Autoritât des Rechtes, welches den ganzen Staat 
zusammenhielt, wieder achtete. Aber auch die Tribunen 
lernten ihre Macht missbrauchen und statt das niedere Volk 
in seinem guten Rechte zu schützen, fingen sie an, mit Hilfe 
seiner Leidenschaften das Recht des Staates und der obrig- 
keitlichen Gewalt ihrem Willen zu beugen, und brachten daim 
Unruhe und Verwirrung ûber den Staat. 

Zu Sparta war der Ephorat^ dessen nâchste Bestim- 
mung auch gewesen, für die Freiheit des Volkes zu wachen 
und dêm Missbrauch, den die Konige von ihrer Gewalt machen 
würden, entgegenzutreten, noch schneller ausgeartet, und aus 
Wachtern für die Freiheit wurden die Ephoren bald Mit- 
regenten der Konige. Sie waren berufen, die Verfassung zu 
bewahren, und machten dann selbst einen tiefen Riss in das 
kunstvolle Werk. 

3 Z. B. Cicero, der den Grundsatz (de Legib. IIJ, 3): ^Plebes qiios 
pro se contra vim auxilii ergo decem creassit, ei tribuni ejus sunto, quod- 
que ii prohibessint , quodque plebem rogassint, ratuin esto“, nàher moti- 
viert de Legib. 111, 10: „Fateor in ista ipsa potesUte inesse quiddam 
raali. Sed bonum quod est quaesituin in ea, sine isto malo non habe- 
remus. Nimia potestas est tribunorum plebis. Quis negat? sed vis po- 
puli multo vehementior multoque saevior, quae, ducem quod liabet, in- 
terdum lenior est, quam si nullum haberet. Dux enim sue se periculo 
progredi cogitât: populi impetus periculi rationem sui non habet. At 
aliquando incenditur. — Et enim saepe sedatur. Quod enim est tam 
desperatum collegium, in quo nemo e decem sana mente sit? — Om- 
cessa plebi a patribus ista potestate arma ceciderùnt, restincta seditio 
est; inventum est temperamentum, quo tenuiores cum principibus aequari 
se putarent: in quo uno fuit civitatis salua. — Quamobrem aut exigeddi 
reges non fuerunt aut plebi re non verbo danda libertas: quae taraen 
sic danda est, ut — auctoritati principum cederet." 
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3. Auch das Mittelalter bat seine Krâfte an der Auf- 
gabe versucht, zum Schutze des Rechtes wider hôhere Gewalt 
einen Widerstand zu ordnen. Es war aber in der Erfüllung 
derselben noch weniger glûcklich als das Altertum. Das 
Recht der Selbsthilfe schien von alters her dem germani- 
schen Charakter natürlich. Die Selbsthilfe war in der Yov- 
zeit die gewohnte Form, wie der freie Germane sein Recht 
gegen jeden Angriff verteidigte, die Nichtachtung desselben 
zu erzwingen suchte und für erlittene Unbill Rache nahm. 
In der frânkischen Monarchie zuerst waren die Germanen ge- 
nôtigt worden, ein anderes Princip, das der staatlich geord- 
neten Gerechtigkeit als die hôhere Regel anzuerkennen. ^ 
Aber als das Reich Karls des Grossen sich auflôste, da zeigte 
es sich, dass der alte Trieb zur Selbsthilfe noch nicht er- 
storben und die neue von der rômischen Kultur überlieferte 
Staatsidee noch nicht in Geist und Elut der Vôlker überge- 
gangen war. In dem Fehderecht des Mittelalters wurde sie 
wieder erneuert. Wer sich stark genug fühlte, sein geglaubtes 
Recht wider ungerechten Angriff mit dem Schwerte in der Hand 
zu schützen und wider den Feind desselben die Fehde zu 
führen, der that es. Der Streit zwischen dem Kônige und 
den Grossen, zwischen beiden und den Stâdten des Reiches, 
zwischen den Fürsten und den Stànden über ihre gegen- 
seitigen Rechte wurde daher nicht selten zum offenen Kriege 
der Parteien. Jene und diese sammjelten und warben Truppen 
und der Sieger in der Schlacht behielt das Recht. 

4. Der moderne Staat, der sich als G an z es fühlt, ertrâgt 
eine solche unbândige Selbsthilfe und den inneren Krieg nicht, 
der aus jener folgt. Sie erscheinen ihm beide als Symptôme 
der Barbare!, nicht als Schutzwehren des guten Rechtes. Er 
muss daher im Gegensatze dazu das Princip bekennen: be- 
waffnete Selbsthilfe wider die Obrigkeit ist nicht 


4 Vgl. oben Buch V, Kap. 1. 
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erlaubt, auch daim nicht, wenn diese unrechtmâssige 6e- 
walt übt. Aber muss er unter allen Umstânden das Kecht 
eines energischen undaktiven Widerstandes verdammen? Kann 
er nur den Widerstand zulassen, der der âussersten Gewalt- 
that mit dem schlicliten Worte entgegentritt und dessen ganze 
Gegenwehr in der moralischen Erhebung des schuldlosenJDul- 
dens besteht? einen solchen Widerstand nur, welcher brutaler 
und verstockter Tyrannei immer den ausseren Erfolg lâsst 
und ganz allein auf die Offenbarung der gôttlichen Gerechtig- 
keit vertraut? 

So lehrten allerdings die Theologen der englischen Hoch- 
kirche und die rechtsgelehrten Tories in den Zeiten Karls IL 
und Jakobs IL Jene beriefen sich auf die Ermahnung des 
Apostels,Paulus: ^Jedermann sei .unterthan der Obrigkeit, 
die Gewalt ûber ihn hat“ und legten die Stelle als absolûtes 
Oebot aus. Sie betonten es mit Nachdruck, dass Paulus die 
Christen so erraahnt habe, als der Tyrann Nero die Welt be- 
herrschte, und erklârten, kein Bruch des Rechtes, kein Ueber- 
mass von Grausamkeit und Willkûr kônne je die Unterthanen 
berechtigen, ihrer Obrigkeit mit Gewelt zu widerstehen. Die 
Rechtsgelehrten aber fûhrten ûberdem aus, dass die Regel 
des Gehorsams schon darum durch keine Ausnahme des 
erlaubten Widerstandes beschrânkt werden kônne, weil 
es nicht môglich sei, eine sicherc Linie zu finden zwischen 
den gewôhnlichen Zustanden, in denen die Regel gelte, ünd 
den ausserordentlichen Fàllen, für welche die Ausnahme ge- 
fordert werde. Besser sei es daher, dass die Gesellschaft 
auch ein grausames und liederliches Régiment ertrage, als 
dass sie die Rébellion gutheisse, sobald nur die Rebellen den 
Olauben haben, dass ihr Recht verletzt und der Druck, den 
sie leiden, unertrâglich geworden sei; denn durch einen der- 
artigen Grundsatz würde die Sicherheit einer jeden Staats- 
ordnung verletzt. 

Da die Erinnerungén an die vorausgegangenen Greuel der 
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Révolution und den frtiheren Despotismus der Gleichmacher 
noch frisch waren und Solange die Tyrannei Jakobs IL nur 
die Dissenters und die Republikaner drückte, fand diese Lehre 
ziemlich allgemeinen Beifall. Als dann aber der Konig auch 
die Aristokratie in ihren Rechten verletzte und die Hoch- 
kirche bedrückte, da neigte sich allmàhlich die ganze Nation 
dem Princip der Whigs zu: „dass âusserste ünter- 
drückung den bewaffneten Widerstand rechtfertige;^ 
und selbst die wenigen Tories, welche jede Ausnahme von 
der Christenpfiicht des duldenden Gehorsams auch da noch 
im Princip verwarfen, liessen doch die Rébellion faktisch ge- 
wàhren und hielten sich nicht für verpflichtet, auf seiten des 
bedrohten Konigs zu streiten. Auch der Grundsatz des Wider- 
standes wurde nun wissenschaftlich begründet.^ Den Theologen 
wurde erwidert dass die moralische Ermahnung des Pauliis, 
der Obrigkeit zu gehorchen, weder ein Rechtsgesetz noch 
absolut zu verstehen sei. So sei ja auch geboten, im Frieden 
zu leben und nicht zu schwôren, und doch sei ausnahmsweise 
der Krieg noch unvermeidlich und der Eidschwur unentbehr- 
lich für die Sicherheit des Rechtes. Den Juristen wurde zu- 
gestanden, dass es schwierig, vielleicht unmoglich sei, eine 
scharfe, für jedermann sichtbare Linie zu ziehen zwischen den 
gewühnlichen Fàllen, wo der Widerstand strafbar, und den 
ausserordentlichen, wo er erlaubt sei, aber nun auch entgegnet 
von anderen Rechtsgelehrten, dass überhaupt auf dem Gebiete 
sittlicher und rechtlicher Beurteilung sich nicht immer so 
scharfe àussere Grenzen ziehen lassen, und dass Gutes und 
Schlechtes nicht so leicht sich unterscheiden lasse wie in der 
Geometrie das Dreieck und der Kreis. Wer wollte aber das 
Recht der Notwehr des Privatmannes darum leugnen, weil 
es schwer und scgar unmoglich sei, zum voraus für aile Fàlle 

5 pie hocbst interessanten Verhandlurigen darüber sind von Ma- 
caulay in seiner Geschichte Ënglands iinter Jakob II. mit vollendeter 
Aleisterschaft dargestellt. 
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das Mass von wirklicher Gefahr zu bezeichnen, welches zu 
jener berechtige? Aehnlich verhalte es sich mit dem Rechte 
eines fyeien Volkes zum Widerstand gegen eine tyrannische 
Regierwig wie. mit der Notwehr des Individuums gegen eiiien 
râuberischen Angrifî. In beiden Fàllen mtisse das widerrecht- 
Ijche Uebel gross und ernst, in beiden aile gewôhii- 
lichen und friedlichen Mittel der Abhilfe vergeblich 
erschôpft sein. In beiden werde eine schwere Verant- 
wortlichkeit ûbernommen und wem es nicht gelinge, die 
Not und sein Recht klar zu machen, der laufe um des Ge- 
brauches so verzweifelter Gewaltmittel willen mit Recht Gefahr 
die hàrtesten Strafen erdulden zu müssen. Nicht leicht solle 
man die Ausnahme anerkennen, sie niemals zuzulassen sei 
aber in beiden Fâllen unmoglich. 

Diese Lehre ist (^enn auch in England und Nord- 
amefika zur allgemeinen Geltung gekommen.^ Mogcn auch 
religiose Naturen, wie der Apostel Paulus, der heilige Augusti- 
nus, Luther sogar in den Fâllen unmenschliclier Tyrannei 
in dem Dulden des Unrechtes die hochste Tugend erkennen 
und jede aktive Gegenwehr wie eine, Versuchung zur Sünde 


Lord Brougham, British constitution (aiigezeigt von Mohl in 
M ittermaiers Zeitschrift XVIII, S. 195), S. 103: „Imnier müssen wir 
bedenken, wie wesentlich für die Erhalturig der Verfassung der Grundsatz, 
des Widerstandes gegen ungesetzliche Gewalt ist^ wie notwendig für 
Regierende und für Regierte es ist, die Ergreifung dieses aussersten 
Mittels als moglich anzuselicn; allerdings eines aussersten und deshalb 
nur mit Ümsicht zu gebrauchenden Mittels, allein immerhin einer im 
Bereiche des Volkes liegenden Hilfe, eines Schiitzes, zu dem dasselbe 
greifen kann und will, so oft seine Regenten es zu seiner Selbstvertei- 
digung hierzu notigen. IJnsere Geschichte ist voll von Beispielen, welche 
uns leliren, Misstrauen in bloss gesetzliche Sicherheiten zu setzen, welche 
uns in Erinneriing bringen, dass Richter, Parlamente ynd Minister 
ebenso auch die Konige, schwache Menschen sind, die Spielballe eigen- 
süchtiger Meinungen, leerer Furcht oder unehrlicher Parteisucht; und 
dass das Volk nie sicher ist ohne. den feststehenden Entschluss bis ledîm 
Tode zu widerstehen, so oft ein Eingritf in seine Rechte gemacht wird.“^ 
Vgl. Bd. III, PoLtik, Kap. Révolution. 
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von sich weisen, keine mânnliche und freie Nation wird auf 
dieselbe im Notfall verzichten. Sie wird die Zwangsjacke, 
mit welcher ihr die Knechtschaft aufgenôtigt werden soll, zer- 
brechen und ihre Menschen- und Volksrechte nôtigenfalls mit 
Oewalt verteidigen. 

Aber wir sind uns wohl bewusst, hier an die Grenze der 
Rechtsordnung gelangt zu sein und die Frage der Révolu- 
tion zu berühren, die cher eine politische, als eine Rechts- 
frage ist. 

Die Jakobiner der franzôsischen Révolution haben auch 
da wieder die Dinge auf den Kopf gestellt und, was nur als 
Ausnahme der Not sich verteidigen lasst, geradezu in eine 
regelmâssige Aeusserung erlaubter Volksgewalt 
umzuwandeln versucht. Nach ihren Beschlüssen sollte so 
die Révolution selber als Staatsprincip proklamiert und die 
Erapôrung wider die Obrigkeit als Bürgerpflicht geboten 
werden. ’ 

Regieruiig und Regierte zusammen bilden den Staat. Auf 
der Seite der Regierung ist die Staatsautoritàt in der Regel, 
auf der Seite der Regierten die Pflicht des ôffentlich recht- 
lichen Gehorsams. Aoer jenes Recht der Regierung ist nicht 
ein absolûtes in dem frcien Staate und diese Pflicht der Re- 
gierten ist nicht eine absolute. Die Autoritât der Regierung 
ist auf die Rechtsordnung gegründet und die Pflicht der Re- 
gierten zu gehorchen wird durch -die Rechtsordnung beschrànkt. 
Wenn jene zu oifenbarem ünrecht raissbraucht wird, dann 
dreht sich das normale Verhàltnis um. Dann wird der aktive 

7 Franzosische Verf. von 1793 [Erklàrung der Menschenrechte], 
Art. 35: „Wenn die Regierung die Volksrechte verletzt, so ist der Aut- 
ruhr (l’insurrection) für das Volk und jeden Teil des Volkes die hei- 
ligste und unerlâssllchste Pflicht." Gemassigter in der Verfassung für 
Sicilien von 181 ü, §. 201: „Der sicilianische Staatsbürger ist berechtigt, 
einem jeden Widerstand zu leisten, der ihn, ohne vom Gesetz ansdrücklich 
dazu ermâchtigt zu sein, mit Gewalt oder durch Drohungen gegen seinen 
Willen etwas zu tbun, zwingen wollte." 
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Pol (die Rechtsmacht) der Regierung passiv und der passive 
Pol (der rechtliche G’ehorsam) wird aktiv zur Rettung der 
Rechtsordnung. Das ist aber immer ein anomaler Aiis- 
nahmè^Mistand, niemals die Regel offentlicheii Rechtes. 

Nur die wahre und ernste Not vermag es zu recht- 
festigeri, dass dem Bruch des Rechtes von seiten der 0)v’ig* 
keit, welche das Redit zii sdiützen berufen ist, gewaltsainer 
Widerstand von seiten der Regierten entgegengesetzt und 
so auch von unten, uin die Volksfreiheit und das Volksrecht 
zu retten, das Grundgesetz eines jeden Staates. die llnteroid- 
nung der Regierten unter die Obrigkeit, lui* d<*n Augenblick 
Jiinwieder nicht gehalten werde.^ Wo aber so der G(‘vvalt die 
(iewalt entgegentritt, da ist die Wirksamkeit des Staatsrechtes 
gelahmt;^und wie das Notrecht der, Regierung in àusserster 
Gefahr des Staates, so v^t auch dieses Notrecht der Re- 
gierten ein Zeichen der UnvoIIkommenheit aller inenschlichen 
Rechtsordnung, Das Staatsrecht kann diese aussersten Fâlle 
nicht wegleugnen, aber ebensowenig nâher nonnieren. Ks kann 
dieselben moglichst zu beschrànken und die natiirlichen Ge- 
fahren derselben zu vermindern suchivi. Aber wenn so die 
Not das Gebot durchbricht und die Naturknifte walten, dann 
ist das Staatsrecht an die Grenze seiner lierrschaft gelangt, 
und das hëhere Sittengesetz allein übt noch eine geistige 
Macht, dit* übtT der rohen Gewalt thront und s»e ennâssigt 
und richtet.^ 

Vgl. den Artikel: Gehorsani und Widerstand in BliintschJis 
Staatsworterbnch. 

Unser Schiller liât im Tell dieses von der Revolntionslnst 
durehaus verschiedene Notrecht in den Worten vStanlïachers w'ürdig ver- 
treten : 

„Eine Grenze hat Tyran ii en macht, 

Wenn der Gedrütskte iiirgends Redit kann linden, 

Wenn unertraglich wird die Last — greift er 
Hiriaui’ getrosten Mutes in den liiiimiel, 
aiu 11 t s e h I i y- aligenic'nes Staatsrecht. 


U 
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ünd liolt herunter seine ew’gen Redite^ 

Die droben liangen nnverausserlieh 

Und unzerbrechlich wie die Sterne selbst. - 

Der alte ürstand der Natur kehrt wieder, 

Wo Menscli dem Menschen gegenübersteîit ~ 
Zum letzteii Mittel, weiin kein audres mehi’ 
Verlangen will, ist ihm das Schwert gegeben 
Der Güier hochstes dürfen wir verteidigeii 
Gegen Gewalt -■ wir stehn fûr unser Land, 
Wir stehn fiir nnsre Weiber, unsre Kinder.“ 






